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Vorwort 


Die vorliegende Arbeit wurde im Oktober 2019 an der Katholisch-Theologischen 
Fakultät der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster als Inauguraldisserta- 
tion eingereicht und im Sommersemester 2020 von der Fakultät angenommen. 

Dass nach fünf Jahren meiner Beschäftigung mit der facettenreichen und kir- 
chen- wie theologiegeschichtlich spannenden Gestalt Augustin Beas die Arbeit nun 
als Buch vorliegt, verdanke ich vielen Menschen, die mich während meines Disser- 
tationsprojekts begleitet haben. 

An erster Stelle bedanke ich mich ganz herzlich bei meinem Doktorvater, Herrn 
Prof. Dr. Dr. h.c. Hubert Wolf. Er hat bei unserem ersten gemeinsamen Romauf- 
enthalt das Thema angeregt und mich dann begeisternd, ideenreich, kritisch, rea- 
listisch und vor allem vertrauensvoll mit Rat und Tat betreut. Auch für die vielfäl- 
tige Förderung als sein Mitarbeiter am Seminar für Mittlere und Neuere Kirchen- 
geschichte bin ich ihm sehr dankbar. 

Frau Prof. em. Dr. Marie-Iheres Wacker bin ich ebenfalls sehr zu Dank ver- 
pflichtet. Sie hat nicht nur das Zweitgutachten übernommen, sondern auch den 
Fortgang meiner Arbeit mit großem Interesse begleitet. Ihr danke ich besonders für 
unsere ausführlichen Gespräche und die vielen Anregungen aus alttestamentlich- 
exegetischer Sicht. 

Im Laufe der Recherchen zu Augustin Bea habe ich von verschiedenen Kollegin- 
nen und Kollegen wertvolle Ratschläge erhalten. All diese Gespräche haben zum 
Gelingen meiner Arbeit beigetragen. Besonders erwähnen möchte ich meine jesui- 
tischen Gesprächspartner: Fr. Mag. Nikolas Klein SJ (Zürich) hat mich als profun- 
der Kenner der Geschichte des Zweiten Vatikanischen Konzils unterstützt und er- 
mutigt, das Dissertationsprojekt anzugehen. Herr Prof. em. P. Dr. Dr. h.c. Norbert 
Lohfink SJ (Frankfurt) hat mir als ehemaliger Alumne und Professor des Päpstli- 
chen Bibelinstituts die Innensicht der päpstlichen Hochschule nähergebracht. Auch 
Herrn Prof. em. P. Dr. Klemens Stock SJ (München), der das Bibelinstitut von 
1990-1996 geleitet hat, verdanke ich viele Informationen über diese Institution. 
Mit Herrn Prof. em. P. Dr. Klaus Schatz SJ (Frankfurt) konnte ich mich bei gemein- 
samen Archivaufenthalten in Rom über meine Quellenfunde und alle Fragen rund 
um die Gesellschaft Jesu austauschen. Ihnen gilt mein besonderer Dank. Auch der 
Austausch mit Dott.ssa Saretta Marotta (Bologna), die in den letzten Jahren inten- 
siv zu Beas ökumenischem Engagement in den rosoer Jahren geforscht hat, war 
sehr hilfreich. Ihr danke ich für die stets anregenden Diskussionen über „unseren“ 
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Bea. Des Weiteren bin ich Herrn Prof. Dr. Knut Backhaus (München), Herrn Dr. 
Clemens Brodkorb (München), Herrn Prof. em. Dr. Etienne Fouilloux (Lyon), 
Herrn Prof. Dr. Gerd Häfner (München), Herrn Prof. Dr. Leonhard Hell (Mainz), 
Frau PD Dr. Margarete Hopf (Bonn), Herrn Prof. Dr. Norbert Köster (Münster), 
Frau Dr. Marie Levant (Paris), Frau Dr. Claire Maligot (Straßburg), Herrn Prof. P. 
Dr. Dominik Markl SJ (Rom), Herrn Prof. Dr. Michael Quisinsky (Freiburg), 
Herrn Prof. Dr. Bernward Schmidt (Eichstätt) und Herrn Dr. Markus Thurau (Ber- 
lin) dankbar für den Austausch. Außerdem danke ich Herrn Prof. Dr. Florian Bock 
(Bochum) und Herrn Dr. Daniel Gerster (Hamburg) stellvertretend für alle Mit- 
glieder des Schwerter Arbeitskreises für Katholizismusforschung sowie Frau Dr. 
Gisela Fleckenstein (Speyer) und Herrn Prof. Dr. Joachim Schmiedl (Vallendar) 
stellvertretend für alle Mitglieder des Arbeitskreises Ordensgeschichte des 19. und 
20. Jahrhunderts für ihre Anregungen zu meinem Dissertationsprojekt. 

Auch im Münsteraner Alltag konnte ich jederzeit mit meinen aktiven und ehe- 
maligen Kolleginnen und Kollegen am Seminar für Mittlere und Neuere Kirchen- 
geschichte über meine Dissertation diskutieren. Ich bedanke mich ganz herzlich bei 
Dr. Holger Arning, PD Dr. Thomas Bauer, PD Dr. Thomas Brockmann, Dr. Mat- 
thias Daufratshofer, Prof. Dr. Thomas Flammer, Dr. Sascha Hinkel, Maik Kempe 
M.A., Dr. Maria Pia Lorenz-Filograno, Ruth Nientiedt M.A., Mag. Theol. Micha- 
el Neumann M.A., Dr. Elisabeth Richter, Hedwig Rosenmöller, Dr. Judith Sche- 
pers, Dr. Barbara Schüler, Dr. Christoph Valentin, und im Lehrstuhlsekretariat 
Maria Schmiemann, die mich alle, jede und jeder auf ihre Weise, unterstützt ha- 
ben. Ich bin zudem sehr dankbar für die aufmerksame Lektüre einzelner Kapitel 
und die weiterführenden Hinweise. Zugleich gilt mein Dank für den Austausch 
den Kolleginnen und Kollegen der anderen Lehrstühle der Katholisch-Theologi- 
schen Fakultät Münster, hier vor allem Frau Anne Achternkamp, Herrn Dr. Johan- 
nes Elberskirch, Frau Mag. Theol. Monnica Klöckener M.A., Frau Rebekka Krain, 
Herrn Dr. Thomas Neumann und besonders Herrn Mag. Theol. Ludger Hiepel 
M.A., der mir bei alttestamentlichen und altorientalistischen Fragen zur Seite ge- 
standen ist und den Erstkontakt zum Päpstlichen Bibelinstitut vermittelt hat. 

Eine Biographie des Bibellesers und -auslegers Augustin Bea zu schreiben, wäre 
ohne archivalische Quellen nicht möglich gewesen. Daher gilt mein besonderer 
Dank den Archiven, deren Bestände ich nutzen durfte, und ihren Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern: dem Archivio Apostolico Vaticano (ehemals Archivio Segreto 
Vaticano) unter der Leitung von Herrn Präfekten Mons. Bischof Dr. Sergio Pagano 
(Vatikan), dem Archivio della Congregazione per la Dottrina della Fede (Vatikan) 
unter der Leitung von Mons. Dr. Alejandro Cifres, dem Archiv der Deutschen Pro- 
vinz der Jesuiten (München) unter der Leitung von Herrn Dr. Clemens Brodkorb, 
dem Archivum Generale Ordinis Praedicatorum (Rom) unter der Leitung von 
P. Augustin Laffay OP, dem Archivum Pontificii Instituti Biblici Romani (Rom), 
verwaltet durch Herrn P. Rektor Prof. Dr. Michael F. Kolarcik SJ, dem Archivum 
Romanum Societatis Iesu (Rom) unter der Leitung von P. Brian Mac Cuarta SJ, 
dem Archivio Storico della Segreteria di Stato, Sezione per i Rapporti con gli Stati 
(Vatikan) unter der Leitung von Herrn Dr. Johan Ickx und dem Erzbischöflichen 
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Archiv München unter der Leitung von Herrn Guido Treffler M.A. Dem Archiv 
der Deutschen Provinz der Jesuiten und dem Päpstlichen Bibelinstitut danke ich 
insbesondere auch für das bereitgestellte Bildmaterial, das den vorliegenden Band 
illustriert. 

Ich freue mich sehr, dass mein Werk als 25. Band in die Reihe „Jesuitica“ auf- 
genommen wird. Dafür und für die kritische und konstruktive Rückmeldung zu 
meinem Manuskript danke ich dem Herausgebergremium, Frau Prof. Dr. Sybille 
Appuhn-Radtke, Frau Dr. Veronika Lukas, P. Dr. Niccolo Steiner SJ und Frau 
Prof. Dr. Claudia Wiener, sehr. 

Außerdem danke ich dem Verlag „Schnell & Steiner“ in Regensburg unter der 
Leitung von Herrn Dr. Albrecht Weiland und der Lektorin Frau Laura Ilse M.A. 
für die hervorragende Zusammenarbeit und die gute Betreuung. 

Von mehreren Seiten habe ich großzügige finanzielle Zuschüsse erhalten, die den 
Druck ermöglicht haben. Ich bedanke mich beim Erzbistum Freiburg, dem Erzbis- 
tum München und Freising, dem Bistum Münster, der Deutschen Provinz der Jesu- 
iten, dem Verein „Jesuitica e.V.“ und dem Kardinal-Bea-Förderverein e.V. 

Dissertationszeit ist vor allem auch Lebenszeit. Mein abschließender Dank gilt 
daher meiner Familie und meinen Freundinnen und Freunden. Ich danke all diesen 
lieben Menschen von ganzem Herzen für die vielfältige Unterstützung während der 
Jahre des Promotionsstudiums und meinem bisherigen Leben. Sie alle sind mir in 
den vergangenen Jahren auf ganz unterschiedliche Weise zur Seite gestanden und 
haben mir Mut gemacht. Ich danke ihnen allen auch für das große Verständnis, das 
sie aufgebracht haben, wenn ich mal wieder mehr Zeit mit „meinem römischen 
Jesuiten“ verbracht habe als mit ihnen. In Dankbarkeit widme ich diese Arbeit 
meinen Eltern. 


Die jahrelange Beschäftigung mit Augustin Bea hat mir nicht nur seinen Lebens- 
weg, sein Denken, seinen Glauben und seine Motivationen nähergebracht, sondern 
auch die Wagnisse und Herausforderungen, denen Theologie und gläubige Exis- 
tenz in der Moderne unweigerlich begegnen. Ich würde mich freuen, wenn diese 
Arbeit - über den konkreten fachlichen Ertrag hinaus - die Leserinnen und Lesern 
dazu anregen würde, in der theologischen Reflexion und im gelebten Glauben die 
Geschichtlichkeit des Umgangs mit den Glaubensquellen im Blick zu behalten. 


Münster, am 16. November 2020, dem 52. Todestag Augustin Beas 


Michael Florian Pfister 
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Gruppenbild des Professoriums und der Alumnen des Päpstlichen Bibelinstituts 
(Studienjahr 1944/1945), erste Reihe Mitte: Augustin Bea SJ, links neben ihm sein 
Stellvertreter Alberto Vaccari SJ 


Einleitung 


„Noch ein dickes Buch über unsern Kardinal?“ — das raunte eine Riedböhringerin 
ihrem Sitznachbarn zu, als im November 2018 im Rahmen der Feierlichkeiten zum 
so, Todestag Augustin Beas (1881-1968)' in dem kleinen badischen Geburtsort 
des Kardinals der versammelten Festgemeinde eine druckfrische Festschrift prä- 
sentiert wurde. Als ich, der ich eine Reihe weiter vorne saß, die Bemerkung hörte, 
dachte ich unwillkürlich an mein Dissertationsprojekt, an dem ich zu diesem Zeit- 
punkt bereits vier Jahre gearbeitet hatte. Noch ein Bea-Buch? Ist über den „Kardi- 
nal der Einheit“ nicht schon genügend geschrieben worden? Der Zweifel währte 
allerdings nur kurz. Denn Augustin Bea war weder ein Leben lang Kardinal, noch 
hätte er wohl selbst daran gedacht, jemals das ökumenische Gesicht des Zweiten 
Vatikanischen Konzils, ja der ganzen Kirche der 1960er Jahre zu werden. Das fast 
90-jährige Leben des Jesuiten, Bibelwissenschaftlers, Mitarbeiters der Römischen 
Kurie und Kardinals vom Ende des ro. Jahrhunderts bis ins zweite Drittel des 
20. Jahrhunderts bietet allein von den äußeren Rahmenbedingungen her, in denen 
Bea Ordensmann und Theologe war, Raum für mehrere Bände: ein Leben, das ihn 
von der badischen Provinz ins Zentrum der katholischen Kirche führte, und das in 
einer Phase beispielloser gesellschaftlicher wie innerkirchlicher Umbrüche und Kri- 
sen. Zwischen Kulturkampf, Erstem Weltkrieg, demokratischem Neuanfang in der 
Weimarer Republik, faschistischer, nationalsozialistischer und kommunistischer 
Bedrohung, dem Zweiten Weltkrieg und dem rasanten gesellschaftlichen Wandel 
der Nachkriegsjahrzehnte war Augustin Bea auf verschiedenen Ebenen als Theolo- 
ge tätig. Sich in dieser historischen Situation mit der Bibel auseinanderzusetzen und 
diese für die Gegenwart zu erklären, ist allein schon ein spannendes Unterfangen. 
Der Fülle an Themen, Konflikten und Fragen, die eine Theologen-Vita wie diejeni- 
ge Augustin Beas beinhaltet, steht die Menge an schriftlichen Dokumenten und 
Publikationen, die er im Laufe seines Lebens produzierte, in nichts nach. Das er- 
haltene Schriftgut füllt Regalmeter in mehreren Archiven, zumal aus der Hoch- 
phase seines Schaffens als Bibelwissenschaftler und römischer Hochschullehrer. 
Gerade deshalb ist die Bea-Forschung trotz der Vielzahl an Studien und Forschungs- 


ı Aus pragmatischen Gründen wird auf die Ver- angegeben. Diese wurden den Nachschlage- 
wendung von Biogrammen verzichtet. Bei der werken entnommen, die im Quellen- und Lite- 
Erstnennung der behandelten historischen raturverzeichnis angegeben sind. Bei noch le- 
Persönlichkeiten werden lediglich die Lebens- benden Personen wird auf eine Angabe des 
daten, bei Päpsten die Daten des Pontifikats Geburtsjahrgangs verzichtet. 
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ergebnissen noch längst nicht an ihr Ende gekommen. Im Gegenteil lohnt eine Be- 
schäftigung mit dem Werk Beas für ein tieferes Verständnis der Theologie- und 
Kirchengeschichte des 20. Jahrhunderts nach wie vor. Einen Beitrag dazu soll diese 
Studie leisten. In ihr geht es um einen bisher wenig beachteten Teil des Lebens von 
Augustin Bea: der deutsch-römische Jesuit als Mann der Bibel. Bevor die themati- 
sche Ausrichtung, Methodik und Quellengrundlage vorgestellt werden, soll zu- 
nächst ein Einblick in den Kenntnisstand der kirchenhistorischen Forschung zu 
Augustin Bea gegeben werden. 


I. Forschungsstand zu Augustin Bea 


„Vielleicht wird einmal aus Tagebüchern und privaten Äußerungen ein Bild Augus- 
tin Beas gezeichnet werden, das uns tiefer in das persönliche Ringen, in die Erwar- 
tungen, Kämpfe und Enttäuschungen hineinsehen läßt und sein Bewußtsein von 
den seinem Wirken gesetzten Grenzen und seine Besorgnis gegenüber den Gefah- 
ren ausartender und ausufernder ‚Befreiung‘ [...] aufdecken würde.“ Diese Äuße- 
rung des altkatholischen Konzilsbeobachters Werner Küppers (1905-1980) zum 
Tod Augustin Beas 1968 zeigt in prägnanter Weise das rege Interesse am Leben des 
Jesuiten und Kardinals. In der daher bald einsetzenden biographischen Forschung 
über Augustin Bea zeichneten sich mehrere Tendenzen ab. 

Zunächst richtete sich ein starker Fokus auf die Verdienste des späteren Konzils- 
vaters um die ökumenischen und theologischen Aufbrüche in der katholischen Kir- 
che, wie sie sich schließlich in den Konzilsdokumenten „Unitatis Redintegratio“, 
„Nostra Aetate“, „Dignitatis Humanae“ und „Dei Verbum“ abzeichneten, an de- 
nen der Kardinal intensiv mitgearbeitet hatte. Die erste Erinnerungsliteratur der 
1970er und 1980er Jahre lebte sehr stark von der noch wachen Konzilserfahrung 
und den Aussagen von Zeitzeugen bzw. dem Kardinal selbst. Dies wird schon an 
den Titeln der Publikationen? deutlich wie „Wegbereiter der Einheit“ und „Kardi- 
nal der Einheit“. Das letzte Lebensjahrzehnt war Autorinnen und Autoren wie der 
Leserschaft im Gedächtnis und bildete häufig den Schwerpunkt. Es entstand das 
Bild eines vom Beginn seines theologischen und exegetischen Schaffens an offenen 
und fortschrittlichen Menschen, der im Auf und Ab der innerkirchlichen Entwick- 
lungen in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts seine eigentlichen Positionen zu- 
gunsten seiner Kirchentreue verbarg, sie dann aber auf dem Konzil in die maßgeb- 
lichen Richtungsdebatten und -entscheidungen einbringen konnte. Nach dieser te- 
leologischen Deutung war Beas Leben auf das Konzil als Ziel- und Höhepunkt 
ausgerichtet. Das Vatikanum war der Schlüssel schlechthin, mit dem sich seine 
Biographie erst erschloss. Die Zeitgenossen, die eine solche teleologische Perspek- 


2 Kürrers, Mann, S. 334. 3 Prominente Veröffentlichungen sind unter an- 
derem: BUCHMÜLLER (Hg.), Augustin Kardinal 
Bea; BAcHT, Kardinal. 
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tive einnahmen, konnten sich auch auf einige autobiographische Äußerungen Beas 
stützen, die in dieselbe Richtung tendierten. So konstatierte der Kardinal im Vor- 
feld des Konzils: „Mein ganzes Leben ist - in Gottes Plan - eine Vorbereitung auf 
diese Aufgabe [die Leitung des Sekretariats für die Einheit der Christen]; was ich 
heute tun muß, könnte ich nicht tun, wenn ich nicht so viele Verpflichtungen und 
Aufträge hätte auf mich nehmen müssen.“* Seine früheren Ansichten wurden dem 
entsprechend häufig im Licht des letzten Lebensjahrzehnts gelesen oder als abwä- 
gende Vorbereitung auf das Kardinalsamt verstanden. In ungebrochener Kontinu- 
ität schien sich der Werdegang Beas auf eine neue katholische Bibelexegese sowie 
auf ein dialogisches Miteinander mit den anderen christlichen Konfessionen und 
Weltreligionen hin darstellen zu lassen.’ So stellte für den evangelischen Konzils- 
beobachter Oscar Cullmann (1902-1999) die Beschäftigung Beas mit der bibli- 
schen Tradition nicht nur eine Konstante seines Lebens und Wirkens dar, sondern 
einen Hort der Kontinuität: „[M]an läuft Gefahr, diese beiden Perioden [Arbeit am 
Bibelinstitut und Leitung des Einheitssekretariats] seines langen Lebens ohne inne- 
re Verbindung und völlig voneinander getrennt zu betrachten. In Wirklichkeit aber 
besteht eine deutliche Kontinuität zwischen beiden. Die biblischen Forschungen 
des Professors Bea sind die unmittelbare Vorbereitung für die ökumenische Aktivi- 
tät des Kardinals Bea gewesen. [...] Man hat die Bibel nicht verstanden, wenn man 
nicht sieht, daß sie ein Aufruf zur Einheit des Volkes Gottes ist.“ 

Zugleich unternahmen Zeitgenossen Beas besonders aus dem Umfeld des Päpst- 
lichen Bibelinstituts vereinzelt den Versuch, die der Öffentlichkeit weitgehend un- 
bekannte Zeit vor der Konzilsära zu behandeln, um den Werdegang des späteren 
Kardinals zu beleuchten.7 Der Exeget Bea sollte als solcher stärker wahrgenommen 
werden, was vor allem in einer retrospektiv verklärenden Art und Weise geschah. 
Bei der Beschäftigung mit den wissenschaftspolitischen Errungenschaften und 
Publikationen Beas konstruierten die Autoren auch hier im Wesentlichen eine Kon- 
tinuität. Kurz nach dem Tod Beas kamen jedoch immerhin bestimmte Aspekte in 
den Blick, die für eine tiefgreifende Veränderung in seinem Verständnis von katho- 
lischer Bibelexegese sprachen. Es wurde eher von einer organischen Entwicklung 
als von einer Revision der Positionen in den exegetischen Grundauffassungen aus- 
gegangen. Der Jesuit und Exeget am Päpstlichen Bibelinstitut, Stanislas Lyonnet 
(1902-1986) versuchte eine Brücke zwischen der langjährigen exegetischen Arbeit 
Beas und seinen ökumenischen Aufgaben im hohen Alter zu schlagen. Die Grund- 
lage sah er in der prägnanten Formel begründet, die auf den Sekretär des Ökume- 
nischen Rats der Kirchen Willem Visser’t Hooft (1900-1985) zurückgeht: „[Bea] 


4 Zitiert nach WILLEBRANDS, Geleitwort, S. 8. tergrund Bea als Reformer und Verfechter 
5 Vgl. BUCHMÜLLER, Praeludium, S. rot Bei der fortschrittlicher Methoden dar. 
Betrachtung der exegetischen Arbeit Beas be- 6 CuLLMANN, Kontinuität, 340. 
schränkte man sich weitestgehend auf die Mit- 7 LYyonneT, Cardinal, S. 371-396; ZERWICK, Bi- 
arbeit an der Bibelenzyklika „Divino afflante belinstitut, S. 70-83. 
Spiritu“ von 1943 und stellte vor diesem Hin- 
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ist ein Mann der Bibel! “® Weder Lyonnet selbst noch andere Zeitgenossen verfolg- 
ten jedoch diesen spannenden Perspektivenwechsel konsequent weiter, der es er- 
möglicht hätte, die Auswirkungen der Arbeit Beas an den biblischen Texten auf 
sein theologisches Profil aufzuzeigen. Eher traten Fragen seiner Mitwirkung an der 
Kirchenpolitik in den Vordergrund. Max Zerwick (1901-1975), ebenfalls Jesuit 
und langjähriger Professor am Biblicum, erwähnt in diesem Zusammenhang die 
wichtige Rolle Beas bei den Entscheidungsprozessen der Kurie unter Pius XI. 
(1922-1939) und Pius XII. (1939-1958). Besonders nützlich war gemäß der An- 
sicht des Mitbruders Beas römische Fähigkeit, „allen alles zu werden. Er war den 
Fortschrittlichen fortschrittlich, den Konservativen konservativ.“? In dieser Aussa- 
ge, die vordergründig als Lob formuliert ist, scheint auch versteckt erstmals der 
Vorwurf des Opportunismus durch. Das Interesse an der Kirchenpolitik blieb be- 
stehen, richtete sich aber erneut vor allem auf den Ökumenismus der späten Jahre. 
Die exegetische Arbeit wurde in biographischen Darstellungen zwar chronistisch 
aufgeführt, häufig aber nicht hinsichtlich ihrer Relevanz für die theologische Ent- 
wicklung Beas tiefer behandelt. 

Letztlich beherrschend blieb das Bild, das der ehemalige Privatsekretär Beas, 
sein Mitbruder Stjepan Schmidt (1914-2006), in verschiedenen Veröffentlichun- 
gen,'® zuletzt in seiner großen Biographie, entworfen hatte und das sich der Lesart 
einer Kontinuität verpflichtet wusste, also ein fast g90-jähriges Leben vom Ende 
her konstruierte.'" Das Verdienst Schmidts liegt in der Verzeichnung des Privat- 
nachlasses und der detailreichen, positivistischen Präsentation des Lebens Beas 
auf der Basis der zu seiner Zeit zugänglichen, oft privaten Dokumente, die nach 
wie vor die Eckpfeiler der Rekonstruktion der Vita darstellen.'* Ebenso ist die von 
ihm erstmals erstellte Gesamtbibliographie Beas bis heute sehr hilfreich.'3 Die 
selbst gewählte Programmatik jedoch, das irenisch-versöhnende Auftreten Beas 
auf dem Konzil als Sendung und damit als Schlüssel für das Lebenswerk zu be- 
schreiben, stellte die Betrachtung der vorangegangenen Jahrzehnte unverkennbar 
unter das Vorzeichen des Konzils. Schmidt begnügte sich meist damit, aus be- 
stimmten Lebensabschnitten wichtige Ereignisse chronistisch darzustellen. So 
entwarf er das theologische Profil des Exegeten Bea bei weitem nicht so differen- 
ziert wie das des Okumenikers 13 Er setzte Beas biblisches Denken weit weniger 
mit dem der späteren Phase in Verbindung, da es sich nach seiner Einschätzung 
lediglich um die Zeit der Vorbereitung auf das ökumenische Wirken als Konzils- 
vater handelte. Gleichzeitig gewichtete er sämtliche Momente ökumenischer Kon- 
takte sehr stark, wie etwa Beas Schulzeit im konfessionell gemischten Konstanz."5 


8  „[Bea] cest un homme de la Bible!“ (LYONNET, xx SCHMIDT, Kardinal. 


Cardinal, S. 372). 

9 ZERWICK, Bibelinstitut, S. 77. 

ıo Vgl. u.a. SCHMIDT, Mensch; bezeichnend sind 
auch die programmatischen Titel: Ders, Il 
Cardinale, S. 313-336; DERS., Vorbereitung, 
S. 9-32. Schmidt war von 1959-1968 Beas 
Privatsekretär. 
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ı2 Vgl. BRODKORB, Jesuit, S. 15-17. 

13 Weshalb in dieser Arbeit auf eine Gesamtbib- 
liographie Beas verzichtet wird (vgl. Quellen- 
und Literaturverzeichnis). 

14 Vgl. ebd., S. 144f. 

15 Vgl. ebd., S. 35-37. 


Erste Neuansätze in der Auseinandersetzung mit der Biographie Beas wurden 
bereits auf der 1981 zu Beas roo. Geburtstag veranstalteten Tagung der Katholi- 
schen Akademie Freiburg deutlich.'* Zwar lag das Augenmerk weiterhin auf der 
Konzilszeit, gleichzeitig wurde nun aber stärker nach der theologischen Entwick- 
lung Beas gefragt. Dabei wurde im Rückgriff auf einzelne schriftliche Äußerungen 
Beas ein erster Versuch unternommen, dessen Hauptschaffenszeit — also jene 58 
Jahre vor der Kardinalsernennung - stärker in den Blick zu nehmen. Obwohl es bei 
Momentaufnahmen anhand bestimmter Dokumente blieb,'7 kristallisierte sich 
doch immer mehr heraus, dass die These einer kontinuierlichen, ohne Brüche aus- 
kommenden Entwicklung Beas von einem der führenden Theologen der Ära Pius’ 
XI. und Pius’ XII. zum Vertrauten Johannes XXIII. (1958-1963) zumindest mit 
einem Fragezeichen zu versehen war. So verwies etwa der Fxeget und Schüler des 
Bibelinstituts Norbert Lohfink auf eine grundlegende Ambivalenz im Denken sei- 
nes Lehrers Bea: Vor dem Hintergrund von dessen biographischen Erfahrungen 
stellte er den Kontrast zwischen dem Vertrauen Beas auf die Leistungsfähigkeit 
redlicher Wissenschaft und seiner Treue zum kirchlichen Lehramt und dessen an- 
timodernistischen Entscheidungen heraus."® 

Lohfink konnte sich auf eine markante Aussage Beas stützen, die das Wechsel- 
verhältnis von theologischer Wissenschaft und kirchlicher Autorität im Vorfeld des 
Konzils folgendermaßen beschrieb: „Die Kirche hat kein wissenschaftlich begrün- 
detes Ergebnis der modernen Forschung zu fürchten; ja man erweist ihr einen 
Dienst, wenn man echte tiefe Wissenschaft pflegt.“ '? 

Jedoch unterstellte Lohfink Bea keine geheime Modernisierungsstrategie hinter 
all seinem Tun, sondern ging eher von einem realistischen Abwägen der sich bieten- 
den Situationen aus. 29 

Freilich konnten zu diesem Zeitpunkt noch keine breit angelegten, historisch- 
kritischen Quellenstudien betrieben werden: Aufgrund der gesetzlichen Sperrfris- 
ten war der Privatnachlass im Archiv der Oberdeutschen - seit 2004 der Deut- 
schen - Provinz der Jesuiten in München ebenso wenig einsehbar wie die entspre- 
chenden Bestände in den römischen bzw. vatikanischen Archiven. Seit 2001 bzw. 
2006 sind alle Archivalien bis einschließlich dem Pontifikat Pius’ XI. (1922-1939) 
der Forschung zugänglich; seit 2008 auch Beas kompletter Privatnachlass im Ar- 
chiv der Deutschen Provinz der Jesuiten. 27 

Die neuere Forschung seit der Jahrtausendwende, die sich vermehrt auch auf 
diese Quellen stützte — darunter die im Nachlass verwahrten Ego-Dokumente Beas 
von Beginn seiner Dozententätigkeit 1917 bis in die 1950er Jahre —, machte nach- 
drücklich auf Diskontinuitäten in Haltung und Werdegang Beas aufmerksam. Ihre 
Vertreter, vor allem Jan Grootaers und Klaus Unterburger, gingen von einer späten 


16 Baper (Hg.), Kardinal. 19 Vgl. Bra, Forschungs- und Lehrtätigkeit, 
17 LOHFINK, Augustin Bea, S. 56-70; FEININGER, S. 28. 

Kardinal, S. 89-120. 20 Vgl. LOHFInK, Augustin Bea, S. 61. 
18 Vgl. LoHFINK, Augustin Bea, S. 56-61. 21 Vgl. BRODKORB, Jesuit, S. rei, 
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Wende im Leben Beas aus, wonach sich der konventionell antimodernistisch argu- 
mentierende Exegeseprofessor, der treu zu den lehramtlichen Äußerungen und zur 
neuscholastischen Theologie stand, erst unter Johannes XXIII. zu einem pastoral 
denkenden Fachmann für ökumenische Fragen wandelte 23 Diese Neubewertung 
geschah auch vor dem Hintergrund der Erkenntnisse der Antimodernismus-For- 
schung, die Konflikte und Zwangsmaßnahmen auf dem theologischen Gebiet in 
der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts herausarbeitete, was in der ersten Generati- 
on der Bea-Literatur nur eine geringe Rolle gespielt hatte. In Arbeit und theologi- 
scher Grundauffassung des Jesuiten zeige sich demnach bis in die 1940er Jahre ein 
zurückhaltend konservativer, nach wie vor antimodernistischer Zug. Grootaers 
etwa nennt die Widersprüchlichkeit in den Positionen Beas ein enigmatisches Phä- 
nomen, das besonders charakteristisch für den späteren Kardinal gewesen sei. Die 
noch während des Pontifikats Pius’ XII. vertretenen Ansichten des Jesuiten stünden 
in diametralem Gegensatz zu den nur ein Jahrzehnt später von Bea verfochtenen 
Impulsen für das Zweite Vatikanische Konzil.>3 

Unterburger geht in äußerst differenzierter Weise auf Kontinuitäten und Brü- 
che in der theologischen Urteilsbildung Beas ein. Er arbeitet intensiv mit Quellen 
aus den 1920er Jahren, der Frühphase von Beas theologischem und kirchenpoli- 
tischem Wirken in Deutschland und ab 1924 in Rom. Davon ausgehend schlägt 
er den Bogen zu den Publikationen des Exegeseprofessors Bea bis in die 1950er 
Jahre hinein. Dabei stellt er Kontinuitäten heraus: die Verwurzelung im eigenen 
Orden und die besondere jesuitische Loyalität gegenüber dem Papsttum, die Bea 
konsequent pflegte.”* Hinzu kam die Überzeugung von der Tragfähigkeit der 
kirchlichen Tradition, die Bea trotz der Anerkennung von deren historischer Ent- 
wicklung konsequent vertrat. Damit verbunden war auch die Ablehnung eines 
vorschnellen Irenismus und einer Nivellierung katholischer Positionen angesichts 
der Haltungen anderer Konfessionen oder wissenschaftlicher Disziplinen. Zu- 
gleich war Bea — und hier stimmt das Bild mit Lohfinks Einschätzung überein — 
durchgängig von der Notwendigkeit redlicher Wissenschaft überzeugt, was sich 
an seiner frühen Umsetzung einer katholischen Gattungskritik zeigt. Wandlun- 
gen und scharfe Brüche weise Beas Denken dagegen etwa hinsichtlich der Hal- 
tung zum Judentum und seiner innerkirchlichen, pastoralen Praxis auf.” Beson- 
ders Beas Arbeit als Exeget sieht Unterburger als Gradmesser für die Diskontinu- 
ität in dessen theologischer Urteilsbildung. Anhand der Einstellung zu den 
Entscheidungen der päpstlichen Bibelkommission der Jahre 1905-1914 und zur 
protestantischen Exegese weist er eindeutige Brüche in den Auffassungen Beas 


22 Vgl. GROOTAERS, Cardinal, S. 277-286; vgl. Judentum auseinandersetzt, jedoch nicht auf 
UNTERBURGER, Lehramt; Ders., Gefahren; an Archivmaterial zurückgriff. 
dieser Stelle sei auch auf die Spezialstudie von 23 GROOTAERS, Cardinal, S. 277-279. 
Dorothee Becker hingewiesen (RECKER, Weg- 24 Vgl. UNTERBURGER, Gefahren, S. 82-84. 
bereiter), die sich ausschließlich anhand der 25 Zum Judentum vgl. ebd., S. 76-82; zur inner- 
Publikationen Beas mit dessen Verhältnis zum kirchlich reformorientierten Ausrichtung vgl. 
ebd., S. 84f. 
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zwischen den 1920er und den 1950er/1960er Jahren nach.?° Die von Unterburger 
herausgegebene Denkschrift Beas „Relatio de statu rei catholicae in Germania“ 
von 1926 ist hierfür sicherlich ein markantes Beispiel.” Aber auch Unterburger 
unternahm in seiner Darstellung von Konstanz und Wandel nicht den Versuch, im 
Profil Beas die Beschäftigung mit der Bibel als roten Faden herauszustellen. Viel- 
mehr betrachtete er weitere kirchenpolitische Kehrtwenden Beas wie die Bewer- 
tung der Protestanten, die dieser gerade in den 1920er Jahren mit teils heftiger 
Kritik überzogen hatte. Den Bruch mit dieser Haltung habe der betagte Jesuit — 
darin ist Unterburger sich mit Grootaers einig — erst unter dem Einfluss Johan- 
nes’ XXIII. vollziehen können.”® 

Auch im Kontext theologie- bzw. institutionengeschichtlicher Forschung zur 
Entwicklung der katholischen Exegese und des Päpstlichen Bibelinstituts in den 
1930er und 1940er Jahren erfuhr Beas Arbeit eine Würdigung, wenn auch nur 
überblicksartig.”? In diesem Zusammenhang wurde erstmals sowohl von Doku- 
menten aus der Generalkurie der Jesuiten als auch aus dem Päpstlichen Bibelinsti- 
tut Gebrauch gemacht. Dabei zeichnete sich ebenfalls der Kontrast zwischen dem 
traditionell lehrenden und ganz in der pianischen Epoche verhafteten Professor 
und Rektor des Biblicums auf der einen und dem um einiges progressiveren Kon- 
zilsvater auf der anderen Seite ab, wenngleich auf die wissenschaftlich-methodi- 
schen Innovationen im Umfeld der Enzyklika „Divino afflante Spiritu“ 1943 hin- 
gewiesen wurde.3° 

Zuletzt hat der Sammelband zu Beas 50. Todestag im November 2018, den Cle- 
mens Brodkorb und Dominik Burkard herausgegeben haben, mit einer Vielzahl an 
exemplarischen Beiträgen die Gesamtbiographie Beas - aufgeteilt in die Rubriken 
„Im Dienst des Ordens“, „Im Dienst der Weltkirche“ und „Im Dienst der Verstän- 
digung“ - in den Blick genommen 31 Neben Beas Engagement für den ökumeni- 
schen und interreligiösen Dialog während des Konzils befasst sich die Mehrzahl 
der Beiträge mit dem langen Leben vor der Kardinalskreierung 1959.3* Dabei gerie- 
ten stärker die verschiedenen Aufgaben in den Blick, die Bea für den Jesuitenorden 
übernahm;33 neben Einblicken in die Tätigkeit am Bibelinstitut wurde auch seine 


26 Vgl. ebd., S. 40-69. 30 Laplanche kennzeichnet Beas traditionelle Ex- 

27 Besonders markant fällt in Beas Ausführun- egese etwa als Wissenschaft zwischen Scylla 
gen dessen Einschätzung zum „verheerenden“ und Charybdis, die von den Zeitgenossen wie 
Stand der exegetischen Wissenschaft an den Marie-Joseph Lagrange als extrem hinderlich 
deutschen katholisch-theologischen Fakultä- empfunden wurde. Für Lagrange sei Bea die 
ten auf, denen er eine viel zu große Nähe zur Bremse der Exegese gewesen (vgl. LAPLANCHE, 
protestantischen Methodik attestierte (vgl. Crise, $. 299-304). 
ebd., 139-142). 31 BRODKORB/BURKARD, Kardinal. 

28 Vgl. ebd., S. Set: GROOTAERS, Cardinal, 32 Zu Beas Agieren als Leiter des Einheitssekre- 
S. 278; ebenso die Bewertung in KLEIN, Aggi- tariats und Konzilsvater vgl. KLEN, Einheits- 
ornamento, S. 79. sekretariat, S. 333-342; BÜRKLE, Konzilsvater, 

29 LAPLANCHE, Crise; MARTINA, Anni, $. 129- S. 343-366; BURKARD, Sondierungen, S. 367- 
160, hier 143-150; GILBERT, Institut, S. 143- 448; Horr, Ökumeniker, S. 449-464; HE- 
144. Zu Beas Zeit als Provinzial der Ober- SCHEL, Friendship, S. 465-480; Run, Kardinal, 
deutschen Jesuitenprovinz (1921-1924) vgl. S. 481-496. 
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Aufgabe als Konsultor des Heiligen Offiziums ab 1949, bei der er verstärkt mit 
ökumenischen Fragen in Berührung kam, analysiert.3+* Die Herausgeber betonen 
die Wichtigkeit der „intensiveren Erforschung [von Beas] Rolle für Theologie und 
Kirche in den Umbrüchen des 20. Jahrhunderts“.35 

Der Überblick über die bisherige Forschung zeigt, dass lange Zeit die Aufmerk- 
samkeit auf die Beteiligung Beas an kirchenpolitischen Entscheidungen besonders 
im Umfeld des Zweiten Vatikanischen Konzil gerichtet war. Die in diesem Zusam- 
menhang getroffenen Aussagen und Positionierungen, seien sie nun (kirchen-)poli- 
tischer, exegetischer oder ökumenischer Natur, wurden herangezogen und zuein- 
ander in ein Verhältnis gesetzt. Damit sollten Rückschlüsse auf das theologische 
Profil Beas ermöglicht werden. Wie bei der Bewertung des gesamten Denkprozes- 
ses „Konzil“ spielten auch hier die beiden Bewertungsvokabeln „Kontinuität“ und 
„Bruch“ eine entscheidende Rolle. Folgt man dem Kontinuitätsmodell, wie es die 
Mehrzahl der älteren Autoren bisher getan hat, so muss man unweigerlich der 
Konzilsperiode den Vortritt bei der Bewertung geben. Hier kam demnach zum 
Ausdruck, was Bea ohnehin immer schon dachte. Ältere, damit inkompatible Posi- 
tionen und Urteile Beas bedürfen dann aber der Einordnung durch Hilfskonstruk- 
tionen. Hier tritt immer wieder die Theorie eines vorgefassten Plans zur Öffnung 
der Kirche in Bibelwissenschaft und Ökumene zutage. Ebenso wird Bea eine poli- 
tische Taktik des Schweigens und der Anpassung attestiert, wie es Zerwick in sei- 
ner Interpretation tut und Lohfink zumindest andeutet.3° 

Vertritt man hingegen die These des Bruchs, kann erst von einem Umdenken im 
hohen Alter die Rede sein. Dieses setzte auf dem bibelwissenschaftlichen Feld mit 
der Mitarbeit an der Enzyklika „Divino afflante Spiritu“ (1943) ein und kam unter 
Johannes XXIII. erst zum Durchbruch - was vereinzelt zum Opportunismusvor- 
wurf führte. Die Sichtweise, die mit Brüchen rechnete, folgte der Chronologie der 
Theologenvita Beas und nahm die traditionell antimodernistischen Züge des 
Exegeten Bea ernst. 

Trotz der mittlerweile unternommenen Analysen früherer Perioden von Beas 
Werdegang und mancher exemplarischer Studien bleibt nach wie vor zu konstatie- 
ren, dass es ein Ungleichgewicht zwischen der Kenntnis über Bea vor und nach 
1959 gibt. Die frühe Prägung (1881-1921) und die Hochphase bibelwissenschaft- 
licher Arbeit in Rom (1930-1949) geraten heute mehr in den Blick, sind aber nach 
wie vor unterrepräsentiert in der Bea- Forschung. 37 Gerade dies verwundert aber 


33 Vgl. BRODKORB, Jesuit, S. 13-68; SCHATZ, Pro- sultor des Heiligen Offiziums in den 1950er 
vinzial, S. 69-80; MoHr, Japan-Mission, Jahren umfassend geforscht hat, vgl. außer- 
S. 8I-I14. dem Des, Genesi, S. 159-191; DIES., Augus- 

34 Zu Beas exegetischer Arbeit vgl. STock, Rek- tin Bea, S. 373-394; Dies., Ökumene, S. 541- 
tor, S. 131-150; PFISTER, Spagat, S. 151-169; ert: Dies., Ungeduld, S. 229-246. 


Zur Konsultorentätigkeit vgl. DAUFRATSHOFER, 35 BRODKORB/BURKARD, Vorwort, S. 8f. 
Interpretes, S. 171-190; BURKARD, Konsultor, 36 Vgl. ZerwIck, Bibelinstitut, S. 75f.; LOHFINK, 
S. 191-228 und insbesondere MAROTTA, Anni. Bibelwissenschaft, S. 56. 

Von der Autorin, die zu Beas Arbeit als Kon- 37 Vgl. BRODKORB, Jesuit, S. 17. 
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angesichts der bereits vorgestellten, pointierten Thesen. Brüche und Kontinuitäten 
in den wesentlichen Lebensphasen müssen zuerst eruiert werden, bevor man Bea 
das Etikett „Reformer im Verborgenen“ (Kontinuitätsmodell) oder „Opportunist 
in Diensten des Papstes“ (Modell des Bruchs) anheften kann. Um wirklich adäqua- 
te Aussagen über die theologische Entwicklung Beas treffen zu können, muss aber 
nicht nur zeitlich eine andere Grundlage gewählt werden als bisher. Die Frage nach 
Kontinuität und Bruch lässt sich nicht dadurch beantworten, dass man einfach Äu- 
ßerungen der 1920er und 1960er Jahre in Beziehung setzt, ohne genaue Kenntnis 
der Entwicklung seines Denkens in den dazwischen liegenden Jahrzehnten. In die- 
ser Lebensphase des Jesuiten stand die Beschäftigung mit der Bibel und deren Aus- 
legung im Mittelpunkt. Allerdings haben die bisherigen Studien zum theologischen 
Werdegang Beas diesen nur ansatzweise zu ihrem Hauptthema gemacht. Erst in 
der kontinuierlichen Beschäftigung mit der Bibel traten aber wie in einem Brenn- 
glas gebündelt eine Vielzahl der theologischen Probleme auf, die dann später auf 
dem Zweiten Vatikanischen Konzil verhandelt wurden. Gerade damit beschäftigte 
sich Bea aber über vier Jahrzehnte seines Lebens. Lyonnets frühe Kennzeichnung 
des späteren Kardinals als Mann der Bibel blieb hingegen weitgehend unbeachtet, 
es folgte eine erneute Fokussierung auf den Ökumeniker.® Auch Schmidts Biogra- 
phie, die im letzten Kapitel den Versuch unternimmt, ein geistliches Profil Beas zu 
entwerfen, versäumte trotz unbestritten wichtiger Erkenntnisse die Klärung der 
Frage nach der Prägung durch die Arbeit mit den biblischen Testen. 29 Wo aber bis- 
her nach den prägenden Erfahrungen der Bibelexegese auf Beas Wirken gefragt 
wurde, sind deutlich divergierende Tendenzen auszumachen.#° 


II. Fragestellung und Methodik 


1. Fragestellung: der römische „Chefexeget“ 


Aus dem Abriss der biographisch-kirchenhistorischen Beschäftigung mit dem Le- 
ben und Wirken Augustin Beas lassen sich einige Grundtendenzen und For- 
schungsdesiderate ableiten. Was ist angesichts derartig divergierender Bewertun- 
gen hinsichtlich der Theologie des Exegeten Augustin Bea festzuhalten? Stützt 
ihre Analyse die Auffassung einer stringenten Modernisierungsbewegung oder 
zeigt sie die Differenzen zwischen einem strengen Neuscholastiker unter Pius XI. 
und Pius XII. und einem späten biblisch-ökumenisch denkenden Theologen unter 
Johannes XXIII. auf? 


38 Vgl. Lyonnet, Cardinal, S. 372. ganisationstalent sowie die Treue zur kirch- 
39 Schmidt zitiert wichtige Zeitgenossen der lichen Tradition und zu den Päpsten als wich- 
Konzilsära und stellt vor allem Beas pastora- tige Faktoren heraus (vgl. SCHMIDT, Augustin 
len Sinn, seine Verwurzelung in der ignatiani- Bea, S. 951-989). 
schen Spiritualität, seine persönlichen Dispo- 40 Vgl. CULLMANN, Kontinuität, S. 339-341; UN- 
sitionen wie Güte, Demut, Realismus und Or- TERBURGER, Gefahren, S. 40-69. 
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Da gerade das grundlegende Moment der Biographie Beas, wie skizziert, bis- 
her nicht in einer tiefgehenden theologiegeschichtlichen Betrachtung aufgearbei- 
tet wurde, bleiben einige Fragen offen. Ihnen soll deshalb in der vorliegenden Ar- 
beit anhand der historischen Quellen und unter Nutzung der Ansätze der mo- 
dernen Biographieforschung nachgegangen werden. Dabei ist die These leitend, 
dass ein theologisches Gesamtprofil Augustin Beas erst dann gezeichnet werden 
kann, wenn man den Exegeten Bea in all seinen Facetten genauer kennt. Erst vor 
diesem Hintergrund lassen sich dann das Wirken Beas als Leiter des Einheits- 
sekretariats sowie als prägende Gestalt des Konzils und die dabei getroffenen 
Entscheidungen und Weichenstellungen neu bewerten. Durch das genaue Studi- 
um der Arbeit Beas an und seines Lebens mit der Bibel in einer theologiege- 
schichtlich so brisanten Zeit wie Anfang und Mitte des 20. Jahrhunderts kann, 
so darf man hoffen, zugleich ein Beitrag zur Klärung der Frage nach Kontinuität 
und Diskontinuität in der katholischen - insbesondere römischen — Theologie im 
Allgemeinen geleistet werden. 

Die vorliegende Studie ist als Biographie des Exegeten und Bibellesers Augustin 
Bea angelegt. Insofern ist sie eine Teilbiographie, die systematisch alle Phasen, Tä- 
tigkeiten, sozialen Interaktionen und Themenfelder in den Blick nimmt, die zum 
Umgang Beas mit der Bibel gehören und Aufschluss über die theologischen Denk- 
prozesse des „Biblikers“ Bea geben. Mit der Bibel hält man - so die Arbeitshypo- 
these — den Schlüssel zum „ganzen“ Bea in Händen. Erkenntnisleitende Fragen 
sind vor diesem Hintergrund: Wie stehen Schriftauslegung und kirchenpolitisches 
sowie theologisches Handeln Beas zueinander? Gibt es einen Wandel? Wie bewegt 
er sich im Spannungsfeld zwischen der eigenen Erfahrung und Arbeit an den bib- 
lischen Texten und den allgemeinen Anforderungen und Auffassungen einer römi- 
schen Theologie in den Jahrzehnten nach der Modernismuskrise? Lässt sich ein 
Ringen der unterschiedlichen theologischen Positionen über die Buchstaben und 
den Geist der Heiligen Schrift aus dem Schaffen des jesuitischen Professors able- 
sen? Wo gibt es Parallelen zu anderen Theologen und kirchlichen Strömungen, wo 
Widersprüche? Und wo nimmt Bea eine ganz eigene Position ein? 

Die Quellenfunde der prägenden Zeit deutlich vor Beginn des Konzils und die 
Beschäftigung damit werden dem vorherrschenden Bea-Bild wichtige Facetten hin- 
zufügen.+' Sie tragen dazu bei, sein Ringen um Positionen und das kirchenpoliti- 
sche Engagement besser zu verstehen. Und der Blick auf Beas Arbeit als Exeget er- 
möglicht auch neue Aussagen über den Umgang der römischen Theologie im All- 
gemeinen und des kirchlichen Lehramts mit der Bibel. 

Diesen ganz unterschiedlichen Fragen soll anhand der wesentlichen Aufgaben 
nachgegangen werden, denen Augustin Bea in seiner Hochphase als römischer Pro- 
fessor für alttestamentliche Exegese nachkam. Um das Denken und Handeln Beas 
in den personellen Konstellationen im Rom der 1930er und 1940er Jahre und vor 
dem Hintergrund der zeitgenössischen Debatten abbilden zu können, sind metho- 


41 Vgl. KLEN, Aggiornamento, S. 78f. 
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dische Überlegungen notwendig, die bei der Beantwortung der skizzierten For- 
schungsfragen helfen sollen. Im Folgenden soll eine Kombination aus biographi- 
schen und theologiegeschichtlichen Zugängen versucht werden, die für die Rekon- 
struktion der Teilbiographie des Bibelauslegers Augustin Beas genützt werden 
kann. Die methodischen Herangehensweisen müssen sich freilich dann bei der 
Analyse der Quellen bewähren.+? 


2. Methodik: Biographie und Theologiegeschichte 


a) Theologiegeschichte und Herausforderungen der Kirchengeschichte heute 
Sich mit Theologiegeschichte zu beschäftigen, gehört heute wieder zum festen Re- 
pertoire kirchengeschichtlicher Forschung. *# Das war längere Zeit jedoch nicht der 
Fall. Auch wenn die Kirchengeschichte von außen — etwa von der allgemeinen Ge- 
schichtswissenschaft - als Expertin für die historische Entwicklung der Theologie 
gefragt war, fremdelten viele Kirchenhistorikerinnen und -historiker bis in die 
1990er Jahre mit der Theologiegeschichte, die sie oft lieber den Systematikern 
überließen.++* Hatte man nicht den seit dem 19. Jahrhundert drückenden Ballast 
der dogmatischen Bevormundung hinter sich gelassen? Die theoretischen Diskussi- 
onen der 1970er und 1980er Jahre zeugten auf jeden Fall von einer großen Distanz 
zur klassischen Theologiegeschichte, die sich zumeist werkimmanent mit den gro- 
ßen Theologen der Vergangenheit beschäftigte.+#5 Vielmehr bemühte man sich um 
einen strikten Anschluss an die allgemeine Geschichtswissenschaft und folgte ei- 
nem sozial- und strukturgeschichtlichen Paradigma. 

Dass auf lange Sicht eine adäquate Theologiegeschichte als Teil der Kirchenge- 
schichte unerlässlich blieb, zeigte sich schlicht daran, dass die anderen Disziplinen 
der katholischen Theologie eine Reflexion ihrer eigenen Geschichte immer mehr 
vernachlässigten.*#° Die Beschäftigung mit dem historischen Werden theologischer 
Konzepte ist jedoch nach wie vor notwendig für die Tiefenschärfe theologischer 
Debatten. Denn mit David Friedrich Strauß (1808—1874) gesprochen, muss sich die 
Theologie immer auch der Tatsache stellen, dass „die wahre Kritik des Dogmas 
seine Geschichte [ist] “7. 


42 Vgl. HOLZEM, Gesslerhüte, S. zor. (1900-1980) oder Iserlohs (1915-1996) und 
43 Zu nennen sind hier etwa Weiss, Modernis- dem historisch-kritischen, stark historiogra- 
mus; HAUSBERGER, Thaddäus Engert; ARNOLD, phischen Modell einer profanierten Kirchen- 
Zensur; Ders. (Hg.), La censure. KÖSTER, Fall; geschichte nach Conzemius und Alberigo 
UNTERBURGER, Lehramt; SCHRATZ, Gift; SCHE- wieder (vgl. BURKARD, Auge, S. Sot: WOLF, 
PERS, Brüder; THURAU/PRIESCHING, Sklaverei. Kirchengeschichte, S. 55-58; HOLZEM, Gess- 
44 Zur selbstverständlichen Zugehörigkeit der lerhüte, S. 183). 
Theologiegeschichte zur Kirchengeschichte in 46 Erste Versuche gab es nur vereinzelt: WoLF 
der Wahrnehmung des Fachs von außen vgl. (Hg.), Disziplinen; BREYTENBACH/Hoprre (Hg.), 
STOLLBERG-RILINGER, Einleitung, S. 9. Wissenschaft; Brum/Kamruing (Hg.), Aufklä- 
45 Die nachkonziliare Kirchengeschichte fand rung. 


sich im Spannungsfeld zwischen dem theolo- 47 Strauss, Glaubenslehre, S. 71. 
gisch-heilsgeschichtlichen Konzept Jedins 
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Vor diesem Hintergrund entwickelte sich in den letzten Jahrzehnten erneut eine 
Debatte um die Verortung der Kirchen- und Theologiegeschichte im Zusammen- 
spiel der theologischen Fächer. 28 Als Begründung dienten hierfür nicht selten — wie 
könnte es auch anders sein - ältere Traditionslinien, die in Vergessenheit geraten 
waren und wiederentdeckt wurden: so das Modell der „loci theologici“ nach Mel- 
chior Cano (1509-1560) im katholischen Bereich und in der evangelischen Kir- 
chengeschichte das Konzept der „Kirchengeschichte als Auslegungsgeschichte der 
Heiligen Schrift“ nach Gerhard Ebeling (1912-2001). 

Das erste Modell, das auf der Basis kirchlicher Geschichte und Tradition eine 
dialogische Vielfalt in der Theologie von Grund auf vorsieht, wurde bereits nach 
dem Konzil in der Fundamentaltheologie diskutiert.+? Seit der Jahrtausendwende 
hat es vor allem Hubert Wolf auf eine zeitgemäße Auseinandersetzung der Theolo- 
gie mit (ihrer) Geschichte hin weiterentwickelt und mit Nachdruck vertreten.5° Es 
nimmt die Traditionsbreite katholischer Glaubenspraxis und -lehre ernst und bietet 
eine mehrperspektivische Anleitung zur Beantwortung theologischer Fragestellun- 
gen. Steht eine solche Fragestellung zur Klärung an, sind nach Cano zehn soge- 
nannte loci theologici zu befragen. Zu den wichtigsten Loci gehören die Heilige 
Schrift, die Traditio Christi et Apostolorum, die Katholische Kirche (= der gesam- 
te christliche Erdkreis), die Konzilien, die Römische Kirche (= päpstliches Lehr- 
amt), die Väter und die Theologen. Hinzu kommen natürliche Vernunft, Philoso- 
phie und Geschichte zt Theologische Entscheidungen werden demnach im ge- 
schichtlichen Kontext verortet, was ihnen schon deshalb gut zu Gesicht steht, weil 
die Selbstmitteilung Gottes in Jesus Christus als Kern des christlichen Glaubens ja 
zu allererst ein historisches Ereignis darstellt.5® Die Beschäftigung mit der Ge- 
schichte theologischer Reflexion in der Breite unterschiedlicher Traditionslinien 
und deren Umsetzung in der Glaubenspraxis gehört demnach zum Kernbestand 
redlicher theologischer Arbeit, zu dem die Kirchengeschichte als Disziplin in be- 
sonderer Weise beizutragen hat. 

Das zweite, von der Bibelauslegung her bestimmte Konzept Ebelings erscheint 
im ersten Moment attraktiv für eine biographische Studie über einen Bibelwis- 
senschaftler. Es ist unverkennbar durch das lutherische „Sola-Scriptura“-Prinzip 
bestimmt. Theologie ist demnach die Beschäftigung mit der in der Bibel festge- 
haltenen göttlichen Offenbarung.53 Man könnte geneigt sein, einem solchen 
Theologieverständnis entsprechend Theologie-, ja Kirchengeschichte als Ganzes 


48 Vgl. WoLFr/SEILER, Kirchen- und Religionsge-- 52 Vgl. Kasper, Glaube; vgl. ebenso RATZINGER, 


schichte, 315-321. Problem, S. 7-30. 

49 Federführend waren hierbei Yves Congar 53 „[W]enn man überhaupt eine Ordnung und 
(1904-1995) und Max Seckler (vgl. CONGAR, Wertung unter den theologischen Disziplinen 
Geschichte, S. 496-501; SECKLER, Bedeutung, vornehmen will, könnte man höchstens dies 
S. 37-65). aussagen, daß alle theologische Arbeit der 

so Vgl. Worr, Kirchengeschichte, S. sat: DERS., Auslegung der Heiligen Schrift zu dienen hat“ 
Kirche, S. 21. (ebd., S. ı2f.).Vgl. dazu Men, Glauben, 

sr Vgl. BuURKARD, Auge, S. 82; SECKLER, Bedeu- S. 188. 
tung, S. 41; WOLF, Kirchengeschichte, S. 59. 54 Vgl. EBELING, Kirchengeschichte, S. 9-27. 
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als Auslegungsgeschichte der Heiligen Schrift zu bezeichnen.5* Auch christliche 
Historiographie bleibt nach diesem Konzept im Kern auf die biblische Offenba- 
rung bezogen, wird aber nicht biblizistisch vereinnahmt.55 Eine Kirchengeschichte, 
die sich als Auslegungsgeschichte der Heiligen Schrift versteht, nimmt im engeren 
Sinne die biblische Hermeneutik einer bestimmten Epoche sowie deren Inan- 
spruchnahme durch die Theologie in den Blick. Im weiteren Sinne umfasst sie aber 
auch alle Äußerungen christlichen Lebens, die sich von der biblischen Offenbarung 
durchdrungen wissen — mit positiven wie negativen Folgen. Eine so verstandene 
Theologiegeschichte kann deutlich machen, was im Laufe der Zeit den Zugang 
zum Christusereignis erschwerte oder erleichterte. Der Lauf der Geschichte ist das 
einzige, was die Glaubenden mit Christus verbindet, aber auch von ihm trennt.5® 
Ebelings Ansatz entfaltete eine Langzeitwirkung auf die protestantische Kirchen- 
und Theologiegeschichte, da er zwar kritisiert, im Kern aber immer wieder aufge- 
griffen wurde 37 Aus katholischer Sicht sind aber Zweifel angebracht, da Ebeling 
zum einen die protestantische Ekklesiologie voraussetzt, die die Tradition als Quel- 
le der Offenbarung nicht anerkennt.5® Wollte man die Theorie retten, müsste man 
sie erweitern, sodass neben dem biblischen Ausgangspunkt auch dessen Reflexion 
und Ausformulierung im Laufe des theologischen Tradierungsgeschehens sichtbar 
würde 39 Zum anderen setzt Ebeling, ebenfalls gut protestantisch, voraus, dass die 
Schrift tatsächlich tonangebende Instanz in der Kirche ist. Der Auslegungsprozess 
der Heiligen Schrift darf jedoch — so die Weiterentwicklung von Ebelings Kon- 
zept — nicht losgelöst von den Umständen und Eigenschaften des Auslegenden be- 
trachtet werden.°° Auch bei einer solchen Rückbindung an den historischen Kon- 
text lässt sich das Konzept nur schwer auf die katholische Kirchengeschichte über- 
tragen, schließlich waren anders als in der Nachbarkonfession hier ganz andere 
Instanzen tonangebend. 

Ebelings Konzept hilft allerdings, den Blick zu schärfen, gerade wenn man sich 
mit der Bibelexegese und ihrer Verortung in der katholischen Kirche beschäftigt. 
Der Umgang mit der Bibel zu bestimmten Zeiten geschieht nie voraussetzungslos, 
sondern immer in traditionellen Deutungsmustern und kirchlichen Strukturen. 
Zusammen mit dem Konzept der „loci theologici“ verweist Ebelings Modell auf 
die grundsätzliche Frage, wie in Kirche und Theologie zu einer bestimmten Zeit 
mit den Offenbarungsquellen, dem Kernbestand christlichen Glaubens, umgegan- 


55 Die Selbstmitteilung Gottes geschieht nach 56 Vgl. ebd., S. 23-25. 
Ebeling in die Geschichte hinein, lässt sich 57 BEUTEL, Kirchengeschichte, S. 109-114; BE- 


aber nicht aus dieser ablesen. „Darum gibt es SIER/ULRICH, Aufgabe, S. 14f. Auch auf katho- 
keine theologische Historiographie, die in der lischer Seite wurde das Konzept adaptiert und 
Geschichte die Spuren und Urteile Gottes auf- weiterentwickelt: vgl. hierzu etwa die über- 
deckte. Es könnte nur eine theologische Histo- blickhafte Darstellung in Sropck, Kirchenge- 
riographie geben, nämlich eine, die die Ver- schichtsschreibung, S. 81-84; MurPHv, Heili- 
kündigung des Wortes Gottes in die Geschich- ge Schrift, S. 4-7. 


te hinein verfolgte [...] Kurz gesagt: Es wäre 58 Vgl. Wiot, Auslegungsgeschichte, S. 219-221. 
die Geschichte des Zeugnisses von Jesus 59 Vgl. BEUTEL, Auslegungsgeschichte, S. 115. 
Christus in der Geschichte“ (ebd., S. 18). eo Ebd., S. 114. 
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gen wurde. Diese basale Frage lohnt nicht nur für die Beschäftigung mit der Theo- 
logiegeschichte des frühen 20. Jahrhunderts, sondern hält auch der gegenwärtigen 
Situation in Kirche und Theologie einen Spiegel vor. 

Gerade die kirchliche Zeitgeschichte, in die die Lebensphase Augustin Beas fällt, 
bietet vor diesem Hintergrund eine Vielzahl an Forschungsmöglichkeiten.°' Auch 
hier blieben theologiegeschichtliche Fragen allerdings lange ein ausgesprochenes 
Desiderat.°? Spätestens mit der kulturgeschichtlichen Neuausrichtung der allge- 
meinen Geschichtswissenschaft änderte sich jedoch die Ausgangslage. Die Kul- 
turgeschichte fragt stärker nach den prägenden Momenten menschlichen Zusam- 
menlebens jenseits von Ökonomie und Politik sowie nach den kulturellen Be- 
gründungsmechanismen, Weltdeutungen und Wissenskulturen.°3 Auch von der 
allgemeinen Geschichtswissenschaft wurde mehr und mehr nach dem besonde- 
ren Profil des sozialen Raums Kirche gefragt.°# Nicht zuletzt erschloss die Öffnung 
der Vatikanischen Archive bis zum Pontifikat Pius’ XI. (1922-1939) in den Jahren 
2001 und 2006 ein neues Forschungsfeld mit weitreichenden Möglichkeiten für die 
Theologiegeschichte zwischen der Modernismuskontroverse und dem Vorabend 
des Zweiten Vatikanischen Konzils. 


b) Biographische Theologiegeschichte - theologiegeschichtliche Biographie? 

So wie die Theologiegeschichte ihren Weg zurück in die kirchengeschichtliche For- 
schung fand, so erging es im letzten Jahrzehnt auch der historischen Biographie. 
Lange Zeit verschrien, gehört die Biographieforschung wieder zu den etablierten 
Herangehensweisen in der Geschichtswissenschaft.°5 Aus der populären Beschäfti- 
gung mit Geschichte war sie indes niemals verschwunden gewesen. Anders als im 
19. und frühen 20. Jahrhundert geht es der historischen Biographieforschung heute 
aber nicht mehr um die „Geschichte großer alter Männer“, die ihrer Zeit den Stem- 
pel aufdrückten.°® Diese Herangehensweise wurde zunehmend als problematisch 
empfunden, weil die untersuchte Person allzu oft isoliert betrachtet und nicht sel- 
ten dem Lebensweg eine gewisse Teleologie unterstellt wurde.°” Vielmehr ist man 
im Anschluss an sozialgeschichtliche und soziologische Methoden vermehrt dazu 
übergegangen, „den Lebensweg eines historischen Akteurs als Summe seiner 


er Vgl. DOERING-MANTEUFFEL, Problematik, OnnascH, Einleitung, S. 3). Erste Ansätze bil- 
S. 445-463; CONZEMIUS, Kirchengeschichte, S. dete bereits die interkonfessionelle Bearbei- 
187-197; HÜRTEN, Alltagsgeschichte, S. 28- tung der Frage nach dem Wert der Zeit- 
30; für die protestantische Zeitgeschichts- geschichte für die systematisch-theologische 
schreibung vgl. Nowak, Allgemeine und kirch- Reflexion zu Beginn der 1990er Jahre (vgl. 
liche Zeitgeschichte, S. 449-451; WELKER, BEINTKER, Historik, S. 41-48; Fo, Historik, 
Historik, S. 31-40. S. 48-68). 


62 Vgl. OBERMAN, Werden, S. 20f.; BESIER, Ein- 65 Vgl. Pyra, Geschichtswissenschaft, S. 331. 
führung, S. 3-6; Nowak, Kirchengeschichte, 66 KARSTENS, Summe, S. 79. 


S. 468. 67 Diese Kritik kam bereits in den 1930er Jahren 
63 Vgl. Dinges, Kulturgeschichte, S. 179-192. auf und führte auf lange Sicht zu einem Um- 
64 Dazu gehörten auch dezidiert theologische Fra- denken in der Biographieforschung (vgl. KRA- 
gen wie Christologie, Anthropologie, Schöp- CAUER, Biographie, S. 75-95). 


fungslehre oder Ekklesiologie (vgl. STEINBACH/ 68 Ebd., S. 78. 
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sozialen Interaktionen zu analysieren und darzustellen.“°® Während die Biogra- 
phieforschung in der europäischen Geschichtswissenschaft der 1960er und 1970er 
Jahre ein Randphänomen darstellte, entwickelte sich vor allem in den USA eine 
neue Form der Erforschung von Lebensläufen, die Biographie und historischen 
Kontext stärker verband. Die Darstellung des Werdegangs einer Person war nicht 
mehr Selbstzweck, sondern eröffnete zugleich einen Zugang zu einer gewissen Epo- 
che mit ihrem spezifischen Denken und ihrer Kultur. So wurde „die Hauptperson 
gewissermaßen als Fenster in ihre Zeit“ genutzt.°9 Die chronologisch-linear verlau- 
fende Biographie wurde ab den 1990er Jahren, unter anderem den Überlegungen 
von Pierre Bourdieu (1930-2002) folgend, zunehmend als Illusion betrachtet. Hin- 
gegen bekamen die gesellschaftliche Umwelt und der dadurch gegebene kulturelle 
Rahmen einen gewichtigen Raum bei der Analyse historischer Lebensläufe.7° Dabei 
treten seit der Jahrtausendwende vermehrt historische Akteurinnen und Akteure 
aller Schichten in den Fokus. Der Blick auf Frauen und Männer der zweiten und 
dritten Reihe ermöglicht einen Zugang zu Fragen des gesellschaftlichen Zusammen- 
lebens, der Handlungsräume, Kulturen, Praktiken und Netzwerke, die sich durch 
die Beschäftigung mit einer exemplarischen Persönlichkeit beantworten lassen.7! 
Hierbei spielt selbstverständlich die Schriftproduktion der Protagonistin oder des 
Protagonisten und die daraus resultierende Quellengrundlage eine entscheidende 
Rolle. So ist immer zu prüfen, über welche Phasen und Bereiche einer Biographie 
sich auf der Grundlage der Quellen überhaupt etwas aussagen lässt. 

Gerade wenn die soziale Verflechtung der Hauptperson den analytischen Rah- 
men bildet, sind verschiedene Analysemethoden sinnvoll, um diesen abzubilden. 
Das gilt genauso für die gesellschaftlichen Subsysteme, in denen sich ein Geistli- 
cher, Ordensmann und Theologe wie Augustin Bea bewegte. 


Wissenskulturen und institutionelle Rahmenbedingungen - Kulturen, 

Diskurse und Netzwerke 

Wenn im Umfeld biographischer Forschung von bestimmten Handlungs- und 
Kommunikationsweisen innerhalb eines sozialen Systems die Rede ist, ist der 
Schritt zu einem der großen Begriffe in den geisteswissenschaftlichen Disziplinen 
nicht weit: zur Kultur und damit zur Kulturgeschichte. Historische Lebensläufe 
finden innerhalb eines kulturellen Rahmens statt. Dabei geht es der Kulturge- 
schichte nicht mehr nur um die Künste und Wissenschaften, wie im 19. Jahrhun- 
dert. 73 Deutlich weiter gefasst sucht sie heute nach dem „Inbegriff von Wissen, 
Glauben, Kunst, Moral, Gesetz, Sitte und allen übrigen Fähigkeiten und Gewohn- 
heiten, welche der Mensch als Glied der Gesellschaft sich angeeignet hat.“73 Diese 
breit angelegte, interdisziplinäre Form der Suche nach den sinnstiftenden Konstitu- 
enten des Zusammenlebens kann auch der Theologiegeschichte Impulse geben. 


69 KARSTENS, Summe, S. 81; STOLLBERG-RILINGER, 71 Vgl. KARSTENS, Summe, S. 82f. 

Maria Theresia, S. XXIV-XXVII. 72 Vgl. MAURER, Kulturgeschichte, S. 341-356. 
70 Vgl. BourDieu, Illusion, S. 75-81; DERS., Re- 73 Hansen, Kultur, S. 15. 

geln, S. 83-102. 
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Theologie als theoretisch-wissenschaftlicher Grundpfeiler kirchlichen Lebens bie- 
tet schließlich Räume eigener kultureller und kommunikativer Praktiken sowie 
geistiger Werkzeuge, die kulturelles Handeln innerhalb von Kirche und Gesell- 
schaft beeinflussen.”+ Welche Methoden bieten sich in diesem Zusammenhang be- 
sonders für die Analyse an? 

Da die Theologie in besonderem Maße eine allein sprachlich vermittelte Wissen- 
schaft ist, deren Analysegegenstand überwiegend Texte darstellen, ist ein Blick auf 
die Sprechweisen und den konkreten Umgang mit schriftlichen Dokumenten - be- 
sonders den als heilig oder als göttliche Offenbarung betrachteten - lohnend. Dies 
gilt umso mehr in einer Studie über einen katholischen Bibelwissenschaftler. Hier- 
zu finden sich Ansatzpunkte in der New Cultural History und der historischen 
Sprachanalyse, die wieder verstärkt nach dem Stil und den Ausdrucksformen geis- 
tiger Haltungen fragen.’5 Da die Sinnstiftung fast durchgängig sprachlich vermit- 
telt ist, kommt der Sprache auch eine Realität konstituierende Funktion zu.7° Quel- 
len aus der Theologiegeschichte können daher nach ihren unterschiedlichen textli- 
chen Ebenen befragt werden; neben der inhaltlichen Information ist die sprachliche 
Form entscheidend, also sowohl das „Was“ als auch das „Wie“. Wenn Sprache je- 
doch nicht nur Wirklichkeit abbildet, sondern diese schafft, ist sie auch eine sozia- 
le Handlung und kann nach deren Wirkungsabsichten und -möglichkeiten bzw. 
dem „Wozu“ untersucht werden. 7" Welche Formen rhetorischen Ausdrucks und 
semantischer Tiefenstruktur finden sich in den Quellen? Was wollte der Verfasser 
damit erreichen? Welche Rückschlüsse lassen sich von der Form auf das Denken 
der Zeit ziehen? 

Diese Fragen lassen sich ohne Probleme auf die hermeneutische Wissenskultur 
der römischen Theologie der 1920er bis 1940er Jahre im Umgang mit der Heiligen 
Schrift anwenden, an der Augustin Bea teilnahm und die er mitgestaltete. Welche 
argumentativen Strategien nutzte er in seinen Texten? Sind diese durch neuscholas- 
tisches Vokabular geprägt oder verweisen sie auf eine biblische Orientierung auch 
in der Sprache des Verfassers? Hinzu kommen neben der textimmanenten Sprach- 
analyse der Adressatenbezug und die Frage nach dem Rückgriff auf Werke von 
Zeitgenossen und deren Argumentationen. 

Die Betrachtung einer durch strikte Normen regulierten Wissenskultur wie der 
römischen Theologie führt unweigerlich auch zu den Fragen der Geistes- bzw. 
Ideengeschichte, deren Untersuchungsgegenstand zentrale Texte und Diskurse 


74 Vgl. Dinces, Kulturgeschichte, S. 184. 76 Vgl. Dinges, Kulturgeschichte, S. 190; vgl. 
75 CHARTIER, History, S. 193-205; MAURER, Kul- ebenso RAPHAEL, Geschichtswissenschaft, 
turgeschichte, S. 358. Zentral für diese Auf- S. 233f. 
fassung ist die Umsetzung des Paradigmas des 77 Zur dahinterstehenden Sprechakttheorie vgl. 
Linguistic turns auch in der Geschichtswis- SEARLE, Speech Acts, S. 22-26. 
senschaft. Im Sinne einer Kultursemiotik wird 78 Zur klassischen Geistesgeschichte vgl. Lors, 
nach den Bedeutungszuschreibungen von Ge- Ideengeschichte, S. 262. Das Konzept der 
genständen wie Texten gleichermaßen gefragt Mentalitätsgeschichte charakterisiert präg- 
(vgl. HUNT, Introduction, S. 1-22). nant LE GorFF, Mentalités, S. 76-94; vgl. eben- 


so CHARTIER, History, S. 194f. 
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sind.7® Sie stellt die historischen Diskurse in den Mittelpunkt und fragt nach den 
Verbindungslinien zwischen individuellen und kollektiven Sinnsystemen, was ins- 
besondere für das kirchenhistorische Arbeiten gewinnbringend sein kann. Dabei 
gilt es, die früher größtenteils getrennt betrachteten theorieimmanenten Prozesse 
der Entwicklung ideeller Konzepte auf der einen und externer Beeinflussung durch 
kulturell-funktionale Abhängigkeiten auf der anderen Seite zusammenzudenken.7? 
Dies geschieht zum einen in der Traditionslinie der Begriffsgeschichte.®° Auf der 
Mikroebene fragt sie nach den Semantiken und deren Wandel im Denken und 
Sprech-Handeln zu unterschiedlichen Zeiten. Zum anderen kann mithilfe der Dis- 
kursanalyse eine historische Momentaufnahme gemacht werden, die einzelne Per- 
sonen im konkreten Kontext zu Wort kommen lässt. Auch deren Ziele sowie die 
Rezeptionsmöglichkeiten für (innovative) Denkmuster beim Adressaten gilt es auf- 
zuspüren.®! Das weitverzweigte Instrumentarium der Diskursanalyse und die da- 
mit verbundenen Debatten sollen nach dieser grundlegenden Problemanzeige nicht 
weiter entfaltet werden D? Es gibt zweifellos wertvolle Impulse für die heuristische 
Ausrichtung der Arbeit. Beim biographischen Blick auf den Einzelakteur Bea und 
seine unterschiedlichen Felder sozialer Interaktion soll nicht das Set an diskursana- 
lytischen Methoden angewendet werden, das sich häufig mit ganzen Gruppen von 
Diskursteilnehmern beschäftigt. An einer Person in ihren Bezügen lässt sich hinge- 
gen noch kein Diskurs ablesen. Allerdings kann man sehr wohl danach fragen, an 
welchen Diskursen - sowohl den vom kirchlichen Lehramt autoritativ eingehegten 
wie den innerhalb der wissenschaftlichen Fachwelt entstandenen - sich Bea betei- 
ligte. Welche diskursiven Binnenlogik(en), wie die historisch-kritische Methode 
oder eine dogmatische Schriftauslegung, teilte er, welche lehnte er ab? Von welchen 
hielt er sich dezidiert fern? Wen akzeptierte er als Diskussionspartner in Fragen der 
Auslegung des Alten Testaments oder der Archäologie? Mögliche Felder sind hier 
die Verbindungen zu den jesuitischen Mitbrüdern, zu anderen Orden und theologi- 
schen Schulen innerhalb der Kirche, aber auch die Bewertung der Argumente 


79 Vgl. RAPHAEL, Geschichtswissenschaft, S. 159f. historischen Wissenschaften zu einem gängi- 
Raphael spricht im Blick auf die gegenwärtige gen Instrument geworden, um Kernaussagen 
Perspektivierung der Forschung von einer und zentrale Ausdrücke in einen größeren 
„Dreiecksbeziehung zwischen realhistori- Kontext ideengeschichtlicher Reflexion zu 
schem Wandel, den Erfahrungen der histori- stellen (vgl. RAPHAEL, Geschichtswissenschaft, 
schen Akteure in diesem Wandel und der S. 236f.). Einen Einblick in die entsprechende 
sprachlichen Fixierung beider in den politisch- Debatte bietet WARnkE (Hg.), Diskurslinguis- 
sozialen Kategorien und Sprachen“ (ebd., tik nach Foucault. Theorie und Gegenstände, 
S. 169). Berlin - New York 2007. Markant für die 

80 Im Nachgang zu Reinhart Kosellecks Studien Analyse der Rezeptionsmöglichkeiten und 
ab den 1970er Jahren entstand eine reichhalti- -wege ist die Arbeit der sogenannten Cam- 
ge Forschung zu den Denkkategorien und Be- bridge School (vgl. SKINNER, Meaning, 
griffen der westlichen Welt (BRUNNER/CONZE/ S. 3-53; vgl. ebenso SCHORN-SCHÜTTE, Geis- 
KoseıLeck (Hg.), Grundbegriffe; KOSELLECK, tesgeschichte, S. 274-277; RAPHAEL, Ge- 
Sozialgeschichte, S. 89-109). schichtswissenschaft, S. 167-169). 

81 Im Anschluss an Michel Foucault (1926- 82 Vgl. MüLLER, Bemerkungen, S. 15-18; vgl. 
1984) ist der Begriff „Diskurs“ auch in den ebenso KONERSMANN, Wörter, S. 25-27. 
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anderer Konfessionen und Religionen, insbesondere der protestantischen und jüdi- 
schen Theologie. 

Rom als Beas Lebensraum und Wirkungsstätte zeichnete sich in besonderer Wei- 
se durch den hohen Grad diskursiver Herrschaft aus.®® Durch die Ausübung des 
negativen Lehramts in Gestalt von Buchzensur und disziplinarischen Maßnahmen 
wachten Papst und Kurie über das Denk-, Sag- und vor allem Glaubbare.°+ Zu Be- 
ginn des 20. Jahrhunderts war nach wie vor die neuscholastische Theologie tonan- 
gebend; außerdem fürchtete man eine modernistische Unterwanderung der Kirche. 
Auch Bea wurde als akademischer Lehrer für Gutachten herangezogen, die dem 
negativen Lehramt und damit der Einhegung des Sag- und Schreibbaren dienten. 
Zugleich nutzte er die Nähe zur kirchlichen Zentrale zur Umsetzung seiner eigenen 
kirchenpolitischen Agenda. Die Kontrolle der Konformität von Theologen und die 
Schaffung neuer Rahmenbedingungen, mit denen man dann wieder konform gehen 
musste, hingen eng zusammen. Deshalb ist nach den äußeren Bedingungen und Pa- 
radigmen der jeweiligen Zeit zu fragen, etwa nach der Wissenschaftspolitik, dem 
Einfluss der kirchlichen Institutionen und dominierenden Schulen. D? Auch Theolo- 
gie — zumal im Schatten des Petersdoms — geschieht nicht im luftleeren Raum, son- 
dern vor dem Hintergrund einer hermeneutischen Kultur und sozialer Verflechtun- 
gen der wissenschaftlichen Akteure. 

Wer sich an Diskursen beteiligt, begibt sich automatisch in Kontakt mit Ge- 
sprächspartnern, die ebenfalls an diesem Diskurs teilnehmen. Die Kommunikati- 
onswege und persönlichen Verbindungen sind nicht nur Teil des gesellschaftlichen 
Zusammenlebens, sondern auch Gegenstand der historischen Forschung. Ihnen 
widmet sich die seit der Jahrtausendwende in aller Breite betriebene Netzwerkana- 
lyse. Wolfgang Reinhard, der Begründer der netzwerkanalytischen Geschichts- 
schreibung in Deutschland, hat den Trend folgendermaßen beschrieben: „Wer heu- 
te mitreden will, muß bei jeder Gelegenheit von Netzwerken sprechen.“?° Diese 
zugespitzte Formulierung weist auf die Omnipräsenz der Methode in der gegen- 
wärtigen Forschung hin; allerdings ist um den sogenannten network turn, seine 
Möglichkeiten und Grenzen eine große Diskussion unter den Historikerinnen und 
Historikern entbrannt.°7” Ohne näher auf diese weitverzweigte Debatte eingehen zu 
wollen, ist an dieser Stelle festzuhalten, dass Theologiegeschichte heute auch von 
Netzwerkanalysen profitieren kann, auch wenn sie natürlich die Grenzen und Pro- 
bleme des Ansatzes zu berücksichtigen hat.°® 


83 Vgl. FRED, Einführung, S. 11-14. 
84 Vgl. Kösters, Lehramt, Sp. 455-458. 
85 Hier sei auf die theoretische Fundierung des 


87 Vgl. WEBER, Verhältnisse, S. 289-299; GAM- 
PER,/RESCHKE/DÜRING, Millennium, S. 7-52. 
88 Verwiesen sei hier etwa auf die immer wieder 


86 


Begriffs bei Thomas S. Kuhn verwiesen, der 
Paradigmen als soziale Matrix wissenschaftli- 
chen Handelns beschrieb und als Determinan- 
ten charakterisierte, die Wissenschaftler eine 
Theorie akzeptieren lassen (vgl. KUHN, Struk- 
tur; MAURER, Kulturgeschichte, S. 359). 
REINHARD, Lebensformen, S. 272 [Hervorhe- 
bung im Original]. 
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zurecht vorgebrachte Warnung vor einer allzu 
euphorischen Integration der Methode und die 
Problematik des aus der jeweiligen Quellenba- 
sis tatsächlich Ableitbaren (vgl. LEMERCIER, 
Time, S. 184). Hinzu kommt auch noch die 
Gefahr einer verknappten Suche nach Leitme- 
taphern, die komplexe Phänomene nicht als 
solche adäquat wiedergeben (vgl. WEBER, Pi- 


Das gilt umso mehr für eine biographische Studie zum Bibelexegeten Bea. Die 
Beziehungen des Jesuitenprofessors zur eigenen Ordensleitung, zu den Kongregati- 
onen der Kurie, den beiden Pius-Päpsten, aber auch zu deutschsprachigen Theolo- 
gen beider Konfessionen stellen geradezu ein mustergültiges Beispiel für eine Ver- 
netzung dar, die auch über die Grenzen des eigenen kirchlichen Aktionsradius hi- 
nausging.®? Hierbei kann freilich nur auf die Kontakte eingegangen werden, die 
sich in den Schriften Beas niederschlugen.?° Zugleich muss zwischen persönlichen 
Begegnungen und schriftlicher Korrespondenz unterschieden werden. Beide werfen 
aber ein deutliches Bild auf Fachdiskurse und römische Netzwerke in der Wissen- 
schaftspolitik. In der vorliegenden Studie soll es nicht in erster Linie um die Rezep- 
tion von Beas wissenschaftlichen Werken gehen, sondern um die Frage, welche Be- 
ziehungen Bea pflegte und wie er diese für sein kirchenpolitisches Engagement und 
die daraus resultierenden Entscheidungsfindungsprozesse nutzte. Bea war schließ- 
lich trotz der vielfältigen Arbeit als Professor vor allem auch „Bibelwissenschafts- 
politiker“.?" Die Quellen bestimmen dabei hier die Grenze des Erfassbaren: Wo 
zwar regelmäßige persönliche Treffen der römischen Verantwortungsträger nach- 
weisbar sind, deren Inhalte aber nicht schriftlich festgehalten sind, bleibt ein Zu- 
gang zur Inhaltsebene verwehrt.?? Die unterschiedlichen Beziehungen zeichnen 
sich freilich durch ganz unterschiedliche Entstehungszusammenhänge und Be- 
gründungen aus. Übereinstimmungen und Differenzen der Personen in Charakter 
und Temperament, Identitäten und Interessen, Ämter, Rollen, Nationalitäten und 
Reputationen prägten den Grad der Nähe, die Machtverteilung und weitere 
Spezifika der Beziehungen. In Beas Fall spielt auch die Ordenszugehörigkeit eine 


kante Verhältnisse, S. 290-292). Dass die his- on durch einzelne Handlungen und soziale 
torische Netzwerkanalyse bisher besonders in Beziehungen in Form dauerhaften Kontakts in 
der frühneuzeitlichen Elitenforschung Anwen- der Biographieforschung vgl. KARSTENS, Sum- 
dung gefunden hat, macht sie nicht weniger me, S. 84f. 


interessant für die theologiegeschichtliche Be- or Vgl. LoHFink, Bibelwissenschaft, S. 58f. 
trachtung der wissenschaftspolitischen Ver- 92 Etwa sind zu den regelmäßigen Treffen Beas 


flechtungen in den unterschiedlichen sozialen mit seinem Ordensgeneral, Wladimir Le- 
Räumen, die die römische Theologieland- döchowski, nur punktuell Tagesordnungen 
schaft der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts erhalten, Protokolle oder Mitschriften gibt es 
bestimmten (vgl. HÄBERLEIN, Netzwerkanaly- jedoch nicht (APIBR, K-23, Lettere P. Genera- 
se, S. 315-328; DürınG/KEYSERLINGK, Netz- le, Fasc. Secreta. Besprechungen mit P. Gene- 
werkanalyse, 343). ral 1930-1934). Auch was bei den persönli- 
89 Gerade wo Beziehungen über soziale Räume chen Treffen mit römischen Fachkollegen, be- 
hinaus bestehen und sich Handlungsmöglich- sonders mit dem Dominikaner und 
keiten bzw. -spielräume jenseits der institutio- Neutestamentler Jacques Marie Vosté (1882- 
nellen Spielregeln auf informelle Weise eröff- 1949), gesprochen wurde, kann nicht mehr 
nen, lohnt ein netzwerkorientiertes Vorgehen, rekonstruiert werden, da es keine Aufzeich- 
das weder individualistisch auf die Einfluss- nungen dazu gibt. Gerade von Vosté sind nur 
nahme lediglich eines Akteurs blickt, noch wenige Schreiben erhalten (APIBR, K-6-B, 
strukturalistisch nach rein hierarchischen Fasc. Corrispondenza Comm. Biblica 1935- 
Einflussnahmen von oben nach unten sucht 1938, ohne fol.). Zum entscheidenden Faktor 
(vgl. Dürıng/KEvsErLINGK, Netzwerkanalyse, „Quellenlage“ vgl. Dürıng/KEYSERLINGK, 
S. 339-342). Netzwerkanalyse, S. 343f.; LEMERCIER, Time, 
90 Zu Möglichkeiten und Grenzen der histori- S. 201-206. 
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große Rolle.?3 Vor diesem Hintergrund lässt sich weiter nach der Einflussnahme 
innerhalb des Netzes, den gegebenen Handlungspotenzialen, der Verteilung von 
Rollenzuweisungen und Attributen sowie nach der Veränderlichkeit sozialer Räu- 
me fragen.?4 

Wen förderte Bea, wen bekämpfte er? Wie ging er mit Jesuiten um, die aufgrund 
ihrer exegetischen Arbeit mit der Ordens- oder Kirchenautorität in Konflikt gera- 
ten waren? Hinzu kommt Beas Einsatz für eine Umgestaltung der Infrastruktur im 
römischen und italienischen Wissenschaftsbetrieb. Und schließlich war Bea auch 
an verschiedenen kirchenpolitischen Entscheidungen beteiligt und gehörte zu den 
persönlichen Netzwerken Pius’ XI. und Pius’ XII. 


Der Theologe in seinen Handlungsräumen und Verhaltensweisen - Rollen, 
Habitus und Glaubenspraktiken 
Die bisher erörterten Aspekte, die sich aus der Ausrichtung heutiger Biographiefor- 
schung ergeben, betreffen in erster Linie die sozialen Räume, die darin geknüpften 
Verbindungen und die in ihnen vorherrschenden Themen und Sprechweisen. Wie 
fügte sich aber der historische Protagonist in diese Mikro- und Makrostrukturen 
ein? Welche Strategien und Verhaltensweisen legte er an den Tag? Welche Funkti- 
onen und Aufgaben füllte er darin aus? Gerade die strikt hierarchisch gegliederte 
Gesellschaft Jesu wie auch die Kirchenhierarchie bildeten im Fall Beas einen star- 
ken Rahmen, in dem er sich gemäß tradierten Normen verhalten musste. Zugleich 
forderten unter anderem die gesamtgesellschaftlichen Entwicklungen des 20. Jahr- 
hunderts zu Reaktionen und neuen Verhaltensweisen heraus. Auch die Entwick- 
lung personaler Eigenheiten in Denken und Verhalten ist eng mit den gegebenen 
Verhältnissen verbunden. Im Anschluss an den Historiker Simon Karstens lässt 
sich deshalb sagen: „Führt man diesen Gedanken weiter und verzichtet entspre- 
chend der soziologischen Kritik auf ein in sich geschlossenes Charakterbild und 
darauf, die Frage ‚Was war das für ein Mensch?‘ zu beantworten, so kann man das 
Individuum stattdessen als Summe aller Interaktionen, bekleideten Rollen, aller 
Selbstdarstellung und Fremdwahrnehmung erfassen. Auf diese Weise wird einer 
teleologischen Interpretation des Lebens als sich erfüllende Heldengeschichte ent- 
gegengewirkt. Statt des Charakters steht der Lebenslauf im Zentrum, der als ein 
realisiertes von mehreren möglichen Ergebnissen derjenigen Interaktions- und 
Wahrnehmungsprozesse beschrieben werden muss, die einen Niederschlag in Quel- 
len gefunden haben.“?5 

Um Bea in der Summe seiner Interaktionen darstellen zu können, müssen erst 
einmal die - zum Teil schon angesprochenen - unterschiedlichen Rollen und dau- 
erhaften Tätigkeiten sichtbar gemacht werden, die er in den römischen Instituti- 
onen zu erfüllen hatte. So fungierte er nicht nur als Erforscher des Alten Testa- 
ments und als Leiter des Päpstlichen Bibelinstituts, sondern auch als Professor 
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mit didaktischem Anspruch, Visitator wissenschaftlicher Einrichtungen, Gutach- 
ter und Konsultor der römischen Kongregationen und nicht zuletzt als Mitglied 
des Jesuitenordens. Jede dieser Funktionen innerhalb des sozialen Raums theolo- 
gischer Wissenschaft und kirchlichen Lebens stellte ganz eigene Rollenanforde- 
rungen und verlangte bestimmte Verhaltensweisen. Inwiefern das Ausfüllen der 
erforderlichen Rollen eine Auswirkung auf das Denken und Handeln Beas hatte, 
ist eine spannende Frage. 

Ein populär gewordenes Instrument zur Darstellung von Verhaltensweisen ist 
der Habitusbegriff des Soziologen Bourdieu, den sich auch die Geschichtswissen- 
schaft und insbesondere die empirische Kulturwissenschaft zu Eigen gemacht ha- 
ben.?° Der Begriff stammt eigentlich aus der frühmittelalterlichen Theologie und 
wurde bei Thomas von Aquin (1225-1274) zu einem zentralen Element der Tugend- 
ethik zur Gestaltung der Beziehung zu Gott und den Menschen erweitert. 27 Bour- 
dieu definierte den Habitus hingegen ohne ethische Wertung als Gesamtheit der 
adäquaten Verhaltensformen eines Individuums innerhalb eines sozialen, aus Be- 
ziehungen bestehenden Gefüges. Um in einem institutionalisierten Rahmen zu- 
rechtzukommen, erwartet die Gruppe, aber auch das Individuum selbst, ein be- 
stimmtes wissentliches Agieren, besonders aber ein anpassungsfähiges, unwissent- 
liches Verhalten der Beteiligten, das zum Gelingen der Interaktionen beiträgt.?® 
Habituelle Handlungen vermitteln deshalb zwischen Lebenswelt und Individuum; 
die Grundlage dafür bilden Sozialisation und Bldung 29 Ziel sämtlicher sozialer 
Interaktion ist bei Bourdieu der Erwerb von sogenanntem sozialen Kapital, zu dem 
etwa Anerkennung und Ehre gehören. Bourdieus Reduzierung der Motive mensch- 
lichen Handelns auf ein ökonomisches Kosten-Nutzen-Kalkül ist sicherlich zu kri- 
tisieren, sie mindert jedoch nicht den Reiz des Habitus-Konzepts.'°° Schließlich 
zeichnen sich auch die institutionalisierte Wissenschaftswelt der Theologie und die 
Institution Kirche durch gewohnte Handlungen, Alltagswissen und Lebens- und 
Arbeitsstile aus, die von denjenigen gepflegt werden, die innerhalb dieses sozialen 
Gefüges agieren.'°' Das Streben nach Anerkennung und Teilhabe an entscheiden- 
den Prozessen ist sicher dem kurialen Apparat wie den römischen Bildungseinrich- 
tungen genauso wenig fremd wie Organisationen in anderen gesellschaftlichen Be- 
reichen. Zudem lebte Augustin Bea seit seinem 21. Lebensjahr nach den Regeln des 
Jesuitenordens. Auch wenn Jesuiten keinen charakteristischen Ordenshabit trugen 
wie etwa Benediktiner oder Zisterzienser, gehörte zu ihrem Ordensleben ein umso 


96 Vgl. SCHEER, Nutzen, S. 68. 99 Vgl. Droste, Habitus S. 98f. 

97 Vgl. FEckes, Habitus, Sp. 768-770. r00 Vgl. Droste, Habitus, S. 104; HOBBETH, 

98 Vgl. BOURDIEU, Sinn, S. 101-103. Der Habi- Welt, S. 147-164. 
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Handeln nicht auf, sondern erweist sich als on oder Kirche genommen und deren Eigen- 
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stärkerer innerer Habitus aus Askese, Frömmigkeitspraktiken und einem ausgepräg- 
ten Gehorsam gegenüber den Ordensoberen und dem Papst. Ab dem Noviziat stell- 
ten sich Jesuiten, angeleitet durch tägliche, monatliche und jährliche geistliche Übun- 
gen, ganz in den Dienst der Kirche und des Papstes. Neben den klassischen Ordens- 
gelübden Armut, Keuschheit und Gehorsam schworen die Jesuiten im sogenannten 
vierten Gelübde dem Papst die "Treue 193 Auch wenn der Ordensgründer, Ignatius 
von Loyola (1491-1556), dieses Gelübde allein auf die päpstliche Aussendung in die 
Mission auf der ganzen Welt oder einen anderen kirchlichen Dienst bezogen hatte, 
galt seit dem 19. Jahrhundert die jesuitische Treue gegenüber dem Papst auf allen 
Ebenen des kirchlichen Lebens. Gerade weil Bea vom ersten Tag seines Noviziats an 
dieser Gehorsam als eine der wichtigsten habituellen Normen vermittelt wurde, ist 
es spannend zu sehen, wie er seine anderen Rollen ausfüllte. Kam es etwa zu Kon- 
flikten mit den Anforderungen, die Beas Zeit und Umfeld an einen Bibelwissen- 
schaftler, einen Zensor für das Heilige Offizinm oder Oberen einer Jesuitenkommu- 
nität stellten? Was jenseits des vom Orden Erwarteten zeichnete Beas habituelles 
Verhalten aus? Bewegte sich Bea in den Bahnen der Verhaltens-, Denk- und Sprech- 
weisen, die die jeweilige Institution als die ihre ansah? Wie verhielt er sich in sozialen 
Konstellationen, für die weder Kirche noch Orden bisher Verhaltensregeln definiert 
hatten, die aber gleichwohl im 20. Jahrhundert zur Lebenswirklichkeit wurden? 
Gab es Korrelationen zwischen seinem Rollenverständnis und seinem habituellen 
Auftreten sowie dem Inhalt seiner theologischen Positionierungen? 

Entscheidend ist, dass Bea in nahezu jeder sozialen Interaktion und in jedem 
Funktionsbereich, den er ausfüllte, schriftliche Zeugnisse hinterlassen hat, sodass 
auch für die Frage nach den Rollen und Verhaltensweisen des Jesuiten die Quellen- 
basis gesichert ist.'°% Das schriftlich fixierte soziale Handeln kann rekonstruiert 
werden, ist und bleibt aber weitgehend sprachliches Handeln.'%# Bea soll hier in der 
Selbstkonstruktion seiner Rollen und seiner Person zu Wort kommen. Die von 
Karstens empfohlene Analyse der Fremdwahrnehmung kann hingegen auf der Ba- 
sis der erhobenen Quellen nicht geleistet werden, da diese nur punktuell sichtbar 
wurde. Wo Zugriff zu den Sichtweisen Außenstehender auf den Rektor des Bibel- 
instituts besteht, werden diese herangezogen, für eine eigenständige Analyse, die 
ein komplettes Bild ergeben könnte, reicht das Material jedoch nicht. 

Im Fall Beas kann danach gefragt werden, ob er sich gegenüber seinen Studenten 
anders verhielt oder äußerte, als gegenüber Mitarbeitern des Heiligen Offiziums 
oder Vertretern anderer Konfessionen. Außerdem können Sprechen und kirchen- 
politisches Handeln daraufhin untersucht werden, welche Plausibilisierungsstrate- 
gien für das eigene Entscheiden und Agieren formuliert wurden.'°5 Konkret lassen 
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sich vielleicht theologische Aufbrüche, Einflussgewinn und -verlust gerade römi- 
scher Institutionen in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts im Kleinen er- 
kennen, etwa im konkreten Gebaren gegenüber Vertretern bestimmter Einrichtun- 
gen und Denkschulen. 

Auch das Ausfüllen unterschiedlicher Rollen durch adäquate Verhaltensweisen 
ist letztlich Teil des nach außen hin sichtbaren und auch im Nachhinein rekonstru- 
ierbaren Lebensvollzugs. Das innere Erleben bleibt in der historischen Rekonstruk- 
tion häufig eine Leerstelle oder bietet Raum für Spekulation, da vielfach die Quel- 
len fehlen. Einen Zugang zur sogenannten inneren Biographie über die soziale In- 
teraktion hinaus ermöglichen schließlich nur Ego-Dokumente wie intime Schreiben 
oder Tagebücher.'°° Gerade wenn man die habituellen Handlungsweisen und die 
spezifischen Prägungen von Theologen betrachtet, ist die Dimension der tatsächli- 
chen persönlichen Überzeugungen und Wertungen aber unschätzbar wichtig. Je- 
dem Theologen und kirchlichen Amtsträger kann man - zumindest ist das nicht 
abwegig — unterstellen, dass er ein Glaubender ist. Der Glauben spielt dann eine 
wichtige Rolle für die Deutung seines Handelns, Erlebens und wie im Fall Beas sei- 
nes wissenschaftlichen Forschens. Der sichtbaren Seite der Glaubenspraxis widmet 
innerhalb der kirchenhistorischen Disziplin die Frömmigkeitsgeschichte große 
Aufmerksamkeit.'°7” Auch die empirische Kulturwissenschaft und die allgemeine 
Geschichtswissenschaft haben in den letzten Jahren ihr Augenmerk verstärkt auf 
die Lebensbereiche Spiritualität und religiöse Emotionen gelegt.'°® Rituelle und ha- 
bituelle Verhaltensweisen, die Beziehungen zur Transzendenz in der Immanenz 
sichtbar machen und plausibilisieren, sind ebenso im Fokus wie das Gefühlsleben 
religiöser Menschen oder deren Geschlechterrollen.'°? Die Wendung zum Einzel- 
nen, ja vielmehr hin zu einer Geschichte von innen, nimmt die Dimensionen per- 
formativer Glaubenspraxis als „lived religion“''° ernst und verweist auf die ver- 
schiedenen Dimensionen christlicher Existenz jenseits der theoretischen Wissen- 
schaft und der institutionellen Kirchenpolitik. 

Theologie hängt demnach nicht nur von äußeren Faktoren ab, sondern auch von 
der Ausgestaltung der Gottesbeziehung des einzelnen Theologen und umgekehrt. 
Welche Wechselwirkungen bestanden zwischen Glaubenspraxis und -reflexion? 17 
Brachte etwa Augustin Bea seine Erfahrungen als Bibelwissenschaftler ein, wenn 
er in Gebet und Meditation die Heilige Schrift betrachtete? 


106 Vgl. KARSTENS, Summe, S. 86. 108 Vgl. ASCHMANN, Gott, S. 81-104; FREVERT, 
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Kirchengeschichte als Auslegungsgeschichte Andreas Wendland zum spirituellen Habitus 
der Heiligen Schrift deutlich der Vorzug zu ge- der schweizerischen Kapuziner des 17. Jahr- 
ben, nicht zuletzt, weil dieses der Grundvor- hundert verwiesen, der habituelles Auftreten, 
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Auch hier spielt die Zugehörigkeit zum Jesuitenorden eine entscheidende Rolle. 
Ist doch die ordensspezifische Spiritualität, die Beas Alltag strukturierte und maß- 
geblich bestimmte, stark von der Bibelfrömmigkeit des Ignatius geprägt. Sie stellt 
in besonderer Weise einen Bezugspunkt dar, da auch sie thematisch von der Lek- 
türe biblischer, vor allem neutestamentlicher Perikopen geprägt (et. 1717 Gab es ne- 
ben dem Wissenschaftler-, Kurialen- und Zensoren-Habitus Beas einen eigenen 
spirituellen Habitus? Und wie beeinflussten sich die verschiedenen Aspekte seines 
Habitus gegenseitig? Aufgrund des Zugangs zu den geistlichen Tagebüchern Beas 
in seinem Privatnachlass, die der Jesuit während seiner achttägigen Jahresexerziti- 
en führte, liegt zur Beantwortung solcher Fragen eine Quellenbasis vor, die häufig 
bei anderen Persönlichkeiten der kirchlichen Zeitgeschichte fehlt? 


c) Teilbiographisches Vorgehen in theologiegeschichtlichem Interesse 

Der in diesem Kapitel unternommene Versuch, Tendenzen moderner Biographie- 
forschung und die kirchenhistorische Disziplin der Theologiegeschichte ins Ge- 
spräch zu bringen, hat einige Ansatzpunkte für die Untersuchung einer Theologen- 
biographie des 20. Jahrhunderts geliefert. Dazu gehört erstens, Bea als eingebun- 
den in die herrschenden Wissenskulturen und in die zeitgenössischen Diskurse zu 
betrachten; ebenso sind deren sprachlich vermittelte Argumentationsweisen, Denk- 
muster und Sinnstiftungsstrategien zu berücksichtigen. 

Ein theologischer Lebenslauf findet zweitens nicht allein am Schreibtisch und im 
Hörsaal statt. Die Rahmenbedingungen der theologischen Zunft sind deshalb zu 
berücksichtigen, insbesondere die kirchenpolitischen Konstellationen sowie die per- 
sönlichen Beziehungen, ferner soziale Verflechtungen und Machtkonstellationen, 
die den wissenschaftlichen Alltag befördern oder beeinträchtigen können. 

Der Protagonist muss sich drittens in den sozialen Räumen zwischen Hoch- 
schule, Kurie, Orden und Scientific Community bewegen. Diese schreiben dem 
Einzelnen bestimmte Rollen zu, die ein je eigenes habituelles Verhalten nahelegen. 
Gerade dieses Nebeneinander unterschiedlicher Tätigkeiten kann an der Person 
Augustin Beas aufgezeigt werden, da dieser — wie bereits erwähnt - in den unter- 
schiedlichen sozialen Gefügen zwischen dem Makrokosmos „Kirche“ und im Mi- 
krokosmos „Biblicum“ agierte und unterschiedliche Rollen einnahm. 

Schließlich macht viertens die Untersuchung der Schriftzeugnisse der Glaubens- 
praxis des Theologen Bea die existenzielle Deutung des Lebens aus dem Glauben 
sichtbar. Dieser bildet unter Umständen eine existenzielle Tiefendimension hinter 
der täglichen Arbeit mit den biblischen Schriften. Die Beschäftigung mit den Auf- 
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zeichnungen aus den ignatianischen Exerzitien bietet darüber hinaus einen Zugang 
zur inneren Biographie Beas, das heißt zu dessen Betrachtung und Konstruktion 
des eigenen Lebens. Theologiegeschichte erhält in der biographischen Theologen- 
geschichte einen konkreten Zugang. Die sozialen Interaktionen einer Einzelpersön- 
lichkeit eröffnen einen Zugang zu den Feldern, in denen sie sich bewegt, wie im Fall 
Beas zur biblischen Theologie und zur römischen Kirche. Das mehrdimensionale 
Konzept der modernen Biographik kann zu einer strukturierteren Betrachtung der 
Quellen beitragen, die im Laufe des Lebenswegs und innerhalb der genannten Kon- 
stellationen entstanden. Dies vermeidet eine perspektivische Engführung. Weder 
läuft man Gefahr, den betrachteten Theologen - im Anschluss an Heiligenviten 
oder den Geniekult des 18. Jahrhunderts - zum begnadeten Naturtalent zu stilisie- 
ren, noch ihn allein als Produkt des Sozial- und Herrschaftsraums „Kirche“ zu be- 
trachten und seiner individuellen Eigenarten zu berauben. Die Ansätze erscheinen 
bei aller Begrenztheit in der Summe als differenzierte Zugriffsmöglichkeiten auf 
das Leben und theologische Werk Augustin Beas als Exeget in den besonderen An- 
forderungen, die eine wissenschaftliche Tätigkeit im Umfeld der Römischen Kurie 
mit sich brachte. 

Wie jede historische Forschung steht und fällt jedoch auch die Bearbeitung der 
Biographie Augustin Beas mit dem zugänglichen Quellenmaterial, das Aufschlüsse 
über die theologische Entwicklung des Bibelwissenschaftlers und späteren Kardi- 
nals geben kann. 


III. Ouellenlage und Archivbestände 


Bea gehörte in seinem letzten Lebensjahrzehnt zu den einflussreichsten Kurienkar- 
dinälen und hatte auch zuvor in Rom seinen Lebensmittelpunkt. Er produzierte 
im Laufe seines 87-jährigen Lebens eine fast nicht zu bewältigende Flut an schrift- 
lichen Dokumenten. Neben seinen Publikationen als Professor und später als Kar- 
dinal sind es in viel größerer Zahl die schriftlichen Zeugnisse des täglichen Lebens 
wie Amtsakten, Korrespondenzen, Unterrichtsmaterialien und vieles mehr, die in 
den unterschiedlichen Archiven in Deutschland und Rom verwahrt werden. 

Der Hauptanlaufpunkt der neueren Bea-Forschung ist der Privatnachlass des 
Kardinals, den er testamentarisch seiner Heimatprovinz vermachte, der Oberdeut- 
schen Provinz der Jesuiten.''+ Beas Privatsekretär Stjepan Schmidt hat diesen in 
Rom verzeichnet, bevor der Bestand 1993 nach Deutschland gebracht wurde. Er ist 
seit der Zusammenlegung der deutschen Jesuitenprovinzen Teil der Abteilung 
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„Nachlässe“ des Archivs der Deutschen Provinz der Jesuiten (ADPSJ).''"5 Dieser 
Bestand umfasst ungefähr 45 Regalmeter und ist in 21 Abteilungen untergliedert. 
Gemäß dem für deutsche Kirchenarchive gültigen Archivgesetz ist der Nachlass 
seit 2008 — 40 Jahre nach dem Tod des Nachlassenden — der Forschung zugänglich, 
die Ausnahme bildet ein von Bea selbst verfügter Sonderbestand von Dokumenten 
aus den Konzilskommissionen, der nicht konsultierbar et. Der Nachlass bein- 
haltet sämtliche persönlichen Dokumente Beas aus allen seinen Lebensphasen, 
darunter Personalia, Predigten, geistliche Aufzeichnungen, Publikations-, Vorle- 
sungs- und Vortragsmanuskripte, Notiz- und Reisetagebücher, Dokumente aus 
dem Kardinalat sowie den verschiedenen Konzilskommissionen. Den größten Teil 
des Nachlasses macht die umfassende Korrespondenz Beas aus den Jahren 1949 bis 
1968 aus. Anhand der Laufzeitangabe wird deutlich, dass aus der Zeit vor 1949 
nur wenige Schreiben den Weg in den Nachlass fanden. Eine Ausnahme stellt eine 
Auswahl von Schreiben aus den späten 1920er und frühen 1930er Jahren dar? 
Für die vorliegende Arbeit wurde intensiv mit dem Privatnachlass gearbeitet. Vor 
allem werden hier erstmals die Exerzitientagebücher Beas, seine Vorlesungsmanu- 
skripte und bisher unbekannte Teile der Korrespondenz ausgewertet.''® Hierbei 
wurde angesichts der Fülle des Materials eine Auswahl getroffen, die in den einzel- 
nen Kapiteln näher erläutert wird. Die privaten, handschriftlichen Aufzeichnungen 
sind überwiegend in Klarschrift verfasst, während deutlich seltener - vor allem in 
den Vorlesungsmanuskripten — Randnotizen oder einzelne Absätze stenographisch 
niedergeschrieben wurden. 

Neben den persönlichen Dokumenten sind die Amtsakten und die amtliche Kor- 
respondenz Beas aus der römischen Zeit von besonderer Relevanz. Diese Quellen 
werden in den unterschiedlichen römischen bzw. vatikanischen Archiven verwahrt 
und waren während der Entstehung der vorliegenden Arbeit gemäß den Bestim- 
mungen Benedikts XVI. von 2006 bis einschließlich der Bestände aus dem Pontifi- 
kat Pius’ XI. (1922-1939) der Forschung zugänglich. Da die Arbeit im Oktober 
2019 abgeschlossen wurde, konnten die Bestände der vatikanischen Archive aus 
dem Pontifikat Pius’ XII. (1939-1958), die seit dem 2. März 2020 der Forschung 
zugänglich sind, nicht berücksichtigt werden. Die verwendeten Quellen sind über- 
wiegend in italienischer und lateinischer Sprache verfasst, dazu kommen je nach 
Themenbereich und involvierten Persönlichkeiten auch französische und deutsche 
Dokumente. Beispielsweise korrespondierte Bea mit dem Ordensgeneral der Jesui- 
ten, Wladimir Ledöchowski (1866-1942), auf Deutsch, sofern es sich um Schrei- 
ben handelte, die nicht auch für Dritte bestimmt waren. Für die vorliegende Arbeit 
wurden Bestände ermittelt und ausgewertet, die bisher in der Forschung nicht 


ıı5 Nachlass Augustin Kardinal Bea SJ (28. Mai ral Wladimir Ledóchowski (ADPSJ, Abt. 
1881 — 15. November 1968), ADPS]J, Abt. 47 - 1009, Nza Ordner 27a, Nr. 205-312). 
47 - 1009. 118 ADPSJ, Abt. 47 - 1009, C; D; E; F; G; N; 
116 Vgl. BRODKORB, Jesuit, S. 15-17. Nza; R; T. 


117 Hier etwa die über roo Briefe umfassende 
Korrespondenz Beas mit seinem Ordensgene- 
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berücksichtigt wurden bzw. werden konnten. Darauf wird in den einzelnen Kapi- 
teln aufmerksam gemacht. 

Von großer Wichtigkeit sind unter den römischen Quellen die Bestände des „Ar- 
chivio della Congregazione per la Dottrina della Fede“ (ACDF) zur römischen 
Buchzensur (Censura Librorum), ebenso einzelne Akten zur Päpstlichen Bibelkom- 
mission im Bestand „Privilegia Sancti Officii“. Das Archivgut der Bibelkommissi- 
on wurde offensichtlich nicht zentral gesammelt, sodass im ACDF nur die Doku- 
mente verwahrt sind, die eine Kooperation mit der Obersten Glaubensbehörde be- 
treffen, konkret aus dem Umfeld der Gründung der Kommission (1902/1903) und 
deren Mitwirkung an der Buchzensur. Einen Zugang zum Wirken der Kommission 
darüber hinaus ermöglichen zum Teil die Nachlässe von deren Vorsitzenden und 
Mitgliedern."'9% In dem gemischten Aktenbestand des ACDF zu Einzelfällen aus 
dem Bereich der Glaubenslehre, „Rerum Variarum“, wurde zudem ein umfangrei- 
ches Konvolut ausfindig gemacht, das weitreichende Erkenntnisse über die Vorge- 
schichte der Bibelenzyklika „Divino afflante Spiritu“ Pius’ XII. bietet und bisher in 
der Forschung nicht berücksichtigt wurde.'?° Hinzu kommt ein Sonderbestand zu 
einer Visitationsreise in mehrere europäische Länder, die Bea 1926 im Auftrag 
Pius’ XI. durchführte.'*! 

Im „Archivio Apostolico Vaticano“ (AAV) und im „Archivio Storico della Seg- 
reteria di Stato, Sezione per i Rapporti con gli Stati“ (SRRSS) des Vatikanischen 
Staatssekretariats befinden sich nur einzelne Archivsplitter, die allerdings Auf- 
schlüsse über die Verbindungen Beas in den Apostolischen Palast ermöglichen."?? 

Ein weiterer wichtiger Grofßsbestand befindet sich im Generalatsarchiv des Jesu- 
itenordens, dem „Archivum Romanum Societatis Iesu“ (ARSI) in Rom. Hier wird 
der Schriftverkehr, der zwischen dem Päpstlichen Bibelinstitut und dem Ordensge- 
neral hin und her ging, verwahrt (Bestand „Pontificium Institutum Biblicum“).'23 
Da das Institut seit seiner Gründung 1909 dem Jesuitenorden unterstellt war, wur- 
den mit dem Pater General sämtliche wichtigen Angelegenheiten und Entscheidun- 
gen abgestimmt. Hinzu kommt der Bestand „Censurae“, der Aufschluss über die 
Vorzensur der Bücher und Schriften jesuitischer Autoren gibt.'** Beide Bestände 
waren bisher nicht im Fokus der Forschung und wurden erstmals auf die Aktivitä- 
ten Beas hin untersucht. 


ı19 Diesen Hinweis verdanke ich Prof. Dr. lica alle facoltà teologiche, ACDF, SO RV 
Étienne Fouilloux. In seiner Biographie über 1925, Nr. 26. 
Eugène Kardinal Tisserant (1884-1972), der 122 Beispielsweise die Korrespondenz und Be- 
von 1938 bis 1949 den Vorsitz der Kommissi- richterstattung über wissenschaftliche Kon- 
on innehatte, nutzt er den Nachlass des fran- gresse des Jahres 1935 (SRRSS, OO.II., Ori- 
zösischen Kurienkardinals, um auch die entalisti, Fasc. 3.). 
Kommissionsarbeit nachzuzeichnen (vgl. 123 ARSI, PIB 1002-1003. Außerdem werden 
FouILLoUXx, Tisserant, S. 233-278). die folgenden Bestände berücksichtigt: ARSI, 
Loo Caso Sac. D Ruotolo: falso misticismo, Provincia Germania Superioris, 1920—1930; 
ACDF, SO RV r911, 862/1909, Nr. 27. ARSI, Santa Sede, Congregazioni Romane, 
121 Germania. In occasione della condanna delle IOI6, 1921—1926. 
opere di Wittig si progetta una visita aposto- 124 ARSI, Censurae 2-10; Censurae 27. 
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Zum Leben und Arbeiten im Päpstlichen Bibelinstitut befinden sich umfangreiche 
Bestände im institutseigenen „Archivum Pontificii Instituti Biblici Romani“ (API- 
BR). Das Archiv war bisher der Forschung nicht zugänglich. Für die vorliegende Stu- 
die wurde eine Sondererlaubnis gewährt, sodass hier erstmals auf die dortigen Do- 
kumentenserien zurückgegriffen werden konnte.'?5 Das Archivgut ist bisher nur 
grob vorsortiert, eine archivische Aufbereitung und Verzeichnung der Bestände steht 
noch aus, ist aber in Planung. Bisher sind die Dokumente in Archivkartons und Fas- 
zikel sortiert. Im Archiv befinden sich unter anderem Protokolle der Sitzungen der 
Fakultäten und des Professoriums, Sachakten der Institutsleitung sowie die Korres- 
pondenzen des Rektors mit dem Heiligen Stuhl, der Professoren mit auswärtigen 
Wissenschaftlern und allgemein der Redaktion der Zeitschrift „Biblica“.'*° In der 
Amtskorrespondenz Beas aus den Rektoratsjahren 1930 bis 1949 befinden sich teil- 
weise auch persönliche Briefe. Dadurch wird die vorher angezeigte Lücke der Korres- 
pondenz im Bea-Nachlass im ADPS] an vielen Stellen geschlossen 137 

In der reichhaltigen Institutsbibliothek sind die Jahresberichte „Acta Pontificii 
Instituti Biblici“ ebenso vollständig erhalten wie sämtliche Druckerzeugnisse der 
Professoren und des gesamten Instituts aus den 1930er und 1940er Jahren. Zudem 
stehen dort die intern gedruckten Vorlesungsskripten und Handreichungen zu Se- 
minaren zur Verfügung, die von der hauseigenen Druckerei nur für die Studieren- 
den, nicht aber für den Buchhandel produziert wurden. 

Um etwaige Kontakte zwischen dem jesuitisch geführten Bibelinstitut in Rom 
und der Jerusalemer Ecole Biblique der Dominikaner zu eruieren, wurden auch die 
Bestände des Generalatsarchivs der Dominikaner, des „Archivum Generale Ordi- 
nis Praedicatorum“ (AGOP), in Rom konsultiert. Die Suche förderte allerdings nur 
wenige Dokumente zutage, die von Belang and 727 


ı25 Anlässlich des ıoo-jährigen Bestehens des die Rede, die jedoch in den Faszikeln fehlen. 
Bibelinstituts 2009 hat der ehemalige Rektor Wenn in einem Schreiben eine Anlage er- 
Maurice Gilbert das Archiv erstmals syste- wähnt war, vermerkten Bea oder ein Mitar- 
matisch gesichtet und in seinem Band zur In- beiter am Rand das Kürzel „segr.“ (segrega- 
stitutsgeschichte wichtige Dokumente ausge- tum), das darauf hinweist, dass das jeweilige 
wertet und teilweise ediert (vgl. GILBERT, In- Schriftstück aus dem Korrespondenzbestand 
stitut). Die tatsächliche Fülle des historischen ausgesondert wurde. Ein eigener Bestand, in 
Materials übersteigt das von Gilbert publi- dem sämtliche Briefanhänge verwahrt wer- 
zierte natürlich um ein Vielfaches. den, ließ sich im APIBR aber nicht ermitteln. 

126 Die verwendeten Signaturen entsprechen der Hinzukommt generell, dass der Schriftver- 
Sortierung und Verzeichnung, die Gilbert teils kehr und die Produktion von schriftlichen 
vorgefunden, teils selbst vorgenommen hat Dokumenten während der Zeit der deutschen 
und die er auch in seiner Institutsgeschichte Besatzung von September 1943 bis Juni 1944 
verwendet (vgl. GILBERT, Institut, S. 5f.). massiv gedrosselt war, was sich auch im er- 

127 Allerdings ergab die Sichtung der im APIBR haltenen Archivgut niederschlägt, das deut- 
verwahrten Korrespondenz, dass sich keines- lich weniger Einheiten umfasst als andere 
falls sämtliche Schreiben erhalten haben. In Jahrgänge. 
den vorgefundenen Dokumenten ist von an- 128 AGOP, XI 65800, Convento di S. Stefano - 
deren Schreiben, vor allem von Anhängen Gerusalemme, Anni diversi, Documenta di P. 
wie Denkschriften, Berichten, Schemata etc. Lagrange 1898-1938; AGOP, XIV 950 Vosté. 
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Deutlich erfolgreicher war die Suche im Erzbischöflichen Archiv München 
(EAM). Im Nachlass des von 1917 bis 1952 amtierenden Erzbischofs von München 
und Freising, Michael Kardinal von Faulhaber (1869-1952), befinden sich einige 
Splitter der Korrespondenz mit Augustin Bea. 129 Der Nachlass ist darüber hinaus 
von Belang, weil Faulhaber ab 1940 Mitglied der Päpstlichen Bibelkommission war 
und dadurch sämtliche Tischvorlagen und Materialien des päpstlichen Gremiums 
zugeschickt bekam. Über diesen Umweg kann die Arbeit der Kommission, deren 
Archivbestände, wie bereits erwähnt, verstreut sind, zumindest in Teilen rekon- 
struiert werden. 


IV. Gang der Untersuchung 


Angesichts der eruierten methodischen Zugänge und der erhobenen archivischen 
Quellen, die auf die aufgeworfenen Fragen hin untersucht werden, ergibt sich für 
die vorliegende Studie ein mehrschrittiges Vorgehen. Zunächst gilt es, den zeitge- 
schichtlichen Horizont abzuschreiten, vor dem sich Augustin Bea als Alttestament- 
ler in den unterschiedlichen sozialen Feldern und Diskursen bewegte. Deshalb steht 
am Anfang ein Überblick über die Traditionslinien und Entwicklungen in der ka- 
tholischen Bibelexegese insbesondere des ausgehenden 19. Jahrhunderts bis zu 
Beas Amtsantritt im Herbst 1924 (erstes Kapitel). Neben diesem globalen Rahmen 
spielen auch die wesentlichen Lebensstationen und Wirkungsorte eine entscheiden- 
de Rolle bei der Einordnung von Beas Denken und Handeln (zweites Kapitel). Die 
knappe Gesamtschau dient der biographischen Orientierung, da gemäß der Me- 
thodik dieser Studie die Chronologie nicht immer eingehalten wird. Die untersuch- 
ten Tätigkeitsfelder übte Bea häufig parallel aus. Will man diese in ihrer Figenart 
und -dynamik darstellen, muss die Analyse den chronologischen Lebensverlauf 
verlassen. Beide Entwicklungslinien — die der allgemeinen Diskurse und der indivi- 
duellen Lebensstationen — ermöglichen dann eine adäquate Einordnung des Agie- 
rens Beas in seinen unterschiedlichen Rollen und Tätigkeitsfeldern im Dienst der 
Bibelwissenschaft und der Kirche. 

Zunächst wird es um eine breit angelegte Analyse der eigentlichen exegetischen 
Arbeit zwischen Schreibtisch und Hörsaal am Bibelinstitut gehen. Zum einen wird 
Beas Aufstieg als Professor am Päpstlichen Bibelinstitut und sein Engagement für 
die Belange des Instituts während seines Rektorats von 1930 bis 1949 in den Blick 
genommen (drittes Kapitel). Dabei wird zugleich die Situation des Biblicums und 
der römischen Bibelhermeneutik in dieser Zeit erkennbar. Zum anderen werden 
anhand von ausgewählten Lehrveranstaltungen, die Bea als langjähriger Hoch- 
schullehrer immer wieder hielt, seine exegetischen Positionen zum Alten Testament 
erarbeitet (viertes Kapitel). Ein Ausblick auf den Umgang mit den zeitgenössisch 


129 EAM, NL Faulhaber, 1390-1391. 
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virulenten Fragen nach dem Verhältnis von Bibelwissenschaft auf der einen und 
Archäologie und Naturwissenschaften auf der anderen Seite rundet den Zugang 
zur Arbeit des Exegeten Bea in Forschung und Lehre ab. 

Anschließend steht als Kontrast zum positiven, theologischen Lehramt die Betei- 
ligung am negativen Lehramt in Form der kirchlichen Buchzensur im Mittelpunkt 
(fünftes Kapitel). Bea war sowohl innerhalb des Jesuitenordens als auch im Auftrag 
des Heiligen Offiziums als Zensor tätig. Hier steht die Argumentation seiner Gut- 
achten im Zentrum des Interesses, ebenso seine Vorstellung von dem, was für katho- 
lische Bibelexegeten im Allgemeinen und Jesuiten im Besonderen sag- und vor allem 
schreibbar war. Dem wird anhand ausgewählter Fälle aus der jesuitischen Zensur 
und anhand der beiden Indexverfahren, bei denen Bea im Untersuchungszeitraum 
als Gutachter des Heiligen Offiziums beteiligt war, nachgegangen. 

Im sechsten Kapitel wird es dann um Einblicke in Beas Einflussmöglichkeiten auf 
lehramtliche Entscheidungen gehen, die der positiven Ausgestaltung des katholischen 
Umgangs mit der Bibel dienten. Anhand der Vorbereitung der Bibelenzyklika „Divi- 
no afflante Spiritu“ Pius’ XII. von 1943 wird nach der wissenschaftspolitischen Agen- 
da des Rektors des Bibelinstituts gefragt, ebenso nach der Redaktionsgeschichte des 
päpstlichen Lehrschreibens. Der Blick auf Beas Einsatz für eine sachgerechte Rezep- 
tion der Enzyklika in publizistischen Äußerungen und in der Päpstlichen Bibelkom- 
mission weitet die Perspektive hin zur deren Wirkungsgeschichte. 

Anschließend wird der Blick über den katholischen Binnenraum hinausgehen. 
Als Alttestamentler trat Bea im Laufe der 1930er Jahre in Kontakt mit protestan- 
tischen und jüdischen Fachkollegen, die ebenfalls am Alten Testament forschten 
und mit deren Positionen sich der Rektor auseinandersetzte (siebtes Kapitel). In be- 
sonderer Weise wird nach den Konsequenzen gefragt werden, die die persönlichen 
Begegnungen für Beas Denken hatten. Dabei werden exemplarisch einzelne Ver- 
bindungen und Netzwerke näher bestimmt. 

Abschließend soll das geistliche Leben des Alttestamentlers Bea und damit die 
Ebene der Innerlichkeit sowie der spirituellen Praxis untersucht werden (achtes 
Kapitel). Hier wird es um die Konstanten von Beas Frömmigkeitspraxis, die Ver- 
wurzelung in der ignatianischen Frömmigkeit, vor allem aber um die Rolle gehen, 
die die Heilige Schrift im Glaubensleben des Jesuiten, insbesondere in den Exerziti- 
en spielte. 
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Erstes Kapitel: 
Entwicklungslinien der katholischen Bibelauslegung 
des 19. und frühen 20. Jahrhunderts 


Bevor den Linien innerhalb der Werke, Äußerungen und wissenschaftspolitischen 
Entscheidungen Augustin Beas in den 1920er bis 1940er Jahren nachgegangen 
werden kann, muss zunächst ein Blick auf die Eigenheiten katholischer Bibelexege- 
se geworfen werden, wie sie seit dem 19. Jahrhundert hervortraten. Dabei gilt es 
besonders, den historischen Werdegang der wissenschaftlichen Disziplin der alt- 
wie neutestamentlichen Exegese zu verfolgen, der durch unterschiedliche Weichen- 
stellungen nicht zuletzt der römischen Kirchenleitung beeinflusst war. Als Kon- 
trastfolie wird auch auf die Tendenzen innerhalb der protestantischen Theologie zu 
schauen sein, deren Schwerpunkt über weite Strecken ohnehin die Bibelwissen- 
schaft ausmachte und die gerade im 19. Jahrhundert eine methodische Vielfalt der 
Schriftauslegung aus einer genuin - zuweilen durchaus radikal - historischen Per- 
spektive erprobte. Das mag erstaunen, stand doch die protestantische Theologie — 
besonders das Luthertum - in der Traditionslinie der Verbalinspiration und des 
Sola-Scriptura-Prinzips. Trotzdem entwickelte sich gerade dort eine historisch ori- 
entierte Bibelwissenschaft, die die Bibel nicht mehr zunächst als unhinterfragba- 
res Wort Gottes betrachtete, sondern nach den Entstehungszusammenhängen hin- 
ter dem Bibeltext fragte. Die katholische Bibelwissenschaft hingegen verhielt sich 
aus Rücksicht auf die dogmatischen Entscheidungen der Vergangenheit zurück- 
haltend, nicht zuletzt auch deshalb, weil das kirchliche Lehramt durch Verbote 
und Zensur deren Einhaltung einforderte. Katholische Exegese rezipierte deshalb 
nur teilweise und äußerst langsam die protestantischen Methoden, stets um einen 
Ausgleich zwischen Anerkennung der lehramtlich-dogmatischen Rahmenbedin- 
gungen und eigenen — deutlich bescheideneren — Formen historisch orientierter 
Bibelarbeit bemüht." 


ı Vgl. Bitter, Bibelauslegung. 
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I. Bibelauslegung auf dem Ersten Vatikanischen Konzil: 
Mit Trient gegen die historisch-kritische Methode? 


Neben den großen Fragen der Kirchenverfassung und der Rolle des Papstes war auf 
dem Ersten Vatikanischen Konzil (1869/1870) auch die Offenbarungstheologie 
und die Bibelhermeneutik ein großes Thema, was oft angesichts der wirkmächtigen 
Papstdogmen von 1870 vergessen wird. Schliefslich ging den heftigen Debatten um 
die päpstliche Unfehlbarkeit und der Dogmatischen Konstitution „Pastor Aeter- 
nus“ ein Konzilsdokument voraus, das für den katholischen Umgang mit der Bibel 
von großer Bedeutung war. Denn das erste, ohne große Kontroversen verabschie- 
dete Konzilsdokument „Dei Filius“ — auch dieses eine dogmatische Konstitution — 
befasste sich mit der göttlichen Offenbarung. Als Hauptziel war bereits im für das 
Konzil vorbereiteten Schema deutlich geworden, dass es um eine Verteidigung des 
katholischen Glaubens gegen das Denken und die Vorstellungen der Moderne ging, 
die sich seit der Zeit der Aufklärung rasant verbreitet hatten. Schon während der 
Konzilsvorbereitung hatten viele Bischöfe und Kirchenfürsten dafür plädiert, die 
antimodernen Verurteilungen, die Pius IX. in seiner Enzyklika „Quanta cura“ und 
dem „Syllabus errorum“ von 1864 ausgebreitet hatte, zur allgemeinen Kirchenleh- 
re zu erheben.” Angesichts der romorientierten, antiaufklärerischen und damit ge- 
gen die moderne Welt gerichteten Vorstellungen der ultramontanen Mehrheit der 
Konzilsväter standen demnach alle Vorzeichen auf eine Konsolidierung der weithin 
in katholischen Gesellschaften propagierten Abschottungstendenzen, im Besonde- 
ren auch hinsichtlich der wissenschaftlichen Theologie. Auf dem Konzil sollte 
durch eine Bekräftigung der katholischen Tradition das Eindringen liberalen Ge- 
dankenguts in die Kirche verhindert werden, was auch rationalistische Vorstellun- 
gen und eine Historisierung der Theologie einschloss.3 Damit waren in hohem 
Maße auch Fragen der Auslegung der Heiligen Schrift berührt. 

Als große Befürchtung stand im Raum, dass sich die Verhältnisse, die man in 
der protestantischen Theologie und insbesondere in der Bibelwissenschaft beob- 
achtete, auch auf die katholische Nachbardisziplin übertragen würden. In der pro- 
testantischen Universitätstheologie hatte sich seit der Aufklärungszeit eine Bibelkri- 
tik entwickelt, die das Buch der Bücher nicht mehr nach dogmatischen Vorgaben 
wie etwa der Inspirationslehre betrachtete, sondern nach rational(istisch)en und 
vor allem auch historischen Kriterien. Beispielsweise wurden die Wunderberichte, 
die biblische Chronologie oder die Textgestalt der beiden Testamente kritisch auf 
ihre vernünftige Plausibilität hin hinterfragt.* Diese ersten Ansätze, die sich etwa 
bei Hermann Samuel Reimarus (1694-1768) und mit einer großen Langzeitwir- 
kung bei Johann Salomo Semler (1725-1791) fanden, wurden im Zuge des Heraus- 
bildungsprozesses historisch orientierter Geisteswissenschaften im 19. Jahrhundert 


2 Vgl. WoLr, Kirchengeschichte, S. 146-148. 4 Vgl. BITTER, Bibelauslegung. 
3 Vgl. ScHatz, Konzilien, S. 220-224; DERS., 
Vaticanum I, S. 146-196. 
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immer weiter ausgebaut.5 Innerhalb der protestantischen Theologie entstand eine 
„Bibelwissenschaft“, die sich dem historischen Paradigma der Zeit verpflichtet sah 
und die biblische Hermeneutik revolutionierte. Vordenker dieser neuen Strömung, 
die eine geschichtlich orientierte Hermeneutik zur generellen Methode und Theorie 
für Textwissenschaften entwickelte, waren vor allem Johann Gottfried Herder 
(1744-1803) und Friedrich Schleiermacher (1768-1834). Auf dem Feld der alttes- 
tamentlichen Exegese setzten Johann Gottfried Eichhorn (1752-1827) und später 
Wilhelm Martin Leberecht de Wette (1780-1849) neue Maßstäbe. So betrachtete 
Eichhorn die Schriften des Alten Testaments, besonders den Pentateuch und die 
Propheten, allein historisch als literarisches Zeugnis einer vergangenen Zeit und 
bewertete die bereits länger bekannten Ungereimtheiten der Textgestalt und die Pa- 
rallelüberlieferungen als historisch problematisch. De Wette ging noch weiter und 
zog erstmals in Zweifel, dass das Alte Testament als Geschichtsquelle überhaupt 
geeignet war. Da er deshalb auch Mose als den einzigen Verfasser des Pentateuch 
ablehnte, stellte er erste Überlegungen zur Entstehungsgeschichte des Pentateuch 
an.’ In der neutestamentlichen Exegese fielen die Folgen nicht weniger deutlich aus: 
die Tübinger Theologen Ferdinand Christian Baur (1792-1860) und David Fried- 
rich Strauß identifizierten in den neutestamentlichen Schriften unterschiedliche 
Aussageabsichten sowie theologische Tendenzen und ordneten sie damit in die his- 
torische Situation des Urchristentums ein. Die daraus resultierende Kritik an der 
Darstellung des Wirkens Jesu in den Evangelien, vor allem bei Strauß, begründete 
die historisch-kritische Leben-Jesu-Forschung, die zwischen dem historischen Je- 
sus und dem Christus des Glaubens unterschied.® 

Diese bisher nie dagewesene historische Kritik an den biblischen Schriften, die 
nach dem Verständnis der katholischen Dogmatik zusammen mit der Tradition die 
Quelle der göttlichen Offenbarung als inspiriertes und irrtumsloses Wort Gottes 
darstellten, wurde von Seiten der Amtskirche als massiver Angriff verstanden. 
Auch die protestantische Orthodoxie lief regelrecht Sturm gegen die Thesen der 
genannten Bibelwissenschaftler. Der Lösungsvorschlag, man könne in der Traditi- 
on Luthers zwischen dem Wort Gottes bzw. Evangelium, also dem eigentlichen 
Sinn der Schrift, der die unverrückbaren Glaubenswahrheiten beinhaltete, und 
dem Wortlaut der Heiligen Schrift unterscheiden und den Glauben dadurch gegen 
historische und rationale Argumente verteidigen, verfing nicht. 

Gegen einen solchen historisch-kritischen Umgang mit den Fundamenten des 
Glaubens wollte sich die Mehrzahl der kirchlichen Würdenträger auf dem Konzil 


5 Zur Rolle Semlers vgl. POTTMEYER, Methode, gung waren zudem Heinrich Ewald (1803- 


S. 91. 


1875), Wilhelm Gesenius (1786-1842), Ernst 


6 Vgl. BECKER/GROSSHANS, 19. Jahrhundert, Wilhelm Hengstenberg (1802-1869), Ferdi- 
S. 767f. nand Hitzig (1807-1875) und Hermann Hup- 
7 Vgl. Homan, Pentateuch, S. 72-87. Zu feld (1796-1866) (vgl. Nowak, Kirchenge- 


Eichhorn im Einzelnen vgl. SMEND, Kritiker, 
S. 176-191. Zu de Wettes Schriftauslegung 
vgl. REVENTLOW, Epochen, Bd. 4, S. 227-240. 
Weitere Vertreter dieser Art von Bibelausle- 


schichte S. 36f.). 
Vgl. Strauss, Leben. Vgl. dazu ausführlich 
SCHWEITZER, Geschichte S. 79-97. 
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zur Wehr setzen. Sie hielten die historisch-kritische Bibelexegese für die Potenzie- 
rung der ohnehin seit dem Konzil von Trient abgelehnten protestantischen Bibel- 
hermeneutik. In der Vorstellung Luthers und der anderen Reformatoren des 
16. Jahrhunderts war schließlich die Schrift nicht nur die einzige verlässliche Quel- 
le der Offenbarung („sola Scriptura“), sondern sie erklärte sich prinzipiell jedem 
durch die Gnade des Heiligen Geistes selbst („Scriptura sui ipsius interpres“). Um 
den Sinn der Heiligen Schrift zu verstehen, brauchte man demnach nicht auf die 
kirchliche Tradition zurückzugreifen, geschweige denn die Kirche selbst als Ver- 
mittlungsinstanz. Als Korrektiv sollte das Glaubensbekenntnis und die darin ent- 
haltenen Grundfesten des Christentums genügen.? In den Augen der römischen 
Entscheider öffneten diese Überzeugungen der Willkür des Einzelnen Tür und Tor, 
worin man sich angesichts aufklärerischer Strömungen bestätigt sah. Diese versah 
man ganz in der Tradition der Definition kirchenfeindlicher „Ismen“ pauschal mit 
dem Etikett „Rationalismus“. 

Um die katholische Theologie davon rein zu halten, sollte durch das Konzil wie 
in anderen Bereichen des kirchlichen Lebens auch eine Akzentverschiebung zu- 
gunsten des päpstlichen Lehramts erreicht werden. Mahnende Stimmen aus der 
Gruppe moderat gestimmter Konzilsväter, die auf den positiven Nutzen der histo- 
risch-kritischen Exegese im Austausch mit anderen Wissenschaften und zur Förde- 
rung der Glaubwürdigkeit des Christentums nach außen hinwiesen, fielen nicht ins 
Gewicht.'° 


9 Die Hinwendung zum Urtext und damit zum einer jeden Gegenwart gleichermaßen zugäng- 
wörtlichen Literalsinn der Heiligen Schrift in lich und ihre Auslegung konnte demnach nur 
der radikalen Ausprägung, die Luther vertrat, vor dem Glaubensgut der Kirche und ihren 
markierte nicht nur einen Wandel in der Me- dogmatischen Entscheidungen bestehen 
thodik theologischer Reflexion, sondern bilde- (BöHL/Haury, Bibel, S. 180). Letztere leiteten 
te die Basis für die reformatorische Theologie die Reformatoren gemäß dem Konzept „Sola 
(vgl. KERTELGE, Exegese, Sp. 1096). Auf der scriptura“ aus der Schrift selbst ab und gingen 
anderen Seite blieben jedoch die hermeneuti- von der Verzichtbarkeit des Rückgriffs auf die 
schen Grundannahmen der antiken und mit- Tradition bzw. die kirchliche Autorität aus und 
telalterlichen Bibelexegese auf reformatori- förderten die Vorstellung, dass die Schrift ihre 
scher wie „altkirchlicher“ Seite erhalten. So eigene Auslegerin („scriptura sui ipsius inter- 
hielt man ebenso an der Position fest, dass sich pres“) sei (POTTMEYER, Methode, S. 90). Eine 
alle biblischen Einzelschriften aus dem Gesamt konkrete Ausformung des hermeneutischen 
des Kanons erschließen lassen und sich zudem Projekts einer protestantischen Exegese findet 
jede Bibelstelle aus einer anderen erklären las- sich erst in der 1567 veröffentlichten „Clavis 
se. Zudem benötige der Ausleger den Zugang sacrae scripturae“ des Matthias Flacius Illyri- 
zum Geist, der hinter dem Buchstaben bibli- cus, der philologische Prinzipien zur Ermitt- 
scher Texte stehe und als übertragener Sinn lung des Literalsinns der Schrift entfaltete und 
auch durch Allegorese zu finden sei. Schließ- die Interpretation einzelner Bibelstellen im ka- 
lich musste eine jede Schriftauslegung mit den nonischen Zusammenhang vorschrieb. 
Kernpositionen des christlichen Glaubens "o Beispiele waren etwa der Bischof von Chalon, 
übereinstimmen bzw. konnte gemäß der regula Giullaume Meignan (1827-1896), und sein 
oder „analogia fidei“ diesen nicht widerspre- St. Galler Amtsbruder Carl Johann Greith 
chen (vgl. Reiser, Bibelkritik, S. 253). Die Bi- (1807-1882) (vgl. SCHATZ, Vaticanum I, Bd. 2, 
bel galt daher trotz des historischen Abstandes S. 102f.). 


50 Entwicklungslinien der katholischen Bibelauslegung 


1. Die Konzilsbeschlüsse und deren offenbarungstheologische Grundlage 


Kern der hinter dem Offenbarungsschema stehenden Kontroverstheologie war eine 
Veränderung in der Wahrnehmung des tridentinischen Traditionsverständnisses. 
Tradition wurde nicht mehr in Kombination mit der Heiligen Schrift als objektive 
Basis des Glaubens — quasi als argumentativ-theologische Lehre wie etwa der in 
Trient immer wieder beschworene Konsens der Kirchenväter (consensus Patrum) — 
verstanden, die der ganzen Kirche zur Bewahrung übergeben war, sondern bekam 
vielmehr einen aktiven Charakter. Tradition wurde nun zum Formalprinzip der 
autoritären Durchsetzung kirchlicher Lehrverkündigung.'' Formelhaft gespro- 
chen, wurde nun das aktive Handeln der Kirche des 19. Jahrhunderts mit der Tra- 
dition gleichgesetzt; was die Kirche im Augenblick lehrte und verkündete, war Tra- 
dition und entsprach der Lehre Christi. „Die von Papst und Bischöfen verkündete 
Wahrheit ist die Tradition. Die Verkündigung des kirchlichen Lehramts genügt sich 
selbst.“'® Zu dieser Entwicklung gehörte auch die neue und vor allem von römi- 
scher Seite stark propagierte Vorstellung des ordentlichen Lehramts. Nach dieser 
Argumentationsfigur war es der Kirche in Gestalt des Papstes möglich, Glaubens- 
sätze vorzulegen, ohne dass vorher ein Konzil einberufen oder die Gesamtheit der 
Kirche befragt werden musste." Damit wurde das seit dem Mittelalter vorherr- 
schende Verständnis von der göttlichen Offenbarung verbunden: gemäß dem soge- 
nannten instruktionstheoretischen Offenbarungsverständnis teilte sich Gott den 
Menschen vor allem in Form von Lehrsätzen mit, die jedem durch die Kirche ver- 
mittelt werden konnten und die man zu glauben hatte. Zugleich entzogen sich die- 
se Wahrheiten aber der Überprüfung durch die menschliche Vernunft, hatten sie 
doch Dinge und Vorgänge zum Inhalt, die außerhalb der sicht- und verstehbaren 
Welt lagen."+ 

Die Heilige Schrift war nach dieser Vorstellung eine Art Katechismus, der ewig 
gültige Wahrheiten über das Wesen und den Willen Gottes enthielt; nicht anders 
die Tradition der Kirche. Glauben war deshalb nicht in erster Linie ein vertrauen- 
des Beziehungsgeschehen, sondern ein kognitiver Akt der Erkenntnis und des 
Überzeugt-Seins. Die gläubige Zustimmung war die logische Folge auf Gottes 
Mitteilung ewig wahrer Lehrsätze. In diesem Modell kam der Kirche eine Wäch- 
terfunktion zu, indem sie den Glaubensschatz, das „depositum fidei“ bewahrte 
und gegen Irrlehren verteidigte. Beides zusammen - das Offenbarung- und Tradi- 
tionsverständnis — gaben der zentralistisch durch Papst und Kurie geführten Kir- 
che die Mittel in die Hand, zu definieren, was zum Depositum gehörte und was 
nicht. Vor allem die vorbereitende Konzilskommission war darauf aus, die Kirche 
neben den göttlichen Erweisen vergangener Zeiten („facta divina“) wie Wunder 


Ir Vgl. KUMMERINGER, Sache, S. 289. 14 Vgl. WERBICK, Offenbarung, Sp. 477-479. Zur 

ı2 Vgl. Kasper, Lehre, S. 179f. Entwicklung des instruktionstheoretischen 

13 Vgl. Wiot, Dogma S. 193-196. Ausführlich Offenbarungsverständnisses vgl. KLAUSNIT- 
zur Erfindung des ordentlichen Lehramts vgl. ZER, Glaube, S. 147-153. 


Ders., Erfindung, S. 236-259. 
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und Weissagungen zum entscheidenden Beweggrund der Glaubwürdigkeit der Of- 
fenbarung zu machen. Sie und ihr Lehramt sollten in Anlehnung an Augustinus 
endgültig zur sichtbaren Vertreterin der göttlichen Autorität werden. Dies bedeute- 
te praktisch, dass der göttlichen Offenbarung nicht nur deshalb geglaubt werden 
sollte, weil sie in sich wahr war und von Gott kam, sondern in erster Linie, weil die 
Kirche sie lehrte.'5 

Vor diesem Hintergrund wurden in der Dogmatischen Konstitution „Dei Filius“ 
auch die Vorgaben des Konzils von Trient zur Exegese gemäß der „neuen“ Tradi- 
tion ausgelegt: 


„Da aber, was das heilige Konzil von Trient über die Auslegung der göttlichen Schrift 
zur Zügelung leichtfertiger Geister heilsam beschlossen hat, von manchen Menschen 
verkehrt dargestellt wird, erneuern Wir ebendieses Dekret und erklären, dass dies 
sein Sinn ist: In Fragen des Glaubens und der Sitten, soweit sie zum Gebäude christ- 
licher Lehre gehören, ist jener als der wahre Sinn der heiligen Schrift anzusehen, den 
die heilige Mutter Kirche festgehalten hat und festhält, deren Aufgabe es ist, über 
den wahren Sinn und die Auslegung der heiligen Schrift zu urteilen [Hervorhebung 
M.P.]; und deshalb ist es niemandem erlaubt, die Heilige Schrift gegen diesen Sinn 
oder auch gegen die einmütige Übereinstimmung der Väter auszulegen.“ 6 


Auf den ersten Blick erscheint die Formulierung nicht wesentlich anders als die des 
vorangegangenen Konzils.'7 Trient hatte der Kirche in der Tat eine wichtige Rolle 
zugeschrieben, lagen doch in ihrer Hand die Glaubens- und Sittenwahrheiten, die 
sowohl im von Gott diktierten biblischen Kanon festgeschrieben als auch in der 
Tradition der Kirche bewahrt waren. Allerdings bildeten Schrift und Tradition 


15 
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Vgl. POTTMEYER, Zeichen, $. 382-386. 
„Quoniam vero, quae sancta Tridentina Syno- 
dus de interpretatione divinae Scripturae ad 
coercenda petulantia ingenia salubriter decre- 
vit, a quibusdam hominibus prave exponun- 
tur, Nos idem decretum renovantes hanc illius 
mentem esse declaramus, ut in rebus fidei et 
morum ad aedificationem doctrinae christia- 
nae pertinentium is pro vero sensu sacrae 
Scripturae habendus sit, quem tenuit ac tenet 
sancta mater Ecclesia, cuius est iudicare de 
vero sensu et interpretatione Scripturarum 
sanctarum; atque ideo nemini licere contra 
hunc sensum aut etiam contra unanimem con- 
sensum Patrum ipsam Scripturam sacram in- 
teroretandi“ (ERSTES VATIKANISCHES KONZIL, 
Dogmatische Konstitution „Dei Filius“ vom 
24. April 1870, DH 3007). 

„Praeterea ad coercenda petulantia ingenia 
decernit, ut nemo, suae prudentiae innixus, in 
rebus fidei et morum, ad aedificationem doct- 
rinae christianae pertinentium, sacram Scrip- 
turam ad suos sensus contorquens, contra eum 
sensum, quem tenuit et tenet sancta mater Ec- 


clesia, cuius est iudicare de vero sensu et inter- 
pretatione Scripturarum sanctarum, aut etiam 
contra unanimem consensum Patrum ipsam 
Scripturam sacram interpretandi audeat, 
etiamsi huiusmodi interpretationes nullo um- 
quam tempore in lucem edendae forent [Dt. 
Übersetzung: Außerdem beschließt [das Kon- 
zil], um leichtfertige Geister zu zügeln, dass 
niemand wagen soll, auf eigene Klugheit ge- 
stützt in Fragen des Glaubens und der Sitten, 
soweit sie zum Gebäude christlicher Lehre ge- 
hören, die Heilige Schrift nach den eigenen 
Ansichten zu verdrehen und diese selbe Heili- 
ge Schrift gegen jenen Sinn, den die heilige 
Mutter Kirche festgehalten hat und festhält, 
deren Aufgabe es ist, über den wahren Sinn 
und die Auslegung der heiligen Schriften zu 
urteilen, oder auch gegen die einmütige Über- 
einstimmung der Väter auszulegen |Hervor- 
hebung M.P.], auch wenn diese Auslegung zu 
gar keiner Zeit für die Veröffentlichung be- 
stimmt sein sollte]“ (KONZIL von TRIENT, 4. 
Sitzung, Dekret über die Heilige Schrift vom 
8. April 1546, DH 1507). 
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nicht etwa zwei getrennte Grundpfeiler christlich-katholischen Lebens, was die 
Rezeptionsgeschichte der entsprechenden Passage vermuten lässt, sondern auf ein- 
ander bezogene Überlieferungsstränge des einen Evangeliums der Offenbarung 
Gottes an die Menschen "9 Was nun aber die Offenbarungskonstitution des Ersten 
Vatikanischen Konzils angeht, ist an entscheidenden Stellen der ursprüngliche Text 
zur Bibelauslegung durch die Lesart des 19. Jahrhunderts ersetzt worden: Im Ge- 
gensatz zur Formulierung des Trienter Konzilsdokuments ist nicht mehr der einzel- 
ne Auslegende Subjekt des Satzes, sondern die Auslegung durch das kirchliche 
Lehramt.'? Der Kirche, die nun mit der Hierarchie bzw. mit dem Papst als deren 
Spitze gleichgesetzt wird, wird hier nicht nur die Aufsicht über die einzelnen Theo- 
logen zugesprochen, sondern sie allein besitzt die Auslegungskompetenz. Zu ihrer 
bisher nachträglichen Kontrollfunktion etwa in Form von Buchzensur kam nun 
hinzu, dass sie von vornherein die Auseinandersetzung mit der Heiligen Schrift 
mafßsgeblich selbst bestimmte. Nicht mehr wie in Trient waren die unterschiedli- 
chen Amtsträger der Kirche angehalten, für eine richtige Schriftauslegung zu sor- 
gen, sondern allein das zentrale Lehramt der Kirche.?° 

Dies kann indes nicht überraschen, da gerade die beiden an der Erarbeitung des 
Schemas zur Auslegung der Heiligen Schrift beteiligten römischen Jesuitentheolo- 
gen, Josef Kleutgen (1811-1883) und Johann Baptist Franzelin (1816-1886), das 
Ziel der gesamten Offenbarungskonstitution in einer Maßregelung der zeitgenössi- 
schen Universitätstheologie sahen.?' Sie lehnten einerseits eine Anwendung der 
Methodik der protestantischen Exegese kategorisch ab und verwarfen andererseits 


18 Vgl. KONZIL von TRIENT, 4. Sitzung, Dekret mit ein. Innerhalb eines derart pneumatischen 
über die Annahme der heiligen Bücher und der Verständnisses verliefen die Konzilsdebatten, 
Überlieferungen vom 8. April 1546, DH 1501- in denen unterschiedliche Gruppen mal den 
1505. Vgl. dazu WALTER, Quelle, S. 85f. Theologen, mal den kirchlichen Amtsträgern 

19 In Trient war die Sachlage eine andere. Man den Vorrang bei der Auslegung der Bibel ge- 
wollte den irrigen Vorstellungen der Reforma- ben wollten (vgl. KÜMMERINGER, Sache, 
toren begegnen und behielt deshalb die S. 285f., 288). Die Frage blieb jedoch offen, 
Schriftauslegung des Einzelnen im Auge. Eine wobei als entscheidende Bezugsgröße für diese 
Befassung mit den biblischen Schriften ohne Urteilsbildung für alle Beteiligten die einmüti- 
Bezug zur kirchlichen Lehre und Tradition ge Übereinstimmung der Kirchenväter festge- 
wurde im Trienter Dekret dezidiert ausge- halten wurde. Diese blieb freilich ein formel- 
schlossen. Beide Bezugsgrößen hatte der ein- haftes Kunstprodukt, verweist aber gleichzei- 
zelne Auslegende zu berücksichtigen, wenn es tig auf die Bestrebung der Konzilsväter, die 
um den Kernbestand der Glaubensaussagen „reformatio“ der Kirche ganz wörtlich ver- 
und der moralischen Normen ging. Den kirch- standen unter Rückgriff auf die patristische 
lichen Autoritäten kam jedoch keine die Tradition zu betreiben. Blickt man auf die Re- 
Schrift selbst und den nötigen Auslegungspro- zeption dieses Absatzes, fällt natürlich auf, 
zess marginalisierende Rolle zu, sondern eine dass der zweite Teilsatz längst nicht so weitrei- 
klar umrissene, urteilende Funktion bei der chend interpretiert wird wie die Aussagen 
Bewertung der Bibelexegese einzelner im über die autoritative Kontrolle der kirchlichen 
Nachhinein (vgl. WALTER, Quelle, S. 87). Der Amtsträger über die einzelnen Exegeten (vgl. 
Kreis der Auslegenden wurde indes deutlich MERKT, Prinzip, S. 175-215). 


weiter gefasst als in späteren Jahrhunderten 2o Vgl. KÜMMERINGER, Sache, S. 285. 
angenommen. Die Kirche ist an dieser Stelle 2r Vgl. ebd. S. 291; SCHMIDT, Geschichte, S. 56- 
nicht mit der Hierarchie gleichgesetzt, son- 59. 

dern bezieht die Theologen, ja auch die Laien 
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die Möglichkeit einer Verständigung mit den historischen Wissenschaften. Auch 
die kleinsten Zugeständnisse mussten als Bedrohung des katholischen Denkens 
verstanden werden.?? 

Damit wurde einer historisch arbeitenden Exegese, die die Tradition als histo- 
risch-objektive Größe betrachtete, eine deutliche Absage erteilt, was streng genom- 
men der wissenschaftlichen Beschäftigung mit der Bibel den Eigenwert absprach. 
Sie besaß keine eigene Autorität mehr, sondern hatte letztlich nur das zu bestäti- 
gen, was das Lehramt festgelegt hatte. Auch waren kirchliche Autorität und Lehre 
der Kirchenväter nicht mehr auf derselben Stufe, sondern die Orientierung an den 
Kirchenvätern ist in „Dei Filius“ anders als in Trient vom Haupt- in den Nebensatz 
verschoben worden. Das Dogma kommt im Extremfall also ohne Dogmenge- 
schichte aus, Tradition wird vom Prozess zum Zustand erklärt. Und die Heilige 
Schrift ist hierbei nur noch Stichwortgeberin bzw. ein Zettelkasten von Belegstel- 
len („dicta probantiae“), die die Konzepte der Dogmatik unterstützen. Wie Hans 
Kümmeringer treffend formuliert hat, liegt hier die merkliche Akzentverschiebung 
zwischen Tridentinum und Vaticanum I: „Nach dem Tridentinum ist es Aufgabe 
der Amtsträger, darüber zu urteilen, ob [Hervorhebungen im Original] eine Inter- 
pretation dem sensus ecclesiae nicht widerspricht; das Vaticanum betrachtet es als 
die Aufgabe des (zentralen) Lehramtes, zu entscheiden wie die Schrift und einzelne 
Stellen zu interpretieren sind.“ ?3 


2. Katholische Exegese nach dem Konzil 


Wie konnte vor dem Hintergrund dieser fundamentalen Entscheidung des Konzils 
weiterhin wissenschaftliche Exegese betrieben werden? Manche Exegeten waren 
schockiert. Der Tübinger Neutestamentler Moritz von Aberle (1819-1875) brachte 
in einem Brief an seinen Vertrauten Carl Werner (1821-1888) etwa die Vorah- 
nung zum Ausdruck, „daß auch die biblische Wissenschaft an dem absurdum 
[neuer lehramtlicher Entscheidungen] wird festhalten und die sichersten Resulta- 
te historischer Wissenschaft wird ablehnen müssen. Auf Wahrheit kommt es den 
Leuten, die gegenwärtig das große Wort in der Kirche führen, nicht an, sondern 
nur auf die Herrschaft.“*+ Hingegen vertraten den Konzilsentscheidungen wohl- 
gesonnene Theologen wie die der sogenannten Römischen Schule die Vorstellung 
von der Vereinbarkeit der Vorgaben des Konzils und des positiven Umgangs mit 
den Quellen. Diese Gruppe von neuscholastischen Dogmatikern (!) der Gregori- 
ana versuchte die vorhandenen biblischen Quellen und Schriften der kirchlichen 
Tradition harmonisierend zusammenzufügen und in ihre spekulative Theologie 
zu integrieren.?5 Die beteiligten Professoren, darunter auch der bereits erwähnte 
Konzilstheologe Johann Baptist Franzelin, betrieben freilich keine historisch ori- 
entierte Exegese, sondern eine Dogmatik mit philologischem Interesse. 26 Damit 


22 Vgl. POTTMEYER, Methode, S. 88f. 24 Vgl. PrıTz, Mensch, S. 400. 
23 KÜUMMERINGER, Sache, S. 295f. 25 Vgl. WALTER, Schule, Sp. 1292. 
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setzten sie sich zumindest vom extremen Thomismus ab, nicht zuletzt auch deswe- 
gen, da sie eine genaue Kenntnis der biblischen Schriften und eine philologische 
Arbeit nicht für nachrangig hielten. Von vornherein blieb aber ausgeschlossen, 
dass die philologische Arbeit der Textkritik andere Ergebnisse erbringen konnte 
als die von der Tradition und dem kirchlichen Lehramt festgelegten Inhalte und 
Deutungen.?7 

Ein Beispiel für die letztlich doch systematische und damit ahistorische Arbeits- 
weise der römischen Theologen ist Franzelins Auslegung des Trienter Vulgata-De- 
krets entgegen dessen Wortlaut und der Intention der Konzilsväter und des entspre- 
chenden Passus in „Dei Filius“. Franzelin sprach allein deshalb der Vulgata die 
Möglichkeit ab, fehlerhafte Aussagen zu enthalten, weil deren Gebrauch durch das 
kirchliche Lehramt sanktioniert war. Der Kirche war schließlich der Beistand des 
Heiligen Geistes zugesagt und deshalb konnte sie auch die lateinische Übersetzung 
des biblischen Urtexts für authentisch erklären. Wo etwa Probleme zwischen dog- 
matischen Aussagen in Urtext und Vulgata auftraten, war laut Franzelin immer der 
Vulgata der Vorzug zu geben, da hier Ungereimtheiten des Urtexts korrigiert wur- 
den. Letzterer sei aber dazu geeignet, bei rein sprachlichen Unterschieden die Vul- 
gata besser verstehen zu können. Zumindest räumte Franzelin ein, dass es durch- 
aus fehlerhafte Passagen innerhalb der Vulgata geben konnte. Sie traten aber nur 
auf der Ebene der sprachlichen Gestalt auf, nicht aber im Blick auf den Inhalt.® 
Der Dogmatiker bewegte sich in den vom Konzil vorgezeichneten Bahnen der in 
der Offenbarungskonstitution formulierten Unmöglichkeit eines Widerspruchs 
zwischen Glauben und Vernunft, zwischen dogmatischen Grundannahmen und 
den Ergebnissen exegetischer Textarbeit.”? Daher vertrat er letztlich die Vorstel- 
lung einer Realinspiration, d.h. der göttlichen Inspiration der biblischen Inhalte 
und nicht deren sprachlicher Ausdrucksform.3° Allerdings billigte er durch die 
starke Betonung der göttlichen Autorschaft (Gott als „causa efficiens“ der Schrift) 
den menschlichen Autoren nur die Rolle eines Schreibwerkzeugs zu, was doch wie- 
der die historisch-kritische Arbeit am biblischen Text ähnlich einschränkte wie im 
Konzept der Verbalinspiration. 


a) Zwischen Vulgata und Urtext: Textgrundlage und Textforschung 
der katholischen Bibelexegese (16.-19. Jahrhundert) 

Die bisher gezeigten hermeneutischen Überlegungen setzten allerdings auch eine 
Entscheidung über die Textgrundlage bibelwissenschaftlicher Betätigung voraus. 
Dass man, wie in der protestantischen Exegese üblich, auf die hebräischen und 
griechischen Urtexte der Bibel zurückgriff, war unter Katholiken keineswegs 
selbstverständlich. Die lateinische Vulgata des Kirchenvaters Hieronymus spielte 
seit dem Konzil von Trient eigentlich die unangefochtene Hauptrolle, und das, 


26 Vgl. FRANZELIN, Tractatus. Zu Franzelins Bi- 28 Vgl. ebd, S. 93. 

belhermeneutik vgl. BERETTA, Inerrance 29 Vgl. BöHL/Haury, Bibel, S. 250. 

S. 463-467; WALTER, Quelle, S. 92. 30 Vgl. UNTERBURGER, Papst Leo XIII., S. 591. 
27 Vgl. LoRETZ, Ende, S. 71-77. 
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obwohl die Vulgata im Umfeld des Konzils stark umstritten war. An der Wende 
zum 16. Jahrhundert hatten Gelehrte des Humanismus und der Renaissance erst- 
mals seit der Antike überhaupt wieder auf die originalsprachlichen Überlieferun- 
gen zurückgegriffen und dabei die Vulgata heftig kritisiert." Auf dem Konzil selbst 
befasste man sich bereits 1546 mit der Frage nach der Reform des Umgangs mit den 
biblischen Schriften, dabei auch mit der humanistischen Forderung nach einer Re- 
vision der Vulgata. Hinzu kamen Überlegungen, volkssprachige Übersetzungen 
und die Forderung einer besseren Predigerausbildung für Priester voranzutreiben.3? 
Im Dekret über die heiligen Bücher und die zu übernehmenden Überlieferungen, 
das von den Verfassern eindeutig als Reformdekret gegen bisherige Missbräuche 
konzipiert wurde, richtete sich der Fokus der Konzilsväter jedoch wieder stärker 
auf die Vulgata. 33 

Sie galt als verlässliches und bewährtes Gut der kirchlichen Tradition, zur au- 
thentischen Schrift erhoben sowie für öffentliche Äußerungen als Textgrundlage 
empfohlen: 


„Erwägend, dass der Kirche Gottes nicht wenig an Nutzen zuteilwerden könne, wenn 
bekannt wird, welche von allen lateinischen Ausgaben, die von den heiligen Büchern 


3I 


Der Buchdruck ermöglichte breiten Schichten 
einen Zugang zu Schriftsprache und Bildung 
bzw. weckte philologisches Interesse. Den 
mittelalterlichen und weiterhin auch dem 
frühneuzeitlichen Gläubigen wurden die bib- 
lischen Inhalte vor allem aus zweiter Hand in 
der Liturgie in Form von Predigten, Visuali- 
sierungen oder liturgischen Spielen näherge- 
bracht. Die Ausweitung der Zugangsmöglich- 
keiten zu Texten im re, Jahrhundert signali- 
sierten einen wichtigen Schritt im Übergang 
von einer mündlichen in eine schriftsprachli- 
che Kultur und damit auch hin zu einem er- 
weiterten Trägerkreis biblischer Hermeneutik 
(vgl. BöHL/Haury, Bibel, S. 178f.). Unter dem 
Wahlspruch „Ad fontes!“ wandten sich die 
Vorreiter einer erstarkenden Buchkultur mit 
philologisch-rhetorischem Impetus den origi- 
nalsprachlichen Überlieferungen der paganen 
wie biblischen Urtexte zu, wobei die ohnehin 
in die Krise geratene allegorische Auslegung 
anhand der Vulgata deutlich in den Hinter- 
grund trat (vgl. Leppin, Humanismus, S. 217- 
219). Exemplarisch hierfür waren etwa die 
Arbeiten Johannes Reuchlins (1455-1522) am 
hebräischen Alten Testament wie der Septua- 
ginta und die Studien sowie die griechische 
Ausgabe des Neuen Testaments Erasmus’ von 
Rotterdam, derer sich nicht zuletzt auch Mar- 
tin Luther bediente. Der württembergische 
Humanist Reuchlin befasste sich neben dem 
hebräischen Urtext des Alten Testaments 


auch mit der jüdisch-talmudischen Tradie- 
rung und Auslegung der biblischen Schriften, 
wovon vor allem sein Hauptwerk „Rudimen- 
ta Hebraica“ (1506) zeugt. Die kritische Aus- 
einandersetzung mit dem Urtext und die posi- 
tive Haltung zur jüdischen Theologie brach- 
ten ihm mehrere Konflikte mit Zeitgenossen 
ein (vgl. BITTER, Bibelauslegung; ausführli- 
chere Darstellungen finden sich in: HERZIG/ 
ScHoEPs/ROHDE (Hg.), Reuchlin, LORENZ/ 
Seck (Hg.), Johannes Reuchlin). Erasmus gab 
mit seinem „Novum Instrumentum“ von 
1516 nicht nur eine kritische Ausgabe des 
griechischen Urtexts des Neuen Testaments 
heraus, sondern verfasste eine neue latei- 
nische Übersetzung der Septuaginta und der 
neutestamentlichen Schriften. Diese Überset- 
zung sollte die Fehler und Ungenauigkeiten 
der Vulgata ausgleichen und gleichzeitig zu 
einer tieferen Beschäftigung mit den Urtexten 
anregen. Die ausführliche Vulgata-Kritik 
rührte am Kernbestand mittelalterlicher Exe- 
gese und entfachte eine Debatte darüber, wel- 
che Texte heranzuziehen seien, wenn von der 
Heiligen Schrift als Grundlage theologischer 
Reflexion die Rede war (vgl. Leprin, Huma- 
nismus, S. 226-228; WALTER, Quelle. S. 83f.; 
Ders., Theologie aus dem Geist der Rhetorik. 
Zur Schriftauslegung des Erasmus von Rot- 
terdam, Mainz 1991). 


32 Vgl. KÜMMERINGER, Sache, S. 282f. 
33 Vgl. ebd., S. 284f. 
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im Umlaufe sind, für authentisch zu halten ist, beschließt dasselbe hochheilige Konzil 
überdies, dass diese alte Vulgata-Ausgabe, die durch den langen Gebrauch so vieler 
Jahrhunderte in der Kirche anerkannt ist, bei öffentlichen Lesungen, Disputationen, 
Predigten und Auslegungen als authentisch gelten soll, und dass niemand wagen oder 
sich unterstehen soll, diese unter irgendeinem Vorwand zu verwerfen.“34 


Durch die Hervorhebung der alten Ausgabe wurde darauf verzichtet, jüngere, prob- 
lematische lateinische Bibelübersetzungen ebenfalls für authentisch zu halten. Zu- 
dem wurde eigentlich mit keinem Wort die Befassung mit den hebräischen wie grie- 
chischen Urtexten ausgeschlossen oder verboten. 

Die Vorgaben des Konzils ließen daher während des 16. Jahrhunderts genug 
Spielraum für die Arbeit an den biblischen Schriften, wofür nicht nur die von Rom 
betriebene Revision der Vulgata in den Jahren nach dem Konzil, die in der Heraus- 
gabe der Sixto-Clementina35 von 1592 mündete, sondern auch weiter publizierte 
Texteditionen und Kommentare ein Beispiel sind.3° Nicht ohne Grund wird des- 
halb auch die Phase der katholischen Schriftauslegung unmittelbar nach dem Kon- 
zil von Trient bis ins 17. Jahrhundert als hochproduktive Blütezeit bezeichnet.37 
Neben den philologisch-textkritischen Methoden entwickelte sich gegen Ende des 
17. Jahrhunderts auch ein historisches Interesse an den biblischen Schriften. Einen 
Wendepunkt stellte das Werk des französischen Oratorianers Richard Simon (1638- 
1712) dar - nicht nur in der Exegese, sondern vor allem in der lehramtlichen Wahr- 
nehmung der exegetischen Arbeit.3® Sein einflussreiches Hauptwerk mit dem Titel 
„Histoire critique du Vieux Testament“ von 1678 wurde auf Betreiben des Bischofs 
von Meaux, Jaques-Benigne Bossuet (1627-1704), verboten und beschlagnahmt. 
Allerdings konnte Simon sein Grundlagenwerk in Rotterdam veröffentlichen, was 
ihm zunächst auch die Kritik protestantischer Theologen einbrachte.3? 

Die „Histoire critique du Vieux Testament“ kann als erste historisch-kritische 
Einleitung in das Alte Testament in der katholischen Theologiegeschichte verstan- 
den werden, wobei sie zugleich in der Tradition der humanistischen Exegese ver- 
wurzelt blieb.+° 


34 Vgl. KonzıL von TRIENT, 4. Sitzung, Dekret logie und scholastische Philosophie zu verbin- 
über die Vulgata-Ausgabe der Bibel und die den (REVENTLOWw, Epochen, Bd. 3, S. 204). 
Auslegungsweise der Heiligen Schrift vom 8. 37 Vgl. BöHL/Haury, Bibel, S. 195-198; GILBERT, 
April 1546, DH 1506. L’hermöneutique, S. 29f. 

35 Diese bildete bis zur Erarbeitung der Neo-Vul- 38 Vgl. DOHMEN, Simon, Sp. 606; GILBERT, L’her- 
gata im 20. Jahrhundert die offizielle kirchliche meneutique, S. 29. 

Bibelausgabe, die als Grundlage lehramtlicher 39 Sımon, Histoire. Zu den Reaktionen sowohl 
Entscheidungen bzw. in Teilen für die Exegese von Katholiken als auch von Protestanten auf 
diente (vgl. Bönt/Haury, Bibel, S. 196). das Werk vgl. REvENTLow, Epochen, Bd. 4, 

36 Vgl. KERTELGE, Exegese, Sp. 1096f. Als Bei- S. 87f. 
spiel kann etwa der zweibändige Evangelien- 40 Simon versuchte mit seiner Form der Exegese 
kommentar des spanischen Jesuitentheologen die zeitgenössischen Probleme, die bei der Be- 
Johannes Maldonatus (1533-1583) herange- schäftigung mit dem Alten Testament auftra- 
zogen werden (JOHANNES MALDONATUS, Com- ten, umfassend darzulegen und somit der 
mentarii), der versuchte, humanistische Philo- Glaubwürdigkeit der biblischen Schriften ei- 
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Simons Arbeit anhand der Handschriften und Übersetzungen mit Blick auf Fra- 
gen der Verfasserschaft und Textformen der biblischen Bücher und die dabei her- 
ausgestellten Problemfelder macht deutlich, welche Fragen eine historische Bibel- 
lektüre bereits an der Schwelle zum 18. Jahrhundert aufwerfen konnte. Sie hatte 
aber dafür ausgereicht, dass Simons Bücher verboten und er aus allen Ämtern und 
dem Orden entfernt wurde. Simons Ansätze wurden nach anfänglicher Kritik nur 
in der protestantischen Exegese rezipiert, während sie im katholischen Bereich lan- 
ge vergessen blieben und erst von Vertretern der Nouvelle Theologie in den 1930er 
und 1940er Jahren wiederentdeckt wurden. 21 

Eine ähnliche Methodik wie Simon verfolgten ein Jahrhundert später einige 
namhafte Vertreter der Katholischen Aufklärung, vor allem in Deutschland, wo 
die Aufklärung deutlich weniger antireligiöse Züge aufwies als in Frankreich. Ra- 
tionalität und Offenbarungsreligion standen für viele Theologen des ausgehenden 
18. Jahrhunderts nicht im Widerspruch.+” Zentral wurde daher gerade die Be- 
schäftigung mit der Glaubwürdigkeit der biblischen Schriften - sei es nun der Vul- 
gata oder der Urtexte —, die durch die beginnende naturwissenschaftliche bzw. as- 
tronomische Forschung und historischen Anfragen etwa aufgrund außerbiblischer 
Geschichtsquellen immer größerer Kritik ausgesetzt war.43 Durch eine historisch- 
kritische Auslegung der biblischen Schriften im hebräischen wie griechischen 


nen Dienst zu erweisen. Die Betitelung dieser 
Form von Auslegung mit den Signalwörtern 
„Kritik“ und „Geschichte“ stießen jedoch auf 
Unverständnis. Simon wies etwa das Problem 
der unterschiedlichen Überlieferungen und 
Textfassungen des lateinischen, griechischen, 
ja sogar des hebräischen Textes nach und kri- 
tisierte den zeitgenössischen Streit um einen 
Vorrang der Septuaginta. Simon verteidigte 
explizit die Autorität der Schrift, besonders 
auch des hebräischen Masoretentexts, auch 
wenn er diverse redaktionelle und sprachliche 
Veränderungen im Laufe des Tradierungspro- 
zesses nachwies. Gegen die protestantische 
Theologie hielt er fest, dass die Heilige Schrift 
angesichts der unübersichtlichen Überliefe- 
rungslage jedoch nicht ohne Hilfestellungen 
ausgelegt werden könne (vgl. ebd., S. 90f.). 
Sichere Auslegungsinstrumente lege nicht nur 
die philologische Textkritik bereit, die an an- 
deren, profanen Texten erprobt wurde, son- 
dern auch die Rückbindung an die Tradition 
und die Theologie der katholischen Kirche 
(KERTELGE, Exegese, Sp. 1097; vgl. ebenso 
BöHr/Haury, Bibel, S. 200-202). Trotz dieser 
historischen Einschränkungen, die erstmals 
die biblischen Autoren nicht als bloße Schreib- 
werkzeuge Gottes betrachteten, sondern ihnen 
eine gewisse Eigenständigkeit und historische 


Bedingtheit bei der Abfassung zubilligten, 
hielt Simon an der Irrtumslosigkeit und Ver- 
lässlichkeit der Bibel fest. Konkret befasste 
sich Simon mit der Pentateuchkritik, insbeson- 
dere mit der grundlegenden Frage, ob Mose 
als Verfasser der ersten fünf biblischen Bücher 
gelten könne. Er entwarf dabei eine Konstruk- 
tion, die es dem Exegeten erlaubte, grundsätz- 
lich an der Verfasserschaft Moses festzuhalten 
und trotzdem die Anfragen einer historischen 
Perspektive ernst zu nehmen. Simon nahm an, 
dass die Grundform des Pentateuch - vor al- 
lem der Dekalog und andere Vorschriften des 
Gesetzes — von Mose selbst stammt, diese aber 
durch öffentliche Schreiber der Israeliten über- 
arbeitet und erweitert wurde (vgl. REVENTLOW, 
Epochen, Bd. 4, S. 91). 


4I Vgl. ARNOLD, Zensur, S. 19. 
42 Vgl. REINHARDT, Neuzeit, S. 482-484; Klue- 


ting, Genius, S. 5-7; Worr, Aufklärung, 
S. 86- 89. Zu den am meisten rezipierten Phi- 
losophen gehörten etwa Christian Wolff und 
Gottfried Wilhelm Leibniz, die selbst von der 
Kompatibilität von christlichem Glauben und 
Aufklärung ausgingen (vgl. KLUETING, Genius, 
S. 12-14). 


43 Vgl. BöHL/Haury, Bibel, S. 204f.; WoLr, Auf- 


klärung, S. 85. 
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Original und der theologischen Literatur der ersten christlichen Jahrhunderte 
nach rationalen Kriterien meinte man, in der allgemeinen, euphorischen Fort- 
schrittsgläubigkeit mehr dem christlichen Glauben und der innerkirchlichen Fr- 
neuerung zu dienen als in der Fixierung auf das autoritative Gefüge kirchlicher 
Lehrentscheidungen.*++ 

Beispiele waren etwa die Mainzer Theologen Felix Anton Blau (1754-1798) und 
Johann Lorenz Isenbiehl (1744-1818), wobei auch diese mit der kirchlichen Zen- 
sur zu kämpfen hatten.45 Das Ringen um den Stellenwert der Exegese als eigenes 
theologisches Fach und deren Verhältnis zu den Glaubenssätzen der kirchlichen 
Tradition wurde zur viel diskutierten Frage des ausgehenden 18. Jahrhunderts, die 
sich auch in den theologischen Lehrplänen widerspiegelte.+° 

Die Katholische Aufklärung als erste Phase der Hochschätzung einer eigenstän- 
digen, wissenschaftlichen Bibelexegese fand mit der Säkularisation von 1803 ein 
jähes Ende. Nach dem Untergang der Reichskirche und der Neuordnung des 
kirchlichen Lebens galt das Projekt einer Aussöhnung zwischen Aufklärung und 
katholischem Glauben weitgehend als gescheitert.+7 Die religionskritische und vor 
allem anti-kirchlich bzw. anti-katholische Stofßrichtung des gesamtgesellschaftli- 
chen Prozesses namens Aufklärung trat nun ins katholische Bewusstsein, wobei 
Aufklärung mehr und mehr zu einer Größe außerhalb der Kirche und der Theolo- 
gie erklärt wurde. 48 Aufklärung wurde als Symptom des Protestantismus und des 
in der Folge der Französischen Revolution verbreiteten Liberalismus. Wer als 
Theologe vor diesem Hintergrund trotzdem versuchte, weiterhin historisch-kri- 
tisch mit den biblischen Schriften zu arbeiten, zog sich nun verstärkt den Vorwurf 
der mangelnden Treue zur Kirche bzw. nicht selten auch ein Indizierungsverfahren 
zu. Zu nennen sind hier vor allem die Theologen Johannes Lang (1771-1829), Jo- 
hannes Jahn (1750-1816) und Altman Arigler OSB (1768-1846).4° Gleichzeitig 
blieben trotz der veränderten Ausgangsbedingungen die Konzepte einer Bibelwis- 
senschaft erhalten, die zwischen dem christlichen Glauben, der Theologie und den 
Errungenschaften gerade der neu aufkommenden Geschichtswissenschaft und 
den noch jungen Naturwissenschaften zu vermitteln suchten. Beispielhaft soll an 
dieser Stelle auf den Neutestamentler Peter Alois Gratz (1769-1849) verwiesen 
werden, der nicht nur eine aufgeklärte Exegese in der 1812 gegründeten katholi- 
schen Fakultät Ellwangen (ab 1817 Tübingen) zu etablieren suchte, sondern als 
einer der Gründungsväter der sogenannten „Tübinger Schule“ gelten kann.5° In 


44 Vgl. Reıser, Bibelkritik, S. 265f. 49 Die renommierten und bekannten Exegeten 


45 Vgl. WALTER, Stand, S. 102; BÖHL/Haury, Bi- kamen nicht nur zu Lebzeiten mit der kirchli- 
bel, S. 246f.; BURKARD, Schwierigkeiten, S. 299- chen Autorität in Konflikt, sondern wurden 
316. Neben anderen können auch Alexander auch im Umfeld des I. Vatikanischen Konzils 
Geddes (1737-1802) und Johann Leonhard von Vertretern der römischen Theologie, etwa 
Hug (1765-1846) genannt werden. in der Vorbereitungskommission, als Negativ- 

46 Vgl. LescH, Neuorientierung, S. 142-152; vgl. beispiele einer historisch-kritischen Exegese 
ebenso BREUER, Aufklärung, S. 81-85. angesehen, die zwischen Offenbarung und 

47 Vgl. KLUETING, Genius, S. 9f. Geschichte zu vermitteln suchten (vgl. POTT- 

48 Vgl. Worr, Aufklärung, S. 81-83. MEYER, Methode, S. 93-101). 
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seiner programmatischen Schrift „Ueber die Grenzen der Freiheit, die einem Ka- 
tholiken in Betreff der Erklärung der heiligen Schrift zusteht“ von 1817 flammt 
noch einmal die Hoffnung auf eine Fortführung des Denkens der Katholischen 
Aufklärung auf.5! Gratz ereilte allerdings bereits 1823 — mittlerweile als Exegese- 
professor in Bonn - ein Amtsenthebungsverfahren, das ihn in ein Dasein als Pri- 
vatgelehrter zwang. Seine Vorstellung einer Exegese zwischen Treue zur Tradition 
und historisch-kritischer Forschung blieb unter katholischen Exegeten des 


Unvollkommenheiten rein zu bewahren; nach- 
dem sie die Abschreiber nicht so inspirirt [sic] 


so Vgl. Worrr, Bibelauslegung. S. 83-102. 
51 GRATZ, Grenzen. Gratz legt das Vulgatadekret 


des Konzils von Trient vor dem historischen 
Hintergrund der Konzilsdebatten aus, die kei- 
neswegs die Bekämpfung der Errungenschaf- 
ten humanistischer Textforschung zum Ziel 
hatten, und verwies auf den Wert einer eigen- 
ständig forschenden Exegese im Gesamt des 
katholischen Glaubens. Trient habe niemals 
intendiert, dass sich die Kirche als Interpretin 
auf das Feld exegetischer Einzelfragen begebe 
und diese autoritativ beantworten solle, son- 
dern dass sie das ihr zukommende Lehramt 
zur konfessionellen Selbstvergewisserung hin- 
sichtlich des Kernbestands des Glaubens und 
der Übereinstimmung mit der Tradition der 
Väter prüfend einsetze (ebd., S. 22): „Wenn 
man von authentischer Auslegung spricht, so 
ist solche mit der grammatischen Interpretati- 
on, streng genommen, nicht zu verwechseln 
[...] Gerade nur in dem gedachten Sinne erken- 
nen die Katholiken ihre Kirche als die authen- 
tische Auslegerin der Schrift. Sie betrachten 
solche nicht als streng-grammatische Interpre- 
tin, die sich bloß auf den dürren Buchstaben 
beschränkt, sondern vielmehr als eine doctri- 
nelle Erklärerin, die weiter als der Buchstabe 
geht. Die katholische Kirche bestimmte auch 
nie in zweifelhaften und strittigen Fällen ihre 
christliche Lehre durch hermeneutische 
Schriftforschung, sondern allein nach Maßga- 
be der kirchlichen Tradition.“ Gegenüber den 
zeitgenössischen Kritikern betonte er: „Es sind 
uns zwar die ängstlichen Besorgnisse vieler Bi- 
belverehrer nicht unbekannt, die da meinen, 
daß durch die Kritik das Heiligste der Bücher 
möchte verunehrt werden. Sie schaudern zu- 
rück, wenn sie so viel von Text-Corruptionen, 
von Interpolationen sprechen hören. Wir eh- 
ren ihre religiöse Hochachtung der Bibel mit 
allem Zartgefühle; allein wir können einmal 
unsere Bibeln nicht anders nehmen, als sie 
sind; und daß sie so sind, ist nicht unsere 
Schuld. Nachdem es der göttlichen Vorsehung 
nicht gefallen hat, durch ein Wunder die Ab- 
schriften der Bibeln von allen menschlichen 


hat, daß sie kein Wörtchen fehl schreiben, 
oder auslassen konnten; nachdem sie die Ab- 
schreiber nicht also leitete, daß sie nicht aus 
Unwissenheit ein und das andere in den Text 
trugen; so bleibt uns wohl nichts anderes üb- 
rig, als durch Hülfe der Kritik die Reinheit des 
Textes darzustellen. Uebrigens scheint uns die 
Abneigung vor der biblischen Kritik mehr Sa- 
che der Engherzigkeit, als der Religiosität zu 
seyn. Das Göttliche ist groß auch im Schwa- 
chen; und das Göttliche weiß sich auch unter 
menschlichen Händen zu erhalten“ (ebd., 
S. 15). Das Vertrauen auf die Kraft der Argu- 
mente und die Vereinbarkeit von katholischem 
Glauben und redlich betriebener Wissenschaft 
ließ Gratz auch angesichts der immer aufklä- 
rungsfeindlicher agierenden kirchlichen Zen- 
sur und der sich langsam formierenden neu- 
scholastischen Theologie an seinem Grund- 
konzept festhalten. Für ihn stellt sich die 
Situation folgendermaßen dar: „Nehmen wir 
einen Rückblick auf das Gesagte, und erwägen 
wir solches vorurtheilsfrey; so glauben wir, 
daß daraus stattsam hervorgehe, daß der ka- 
tholische Exeget sich in seinen Untersuchun- 
gen so frey finde, als der Exeget einer anderen 
Kirche. Es ist bloß die Glaubensnorm, die ihn 
beschränkt, die er freilich nie, so lange er ein 
Mitglied seiner Kirche bleiben will, verletzen 
darf. Aber legen nicht auch andere Kirchen 
gleiche Verbindlichkeit ihren Mitgliedern auf? 
[...] Wollte man aber, aus Hyperorthodoxie, 
einen katholischen Schriftforscher weiter bin- 
den wollen, als bloß dahin, daß er durch keine 
seiner Auslegungen eine öffentliche Kirchen- 
lehre umstroße, so würde man wirklich den 
ächten Geist des Urkatholicismus verkennen, 
daß er streng an der Glaubensnorm hängt, 
und was dann diese nicht verletzt, mit größter 
Liberalität Preiß gibt. Leider hat man diesen 
Geist des Katholicismus zu wenig erwogen, 
der sich doch in den Schriften des Irenäus, des 
Origines [sic], des Tertullians so deutlich aus- 
spricht“ (ebd., S. 30f.). 
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19. Jahrhunderts weiterhin lebendig, wenn auch durch die Dogmatik und die lehr- 
amtlichen Beschlüsse immer weiter eingeschränkt. 


b) Diener zweier Herren? - Konzepte katholischer Exegeten zwischen 
kirchlichem Gehorsam und Anschluss an den wissenschaftlichen Diskurs 
der 1870er bis 1890er Jahre 

Angesichts der drängenden Zeitfragen zur historischen Glaubwürdigkeit der bibli- 

schen Schriften insbesondere auch der Chronologie, die durch die protestantische 

Bibelwissenschaft, die massiv betriebene altorientalische wie historische For- 

schung, aber auch die Erkenntnisse der im 19. Jahrhundert ebenfalls entstandenen 

Naturwissenschaften aufgeworfen worden waren’?, erwiesen sich Konzepte wie 

die skizzierten hermeneutischen Überlegungen Franzelins außerhalb des römischen 

Mikrokosmos als wenig tragfähig. Wenngleich manche Exegeten bestrebt waren, 

trotz der vom Konzil betriebenen Marginalisierung ihres Fachs im theologischen 

Diskurs in Treue zur Tradition der Kirche die Glaubwürdigkeit der Heiligen Schrift 

gerade durch historisch-kritische Argumente neu zu erweisen, schien es für viele 

unausweichlich, sich methodisch der Bibelkritik anzunähern. Um Glauben und ka- 
tholische Tradition zu untermauern, konnte man nicht völlig darauf verzichten, 
allgemein anerkannte Methoden zu verwenden. Man versuchte das zeitgenössi- 
sche, optimistische Konzept einer „katholischen“ Wissenschaft, deren Ergebnisse 
der Lehre der Kirche nicht widersprechen konnten, nun auch in der Exegese umzu- 
setzen 33 Hierfür ist zunächst die vierbändige „Historica et critica Introductio in 
utriusque Testamenti libros sacros“ des deutschen Jesuiten und Professors an der 

Gregoriana Rudolf Cornely (1830-1908) ein Beispiel mit Breitenwirkung.5* Das 

Lehrbuch bildete nämlich die Grundlage für die von deutschen Jesuiten ab 1885 

verantwortete und herausgegebene, lateinische Kommentarreihe „Cursus Scriptu- 

rae Sacrae“.55 Ziel Cornelys und seiner Mitarbeiter, Joseph Knabenbauer (1839- 

1911) und Franz von Hummelauer (1842-1914), war es, auf der Grundlage altori- 

entalischer Sprachen sowie der Ergebnisse aus Ägyptologie und Assyriologie einen 

katholischen Gesamtkommentar zur Bibel zu verfassen, der sich kritisch mit den 

Ergebnissen der protestantischen Forschung auseinandersetzte. 5° Das Großprojekt 

sollte vor allem den konservativ-traditionellen Lesarten zu einem neuen argumenta- 

tiven Durchbruch verhelfen; so hielt man etwa an der Abfassung des Pentateuch 
durch Mose fest. Da seit dem 17. Jahrhundert kein umfassender, katholischer Kom- 
mentar anhand der biblischen Originaltexte verfasst worden war, stellte die Reihe 
einen wichtigen Schritt in Richtung einer philologisch-versierten Exegese jenseits 
der Vulgata dar. Bis zum Ausbruch des Ersten Weltkriegs erschienen 38 Bände, die 


52 Vgl. REVENTLOW, Exegese, S. 19. in Deutschland die 1876 gegründete Görres- 
53 Für eine derartige wissenschaftstheoretische Gesellschaft und die Politik ihres ersten Präsi- 
Konzeption innerhalb des katholischen Be- denten Georg von Hertling (vgl. THURAU, Paul 
reichs, die zur Stärkung der eigenen apologeti- von Schanz, $. 187-189). 
schen Zielrichtung eine Förderung der unter- 54 Vgl. GILBERT, ’hermeneutique, S. 30. 


schiedlichen Wissenschaftszweige jenseits der ss Vgl. KOESTER, Cursus, S. 78-86. 
Theologie nutzbar machen wollte, stehen etwa 56 Vgl. SCHATZ, Geschichte, Bd. 2, S. 104. 
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durch re einleitungswissenschaftliche Ergänzungsbände flankiert wurden 37 In der 
Widmung, die allen Bänden vorausgeht, heift es programmatisch: 


„Dem Papst Leo XIII. überreichen die ergebenen Verfasser diese einleitenden und 
erklärenden Kommentare zu allen Schriften des Alten und Neuen Testaments, aus- 
gearbeitet nach der Norm der heiligen Väter, der älteren Lehre der Scholastik und 
den jüngeren Auslegern, unter Verwendung, wo nötig, der Hilfsmittel der neueren 
Wissenschaften; Ihm, dem höchsten und nie irrenden Ausleger der göttlichen Wahr- 
heit, der gütig gestattete, das Werk ihm zu widmen [überreichen sie es] als Unter- 
pfand der Treue und unverrückbaren Glaubens; sie weihen sich und all ihre Studien 
der Verteidigung der Lehre des Apostolischen Stuhles und dem Schutz der Autorität 
der Heiligen Schrift nach Kräften.“5® 


Diese Zueignung bietet, quasi wie in einem Brennglas zusammengeführt, die we- 
sentlichen Charakteristika einer lehramtsgetreuen Exegese, wie sie — nicht nur, 
aber in besonderem Maße - von Jesuiten auch in der ersten Hälfte des 20. Jahrhun- 
derts verlangt und gepflegt wurde, wenn auch diese Programmatik durchaus unter- 
schiedliche Früchte tragen sollte. 

Ein weiterer zeitgenössischer Versuch, Exegese zwischen kritischen Anfragen 
und Vorgaben des kirchlichen Lehramts zu betreiben, stellte das Werk des Tübin- 
ger Neutestamentlers und Apologetikers Paul von Schanz (1841-1905) dar.5? Be- 
reits in seiner Antrittsvorlesung als Nachfolger Moritz von Aberles am 6. Juli 1876 
entwarf er eine biblische Hermeneutik, die insbesondere die Ergebnisse der Natur- 
wissenschaften ernst nahm: 


„Es ist deshalb Pflicht des Exegeten wie des Theologen überhaupt, die Resultate sei- 
ner Wissenschaft mit denen anderer Disziplinen zu vergleichen, wenn er auch dabei 
gezwungen wird, den ihm zugewiesenen engeren Kreis vielfach zu überschreiten. Es 
muß ihm der Nachweis möglich sein, daß die sicheren Resultate der Naturwissen- 
schaften mit der richtigen Auffassung der religiösen Ideen der christlichen Lehren 
nicht im Widerspruch stehen. Natur und Offenbarung sind zwei Gebiete, welche sich 
nicht ausschließen, sondern ergänzen sollen, so gewiß die Wahrheit nur eine ist, aber 
die Untersuchung der Gebiete ist wesentlich verschieden.“°° 


Hier schwingt gleichermaßen eine Harmonisierung der Ergebnisse beider Diskur- 
se wie die Trennung von deren Zuständigkeitsbereichen mit. Für den naturwissen- 
schaftlich bewanderten Schanz galt als erwiesen, dass die Bibel niemals ein natur- 
wissenschaftliches Lehrbuch sein wollte, vielmehr verhandelte sie - in der Sprache 


57 Vgl. KoESTER, Cursus, S. 78. permisit pietatis et immobilis fidei pignus ex- 

58 „Leoni XIII Pontifici maximo commentarios hibent seque ac sua studia omnia addicunt de- 
isagogicos et exgeticos omnes Veteris Novique vovent Sedis Apostolicae doctrinae adseren- 
Testamenti scripturas ad sanctorum Patrum et dae sacrarum literarum auctoritati pro viribus 
vetustiorum scholae doctorum iuveniorumque propugnandae“ [dt. Übersetzung nach : Koes- 
interpretum normam exactos adhibitis, ubi TER, Cursus, S. 80] 
opus fuerit recentiorum scientiarum subsidiis 359 Einen detaillierten Einblick in die Exegese und 
auctores obsequentissimi summo atque iner- Hermeneutik Schanz" bietet Tuup a, Paul von 
ranti divinae vertiatis interpreti qui singulari Schanz. 


dignatione benignitatis nomini suo inscribi 6o SCHANZ, Weltanschauung, S. 392. 
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der zeitgenössischen Theologie gesprochen — stets das Handeln der göttlichen 
Übernatur in der Natur. So seien Theologie und Philosophie weiterhin für die 
übergeordneten Sinnfragen zuständig, während sich die Naturwissenschaften der 
Erklärung der natürlichen, innerweltlichen Prozesse, etwa der aufkommenden 
Evolutionsbiologie, widmen sollten. Anders als in der Wahrnehmung kirchenkriti- 
scher Zeitgenossen sind für Schanz die Ergebnisse der empirischen Forschung nicht 
per se antichristlich, sondern lediglich deren Auslegung und Inanspruchnahme. pi 
Deshalb sei der Dialog für eine vollständige Weltanschauung unverzichtbar: 


„Unsere Ansichten über Gott und die Natur werden dadurch immer mehr geläutert 
und von jeder sinnlichen Beimischung befreit. Wie jede Wissenschaft dem Exegeten 
neue Hilfsmittel zu besserer Erklärung der Heiligen Schrift bietet, so darf er auch der 
Naturwissenschaft dafür dankbar sein. Es wird sich zeigen, daß manches [in der Deu- 
tung einzelner Aussagen der Heiligen Schrift] wohl zu engherzig aufgefaßt wurde, 
aber der Grund des Gebäudes und seine festen Pfeiler werden unerschüttert bleiben.“? 


Schanz unterschied demnach zwischen den Naturvorstellungen des Alten Orients 
und den unverrückbaren theologischen Inhalten der biblischen Texte. Damit ge- 
stand er kritische Anfragen an die Schilderungen historischer, biologischer und 
geographischer Inhalte zu und konnte trotzdem die biblische Grundlage des Groß- 
teils der kirchlichen Tradition als glaubhaft erhalten. Diese traf insbesondere auf 
die Schöpfungsberichte in Gen ı und 2 zu, bei denen er die unverrückbaren Offen- 
barungswahrheiten (Gott als Schöpfer der Welt) und zeitlich bedingte, relativierba- 
re Erzählweisen (Sechs-Tage-Werk und Beschreibung natürlicher Prozesse) trenn- 
te.°4 Diese Einschätzung hatte er nicht einfach selbst entwickelt, sondern vielmehr 
in klassischer, vom Konzil von Trient explizit geforderter Weise aus den Kommen- 
taren der Kirchenväter, besonders von Augustinus abgeleitet, deren große Deu- 
tungsvielfalt er gegenüber dem theologischen Topos des consensus patrum heraus- 
stellte. An den Stellen, an denen die Väter bereits uneinig waren und zu denen sich 
die Kirche nicht mit einer lehramtlichen Entscheidung geäußert hatte, konnten die 
Exegeten ungestört forschen.°5 

Die von Schanz behandelte Frage nach der Verlässlichkeit der biblischen Zeugnisse 
der christlichen Offenbarungsreligion trieb auch in Frankreich die exegetische For- 
schung um. Alfred Loisy (1857-1940), der zu Beginn des 20. Jahrhunderts die Haupt- 
rolle in der Modernismuskrise spielen sollte, war seit 1892 am Pariser Institut Catho- 
lique Dozent für Hebräisch und hielt gleichzeitig exegetische Vorlesungen, die die 


er Vgl. THURAU, Paul von Schanz, S. 180-186. ten Band seiner „Apologie des Christentums“, 
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ScHAnZz, Weltanschauung, S. 419f. 

SCHANZ, Exegese, Sp. 1080-1121. 

Hinsichtlich der Frage der Verfasserschaft des 
Pentateuch durch Mose verfuhr er ähnlich 
pragmatisch und präferierte das Modell einer 
grundsätzlichen Autorenschaft des Mose und 
einer späteren Redaktion einzelner Passagen 
(vgl. THURAU, Paul von Schanz, S. 194). Opti- 
mistisch formulierte Schanz noch 1903 im ers- 


dass „die ersten Kapitel der Genesis nicht als 
eine genaue und wirkliche Geschichte des Ur- 
sprungs der Welt und der Menschheit anzuse- 
hen seien“ und dass über „die Erklärung des 
Hexameronberichtes als einer buchstäblich zu 
verstehenden Offenbarung kaum noch ein 
Wort zu verlieren“ sei (vgl. SCHANz, Apologie, 
S. 713). 


65 Vgl. THURAU, Exegese, S. 209-213. 


I. Bibelauslegung auf dem Ersten Vatikanischen Konzil 63 


Grundlage für die von ihm gegründete Zeitschrift „L Enseignement biblique“ bilde- 
ten. Ähnlich optimistisch gestimmt wie Schanz, sah Loisy durch die Bestätigung der 
Vorgaben des Konzils von Trient auf dem Ersten Vatikanischen Konzil der Exegese 
weiterhin einen großen Freiraum zur text- und literarkritischen Forschung gegeben.°® 
Die in „Dei Filius“ formulierte absolute Irrtumslosigkeit der Schrift bezog sich in der 
Interpretation Loisys anders als bei Schanz nicht auf den Wahrheitsgehalt der bibli- 
schen Schriften als solche, sondern lediglich auf das im Laufe der Zeit gefällte kirch- 
liche Urteil. Irrtumslosigkeit stellte für ihn daher lediglich eine sekundäre Zuschrei- 
bung an den biblischen Text dar, der deshalb in seiner primären textlichen Gestalt 
nach historisch-kritischen Methoden untersucht werden konnte, solange dies nicht 
mit wesentlichen Glaubensaussagen kollidierte.°” Anders ausgedrückt sei die Bibel 
nicht in der Wiedergabe von Details irrtumslos sondern darin, den Menschen den Zu- 
gang zu Gottes Offenbarung und damit zum Heil zu ermöglichen.°® 

Ein weiteres Beispiel für intensive biblische Forschung ist die 1890 in Jerusalem 
gegründete Ecole Biblique der Dominikaner, die alle Forschungszweige an einem 
Ort konzentrieren sollte, die zu einem besseren Verständnis der Bibel und ihrer 
historischen Umwelt und damit letztlich zu einer besser fundierten Apologetik des 
biblischen Glaubens beitragen sollte.°9 


II. Von der Enzyklika „Providentissimus Deus“ (1893) zur 
Gründung der Päpstlichen Bibelkommission (1902) 


Die skizzierten Konzepte einer exegetischen Herangehensweise nach den Konzils- 
entscheidungen von 1870 konnten vor allem deshalb zunächst noch mit unter- 
schiedlichen Vorstellungen davon operieren, welche biblischen Aussagen nun in 
welcher Form vollste Verbindlichkeit beanspruchten, da das Konzil zur Irrtumslo- 
sigkeit der Schrift nur grundsätzliche Aussagen getroffen und auf die Tradition ver- 
wiesen hatte.”° Zudem war zwar die exegetische Richtlinienkompetenz des päpst- 
lichen Lehramts formuliert, bisher aber nicht in konkreten Entscheidungen umge- 
setzt worden, was zumindest bis in die 1890er Jahre eine Koexistenz der Konzepte 
Franzelins und Cornelys bzw. Loisys und Schanz’ möglich machte. 


66 „Ainsi donc, sur le terrain même où s’exerce à l’exegese comme à la critique textuelle et à la 
Pinfaillible magistere de l’Église, la recherche critique purement littéraire des écrits bibliques 
critique rest pas inutile; elle nest pas condam- la faculté de vivre, de croitre et de se perfec- 
née d’avance; elle peut se mouvoir librement tionner“ (Loisv, Inspiration, S. ı18f.). 


dans les limites fixées par l'autorité de la tradi- 67 Vgl. ARTUS, Léon XIII, S. 308. 
tion. Pour tout ce qui n’a pas trait à l’edifica- 68 Vgl. UNTERBURGER, Papst Leo XIII., S. 590. 
tion de la doctrine chrétienne, ľexégète catho- 69 Vgl. hierzu etwa LAGRANGE, Avant-propos, 


lique est parfaitement libre de suivre les lu- S. 10. 

mières qu’une connaissance plus exacte de 70 Zur Debatte um eine möglichst weite Formu- 
Phistoire ancienne projette maintenant sur lierung auf dem Ersten Vatikanischen Konzil 
Phistoire biblique. Nous pouvons affirmer vgl. BERETTA, Inerrance, S. 471-476. 


sans crainte, que la doctrine catholique laisse 
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1. Der Grundsatzstreit um die „Question biblique“ (1892) 
und seine Folgen 


Gerade im Umfeld des Pariser Institut Catholique entstand eine Kontroverse, ob 
man wirklich den historischen und natürlichen Aussagewert einzelner biblischer 
Passagen, besonders des Pentateuch, relativieren durfte, wie es Loisy vorschlug. 
Oder stellte dies nicht bereits eine Gefahr für die Irrtumslosigkeit der Schrift und 
deren Glaubwürdigkeit beim Kirchenvolk dar? Aus diesem Grund verbot schlief- 
lich die Ordensleitung der in Paris für die Priesterausbildung zuständigen Sulpizia- 
ner den Zöglingen des Priesterseminars St. Sulpice, bei Loisy Lehrveranstaltungen 
zu besuchen. Die Auseinandersetzung um die Bibel versuchte der Rektor des Insti- 
tuts, Maurice d’Hulst (1841-1896), zugunsten seines Dozenten Loisy zu lösen, in- 
dem er sich an die Öffentlichkeit wandte. Allerdings verschlimmerte die Einschal- 
tung des wenig exegetisch bewanderten d’Hulst die Lage:”' In seinem Beitrag „La 
Question biblique“ wies er zunächst auf die kritischen Anfragen von unterschied- 
licher Seite an die Glaubwürdigkeit der Genesis und der anderen Bücher des Penta- 
teuch hin. Die widerstreitenden Diskussionsparteien der exegetischen Landschaft 
teilte er holzschnittartig ein, was wenig mit der Realität gemein hatte. D’Hulst zu- 
folge gab es drei Schulen in der katholischen Exegese: die „Ecole stricte“, die 
„Ecole large“ und eine nicht näher bestimmte „Ecole moyenne“, die sich grund- 
sätzlich in ihrer biblischen Hermeneutik unterschieden.” Während erstere an der 
vollen Inspiration und Irrtumslosigkeit der Schrift etwa in den Schilderungen des 
Schöpfungsberichts festhalte, beschränke letztere den irrtumslosen Gehalt der Bi- 
bel auf Glaubens- und Sittenfragen.’3 In dieser vermeintlichen Abbildung des Dis- 
kurses verortete er Loisy in der „Ecole large“, was dieser in der Pauschalität des 
Schemas niemals von sich behauptet hätte. Der Beitrag schlug nicht nur in Frank- 
reich hohe Wellen,7”+ sondern auch die Römische Kurie erhielt bald Kenntnis von 
der „Question biblique“. Die ohnehin für klare Lagerabgrenzungen und Feindbil- 
der offenen Kurialen übernahmen das Schema bereitwillig. Mit der „Ecole large“ 
war ein geeignetes Etikett gefunden, um die ohnehin von der römischen Linie ab- 
weichenden Exegeten zu disqualifizieren. Die Begrifflichkeiten d’Hulsts, die dieser 
willkürlich gesetzt hatte, entfalteten eine Langzeitwirkung besonders an der Kurie, 
die fortan allzu progressive Exegeten mit dem Signum „Ecole large“ bzw. „Scuola 
larga“ versah.75 

Den der Römischen Schule zugeneigten Kurialen, die in diesem Fall zuständig 
waren, kam der Pariser Konflikt äußerst gelegen, um eine an Franzelin geschulten 
Bibelhermeneutik durchzusetzen.’° Auf disziplinarischer Ebene bekam d’Hulst, 


7ı Vgl. GILBERT, L’hermeneutique, S. 30-32. 75 Vgl. Sachschlagwort Nr. 9047 „Scuola larga 

72 Vgl. Artus, Leon XIII., S. 307-309. der Bibelexegese“, in: Pacelli-Edition, online 

73 Vgl. D’Hurst, La question, S. 220f. unter: http://www.pacelli-edition.de/schlag- 

74 Zur zeitgenössischen Debatte im Umfeld von wort.html?idno=9047 (zuletzt: 22. Oktober 
d’Hulsts Aufsatz „La question biblique“ vgl. 2020). 


BERETTA, Inerrance, S. 476-484. 
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besonders aber Loisy die Folgen zu spüren: er wurde nach nur einem Jahr der Tä- 
tigkeit aus dem Institut entfernt, d’Hulst musste in Rom vorstellig werden, um 
seine Position erhalten zu konnen 77 Noch entscheidender für alle in der Bibelwis- 
senschaft Tätigen wurde zudem unter Mitarbeit Cornelys sowie seiner Mitbrüder 
Kurienkardinal Camillo Mazzela (1833-1900) und Salvatore Brandi (1852-1915), 
seit 1891 Herausgeber der „Civiltà Cattolica“, nun die Enzyklika „Providentissi- 
mus Deus“ vorbereitet, die Leo XIII. (1878-1903) am 18. November 1893 veröf- 
fentlichte. 78 


2. Leo XIII. und das Konzept einer lehramtsgetreuen Exegese - 
Die Bibelenzyklika von 1893 


Das päpstliche Lehrschreiben erklärt bereits zu Beginn die Verteidigung der Heili- 
gen Schrift und die Förderung des bibelwissenschaftlichen Studiums als Ziele der 
obersten kirchlichen Autorität.’ Von diesen Zielsetzungen ausgehend wird der au- 
toritative Eingriff in den theologischen Diskurs, der sich ganz aus den Festlegungen 
des Ersten Vatikanischen Konzils speiste, zunächst als der Kontinuität kirchlicher 
Tradition entsprechend eingekleidet. Schließlich stand — so der Papst - die Heilige 
Schrift als Quelle der Offenbarung neben der Tradition seit frühester Zeit in der 
Kirche in hohen Ehren und ihre Auslegung sei von den Päpsten gleichermaßen 
durch die Jahrhunderte gefördert worden, was bis ins 17. Jahrhundert hinein reiche 
Frucht gebracht habe.?° Durch die Vielzahl an Zeitirrtümern und modernen Geg- 
nern sei die Bibel aber nunmehr ständigen Angriffen ausgesetzt, gegen die sie die 
Kirche zu verteidigen suchte. Schließlich war ihr und ihrer Hierarchie allein die 
Kompetenz zur Auslegung übergeben worden, wie das Erste Vatikanische Konzil 
lehrte. Besonders schlimm wurden die Angriffe der protestantischen Wissenschaft 
wahrgenommen, die sich den Anstrich einer christlichen Identität gebe, in Wirk- 
lichkeit aber dem Rationalismus fröne und die Bibel als weltliche Schrift lese.°' Der 
Papst wollte daher in aller Klarheit auf die immer schon in der katholischen Kirche 
gepflegten Mittel der Hermeneutik zurückgreifen, um die Glaubwürdigkeit der Bi- 
bel zu verteidigen und ihr Ansehen bei Klerikern und Laien zu fördern. 


76 Vgl. UNTERBURGER, Papst Leo XIII., S. 591. Zusammenspiel von kirchlichem Leben, 


77 Vgl. GILBERT, D’hermeneutique, S. 32. 

78 Leo XII, Enzyklika „Providentissimus 
Deus“ vom 18. November 1893, in: ASS 26 
(1893/1894), S. 269-292; EnchB 81-134. 

79 Vgl. ebd., S. 270; Maurice Gilbert fasst die 
Zielsetzung treffend mit diesem Begriffspaar 
(„promouvoir et défendre“) zusammen (vgl. 
GILBERT, L’hermeneutique, S. 32). 

80 Der Papst führt auf diesen Seiten verschiedene 
große Theologen der Alten Kirche und des 
Mittelalters ins Feld, vor allem auch mit Zita- 
ten von Hieronymus und Augustinus, die das 


kirchlicher Lehrverkündigung und Beschäfti- 
gung mit der Bibel in Einklang bringen (vgl. 
Leo XIII., Enzyklika „Providentissimus 
Deus“ vom 18. November 1893, in: ASS 26 
(1893/1894), S. 271-276). 

81 Vgl. ebd. S. 276f. Der Papst kritisiert beson- 
ders die massive Anzweiflung des Wahrheits- 
gehalts der Bibel durch eine allzu freie Wissen- 
schaft in den verschiedensten Publikationen, 
die vor allem Wunder und Prophezeiungen 
(gemeint sind hier die christlicherseits auf 
Christus hin gedeuteten messianischen oder 
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Die Heilige Schrift ist schließlich nicht mit gewöhnlicher Literatur vergleichbar, 
sondern ist Gottes geoffenbartes Wort, das durch die Eingebung des Heiligen Geis- 
tes („Spiritu Sancto dictante“) zwar von Menschenhand verfasst, letztlich aber 
Gott als alleinigen, irrtumslosen Urheber habe.?? An entsprechender Stelle wird 
nochmals explizit die Formulierung aus „Dei Filius“ zitiert.®3 Diesen übernatürli- 
chen und deshalb irrtumslosen Charakter hat der katholische Exeget in der Metho- 
dik zu berücksichtigen, wie es auch zuletzt die Beschlüsse des Konzils der beiden 
vorangegangenen Konzilien deutlich machten. Schließlich sollte das Bibelstudium 
die Seele der Theologie sein und auch das Studium prägen. Di 

Leo XIII. entfaltet deshalb methodische Vorschriften zur Textgrundlage, zum 
Vorgehen und zu den Ergebnissen exegetischer Forschung fr So kann auch weiter- 
hin die durch das Tridentinum in ihrer Authentizität bestätigte Vulgata als Grund- 
lage der Exegese verwendet werden, wenngleich die Heranziehung der hebräischen 
und griechischen Urtexte zum besseren Verständnis möglich ist. Trotz eventueller 
sprachlicher Unterschiede gebe es freilich keine inhaltliche Differenz zwischen den 
Textfassungen. Vor diesem Hintergrund empfiehlt der Papst die fundierte Kenntnis 
der biblischen Sprachen, die einer gesunden Textkritik ebenso nützen wie der Ab- 
wehr der textkritischen Argumente der Gegner.°® 

Zur Festigung des sicheren Glaubens und des richtigen hermeneutischen Vorge- 
hens sei aber zunächst eine solide neuscholastisch-dogmatische Ausbildung von 
Nöten, die die theologischen Grundsätze des Thomas von Aquin vermittelte. Erst 
im Anschluss war die positive, biblisch-historische Theologie bzw. ein biblisches 
Spezialstudium angeraten, das auch an eigens dafür einzurichtenden Instituten be- 
trieben werden konnte.?7” Der Vorrang der Dogmatik wird auch in den Vorgaben 
für die exegetische Praxis fortgeführt: Qua kirchlicher Entscheidung und gemäß 
der analogia fidei stand die richtige Auslegung bestimmter biblischer Aussagen 
fest, allerdings konnte sich der Exeget problemlos den Stellen zuwenden, die noch 
nicht eindeutig ausgelegt wurden oder einen mehrdeutigen Charakter aufwiesen. 
Damit nutze er dem Verständnis der Gläubigen und der Verteidigung des Glau- 
bens der Kirche, was der Exegese eine deutlich apologetische Zielrichtung zu- 
spricht. Über allem thronte aber das kirchlich-lehramtliche Urteil über die Schrift- 


apokalyptischen Visionen des AT) bzw. gene- beit problematisch erscheinen (vgl. BÖTTIGHEI- 
rell eine übernatürliche Offenbarung ablehnt. MER, Bibel, S. 65f.). 

82 Leo XIII. verquickt an dieser Stelle erstmalsin 83 Vgl. Leo XII., Enzyklika „Providentissimus 
einem lehramtlichen Dokument die beiden Deus“ vom 18. November 1893, in: ASS 26 
hermeneutischen Aspekte „Irrtumslosigkeit“ (1893/1894), S. 288. 


und „Inspiration“ der Heiligen Schrift. Damit 84 Vgl. ebd., S. 283. 

folgt er einerseits der neuzeitlichen Tendenz 85 Vgl. ARTUS, Léon XIII, S. 310. 

hin zu einer immer detaillierteren Entfaltung Se Vgl. Leo XII., Enzyklika „Providentissimus 
eines Inspirationstraktats in der katholischen Deus“ vom 18. November 1893, in: ASS 26 
Dogmatik, andererseits musste dies angesichts (1893/1894), S. 285. 

der stetig wachsenden Anfragen aus Natur- 87 Vgl. ebd., S. 283f. 

wissenschaft und historisch-kritischer Textar- 
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auslegung besonders hinsichtlich der Glaubens- und Sittenfragen.®® Umgekehrt sei 
davon auszugehen, dass eine Auslegung, die dem Ratschluss des Lehramts oder 
anderen verwandten Bibelstellen widerspreche, sicher falsch sei. Hü 

Laut der Enzyklika konnte sich gegen die moderne Bibelwissenschaft der Rück- 
griff auf die Kirchenväter und innerkirchlich bewährte Kommentare als hilfreich 
erweisen. Dabei blieb die gerade bei den Kirchenvätern verbreitete allegorische 
Auslegung zumindest für eine erbauliche Lektüre denkbar, in der theologischen 
Auslegung war jedoch der biblische Literalsinn entscheidend. Erst wenn dieser es 
nahelegte, konnte man auch nach einem übertragenen Sinn suchen. Generell abzu- 
lehnen sei aber in besonderem Maße die als „höhere Kritik“ (critica sublimior) be- 
zeichnete Literarkritik der Protestanten, die aufgrund innerer Textzusammenhän- 
ge nach der Entstehung, der ursprünglichen Textgestalt und der Verlässlichkeit der 
Bibel frage. Sie gehe schlicht von falschen philosophischen Vorannahmen aus und 
könne darum gar nicht zur Wahrheit gelangen. Für die Exegese und Apologie der 
biblischen Wahrheit nötige historische Gründe und Zusammenhänge seien nicht in 
den Texten, sondern vielmehr außerhalb im Entstehungs- bzw. Überlieferungskon- 
text zu finden.2° 

Angesichts der tiefgreifenden Kritik aus den Naturwissenschaften sei für den 
Exegeten auch eine solide Kenntnis der gesicherten Ergebnisse dieses Wissen- 
schaftszweiges wichtig, um behauptete Widersprüche zwischen Bibel und empiri- 
scher Forschung auszuräumen. Schließlich könne kein Widerspruch zwischen bei- 
den, wenn auch methodisch getrennten, Systemen herrschen, da auch die natürli- 
che Welt von Gott geschaffen ist. Oft beruhten zudem von naturwissenschaftlicher 
wie historischer Seite geäußerte Anfragen auf revidierbaren Hypothesen, nicht auf 
erwiesenen Tatsachen. Dennoch müsse der Exeget akzeptieren, dass die Hagiogra- 
phen und mit ihnen Gott sich der Vorstellungen ihrer Zeit bedient haben, zumal in 
den biblischen Büchern keine Naturforschung betrieben werde.?' Auffällig an die- 
ser Stelle ist, dass, während eine genaue Verhältnisbestimmung Exegese — Natur- 
wissenschaft erfolgt, nur von einer analogen Umsetzung gegenüber der Geschichts- 
wissenschaft gesprochen wird. Worin aber genau der kirchlich anerkannte Um- 
gang mit den Ergebnissen der historischen Forschung besteht, lässt der Text nicht 
erkennen.?* An der Verlässlichkeit der historischen Schilderungen der Bibel wird 
im Anschluss ohnehin kein Zweifel gelassen.?3 

Zumindest ein Zugeständnis wird hinsichtlich etwaiger sachlicher Fehler des 
biblischen Textes eingeräumt: diese könnten lediglich nachträglich im Laufe des 
langen Tradierungs- und Abschreibeprozesses Eingang in den biblischen Text 


88 Vgl. ebd. S. 280-282. Auch hier wird noch- 89 Vgl. ebd., S. 280. 
mals die Festlegung des Ersten Vatikanischen 90 Vgl. ebd., S. 285f. 
Konzils wiederholt, die den entsprechenden ` or Vgl. ebd., S. 286. 
Passus des Trienter Konzils über das Verhält- 92 Vgl. UNTERBURGER, Papst Leo XIII., S. 588. 
nis von kirchlicher Auslegung und subjektiver 93 Vgl. Leo XII., Enzyklika „Providentissimus 
Exegese Einzelner zugunsten des Lehramts Deus“ vom 18. November 1893, in: ASS 26 
auslegt. (1893/1894), S. 288. 
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gefunden haben. Derlei Einzelfälle an wenigen Stellen seien allerdings kein Grund, 
an der vollkommenen Irrtumslosigkeit der Schrift zu zweifeln.?* Mit der Vorstel- 
lung von der zumindest prinzipiellen Möglichkeit, dass die biblischen Schriften 
historisch Irriges enthalten könnten, blieb die Enzyklika selbst hinter der zuvor von 
Cornely eingereichten Vorlage zurück. Der Jesuit hatte in der Phase der Vorarbei- 
ten betont, dass die göttliche Offenbarung keinesfalls das Ziel der historischen 
oder naturwissenschaftlichen Belehrung des Menschen verfolge, sondern vielmehr 
zu dessen Heil geschehe. Deshalb könne auch der ursprüngliche Bibeltext verein- 
zelte Fehler enthalten. Dies schloss die endgültige Textfassung jedoch aus. 29 An 
dieser Stelle wird im Lehrschreiben die vermeintliche Position der Ecole large noch- 
mal zitiert: „Nicht zu dulden ist nämlich auch das Vorgehen derer, die sich dieser 
Schwierigkeiten entledigen, indem sie nämlich ohne Zögern zugeben, dass sich die 
göttliche Inspiration auf Dinge des Glaubens und der Sitten, nichts außerdem, er- 
strecke |[...]“?°. Dem stehe auch weiterhin die klare Lehre der Kirche von der voll- 
kommenen Inspiration und daher absoluten Irrtumslosigkeit der Schrift entgegen. 
Denn vieles sei im Laufe der Zeit bereits als Kritik an der Heiligen Schrift vorge- 
bracht worden, habe sich hinterher aber als unbegründet herausgestellt. 

Die Enzyklika stellte nicht nur das erste lehramtlich verordnete Konzept für die 
katholische Exegese überhaupt dar, sondern erwies sich als massiver Eingriff zu- 
gunsten der Position einer einzigen Richtung, nämlich der Römischen Schule. Wie 
auch schon durch die Enzyklika „Aeterni patris“ (1879) angebahnt, war nun ein- 
mal mehr per offizieller Äußerung des Papstes die neuscholastisch-römische Spiel- 
art als alleinige Form katholischer Theologie durchgesetzt worden 2" 

Der im Text aufgegriffene Topos von der Beschäftigung mit der Heiligen Schrift 
als Seele der Theologie kann darüber nicht hinwegtäuschen. Bildlich gesprochen: 
Wie beseelend und grundlegend konnte den zeitgenössischen Theologen die Bibel 
schon erscheinen, wenn man sich ihr erst gegen Ende des Studiums auf klar einge- 
zäunten, neuscholastischen Wegen nähern durfte? Gleichwohl blieb dieser, interes- 
santerweise vom Jesuiten Cornely eingebrachte und aus der frühen jesuitischen Tra- 
dition des 17. Jahrhunderts stammende Grundsatz eine weit verbreitete Begrün- 
dungsfigur, die gerade im 20. Jahrhundert ein gewisses Eigenleben entfalten sollte. 28 

Als Gründungsdokument einer lehramtsgetreuen katholischen Exegese, die eine 
andere Methodik verwendete als die protestantischen Bibelwissenschaft, bahnte 
„Providentissimus Deus“ einen hermeneutischen Sonderweg an. Trotz der Fixie- 


94 Vgl. ebd., S. 289. 26 (1893/1894), S. 288 [dt. Übersetzung nach: 
95 Zu Cornelys Rolle im Umfeld der Enzyklika DH 3291]. 
und den unterschiedlichen jesuitischen Betei- oz Vgl. UNTERBURGER, Papst Leo XIII., S. sat, 
ligten an deren redaktioneller Entstehung vgl. 98 So formulierte etwa die XIII. Generalkongre- 


BERETTA, Inerrance, S. 485-493. gation 1687 im 15. Dekret für die Gesellschaft 

96 „Nec enim toleranda est eorum ratio, qui ex Jesu, dass die Heilige Schrift einen hohen Stel- 
istis difficultatibus sese expediunt, id nimirum lenwert besitze und ihr in allen Bereichen des 
dare non dubitantes, inspirationem divinam Lebens der Jesuiten die besondere Wertschät- 
ad res fidei morumque, nihil praeterea, perti- zung als Seele der Theologie zukommen solle 
nere |...]“ (Leo XII., Enzyklika „Providentis- (vgl. GILBERT, Lherméneutique, S. 35f.). 
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rung auf die lehramtlichen Festlegungen der Vergangenheit und die deutlichen Ein- 
griffsmöglichkeiten des zeitgenössischen päpstlichen Lehramts verließen sich die 
meisten katholischen Exegeten darauf, den fördernden Charakter der Enzyklika 
hervorzuheben. Schließlich war eine Auseinandersetzung mit den Sprachen des Al- 
ten Orients und der Rückgriff auf die biblischen Urtexte ausdrücklich bejaht, die 
jahrhundertelange Fixierung auf die Vulgata gelockert und neue Forschungsfelder 
eröffnet worden. Bereits kurze Zeit später zeugten erste Bibelübersetzungen auf der 
Grundlage des Urtexts - zunächst in Frankreich - von diesem Kurswechsel.?% Auch 
die Zugeständnisse für einen Dialog mit den Naturwissenschaften wurden zu- 
nächst positiv aufgefasst. Unklar blieb jedoch die Formulierung über die analoge 
Anwendung jener Prinzipien auf die Geschichte und andere wissenschaftliche Dis- 
ziplinen. Wenn die Bibel kein naturkundlich-biologisches Lehrbuch sein wollte, 
konnte an gewissen Stellen dann auch nach wie vor über ihre Schilderungen histo- 
rischer Vorgänge debattiert werden? Diese Frage, gepaart mit dem textkritisch- 
philologischen Interesse an den Urtexten und deren sprachlicher Gestalt, schloss 
die Bestrebung ein, genauer nach den unterschiedlichen literarischen Gattungen 
innerhalb des Buchs der Bücher zu suchen.'°° 

Die Enzyklika hatte zudem ja dazu ermutigt, die noch offenen, nicht lehramtlich 
festgelegten Fragen der Schriftauslegung anzupacken. In den Augen mancher Zeit- 
genossen war die Zahl letzterer derart hoch, dass sie optimistisch davon ausgingen, 
weiterhin mit einer gehörigen Portion Freiheit forschen zu können. Dass sich diese 
Meinung allerdings bald als Überinterpretation der forschungsförderlichen Passa- 
gen herausstellte,'°' wird anhand verschiedener römischer Reaktionen in den Jah- 
ren um 1900 deutlich, die schließlich in der Gründung der Päpstlichen Bibelkom- 
mission mündeten.'°* Allen versöhnlichen Interpretationen zum Trotz zeugte die 
Enzyklika von einem mangelnden Verständnis für die Dringlichkeit der Klärung 
historisch-kritischer Anfragen, mit entsprechenden Folgen: „Ergebnis war die Ge- 
wissensnot zahlreicher katholischer Exegeten, die kirchlichen Glauben und histo- 
rische Vernunft in der Bibelauslegung kaum noch zusammenbrachten, aber auch 
die Glaubensschwierigkeiten vieler Laien.“ "3 


3. Institutionalisierte Bibelauslegung - Die Gründung der 
Päpstlichen Bibelkommission (1902) 


Mit der Beschreibung der katholischen Exegese in „Providentissimus Deus“ war 
der Weg für autoritative Eingriffe in die Auslegungspraxis der Bibel eingeschlagen. 
Aus Sicht der römischen Glaubenshüter stellte die betont positive Interpretation 
unterschiedlicher historisch-kritisch arbeitender Exegeten im Sinne eines „weiter 


99 Vgl. ebd., S. 34. tar Brandis zur Enzyklika, in der der Heraus- 
100 Vgl. ebd., S. 37-40. geber der „Civiltà cattolica“ als einer der 
"or Vgl. UNTERBURGER, Papst Leo XIII., S. 592. „Väter“ des Lehrschreibens dieses auslegt 
r02 Vgl. Artus, Léon XIII, S. 313-315; von be- (vgl. BRANDI, Question). 


sonderem Interesse ist hierbei der Kommen- 103 UNTERBURGER, Papst Leo XIII., S. 592. 
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so!“ neue Konflikte dar, die die lehramtliche Festlegung zu unterwandern suchten. 
Wie aber konnte der konventionelle kuriale Apparat der Lage Herr werden und die 
Diskussionen um eine Vielzahl an Detailfragen und Problemstellungen der bibli- 
schen Forschung angesichts historischer wie naturwissenschaftlicher Kritik auf Li- 
nie der Enzyklika bringen? Bisher arbeiteten sich das Heilige Offizium und die In- 
dexkongregation an biblisch-exegetischen Theorien und Veröffentlichungen ab.'°+ 
Beide Dikasterien waren jedoch angesichts ihrer umfassenden Überwachungs- und 
Disziplinierungsfunktion weit davon entfernt, das Programm Leos XIII., beste- 
hend aus sanktionierenden und fördernden Maßnahmen, für die Bibelwissenschaft 
umsetzen zu können. So entstand 1902 angesichts der von kurialer Seite empfun- 
denen Notwendigkeit einer institutionellen Fortführung der Enzyklika quasi im 
Schatten der obersten Glaubensbehörde im letzten Jahr des Pontifikats Leos XII. 
die Päpstliche Bibelkommission. Bereits ein Jahr zuvor hatte eine Vorbereitungs- 
gruppe aus römischen Theologen unter der Leitung des Kardinals und Sekretärs 
des Heiligen Offiziums, Lucido Maria Parocchi (1833-1903), und des Franziska- 
ners David Fleming (1851-1915) getagt und die Institution vorbereitet.'°5 Die end- 
gültige, mit Kardinälen besetzte Kommission sollte fortan das Feld exegetischer 
Forschung kontrollieren und andererseits den Anspruch auf Vorrang in der Schrift- 
auslegung, den das päpstliche Lehramt für sich reklamierte, mithilfe verbindlicher 
Entscheidungen durchsetzen.'°° Im Grundsatz blieb aber die Kommission perso- 
nell mit dem Heiligen Offizium verbunden, wobei eine Klärung und Abgrenzung 
der Kompetenzen beider kurialer Behörden nicht im Detail erfolgte, was bisweilen 
zu Konflikten führen konnte. Die Bibelkommission stellte daher zunächst eine Art 
biblische Außenstelle des Heiligen Offiziums dar. Anders als die beteiligten Kardi- 
näle war zumindest das beratende Konsultorengremium mit bibelwissenschaftli- 
chen Experten aus verschiedenen Ländern besetzt. 

Das Apostolische Schreiben „Vigilantiae“'°” vom 30. Oktober 1902 entwarf als 
Gründungsdokument für die katholische Öffentlichkeit ein Programm für die Bi- 
belkommission, wobei deren Zielrichtung sich bereits am namengebenden lateini- 


104 Wenngleich sich die Suprema Congregazione ming, der die Rolle des Sekretärs übernehmen 
noch kurze Zeit vorher und auch in der Fol- sollte, den Auftrag erteilt, entsprechende 
gezeit mit biblischen (Detail-)Fragen be- Kandidaten für die Kardinal- und Konsulto- 
schäftigte, wie etwa in der langwierigen Klä- renversammlung heranzuziehen (vgl. Note 
rung des Streits um das Comma Johanneum von Parocchi und Fleming, 9. September 
(x Joh 5,7) von 1897 (vgl. hierzu KLauck, 1901, ACDF, SO RV 1901, Nr. 112, docu- 
Exegese, S. 43-45). Die zwei umfangreichen menti riguardanti l’istituzione della commis- 
Faszikel befinden sich im Archiv der Glau- sione per gli Studi Biblici, fol. 6, [S. ı]). Der 
benskongregation (De commate Ioanneo Vorbereitungsgruppe gehörten ebenso die 
(Ioh. I: 5,7), ACDF, SO DV 1911, 471/1911, Kardinäle Segna und Vives y Tuto an. Zu- 
Nr. 11; De commate Johanneo (I. Ioh: 5,7), sätzlich wurden zwölf Sachverständige um 
ACDF, SO DV, 1911, 578/1927, Nr. 27, De ihre Einschätzung gebeten (vgl. GILBERT, In- 
commate Johanneo (I. Ioh: 5,7). stitut, S. 13). 


r05 Vgl. Artus, Léon XIII, S. 314. In einer Audi- 106 Vgl. BöHL/Haury, Bibel, S. 25of. 
enz am 30. August 1901 hatte Leo XIII. Pa- 107 Leo XIII., Apostolisches Schreiben „Vigilan- 
rocchi, den er zum Vorsitzenden der zukünf- tiae“ vom 30. Oktober 1902, in: ASS 46 
tigen Kommission bestellt hatte, und Fle- (1902/1903), S. 234-238; EnchB 137-148. 
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schen Einleitungswort („Wachsamkeit“) des Schreibens ablesen ließ. Zur Förde- 
rung und Mäßigung der immer noch allzu häufig irrigen Grundannahmen folgen- 
den Bibelwissenschaft setzte der Papst auf die autoritative Entscheidung 
aufkommender Fragen durch die Kommission vor allem gegen die Übernahme 
nicht-katholischer Positionen, besonders der Literarkritik, gegen einen der „analo- 
gia fidei“ widersprechenden Gebrauch der altorientalischen Sprachen sowie die 
Kritik einzelner Lehrmeinungen gegen die Tradition der Kirche. Deshalb sei eine 
römische Kardinalskommission, die durch den Papst besetzt wurde und sich aus 
aller Welt fähige Konsultoren suchen sollte, das richtige Mittel, um im Einzelfall 
für alle Exegeten bindende Entscheidungen zu fällen.'°® Zudem solle die Kommis- 
sion auch auf Anfrage hin über den Wert von Publikationen zu biblischen Themen 
entscheiden und dafür sorgen, dass die Vatikanische Bibliothek stets auf dem neu- 
esten Stand der gesunden katholischen Bibelwissenschaft sei.'°9 

Der päpstlichen Grundsatzentscheidung zur Kommissionsgründung folgten 
dann interne Schritte, die durch ein genaues Regelwerk die Arbeitsweise des Gre- 
miums im Allgemeinen festlegten. So werden in den „Leges Consilio seu Commis- 
sioni Studiis Scripturae Sacrae Provehendis Praescriptae“''° vom April 1903, einer 
Art Geschäftsordnung, die Arbeitsabläufe und die Kompetenzen genauer umris- 
sen. Noch deutlicher wird an dieser Stelle die Zuständigkeit für umstrittene Fragen 
der exegetischen Fachwelt. Die Kommission sollte, wo die Notwendigkeit bestand, 
die Streitigkeiten durch einen Schiedsspruch beilegen; zudem hatten alle Katholi- 
ken die Möglichkeit, in Angelegenheiten der Bibelauslegung an das päpstliche Gre- 
mium zu appellieren.'!! Aber welche waren aus römischer Perspektive die drängen- 
den biblischen Problemfelder? In den Akten der Kommission findet sich ebenfalls 
eine detaillierte Zusammenschau. Diese 14 Seiten umfassenden „Quaestiones“''? 
sind nicht näher datiert, dürften aber aufgrund ihrer Ablage mit der Korrespon- 
denz zur Gründung der Kommission spätestens im Umfeld der Statuten erstellt 
worden sein. Der Kommission oblag demnach die Klärung der Fragenkreise zu den 
Verfassern der biblischen Bücher (I), zu deren historischem Aussagewert (II), zu 
den Verbindungen zwischen Altem und Neuem Testament (III), zu den ursprüng- 
lichsten Textformen und Übersetzungen (IV) sowie zur Inspirationsauffassung seit 
der Frühzeit der Kirche (V). Der erste Komplex befasst sich neben knappen allge- 
meinen Fragen zur Autorschaft der biblischen Schriften (sichere bzw. mangelnde 


108 Bereits 1901 hatte Fleming in Absprache mit Sacrae provehendis Praescriptae, April 1903, 


Parocchi mehrere Bibelwissenschaftler nicht 
nur an römischen, sondern auch anderen eu- 
ropäischen Hochschulen angeschrieben, um 
diese sub secreto als Konsultoren anzuwer- 
ben (vgl. Fleming an Parocchi, r. Oktober 
1901, ACDF, SO RV 1901, Nr. 112, fol. 7). 


109 Vgl. Leo XIII., Apostolisches Schreiben „Vi- 


gilantiae“, in: AAS 46 (1902/1903), S. 237. 


ıro Vgl. [Päpstliche Bibelkommission], Leges 


Consilio seu Commissioni Studiis Scripturae 


ACDF, SO RV 1901, Nr. 112, fol. 4. 

„IH. Si quae forte inter doctores catholicos 
controversiae graviores exstiterint, ad eas 
componendas iudicium suum interponere. 
IV. Catholicorum ex toto orbe consultationi- 
bus respondere“ (ebd., [S. 1]). 

[Päpstliche Bibelkommission], Quaestiones 
Principaliores de Re Biblica a Commissione 
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Kenntnis über die biblischen Autoren; Rechtfertigung für das Festhalten an den 
traditionellen Autorzuschreibungen) vor allem mit der Pentateuchkritik. Zentral 
sind hierbei die durch die zeitgenössische Forschung in Zweifel gezogene Verfasser- 
schaft des Mose und aus dieser Kritik hervorgegangene Konzepte einer etwaigen 
redaktionellen Überarbeitung der ersten fünf biblischen Bücher oder gar einer Ab- 
fassung in späterer Zeit, in Teilen sogar erst nach dem Babylonischen Exil. Dem 
schließen sich ähnliche Fragen nicht nur zu anderen alttestamentlichen Büchern 
(Jesaja, Jeremia, Hiob, Daniel, Psalmen, Esra), sondern auch aus der neutestament- 
lichen Exegese an (Pseudepigraphie einzelner neutestamentlicher Schriften; redak- 
tioneller Zusammenhang der synoptischen Evangelien, Vorstufen und Quellen der 
Evangelien).'"3 

Damit verbunden sind zugleich der Bereich textimmanenter historischer Verläss- 
lichkeit und verschiedene Anfragen an die Glaubwürdigkeit der in der Bibel ge- 
schilderten historischen Ereignisse. So auch allgemeine Fragen, ob die Bibel als in- 
spiriertes Wort Gottes sachliche Fehler enthalten könne, an bestimmten Stellen das 
erzählte Geschehen vielleicht idealisiert darstellt oder aus bestimmten Gründen 
beschönigt? Angesichts der zeitgenössischen Debatten ist es wenig verwunderlich, 
dass sich den allgemeinen Fragen ein Absatz zu den ersten elf Kapiteln der Genesis 
anschließt (Historizität der Erschaffung des Menschen, der Sintflut, der Entste- 
hung menschlicher Sprachen, der kosmischen Wunder). 713 Auch die weiteren Prob- 
lemstellungen beziehen sich fast durchgängig auf das Alte Testament: Hinsichtlich 
der beiden Chronikbücher, des Buchs Daniel und der allgemein für die israelitische 
Glaubenswelt angenommenen Elemente (durchgängiger Monotheismus, Messiani- 
sche Erwartung, Existenz der unsterblichen Seele, Jüngstes Gericht, Trinität, Auf- 
erstehung des Fleisches) wird nach deren Zeitbedingtheit gefragt. Die drei folgen- 
den Abschnitte nehmen auch das Neue Testament und die Entstehungs- und For- 
mierungszeit der christlichen Kirche in den Blick. So wird im dritten Fragenkomplex 
nach den gezogenen Verbindungslinien zwischen dem Alten und dem Neuen Testa- 
ment sowie deren Verständnis gefragt (wortwörtliche oder geistlich übertragene 
Deutung direkter bzw. indirekter alttestamentlicher Zitate im Neuen Testament); 
zentral ist hierbei auch, ob das Alte überhaupt im Licht des Neuen Testaments ge- 
lesen und interpretiert werden dürfe."'5 Zudem gelte es, zunächst die entscheidende 
Textbasis durch Ermittlung des ursprünglichen Textes zu klären (Vorrang des he- 
bräischen und griechischen Textes, Berücksichtigung früher Übersetzungen, Fest- 
stellung sicherer Glaubensaussagen aus allen Versionen). Außerdem bezieht sich 
ein Großteil der Anfragen auf die Glaubwürdigkeit der traditionsgemäß herange- 
zogenen Vulgata und deren dogmatische Verlässlichkeit, worauf die Konzilsväter 
in Trient großen Wert gelegt hatten.'!° Abschließend werden Fragen der Entste- 
hung des neutestamentlichen Kanons der Kommission ins Stammbuch geschrieben 
(Abschluss des Kerns des christlichen Glaubens im r. Jahrhundert, Verlässlichkeit 


113 Vgl. ebd., [S. 5-7]. ts Vgl. ebd., [S. 10] 
114 Vgl. ebd., [S. 8f.] 116 Vgl. ebd., [S. ııf.]. 
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der chronologischen Anordnung der neutestamentlichen Schriften, Aussagen über 
die Anfänge der Kirche). Zuletzt kehrt der Fragenkatalog zur Grundsatzfrage des 
lehramtlichen Handelns in biblischen Fragen im 19. Jahrhundert zurück: Kann die 
Adaption der Bibelkritik das kirchliche Lehramt eher schwächen oder es im Gegen- 
teil stärken 2117 Insgesamt bilden die aufgeworfenen Fragestellungen vor allem ei- 
nen Querschnitt der modernen historisch-kritischen Anfragen an die Bibel ab. Ins 
Auge sticht der Fokus auf das Alte Testament sowie die allgemeine biblische Her- 
meneutik, wobei das Neue Testament in den Hintergrund tritt, was doch verwun- 
dert angesichts der auch hier vorgebrachten Anfragen, man denke nur an die Le- 
ben-Jesu-Forschung. Wenn schon der neutestamentliche Bereich nur teilweise an- 
geschnitten war, wie verhielt es sich dann mit den aufgeführten Punkten? Waren 
diese Vorüberlegungen am Ende vielleicht nur rhetorische Fragen, die lediglich zur 
Vergewisserung der traditionellen Ablehnung der rationalistisch verfemten Bibel- 
wissenschaft dienen sollten? Zumindest war durch diese Zusammenschau ein 
problemorientierter Ist-Stand erhoben, der der neuen Kommission als Arbeits- 
grundlage sowohl für eine autoritative Entscheidungsfindung als auch für die ge- 
zielte Förderung weitergehender Forschung dienen konnte. 

Um diesen Anforderungen Genüge zu tun, sollte die Kommission im Regelfall 
zweimal im Monat (am zweiten und vierten Sonntag) zusammenkommen, sofern 
nicht wichtige Gründe dafürsprachen, häufiger zu tagen. Den Sitzungen der Kardi- 
näle war wie in anderen Dikasterien auch die Konsultorenversammlung vorge- 
schaltet, die Berichte und Voten für die Eminenzen erarbeiten und diskutieren 
sollten, die den Kardinälen eine Woche vorher zur Vorbereitung zugehen sollten. 
Die Konsultoren konnten zudem auch dafür herangezogen werden, Beschlüsse, 
die dem Votum der Kardinäle entsprachen, zu verfassen oder zu korrigieren. Ab- 
schließend hatte der Vorsitzende der Kommission die Beschlussvorlage dem Papst 
zur Prüfung zu unterbreiten. Die genehmigten Beschlüsse sollten dann in den 
päpstlichen Verlautbarungen erscheinen.'"® Die hauptsächliche Arbeit im Vorfeld 
der Entscheidungsfindung kam generell den Konsultoren — besonders den in Rom 
lebenden - zu: Sie sollten nämlich die aktuellen Debatten unter den Katholiken 


117 Vgl. ebd., [S. 12]. 
118 „S.R.E. Cardinalium qui de Commissione 


totam Consultoribus diligentius perpenden- 
dam remittere; item statuere quis consultor 


sunt, officia: I. Cardinales, qui de commissi- 
one sunt, bis in mense, nisi quae causa ali- 
quando suaserit saepius, conveniant; id est 
secundo et quarto die mensis dominico. 

II. Ad Cardinales referatur de quibus rebus 
Consultores in suo coetu disputarint, deque 
horum consultis seu votis: referrri autem 
oportebit octavo saltem die ante, quam 
statum conventum habituri Cardinales sint, 
idque ut mature scienterque de iisdem rebus 
deliberando decernant. 

III. Cardinalium erit, Consultorum ratas ha- 
bere aut corrigere sententias, aut etiam rem 
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de re quapiam, quid visum fuerit, perscribat. 


VI. Quibus de rebus et quamdiu arcani Pon- 
tificii lex valeat, Cardinales Pontifice audito 
definient. 

VII. Quae Cardinales deliberando censuer- 
int, ea Consultor ab actis Pontifici deferat; 
idem Cardinali Commissionis Praesidi decre- 
torium Pontificis iudicium referat“ (Leges 
Consilio seu Commissioni Studiis Scripturae 
Sacrae provehendis praescriptae, [S. 2f.]). 


genau verfolgen und den Kardinälen gegebenenfalls schriftlich Bericht erstatten. 
Zudem sollten regelmäßig entsprechende Rundschreiben verfasst werden, die alle 
Punkte enthielten, die dem wachsamen Auge der Kommission als besorgniserre- 
gend auffielen. Um dies bewerkstelligen zu können, sollten bestimmte Konsultoren 
ausgewählt werden, die zusammen mit dem Magister Sacri Palatii die Zensur über 
entsprechende Periodika ausüben sollten.''9 

Da ähnlich wie im Heiligen Offizium von einem erheblichen Anteil der Konsul- 
toren an der Kommissionsarbeit und der Entscheidungsfindung der Kardinäle aus- 
gegangen werden kann, ist es nicht verwunderlich, dass deren Arbeit in einer wei- 
teren internen Handreichung erneut präzisiert wurde, die besonders auf die Betei- 
ligung an der Buchzensur und die Klärung drängender bibelhermeneutischer 
Fragen abhob. Das „Regolamento interno per il Corpo dei Consultori della Com- 
missione Pontificia de Re Biblica“'?° widmet sich nach einer allgemeinen Erklärung 
der Zusammensetzung des Gremiums (I) sowie der Aufgabenverteilung innerhalb 
des Beraterkreises'?' (II) in aller Ausführlichkeit dem Ablauf der einzelnen Sitzun- 
gen sowie den Arten der Meinungsäußerung zu den diskutierten Themen.'?? Im 
Blick des Statuts waren freilich zunächst die in Rom ansässigen Konsultoren, die 
verpflichtet waren, an den Sitzungen teilzunehmen, und allein durch ihre persönli- 
che Präsenz einen deutlich größeren Einfluss hatten als die auswärtigen Mitglieder. 
Beide Untergruppen hatten allerdings das Recht, Themenvorschläge zu unterbrei- 
ten, die das Präsidium prüfte. Den auswärtigen Experten sollten nach jeder Sitzung 
die entsprechenden Beschlüsse, Abstimmungsergebnisse und Diskussionsbeiträge 
mitgeteilt werden, damit auch diese gegebenenfalls eigene Voten abgeben bzw. sich 
an der Abstimmung beteiligen konnten. Faktisch lag dadurch aber die Initiative 
eindeutig bei den Römern. 

Auffällig ist an dieser Stelle, dass das Übergewicht der Vorgaben sich auf die 
Beteiligung an der kirchlichen Zensur erstreckte und die positive Förderung der 
Bibelwissenschaften in den Hintergrund trat.'?3 Was die praktische Vorbereitung 


119 Vgl. ebd., [S. 4]. 
120 Regolamento interno per il Corpo dei Con- 
sultori della Commissione Pontificia de Re 


123 „[...] 3. Per ciascun argomento d’una certa 
difficoltà e delicatezza, come per l’iscrizione 
all’Indice d'un libro, per la censura d’una 


I2I 


Biblica, 1903, ACDF, SO RV 1901, 112, do- 
cumenti riguardanti l’istituzione della com- 
missione per gli Studi Biblici, fol. ro. 

Dem ersten Sekretär als Leiter der Sitzungen 
und Vertreter der Konsultoren nach außen 
gegenüber den Kardinälen und dem Papst ob- 
lag - wie etwa auch im Heiligen Offizium 
und in der Indexkongregation — die Tages- 
ordnung, die Sitzungsleitung und die Verga- 
be der Gutachteraufgaben an die einzelnen 
Konsultoren, während der zweite Sekretär 
und der sogenannte Exceptor für den Schrift- 
verkehr und das Protokoll zuständig waren. 


122 Vgl. ebd., S. [10-14]. 


dottrina, riferiranno in iscritto più consultori 
versati in quella materia particolare e scelti a 
ciò, e tra i residenti e tra i lontani, dalla fidu- 
cia dei colleghi, al fine di dare una base soli- 
da alle discussioni. Però nella distribuzione 
dei lavori, oltreché della competenza singola- 
re, si tenga conto e di una certa discrezione 
per non opprimere troppo, quelli, ai quali è 
prudente riservare le questioni più difficili e 
più delicate. 

Inoltre, per i libri trattanti di cose bibliche 
deferiti alla S. Congregazione dell’indice o 
alla Suprema Romana Inquisizione e da que- 
ste rimandati alla Commissione Pontifica de 
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zu etwaigen Entscheidungen über einzelne exegetische Schriften oder Positionen 
anging, wurde eine sorgfältige Arbeitsweise eingeschärft. So sollten je nach Kom- 
petenzen die unterschiedlichen Konsultoren - seien sie nun in Rom oder andernorts 
tätig — als Gutachter berücksichtigt werden, während die anderen zumindest das 
entsprechende Werk gelesen (!) haben sollten. Den mit schriftlichen Gutachten Be- 
trauten war jegliche Kontaktaufnahme oder Absprache verboten. Dies galt insbe- 
sondere, wenn das Heilige Offizium oder die Indexkongregation die neue Kommis- 
sion mit einer Bewertung angezeigter Werke beauftragen sollte. Für eine Indizie- 
rung sei nach Einsicht in die schriftlichen Gutachten und unter Berücksichtigung 
der ebenfalls schriftlichen Voten der auswärtigen Konsultoren eine Zwei-Drittel- 
Mehrheit von Nöten.'?+ Die angesprochenen Passagen unterstreichen sehr deutlich 
die Verquickung mit den obersten Glaubenswächtern und verweisen auf die Integ- 
ration der Kommission in die bestehende kuriale Verfassung. So musste den beru- 
fenen Konsultoren ihr neu zugewiesenes Aufgabenfeld als „Outsourcing“ bibli- 
scher Themen aus dem Heiligen Offizium vorkommen, was zugleich einen massi- 
ven Einflussgewinn mit sich brachte. Schließlich war das Feld der kirchlichen 
Buchzensur nun um einen Akteur erweitert worden. Wer jedoch vor dem Hinter- 
grund des Apostolischen Schreibens „Vigilantiae“ auf den Willen zum Ausbau der 
Bibelwissenschaften und der Schaffung einer entsprechenden Infrastruktur gehofft 
hatte, wurde vorerst enttäuscht. Die formalen Vorzeichen verwiesen eindeutig auf 
eine doktrinell-autoritative Ausrichtung der Kommission gemäß den Vorstellungen 
vom negativen Lehramt der Kirche. 

Die Kommission zeigte ein vielfältiges Bild nicht nur hinsichtlich der Nationali- 
täten, sondern auch was die Forschungsrichtungen und -positionen betraf. Nach 
dem plötzlichen Tod des Gründungsvorsitzenden Lucido Maria Parocchi übernahm 
der einflussreiche und „papabile“ Kardinalstaatssekretär Mariano Rampolla del 
Tindaro (1843-1913) den Vorsitz neben den Kardinälen Francesco di Paola Satolli 
(1839-1910), Francesco Segna (1836-1911) und Jose de Calasanz Felix Santiago 
Vives y Tuto (1854-1913);'?5 nicht weniger als 41 Konsultoren wurden der Kom- 
mission zugeordnet, 126 die hinsichtlich ihrer Methodik und Haltung gegenüber den 


re biblica, ciascun Consultore, anche se non letto ed esaminato integralmente il libro, a 
incaricato di una relazione scritta, legga inte- seconda dell’art. 3 di questo tit.: inoltre la 
gralmente il libro stesso, su cui dovrä emette- maggioranza deve raggiungere i due terzi; e 
re il voto, a seconda della costituzione Solli- allora vengono in computo eziandio i voti dei 
citudo di Benedetto XIV. relatori lontani, che hanno mandato in scrit- 
4. Quando in difficili questioni sono eletti to il loro giudizio ed i motivi di esso. |[...]“ 
due o piü relatori & assolutamente vietata (vgl. ebd., [S. 13]). 
ogni intelligenza ed accordo fra essi. L’intelli- x125 Vgl. Gerarchia Cattolica 1904, Rom 1903, 
genza e la discussione & ad essi consentita S. 480. 
soltanto, allorchè la questione è deferita allo 126 Eine erstmalige Liste findet sich im Anhang 
studio d’una sottocommissione, e non giä der bereits behandelten „Leges Consilio seu 
singoli consultori“ (vgl. ebd., [S. ır]). Commissioni Studiis Scripturae Sacrae Pro- 
124 „|...] 14. Per iscrizione all’Indice d'un libro vehendis Praescriptae“ vom April 1903 
o per altra censura la votazione deve farsi per ([Päpstliche Bibelkommission], Leges Consi- 
iscritto colla dichiarazione aggiunta d’aver lio seu Commissioni Studiis Scripturae Sacra 
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bisherigen, lehramtlichen Direktiven sehr heterogen waren. So fanden sich neben 
konservativen Exegeten wie Leopold Fonck (1865-1930), auch durchaus um einen 
gewissen Anschluss an die zeitgenössische Wissenschaft bemühte Forscher wie 
Giovanni Genocchi (1860-1926), Ferdinand Prat (1857-1938) und Marie-Joseph 
Lagrange (1855-1938)."?7 Allerdings darf diese Feststellung nicht darüber hinweg- 
täuschen, dass die bereits geschilderten strukturellen Vorgaben und vor allem die 
Zusammensetzung der Kardinalskommission eine deutlich antimoderne Hand- 
schrift trug, die durch die Berufung Rafael Merry del Vals noch verstärkt wur- 
de. 128 Zudem sprachen nach dem Tod Leos XIII. und dem Amtsantritt Pius’ X. alle 
Vorzeichen für eine Verschärfung dieser Tendenz. 


4. Erste Pläne für ein Päpstliches Bibelinstitut 


Interessanterweise wird in den „Leges“ der Bibelkommission bereits die Möglich- 
keit der Gründung eines bibelwissenschaftlichen Spezialinstituts in Rom angespro- 
chen, wie auch die Schaffung einer eigenen Zeitschrift, wobei der Kommission die 
Umsetzung dieser Wünsche des Papstes zu einem späteren Zeitpunkt zukam.'?? In 


Provehendis Praescriptae, April 1903, ACDF, nensi, 1846-1924], Amelli [Ambrogio, Prior 
SO RV 1901, Nr. 112, fol. 4, [S. 5f.]); darin coenobii Monti Cassini, 1848-1933], La- 
werden als Konsultoren benannt: „Vigou- grange [Marie-Joseph, 1855-1938], Hoberg 
roux [Fulcranus Gregorius, Scripturae Sacrae [Johann Gottfried, Academiae Friburgiensis 
magister in Atheneo catholico Parisiensi, Rector, 1857-1924], Scheil [Vinzenz, 1858- 
1837-1915], Janssens [Laurentius, x855- 1940], Schaefer [Bernhard, 1841-1926], Prat 
1925], Mercati [Giovanni, 1866-1957], Tala- [Ferdinand, 1857-1938], Poels [Hedrik A. 
mo [Salvator, Protonotarius Apostolicus, Ba- dioecesi Ruremondensi, Doctor Lovanien- 
silicae Vaticanae Canonicus, 1844-1932], sis,1868-1948], Fillion [Aloisius Claudius, 
Schaefer [Aloys, 1853-1914]; Atheneo Vratis- Congregatione Sulpiciana, 1843-1927], 
laviensi Magister Exegesis], Gonfalonieri Weiss [Hugo, R. Lyceum Hovianum Brauns- 
[Conradus Seminario Achiepiscopali Floren- bergense], Tiriö [Amilius Romanus, Semina- 
tino], Legendre [Alfonse, Decanus Scholae rio Palatino], Lesêtre [Henricus, Canonicus 
Theologiae Andegavensis, 1849-1928], Gut- parisiensis, 1848-1914], Düsterwald [Franz 
berlet [Constantinus in Lyceo magno Fulden- Xaver, Collegii Albertini in urbe Coloniensi 
si Magister, 1837-1928], Chauvin [Constan- moderator emeritus, 1842-1920], Balestri 
tinus, Seminario maiore Vallis Vidonis, ma- [Iosephus, familia Augustiniana, Scripturae 
gister emeritus, 1859-1930], Fracassini Sacrae magister emeritus, 1866-1940], Ge- 
[Humbertus, Seminario Perusino, 1862- nocchi [Giovanni, 1860-1926], Lepicier 
1950|, Fleming [David, Vicarius generalis [Alexis, 1863-1936], Delattre [Alphonse, 
Fratrum Minorum, 1851-1915], Lepidi (Al- 1841-1928], Höpfl [Hildebrand, 1872- 
berto, 1838-1925), Esser [ Thomas, ab actis 1934], Molini [Agostino], Nikel [Johannes, 
S. Congregationis Indicis, 1850-1926], Bar- 1863-1924], Méchineau (Lucien, 1849- 
denhewer [Otto, Exegesis Magister in Athe- 1919), Fonck [Leopold, 1865-1930], Pan- 
neo Monacensi, 1851-1935], Hummelauer nier”. Offiziell wurden die Konsultoren erst- 
[Franz, 1842-1914], Gismondi [Henricus SI, mals 1909 der kirchlichen Öffentlichkeit 
Scripturae Sacrae magister in Atheneo Urbis präsentiert (vgl. Gerarchia Cattolica 1909, 
Gregoriano, 1850-1912], Cereseto [Ioannes Rom 1908, S. 443-445). 


Hyacintus, Sodalis Philippianum, Doctor et 127 Vgl. GILBERT, Institut, S. ı3f. 
Collegio theologorum Sancti Thomae in urbe 128 Vgl. Gerarchia Cattolica 1909, Rom 1908, 


Ianuensi], Van Hoonacker [Albin, Lyceo S. 443. 
magno Lovaniensi, 1857-1933], Grannan 129 „VII. Quoniam Patri beatissimo placet, in 
[Charles P., atheneo catholico Washingto- Urbe Roma et scriptum periodicum de sacra- 
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der Tat trug sich Leo XIII. schon länger mit dem Gedanken, eine eigene römische 
Hochschule für Bibelwissenschaften ins Leben zu rufen. Dieses Projekt ging er im 
Frühjahr 1903 an, indem er zu diesem Zweck eine Unterkommission der neu ent- 
standenen Bibelkommission einrichtete. Unter dem Vorsitz des Jesuiten und Kon- 
sultors der Bibelkommission Ferdinand Prat erarbeitete die Vorbereitungsgruppe 
einen rudimentären Entwurf für ein späteres Institut. Darin wurden verschiedene 
Grundsatzfragen, etwa die Ausrichtung, das Fächerangebot und die Zugangsvor- 
aussetzungen für Studierende, erwogen, genauso die finanzielle Ausstattung und 
die Anschaffung einer Bibliothek.'3° Zudem wurde bereits über Personalfragen be- 
raten. Leiter sollte der von Leo XIII. geschätzte, wenn auch nicht unumstrittene 
Dominikaner Marie-Joseph Lagrange werden, der zwar prinzipiell bereit war, aber 
nicht dauerhaft von Jerusalem, wo er die Ecole Biblique leitete, nach Rom übersie- 
deln wollte "37 Sein Stellvertreter sollte der Franziskaner und Sekretär der Bibel- 
kommission David Fleming werden, die weiteren Professuren sollten mit Prat und 
den Konsultoren, Henri Andreas Poels (1868-1948), Salvatore Minocchi (1869- 
1943) und Giovanni Genocchi besetzt werden. Unklar blieben die Gebäudefrage 
und die finanzielle Ausstattung, was die Vorbereitungen verzögerte. Die vorgesehe- 
nen Professoren, die einen Querschnitt verschiedener Nationalitäten, Ausbildungs- 
gänge und auch Ordenstraditionen abbildeten, versprachen aus Sicht des Papstes 
Qualität und solide exegetische Arbeit im Einklang mit den Direktiven seiner Bi- 
belenzyklika. Intransigente Hardliner suchte man unter ihnen vergeblich, die vor- 
geschlagenen Kandidaten sollten später eher zu den Leidtragenden der Modernis- 
muskontroverse gehören."3? 

Mit dem Tod Leos XIII. im Juli 1903 endete die Arbeit der Planungskommission 
abrupt und sämtliche Vorschläge wanderten in die Schublade. Erst fünf Jahre später 
unter Pius X. (1903-1914) und damit auch unter gänzlich anderen kirchenpoliti- 
schen Vorzeichen wurde das Projekt „Bibelinstitut“ wieder aufgenommen.'33 


5. Die Responsa der Bibelkommission (1905-1915) und die 
Zurückdrängung der Literar- und Gattungskritik 


Die Hochphase der Arbeit der Bibelkommission als päpstlich-lehramtliche Schieds- 
instanz für die katholische Bibelwissenschaft lag im Pontifikat Pius’ X. und der 
vom Pontifex provozierten Modernismuskrise.'34 Der Geist des besonders in der 
historisch-kritischen Exegese ausfindig gemachten Modernismus sollte durch kla- 
re Festlegungen und die Abstellung von Fehlentwicklungen bekämpft werden. 
Deshalb veröffentlichte die Bibelkommission in den Jahren 1905 bis 1915 im Stil 


rum Litterarum studiis vulgari, et certum 131 Vgl. MONTAGNES, Lagrange, S. 334. 
Institutum ad haec ipsa studia altius colenda 132 Vgl. Turvası, Giovanni Genocchi. 
constitui, commissionis officium erit, omni 133 Vgl. MARTNA, Anni, S. 132f. 


ope atque opera utramque rem adiuvare“ 134 Vgl. ARNOLD, Geschichte, 52-68. 89-121; 
(ebd., [S. 2]). NEUNER, Streit, S. 91-112; Weiss, Modernis- 
130 Vgl. GILBERT, Institut, S. 14—16. mus, S. 293-343. 
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bisheriger Verlautbarungen des Heiligen Offiziums jährlich Antworten auf größ- 
tenteils selbst gestellte Fragen. Diese sogenannten Respona oder auch Responsio- 
nes - insgesamt 53 Einzelantworten zu 14 exegetischen Streitthemen - stellten au- 
toritative Entscheidungen dar und steckten den Raum des Sagbaren ab, in dem in 
Zukunft katholische Bibelauslegung betrieben werden durfte."35 Wer in den ersten 
Jahren noch meinte, die Verlautbarungen des neuen Gremiums hätten nicht dieselbe 
Autorität wie diejenigen der Römischen Kongregationen, wurde bald durch das 
Motu proprio „Praestantia Scripturae“'3° eines Besseren belehrt, das die Entschei- 
dungen mit voller päpstlicher Lehrautorität sanktionierte. Die als knappe Ja-/Nein- 
Entscheide („affırmative/negative“) gehaltenen Antworten kamen nicht nur ohne 
Begründung aus, sondern fielen deutlich hinter den Wissensstand der zeitgenössi- 
schen Forschung zurück, ja versperrten vielmehr den Weg zu einer Auseinanderset- 
zung mit drängenden Problemen. Als erklärtes Ziel wurden gängige Begründungs- 
muster herangezogen, indem man versicherte, vor allem die rationalistische Bedro- 
hung von Kirche und Theologie, besonders aber die Gefahren und Risiken für die 
Gläubigen bekämpfen zu wollen.'37 

Inhaltlich begann man mit dem Alten Testament und tastete sich zum Neuen 
vor. Waren 1905 noch zwei allgemeine Entscheidungen zur gesamtbiblischen Her- 
meneutik gefallen (Umgang mit impliziten Zitaten innerhalb der Bibel und mit 
scheinbar historischen Schilderungen in den biblischen Schriften)'3® und standen 
bis too ausschließlich alttestamentliche Fragen im Vordergrund'3?, so änderte 
sich das Bild ab r911. In den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg wurde mit deutli- 
chen Worten die Glaubwürdigkeit bzw. Verfasserschaft aller Evangelien sowie der 


135 Vgl. REVENTLOW, Exegese, S. 20-23. haltbaren Passagen darauf verwies, der Ver- 

136 Pıus X., Motu proprio „Praestantia Scriptu- fasser habe sich lediglich des Anscheins his- 
rae“ vom 18. November 1907, in: ASS 40 torischer Schilderungen bedient, um ein 
(1907), S. 724f.; EnchB 27of. [dt. Überset- Gleichnis oder eine Allegorie erzählerisch zu 
zung nach: DH 3503]. entfalten (PÄPSTLICHE BIBELKOMMISSION, Ant- 

137 Vgl. KLauck, Exegese, S. 46f. wort über scheinbar historische Teile der 

138 Die beiden ersten Entscheidungen der Kom- Heilige Schrift vom 23. Juni 1905, EnchB 
mission befassen sich eigentlich mit der 161, [dt. Übersetzung: DH 3373]). 
Grundsatzfrage der historischen Glaubwür- 139 PÄPSTLICHE BIBELKOMMISSION, Antwort über 
digkeit der Bibel angesichts historischer Kri- die mosaische Urheberschaft des Pentateuch 
tik. Deshalb werden zwei Vorgehensweisen vom 27. Juni 1906, EnchB 181-184, [dt. 
abgelehnt, die das Problem zu lösen versuch- Übersetzung: DH 3394-3397]; PÄPSTLICHE 
ten: einmal die konziliante Praxis bei histo- BIBELKOMMISSION, Antwort über den Charak- 
risch problematischen Passagen zu vermuten, ter und den Verfasser des Buches Jesaja vom 
der biblische Schriftsteller habe hier auf zeit- 29. Juni 1908, EnchB 276-280, [dt. Überset- 
genössische, nicht vom Heiligen Geist inspi- zung: DH 3505-3509]; PÄPSTLICHE BIBELKOM- 
rierte Quellen zurückgegriffen, die daher MISSION, Antwort über die Historizität der 
nicht vor Fehlern gefeit seien (PärsTLicHe BI- ersten Kapitel der Genesis vom 30. Juni 
BELKOMMISSION, Antwort über implizite Zita- 1909, EnchB 324-331, [dt. Übersetzung: 
tionen in der Bibel vom 13. Februar 1905, DH 3512-3519]; PÄPSTLICHE BIBELKOMMISSI- 
EnchB 160, [dt. Übersetzung: DH 3372]). on, Antwort über den Verfasser und die Ab- 
Ebenso wurde der offensiveren Auffassung fassungszeit der Psalmen vom r. Mai r910, 
eine Absage erteilt, die von der Intention des EnchB 332-339, [dt. Übersetzung: DH 
Verfassers ausging und bei historisch schwer 3521-3528]. 
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umstrittenen Teile der neutestamentlichen Briefliteratur eingeschärft.'4° Diese Ent- 
wicklung ist deshalb interessant, weil sie sich von der eigenen Zielsetzung der 
Gründungsdokumente der Kommission abwendet, die — wie bereits gezeigt - noch 
einen deutlich alttestamentlichen Schwerpunkt aufwiesen. Für den Alttestamentler 
Augustin Bea waren freilich besonders die Entscheidungen vor r911 von großer 
Bedeutung. Bereits die erste rein alttestamentliche Responsio, die sich eigentlich 
aus vier Antworten zur mosaischen Verfasserschaft des Pentateuch zusammensetz- 
te, gibt einen guten Einblick in die Formulierung der Kommissionsentscheide, die 
freilich nicht sonderlich von der Form derjenigen des Heiligen Offiziums abwi- 
chen.'#' In der ersten Frage heißt es: 


„Sind die von den Kritikern zusammengetragenen Beweise, um die mosaische Urhe- 
berschaft der heiligen Bücher, die mit dem Namen ‚Pentateuch‘ bezeichnet werden, 
zu bestreiten, von so großem Gewicht, dass sie — unter Hintanstellung sehr vieler 
Zeugnisse beider Testamente insgesamt genommen, der steten Übereinstimmung des 
jüdischen Volkes, der beständigen Überlieferung auch der Kirche sowie innerer Hin- 
weise, die sich aus dem Text selbst ermitteln lassen — das Recht erteilen, zu behaup- 
ten, diese Bücher hätten nicht Mose als Verfasser, sondern seien aus Quellen zusam- 
mengestellt worden, die größtenteils jünger als die mosaische Zeit sind? “142 


Die Frage ist ein suggestives Meisterstück. Bereits zu Beginn werden die Gründe 
für ein Abweichen von der Tradition, die die Verfasserschaft der ersten biblischen 
Bücher Mose zuschreibt, in die Sphäre der Kritiker geschoben. Dieses Etikett trug 
ohnehin jegliche Form der Exegese, die bereits Leo XIII. abgelehnt oder zumindest 
skeptisch beurteilt hatte. Anschließend wird die Konsequenz der Rezeption dieser 
Beweise und Annahmen in einem mehrere Zeilen langen Einschub vor Augen ge- 
führt. Diese könne man nämlich nur akzeptieren, wenn man die Autorität des bib- 
lischen Kanons, der jüdischen wie kirchlichen Tradition, ja der Bücher des Penta- 
teuch selbst hinter sich lasse. Auf engstem Raum sind hier die unterschiedlichsten 
Autoritäten aufgeführt, auf die sich das kirchliche Lehramt bisher stützte und an 
die sich jeder Katholik zu halten hatte. Wollte man diese großen, unveränderlichen 


Eine neutestamentliche Ausnahme war 1907 oN, Antwort über Verfasser, Abfassungszeit 
die Festlegung der Verfasserschaft und histo- und historische Wahrheit der Apostelge- 
rischen Wahrheit des 4. Evangeliums (PärsTt- schichte vom 12. Juni 1913, EnchB 401-410, 
LICHE BIBELKOMMISSION, Antwort vom 29. [dt. Übersetzung: DH 3581-3590]; PÄPSTLI- 
Mai 1907, EnchB 187-189, [dt. Überset- CHE BIBELKOMMISSION, Antwort über Verfas- 
zung: DH 3398-3400|]). ser und Abfassungszeit des Hebräerbriefs 
140 PÄPSTLICHE BIBELKOMMISSION, Antwort über vom 24. Juni 1914; PÄPSTLICHE BIBELKOMMIS- 
Verfasser, Abfassungszeit und historische sıon, Antwort über die Ankunft Christi in 
Wahrheit des Matthäusevangeliums vom 19. den paulinischen Briefen vom 18. Juni 1915, 
Juni 1911, EnchB 383-389, [dt. Überset- EnchB 414-416, [dt. Übersetzung; DH 
zung: DH 3561-3567]; PÄPSTLICHE BIBELKOM- 3628-3630]. 
MISSION, Antwort über Verfasser, Abfas-- x141 Vgl. WINDLER, Praktiken, S. 272-274. 
sungszeit und historische Wahrheit des Mar- x142 PÄPSTLICHE BIBELKOMMISSION, Antwort über 
kus- und Lukasevangeliums vom 26. Juni die mosaische Urheberschaft des Pentateuch 
1912, EnchB 390-398, [dt. Übersetzung: vom 27. Juni 1906, EnchB 181 [dt. Überset- 
DH 3568-3578]; PÄPSTLICHE BIBELKOMMISSI- zung nach: DH 3394]. 
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Fixpunkte christlicher Existenz wirklich zugunsten der Meinung weniger Wissen- 
schaftler über Bord werfen? Dass selbst der Glaube des jüdischen Volkes herange- 
zogen wird, um die eigene Position zu stärken, ist bemerkenswert, greift aber — eher 
unabsichtlich - die tatsächliche Zurückhaltung jüdischer Exegeten gegenüber den 
Ergebnissen der zeitgenössischen protestantischen Exegese auf.'# Auf den konkre- 
ten Gehalt der Beweise der historisch-kritischen Exegese wird hingegen bezeich- 
nenderweise nicht eingegangen. Fine positive Beantwortung der tendenziös gestell- 
ten Frage musste also als vollkommener Abfall von der Lehre der Kirche erschei- 
nen. Entsprechend fiel dann auch die Antwort aus: „Nein [lat. Negative].“ Damit 
war eine katholische Adaption der Ergebnisse protestantischer Pentateuchfor- 
schung und der spätestens seit Julius Wellhausen (1844-1918) vorherrschenden 
Methode der Quellenscheidung endgültig tabu. 

In den sich anschließenden Fragen zwei bis vier wird hingegen entfaltet, welche 
Hypothesen zur Ausgestaltung der mosaischen Urheberschaft des Pentateuch von 
katholischen Exegeten vertreten werden durften. Das Festhalten an der Autor- 
schaft des Mose bedeute nicht, dass man annehmen müsse, Mose habe die gesam- 
ten fünf Bücher selbst verfasst. Eine Beteiligung von Schreibern oder Mitarbeitern 
sei unter der Bedingung anzunehmen, dass diese von den inspirierten Aussagen 
bzw. Diktaten Moses nicht abgewichen seien (Frage 2). Ebenfalls konnte bejaht 
werden, dass Mose - selbstverständlich unter der Anleitung des Heiligen Geistes — 
auf ältere mündliche und schriftliche Quellen zurückgegriffen habe (Frage 3). 
Schließlich geht die Kommission auf die Frage ein, ob etwaige redaktionelle Verän- 
derungen und Schreibfehler innerhalb des Textes im Laufe des langen Überliefe- 
rungs- und Abschreibeprozesses denkbar seien, „ohne dass die mosaische Urheber- 
schaft und die Unversehrtheit des Pentateuch im Wesentlichen in Frage gestellt 
werden“!44, Auch hierüber wird ein positives Urteil gefällt, gerade für die sprachli- 
chen Veränderungen könne man sogar die Mittel der Kritik verwenden, sofern we- 
der der für den Glauben entscheidende Inhalt noch das bereits ergangene Urteil der 
Kirche verletzt würden. 

Welche Betätigungsfelder blieben demnach noch für katholische Bibelwissen- 
schaftler? Durch die Entscheidung für Mose als Verfasser und gegen die histori- 
schen Argumente war der Handlungsrahmen deutlich eingeschränkt worden, wo- 
bei andererseits durch die Bejahung einer Beschäftigung mit den schriftlichen und 
mündlichen Vorstufen des Pentateuch sowie dessen späterer Tradierungsgeschichte 
gewisse Forschungsfelder offenblieben. Diese stellten zwar nicht einmal ansatzwei- 
se eine Möglichkeit dar, sich auf der Höhe der Zeit mit der Literarkritik und den 
daraus resultierenden bibelhermeneutischen Grundsatzfragen auseinanderzuset- 
zen. Zumindest stand aber ein katholischer Sonderweg offen für die detaillierte 
Erforschung der sprachlichen Gestaltung der ersten fünf biblischen Büchern sowie 
in der Heranziehung der kulturellen Umwelt der frühen israelitischen Religion. 


143 Vgl. WıEs£, Schrei, S. 49-69. vom 27. Juni 1906, EnchB 184 [dt. Überset- 
144 PÄPSTLICHE BIBELKOMMISSION, Antwort über zung nach: DH 3397]. 
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Trotz der an dieser Stelle nicht ganz geschlossenen Türen, darf nicht übersehen 
werden, dass die Entscheidungen — wie auch diejenigen der Folgejahre - jahrzehn- 
telange, mühsam geführte Debatten innerhalb der katholischen Exegese durch ei- 
nen autoritativen Schiedsspruch jäh beendeten, ohne auf die vielschichtigen, in un- 
terschiedlichster Weise vorgetragenen Argumente einzugehen. Ressourcen der Ent- 
scheidung blieben die Tradition und das Lehramt, nicht die Erträge laufender 
exegetischer Diskussionen, deren Ausgang man nicht abwartete, sondern nun viel- 
mehr wesentlich beeinflusste. 

Ähnlich verfuhr die Kommission zwei Jahre später. In der ebenfalls vierteiligen 
Antwort zur Eigenart und zum Verfasser des Buches Jesaja wird in noch deutliche- 
rer Weise der traditionellen Hermeneutik im Umgang mit den Prophetenbüchern 
zur Geltung verholfen. In diesem Kontext wird einerseits der basale Gehalt der alt- 
testamentlichen Prophetie allgemein, besonders aber die Glaubwürdigkeit der Vo- 
raussagen der Propheten verhandelt, die durch die auf historisch-kritischem Weg 
ermittelten „Vaticinia ex eventu“ in Zweifel gezogen wurden (Frage ı und 2).'# 
Den Vaticinia lag die Vorstellung zugrunde, dass die Verfasser der unterschiedli- 
chen Prophetenbücher, statt in die Zukunft zu blicken, in der Retrospektive das 
Wirken der Propheten schildern und ihnen Zukunftsvisionen in den Mund legen, 
die für den Verfasser längst Gegenwart geworden waren. Dieses Konzept wurde 
mit einem klaren „Nein“ abgelehnt. Zudem wurde die vor diesem Hintergrund be- 
zweifelte literarische Einheit des Jesaja-Buches und die daraus resultierende An- 
nahme der Existenz eines deutlich jüngeren Deuterojesaja als Verfasser der Kapitel 
40 bis 66 thematisiert (Frage 3) und ebenfalls verneint. Die sprachlich-stilistischen 
Argumente, die die Vertreter der historisch-kritischen Bibelwissenschaft vorge- 
bracht hatten, wurden ebenso konsequent abgelehnt und als nicht so stichhaltig 
angesehen, „dass [der Beweis] einen ernsthaften, der Kritik und der hebräischen 
Sprache kundigen Mann zwänge, bei ebendiesem Buche eine Mehrzahl von Verfas- 
sern anzuerkennen.“!4° 

Noch ausführlicher - in insgesamt acht Teilfragen — wird die historische Glaub- 
würdigkeit der ersten Kapitel der Genesis über die Erschaffung der Welt und des 
Menschen behandelt. An diesem Punkt betritt die Bibelkommission ein Terrain, das 
nicht nur Leo XIII. in „Providentissimus Deus“ bereits als brisant gekennzeichnet 


145 „Dubium I. Utrum doceri possit, vaticinia non grande, temporis spatium eventura 
quae leguntur in libro Isaiae, — et passim in erant, conciliari possit cum vaticiniis, impri- 
Scripturis — non esse veri nominis vaticina, mis messianicis et eschatologicis, ab eisdem 
sed vel narrationes post eventum confictas, prophetis de longinquo certo editis, necnon 
vel, si ante eventum praenuntiatum quidpiam cum communi SS. Patrum sententia concor- 
agnosci opus sit, id prophetam non ex super- diter asserentium, prophetas ea quoque prae- 
naturali Dei futurorum praescii revelatione, dixisse, quae post multa saecula essent im- 
sed ex his, quae iam contigerunt, felici qua- plenda? Resp. Negative“ (PÄrsTLICHE BIBEL- 
dam sagacitate et naturali ingenii acumine, KOMMISSION, Antwort über den Charakter 
coniiciendo praenuntiasse? Resp. Negative. und den Verfasser des Buches Jesaja vom 29. 
Dubium II. Utrum sententia quae tenet, Isa- Juni 1908, EnchB zort), 
iam ceterosque prophetas vaticinia non edi- 146 Ebd., EnchB 294 [dt. Übersetzung nach: DH 
disse nisi de his, quae in continenti vel post 3508]. 
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hatte, sondern das durch historische und naturwissenschaftliche Kritik massiv hin- 
terfragt wurde. War trotz aller bereits erbrachten Erkenntnisse der Biologie und 
Anthropologie noch vom wortwörtlichen, historischen Wahrheitsgehalt der Schil- 
derungen in Gen ı bis 3 auszugehen? Für die genannten wissenschaftlichen Diszi- 
plinen musste diese Frage verneint werden, wie es verstärkt seit der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts geschehen war. Der Fundamentalkritik begegnet die Kom- 
mission in der ersten Frage in ähnlich heftiger Weise wie die zwei Jahre zuvor er- 
schienene Enzyklika „Pascendi“ Pius’ X., indem sie den Kritikern die Stichhaltig- 
keit ihrer Argumente abspricht.'47 Die Frage, ob die Gründe gegen das Festhalten 
am wörtlichen Sinn des Schöpfungsberichts auf einer sicheren Grundlage stehen, 
wird nämlich ohne Einschränkung verneint. Ebenso werden in Frage 2 und 3 die 
der Tradition widersprechenden Deutungen vor dem Hintergrund des altorientali- 
schen Mythos und etwaige Relativierungen der geschilderten Einzelheiten (Schöp- 
fungswerk, Erschaffung von Mann und Frau, Monogenismus, Sündenfall) abge- 
lehnt.'#? Nach dieser einleitenden Selbstvergewisserung der über alle kritischen 
Anfragen erhabenen Wahrheit des biblischen Textes und der kirchlichen Glaubens- 
lehre führt die Kommission allerdings noch fünf weitere Fragen an. Dabei geht es 
um den praktischen Umgang der Exegeten mit den ersten Kapiteln der Genesis. So 
könne an den Stellen, an denen bei den Kirchenvätern und späteren Exegeten keine 
Einigkeit über das rechte Verständnis herrsche, in Zukunft weiter diskutiert wer- 
den (Frage 4). Zudem sei nicht zwangsläufig jeder Satz und jede Wendung in Gen 
ı bis 3 wortwörtlich zu verstehen, besonders nicht, wenn deren metaphorischer 
Gehalt erwiesen oder Vernunftgründe gegen deren Annahme sprächen (Frage 5). 
Vielmehr wird eine allegorische Auslegung, wie sie etwa die Kirchenväter betrie- 
ben, als möglicher Zugang zu den Texten gewährt (Frage 6). Die siebte Frage kehrt 
schließlich zum Ausgangspunkt naturwissenschaftlicher Kritik zurück. Unter Ver- 
weis auf die Intention des biblischen Autors, für seine Zeitgenossen und innerhalb 
der Vorstellungen des eigenen Weltbildes, nicht für Naturwissenschaftler der Ge- 
genwart zu schreiben, wird eine Analyse des Schöpfungsberichts nach empiri- 
schen Gesichtspunkten abgelehnt. Hier scheint die bereits von Leo XIII. vorge- 
nommene strikte Trennung der Zuständigkeitsbereiche von Theologie und Natur- 
wissenschaft durch. "39 Diese sollte aber gerade nicht zu einer Verständigung mit 
den Erkenntnissen der Naturwissenschaften führen, sondern das Festhalten an 
der Tradition legitimieren. Im Gegenteil werden hier eher die argumentative Be- 
weiskraft und der Geltungsbereich der Naturwissenschaften geschmälert als der 
Inhalt des biblischen Textes, oder vielmehr die daraus abgeleitete kirchliche Lehre 


147 PÄPSTLICHE BIBELKOMMISSION, Antwort über hätte (Pıus X., Enzyklika „Pascendi“ vom 8. 
die Historizität der ersten Kapitel der Gene- September 1907, DH 3494-3498). 
sis vom 30. Juni 1909, EnchB 336. In der En- 148 Vgl. PÄPSTLICHE BIBELKOMMISSION, Antwort 
zyklika hatte sich Pius X. allgemein gegen über die Historizität der ersten Kapitel der 
jegliche Vorstellung einer Entwicklung des Genesis vom 30. Juni 1909, EnchB 337f. 
Menschen gewandt, die eine Modifikation 149 Vgl. Leo XIII., Enzyklika „Providentissimus 
des Schöpfungsglaubens zur Folge gehabt Deus“ vom 18. November 1893, EnchB 121- 

123. 
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einer kritischen Analyse unterzogen. Den Exegeten wird mit einer positiven Ant- 
wort auf Frage 8 - die erste exegetische Detailfrage überhaupt im Zusammenhang 
der dekretierten Antworten der Bibelkommission — immerhin zugestanden, weiter 
an umstrittenen Begriffen und Passagen zu forschen, wie etwa der Deutung des 
Sechs-Tage-Werks und der Semantik hinter dem hebräischen Tag-Begriff (Yom). 

Abschließend sei auf die Antworten des Folgejahres hingewiesen, in denen stritti- 
ge Fragen zum Verfasser und Abfassungszeitpunkt der Psalmen verhandelt wur- 
den.'5° Die Mehrzahl dieser acht Teilfragen beschäftigte sich mit der Begründung 
der Annahme oder Ablehnung der traditionellen Zuschreibung der meisten Psalmen 
an König David, wovon die Überschriften des biblischen Psalters ausgehen. Die Ant- 
worten ließen es zumindest zu, dass ein längerer Entstehungsprozess über David als 
eigentlichen Autor hinaus angenommen werden konnte, der auch spätere Zusätze 
einschloss. Nach einer dezidierten Ablehnung der Spätdatierung des Großteils der 
Psalmen in die Zeit nach Esra und Nehemia bzw. der Makkabäer (Frage 7) lässt die 
Kommission ebenso keinen Zweifel daran, dass die im Psalter gemachten Vorausdeu- 
tungen und Prophezeiungen auf Christus hin zu verstehen sind (Frage 8)."5" 

Mit den Responsa/Responsiones waren auf dem Höhepunkt des kirchlichen An- 
timodernismus die unterschiedlichen Felder der Schriftauslegung autoritativ einge- 
hegt worden. Aber welche Wirkung entfalteten die einzelnen Entscheidungen? 
Konnte ein so weit verzweigter und international geführter Diskurs wie derjenige 
um die Auslegung der Bibel tatsächlich normiert werden? Auf der Ebene diszipli- 
narischer Überwachung traf dies in der Tat zu. Die obersten Glaubenshüter der 
Kurie, aber auch einige Ordensobere, begannen mit Nachdruck Verstöße gegen die 
lehramtlich fixierten Positionen zu ahnden. Besonders bei den Jesuiten erhöhten die 
Ordensgeneräle Luis Martin (1892-1906) und Franz Xaver Wernz (1906-1914) 
den Druck auf die Provinzen, sorgfältiger die Publikationen zu biblischen Themen 
zu kontrollieren.'5® Aus Sicht der einzelnen Exegeten machte diese Zwangslage 
wiederum eine Art doppelte Auslegungspraxis notwendig: neben die Auslegung 
der Bibel trat nun häufig auch eine Auslegung der Dekrete der Bibelkommission, 
was Henning Graf Reventlow treffend als „verborgene[n] Dialog mit der Bibel- 
kommission“ beschreibt.'53 

Da die Fragen, auf die die Bibelkommission äußerst knapp geantwortet hatte, 
durchaus mehrdeutig ausgefallen waren und an verschiedenen Stellen gewisse 
Spielräume gelassen hatten, sahen sich viele Autoren gezwungen, die Fortführung 
ihrer Forschung unter Rückgriff auf die Responsiones zu begründen und diese 


150 PÄPSTLICHE BIBELKOMMISSION, Antwort über gewandt, in dem er vor der historisch-kriti- 
den Verfasser und die Abfassungszeit der schen Exegese warnte. In ähnlicher Weise 
Psalmen vom r. Mai 1910, EnchB 332-339. erneuerte sein Nachfolger Wernz 1908 im 

151 In der evangelischen Exegese machte sich vor Umfeld der Exkommunikation Loisys die 
allem Bernhard Duhm für eine Spätdatie- Vorschriften für eine strenge antimodernisti- 
rung stark (vgl. Dunm, Psalmen). sche Überwachung der Publikationen (vgl. 

152 Martin hatte seit 1902 einen rigiden Antimo- GILBERT, Institut, S. 17f.). 
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1904 mit einem Schreiben an alle Provinziale 
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konstruktiv auszulegen. Umgekehrt musste, wer besonders katholisch sein wollte, 
die Positionen der Responsa verteidigen oder sich zumindest zu Eigen machen. An- 
sonsten konnte von höherer Stelle ein Verstoß oder eine Uminterpretation der 
Kommissionsdekrete sehr einfach als Vorwurf mit oft verheerenden Folgen ange- 
bracht werden. Dabei ging es, wie noch zu zeigen sein wird, vor allem um die ge- 
horsame Unterwerfung unter die Autorität der kurialen Entscheider, nicht aber um 
die Stichhaltigkeit der Argumente. 

Komplettiert wurden die Disziplinierungsmaßnahmen durch den Erlass des so- 
genannten Antimodernisteneides im Motu proprio „Sacrorum Antistitum“ vom 1. 
September 1910. Auch in der Eidesformel findet sich ein Passus mit weitreichenden 
Konsequenzen für die Exegese. Der Schwörende hat unter anderem folgendes zu 
bekennen: 


„Ich verwerfe ebenso diejenige Methode, die Heilige Schrift zu beurteilen und aus- 
zulegen, die sich unter Hintanstellung der Überlieferung der Kirche, der Analogie 
des Glaubens und der Normen des Apostolischen Stuhles den Erdichtungen der Ra- 
tionalisten anschließt und - nicht weniger frech als leichtsinnig — die Textkritik als 
einzige und höchste Regel anerkennt.“ 154 


III. Wider die historische Methode — Zwei prominente 
Indexverfahren aus der Modernismuskrise 


1. Auf dem Weg zur Persona non grata: das Indexverfahren gegen 
Marie-Joseph Lagranges „La Methode historique“ (1911) 


Die skizzierten Einschränkungen der exegetischen Forschung durch Papst und Bi- 
belkommission brachten keineswegs nur Exegeten in Bedrängnis, die sich wenig 
diplomatisch weit vorgewagt hatten wie etwa Alfred Loisy, sondern auch Theolo- 
gen, die nach eigener Ansicht auf dem Boden der Enzyklika „Providentissimus 
Deus“ versuchten, einen Mittelweg einzuschlagen. Als Gründer und jahrzehntelan- 
ger Leiter der Ecole biblique in Jerusalem hatte der Dominikaner Marie-Joseph 
Lagrange versucht, Archäologie, altorientalistische Forschung und kirchliche In- 
spirationslehre mit einander zu versöhnen.'55 Davon zeugt sein über rooo Einzel- 
publikationen umfassendes Gesamtwerk.'5° Dieser Entwurf einer katholischen 
und zugleich historischen Exegese traf bei Leo XIII. auf offene Ohren. Schließlich 
folgte Lagrange der Vorstellung, dass sich Forschung sowie Offenbarung und 
kirchliche Tradition nicht widersprechen konnten, und bezog sich dezidiert auf die 
Ermutigung des Papstes zur exegetischen Arbeit. In noch offenen Fragen sah er ein 
weites Arbeitsfeld und bezog die offenen Passagen in „Providentissimus Deus“ 


154 Pius X., Motu proprio „Sacrorum Antisti- ıs5 Vgl. hierzu ausführlich MoNnTAGNEs, La- 
tum“ vom r. September 1910, DH 3546. grange. 
156 Vgl. LAPLANCHE, Crise, S. 147. 
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über die Anwendung der Erkenntnisse der Naturwissenschaft auch auf historisch 
gesicherte Ergebnisse. In der historisch-kritischen Arbeit wandte er sich vor allem 
der Frage nach den literarischen Gattungen der biblischen Schriften zu.'5” Dass 
der vorsichtige Sonderweg Lagranges Wohlwollen in Rom fand, wird vor allem 
daran ersichtlich, dass ihn Leo XIII. nicht nur in den Kreis der Konsultoren der 
Bibelkommission berufen hatte, sondern ihn in Abstimmung mit seinem Kardi- 
nalstaatssekretär Mariano Rampolla auch federführend für die Planung einer 
neu zu gründenden Päpstlichen Bibelhochschule heranzog, die dann aber — wie 
gezeigt — nicht in die Tat umgesetzt werden konnte.'5® Im Pontifikat Pius’ X. war 
Lagrange hingegen bald „Persona non grata“ an der Kurie. Konservativen Exege- 
ten, zumal aus dem Jesuitenorden, war Lagrange bereits durch die Publikation sei- 
nes historischen Konzepts in mehreren Vorträgen negativ aufgefallen. Die große 
Nachfrage nach seinem aus den mündlichen Äußerungen komponierten Werk „La 
methode historique“'59 war ihnen ein Dorn im Auge. Aufgrund des veränderten 
personellen Gleichgewichts in den römischen Entscheidungsinstanzen zugunsten 
der konservativen und antimodernistischen Unterstützer Pius’ X. erhöhte sich der 
Druck auf Lagrange. Beispielsweise bedachten die Jesuiten Alphonse Delattre 
(1841-1928) und Leopold Fonck, seit 1905 bzw. 1908 Konsultoren der Bibelkom- 
mission, Lagrange regelmäßig mit Anfeindungen und Verleumdungen, denen die- 
ser anfangs noch versuchte, argumentativ zu begegnen.'°° Als 1904 ausgerechnet 
Delattre einen Exegeselehrstuhl an der Gregoriana übernahm und ein Jahr später 
der auf der Linie Leos XIII. agierenden Sekretärs der Bibelkommission, David 
Fleming, durch den radikalen und wenig exegetisch bewanderten Benediktiner 
Laurentius Janssens (1855-1925) abgelöst wurde, verhieß das nichts Gutes. Dass er 
jegliches Ansehen in Rom verloren hatte, zeigte sich Lagrange schließlich, als die 
Leitung des 1909 gegründeten Päpstlichen Bibelinstituts sein stärkster Widersa- 
cher Fonck übertragen bekam. Fonck, der den Papst und die antimodernistische 
Pressure Group hinter sich wusste, betrieb eine regelrechte Kampagne gegen La- 
grange und die Ecole biblique.'°" Hauptangriffsziele blieb die „Methode historique“ 
und der Genesiskommentar Lagranges, die im Unterrichtsprogramm des Bibel- 
instituts nur als abschreckende Beispiele herangezogen wurden. 

Allerdings hatte Lagrange keineswegs revolutionäre Neuerungen vertreten. Aus 
seiner Perspektive konnte eine vertiefte Kenntnis des biblischen Urtexts, des Alten 
Orients und seiner Literaturgeschichte dabei helfen, die biblischen Bücher besser zu 
verstehen und ihre Glaubwürdigkeit zu verteidigen. Der Literalsinn der Bibel sei des- 
halb nicht einfach fundamentalistisch wörtlich zu wiederholen, sondern mit den 
Mitteln der Text- und Gattungskritik und im Dialog mit anderen Wissenschaften zu 


157 Vgl. UNTERBURGER, Lehramt, S. 233. nächst 1905 ein durch und durch polemi- 
158 Vgl. MONTAGNES, L’annee, S. 334. sches Werk Foncks (Fonck, Kampf) und La- 
159 LAGRANGE, Methode. granges Entgegnung in Form einer Rezension 
160 Vgl. MonTAcnEs, Lagrange, S. 257f. Einen (LAGRANGE, Recension, S. 148-160). 

ersten Höhepunkt des Streits markiert zu- 161 MONTAGNES, D’annee, S. 336-339. 
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bearbeiten, zu analysieren und genauer zu erfassen.'°* Ganz auf der Linie Leos XIII. 
betonte Lagrange, dass die Bibel kein Naturkunde- oder Geschichtsbuch im moder- 
nen Sinne sei, sondern die Offenbarung Gottes und die Heilsgeschichte vermitteln 
wolle.'% Deshalb kam der Tradition der Kirche ein großes Gewicht in der Schrift- 
auslegung zu, da diese den theologischen Gehalt der Schriften neben den Ergebnis- 
sen der Arbeit einzelner Forscher bewahrte.'°+ Trotz dieser ausdrücklichen Nähe 
zum päpstlichen Lehramt und zur kirchlichen Tradition gingen die Angriffe weiter. 

In diese prekäre Phase fiel auch ein disziplinarischer Fall in der Diözese Brixen, 
der hohe Wellen schlagen sollte. Denn dort hatte sich ein Diözesanpriester gewei- 
gert, den Antimodernisteneid zu schwören, und begründete seine Entscheidung mit 
den Schriften Lagranges und des Jesuiten Franz von Hummelauer.'°5 Gegenüber 
dem bischöflichen Ordinariat hatte er verlauten lassen, dass durch Forschungser- 
gebnisse der beiden Autoren die Irrtumslosigkeit der Heiligen Schrift eindeutig wi- 
derlegt war. Auf die Meldung des Brixener Ordinariats hin wurde von der Index- 
kongregation ein Verfahren gegen die beiden genannten Exegeten eröffnet. Die Ent- 
scheidung der Plenaria, der Vollversammlung der Kardinäle, teilte der Generalobere 
der Dominikaner, Hyacinthe-Marie Cormier (1832-1916), Lagrange Anfang Au- 
gust 1911 mit. Bis auf weiteres war die „Methode historique“ aus dem Handel zu 
entfernen. Unter der Voraussetzung der vollkommenen Unterwerfung und des Wi- 
derrufs sämtlicher geäußerter Meinungen wurde Lagrange die Möglichkeit zur 
Überarbeitung in Aussicht gestellt und von einer Veröffentlichung der Indizierung 
abgesehen.'°° Auch wenn Lagrange damit einer formellen Indizierung entgangen 
war, reagierte der Orden dennoch mit voller Härte und verlangte den Rücktritt als 
Leiter der biblischen Hochschule und die Rückkehr Lagranges in seine französische 
Heimatprovinz.'°” Lagrange unterwarf sich vollkommen und schwor erneut den 
Antimodernisteneid, was ihm seine Mitbrüder der Ecole biblique gleichtaten.!6® 
1912 begab er sich zurück nach Frankreich. 

Als weniger entgegenkommend erwies sich zudem die von Kardinal Gaetano De 
Lai (1853-1928) geleitete Konsistorialkongregation, die quasi eine der antimoder- 
nistischen Speerspitzen unter Pius X. darstellte.'°9 Sie erließ im Juni 1912 ein Verbot 
mehrerer Werke. Das veröffentlichte Dekret wandte sich neben den Publikationen 
der deutschen Exegeten Karl Holzhey (1863-1943) und Fritz Tillmann (1874-1953) 
auch gegen diejenigen Lagranges. Aus dem Unterricht an sämtlichen Priestersemi- 
naren sollten sie verschwinden, da sie vom Rationalismus protestantischer Prägung 
infiziert seien und die Responsiones der Bibelkommission missachteten. Durch 


162 Vgl. LAPLANCHE, Crise, S. 306. 167 Vgl. MONTAGNES, Année, S. 340. 

163 Vgl. MONTAGNES, Lagrange, S. 182-185. Zur 168 Vgl. Lagrange an [Pius X.], 11. August I911, 
Entstehung des Werks und den Konflikten ACDF, SO CL 1913, Nr. 2, circa opera Patris 
vgl. ebd. S. 169-194. Hummelaur [sic], fol. 4r; vgl. ebenso MONTA- 

164 Vgl. Bon /Haupx, Bibel, S. 252. GNES, Année, S. 339f. 

165 Vgl. Esser, Bericht, 6. März 1912, ACDF,SO 169 Konsistorialkongregation, Dekret „De qui- 
CL 1913, Nr. 2, circa opere Patris Humme- busdam rei biblicae commentariis in sacra 
laur [sic], fol. zr. seminaria non admittendis“ vom 29. Juni 

166 Vgl. ebd. 1912, in: AAS 4 (1912), S. 530f. 
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Kirchen- und Ordensleitung war Lagrange und mit ihm die Ecole biblique in Jeru- 
salem zunächst mundtot gemacht bzw. ihres Einflusses beraubt worden, den das 
Päpstliche Bibelinstitut unter der Leitung Foncks mehr und mehr zu übernehmen 
versuchte. Unter Pius X. waren die reaktionären Kräfte an der Kurie sowie in den 
Ordensleitungen der Dominikaner und Jesuiten derart stark geworden, dass sie die 
entsprechenden Schalthebel für die Durchsetzung ihrer Vorstellung von Theologie 
und Kirchenpolitik konsequent nutzten. Gerade die Jesuiten mit ihrem General 
Franz Xaver Wernz, der den antimodernistischen Kurs Pius’ X. mitgestaltete, ge- 
wannen nun an Einfluss auf die Exegese vor allem durch das ihrer Obhut übergebe- 
ne Päpstliche Bibelinstitut als Vorzeigehochschule der Exegese nach päpstlichen 
Vorstellungen. Dies setzte sich auf der Ebene der römischen Hochschulen fort, was 
an der Rolle der Jesuiten Delattres und Foncks sichtbar wird. Lagrange indes, der 
sich im französischen Exil innerhalb weniger Jahre neu aufstellte und während des 
Pontifikats Benedikts XV. sogar nach Jerusalem und in die exegetische Forschung - 
nun zum Neuen Testament — zurückkehren konnte, hatte den Einfluss der Jesuiten 
zu spüren bekommen. Er schrieb im Juni 1914 an seinen Vertrauten, den späteren 
Kardinal Eugene Tisserant (1884-1972): „Der Heilige Vater [Pius X.] verrennt sich 
immer mehr in seine [antimodernistischen] Ideen, wie seine letzte italienische An- 
sprache [an die Kardinäle] beweist. Aber die Fundamentalisten treten nicht kraftvoll 
genug auf, um es mit der Gesellschaft [Jesu] aufzunehmen. Sie erinnern sich, wie oft 
ich gesagt habe: Salus ex Jesuitis. Leider gilt das nicht für uns.“'7° Lagrange sah den 
Einfluss der Jesuiten demnach ambivalent. Er stellte keinesfalls alle Jesuiten in eine 
radikale Ecke; die Fundamentalisten waren andere. Vielmehr sah er trotz des Dau- 
erkonflikts mit Delattre und Fonck selbst die römischen Jesuiten, die zwar deutlich 
konservativer verfuhren als er, am Scheideweg stehen. Die als heilsam ersehnte Än- 
derung der kirchlichen Haltung zur Moderne konnte aus seiner Perspektive nur von 
den Jesuiten kommen, die sich zwischen lehramtsgetreuem Beharren und Offenheit 
für die zeitgenössischen Fragen noch nicht entschieden hatten — eine Spannung, die 
im Werk Franz von Hummelauers aufscheint und sich bei Augustin Bea fortsetzte. 


2. Das jesuitische Trauma: das Indexverfahren gegen Franz von 
Hummelauers gattungskritische Werke (1912/1913) 


Die antimodernistische Politik des Jesuitenordens, der zu den Stützpfeilern der Kir- 
chenpolitik des Pianischen Papsttums zählte, richtete sich allerdings nicht nur nach 
außen, sondern auch gegen die eigenen Ordensmitglieder. Bereits im Umfeld des De- 
krets „Lamentabili sane exitu“ und der Enzyklika „Pascendi“ Pius’ X. (1907) schlu- 
gen die radikalen Eiferer („zelanti“) Maßnahmen vor, die in den eigenen Reihen mit 
modernistischen Umtrieben aufräumen sollten. So wurden etwa auf den Provinzial- 
kongregationen der deutschen Ordensprovinz 1906 und 1913 Möglichkeiten disku- 


170 Lagrange an Tisserant, 14. Juni 1914, [zitiert 
nach: MONTAGNES, Année, S. 380]. 
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tiert, wie durch hartes disziplinarisches Durchgreifen und eine strikte Vorzensur al- 
ler jesuitischen Publikationen die Verbreitung modernistischen Gedankenguts ver- 
hindert werden konnte. Bei den Beratungen setzten sich allerdings die gemäßigteren 
Kräfte um den Provinzial Karl Schäffer (1849-1907) durch, die die bisher schon 
vorgeschriebenen Maßnahmen zur Regulierung des Lehrbetriebs in den Ordensein- 
richtungen und -publikationsorganen für ausreichend erklärten. Vielmehr sollte 
durch ein intensiveres Studium der Bibel und Dogmengeschichte der apologetischen 
Abwehr gegen den Modernismus Vorschub geleistet werden.'7! Diese regionalen Be- 
schlüsse blieben jedoch in ihrer Wirkung minimal, da von Seiten des Ordensgenerals 
Martin bereits seit 1902 ein Kampf gegen alles geführt wurde, was nur den Anschein 
einer reformkatholischen oder modernistischen Gesinnung machte. So hatte der Pa- 
ter General verfügt, dass im Laufe der Zensurverfahren sofort eine Meldung nach 
Rom erfolgen sollte, wenn sich bei einem Autor auch nur unkonventionelle und da- 
mit möglicherweise gefährliche Äußerungen Dnden 73 Vor diesem Hintergrund ge- 
rieten auch die Schriften Franz von Hummelauers, der seit 1895 in Valkenburg im 
Bereich der alttestamentlichen Exegese arbeitete, in den Strudel der innerjesuitischen 
Kontroversen.'73 Den Großsteil seiner Publikationen hatte er im „Cursus Scripturae 
Sacrae“, dessen Mitherausgeber er war, veröffentlicht. Dabei handelte es sich um 
Kommentare zu den Büchern des Pentateuch und den Geschichtsbüchern des Alten 
Testaments.'74 Besonders umstritten war das schmale hermeneutische Werk „Exege- 
tisches zur Inspirationsfrage“ von 1904.175 In der Auseinandersetzung mit der Eigen- 
art der alttestamentlichen Schriften und deren Überlieferungsgeschichte versuchte 
Hummelauer die Unterscheidung und Analyse der literarischen Gattungen der Bibel 
für die Debatte um die Inspirationslehre zu nutzen. Im Anschluss an Lagrange sprach 
er sich behutsam dafür aus, das Geschichts- und Weltbild der biblischen Schriftstel- 
ler und ihrer Zeit ernst zu nehmen. Wenn sich die biblischen Autoren bestimmter 
Gattungen bedienten, um einen Sachverhalt wie etwa die Erschaffung des Menschen 
oder die Landnahme Kanaans durch die Israeliten für ihre Zeitgenossen zu beschrei- 
ben, war nicht ausgeschlossen, dass dies mit den Erkenntnissen moderner Naturwis- 
senschaften im Widerspruch stehen konnte. Durch das Wissen um die Eigenarten 
der Gattungen konnte man aber ziemlich genau unterscheiden, was der rhetorischen 
Taktik und was dem Wissensstand des antiken Schriftstellers geschuldet war, ohne 
dem Text seine innere, von Gott her inspirierte Wahrheit zu nehmen. 178 Gerade aber 
die Ausweitung der Gattungsanalyse auch auf die sogenannten historischen Bücher 
des Alten Testaments stieß ebenso auf Ablehnung wie der Versuch, bei der Aus- 
legung der Heiligen Schrift die Errungenschaften moderner Naturwissenschaft zu 


171 Vgl. SCHATZ, Geschichte, Bd. 2, S. 134. 174 Im Einzelnen kommentierte Hummelauer Sa- 
172 Vgl. Martin an Schäffer, 6. August 1902, in: muel, Ruth, Genesis, Exodus, Leviticus, Nu- 
SCHATZ, Geschichte, Bd. 2, S. 135. mert, Josua, ı Chronik, Deuteronomium 
173 Vgl. SCHATZ, Geschichte, Bd. 5, S. 216. DERS., (Vgl. ACDF, SO CL 1913, Nr. 2, circa opera 
Liberale, S. 143-148; STEINIG, Theologie, Patris Hummelaur [sic], 19r-22r). 
S. 43-555 STENGERS, Meconnu, S. 163-188. 175 HUMMELAUER, Exegetisches. 


176 Vgl. SCHATZ, Liberale, S. 136. 
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berücksichtigen. Hummelauer, der sich auf die Zugeständnisse der Enzyklika „Pro- 
videntissimus Deus“ für die Forschung verließ, wurde bereits kurz nach Veröffentli- 
chung des Werks heftig attackiert. Hatte noch das Zensurverfahren auf Ebene der 
Ordensprovinz mit der Erteilung des „Imprimatur“ geendet, rollte nun der Pater 
General Martin das Verfahren erneut auf. Er sah seine Anordnungen durch das Vor- 
gehen der deutschen Provinz missachtet und hielt die Thesen Hummelauers für ge- 
fährlich, da sie Theologiestudierende und Gläubige verunsichern konnten. Besonde- 
re Brisanz erhielt die Kontroverse dadurch, dass Hummelauer 1903 zum Konsultor 
der Päpstlichen Bibelkommission ernannt worden war. Wenn nun ein Mitarbeiter 
dieses Gremiums unter Modernismusverdacht stand, sah sich Martin erst recht zum 
Handeln gezwungen, um das Ansehen des Ordens nicht zu gefährden. Um theologi- 
sche Fragen oder Zusammenhänge ging es ihm nicht. 

War Hummelauer bereits durch die Maßnahmen der eigenen Ordensautoritäten 
aus dem Lehrbetrieb entfernt worden, wurde, wie bereits angedeutet, sein Fall ab 
r911 vom Heiligen Offizium behandelt. 777 Der ohnehin seines Amtes enthobene 
Hummelauer sollte nun also auch noch auf der Bühne der weltkirchlichen Öffent- 
lichkeit als Modernist gebrandmarkt werden 178 Die Entscheidung stand bald fest: 
Hummelauer musste seine als häretisch ausgewiesenen Äußerungen widerrufen, 
gleichzeitig erhielt er ein Publikations- und Lehrverbot und ihm wurde bis auf Wei- 
teres die Arbeit als Bibelwissenschaftler untersagt. Außerdem wurde eine Neuauf- 
lage der bisher veröffentlichten Werke ausgeschlossen. Hummelauer unterwarf sich 
in einer schriftlichen Erklärung dem Urteil des Indexverfahrens und schwor wie 
Lagrange erneut den Antimodernisteneid.'79 

Hatten die Dominikaner Lagrange noch verhältnismäßig gnädig behandelt, er- 
fuhr Hummelauer von der Leitung seines Ordens harte Sanktionen und wurde 
zum Negativbeispiel stilisiert. Die Indexkongregation hakte hier noch einmal nach 
und verfügte, dass ähnlich geartete Werke und Denkweisen in den Reihen der Je- 
suiten unterbunden werden sollten. Deshalb sollten exegetische Werke von Jesuiten 
und besonders der in Deutschland herausgegebene „Cursus Scripturae Sacrae“ 
einer Prüfung unterzogen werden. Diese Untersuchung überließ die Kongregation 


177 Vgl. Pasqualigo, Relatio, 6. März 1912, und hatte diese zusammen mit dem Sekretär 
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ACDE, SO CL 1913, Nr. 2, circa opere Patris 
Hummelaur [sic], fol. ar. 

Für das Indexverfahren sollten in Absprache 
mit dem Ordensgeneral Wernz vier Jesuiten 
Gutachten zu Hummelauers Werken verfas- 
sen. Diese waren neben Fonck Johann Hagen 
(1847-1930), Christian Pesch und Franz 
Zorrell (1863-1947). Bevor die Gutachten 
fertig gestellt waren, tagte bereits am 19. Juli 
I911 erstmals die Kongregationssitzung des 
Heiligen Offiziums. Von der ersten Beratung 
an war der Einfluss des neuen Jesuitengene- 
rals Wernz sichtbar. Er war in die bereits in 
der ersten Sitzung gefällte Entscheidung über 
die Verurteilung Hummelauers involviert 


des Heiligen Offiziums Pasqualigo (1850- 
1919) forciert (vgl. Wernz an Pasqualigo, 27. 
Oktober r911, ACDF, SO CL 1913, Nr. 2, 
circa opera Patris Hummelaur [sic], fol. 12r). 
Wernz hatte außerdem die Erarbeitung der 
Gutachten koordiniert und deren Ergebnisse 
für die Kongregationssitzung zusammenge- 
fasst (Wernz an Pasqualigo, 29. Februar 
1912, ACDF, SO CL 1913, circa opere Patris 
Humsmelaur [sic], Nr. 2, fol. 24r). 

Vgl. Hummelauer, Declaratio, 10. November 
1911, ACDF, SO CL 1913, Nr. 2, circa opere 
Patris Hummelaur [sic], fol. 15sr-ıe6r. 


ı80 In der nach dem Widerruf Hummelauers an- 


beraumten Sitzung am 15. November Tor 
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allerdings der Ordensleitung."'?° Unter dem Titel „De Consilio capiendo circa opera 
in S. Scripturam cl. Patris Hummelauer“ wurde die Verurteilung der Schriften und 
Ansichten Hummelauers veröffentlicht."®" Mit diesem Rundumschlag antimoder- 
nistischer Härte waren die jesuitischen Exegeten schwer getroffen worden. Der Or- 
den, der dem Papst in besonderer Weise zu Gehorsam verpflichtet ist, sollte durch 
die weitgehenden Zensurmaßsnahmen auf Linie gebracht werden. Dass das exegeti- 
sche Prestigeprojekt der Kommentarreihe „Cursus Scripturae Sacrae“ durch den 
Fall Hummelauer beschädigt und die Kirchentreue der Herausgeber in Zweifel ge- 
zogen wurde, war gerade für die deutschen Jesuiten ein herber Rückschlag. Der 
Fall Hummelauer war somit zum Menetekel der jesuitischen Auseinandersetzun- 
gen mit der Bibel geworden. Wer wie Augustin Bea als jesuitischer Exeget arbeitete, 
bekam durch das Verfahren deutlich vor Augen geführt, welche Folgen eine allzu 
unvorsichtige Rezeption moderner Ansätze in der Auslegung der Bibel für den Be- 
troffenen selbst, aber auch für den ganzen Orden haben konnte. Der Gedanke 
„Mir soll das nicht passieren!“ ist vor diesem Hintergrund plausibel. Die Hypo- 
thek des Falls Hummelauer am Beginn des 20. Jahrhunderts spielte für die Exegese 
unter deutschen Jesuiten bis in die 1940er Jahre hinein eine wichtige Rolle. Gat- 
tungskritik war nur mit Vorsicht zu genießen, vor allem aber vermied man es, auf 
der Basis der eigenen Textforschung theoretische Überlegungen über Inspiration 
und Irrtumslosigkeit der Bibel anzustellen. Hummelauers Pionierarbeit entfaltete 
eine Langzeitwirkung, die den Boden für die Zulassung der Gattungskritik durch 
Pius XII. in der Enzyklika „Divino afflante Spiritu“ (1943), an der Bea maßgeblich 
beteiligt war, bereitete.'°? 


IV. Tendenzen protestantischer Bibelwissenschaft und 
benachbarter Disziplinen im frühen 20. Jahrhundert 


Ein Überblick über die Bibelexegese zu Beginn des 20. Jahrhunderts, der an dieser 
Stelle freilich nur in groben Zügen geschehen kann, zeigt in den christlichen Kirchen 
eine unterschiedliche Herangehensweise: Das Alte und Neue Testament wurden je 


wurde außerdem die Überarbeitung sämtli- Pius X. bereits am folgenden Tag zur Bestäti- 
cher jesuitischer Werke zu exegetischen Fra- gung vorgelegt wurde (vgl. Protokoll der Fe- 
gen an Wernz delegiert. Mit der Fertigstel- rie IV-V des Heiligen Offiziums, ACDF, SO 
lung der vier Gutachten und der Vorberei- CL 1913, Nr. 2, circa opera Patris Humme- 
tung der Ponenza für ein abschließendes laur [sic], fol. 23r). 

Dekret des Indexprozesses Ende Februar 181 Vgl. Suprema Sacra Congregatio Sancti Offi- 
1912 war eine weitere Sitzung notwendig ge- cii, De Consilio capiendo circa opera in 
worden, die am 6. März stattfand. Die Kar- S. Scripturam cl. Patris Hummelauer, 29. 
dinäle bestätigten die herausgearbeiteten Mai 1912, ACDF, SO CL 1913, Nr. 2, circa 
Kritikpunkte an den Ansichten Hummelau- opera Patris Hummelaur [sic], fol. 331-3 6v. 
ers und beauftragten van Rossum (1854- 182 SCHATZ, Geschichte, Bd. 2, S. 136; STENGERS, 
1932) als Kongregationssekretär mit der Meconnu, S. 187. 


Ausarbeitung eines Abschlussvotums, das 
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nach Konfession nach unterschiedlichen Grundsätzen und Vorannahmen verortet 
und analysiert. Tonangebend war seit der Mitte des 19. Jahrhunderts die protes- 
tantische Bibelwissenschaft, die verstärkt die Sprachen und Kulturen des Alten 
Orients, die Archäologie und die Auseinandersetzung mit dem historischen Aussa- 
gewert der biblischen Schriften berücksichtigte. Da die Entwicklung der evangeli- 
schen Exegese der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts und deren Fortführung im 
20. Jahrhundert breit erforscht ist, sollen an dieser Stelle nur diejenigen Etappen 
der protestantischen alttestamentlichen Exegese nachgezeichnet werden, mit denen 
sich Augustin Bea in seinem Werk auseinandersetzte. 

Die Forschung im deutschen Sprachraum zwischen den 1870er Jahren und dem 
Ersten Weltkrieg revidierte viele bestehende Vorstellungen der Geschichte Israels. 
In der Hochphase des Historismus in den Geisteswissenschaften stand auch die Bi- 
belwissenschaft dem historisch-kritischen Paradigma in nichts nach "93 Aufbauend 
auf die radikalen hermeneutischen Veränderungen seit Anfang des Jahrhunderts 
etwa durch die bereits erwähnten Werke Semlers, Strauß’, aber auch die philoso- 
phisch-systematischen Überlegungen Schleiermachers, wandelte sich das Tätig- 
keitsfeld der Exegeten elementar und rückte näher an die Geschichtswissenschaf- 
ten und die neu entstandenen orientalistischen Disziplinen heran.'°+ Dem entspre- 
chend wurde die Frage nach der Entstehung der biblischen Schriften und der 
historischen Verlässlichkeit ihrer Inhalte virulent. Im besonderen Fokus standen 
dabei der Pentateuch, die fünf Bücher Moses, wie die weiteren sogenannten Histo- 
rischen Bücher'?5 und die Propheten. Die altbekannten philologischen Ungereimt- 
heiten in der Textgestalt sollten nun mit historischen Methoden gelöst werden. 


1. Pentateuchkritik und das Werk Julius Wellhausens 


Wegweisendes wurde in der Pentateuchkritik erreicht, wobei zunächst tradierte 
Deutungen und die Chronologie der ersten fünf Bücher der Bibel historisch-kritisch 
überprüft wurden. Karl Heinrich Graf (1815-1869) entwickelte Ende der 1860er 
Jahre die sogenannte Quellenscheidung gemäß der neueren Urkundenhypothese 
Hermann Hupfelds (1796-1866), die dieser 1853 prägnant formuliert hatte,'3° wei- 
ter und gab der Methode der Literarkritik einen entsprechenden wichtigen Impuls. 
Die von Hupfeld anhand der Gottesnamen Elohim und Jahwe unterschiedenen Tra- 
ditionslinien im Pentateuch führten zur sogenannte Vier-Quellen-Theorie. Der Pen- 
tateuch besteht demzufolge aus dem ältesten ersten Elohisten, von dem Teile in 
Genesis und Exodus erhalten sind, dem zweiten Elohisten, der vor allem die Patri- 
archenerzählungen der Genesis umfasst, dem jüngeren Jahwisten, der bei Gen 2 
beginnt und alle Passagen umfasst, die den Gottesnamen „Jahwe“ enthalten, sowie 


183 Vgl. Grar, Historismus, Sp. 1975f. Könige (Deuteronomistisches Geschichts- 
184 Vgl. BECKER/GROSSHANS, 19. Jahrhundert, werk) und andererseits ı und 2 Chronik, Esra 

S. 767-770. und Nehemia (Chronistisches Geschichts- 
185 Hierzu werden in der Regel einerseits die Bü- werk) gezählt (vgl. WITTE, Geschichte). 
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dem Deuteronomium, dem sämtliche Gesetze und Vorschriften zugeordnet wer- 
den. 1897 Am Geschichtsbild, das der Pentateuch vermittelte, wurde jedoch im Gro- 
ßen und Ganzen festgehalten. Graf nahm nun in seiner Studie „Die geschichtlichen 
Bücher des Alten Testaments“ nicht nur eine historische Verortung der einzelnen 
Teile vor, sondern kam zu einer neuen Datierung. Alle Gesetze und normativen 
Texte (Teile des Exodus und die Bücher Leviticus und Numeri) seien viel jünger als 
die restlichen Traditionslinien. Ihm, wie auch seinem ebenfalls in der Pentateuch- 
kritik einflussreichen Kollegen Abraham Kuenen (1828-1891), ging es um eine auf 
belastbare historische Ergebnisse setzende Wissenschaft, die sich der traditionellen 
Hermeneutik und der dogmatischen Vorannahmen entledigte. Umgekehrt sollte 
nun - ganz in der Terminologie des Historismus - die historische Wirklichkeit hin- 
ter den biblischen Büchern dargestellt werden. 197 

Die hier gemachten Entdeckungen und hypothetischen Schlussfolgerungen nutz- 
te wenige Jahre später Julius Wellhausen für eine der wirkmächtigsten Veröffentli- 
chungen auf dem Gebiet der Pentateuchkritik und der alttestamentlichen Exegese 
überhaupt. In seinem Hauptwerk „Prolegomena zur Geschichte Israels“ von 1883 
bündelte er die Befunde bisheriger literarkritischer, historischer und religionsge- 
schichtlicher Arbeiten. "99 Er fasste in klarer Sprache den bisherigen Forschungs- 
stand zusammen und stellte durch eine Analyse der Geschichte des Kults und der 
Geschichtsschreibung der Israeliten die tradierte biblische Chronologie, die Verfas- 
serschaft des Pentateuch durch Mose und damit letztlich die historische Verläss- 
lichkeit der biblischen Schriften infrage.'?° Wellhausen wies nämlich nach, dass die 
Kapitel, die bisher als älteste Teile der Heiligen Schrift gegolten hatten (Elohist 1), 
beginnend beim ersten Schöpfungsbericht bis zum Bundesschluss am Sinai und den 
Regeln für den priesterlichen Kult, zu den jüngsten Traditionen innerhalb des Pen- 
tateuch gehörten. Damit war das gesamte Bild hinfällig, das man bisher in der Tra- 
dition von den Israeliten, ihrem Staats- und Gesellschaftswesen, besonders aber 
ihrer Religion hatte, "97 Wellhausen begründete die Umdatierung damit, dass die 
entsprechenden Passagen die Theologie der Propheten und des Deuteronomiums 
bereits voraussetzten; das war allerdings schlecht möglich, wenn diese jünger wa- 
ren. Daraus entwickelte er eine neue Entstehungsgeschichte: Ältester Teil war der 
Jahwist im 9. Jahrhundert v. Chr., gefolgt vom Elohist - vormals Elohist 2 - im 
8. Jahrhundert v. Chr. und dem Deuteronomium (7. Jahrhundert v. Chr.). Aus den 
bisherigen Beständen löste er unter der Bezeichnung Priesterschrift den Elohist ı 
heraus, die Anklänge an den späteren Jerusalemer Kult aufweist, und datierte sie 
auf die Zeit um das Babylonische Exil (nach 587 v. Chr).'9* Da zur Wellhausen- 


187 Vgl. ZENGER, u. a., Einleitung, S. 90. in Dress, Composition. Vgl. zudem HouT- 
188 Vgl. Kraus, Geschichte, S. 248-254. MAN, Pentateuch, S. 101-114; Kraus, Ge- 
189 Die Erstausgabe von 1878 trug noch den Ti- schichte, S. 255-269; SMEND, Julius Wellhau- 
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schen Priesterschrift auch das mosaische Gesetz zählte, konnte die Tora nicht mehr 
als religiöse und ethische Konstante Israels seit dem Auszug aus Ägypten gelten. 
Damit war die ehemals älteste Traditionslinie ins genaue Gegenteil verkehrt wor- 
den; sie war nun eine redaktionelle Überarbeitung vergleichsweise jungen Datums. 
Damit war die Vorstellung obsolet, dass die Religion Israels sich kontinuierlich um 
das Gesetz und einen zentralen Kult entwickelt hatte, vielmehr musste laut Well- 
hausen zwischen dem israelitischen Kult der Früh- und Prophetenzeit auf der einen 
und dem frühjüdischen Tempelkult in Jerusalem auf der anderen Seite unterschie- 
den werden.'93 Die Erkenntnisse und Thesen Wellhausens, die schnell unter dem 
Schlagwort „Lex post prophetas“ verbreitet wurden, riefen eine weitreichende 
Kontroverse hervor. Rudolf Smend bringt dies eindrücklich in seiner biographi- 
schen Skizze zu Wellhausen auf den Punkt: „Kein Alttestamentler ist mit so viel 
Bewunderung gelesen, keiner so erbittert bekämpft worden wie Julius Wellhau- 
sen.“'94 Die fast ausschließlich dem historischen Paradigma verpflichtete Form der 
Exegese und das neue Geschichtsbild Wellhausens riefen die Kritik der protestan- 
tischen Orthodoxie wie des katholischen Lehramts hervor.'95 

Schließlich stellte Wellhausens System die kirchliche Tradition und das protes- 
tantische Schriftprinzip gleichermaßen in Frage.'9° Der historistische Optimismus 
der Bibelwissenschaftler, die dem Beispiel Wellhausens folgten, führte in der Tat zu 
einer Krise der theologischen Dimension der Exegese. Wie konnte noch von der 
Heilsgeschichte Gottes mit den Menschen gesprochen werden, wenn die Geschich- 
te Israels als späte Konstruktion erscheinen musste und die Forscher zudem jegli- 
chen Wundern in den biblischen Schriften eine Absage erteilten? Generell schien 
abgesehen von den Gegnern Wellhausens oder der konservativen protestantischen 
Theologie das Interesse an den theologischen Aussagen der Heiligen Schrift, ja ih- 
ren Inhalten allgemein keine große Bedeutung beigemessen zu werden. Im Zen- 
trum stand nun die Entstehungsgeschichte und die philologisch-sprachliche Eigen- 
art des Pentateuch und der anderen alttestamentlichen Schriften, mit denen Quel- 
lenschichten rekonstruiert werden sollten (Literarkritik). Wellhausen selbst 
erkannte, wie tiefgreifend der Konflikt zwischen seiner radikal historischen Ar- 
beitsweise und der theologischen Zielsetzung seines Faches war, und wechselte 
1882 nicht nur die Universität — von Greifswald nach Halle - sondern auch die 
Fakultät: Fortan war er an der Philosophischen Fakultät Professor für semitische 
bprachen 197 

Eine ähnliche Methodik wies auch Bernhard Duhms (1847-1928) großer Pro- 
phetenkommentar auf. "99 Duhm teilte mit Wellhausen die Zielsetzung, die histori- 
sche Entwicklung der Religion der Israeliten nachzuzeichnen. Er wandte sich des- 
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halb den vorexilischen Propheten zu, die nun angesichts des neuen Geschichtsbil- 
des deutlich interessanter erschienen. Schließlich konnte eine genaue Analyse ihrer 
Verkündigung und theologischen wie ethischen Ansichten ein tieferes Verständnis 
der frühen, deutlich pluraleren Stadien der israelitischen Religion zeigen.'?? Er ver- 
stand die Propheten ganz in ihrer Zeit und reduzierte ihre Weissagungen allein auf 
ihren Aussagegehalt für die Zeitgenossen; etwaige Vorausdeutungen auf Christus 
oder gar Aussagekraft für die kirchliche Gegenwart schloss er aus (Vaticinia ex 
eventu).?°° Die Methode der literarkritischen Quellenscheidung wendete er in sei- 
nem Jesaja-Kommentar von 1892 an und unterschied hinsichtlich der Entstehungs- 
geschichte des Buches drei unterschiedliche Autoren (Proto-, Deutero- und Trito- 
jesaja), wobei er die Gottesknechtslieder (Ebed Jahwe) als Sondergut aus ihrem 
jeweiligen Zusammenhang herauslöste.*°' 


2. Religionsgeschichtliche Schule 


Aber im evangelischen Bereich war eine Exegese nach Wellhausen längst nicht die 
einzig gängige Form. Wie der kurze Einblick in Duhms Prophetenforschung zeigt, 
bestand trotz des historisch-kritischen Paradigmas und der Anerkennung für die 
Methodik der Quellenscheidung und die Rekonstruktion der tatsächlichen Ge- 
schichte Israels weiterhin ein großes Interesse an der Theologie des Alten Testa- 
ments. Nicht nur die Geschichte hinter den biblischen Texten sollte erforscht wer- 
den, sondern die Schriften selbst als aufschlussreiche Zeitzeugnisse. So legte die 
Religionsgeschichtliche Schule um Albert Eichhorn (1856-1926), Hermann Gun- 
kel (1862-1932) und Hugo Greßmann (1877-1927) in den Jahren vor und nach 
dem Ersten Weltkrieg den Fokus ihrer Arbeit wieder stärker auf den theologischen 
Gehalt der alttestamentlichen Texte, ohne freilich die Literarkritik als Basis der 
Forschung abzulehnen.?% Ihren Vertretern lag vor allem daran, die Theologie und 
die Glaubensvorstellungen der Israeliten im Gesamtkontext der Kultur- und Lite- 
raturgeschichte des Alten Orients zu begreifen und gleichzeitig deren Gehalt als 
göttliche Offenbarung für die Gegenwart deutlich zu machen. ?% Die klare histo- 
rische Ausrichtung stellte eine deutliche Abgrenzung von der evangelischen Dog- 
matik dar, zugleich ergänzte man die Literarkritik Wellhausens methodisch, um 
der biblischen Religion und ihrer eigenen literarischen Produktion en detail wieder 
mehr Raum zu geben. 293 Bereits der Name der Reihe, in der viele Anhänger der 
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Religionsgeschichtlichen Schule publizierten, verrät die neue doppelte Schwer- 
punktsetzung: „Forschungen zur Religion und Literatur des Alten und Neuen Tes- 
taments“. In den hier veröffentlichten Studien kam ein neues Bewusstsein für eine 
differenziertere Methodik auf, die das Fundament für die sogenannte Form- und 
Gattungskritik sowie die Überlieferungsgeschichte legte. Die Analyse der bibli- 
schen Literatur, ihrer speziellen Erzählweise, der sprachlich-rhetorischen Gestalt 
und der verwendeten Stoffe schloss zudem die Berücksichtigung der Wirkungsab- 
sicht und der liturgischen oder gesellschaftlichen Orte der Textgattungen ein, was 
bis heute nach Gunkels berühmter Formulierung „Sitz im Leben“ genannt wird. 29? 
Weitere Beispiele für eine formgeschichtliche Herangehensweise sind Gunkels 
Psalmenkommentar und Grefßmanns Werk „Der Messias“, das die Geschichte der 
israelitischen Erlösergestalt und der eschatologischen Hoffnung seit der Prophe- 
tenzeit in einer Gesamtdarstellung behandelte.”°° Ein entscheidender Ansatz war 
hierbei die Traditionskritik, die den Tradierungsprozessen wie auch den transpor- 
tierten Ideen und Vorstellungen der biblischen Schriften im Kontext des Alten 
Orients nachging. Textentstehung und -inhalt waren gleichermaßen Teil der Ana- 
lyse, ebenso in herausragender Weise die Beschäftigung mit den literarischen Gat- 
tungen. Ziel war es hierbei, den Umgang mit Schriftlichkeit und Sprechweisen im 
Alten Orient zu vertiefen. Beides war in diesem kulturellen Kontext stark institu- 
tionalisiert und an konkrete Lebensbereiche wie Kult oder Rechtsprechung gebun- 
den. Dadurch war die Gestalt mündlicher Traditionsformen oder eines literari- 
schen Textes deutlich stabiler und langlebiger angelegt, erfüllte der mündliche Vor- 
trag wie der schriftlich fixierte Text eine konkrete Funktion.?°7 

Insgesamt entfaltete die Religionsgeschichtliche Schule eine internationale Brei- 
tenwirkung, die bis in die 1930er Jahre und darüber hinaus reichte. Die skizzierte 
methodische Vielfalt eröffnete einen weiten Raum für die Forschung, die gegen- 
über den Geschichtswissenschaften wie auch der Theologie anschlussfähig war. 
Auch die aufblühende Judaistik und jüdische Bibelwissenschaft, die ähnlich ent- 
schieden gegen das Modell Wellhausens vorgegangen war wie die protestantische 
Orthodoxie und viele katholische Exegeten, fand hier eine Möglichkeit zur Ver- 
ständigung.”°® Es war besonders Grefßmanns Verdienst, dass hier in den 1920er 
Jahren im Umfeld des Berliner Institutum Judaicum der Versuch eines Austausches 
mit jüdischen Forschern unternommen wurde, was gerade unter evangelischen 
Theologen in dieser Zeit eher eine Ausnahme darstellte, worauf noch zurückzu- 
kommen sein wird.?°9 Nach dem Ersten Weltkrieg empfanden es führende Vertre- 
ter der religionsgeschichtslich arbeitenden alttestamentlichen Exegese als notwen- 
dig, ihre Forschungsergebnisse einzuordnen und Bilanz zu ziehen. Dabei tat sich 
Grefsmann hervor, der in der von ihm herausgegebenen „Zeitschrift für die Alt- 
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testamentliche Wissenschaft“ (ZAW) die Aufgaben der Alttestamentler für die Ge- 
genwart definierte.?'° 

Wenige Jahre zuvor hatte bereits Rudolf Kittel (1853-1929) auf dem ersten Ori- 
entalistentag nach dem Krieg in einem Vortrag, der in weiten Kreisen rezipiert wur- 
de, seine Vorstellung von der Zukunft der Bibelwissenschaft dargelegt. Grundlage 
blieb die Wellhausensche Literarkritik und die Gattungs- und Überlieferungsfor- 
schung der Religionsgeschichtlichen Schule. Zugleich dürfe man dabei nicht stehen 
bleiben, sondern müsse intensiver eine Geistesgeschichte des Volkes Israel betrei- 
ben. Kittel führt dazu aus: 


„Was wir brauchen ist darum vor allen Dingen die Geistesgeschichte Israels, sein 
geistiges Leben innerhalb und außerhalb der Literatur, vor ihr und in ihr, nicht aber 
lediglich sie selbst, geschweige nur die Analyse der Bücher und allenfalls ihre zeitli- 
che Bestimmung. Überall gilt es, das wirkliche Leben erst zu suchen und zu belau- 
schen und dann erst seinen literarischen Niederschlag zu verstehen und zu würdi- 
gen. Daf man jenen isoliert hat und immer noch vielfach isoliert, ist ein verhängnis- 
voller Irrtum.“ ?"! 


Zu dieser verstärkten Annäherung an das geistig-geistliche Leben der Israeliten ge- 
höre dann aber in besonderem Maße eine vertiefte Auseinandersetzung mit ihrem 
Glauben, die zur Reflexion der eigenen christlichen Tradition und der Theologie 
der Gegenwart dienen solle: 


„Wesentlich mehr Nachdruck aber möchte ich auf ein anderes legen. Ich meine die 
Herausarbeitung des spezifisch religiösen Gutes in der alttestamentlichen Religion, 
also dessen, was unsere Wissenschaft in besonders nahe Beziehung zur Theologie 
bringt. [...] In der Tat, wer aufmerksamen Auges die im ganzen übliche Behandlung 
unserer Disziplin beobachtet, dem kann nicht entgehen, wie stark wir zwar bemüht 
sind, die Lebensäußerungen und Lebensformen der alttestamentlichen Religion zu 
beobachten, nicht aber das Leben selbst in ihr und das Geheimnis ihres eigenartigen 
Wirkens. [...] Versuchen wir das für die alttestamentliche, so wird sich bald zeigen, 
daß sie an der Spitze aller alten Religionen steht [...] Welche Folgerungen sich daraus 
vom spezifisch christlich-theologischen Standpunkt ergeben, braucht hier nicht aus- 
geführt zu werden. Die Religionsgeschichte stellt ein Nahesein der Gottheit beim 
Menschen und ein Ergriffensein des Menschen von ihr, [...] als religiöses Phänomen 
fest. Wem Gott nicht bloß Idee und Phänomen ist, sondern lebendige Größe, der 
kennt auch nicht nur subjektiv ein Nahefühlen des Gottes, sondern objektiv und in 
voller Wahrheit ein Walten und Wirken Gottes im Menschen.“?'? 


Dass hier nach der Hochphase des Historismus nun wieder vorsichtig mehr der 
theologische Charakter der Bibelwissenschaft herausgestellt wird, macht im Um- 
feld der religionsgeschichtlichen Forschung eine gewisse Trendwende erkennbar, 
die auch andere Sparten der Exegese betraf, auf die gleich noch eingegangen wer- 
den muss. Zuvor sollen aber die wesentlichen Errungenschaften der archäologi- 
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schen und altorientalistischen Forschung dargestellt werden, die elementar waren 
für die Arbeit und den Erfolg der Religionsgeschichtlichen Schule. 


3. Archäologie, Assyriologie und der Babel-Bibel-Streit 


Dass Wellhausen und seine Anhänger ebenso wie die religionsgeschichtlich arbei- 
tenden Alttestamentler überhaupt einen Zugang zur altorientalischen Umwelt der 
Bibel erhalten konnten, hing mit den Errungenschaften der seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts florierenden archäologischen Grabungstätigkeit im Nahen Osten 
und mit der neuen Disziplin der Assyriologie zusammen. Britische, deutsche und 
französische Expeditionen in Syrien, Palästina und Ägypten förderten vor allem 
seit den 1870er Jahren eine Fülle archäologischen Materials zutage, die Aufschlüs- 
se über den Kulturraum des Alten Orients bereit hielt.”'3 Bereits in den 1850er Jah- 
ren waren bei Grabungen im Gebiet Mesopotamiens die antike Stadt Ninive und 
die dort verwahrte Bibliothek des Assyrerkönigs Assurbanipal aufgefunden wor- 
den. Anhand der ca. 20.000 Tontafeln konnte die Keilschrift entschlüsselt werden. 
Besonders herausragend waren außerdem die Schriftfunde von Tell el-Amarna in 
Ägypten (1877/78). Diese umfassten die Korrespondenz der ägyptischen Herrscher 
des 14. Jahrhunderts v. Chr., Amenophis III. und Amenophis IV., mit ihren Vasal- 
len, die ebenfalls in Keilschrift verfasst war. 1902 entdeckten französische For- 
scher schließlich bei Grabungen in Persien den sogenannten Codex Hammurapi, 
eine in Stein gehauenen Rechtssammlung des gleichnamigen babylonischen Königs 
aus dem 17. Jahrhundert v. Chr. Hinzu kam 1929 die Entdeckung der kanaanäi- 
schen Stadt Ugarit im südsyrischen Ras Šamra durch den Franzosen Claude Schaef- 
fer (1898-1982). Ein weiterer bedeutender Fund war die Palastanlage von Mari 
(Tel Hariri), die von 1933 bis 1938 im Südosten Syriens freigelegt wurde. Die hier 
gemachten Schriftfunde ermöglichten nicht nur weitgehende Einblicke in die kana- 
anäische Sprache, sondern auch eine Präzisierung der bisher vorgenommenen Da- 
tierungen.?'4 Damit rückte die Geschichte Israels und die Stellung der biblischen 
Schriften in die Geschichte des Nahen Ostens ein. Israel war nunmehr eine semiti- 
sche Kultur unter vielen, zumal ein Zwergstaat zwischen den Großreichen Ägyp- 
ten, Assur und Babelon 21 

Was diese Erkenntnisse für die Bibelwissenschaft bedeuteten, macht die unter 
dem Namen „Babel-Bibel-Streit“ bekannte Kontroverse zu Beginn des 20. Jahr- 
hunderts deutlich. Die Ergebnisse der Forschung konnten nämlich nicht nur kon- 
struktiv-wissenschaftlich genutzt werden, wie es die Religionsgeschichtler taten, 
sondern auch ideologisch übersteigert und polemisch vereinfacht wie in den Wer- 
ken des Assyriologen Friedrich Delitzsch (1850-1922). Bereits in seinen beiden 
Vorträgen „Bibel und Babel“ (1902 und 1903) unterstrich er die Höhe der babylo- 
nischen Kultur und Religion. Er wollte sie dazu nutzen, um im Alten Testament 
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rein menschliches und religiös Bleibendes zu scheiden. In seinem dritten Vortrag 
von 1904 und in seinem späteren Werk „Die große Täuschung“ (1920) dienten ihm 
die neu zugänglichen Quellen der assyrischen und babylonischen Kultur dazu, das 
Alte Testament als faden Abklatsch der babylonischen Kultur zu diskreditieren. 
Sämtliche Parallelen zwischen den Schriften aus den benachbarten Kulturräumen 
zeigten laut Delitzsch die Überlegenheit der mesopotamischen Literatur- und Geis- 
tesgeschichte gegenüber der Bibel, weshalb das Alte Testament größtenteils aus 
dem biblischen Kanon zu entfernen sei. Dagegen plädierte er für eine neue, aufge- 
klärte Weltanschauung, die sich aus akzeptablen biblischen, besonders aber baby- 
lonischen Grundlagen speisen sollte. Die medienwirksame Provokation Delitzschs, 
die wissenschaftliche Resultate letztlich für eine antisemitische Ideologie instru- 
mentalisierte, führte zu einem Sturm der Entrüstung. Viele Alttestamentler, darun- 
ter auch Augustin Bea, wandten sich gegen die Position des Assyriologen und nutz- 
ten die Gelegenheit zugleich, den eigenen Umgang mit der Archäologie und den 
altorientalischen Quellen sowie die daraus gezogenen Schlussfolgerungen erneut zu 
reflektieren und zu begründen. ?'° 

Abgesehen von derartig heftigen Debatten führte die Entzifferung der altorienta- 
lischen Schriften im Bereich der Assyriologie und Altphilologie bei Bibelwissen- 
schaftlern zu einer intensiveren Zusammenarbeit mit den relativ neuen Disziplinen. 
Über die religionsgeschichtliche Einbettung der israelitischen Kultur in den semiti- 
schen Raum und den Aufweis bestimmter textlicher Parallelen zwischen assyrischen, 
babylonischen und biblischen Quellen arbeiteten etwa Heinrich Zimmern (1862- 
1931), Richard Reitzenstein (1861-1931) oder Paul Wendland (1864-1915), deren 
Erkenntnisse stark von der Religionsgeschichtlichen Schule rezipiert wurden. 217 

Einen Brückenschlag zwischen Archäologie und Alttestamentlicher Exegese 
oder Orientalistischer Textforschung versuchten besonders zwei Wissenschaftler 
und Zeitgenossen Augustin Beas in ihren Werken zu erreichen: Albrecht Alt (1883- 
1956) und William Foxwell Albright (1891-1971). Alt war als Leiter des Deut- 
schen Evangelischen Instituts für Altertumswissenschaft des Heiligen Landes in 
Jerusalem in den Jahren 1921 bis 1923 an Grabungen in Palästina beteiligt gewesen 
und arbeitete als Professor für alttestamentliche Exegese an der Universität Leipzig 
zur Geschichte Palästinas und Syriens. Sein Verdienst war die Integration der soge- 
nannten territorialgeschichtlichen Methode in die Biblische Archäologie, die die 
schriftlichen und archäologischen Quellen etwa zur Siedlungsgeschichte dahinge- 
hend auswertete, dass historische Prozesse und Ereignisse abgeleitet werden konn- 
ten. So entwarf er auf der Basis archäologischer Erkenntnisse eine Geschichte der 
Religion der Patriarchenzeit („Gott der Väter“) und ein Modell zur Landnahme 
Israels, die der im Buch Josua geschilderten widerspricht bzw. die das Buch Josua 
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in einen komplexeren Zusammenhang einordnet.”'® Laut Alt waren die Israeliten 
nicht kriegerisch in Kanaan eingefallen, wie es die Bibel schildert, sondern sie sind 
gemäß ihrer Lebensweise zunächst als Halbnomaden durch regelmäßigen Weide- 
wechsel langsam eingewandert, während sich die im Buch Josua erzählten Ereig- 
nisse auf eine spätere Phase beziehen. 

Der amerikanische Orientalist Albright zählt zu den einflussreichsten Forschern 
im Schnittfeld zwischen Exegese und Biblischer Archäologie. In seiner Zeit als Lei- 
ter der American School of Oriental Research in Jerusalem in den 1920er Jahren 
und von 1933 bis 1936 war er an den Grabungen in Tell el-Ful, Tell bet Mirsim und 
in Bet-El beteiligt. Unter dem Schlagwort „external evidence“ versuchte er die alt- 
testamentliche Überlieferung anhand der konkreten kulturgeschichtlichen Funde 
ihrer Entstehungszeit neu zu bewerten. Dabei dienten ihm die biblischen Schriften 
als Ausgangspunkt für die Forschung. So hielt er wie Alt an der Existenz der Patri- 
archen fest; im Gegensatz zu diesem vertrat er auch weiterhin die biblische Vorstel- 
lung einer kriegerischen Landnahme.?'? Nicht zuletzt deshalb war Albrights Posi- 
tion durchaus anschlussfähig für katholische Bibelwissenschaftler. 


4. Dialektische Theologie 


In den 1920er Jahren machte sich zudem auch auf dem Gebiet der systematischen 
Theologie eine Art biblischer Aufbruch bemerkbar. Karl Barth (1886-1968) ent- 
warf ausgehend von seiner Auslegung des Römerbriefs die sogenannte Dialektische 
Theologie als durchwegs biblische Theologie mit Wirkung bis in die alttestament- 
liche Exegese.”?° Barth versuchte die Begegnung des historisch gebundenen Men- 
schen mit dem weltjenseitigen Gott und die daraus resultierende Weltdeutung neu 
ins Zentrum aller theologischen Reflexion zu rücken. Der Schweizer Theologe deu- 
tete das reformatorische Sola-Scriptura-Prinzip auf existenzielle Weise neu, indem 
er die Gottesbegegnung und -beziehung als elementare Erfahrung der Heiligen 
Schrift erneut herausstellte. Wo sonst, wenn nicht in der Bibel, konnte Gottes Geist 
erfahrbar werden? Demnach konnte laut Barth die historisch-kritische Beschäfti- 
gung mit der Bibel immer nur der erste Schritt in der Theologie sein, danach muss- 
te aber die Frage nach dem zeitlosen Geist der Offenbarung hinter dem Buchstaben 
angegangen werden. 221 Schließlich war Gottes Wort zwar in eine bestimmte Zeit 
hinein gesprochen worden, zugleich aber entfaltete die Botschaft Christi und der 
Apostel eine befreiende Wirkung für das soziale und ethische Zusammenleben, die 
es neu zu entdecken galt.” Wie der zeitgenössischen Luther- und Calvin-Renais- 


219 Vgl. WENNING, Albright, Sp. 345f. on bzw. kritischen Auseinandersetzung mit 
220 Vgl. BARTH, Römerbrief; vgl. dazu ausführ- dem Ansatz vgl. BULTMANN, Bedeutung, 
lich REvENTLOw, Epochen, Bd. 4, S. 371-378. Sp. 57-67; STAERK, Bedeutung, S. 76f.; HEM- 
Die dialektische Theologie wurde viel disku- PEL, Altes Testament, S. 77-87. 
tiert, unter anderem auf dem r. Deutschen 22r Vgl. REvVENTLOW, Epochen, Bd. 4, S. 371- 
Theologentag 1927 in Eisenach (vgl. SCHMIDT, 378. 
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sance ging es Barth letztlich um eine Rückbesinnung auf die Grundlagen des christ- 
lichen Glaubens, freilich in noch radikalerer Weise. Letztlich versuchte er ange- 
sichts der Vereinnahmung Gottes durch Staat und Kirche, aber auch angesichts der 
Vergottung bestimmter Prinzipien in den aufkeimenden Ideologien seiner Zeit, 
Gottes Heilswillen gegenüber seiner Schöpfung sichtbar zu machen. Gott entzog 
sich allem menschlichen Zugriff, zeigte sich aber zugleich aus freiem Entschluss 
den Menschen in Jesus Christus. Die biblische Gottesgegenwart und die Reich- 
Gottes-Botschaft Jesu war demnach mit nichts Menschengemachtem gleichzuset- 
zen, sondern Gottes gnadenhafte Zuwendung zu seinen Geschöpfen.??3 Erst da- 
durch werde die Kernbotschaft christlicher Erlösungshoffnung wieder sichtbar. 
Für Barth gehört zur Theologie wie zur Bibelwissenschaft historisches Interesse 
wie gläubige Existenz; einen reinen Historismus, den er in seinem „Römerbrief“ 
manchen Zeitgenossen vorwarf, lehnte er kategorisch ab: „Die heutige Theologie 
aber steht nicht zu den Propheten und Aposteln; sie nimmt nicht Partei für sie, son- 
dern für den modernen Leser mit seinen Vorurteilen; sie nimmt sie nicht Ernst, 
sondern stellt sich mitleidig lächelnd neben oder über sie; sie nimmt kühl und un- 
beteiligt Abstand von ihnen; sie betrachtet kritisch oder genießend die historisch- 
physiologische Oberfläche und geht an ihrem Sinn vorbei. Das ist’s, was ich gegen 
sie habe.“??+ Barth sprach damit ein verbreitetes Bedürfnis derjenigen Theologen 
aus, denen an der historisch-kritischen Ausrichtung der Exegese ein wesentlicher 
Punkt fehlte: der Bezug zum Glauben der Kirche und zur Heilsgeschichte.?25 

Die in der Tradition so selbstverständliche Verbindung von Geschichte und 
Heilsgeschichte musste angesichts der historischen Erkenntnisse neu gedacht wer- 
den. Wollte die alttestamentliche Wissenschaft jedoch als Teil des theologischen 
Fächerkanons auch Glaubenswissenschaft bleiben, war dies unumgänglich. Die Er- 
kenntnisse der jahrzehntelangen historisch-kritischen Forschung sollten für den 
Glauben der Zeitgenossen fruchtbar gemacht werden. Das bedeutete nicht, dass die 
heilsgeschichtliche Deutung die gewonnenen Erkenntnisse instrumentalisierte oder 
sie zugunsten der Tradition übertünchte. Vielmehr ging es darum, die existenzielle 
Glaubenserfahrung der biblischen Autoren erneut zu erkennen und mit der christ- 
lichen Theologie in Beziehung zu setzen.??° Für eine solche Herangehensweise 
standen im Besonderen unter anderem Justus Köberle (1871-1908), Paul Volz 
(1871-1941), Ernst Sellin (1867-1946), Otto Procksch (1874-1947), Eduard König 
(1846-1936), Willy Staerk (1866-1946) und Wilhelm Vischer (1895-1988). Bei ih- 
nen wie auch allen anderen Vertretern dieser Strömung ging es vor allem um das 


223 Vgl. ebd., S. 869. wende erschienenen Werke Bernhard Stades 

224 Vgl. BARTH, Römerbrief, S. 591. (1848-1906), Emil Kautzschs (1841-1910), 

225 Die zeitgenössischen Darstellungen zur William Robertson Smiths (1846-1894), Ru- 
Theologie des Alten Testaments hatten ganz dolf Smends (1851-1913), Friedrich Giese- 
bewusst auf die Kategorie der Heilsgeschich- brechts (1852-1910), Marie-Joseph Lagran- 
te verzichtet und vielmehr die existenziellen ges (1855-1938) oder Karl Martis (1855- 
Fragen des Glaubens dem Leser überlassen. 1925) (vgl. Kraus, Geschichte, S. 379). 
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Mitdenken der Faktoren Gott und Offenbarung in der Exegese. So führte etwa 
Volz aus, dass die heilsgeschichtliche Exegese, anders als die betont neutrale Reli- 
gionsgeschichte, die Bibel wieder als Wort Gottes begreifen und als Glaubenswis- 
senschaft die Möglichkeit der göttlichen Offenbarung in Betracht ziehen will. 
Wenn man aber die Offenbarung Gottes in der Heiligen Schrift annehme, müsse 
man von den frühesten Zeugnissen des Alten Testaments bis zu Christus als dem 
Höhepunkt der Selbstmitteilung Gottes nach dem suchen, was die Bibel über Gott 
aussagt.??” Oder wie es Otto Procksch knapp zu Beginn seines Genesiskommen- 
tars formulierte: „[Gegenüber der Religionsgeschichtlichen Schule] möchte der 
hier veröffentlichte Kommentar die Genesis als Quelle einer Geschichte und eines 
Glaubens verstehen lehren, zu dem unser eigenes Leben in persönlichem Zusam- 
menhang steht.“??® Dass damit der historisch-kritischen Lektüre eine gläubige Les- 
art zur Seite gestellt wurde, bedeutete für das Alte Testament keinesfalls eine chris- 
tologische oder dogmatische Engführung. Vielmehr sollten christlicher Glaube 
und Altes Testament viel stärker in Beziehung gesetzt werden. Ein Beispiel hierfür 
ist Vischers Werk „Das Christuszeugnis des Alten Testaments“, in dem er entgegen 
der Auffassung so mancher Zeitgenossen, die sich auf Friedrich Delitzsch oder 
Adolf von Harnack (1851-1930) beriefen, die tiefe Verwurzelung Jesu und des frü- 
hen Christentums im Judentum herausstellte. Wer das Alte Testament oder auch 
nur Teile davon aus dem Kanon der christlichen Bibel streiche, verstümmle da- 
durch den eigenen Glauben. 229 

Die Hinwendung zur theologischen - und nicht nur historischen - Sprachfähig- 
keit für die Gegenwart veränderte zunächst die Forschungsfelder, wobei die histo- 
risch-kritischen Methoden dieselben blieben. Das Bewusstsein für nötige Verge- 
wisserung über den Glauben der Israeliten und dessen Wirkung auf die Verkündi- 
gung Jesu und das Leben der frühen Kirche lief? vor allem Kult und Frömmigkeit 
in den Vordergrund treten. Neben der aufblühenden Psalmenforschung wurden die 
unterschiedlichen Lebensbereiche rekonstruiert: Forscher wie der bereits genannte 
Volz, Ludwig Köhler (1880-1956), Sigmund Mowinckel (1884-1965), Alfred Bert- 
holet (1868-1951), Johannes Hempel (1891-1964) und Walther Eichrodt (1890- 
1978) versuchten Tagesablauf, Festkalender, Kultordnungen sowie persönliche und 
kollektive Frömmigkeitsformen ebenso herauszuarbeiten, wie eschatologische Vor- 
stellungen.?3° Besonders bei Hempel, der über Deutschland hinaus gerade in Skan- 
dinavien und im angelsächsischen Bereich sehr stark rezipiert wurde, finden sich 
programmatische Äußerungen zu dem neuen Fokus auf das betende und glaubende 


227 Vgl. Kraus, Geschichte, S. 383. 230 Vgl. Kraus, Geschichte S. 400-406, 421- 

228 Vgl. PROckscH, Genesis, S. 3. 424. 

229 Vgl. hierzu SMEND, Wilhelm Vischer, S. 774f. 231 Die anthropologische Annäherung an die 
In eine ähnliche Richtung geht die Ermah- Religion Israels tritt in besonderer Weise in 
nung Kittels an die Alttestamentler von 1921, seinem Werk „Gott und Mensch im Alten 
den Versuchen einer Marginalisierung ihres Testament“ zutage (HEMPEL, Gott). Vgl. zu- 
Fachs entschieden zu begegnen (KITTEL, Zu- dem SMEND, Johannes Hempel, S. 751-753. 
kunft, S. 99). 
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Individuum und die Glaubensgemeinschaft des Volkes Israel in den alttestamentli- 
chen Schriften.*3" Der Einfluss der Dialektischen Theologie und das theologische 
Bedürfnis vieler Alttestamentler wurden nun stärker in den Publikationen deutlich. 
Das neue Verhältnis von historischer Arbeitsweise und theologischer Aussageab- 
sicht und die damit verbundene Kritik an der Exegese des späten 19. Jahrhunderts 
fasste Eichrodt in seiner „Theologie des Alten Testaments“ zusammen, indem er 
bilanzierte: 


„In der Tat ist es hohe Zeit, daß auf dem Gebiet des Alten Testaments einmal mit der 
Alleinherrschaft des Historismus gebrochen und der Weg zurückgefunden wird zu 
der alten und in jeder wissenschaftlichen Epoche zu lösenden Aufgabe, die alttesta- 
mentliche Glaubenswelt in ihrer strukturellen Einheit zu begreifen und unter Be- 
rücksichtigung ihrer religiösen Umwelt einerseits, ihres Wesenszusammenhangs mit 
dem Neuen Testament andererseits in ihrem tiefen Sinngehalt zu deuten. Nur so wird 
es gelingen, der alttestamentlichen Wissenschaft und speziell der alttestamentlichen 
Theologie ihren Platz in der christlichen Theologie zurückzugewinnen, den sie jetzt 
zugunsten der allgemeinen Religionsgeschichte aufgegeben hat.“?3? 


Die unterschiedlichen Entwürfe einer theologischen Exegese beziehungsweise einer 
biblischen Theologie zeigen, in welchem Maße gerade in der Zeit nach dem Ersten 
Weltkrieg auch die protestantische Exegese von Neuaufbrüchen und Suchbewe- 
gungen geprägt war, die bestimmte Engführungen des 19. Jahrhunderts hinter sich 
lassen wollten, zugleich aber neue Herangehensweisen erprobten. Diese rückten 
mal mehr mal weniger in die Richtung der stark theologischen Anliegen katholi- 
scher Bibelwissenschaftler, was nach Jahrzehnten der Entfremdung wieder Ansatz- 
punkte für einen möglichen Dialog erkennen lief3.*33 


232 EicHRoDT, Theologie, S. 5. 233 Vgl. dazu etwa bereits BEA, Wege, S. 586f.; 
BEA, Exegese, $. 322-341. 
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Zweites Kapitel: 
Prägung und biographische Stationen Augustin Beas 


Wie bereits angesprochen, handelt es sich bei der vorliegenden Studie um eine Teil- 
biographie, die thematischen Schwerpunkten folgt, die sich zeitlich überlappen, 
jedoch nicht vollständig die Chronologie des langen Lebens Augustin Beas abbil- 
den. Deshalb soll zur Orientierung ein Überblick über die wichtigsten Stationen 
der Biographie gegeben werden. In den hier knapp aufgezeigten Lebensweg fügen 
sich die nachfolgenden Kapitel ein. Dieser bildet zugleich den biographischen Be- 
zugsrahmen, in dem sich Augustin Bea mit der Bibel auseinandersetzte. 


I. Herkunft und Jugend 


Bea kam am 28. Mai 1881 im südbadischen Riedböhringen als Sohn des Zimmer- 
manns Karl Bea und dessen Frau Maria, geborene Merk, zur Welt. Er blieb ihr ein- 
ziges Kind. Die Eltern lebten wie der Grofßsteil der Bevölkerung auf der Baar, der 
Region zwischen Schwarzwald und Bodensee, von handwerklicher Arbeit und der 
nebenbei betriebenen Landwirtschaft. In der Familie wurden die verschiedenen 
Formen bäuerlicher Volksfrömmigkeit gepflegt, was Bea später auf sein Leben zu- 
rückblickend als Grundlage für seinen geistlichen Beruf und die Arbeit in den un- 
terschiedlichen Bereichen der Kirche bezeichnete." Die Mutter praktizierte eine 
starke Marienfrömmigkeit, die vor allem in zwei jährlichen Wallfahrten zu den 
Gnadenbildern der Benediktinerabteien Einsiedeln und Beuron ihre Fixpunkte hat- 
te. Besonders die junge Gründung Beuron wurde auch für den Sohn zunächst zum 
spirituellen Bezugsort. 

Aufgrund der herausragenden schulischen Leistungen, die der junge August - 
die latinisierte Version „Augustin“ seines Vornamens übernahm Bea erst, als er 
bereits Jesuit geworden war - erbrachte, sprachen sich Lehrer und Pfarrer gleicher- 
maken für den Besuch einer höheren Schule aus. Das war angesichts der einfachen 
Verhältnisse der Familie und der knappen finanziellen Mittel kein einfaches Unter- 
fangen. Die Eltern gaben schließlich ihre Zustimmung, dass sich ihr Sohn ab dem 
Schuljahr 1893/1894 im nahegelegenen Sasbach an die Lendersche Anstalt, eine 
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kirchlich-private Heimschule begab, die als führende Ausbildungsstätte für den ba- 
dischen Klerus galt.” 1897, am Ende des fünften Jahres in Sasbach, wechselte Bea 
aus nicht gänzlich geklärten Gründen an das staatliche Gymnasium in Konstanz. 
Wie andere katholische Zöglinge, die auf finanzielle Unterstützung etwa aus kirch- 
lichen Kreisen angewiesen waren, war Bea im dortigen bischöflichen Konvikt, dem 
Konradi-Haus, untergebracht. Die Schulgemeinschaft war anders als in Sasbach 
konfessionell gemischt, was nicht nur die verschiedenen Biographen, sondern auch 
der spätere Kardinal selbst als erste ökumenische Erfahrung deuteten.3 Zu den 
Mitschülern gehörten etwa Fridolin Amann (1882-1963), der später als Priester 
und Lehrer tätig war und mit dem Bea bis ins hohe Alter in Kontakt stand. 3 sowie 
Wendelin Rauch (1885-1954), der spätere Freiburger Erzbischof. Dass am Kon- 
stanzer Gymnasium die konfessionellen Verwerfungen der Kulturkampfzeit über- 
wunden waren, ist eher unwahrscheinlich. Gerade in Baden wirkte die kultur- 
kämpferische Hochphase immer noch nach 5 

Bea gehörte zu den Klassenbesten und erhielt von den Lehrern durchwegs gute 
Beurteilungen, was nicht nur die Fortzahlung der Stipendien aus privaten Stiftun- 
gen sicherte, sondern auch die Spendenbereitschaft der Verwandten. Für das Schul- 
jahr 1898/1899 musste Bea erneut die Schule wechseln, da das Konstanzer Kna- 
benkonvikt umfassend renoviert werden sollte. Als Ersatz wurde in Rastatt ein 
neues Internat geschaffen und den Schülern der Besuch des dortigen staatlichen 
Ludwigsgymnasiums gewährt. 1899 absolvierte Bea schließlich die Abiturprüfun- 
gen mit sehr gutem Erfolg.° Bereits im Sommer zuvor hatte ein Exerzitienkurs im 
Jesuitenkolleg in Feldkirch (Vorarlberg) bei ihm den Wunsch befördert, in die Ge- 
sellschaft Jesu einzutreten.? Dies war allerdings kein leichtes Unterfangen, da der 
Orden zu diesem Zeitpunkt aufgrund des nach wie vor gültigen Verbots aus der 
Kulturkampfzeit im Deutschen Reich keine Niederlassungen haben durfte.® Der 
Ordenseintritt hätte damit bedeutet, Deutschland zu verlassen und im Ausland 
Noviziat und akademische Ausbildung zu absolvieren. Das lehnten die Eltern je- 
doch zunächst ab. Vielmehr sprach sich der Vater für ein „normales“ Theologiestu- 
dium an einer staatlichen Universität in Deutschland aus, weshalb Bea auf Empfeh- 
lung seines Konviktleiters im Herbst 1900 nach Freiburg ins dortige Theologen- 
konvikt übersiedelte. Das Studium an der Universität Freiburg konnte er erneut 


2 Vgl. Zeprwıtz, Augustin Kardinal Bea, S. 92. 
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durch ein Stipendium finanzieren. Allerdings blieb der Wunsch des Ordenseintritts 
entgegen den Hoffnungen der Eltern auch während der Zeit in Freiburg bestehen. 
Bea hörte Vorlesungen bei namhaften Professoren wie etwa dem Alttestamentler 
und Mitglied der Päpstlichen Bibelkommission Gottfried Hoberg (1857-1924) und 
dem liberalen Kirchenhistoriker und Vordenker des Reformkatholizismus Franz 
Xaver Kraus (1840-1901).? Die Theologische Fakultät war überwiegend mit re- 
formkatholisch orientierten Professoren besetzt und stand einer allzu ultramonta- 
nen Ausrichtung der Theologie äußerst kritisch gegenüber.'° Der kirchenfromme 
Jungstudent Bea schien mit dieser intellektuellen Welt, die doch von ganz anderen 
Grundsätzen lebte als er, zwar keine Probleme zu haben, blieb allerdings auch nicht 
lange in Freiburg. 


II. Ordenseintritt und akademische Ausbildung 


Nach drei Semestern äußerte er gegenüber der Familie abermals seinen Wunsch, 
Jesuit zu werden, und erhielt schließlich nach einer Reihe schmerzlicher Diskussio- 
nen die Zustimmung des Vaters. Die eineinhalb Jahre in Freiburg reichen deshalb 
nicht aus, um Bea eine Prägung durch die um die Jahrhundertwende aufkommen- 
den theologischen Reformideen innerhalb der deutschen Theologie zu unterstellen. 
Die folgende, langjährige Ausbildung gemäß den Richtlinien des Ordens und einer 
stark an Rom orientierten Theologie und Philosophie machten deutlich mehr Ein- 
druck auf ihn.'" Gleichwohl blickte Bea nicht negativ auf die Freiburger Zeit zu- 
rück, sondern bewertete die dort gewonnenen ersten Zugänge zur Exegese des 
Alten Testaments, zur christlichen Archäologie und zur Kirchengeschichte im 
Rückblick positiv.'? 

Mit dem Ordenseintritt ging die für deutsche Jesuitennovizen üblich gewordene 
Übersiedlung in die Niederlande einher, wo die deutsche Jesuitenprovinz neben 
Feldkirch ihre Niederlassungen für den Nachwuchs besaß.'3 Trotz der Verbannung 
aus dem Deutschen Reich erfreute sich der Orden großer Beliebtheit und verzeich- 
nete angesichts der schlechten Ausgangslage hohe Eintrittszahlen. Die „deutschen“ 
Ausweich-Ordenshäuser in den Niederlanden (Blijenbeek, Exaten, Valkenburg, 
Wijnandsrade), England (Ditton Hall, Portico) und Österreich (Feldkirch) und die 
von deutschen Patres getragene Buffalo-Mission in den USA waren deshalb perso- 
nell über die Maßen gut ausgestattet."4 

Auf Bea wartete die langjährige Ausbildung der Jesuiten, wie sie im 19. Jahrhun- 
dert üblich war: zwei Jahre Noviziat, zwei Jahre Juniorat (Bildung in den klassi- 
schen Sprachen und in Rhetorik), drei Jahre Philosophiestudium, bis zu vier Jahre 
Interstiz (Phase praktischer Arbeit überwiegend im schulischen Bereich), vier Jahre 


9 Vgl. BRODKORB, Jesuit, S. 21. 12 Vgl. SCHMIDT, Kardinal, S. 43. 
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Theologiestudium, ca. ein Jahr Terziat (geistliche Vorbereitung auf den Dienst, für 
den der Orden den Kandidaten vorsah).'5 Das zweijährige Noviziat in Blijenbeek 
stand ganz unter dem Zeichen des Einübens in die Ordensregeln und -spiritualität, 
wofür der streng in der asketischen Tradition des 19. Jahrhunderts stehende Exer- 
zitienmeister Ernst Thill (1857-1921) Sorge trug. Bei ihm absolvierte Bea ab 1902 
sämtliche Anleitungen zum jesuitischen Leben. Durch ständige Unterweisung und 
Rechenschaft, Gewissenserforschung, Partikularexamen'‘, Sakramentenempfang 
und Bibellektüre sollten Demut und Gehorsam eingeübt werden. Nach eigenen An- 
gaben ging Bea bei Thill durch eine harte Schule, was er auch Jahrzehnte später 
noch betonte. Gleich im ersten Jahr machte Bea ebenfalls unter Anleitung Thills 
die großen ignatianischen Exerzitien.'7 Die vier Wochen der geistlichen Übungen 
dienten der Überprüfung der Entscheidung für den Orden. 

Aufgrund eines Brands mussten die Novizen 1903 Blijenbeek verlassen und nach 
Exaten übersiedeln. In der dortigen Kommunität wirkte Wilhelm Eberschweiler 
(1837-1921) als Spiritual, dessen empathische Seelenführung eine deutlich nach- 
haltigere Wirkung auf das geistliche Leben Beas hatte als die Strenge des Noviziats. 
1904 legte Bea dort die ersten Gelübde ab und erhielt die niederen Weihen. 

Im September 1904 siedelte Bea nach Valkenburg über, um dort das Philoso- 
phiestudium am Ignatiuskolleg, dem „Collegium Maximum“ des Ordens, zu be- 
ginnen. Das Studium beinhaltete gemäß der Ordenstradition neben der klassischen 
Philosophie auch Mathematik und Naturwissenschaften.'® Zu Beas Lehrern in 
dieser Phase gehörten Peter Beck (1855-1922), der die traditionelle „Philosophia 
perennis“ dozierte, Hermann Hoffmann (1864-1937), Professor für Philosophie- 
geschichte, der für eine Auseinandersetzung mit der neuzeitlichen Philosophie ein- 
trat und deshalb Probleme mit dem Rektor bekam, sowie der Astronom und Alto- 
rientalist Franz Xaver Kugler (1862-1929).'? Das 1894 gegründete Kolleg, das Or- 
denshaus, Provinzialat, Hochschule und Schriftstellerkommunität in einem war, 
bildete nach dem Verkauf von Maria Laach an die Benediktiner das Zentrum der 
deutschen Jesuitenprovinz und beherbergte rund 270 Jesuiten, ungefähr zwei Drit- 
tel davon sogenannte Scholastiker, die sich wie Bea nach den Ersten Gelübden auf 
Theologiestudium und Priesterweihe vorbereiteten. Hinzu kamen auch 25 Profes- 
soren für alle philosophischen und theologischen Teildisziplinen.?° 

Hier schloss Bea 1907 erfolgreich das Philosophieexamen ab, worauf ihn die 
Ordensoberen für die Zeit des sogenannten Interstiz als Lehrer für Latein, Grie- 
chisch, Deutsch und Mathematik am Aloysius-Kolleg des Ordens im nahe gelege- 


15 Vgl. SCHATZ, Geschichte, Bd. 5, S. 44. 18 In Valkenburg gab es neben drei rein philoso- 
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nen Sittard einsetzten.”' Die pädagogischen Erfahrungen sollten ihm bald von 
Nutzen sein. Zunächst begann Bea Toto aber das Theologiestudium in Valken- 
burg, wobei ihm die drei Freiburger Semester anerkannt wurden. Der Studienbe- 
ginn fiel in eine äußerst schwierige Phase, war doch die Modernismuskrise auf ih- 
rem Höhepunkt angekommen, die auch in Valkenburg erste Opfer gefordert hatte. 
Der amtierende Papst Pius X. witterte hinter jeder Ecke Kirchenfeinde und neue- 
rungssüchtige Theologen, was auch das Klima innerhalb des Jesuitenordens beein- 
flusste.°° Während die beiden Valkenburger Dogmatiker, Christian Pesch (1853- 
1925) und Josef Hontheim (1858-1929), aufgrund ihrer konservativen Gesinnung 
ohnehin nichts zu befürchten hatten, geriet vor allem die Bibelexegese vermehrt ins 
Schussfeld. Bea erhielt bei ersteren eine linientreue, neuscholastische Ausbildung. 
Was die Exegese betraf, erlebte der Student hautnah mit, wie der in Valkenburg le- 
bende Alttestamentler und Mitherausgeber der Kommentarreihe „Cursus Scriptu- 
rae Sacrae“, Franz von Hummelauer, 1908 von der Ordensleitung ein Publikations- 
verbot erhielt, strafversetzt und einige Zeit später vom Heiligen Offizium verurteilt 
wurde.?3 Auch der langjährige Professor für Bibelexegese und Schriftleiter des 
„Cursus“, Joseph Knabenbauer, war 1907 von der Ordensleitung ermahnt worden 
und wurde vorsorglich aus dem Amt des Studienpräfekten entfernt, weil man ihm 
allzu liberale Tendenzen nachsagte. Während man ihm verbot, weiter das Alte Tes- 
tament zu lehren, durfte er vorerst als Neutestamentler im Amt bleiben, 1910 
schied er aus Altersgründen aus. Auch dem Nachfolger Hermann Cladder (1868- 
1920) und dem als Fundamentaltheologe tätigen Neutestamentler Augustin Merk 
(1869-1945) erging es ähnlich. Weil sie die Zwei-Quellen-Theorie zum Zusam- 
menhang der synoptischen Evangelien in ihren Lehrveranstaltungen durchgenom- 
men hatten, gerieten sie gleichermaßen ins Visier der Ordensleitung. In diesem Fall 
blieb es aber bei einer Ermahnung der Patres und einer Versetzung in andere theo- 
logische Disziplinen. Den dort tätigen Alttestamentlern, bei denen Bea die Vorle- 
sungen besuchte, ging es ähnlich: 1911 wurde schließlich der Psalmenkommentar 
indiziert, den die Valkenburger Patres Hermann-Joseph Wiesmann (1871-1948) 
und Johann Baptist Zenner (1852-1905) herausgegeben hatten, was eine erneute 
Rüge des gesamten Professoriums durch den Ordensgeneral Franz Xaver Wernz 
zur Folge hatte 23 

Bereits als Theologiestudent hatte Bea erfahren, wie schnell einen der Modernis- 
musvorwurf treffen konnte, vor allem wenn man in einer bibelwissenschaftlichen 
Disziplin arbeitete. Zugleich war aus dem Provinzialat und aus der Generalkurie 
des Ordens ständig zu vernehmen, wie unverzichtbar es sei, sich gegenüber der 


21 Beas Einsatz als Lehrer war kein Einzelfall, 22 Vgl. ARNOLD, Geschichte, S. 89-136. 
sondern eher die Regel für Scholastiker wäh- 23 Hummelauer gab allerdings keine Vorlesun- 


rend des Interstiz. Der Schwerpunkt der ge- gen, sondern lebte in der Valkenburger 
wöhnlich zweijährigen „Auszeit“ lag im Er- Schriftstellerkommunität (vgl. SCHATZ, Ge- 
werb pastoraler, sozialer und pädagogischer schichte, Bd. 2, S. ro2f.). 


Fähigkeiten (vgl. ScHaTz, Geschichte, Bd. 5, 24 Vgl. ScHaTZz, Geschichte, Bd. 2, S. 138-142. 
S. 48). 
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Kirche durch kindlichen Gehorsam auszuzeichnen. Als Bea nach erfolgreichem 
Studienabschluss 1913 zu vertiefenden Studien der Sprachen des alten Orients nach 
Berlin geschickt wurde, war klar, dass er für eine bibelwissenschaftliche Karriere 
vorgesehen war. Angesichts der Valkenburger Erfahrungen wusste er um die gro- 
ßen Risiken, die die Tätigkeit als katholischer Alttestamentler zu dieser Zeit bein- 
haltete.*5 Ein Jahr zuvor hatte er im April die Diakonenweihe, im August dann die 
Priesterweihe empfangen. In Berlin blieb Bea allerdings nur ein Semester, da er im 
Herbst 1913 sein Terziat in Exaten antreten sollte. An der Berliner Universität wa- 
ren die Nachwirkungen des Bibel-Babel-Streits immer noch spürbar, wenngleich 
Bea Vorlesungen bei Altorientalisten belegte, die nicht zu den Wortführern in der 
Kontroverse um den Geschichtswert und die besondere Stellung der israelitischen 
Kultur im Alten Orient gehört hatten.?° Bei Josef Marquart (1864-1930) besuchte 
er eine Einführung ins Altaramäische, bei Jakob Barth (1851-1914) syrische Lite- 
raturgeschichte, bei Eugen Mittwoch (1876-1942) aramäische Literatur und bei 
dem Althistoriker Eduard Meyer (1855-1930) „Geschichte und Denkmäler des Al- 
ten Orients“. Schließlich belegte er bei dem evangelischen Theologen Hermann Le- 
berecht Strack (1848-1922) einen Hebräischkurs für Fortgeschrittene und eine 
Vorlesung zur Mischna.?7 Diese akademischen Lehrer schätzte Bea trotz ihrer un- 
terschiedlichen konfessionellen bzw. religiösen Herkunft - Barth und Mittwoch 
waren Juden, Marquart war Katholik, Meyer und Strack Protestanten - als Kenner 
und Verehrer des Alten Orients; allesamt waren sie Kritiker des grassierenden An- 
tisemitismus in Deutschland.?® 

Das Terziat, der dritte und letzte Ausbildungsabschnitt für den Ordensnach- 
wuchs, sollte nach Abschluss des Studiums noch einmal der geistlichen Vorberei- 
tung auf das Leben als Jesuit dienen. In diesem Zusammenhang machte Bea noch- 
mals die großen, vierwöchigen Exerzitien. An eine Fortführung der Studien in Ber- 
lin war nicht mehr zu denken, da Bea für andere Aufgaben gebraucht wurde. Der 
Grund lag im Ausbruch des Ersten Weltkrieges im Sommer 1914. Da viele deutsche 
Jesuiten, vor allem die Scholastiker, wehrpflichtig waren, wurden sie zum Militär- 
dienst, vor allem als Sanitäter oder Militärgeistliche, einberufen. Um hier eine An- 
laufstelle für die Mitbrüder und eine offizielle Vertretung gegenüber den zuständi- 
gen Militärbehörden zu schaffen, verfügte der Provinzial, dass nach dem Vorbild 
der sogenannten „Stationen“, die die Jesuiten seit wenigen Jahren in deutschen 
Grofßsstädten errichtet hatten, nun auch eine in Aachen entstehen sollte. Aachen lag 
im Reichsgebiet und zugleich nahe an der holländischen Grenze und damit unweit 
des Provinzialats in Valkenburg. Die Niederlassung diente auch als Residenz der 
Novizen, die in Aachen im Lazarett tätig waren. Als westlichste Stadt des Reiches 
kamen in Aachen viele Verwundete und Verletzte von der Westfront an und muss- 
ten versorgt werden. Bea leitete bis 1917 die Einrichtung und organisierte den 
Kontakt mit den staatlichen Behörden, dem Malteser Hilfsdienst, unter dessen 


25 Vgl. ebd., S. 142. 27 Vgl. ARCHIV DER DEUTSCHEN PROVINZ DER JESU- 
26 Vgl. Kraus, Geschichte, S. 295-302. ITEN (Hg.), Augustin Bea, S. 21. 
28 Vgl. WıEsE, Wissenschaft, S. 112-130. 
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Deckmantel die Jesuiten tätig waren, koordinierte den Schriftverkehr der im Feld 
befindlichen Mitbrüder und hielt das Provinzialat auf dem Laufenden. 29 


III. Professor für Altes Testament in Valkenburg (1917-1921) und 
Provinzial der Oberdeutschen Jesuitenprovinz (1921-1924) 


Ende Januar 1917 wurde er von seinem Mitbruder Hugo Amann (1877-1941) ab- 
gelöst und zurück nach Valkenburg beordert. Hier sollte er wie ursprünglich vor- 
gesehen den Lehrstuhl für alttestamentliche Exegese übernehmen. Ab Februar 
hielt er Vorlesungen und widmete sich ersten Forschungsarbeiten und Publikatio- 
nen. Schwerpunktmäfßig befasste sich Bea mit dem Pentateuch und den Propheten, 
aber auch mit den poetischen Büchern des Alten Testaments, vor allem mit den 
Psalmen. Hinzu kam auch der dogmatische Traktat über die Inspirationslehre.3° 
Im Zusammenhang mit den ersten Publikationen bekam Bea die gefürchtete, anti- 
modernistische Vorzensur des Ordens zu spüren. Da seine neutrale Darstellung der 
alttestamentlichen Forschungslandschaft den römischen Zensoren zu weit ging, 
wurde er offiziell ermahnt, was ihn zu noch größerer Vorsicht bewegte." Zudem 
beauftragte ihn der Provinzial mit der Fortführung des „Cursus Scripturae Sac- 
rae“, die im Nachgang zum Fall Hummelauer ungewiss gewesen war. Obwohl Bea 
für eine Umgestaltung des „Cursus“ in ein schlankeres Lehrbuch für den Klerus 
und die Theologiestudenten votiert hatte, hielt die Ordensleitung, besonders der 
seit 1914 amtierende Ordensgeneral Wladimir Ledöchowski (1866-1942), an der 
bisherigen detaillierten, fachwissenschaftlichen Ausrichtung fest. Die Kommentar- 
reihe blieb dadurch formal erhalten, faktisch erschienen aber keine neuen Bände.3? 
Nachdem Bea im Sommer 1918 die Ewigen Gelübde abgelegt hatte, wurde er bald 
darauf mit der verantwortungsvollen Aufgabe des Studienpräfekten betraut. Er 
war damit der Hauptorganisator des kompletten Studienprogramms der Scholasti- 
ker vom ersten Semester der Philosophie bis zum theologischen Examen.33 Da er 
ebenfalls für die individuelle Beratung der Zöglinge zuständig war, entstanden in 
dieser Phase Kontakte, die Bea über Jahrzehnte aufrecht erhielt, so etwa zu dem 
späteren Ordenspublizisten, Friedrich Muckermann (1883-1946), oder zu Otto 
Karrer (1888-1976), der ein einflussreicher Wegbereiter des ökumenischen Dialogs 
werden sollte.3+ 

Nach nur vier Jahren musste Bea auch seine Professur in Valkenburg hinter sich 
lassen: Der Ordensgeneral ernannte den mittlerweile 40-Jährigen zum Provinzial 
der neu entstandenen Oberdeutschen Jesuitenprovinz. Bereits seit den 1880er Jah- 
ren waren die deutschen Jesuiten personell derart gewachsen, dass eigentlich eine 


29 Vgl. SCHMIDT, Kardinal, S. 71-75. 31 Vgl. BURKARD, Konsultor, S. 193-198. 
30 Auch in den ersten publizierten Aufsätzen 32 Vgl. SCHATZ, Geschichte, Bd. 2, S. ıosf. 
spielte die Pentateuchkritik eine große Rolle: 33 Vgl. BRODKORB, Jesuit, S. sert. 
BEA, Pentateuchforschung, S. 460-470; DERS., 34 Vgl. SCHMIDT, Kardinal, S. 77-79. 
Wege, S. 584-594. 
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Provinzteilung nötig gewesen wäre. Der Kulturkampf und das Exil verhinderten 
diese strukturelle Entscheidung. Erst mit der endgültigen Aufhebung des Jesuiten- 
verbots im Deutschen Reich 1917 und aufgrund der Religionsartikel der Weimarer 
Reichsverfassung war eine Restauration der Ordensstrukturen in Deutschland 
wieder denkbar. Am 2. Februar 1921 wurde deshalb eine Strukturreform beschlos- 
sen, die aus der ehemaligen deutschen Provinz eine nieder- und eine oberdeutsche 
machte. Zur Oberdeutschen Provinz gehörten Bayern, Baden, Württemberg, Ho- 
henzollern-Sigmaringen, Hessen, Sachsen, die Schweiz und Vorarlberg. Zum Zu- 
ständigkeitsbereich gehörten auch die Missionsgebiete in Südbrasilien. Als Sitz des 
Provinzialats wurde München ausgewählt, wo es bereits vor 1917 eine Niederlas- 
sung gegeben hatte, was eine schnelle Etablierung vor Ort ermöglichte. Beas 
Hauptaufgabe bestand zunächst darin, die Provinzverwaltung aufzubauen, die bis- 
herigen Standorte („Stationes“) wie München, Aschaffenburg oder Straubing zu 
Ordenshäusern auszubauen und neue Gründungen vorzunehmen wie etwa in 
Nürnberg, Stuttgart, Dresden, Karlsruhe und Ravensburg. Hinzu kam auch die 
Umsetzung der strengen Ordensdisziplin, die Ledöchowski für alle Niederlassun- 
gen weltweit durchsetzen wollte. Gerade in den „Stationes“ der Kriegsjahre war 
die Disziplin etwas liberaler gehandhabt worden, was nach der Rückkehr zur stren- 
geren Observanz zu einigen Konflikten führte.35 

Ein weiteres Großprojekt bestand in der Gestaltung der künftigen Ausbildung 
der Scholastiker. Aufgrund der hohen Eintrittszahlen reichte Valkenburg als einzi- 
ge Hochschule nicht mehr aus. Außerdem sollten in der Nord- wie in der Südpro- 
vinz eigene Strukturen etabliert werden. Der letzte gesamtdeutsche Exil-Provinzial 
Ludwig Kösters (1872-1939) hatte zwar geplant, dass die Ausbildung an einem 
zentral gelegenen Ort für beide Provinzen stattfinden sollte. Ihm schwebte die Er- 
richtung einer philosophisch-theologischen Hochschule in Frankfurt vor. Da die- 
ses Projekt zunächst scheiterte, zeichnete sich allerdings ab, dass zumindest für die 
Philosophie eine geeignete Einrichtung in der Oberdeutschen Provinz geschaffen 
werden sollte. Der Provinzkonsult votierte 1922 einstimmig für den Bau der Hoch- 
schule. Als Standort wurde Pullach in der Nähe von München ausgewählt. Ab 
1923 wurde auch in Frankfurt weiterverhandelt, was schließlich 1926 zur erfolg- 
reichen Gründung der Philosophisch-Theologischen Hochschule St. Georgen füh- 
ren sollte. Da in Pullach der Orden relativ frei agieren konnte, während in St. Geor- 
gen auch das Bistum Limburg und der Heilige Stuhl beteiligt waren, ging die süd- 
deutsche Gründung schneller vonstatten, wenngleich für beide Projekte die äußeren 
Rahmenbedingungen der Nachkriegszeit und der Inflation des Jahres 1923 im 
Deutschen Reich äußerst ungünstig waren.3® 

Für Bea war der Bau ein Herzensanliegen, hatte er doch als Student und Studien- 
präfekt die Schattenseiten des Collegium Maximum in Valkenburg erlebt. Der Mas- 
senbetrieb dort brachte aus seiner Sicht auch die Gefahr mit sich, dass sich die Stu- 
dierenden nicht genug kontrollieren ließen und nicht durchgängig vor modernisti- 


35 Vgl. Schatz, Provinzial, S. 69-71. 36 Vgl. SCHATZ, Geschichte, Bd. 3, S. 24f. 
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schem Gedankengut gefeit blieben. Die Scholastiker sollten erst einmal in der 
Heimatprovinz bleiben und zurückgezogen von äußeren Aufgaben sich ganz dem 
Studium der klassischen und neuscholastischen Philosophie widmen können. Damit 
war aus Beas Sicht eine solide Grundbildung für das spätere Theologiestudium si- 
chergestellt.37” Er vereinbarte zudem mit der Österreichischen Provinz, dass vorerst 
deren Nachwuchs in Pullach die Philosophie hören sollte, während im Gegenzug 
die oberdeutschen Scholastiker zum Theologiestudium nach Innsbruck geschickt 
wurden. Den Grundstein für das Berchmanns-Kolleg konnte Bea schließlich im 
Frühjahr 1924 legen, die ersten Professoren und Scholastiker zogen 1925 ein.3® 

Als Provinzial mit Sitz in der Münchener Kaulbachstraße hatte Bea außerdem 
mit der in unmittelbarer Nachbarschaft liegenden Redaktion der Jesuitenzeit- 
schrift „Stimmen der Zeit“ zu tun, die seit 1918 im ordenseigenen „Schriftsteller- 
haus“ untergebracht war. 39 Bea musste sich in diesem Zusammenhang nicht nur 
um den institutionellen Rahmen kümmern, sondern vor allem auch zwischen der 
Redaktion und dem Ordensgeneral Ledöchowski vermitteln, der die allzu aufge- 
schlossene Haltung mancher Autoren wie Erich Przywara (1889-1972) oder Max 
Pribilla (1874-1954) gegenüber der Moderne äußerst misstrauisch beäugte.#° 

Aus der Phase an der Spitze der Ordensprovinz resultierten Beas gute Kontakte 
zum Apostolischen Nuntius für Bayern und das Deutsche Reich, Eugenio Pacelli 
(1876-1958), der von 1917 bis 1924 ebenfalls in München residierte. Für ihn war 
Bea wie auch einige andere Jesuiten ein wichtiger Informant und Berater.*" Dies 
bezog sich nicht nur auf bibelexegetische Fragen, womit Bea später kokettierte, 
sondern auch auf kirchenpolitische Entscheidungen.#” Der Kontakt blieb auch in 
den folgenden Jahren eng und intensivierte sich natürlich noch mehr, als Pacelli 
1929 nach Rom zurückkehrte und Kardinalstaatssekretär wurde. 

Ebenso pflegte Bea gute Beziehungen zum Erzbischof von München und Frei- 
sing, Michael Kardinal von Faulhaber, der wie der Jesuit vor seinem Aufstieg in der 
Kirchenhierarchie als Alttestamentler tätig gewesen war. Mit ihm verhandelte er 
über die seelsorglichen Aufgaben, die die Jesuiten übernehmen sollten, so etwa die 
Studentenseelsorge und Volksmissionen in München. Dass der Orden zudem die 
ehemalige Jesuitenkirche St. Michael aus dem 16. Jahrhundert im Zentrum der 
bayerischen Landeshauptstadt wieder übernehmen konnte, ging auf eine gemeinsa- 
me Initiative Beas und Faulhabers zurück.# Auch in späteren Jahren besuchte Bea 
Faulhaber, wenn er gerade in München zu Gast war.44 


37 Vgl. UNTERBURGER, Gefahren, S. 47. 42 Vgl. SCHMIDT, Kardinal, S. St: UNTERBURGER, 
38 Vgl. Schatz, Provinzial, S. 71-73. Gefahren, S. 25. 
39 Zur Entwicklung der Zeitschrift in der Zwi- 43 Vgl. SCHATZ, Provinzial, S. 74. 

schenkriegszeit vgl. MÄNNER, Stimmen, S. 226- 44 Ende August 1932 berichtete Bea dem Ordens- 


262. general etwa von einem Besuch bei Faulhaber: 
40 Zu den Konflikten der 1920er Jahre vgl. ebd., „Während meines Aufenthalts habe ich auch 
S. 249-259; SCHATZ, Provinzial, S. 73f. S. Eminenz Kardl[inal] Faulhaber besucht, der 
41 Vgl. Biographie Nr. 2038 „Augustin Bea SJ“, ausserordentlich gütig war. Ich war ı 1⁄4 Stun- 
in: Pacelli-Edition, online unter: http://www. den bei ihm, und er hat mit grosser Offenheit 
pacelli-edition.de/kurzbiografie.html?idno= die Schul- und Studienverhältnisse der deut- 
2038 (zuletzt: 22. Oktober 2020) schen Universitäten, die Frage der Heranbil- 
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In seiner Funktion als Provinzial nahm Bea auch an der 27. Generalkongregati- 
on der Gesellschaft Jesu teil, die von September bis Dezember 1923 in Rom tagte. 
Ledöchowski hatte das gesetzgebende, oberste Entscheidungsgremium des Ordens, 
das überwiegend dann zusammentrat, wenn ein neuer Generaloberer zu wählen 
war, außerplanmäßig einberufen.*#5 Beratungsgegenstand war die Umsetzung des 
1917 promulgierten Codex Iuris Canonici (CIC) und die daraus resultierenden Re- 
formen innerhalb des Ordens. 26 Neben Fragen der Ordensverfassung und -diszip- 
lin ging es dabei vor allem in besonderem Maße um eine notwendige Reform der 
„Ratio Studiorum“, der jesuitischen Studienordnung.#7 Bea hatte sich in den De- 
batten zu diesem Thema exponiert, was bei Ledöchowski einen guten Eindruck 
hinterließ, wenngleich Bea auch starke Kritik übte.48 Neuralgischer Punkt war vor 
allem die Ausbildung der künftigen Professoren, da diese bisher kein Spezialstudi- 
um vorweisen mussten, das sie auf Forschung und Lehre an einer Hochschule vor- 
bereitete, wie etwa die Habilitation an deutschen Universitäten. Ledöchowski rich- 
tete nach der Generalkongregation zu diesem Zweck das sogenannte „Biennium“ 
als zweijährigen Aufbaustudiengang für zukünftige Theologieprofessoren ein. An 
geschichtsträchtigem Ort, in unmittelbarer Nachbarschaft zur römischen Jesuiten- 
kirche „Il Gesù“, wurde zu diesem Zweck das „Collegio San Bellarmino“ eröffnet. 
Institutionell blieb die Einrichtung eng mit der Päpstlichen Universität Gregoriana 
verbunden. 29 

Im Frühjahr 1924 berief Ledöchowski Bea zum Leiter des Kollegs. Den Posten 
sollte er zu Beginn des neuen Studienjahrs im Herbst antreten.5° Zugleich sollte Bea 
als Professor für Alttestamentliche Exegese am Päpstlichen Bibelinstitut und für 
Biblische Theologie an der Gregoriana eingesetzt werden.5! Als Nachfolger an der 
Spitze der Provinz wurde Theobald Fritz (1878-1955) ernannt, der Bea offiziell im 
September 1924 nachfolgte.5? 


dung des Professorennachwuchses und die 45 Zur Generalkongregation im Allgemeinen vgl. 
Schwierigkeiten, die die Bischöfe dabei haben, LAPOMARDA, Superior, S. 765; SCHATZ, Ge- 
besprochen“ (Bea an Ledöchowski, 30. Au- schichte, Bd. 5, S. 47. 

gust 1932, ARSI, PIB 1003 I, Ex Officio 1932, 46 Vgl. SCHATZ, Geschichte, Bd. 3, S. 4. 

[in „Ex Officio 1931“ eingelegt], Nr. 30). Im 47 Das Studienprogramm ging im Kern noch auf 


September des darauffolgenden Jahres war die Ordnung des re Jahrhunderts zurück, 
Bea erneut in München und suchte den Kardi- wenngleich sie nach Verbot und Wiedererrich- 
nal auf, der allerdings in seinem Tagebuch nur tung des Jesuitenordens 1832 reformiert wor- 
knapp bemerkte: „Pater Bea Vormittag — Hat den war (vgl. KEENAN, Ratio, S. 666f.; KnÜünz, 
nichts Besonderes“ (Faulhaber, Tagebuchein- Studienordnung, Sp. 1709-1715). 


trag vom 11. September 1933, EAM, NL Faul- 48 Vgl. SCHMIDT, Kardinal, S. 87f. 
haber roo1s, S. 90, in: Faulhaber-Edition, 49 Vgl. UNTERBURGER, Gefahren, S. 25f. 
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de/dokument.html?idno=10015_1933-09- ARSI, Germ. Sup. 1006, Praep. Prov. 1924, 
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IV. Bibelwissenschaftler und Rektor am Päpstlichen Bibelinstitut 
in Rom 


Mit dem Wechsel nach Rom begann nicht nur örtlich ein neuer Lebensabschnitt 
für Bea, sondern auch hinsichtlich seiner verschiedenen Aufgaben und Ämter. Da 
der folgende Teil der Biographie insbesondere bis Ende der 1940er Jahre der Haupt- 
gegenstand der vorliegenden Studie bildet, soll an dieser Stelle ein kurzer Überblick 
genügen, der lediglich einen ersten Eindruck von den Tätigkeiten Beas und den 
Zeitumständen bietet. 

Der römische Mikrokosmos unter Papst Pius XI. (1922-1939) stand theologisch, 
kirchenpolitisch wie auch personell in großer Kontinuität zu der Zeit der Vorgän- 
gerpäpste. Die antimodernistische Hexenjagd war zwar seit Benedikt XV. (1914- 
1922) nicht mehr derart ausgeprägt gewesen, die Bestimmungen waren jedoch nach 
wie vor in Kraft und die Macht der kirchlichen Zensur ungebrochen 33 Andererseits 
mussten sich die Verantwortlichen in den Kongregationen und den andere Einrich- 
tungen der weltkirchlichen Leitungsebene auf neue Verhältnisse in Europa einstel- 
len: mit neu entstandenen Nationalstaaten, demokratischen Republiken oder totali- 
tären Diktaturen. Besonders vor der Haustür entstand mit dem italienischen Fa- 
schismus eine Diktatur, mit der man zwar inhaltlich nicht immer übereinstimmte, 
aber in Verhandlungen trat, um den seit 1870 ungeklärten Status des Vatikan end- 
lich zu klären.5+ Die nach außen hin betriebene Konkordatspolitik, die die kirchli- 
chen Verhältnisse in den einzelnen Staaten durch völkerrechtliche Verträge regeln 
sollte, ging mit einer Konsolidierung der Kirche nach innen einher. Diese beinhalte- 
te vor allem die Durchsetzung des CIC von 1917 und gezielte Reformen, wie etwa 
auf dem Gebiet der Theologenausbildung und des Laienengagements in Gestalt der 
vom Papst ausgerufenen Katholischen Aktion.55 Auf den meisten Feldern vertraute 
auch der neue Papst in besonderer Weise dem Jesuitenorden. Dem Ordensgeneral 
Ledóchowski kam deshalb eine wichtige Schlüsselposition zu.56 

Da das „Collegio San Bellarmino“ unter der Leitung Beas schnell über ein vor- 
zeigbares Studienprogramm verfügte, der Lehrbetrieb relativ problemlos anlief 
und der deutsche Jesuit sich auch in die allgemeine jesuitische Studienreform ein- 
brachte, zeigte sich der Generalobere bald sehr zufrieden.5” Auf Vermittlung Le- 
döchowskis wurde Bea ab 1925 als Experte für Hochschulpolitik und Theologen- 
ausbildung, zumal mit deutscher Erfahrung, herangezogen, um an der von Pius XI. 
und der Studienkongregation gleichermaßen gewollten und vorbereiteten weltwei- 
ten Reform des Theologiestudiums mitzuwirken. Am Ende des langwierigen Pro- 
zesses, auf den noch gesondert eingegangen werden soll, stand die Apostolische 
Konstitution „Deus scientiarum Dominus“ von 1931.58 
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Bea fasste zudem vor allem am Päpstlichen Bibelinstitut Fuß, wo er Vorlesungen 
zur Einleitung in das Alte Testament, zur alttestamentlichen Exegese und zur bib- 
lischen Hermeneutik hielt und 1926 endgültig in den Kreis der Professoren aufge- 
nommen wurde. Nach vier Jahren an der Spitze des „Bienniums“ gab Bea 1928 die 
Leitung ab und wechselte ganz ans Biblicum. Im Sommer 1930 wurde er nach nur 
sechs Jahren als Professor zum Rektor des international zusammengesetzten Bibel- 
instituts ernannt, dem er 19 Jahre lang vorstehen sollte. In diese Phase fielen weit- 
reichende Entscheidungen für das 1909 gegründete Institut, die zum einen die 
päpstliche Studienreform umsetzen, zum anderen aber konsequent die internatio- 
nale Reputation mehren sollten. In unermüdlicher Arbeit verhalfen Bea und mit 
ihm seine Professorenkollegen ihrer Hochschule zu großem Einfluss innerhalb der 
katholischen Wissenschaftswelt und Bekanntheit auch in nicht-katholischen Berei- 
chen 39 Dies hing mit Beas guten Verbindungen zur Römischen Kurie zusammen, 
die seit der Studienreform der späten 1920er Jahre bestanden. Ein entscheidender 
Faktor war zugleich der langjährige Kontakt zu Eugenio Pacelli, der 1929 nach 
Rom zurückkehrte und zum Kardinalstaatssekretär ernannt wurde. Qua Amt war 
Bea seit 1931 zudem Konsultor der Päpstlichen Bibelkommission.°° Mit dem Tod 
Pius’ XI. im Februar 1939 und der Wahl Pacellis, der als Pius XII. (1939-1958) den 
Papstthron bestieg, änderte sich für Bea und das Bibelinstitut wenig, konnte er 
doch an die bereits erprobte vertrauensvolle Zusammenarbeit anknüpfen. Diese 
Kontakte waren zudem äußerst nützlich während des Zweiten Weltkriegs und der 
deutschen Besatzung in Rom 1943/1944.°' 

Einen Höhepunkt stellte sicherlich die informelle Mitarbeit Beas an der Bibel- 
enzyklika „Divino afflante Spiritu“ von 1943 dar, die als Meilenstein in der ka- 
tholischen Bibelwissenschaft nach der langen Phase der rigiden, antimodernisti- 
schen Verbote positive Rahmenbedingungen für die katholischen Exegeten 
schuf.°? 

Bereits 1941 beauftragte Pius XII. den Rektor des Päpstlichen Bibelinstituts zu- 
dem mit einer Überarbeitung des lateinischen Psalters, der die Grundlage für das 
priesterliche Brevier bildete. Der sperrige Text aus der Vulgata sollte nach den mo- 
dernen, textkritischen Standards der katholischen Exegese — die sich dann auch in 
der Enzyklika „Divino afflante Spiritu“ fanden — überarbeitet werden. Auf der Ba- 
sis des hebräischen Urtexts entstand eine neuartige lateinische Übersetzung als Er- 
satz für die Vulgata. Bea erarbeitete zusammen mit seinen Professorenkollegen die- 
se neue Ausgabe, die 1945 unter dem Titel „Psalterium Pianum“ erschien und mit 
dem Motu proprio „In cotidianis precibus“ vom 24. März 1945 den Priestern zum 
fakultativen Gebrauch übergeben wurde. Das Vertrauen des Papstes zu dem deut- 
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schen Jesuiten reichte sogar so weit, dass er Bea 1945 zu seinem Beichtvater mach- 
te, was er bis zum Tod Pius’ XII. 1958 blieb.°+ 

Nachdem Bea im Sommer 1949 die Amtsgeschäfte als Rektor des Biblicums an 
den Schweizer Ernst Vogt (1903-1984) übergeben konnte, blieb er dem Professori- 
um des Bibelinstituts erhalten und hielt bis 1959 weiterhin Vorlesungen zur alttes- 
tamentlichen Exegese und zur Inspirationslehre. Zugleich rückte aber ein neues 
Aufgabenfeld in den Mittelpunkt. Der mittlerweile fast 70-jährige Exeget war im 
selben Jahr auch noch zum Konsultor des Heiligen Offiziums ernannt worden. In 
dem Sachverständigenausschuss der Konsultoren der obersten Glaubensbehörde 
war er einer von vier Jesuiten — Franz Hürth (1880-1963)°5, Sebastian Tromp 
(1889-1975) und Joseph Creusen (1880-1960) gehörten ebenfalls dem Gremium 
an — und einer von sechs deutschsprachigen Konsultoren. Aufgrund seiner langen 
akademischen Karriere war er zunächst vor allem für exegetische Themen zustän- 
dig, mehr und mehr aber auch für deutsche Belange, vor allem die in seiner Heimat 
vermehrt diskutierten ökumenischen Fragen. Gerade im Nachgang zur Enzyklika 
„Humani generis“ von 1950, in der Pius XII. noch einmal auf die antimodernisti- 
sche Linie seiner Vorgänger einschwenkte und allzu modernen Ansätzen in der 
Theologie, wie etwa denjenigen der „Nouvelle Theologie“ in Frankreich, eine Ab- 
sage erteilte, setzte das Heilige Offizium unter seinem Sekretär Alfredo Ottaviani 
(1890-1979) auf das bewährte Mittel der Buchzensur. Nach dem bisherigen Kennt- 
nisstand nahm Bea hier eine gemäßigte und vermittelnde Position ein Sp Die neue 
Position im Heiligen Offizium brachte schließlich auch eine Beteiligung an den 
Vorarbeiten zu den liturgischen Reformen Pius’ XII. und vor allem zum Marien- 
dogma von 1950 mit sich.67 

Als der Konsultorenkollege und Steyler Missionar Josef Grendel (1878-1951) 
überraschend verstarb, wurde Bea immer mehr zum Ansprechpartner für ökume- 
nische Belange. Das galt nicht nur innerhalb der Kongregation, sondern vor allem 
auch für ökumenisch engagierte Kreise in Deutschland wie die „Una-Sancta-Bewe- 
gung“, die Benediktinerabtei Niederaltaich und den Jaeger-Stählin-Kreis um den 
Paderborner Erzbischof Lorenz Jaeger (1892-1975) und den protestantischen 
Theologen Ernst Wilhelm Stählin (1883-1975).°® Die Ausgangslage für eine katho- 
lische Beteiligung am ökumenischen Dialog sah Anfang der 1950er Jahre eher düs- 
ter aus. Die Gründung des Ökumenischen Rats der Kirchen (ÖRK) 1948 in Genf 
hatten die obersten katholischen Glaubenshüter zum Anlass genommen, mit einem 
Monitum jegliche Beteiligung an der ökumenischen Bewegung zu untersagen.‘? In 
der Instruktion „Ecclesia Catholica“ von 1950 wurde erneut klar gestellt, dass es 
aus römischer Sicht nur eine Rückkehr-Ökumene geben konnte, d.h. dass die 
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anderen christlichen Kirchen, die vom einzig wahren Glauben abgefallen waren, in 
den Schoß der katholischen Kirche zurückkehrten. Ein gewisser Austausch war 
hingegen möglich, solange die Grenzen zwischen den Konfessionen nicht verwischt 
und keine gemeinsamen gottesdienstlichen Feiern („communicatio in sacris“) ab- 
gehalten wurden 72 Bea und Jaeger kamen in der Angelegenheit der Rundbriefe der 
Una-Sancta-Bewegung in Kontakt, da der Paderborner Erzbischof befürchtete, 
dass diese in Kooperation mit protestantischen Autoren herausgegebenen Hefte 
vom Heiligen Offizium indiziert werden könnten. Daraus entstand ein intensiver, 
persönlicher Kontakt. Bea war deshalb bestens über die ökumenischen Initiativen 
in Deutschland unterrichtet und war der Kontaktmann Jaegers und seiner Vertrau- 
ten in der Kurie. Er sorgte mitunter sogar für eine Kontaktaufnahme mit dem Hei- 
ligen Offizium. Beas Einschätzung führte zudem zu einer Entspannung der Lage, 
da man durch seine Berichterstattung beim Heiligen Offizium den Eindruck er- 
hielt, das ökumenische Engagement von Katholiken in Deutschland sei im Grunde 
keine gefährliche Bewegung. Trotzdem blieb den römischen Stellen ein Verständnis 
für die Belange der Ökumenischen Bewegung weiterhin fremd, an eine volle Aner- 
kennung eines solchen Engagements war noch lange nicht zu denken. 


V. Kardinal, Leiter des Sekretariats zur Förderung der Einheit 
der Christen und Konzilsvater 


Nachdem Pius XII. im Oktober 1958 gestorben und mit Angelo Giuseppe Roncal- 
li (1881-1963) ein betagter Kardinal zum Papst gewählt worden war, glaubte man 
an der Kurie zunächst, dass alles beim Alten bleiben würde. Als Johannes XX UI. 
(1958-1963), wie sich der neue Papst nannte, aber am 25. Januar 1959 ein Öku- 
menisches Konzil ankündigte, war klar, dass dieser Pontifikat in eine ganz andere 
Richtung gehen würde. Der Papst nannte nämlich als eines der zentralen Themen 
für das Konzil die Einheit der Christen. Als es aufgrund der Ankündigung zu dip- 
lomatischen Missverständnissen mit dem institutionell deutlich besser organisier- 
ten ÖRK und zu einem desaströsen Medienecho kam, reifte bei Bea und Jaeger 
der Plan für die Gründung einer katholischen Anlaufstelle für den ökumenischen 
Dialog. Bea riet dazu, dass ein Vorschlag aus dem deutschen Episkopat besonderes 
Gewicht haben und beim Papst größeren Eindruck machen würde. Jaeger war so- 
fort bereit, sich in dieser Angelegenheit an den Papst zu wenden. 77 Die Pläne, die 
im Laufe des Jahres aufgrund des Kontakts zu verschiedenen katholischen Initia- 
tiven immer mehr Gestalt annahmen, wurde nochmals dadurch befördert, dass 
Bea im November 1959 überraschend zum Kardinal kreiert wurde. Mit dem 
Schritt des Papstes hatte der 78-jährige Bea überhaupt nicht gerechnet. Johannes 
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wollte aber unbedingt einen römischen Jesuiten zum Kardinal ernennen, um die 
Verdienste des Ordens während des Vorgängerpontifikats hervorzuheben. Dabei 
fiel die Wahl auf Bea als früherem päpstlichen Beichtvater, Bibelwissenschaftler 
und verdienten Kurialen.7? 

Der unerwartete Aufstieg in der Kirchenhierarchie begünstigte die Pläne enorm, 
hatte Bea doch nun als Kardinal viel mehr Möglichkeiten, direkt zum Papst vorge- 
lassen zu werden. Nach Rücksprache mit Jaeger übernahm Bea selbst die Initiative 
und unterbreitete dem Papst in einer Privataudienz Anfang Januar 1960 den Vor- 
schlag. Bis März erarbeiteten Bea, Jaeger und der Leiter des 1957 in Paderborn ge- 
gründeten Johann-Adam-Möhler-Instituts, Eduard Stakemeier (1904-1970), einen 
formellen Antrag an den Papst. Bereits wenige Tage nachdem, der Papst den Antrag 
erhalten hatte, beauftragte er Bea mit den Vorbereitungen für eine Ökumene-Kom- 
mission, die den anderen Kommissionen, die für die Vorbereitung des geplanten 
Konzils ins Leben gerufen worden waren, gleichgestellt werden sollte. Innerhalb 
eines Monats erarbeitete Bea zusammen mit Jaeger ein vorläufiges Statut für die 
Einrichtung und erste Personalvorschläge. Die gemachten Vorschläge wurden in 
das Motu proprio „Superno Dei nutu“ vom 5. Juni integriert, das die Struktur der 
vorbereitenden Konzilskommissionen festlegte. Das Gremium erhielt den Namen 
„Sekretariat zur Förderung der Einheit der Christen“.73 

Trotz des massiven Einflusses der Theologischen Kommission um Ottaviani und 
der zentralen Vorbereitungskommission um Domenico Tardini (1888-1961), konn- 
ten Bea und das von ihm geleitete Sekretariat auf die Unterstützung des Papstes 
bauen und in der Phase der Vorbereitung wenigstens ein paar Akzente setzen. Ei- 
nen entscheidenden Anteil an der Formierung des Finheitssekretariats hatte auch 
der Sekretär Beas, Johannes Willebrands (1909—2006), der selbst seit Jahren in der 
Ökumene engagiert war und viele Kontakte in alle Welt hatte. Das Sekretariat 
konnte darauf aufbauen und entwickelte zügig einen tragfähigen Austausch mit 
anglikanischen, orthodoxen und protestantischen Amtsträgern und Theologen so- 
wie mit dem Ökumenischen Rat der Kirchen. Das Sekretariat arbeitete mit Nach- 
druck daran, dass Vertreter anderer christlicher Kirchen als Beobachter zum Kon- 
zil zugelassen wurden, was auch gelang.”+ 

Die eigentliche Hochphase der Arbeit und des Einflussgewinns begann zwar erst 
mit dem Konzil, aber schon im Vorfeld erarbeitete das Sekretariat in mehreren Un- 
terkommissionen eine Vielzahl an Schemata und Positionspapieren. Themen waren 
das Kirchenbild und die Kirchenmitgliedschaft, Mischehen, Sakramente, Wort 
Gottes, Liturgie und Gebet um die Einheit. Vor allem machten sich die Mitglieder 
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des Sekretariats die Forderung des Papstes nach einer pastoralen und ökumeni- 
schen Ausrichtung des Konzils zu eigen.’5 Dies führte immer wieder zu Konflikten 
mit der Theologischen Kommission, die sich in klassisch dogmatischen Bahnen be- 
wegte und die Anmerkungen aus den Reihen des Finheitssekretariats und beson- 
ders von Bea selbst heftig kritisierte und in den großen Schemata nicht berücksich- 
tigte.”° Zankapfel war vor allem das Schema über die Kirche („De Ecclesia“). Auch 
dass Bea eine regelrechte Werbekampagne inklusive Vortragsreisen und Publikati- 
onen für die Belange des Sekretariats organisierte, weckte den Argwohn des Gre- 
miums um den Sekretär des Heiligen Offiziums Ottaviani.7” Besondere Aufmerk- 
samkeit widmete das Sekretariat zudem der Vorbereitung eines Schemas zum 
„katholischen Ökumenismus“ (De Oecumenismo Catholico).”® Hinzu kam eine 
Unterkommission, die sich explizit mit der lehramtlich verworfenen Religionsfrei- 
heit befasste und ein entsprechendes Schema erarbeitete (De libertate religiosa), 
das 1961 der zentralen Vorbereitungskommission vorgelegt wurde.”? Auch wenn 
das Schema am heftigen Widerstand Ottavianis und der Theologischen Kommissi- 
on scheiterte, entfaltete es doch eine Langzeitwirkung. Ähnlich erging es dem früh 
ins Gespräch gebrachten Schema „Über die Juden“ (De Judaeis), das Bea auf spezi- 
ellen Wunsch des Papstes hatte vorbereiten lassen. Von entscheidender Bedeutung 
war hier die Begegnung Johannes’ XXIII. mit dem französischen Historiker und 
Holocaustüberlebenden Jules Isaac (1877-1963) im Sommer 1960 gewesen. Auch 
Bea hatte sich mit ihm getroffen und hielt den Kontakt aufrecht. Ab September er- 
arbeitete das Finheitssekretariat eine Materialsammlung zur theologischen Bewer- 
tung der Beziehungen der Kirche zu den Juden und ein knappes Schema für eine 
spätere Äußerung des Konzils.®° Es musste aufgrund des politischen Drucks aus 
dem Nahen Osten zurückgestellt werden. Wegen des Nahostkonflikt waren mehre- 
re Kirchenvertreter und Diplomaten aus arabischen Staaten beim vatikanischen 
Staatssekretariat Sturm gelaufen." 

Schließlich wurden auch noch die Schemata „Notwendigkeit des Gebets für die 
Einheit der Christen besonders in unseren Zeiten“ (Necessitas orationis pro Unita- 
te Christianorum maxime temporibus nostris) und „Über das Wort Gottes“ (De 
Verbo Dei) erarbeitet.®? Letzteres sollte die pastorale Seite der Beschäftigung mit 
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der Heiligen Schrift in den Fokus rücken, die in der Theologischen Kommission 
und ihrem Offenbarungsschema „De fontibus revelationis“ überhaupt keine Rolle 
gespielt hatte. Zudem wurden Schrift und Tradition hier in ein anderes Verhältnis 
gesetzt als in dem Entwurf Ottavianis und seines Mitarbeiters Sebastian Tromp Di 
Die Vorschläge des Einheitssekretariats entsprachen den Reformanliegen des 
Aggiornamento (dt. etwa „Auf den Tagesstand bringen“), das der Papst als Losung 
für die Konzilsvorbereitung ausgegeben hatte. Bea gelang es in der Frühphase des 
Konzils in seinen Wortmeldungen und Redebeiträgen, diese Zielsetzung deutlich 
zu machen. Sie dienten ihm auch dazu, die Kritik vieler Konzilsväter an den Sche- 
mata, die die kurialen Vorbereitungskommissionen, besonders die theologische, 
erarbeitet hatten, zu bündeln und die reformorientierte Position stark zu machen. 
Dass für das Schema über die göttliche Offenbarung und das Ökumenismusdekret 
auf dem Konzil gemischte Kommissionen gebildet wurden, in denen das Einheits- 
sekretariat nun seine Position kraftvoller vertreten konnte, war besonders das Ver- 
dienst der Politik Bea D Er und mit ihm das Einheitssekretariat genossen auf- 
grund seiner frühen Interventionen zugunsten des „Aggiornamento“ einen Ver- 
trauensvorschuss und großes Ansehen unter der Mehrheit der Konzilsväter.°5 Für 
die Überarbeitung des Schemas „De fontibus revelationis“ wurde eine Kommission 
zusammen mit der Theologischen Kommission eingerichtet; für das Dokument 
über den ökumenischen Dialog arbeitete man mit der Kommission für die Ostkir- 
chen zusammen.3® Gerade das Offenbarungsschema war im November 1962 in der 
Konzilsaula krachend gescheitert und sollte vollkommen überarbeitet werden.®7 
Ab der zweiten Sitzungsperiode im Herbst 1963 setzte sich Bea verstärkt für die 
Umsetzung der geplanten Erklärung zu den Juden ein, die ein Herzensanliegen Jo- 
hannes’ XXIII. gewesen und nur auf dessen persönlichen Wunsch und gegen viel- 
fältige Widerstände auf der Tagesordnung des Konzils verblieben war. Einerseits 
galten hier immer noch dieselben politischen Bedenken wie zu Konzilsbeginn, die 
die arabischen Konzilsväter auch weiterhin vorbrachten, andererseits aber auch die 
Einwände aus den Reihen der konservativen Gruppierungen. Bea und seine Mit- 
streiter in dieser Frage, vor allem der US-amerikanische Konvertit Johannes Oes- 
terreicher (T904-1983), setzten deshalb auf eine betont religiöse Ausdrucksweise, 
die peinlich jegliche politischen Implikationen vermied.88 Zudem wurde ein Vor- 
wort über die allgemeine Haltung der katholischen Kirche zu anderen Religionen 
vorgeschaltet. Ein erster Entwurf wurde im November 1963 an die Konzilsväter 
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versandt. Auch der neue Papst Paul VI. (1963-1978) wollte das Verhältnis zu den 
Juden offiziell geklärt wissen. Hinzu kamen vermehrt auch Stimmen asiatischer 
Konzilsväter, dass man das geplante Dekret nutzen sollte, um das Verhältnis zu al- 
len großen Weltreligionen, also auch zum Islam, Hinduismus und Buddhismus zu 
klären. Bea leitete erneut eine Modifikation - mittlerweile die vierte - ein, die im 
September 1964 vorlag, und verteidigte dieses endgültige Schema, das den ver- 
schiedenen Bedenken Rechnung trug, in der Konzilsaula.%% Trotzdem gab es hefti- 
ge Debatten, was Bea und Willebrands fast schon dazu brachte, das Schema zu- 
rückzuziehen. In einer erneuten Phase der Überarbeitung entstand schließlich das 
Schema, das mit den Worten „Nostra Aetate“ begann. Es kam am 28. Oktober 
1965 am Ende des Konzils zur Abstimmung und wurde schließlich doch noch an- 
genommen.?° 

Kurze Zeit später wurde die Offenbarungskonstitution „Dei Verbum“ ange- 
nommen, an der Bea in der gemischten Kommission, die er gemeinsam mit Ottavi- 
ani leitete, mitgearbeitet hatte.?' Trotz der festgefahrenen Diskussionen über das 
Verhältnis von Schrift und Tradition sowie zur Irrtumslosigkeit der Bibel in der 
Kommission bestand Paul VI. auf einem erfolgreichen Abschluss des Schemas. 
Nach weiterer intensiver Redaktionsarbeit, in die sich der Papst immer wieder ein- 
schaltete, einigte man sich auf kompromisshafte Formulierungen, die das katholi- 
sche Offenbarungsverständnis präzisierten. Offenbarung war die Selbstmitteilung 
Gottes in Jesus Christus, was Bibel und Tradition gleichermaßen bezeugen. Die 
Heilige Schrift und die Tradition zu trennen oder die Tradition und das Lehramt 
der Kirche der Schrift überzuordnen, wurde abgelehnt, zugleich aber allzu kleintei- 
lige Festlegungen vermieden. Von Irrtumslosigkeit der Heiligen Schrift ist zwar 
noch die Rede, aber in einem heilsgeschichtlichen, nicht in einem historisch-fakti- 
schen Sinne. Zugleich wird betont, dass Gott sich menschlicher Autoren bediente, 
deren Begrenztheit und historische Verwurzelung bei der Erforschung des Sinns 
der Bibel zu berücksichtigen sei.?? 

Das Ökumenismusdekret „Unitatis Redintegratio“ war bereits ein Jahr zuvor 
zum Abschluss gekommen. In diesem Zusammenhang hatte Paul VI. besonders 
stark auf die Bedenken der konservativen Konzilsminderheit gehört und immer 
wieder Änderungswünsche beim Einheitssekretariat eingereicht, zuletzt kurz vor 
der endgültigen Abstimmung. Bea und Willebrands versuchten hier in Detailfragen 
entgegenzukommen, ohne die großen Linien ökumenischer Dialogbereitschaft zu 
gefährden, was zu kompromisshaften Formulierungen führte. Da der Papst keine 
weitere Konzilsdebatte zuließ, lag die Gestaltungsmöglichkeit eines Mittelwegs oh- 
nehin allein noch beim Einheitssekretariat. Das Schema wurde am 21. November 
1964 fast einstimmig verabschiedet.?3 


89 Vgl. GROOTAERS, Cardinal, S. 281-283; HEN- 92 Vgl. SCHATZ, Konzilien, S. 329-331. 

RIX, Entstehung, S. 194-196. 93 Vgl. BÜRKLE, Konzilsvater, S. 351-355; SCHATZ, 
90 Vgl. VeLarı, Vervollständigung, S. 246-268. Konzilien, S. 321-323. 
91 Vgl. GROOTAERS, Cardinal, S. 283-285. Zur 

Kommissionsarbeit ausführlich BURIGANA, 

Bibbia, S. 171-253. 
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Die im Lauf der Zeit aus dem Ökumenismusdekret ausgelagerte Erklärung über 
die Religionsfreiheit wurde lange Zeit von konservativer Seite heftig bekämpft und 
wegen dieses Widerstands sowie dringlicher anderer Debatten zurückgestellt. Bis 
1964 erarbeitete das Einheitssekretariat eine Erklärung, für deren Notwendigkeit 
Bea auch medial die Werbetrommel rührte. Paul VI. und der Konzilssekretär Peric- 
le Felici (1911—1982) versuchten durch eine Beteiligung von konservativen Vertre- 
tern der Theologischen Kommission an der Redaktionsarbeit die Erklärung abzu- 
schwächen. Bea schaffte es aber, den Papst von diesem Vorhaben abzubringen, 
schließlich war der bisherige Entwurf bereits mit ihm abgestimmt und den Konzils- 
vätern vorgelegt worden. Eine derart weitgehende Intervention hätte doch einen 
starken Affront gegen die Eigenständigkeit des Konzils dargestellt. Zudem spra- 
chen sich viele namhafte Konzilsväter zugunsten des Erklärungsentwurfs aus, wes- 
halb Paul VI. nur noch eine Überprüfung durch die Theologische Kommission, 
jedoch keine Überarbeitung anordnete. Der Widerstand der Minderheit blieb den- 
noch bestehen, was im September 1965 zu erneut heftigen Debatten und einer Ver- 
zögerung der endgültigen Abstimmung über die Erklärung „Dignitatis Humanae“ 
bis Anfang Dezember führte.?+ 

Bea erwies sich auf dem Konzil als geschickter Taktiker und Kirchenpolitiker, 
der viele Anstrengungen für die ökumenische Ausrichtung des Konzils und die Pro- 
jekte des Einheitssekretariats unternahm. Dabei nutzte er gekonnt die kurialen 
Strukturen und insbesondere seinen direkten Zugang zu den Konzilspäpsten. Ne- 
ben dem Einsatz für die großen Reformanliegen zeigte er aber auch Verständnis für 
die traditionellen Vorstellungen und schuf durch Kompromissbereitschaft in den 
einzelnen Kommissionen Lösungswege, die auch die konservative Konzilsminder- 
heit nicht brüskierten. Trotz der massiven Konflikte mit Ottaviani folgte ihm ein 
Ruf ausgesprochener Sachlichkeit und eines unprätentiösen Stils, was bei vielen 
Konzilsvätern Eindruck machte und Vertrauen weckte.?5 Außerdem nutzte er aus- 
giebig seine weitreichenden ökumenischen Kontakte, um das Programm der Öff- 
nung der Kirche im Umfeld des Konzils nach außen hin bekannt zu machen und 
um die Öffentlichkeit für diesen Weg einzunehmen.?® 

Auch nach Abschluss des Konzils setzte sich Bea für die Verbreitung und Umset- 
zung der getroffenen Entscheidungen ein. Dabei wollte er besonders unter den Ka- 
tholiken das ökumenische Engagement fördern und bekannt machen. In diese Pha- 
se fielen vor allem ökumenische Treffen und ein intensiver Kontakt etwa mit dem 
Erzbischof von Canterbury, Arthur Michael Ramsey (1904—1988), mit Frère Roger 
Schutz (1915-2005), Patriarch Athenagoras (1886-1972) von Konstantinopel oder 
dem Vorsitzenden des Ökumenischen Rats der Kirchen, Willem Visser °t Hooft 
(1900-1985). Ziel war es bei all den Kontakten, trotz der fehlenden Mitgliedschaft 
der Katholischen Kirche im ÖRK, den Dialog zu verstetigen und Institutionen für 


94 Zum Redaktionsprozess vgl. GABRIEL/SPIESS/ 95 Vgl. BÜRKLE, Konzilsvater, S. 362f.; Vgl. 
WINKLER, Katholizismus, S. 20-62; SCHATZ, GROOTAERS, Cardinal, S. 286; SCHMIDT, Kardi- 
Konzilien, S. 326. nal, S. 690-694. 

96 Vgl. Run, Mediator, S. 484-487. 
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den Austausch zu schaffen, etwa auf der Ebene der internationalen Bibelgesell- 
schaften und der Laienverbände.?7 1966 erhielt Bea zusammen mit Visser’t Hooft 
den Friedenspreis des Deutschen Buchhandels. Dies hing auch mit der großen lite- 
rarischen Produktion des hochbetagten Kardinals zusammen, der in mehreren 
Sprachen zu den Errungenschaften des Konzils vor allem zur Ökumene, zum jü- 
disch-christlichen Dialog und zum kirchlichen Leben aus dem Geist des Konzils 
knappe Bändchen veröffentlichte.?® Weitere Auszeichnungen waren das Großkreuz 
der Französischen Ehrenlegion, der Ehrenpreis der US-Amerikanischen Society for 
the Family of Man sowie die Ehrendoktorwürde der Universität Oxford. 

Ab Sommer 1967 ließen Beas Kräfte zusehends nach. Zwar absolvierte er immer 
wieder Termine in Rom, aber in deutlich reduziertem Umfang. Bea starb am 
16. November 1968 im Alter von 87 Jahren. Im Testament hatte er verfügt, dass er 
nicht in Rom, sondern in seinem Heimatort Riedböhrigen begraben sein wollte, 
was auch berücksichtigt wurde. Der Leichnam wurde dorthin überführt und im 
Chorraum der Pfarrkirche St. Genesius beigesetzt. 


97 Vgl. SCHMIDT, Kardinal, S. 810-872. che; Ders., Church; Ders., L’Eglise; Ders./ 
98 BEA, Il cammino; Ders., Weg; Ders.,Way; Visser’T HooFT, Friede; DERS., Konzilsdekret; 
Ders., Le chemin; Ders., Chiesa; DERs., Kir- Ders., Konzil; DERS., Parola; Ders., Dienen. 
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Drittes Kapitel: 
Professur und Rektorat am Päpstlichen Bibelinstitut 


I. Rahmenbedingungen der römischen Bibelexegese 
bei Beas Amtsantritt in Rom 


Als Augustin Bea im September 1924 in Rom ankam, war das Feld, auf dem er 
nun wieder wissenschaftlich tätig sein sollte, nach wie vor umkämpft. In den bi- 
belwissenschaftlichen Disziplinen vermuteten die Glaubenshüter des Heiligen Of- 
fiziums und der Päpstlichen Bibelkommission einen Hort modernistischer Gedan- 
ken. Vor allem Publikationen aus Deutschland, dem Mutterland der Reformation, 
und aus Frankreich, wo mit der Causa „Loisy“ die Modernismuskrise aus römi- 
scher Sicht ihren Ausgang genommen hatte, erweckten immer noch regelmäßig 
den Argwohn der kurialen Stellen. Eine großzügige Auslegung der lehramtlichen 
Entscheidungen, die zuletzt die Bibelenzyklika „Spiritus Paraclitus“ Benedikts 
XV. von 1920 noch einmal eingeschärft hatte," war nicht angeraten, weder in der 
Peripherie noch im römischen Zentrum der Kirche. Hatte man erst einmal in den 
Augen der römischen Zentrale den Stempel „Ecole large/Scuola larga“ aufge- 
drückt bekommen, stand man als Exeget im ständigen Verdacht, die kirchliche 
Tradition der Schriftauslegung durch Zugeständnisse an die moderne Wissen- 
schaft verwässern zu wollen und letztlich Kryptomodernist zu sein.” Die obersten 
Glaubenshüter wachten vielmehr penibel über eine Einhaltung der antimodernis- 
tischen Antworten der Bibelkommission der Jahre 1905 bis 1915, um zu zeigen, 
dass diese rote Linien darstellten, die katholische Exegeten nicht einmal antasten, 
geschweige denn überschreiten durften. Mit seinem Wechsel als Professor an das 
Päpstliche Bibelinstitut in Rom betrafen die kurialen Entscheidungen - seien es 
Bücherverbote oder Regeln für die katholische Bibelexegese — Beas Arbeit ganz 
wesentlich. 


ı Vgl. BENEDIKT XV., Enzyklika „Spiritus Paracli- line unter: http://www.pacelli-edition.de/ 
tus“ vom 15. September 1920, EnchB 444-495. schlagwort.html?idno=9047 (zuletzt: 22. Ok- 
2 Vgl. Sachschlagwort Nr. 9047 „Scuola larga tober 2020). 
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1. Die Kommission frisst ihre Kinder - Ein Überblick zu 
Indizierungen biblischer Publikationen durch das Heilige 
Offizium in den 1920er Jahren 


Dies wird besonders an den Indizierungsverfahren gegen anstößige Veröffentli- 
chungen deutlich, die das Heilige Offizium und die Päpstliche Bibelkommission in 
enger Kooperation führten. Die oberste Glaubensbehörde war nach der Aufhebung 
der Indexkongregation 1917 allein für die kirchliche Buchzensur zuständig und 
richtete eine Unterabteilung, die sogenannte „Sektion für die Buchzensur“ („Sezi- 
one per la censura dei libri“) ein. Das nicht ohne Grund Suprema Congregazione 
genannte Dikasterium, das sich auch schon in der Vergangenheit in Belange der 
Buchzensur eingeschaltet hatte, war nun endgültig die mit weitreichenden Kompe- 
tenzen ausgestattete Kontrollbehörde über das innerhalb der Kirche Sag- und vor 
allem Schreibbare.3 Der Verfahrensgang war allerdings auch nach der Umstruktu- 
rierung des kurialen Apparats letztlich der gleiche geblieben, den Benedikt XIV. in 
der Konstitution „Sollicita ac Provida“ vom 9. Juli 1753 für die kirchliche Buch- 
zensur vorgeschrieben hatte.* Entscheidend für den Beginn eines Indizierungsver- 
fahrens war zunächst die formelle, schriftliche Denunziation, ohne die keine Über- 
prüfung, geschweige denn eine Eröffnung des Verfahrens statthaft war. Obwohl 
Pius X. im Zuge der Kurienreform 1908 der Indexkongregation noch das Recht 
eingeräumt hatte, dass diese auch ohne Anzeige selbständig ein Verfahren eröffnen 
konnte, war im frühen 20. Jahrhundert eine Eröffnung des Verfahrens nach vorhe- 
riger Denunziation die Regel.5 Entschied die Kongregationsverwaltung, mit dem 
Assessor des Heiligen Offiziums an der Spitze, aufgrund eigener Anschauung oder 
des Gutachtens eines Sachverständigen zugunsten eines Verfahrens, wurden gemäß 
den Vorgaben aus „Sollicita ac Provida“ zwei Gutachter bestellt.° Lagen deren Vo- 
ten vor, tagte die Konsultorenversammlung, bis 1917 „Congregatio praeparatoria“ 
genannt.’ Die im Kreise der offiziellen Konsultoren erarbeitete Empfehlung über 


3 Vgl. HaseckEr, Einführung, S. reit, 
4 Vgl. hierzu ausführlich WoLFr/SCHMIDT, Bene- 
dikt XIV. 


6 Diese Vorauswahl nahm nach der Auflösung 
der Indexkongregation die samstags stattfin- 
dende „Congregatio particularis“ des Heili- 


Vgl. Pıus X., Apostolische Konstitution „Sa- 
pienti consilio“ vom 8. Juni 1908, Art. 7, $2, 
in: HASECKER, Quellen, S. 617; vgl. dazu SCHE- 
PERS, Brüder, S. 58. Nach 1917 hatte diese Pra- 
xis ihre Rechtsgrundlage im Codex Iuris Ca- 
nonici, dort heißt es: „Omnium fidelium est, 
maxime clericorum et in dignitate ecclesiasti- 
ca constitutorum eorumque qui doctrina prae- 
cellant, libros quos perniciosos iudicaverint, 
ad locorum Ordinarios aut ad Apostolicam 
Sedem deferre; id autem peculiari titulo perti- 
net ad Legatos Sanctae Sedis, locorum Ordi- 
narios, atque Rectores Universitatum catholi- 
carum“ (c. 1397, hr CIC/1917). 


gen Offiziums vor. „An ihr nahmen der Asses- 
sor als Geschäftsführer der Verwaltung und 
des Personals, der Kommissar als Generalbe- 
auftragter der römischen Inquisition, der 
Fiskalanwalt (Advocatus fiscalis) und der As- 
sistent des Kommissars (Primus Socius) teil“ 
(SCHRATZ, Gift, S. 66). Vgl. dazu auch Worr, 
Index, S. 46-53. 

Zu Beginn der 1920er Jahre gehörten folgende 
Konsultoren dem Gremium an: Bonaventura 
Cerretti (1872-1933), Giuseppe Palica (1869- 
1936), Camillo Laurenti (1861-1938), Federi- 
co Tedeschini (1873-1959), Bernardo Colom- 
bo (1919-1992), Alberto Lepidi OP (Magister 
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das weitere Procedere wurde der Kardinalskongregation, der „Congregatio genera- 
lis/plenaria“, vorgelegt. Diese entschied über das weitere Vorgehen, legte die ge- 
troffene Entscheidung und gegebenenfalls ein Indizierungsdekret dem Papst zur 
Approbation vor. Dieser konnte freilich komplett unabhängig über den Vorschlag 
verfügen, ihn ändern oder ablehnen.? 

Mit der Gründung der Bibelkommission im Jahr 1902 kam eine weitere Institu- 
tion hinzu, die bei der kirchlichen Zensur mitentscheiden konnte. Für sämtliche 
Bücher zu biblischen und bibelexegetischen Themen war die Kommission zustän- 
dig, der Leo XIII. in ihrem Gründungsdokument „Vigilantiae“ eine Überwa- 
chungskompetenz über sämtliche biblischen Publikationen zugesprochen hatte.'° 
Dies bedeutete, dass das Gremium zwar formal keine Zweitinstanz der römischen 
Buchzensur darstellte, faktisch aber sehr wohl ein Verfahren bei der Indexkongre- 
gation - ab 1917 beim Heiligen Offizium — massiv beeinflussen konnte: Entweder 
wurde die Kommission selbst tätig und begutachtete Veröffentlichungen, die sie 
dann beim Heiligen Offizium anzeigte, oder aber sie wurde von der Suprema in ei- 
nem laufenden Verfahren hinzugezogen.'' Im Lauf des Pontifikats von Bene- 
dikt XV. stellte sich die Situation etwas anders dar: die Kommission war zwar for- 
mal ein eigenständiges Gremium, faktisch aber vor allem auf der Ebene der Kardi- 
näle stark dezimiert und personell fast deckungsgleich mit dem Heiligen Offizium, 
dessen biblischen Arm sie mehr oder minder darstellte.’ Rafael Merry del Val 
(1865-1930), der dem Heiligen Offizium seit 1914 vorstand und einer der einfluss- 
reichsten Kardinäle unter Pius X. gewesen war, gehörte der Bibelkommission an, 


Sacri Palatii), Louis Theissling OP (1856- SCHMIDT, Benedikt XIV., S. 122-129; zu den 
1925), Santoro Luigi OFMCov (1860-1944), Modifikationen bis ins frühe 20. Jahrhundert 
Jacques Dourche S.M., Alfonso Andrioli OS- vgl. SCHEPERS, Brüder, S. 57f. 
Cam (1864-1922), Pasquale Brugnani OFM xro Vgl. Leo XIII., Apostolisches Schreiben „Vigi- 
(1869-1936), Guillaume Arendt SJ (1852- lantiae“ vom 30. Oktober 1902, EnchB 137- 
1937), Joseph Drehmanns CSsR (1843-1913), 148, hier ı42f. 
Canisius O’Gorman OESA, Leonard Lehu OP xx Vgl. Päpstliche Bibelkommission, Regolamen- 
(1867-1939), Isidoro Donzella OSB, Henry to interno per il Corpo dei Consultori della 
Le-Floch CSSp (1862-1950), Laurentius di Commission Pontificia de Re Biblica, 1903, 
S. Basilio OCD, Ludovico Feretti OP (1866- ACDF, SO RV 1901, Nr. 112, fol. 10, [S. ol 
1930), Giuseppe Latini (vgl. AnPont r921, x2 Der Bibelkommission gehörten neben dem 
S. 374f.). Präsidenten van Rossum nur noch die Kardi- 
8 Zu den stimmberechtigten Mitgliedern des näle Merry del Val und Francis Aidan Gasquet 
Heiligen Offiziums gehörten zu Beginn der OSB (1846-1929) an; letzterer war von 1907 
1920er Jahre neben dem Vorsitzenden Rafael bis 1914 Kommissionsvorsitzender gewesen. 
Merry del Val (1865-1930) die Kurienkardi- Als Sekretär fungierte Laurent Janssens OSB 
näle Gaetano De Lai (1853-1928), Basilio (1855-1925). Die Riege der römischen Konsul- 
Pompili (1858-1931), Pietro Gasparri (1852- toren bestand aus Thomas Esser OP (1850- 
1934), Willem van Rossum (1854-1932), An- 1926), Giovanni Mercati (1866-1957), Salva- 
dreas Frühwirth (1845-1933), Louis Billot tore Talamo (1844-1932), Alberto Lepidi OP, 
(1846-1931), Filippo Giustini (1852-1920) Giovanni Genocchi, Alexis Lepicier (1863- 
und Oreste Giorgi (1856-1924) (Vgl. AnPont 1936), Hildebrand Höpfl OSB (1872-1934), 
1920, S. 367f.). Leopold Fonck SJ (1865-1930), Jean Baptiste 
9 Vgl. BENEDIKT XIV., Konstitution „Sollicita ac Frey CSSp (1878-1939), Eugene Tisserant 
Provida“ vom 9. Juli 1753, $ 3-6, in: Word (1884-1972) (vgl. AnPont 1921, S. 685-687). 
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genauso wie umgekehrt deren Vorsitzender, Willem van Rossum (1854-1932), der 
Generalkongregation des Heiligen Offiziums. Der niederländische Kardinal hatte 
der Suprema Congregazione zuvor viele Jahre als Konsultor angehört und war des- 
halb mit deren Arbeitsweise bestens vertraut. Beide hatten die antimodernistische 
Kampagne Pius’ X. mitgetragen und verstanden sich auch nach der Zerschlagung 
des denunziationsfreudigen Sodalitium Pianum um Umberto Benigni (1862-1934) 
als Verfechter der reinen Lehre.” Die Entscheidungsfindung zwischen der ge- 
schrumpften Bibelkommission und der Suprema Congregazione lag faktisch beim 
Gespann Merry del Val- van Rossum: Durch die Verzahnung der Kompetenzen 
beider Kardinäle lief jegliche Entscheidung in Sachen Zensur von Publikationen zu 
biblischen Themen über die beiden Führungskräfte. Bereits diese personelle Situa- 
tion zeigt, dass die Kontrollinstanzen, die über das unter Theologen und besonders 
Bibelexegeten Sagbare befanden, weiterhin mit Nachdruck nach jeglichem Auf- 
flammen des Modernismus suchten. 

Angesichts dieser Konstellation war davon auszugehen, dass Denunziationen 
von Werken über die Auslegung der Bibel genau unter die Lupe genommen wur- 
den. Ein Blick in die Bestände des Archivio della Congregazione per la Dottrina 
della Fede (ACDF), die für die vorliegende Studie herangezogen wurden, bestätigt 
diesen Eindruck. In den letzten Jahren des Pontifikats Benedikts XV. und in der 
Anfangsphase der Regierungszeit Pius’ XI. wurden einige Verfahren gegen die 
Werke katholischer Bibelwissenschaftler angestoßen und auch abgeschlossen: 


Jahr Autor Werk 


1920 Jules Touzard Moise et Josué, in: Dictionnaire Apologetique 
de la Foi catholique; Moise et le Pentateuque, in: 
Revue du clergé français. 


1920 Giuseppe Filograssi | Adnotationes in librum Genesis [unveröffent- 
licht]. 
1921-1922 | Nivard Schlögl Die heiligen Schriften des Neuen Bundes. Aus 


dem Urtext übersetzt; Die heiligen Schriften des 
Alten Bundes. Aus dem kritisch wiederherge- 
stellten hebräischen Urtexte übersetzt. 


1920-1923 | Augustin Brassac Manuel Biblique 

1922-1923 | Johannes Nikel Die Pentateuchfrage 

1923-1925 | Henry de Dorlodot | Le Darwinisme au point de vue de l’orthodoxie 
catholique. 

1922-1925 | Johannes Hehn Die biblische und die babylonische Gottesidee; 


Wege zum Monotheismus. 


13 Zur herausragenden Position Merry del Vals Papst, S. 115-118. Zur Rolle van Rossums vgl. 
vgl. Posts, Vigilance, S. 473-489; WOLF, Porte, Cardinal, S. 121-141. 
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Die Übersicht zeigt die aufgenommenen Verfahren, zu denen im ACDF entspre- 
chende Akten vorhanden sind. Sie lässt zudem erkennen, dass es sich überwiegend 
um deutsche und französische Werke handelte, mit denen sich das Heilige Offizium 
und die Bibelkommission beschäftigten. Mit den Beratungen im April und Mai 
1920 über eine Broschüre Giuseppe Filograssis (1875-1962) war kurzzeitig sogar 
die römische Universitätslandschaft berührt, lehrte der italienische Jesuit doch an 
der Gregoriana und dem Lateranseminar. In einer Vorlesung am Lateranseminar 
hatte er offensichtlich nicht dezidiert genug die Positionen der modernen Bibelwis- 
senschaften abgelehnt und die Linie der Bibelkommission durchgehalten, weshalb 
ihn einer seiner Zuhörer denunziert hatte, indem er das Vorlesungsskript an das 
Heilige Offizium schickte.'* Auch wenn sich die Angehörigen der Suprema Con- 
gregazione in diesem Fall mit einer Ermahnung zufrieden gaben'’, zeigt bereits die- 
se Episode, welch starker Druck selbst auf den römischen Fxegeten lastete; umso 
mehr noch auf den Bibelwissenschaftlern in Ländern wie Deutschland und Frank- 
reich, deren Wissenschaftskultur Zelanti wie Merry del Val und van Rossum ohne- 
hin für suspekt hielten. 


a) Nach wie vor ein Hort des Modernismus? — Die Indexverfahren 
gegen Werke der französischen Autoren Jules Touzard (1920) und 
Augustin Brassac (1920-1923) 
Beispielhaft ist hier etwa das Indexverfahren gegen zwei Artikel des Pariser Exege- 
ten Jules Touzard (1867-1938), das 1920 zum Abschluss kam. Étienne Fouilloux 
hat in einem Aufsatz das Verfahren anhand des Aktenmaterials im ACDF rekons- 


14 In der Tischvorlage für die Kongregationssit- 


15 


zung heißt es: „Nel decorso anno 1919 sono 
state denunziate al S. Offizio le lezioni litogra- 
fate, che il P. Filograssi nell’anno scolastico 
1916-17 tenne nel Seminario Maggiore Late- 
ranense, in supplenza del titolare di Sacra 
Scrittura, e che recano il titolo: Adnotationes 
in Librum Genesis [...] Ricevuta tale denunzia 
P’Emo Card. Segretario [Merry del Val] ha 
pregato l’Emo Card. Presidente della Commis- 
sione Pontificia per gli Studi biblici [van Ros- 
sum] di fare esaminare le dette lezioni: ed il 
risultato dell’esame ora si porta al giudizio 
delle Eminenze Loro, perché vogliano decide- 
re, se e quali provvedimenti siano da adottarsi 
in ordine al P. Filograssi in seguito alle teorie, 
da lui esposte nelle Adnotationes“ (Ponenza 
„Delle „Adnotationes in Librum Genesis’ del 
P. Filograssi $.1.“, [April 1920], ACDF, SO CL 
1920, 179/1920, Nr. 4, fol. 1). 

Sowohl die Konsultoren als auch die Kardinä- 
le zeigten sich entgegenkommend, da Filogras- 
si aus ihrer Sicht zwar unbedacht, aber nicht 
allzu ausführlich liberale Thesen vertreten 
hatte: „Fer. II die ro maii 1920. 


Ex Dnis Consultoribus: Duodecim fuer. in 
Voto: Reponatur; Quatuor (Adsess., Palica, 
Drehmanns, Ferretti) - Reponatur et ad men- 
tem. La mente è che quantunque nelle litogra- 
fie del P. Filograssi non esiste motivo per un 
intervento diretto del S.O., tuttavia, atteso il 
suo modo di scrivere, che nelle menti dei giova- 
ni può essere germe di dubbi, vedano gli E.mi 
Padri, se non sia il caso da fargli dare un pater- 
no e caritatevole avviso dai suoi Superiori. 
Feria IV, die 19 Maii 1920 

Emi ac Revmi Dni decrev.: Si ammonisca il P. 
Filograssi dal suo Generale a nome del 
Sant’ Uffizio che il suo modo di insegnare qua- 
le risulta dai brani denunziati delle sue litogra- 
fie, non può tollerarsi. 

Si scriva inoltre al Generale che quando ha 
pronto altro Padre di metodo e dottrina sicura 
lo sotituisca al P. Filograssi e che intanto sor- 
vegli insegnamenti del medesimo 

Feria V, die 20 Maii 

SSmus resolutionem Em.orum PP. approbavit“ 
(Aktennotiz, 20. Mai 1920, ACDF, SO CL 
1920, 179/1920, Nr. 4, fol. 3v). 
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truiert.'° Der Sulpizianer Touzard war seit 1906 Professor für Bibelwissenschaften 
am renommierten Institut Catholique in Paris. Im Laufe des Jahres 1919 hatte der 
Alttestamentler sowohl einen Lexikonartikel über Mose und Josua für das „Dicti- 
onnaire apologétique de la foi catholique“ als auch einen Artikel über die Penta- 
teuchkritik für die „Revue du clergé français“ verfasst.'” In beiden Publikationen 
legte Touzard die Entscheidung der Bibelkommission von 1906 über Mose als den 
Autor des Pentateuch grofszügig aus und vertrat die Auffassung, dass man bei aller 
Berechtigung der Tradition zugestehen müsse, dass im Pentateuch verschiedene 
Quellenstränge zu Erzählungen und Gesetzestexten verarbeitet seien, die nicht alle 
von Mose stammten.'? Der Pentateuch hatte trotz der wichtigen Rolle Moses als 
Erstautor eine längere Entstehungsgeschichte, auf die mehrere Autoren eingewirkt 
hatten.'? An der offiziellen Sichtweise des Lehramts hielt Touzard also im Grund- 
satz fest, versuchte sie aber mit den Ergebnissen aus der Textforschung zu den ers- 
ten fünf biblischen Büchern in Einklang zu bringen. 

Mehreren französischsprachigen Professoren ging schon dieser zaghafte Versuch 
der Harmonisierung zwischen lehramtlichen Vorgaben und exegetischer For- 
schungsarbeit zu weit, weshalb sie sich gegen Ende des Jahres 1919 an den Präsi- 
denten der Bibelkommission wandten. In der Akte ist nicht vermerkt, wer die De- 
nunzianten wären. 27 Van Rossum ließ sich die Gelegenheit nicht entgehen, sah er 
doch die Autorität seines Gremiums infrage gestellt. Der Vorsitzende der Bibel- 
kommission gab umgehend ein Dossier über Touzard in Auftrag und reichte die 
beiden Artikel beim Heiligen Offizium ein.?" Auch das mit Eröffnung des Verfah- 
rens in Auftrag gegebene Gutachten blieb in den Händen der Bibelkommission. 
Merry del Val übertrug die Verantwortung an deren Sekretär und Mitarbeiter van 
Rossums, Laurentius Janssens. In seinem Votum, das am ı2. April 1920 der Kon- 
sultorenversammlung der Suprema Congregazione in der Feria II vorgelegt wurde, 
warf er Touzard vor, protestantische und rationalistische Positionen zu überneh- 
men, vor allem aber die Entscheidung der Bibelkommission über die mosaische Au- 
torschaft des Pentateuch zu missachten. Er sprach sich deshalb für eine formelle 
Indizierung der beiden Artikel aus, was die Zustimmung der meisten Konsultoren 
fand. Allerdings wollte nur eine Minderheit gleich zur Tat schreiten, elf der fünf- 
zehn Konsultoren waren für eine genauere Untersuchung durch weitere Gutachter, 
wie es der Verfahrensordnung für die kirchliche Buchzensur seit dem 18. Jahrhun- 
dert entsprach, 23 Die Kardinäle hielten die Sachlage allerdings für ausreichend er- 
forscht und ignorierten die Empfehlung der Konsultoren in ihrer Generalkongrega- 
tion am 21. April 1920. Zugleich ließen sie einen Dekretentwurf vorbereiten, den 


16 Vgl. FouıLLoux, Moise, S. 1-17. 20 Van Rossum spricht lediglich von mehreren 
17 TOUZARD, Jules, Moïse et Josué, Sp. 695-860; Beschwerden (vgl. van Rossum an Merry del 

Ders., Moïse et le Pentateuque, S. 321-343. Val, 8. Februar 1920, ACDF, SO CL 1920, 
18 Vgl. Päpstliche Bibelkommission, Antwort 268/1920, Nr. 2, fol. r). 

über die mosaische Urheberschaft des Penta- 2r Vgl. FouıL.Loux, Moïse, S. 7f. 

teuch vom 27. Juni 1906, DH 3394-3397. 22 Vgl. BENEDIKT XIV., Konstitution „Sollicita ac 
19 Vgl. FoumLLoux, Moise, S. 3f. Provida“ vom 9. Juli 1753, § 5, in: Word 


SCHMIDT, Benedikt XIV., S. 127. 
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Papst Benedikt XV. am darauffolgenden Tag approbierte.?3 Offensichtlich wollten 
die Eiferer um van Rossum und Merry del Val über das Verbot der beiden ange- 
zeigten Publikationen hinaus eine Verurteilung der Positionen Touzards erreichen. 
Das Dekret wich von den Gepflogenheiten der römischen Buchzensur ab und bein- 
haltete eine Bewertung der Thesen Touzards zur Verfasserschaft des Pentateuch. 
Der Frage, ob man diese als Katholik vertreten konnte, wurde mit einem schlichten 
„Negative“ ein Riegel vorgeschoben. Im Dekret werden die beiden Artikel erwähnt 
und die darin geäußerte „Lehre über die mosaische Authentizität des Pentateuch“ 
zurückgewiesen, allerdings wurde weder Touzard namentlich genannt, noch eine 
formelle Indizierung ausgesprochen.*+ Dagegen war das Dekret als Antwort der 
obersten Glaubenshüter auf eine Anfrage (Dubium) gestaltet. Diese Art der Formu- 
lierung eines Beschlusses der Kongregation war gängige Praxis zur Mitteilung ei- 
ner Entscheidung über bestimmte theologische Positionen und kam ohne Begrün- 
dung aus.?5 

Sowohl für Touzard als auch für das Institut Catholique war die Nachricht 
gleichwohl ein herber Schlag. Touzard unterwarf sich umgehend und versicherte, 
den Anweisungen des Heiligen Offiziums Folge zu leisten. Allerdings beinhaltete 
das Dekret keine konkreten Hinweise, welche Thesen als anstößig empfunden 
wurden. Wie Fouilloux treffend herausgearbeitet hat, ging es bei der Entscheidung 
letztlich nicht um inhaltliche Fragen der Pentateuchkritik, sondern allein um den 
disziplinarischen Gehorsam gegenüber der Entscheidung der Bibelkommission von 
1906.26 Van Rossum wollte jeglichen Zweifel und jegliche Interpretation an deren 
Wortlaut ausschließen. Mose war der Verfasser des Pentateuch, allenfalls gab es 
vereinzelt spätere Zusätze im Text. An diesem Faktum gab es aus Sicht des Kardi- 
nals für Exegeten nichts herumzudeuteln. Damit ging es nicht um die Bibelausle- 
gung im eigentlichen Sinne, sondern um die Auslegung der lehramtlichen Entschei- 
dungen über die Bibelauslegung. 

Die Wirkung war zunächst für den kirchentreuen Touzard verheerend. Auf- 
grund seiner vollkommenen Unterwerfung konnte er zwar seinen Lehrstuhl behal- 
ten, allerdings stürzte ihn die Erfahrung, von der höchsten kirchlichen Autorität 
verurteilt worden zu sein, in eine persönliche Krise. 27 Für die katholischen Exege- 


23 Vgl. Appunti, [22. April 1920], ACDF, SO CL Generales, praehabito DD. Consultorum voto, 
1920, 268/1920, Nr. 2, fol. 18r; ausführlich respondendum decreverunt: Negative“ (Heili- 
dazu FouıLLoux, Moise, S. rof. ges Offizium, Dekret vom 23. April 1920, in: 

24 „Quaesitum est ab hac Suprema Congregatio- AAS 12 (1920), S. 158). 
ne Sancti Officii: ‚Utrum doctrina circa au- 25 Ein bibelwissenschaftlich relevantes Beispiel 
thentiam mosaicam Pentateuci, nuper exposi- war etwa die Entscheidung über das soge- 
ta in opere: Dictionnaire apologétique de la foi nannte Comma Johanneum (1 Joh 5,7) (Heili- 
catholique, an. 1919, fase. XV, sub titulo: ges Offizium, Dekret über die Authentizität 
Moïse et Josué; nec non in Revue du Clergé von ı Joh 5,7 vom 13. Januar 1897, EnchB 
frangais, XCIX (Io sept. 1919), pag. 321-343, 135); Auch die Antworten der Bibelkommissi- 
sub titulo: Moïse et le Pentateuque ‚tuto tradi on der Jahre 1905 bis 1915 wiesen diese Ge- 
possit‘. Et in generali consessu habito feria IV, staltung auf. 


die 21 aprilis 1920, Emi ac Rmi Domini Car- 26 Vgl. FouıL.Loux, Moïse, S. rof: 14-16. 
dinales in rebus fidei et morum Inquisitores 27 Vgl. ebd., S. rt 
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ten insgesamt war das Signal der Affäre „Touzard“ nicht weniger deutlich: Gerade 
die Pentateuchkritik war nach wie vor vermintes Gebiet, auf dem vorsichtige inno- 
vative Lösungsversuche, die Tradition und literarischen Befund zusammenzubrin- 
gen versuchten, unerwünscht waren. Mit dem Autoritätsargument wurden alle 
Probleme, die Exegeten in ihrer praktischen Arbeit unter Umständen haben moch- 
ten, vom Tisch gewischt. Die unmissverständliche Drohgebärde zeigte Wirkung, 
da bis in die 1930er Jahre hinein viele katholische Alttestamentler einen weiten Bo- 
gen um die Pentateuchkritik machten. ”® 

Nur kurze Zeit später erregte eine weitere Publikation aus Frankreich die Gemü- 
ter der römischen Glaubenshüter. Dieses Mal ging es nicht nur um kleinere Artikel 
eines namhaften Autors, sondern um das am weitesten verbreitete Lehrbuch für die 
biblischen Fächer, das die meisten französischsprachigen Theologiestudierenden 
auf dem Schreibtisch hatten: das „Manuel Biblique“.?? Es war seit 1878 in mehre- 
ren Auflagen erschienen. Diese Einführungsreihe, die der Sulpizianer und Exeget 
Fulcran Vigouroux (1837-1915) zusammen mit seinem Mitbruder Louis Bacuez 
(1820-1892) gegründet und bis 1907 herausgegeben hatte, war für den Unterricht 
an den französischen bzw. französischsprachigen Priesterseminaren bestimmt und 
erfreute sich einer großen Beliebtheit. 1907 übernahm Augustin Brassac (1863- 
1941) - ebenfalls Sulpizianer — die Leitung der Edition und brachte im selben Jahr 
den dritten sowie 1909 den vierten Band, der die neutestamentlichen Schriften be- 
handelte, in einer überarbeiteten und den neueren Forschungsmethoden angegli- 
chenen Auflage heraus.3° Von der ersten Auflage an bestanden die Herausgeber 
darauf, den angehenden Priestern ein adäquates Lehrbuch an die Hand zu geben. 
Es sollte auf die Diskussionen sowohl mit interessierten, gebildeten Laien als auch 
mit Kritikern der katholischen Lehre vorbereiten. Demnach war zur Verteidigung 
der Bibel auch die Darstellung naturwissenschaftlicher und historisch-kritischer 
Positionen unverzichtbar, wie es bereits im Vorwort zur ersten Auflage heißt.3" Au- 
ßerdem wurde den Studierenden eine vertiefte Kenntnis der alten Sprachen, beson- 
ders Hebräisch und Griechisch, der Geographie, Geschichte und Archäologie des 
Nahen Ostens als unerlässliche Basis biblischer Forschung ans Herz gelegt. Darü- 
ber hinaus sei es von Vorteil, moderne Sprachen wie Deutsch oder Englisch zu be- 
herrschen, um die Forschungsergebnisse und -meinungen der Wissenschaftler an- 
derer Länder besser zu verstehen.3? Vor den Finzelbetrachtungen der verschiede- 
nen biblischen Bücher bietet der erste Band des Handbuchs eine allgemeine 
Einführung zur Inspiration, zum Kanon, zum Text bzw. zu den Übersetzungen, 
zur Hermeneutik, zu den Eigenheiten der semitischen Kultur und zur Auslegungs- 
geschichte der Bibel.33 Es wird in diesen Darlegungen immer wieder betont, dass 


28 Vgl. Correns, Histoire, S. 106-124 ; La- 31 Vgl. ViGouRoux/BAcuEZ, Manuel, S. XII. 
PLANCHE, Crise, $. 137f. 32 Vgl. ebd., S. of. 

29 VIGOUROUX/BACUEZ, Manuel. 33 Vgl. ebd., S. 27. 

30 Vgl. LAPLANCHE, Crise, S. 138. Bis 1920 er- 
schienen insgesamt 15 Auflagen des Werks zu- 
letzt VIGOUROUX/BACUEZ/BRAssACc, Manuel. 
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die Verfasser der Bibel während des langen Entstehungszeitraums zu verschiedenen 
Epochen gelebt und sich dabei bestimmter literarischer Gattungen bedient hätten, 
um das Geoffenbarte aufzuschreiben.3* Die Frage, ob in der Bibel von einer Verbal- 
inspiration oder einer „non-verbalen Inspiration“ auszugehen ist, wurde der theo- 
logischen Diskussion überantwortet. Der Verfasser favorisierte die Realinspirati- 
on, da es bei der Offenbarung Gottes um die Vermittlung von heilsrelevantem In- 
halt gehe, nicht um ein wie auch immer geartetes wörtliches Diktat. Nur so ließen 
sich nämlich die stilistischen und gattungsspezifischen Unterschiede der einzelnen 
biblischen Schriften erklären.35 

Die Hintergründe dafür, dass die neueren Auflagen des Handbuchs, die Brassac 
verantwortete, ab 1920 zum Gegenstand einer Untersuchung in der Sektion des 
Heiligen Offiziums für die Buchzensur wurden, waren bereits Gegenstand der For- 
schung.3° Bis in die Jahre nach dem Ersten Weltkrieg hinein sicherte sich das Werk 
ohne größere Konflikte einen festen Platz in den Seminaren Frankreichs und in den 
französischen Kolonien. Allerdings trugen immer mehr Mitglieder des französi- 
schen Episkopats Bedenken gegenüber einer allzu historisch-kritischen, zumal von 
der Lehre der Verbalinspiration der Heiligen Schrift abweichenden Exegese. Im 
Umfeld der Feierlichkeiten zur Heiligsprechung Jeanne d’Arcs im Mai 1920, zu de- 
nen fast der gesamte französische Episkopat nach Rom gereist war, wurden erste 
Kritikpunkte gegenüber Brassacs Auflagen des „Manuel Biblique“ geäußert. Kei- 
ner der Beteiligten wagte aber offensichtlich den Schritt einer formellen, schriftli- 
chen Denunziation. Allerdings wandte sich François-Xavier Hertzog, Mitarbeiter 
des Generaloberen der Sulpizianer, im Juni 1920 an das Heilige Offizium.37 Er 
drückte sein Bedauern aus, dass die französischen Seminaristen bereits in den frü- 
hen Jahren ihrer Ausbildung mit der modernistischen Exegese in Berührung ka- 
men, und empfahl deshalb eine Überarbeitung des Handbuchs durch fähigere ka- 
tholische Bibelwissenschaftler.3® Ungewöhnlicherweise verfügte Benedikt XV., der 
von dem Schreiben erfuhr, dass tatsächlich eine Revision des Handbuchs vorberei- 
tet werden sollte. Da es sich um keine formelle Denunziation handelte, hätte Merry 
del Val die Angelegenheit eigentlich an die Päpstliche Bibelkommission weitergeben 


34 Vgl. ebd., S. 34. 
35 Vgl. ebd., S. 51-56. 
36 Vgl. FouıLLoux, Affaire Brassac, S. 281-297. 


Um den Kritikern den Wind aus den Segeln zu 
nehmen, wandte sich zur selben Zeit auch der 
General der Sulpizianer, Pierre Henry Gar- 


37 


Über Hertzog hinaus kann aber auch an eine 
Einflussnahme weiterer Akteure gedacht wer- 
den: Die Akten des ACDF weisen eindeutig 
Hertzog als Initiator aus, während die Erfor- 
schung der französischen Aktenlage zum Fall 
Brassac auch eine erhebliche Beteiligung der 
Bischöfe Constantin Chauvin (1859-1930, Bi- 
schof von Evreux 1920-1930), Olivier de Dur- 
fort (1863-1935, Bischof von Poitiers 1918- 
1932) und Jean Arthur Chollet (1862-1952, 
Bischof von Cambrai 1913-1952) wahrschein- 
lich machen (Vgl. FouıL.Loux, Affaire Brassac, 
S. 282f.). Ein weiterer Aspekt kommt hinzu: 


I. Rahmenbedingungen der römischen Bibelexegese bei Beas Amtsantritt in Rom 


riguet, an das Heilige Offizium mit der Bitte 
die Werke Brassacs bzw. die gesamte Reihe der 
immer noch den Namen Vigouroux/Bacuez 
tragenden Reihe auf ihre Rechtgläubigkeit zu 
überprüfen. Garriguet, der von der Überein- 
stimmung der Theorien Brassacs mit dem 
Lehramt der Kirche ausging und Hertzogs 
Vorstoß einordnen wollte, hatte nicht damit 
gerechnet, dass seine Kooperation zur Indizie- 
rung Brassacs führen sollte (vgl. LAPLANCHE, 
Crise, $. 138). 

Vgl. Hertzog an [Merry del Val], 21. Juli 
1922, ACDF, SO CL 1923, Nr. 4, fol. 4r-8r. 
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können. Schließlich war die Suprema Congregazione nur für die Bewertung und 
Verurteilung von Büchern zuständig, nicht für deren Verbesserung 29 Das Heilige 
Offizium behielt in diesem Fall aber die Zügel in der Hand und beauftragte mit 
Jean-Baptiste Frey (1878-1939) einen Konsultor der Päpstlichen Bibelkommission 
damit, ein Gutachten zu verfassen. 29 

Merry del Val hatte damit die Päpstliche Bibelkommission in den Verfahrens- 
gang integriert, der sich in einer gewissen Grauzone zwischen diesem Gremium 
und der Sektion des Heiligen Offiziums für die Buchzensur bewegte, da weiterhin 
rein formal kein ordentliches Indizierungsverfahren eröffnet worden war. Dem 
entsprechend unterschied sich die Arbeitsweise auch von einem Indexverfahren. 
Frey lief? mit seinem Gutachten auf sich warten und reichte einen ersten Teil im 
Mai, das abschließende Votum erst im Oktober 1921 ein. In dem ausführlichen 
Gutachten, das 130 Seiten umfasste, äußerte er sich wenig schmeichelhaft zu den 
im „Manuel Biblique“ vertretenen Thesen.+" Das Handbuch verstieß seiner Mei- 
nung nach an vielen Stellen gegen die bisherige Lehrverkündigung der Kirche. In 
einem zweiten Schritt wurde ein Konsultor des Heiligen Offiziums hinzugezogen: 
Der Alttestamentler und Sekretär der Studienkongregation, Ernesto Ruffini (1888- 
1967), erarbeitete ein Votum, das Freys Einschätzung an vielen Punkten aufgriff.+? 
Auch Ruffini reichte eine erste Version seiner Beobachtungen mit Verzögerung im 
April 1922 ein, überarbeitete sie aber in der Folgezeit nochmals.+#3 Mittlerweile 
hatte es einen Pontifikatswechsel gegeben, was aber am Personal der beiden Dikas- 
terien wenig verändert hatte. Der neu gewählte Papst Pius XI. drängte im Juni 
1922 allerdings auf eine Klärung der Angelegenheit.++ Das Heilige Offizium sollte 
eine Entscheidung treffen. Um aber endgültig Klarheit zu erlangen, wurde ein drit- 
tes Gutachten in Auftrag gegeben, das erneut ein Konsultor der Bibelkommission 
übernahm. Die Wahl fiel auf den Neutestamentler und ehemaligen Leiter des Päpst- 
lichen Bibelinstituts Leopold Fonck. Die im Juni 1923 eingereichten „Animadver- 
siones“ Foncks gerieten mit ungefähr 200 Seiten am ausführlichsten.*# Sie beinhal- 
teten zugleich die heftigsten Vorwürfe, die Fonck zu der Schlussfolgerung führten, 
dass das Buch nicht mehr zu retten war und deshalb verboten werden sollte. Als 
konkrete Maßnahmen schlug er vor, dass das Buch aus allen französischsprachigen 
Priesterseminaren entfernt und das Revisionsprojekt begraben werden sollte. Statt- 
dessen empfahl er, Vertreter einer gesunden Lehre mit der Vorbereitung für eine 
Neuauflage zu beauftragen.+° Die Konsultorenversammlung besprach schließlich in 
der Feria II am 3. Dezember 1923 die vorgelegten Voten, besonders die Ausführun- 
gen Foncks. Es wurde einerseits über das Verbot aller von Brassac verantworteten 


39 Vgl. FouıLLoux, Affaire Brassac, S. 283. Zu 42 Vgl. Ruffini, Votum, 27. April 1922, ACDF, 
der Frage nach der Verbesserung anrüchiger SOCL 1923, Nr. 4, fol. 144. 
Bücher vgl. HAsecke£r, Einführung, S. 86-92. 43 Vgl. FouıLLoux, Affaire Brassac, S. 285. 

40 Vgl. AnPont 1921, S. 687. Frey stieg später 44 Vgl. ebd., S. 286. 
zum Kommissionssekretär auf (vgl. AnPont 45 Vgl. Fonck, Votum, August 1923, ACDF, SO 
1926, S. 529). CL 1923, n. 4, fol. 146r-294r. 

41 Vgl. Frey, Votum, [21.Oktober 1921], ACDF, 46 Vgl. FouıLLoux, Affaire Brassac, S. 287. 
SO CL 1923, Nr. 4, fol. 131-143r. 
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Auflagen des „Manuel Biblique“ und seine Amtsenthebung beraten. Andererseits 
schlug auch eine Minderheit der Konsultoren einen pragmatischen Weg vor, der auf 
eine zügige Neuauflage der ursprünglichen Fassung des Handbuchs von Vigouroux 
mit einzelnen Ergänzungen setzte. Auf diese Weise mussten die kirchlichen Verant- 
wortlichen wenigstens nicht zugeben, dass ein ganz und gar untaugliches Lehrbuch 
eine derart große Verbreitung erreichen konnte. 

Der Hinweis wurde nicht gehört, sondern die Mehrheit sprach sich für ein Ver- 
bot aus. Das Verfahren war damit endgültig zu einem regulären Indizierungspro- 
zess geworden, was der Papst durch seine direkte Intervention vermutlich auch in- 
tendiert hatte. Die Kardinäle schlossen sich in ihrer Generalkongregation am 12. 
Dezember 1923 der Empfehlung der Mehrheit der Konsultoren an, nachdem die 
Bibelkommission bereits in einer eigenen Sitzung die mangelnde Übereinstimmung 
mit den Entscheidungen des kirchlichen Lehramtes zu den Fragen der Historizität 
der biblischen Schriften festgestellt hatte. Merry del Val wurde gebeten, ein Ver- 
botsdekret und ein Schreiben an den zuständigen Generaloberen der Sulpizianer 
vorzubereiten. Pius XI. approbierte das Dekret am darauffolgenden "Tag. 27" Wäh- 
rend das Dekret naturgemäß ohne Erklärung auskam, ging das Schreiben an Bras- 
sacs Ordensoberen, das der Papst am 22. Dezember approbierte, stärker ins De- 
tail.48 Für ein Lehrbuch sei die Abgrenzung zwischen der Lehre der Kirche und den 
Theorien der zeitgenössischen, zumal protestantischen Bibelwissenschaft viel zu 
dürftig. Bestimmte Positionen der „Scuola larga“ würden leichtfertig übernom- 
men, während von der Tradition der Kirche, die das Konzil von Trient und das Ers- 
te Vatikanum festgeschrieben hatten, in der Interpretation abgewichen und mit 
historischen Argumenten bei der Auslegung vor allem des Neuen Testaments vor- 
gegangen werde. Bis auf weiteres seien sämtliche Auflagen des Werks aus dem 
Lehrbetrieb zu entfernen und weitere Auflagen verboten. 

Diese maximale Härte, mit der das Heilige Offizium auf einmal ein Exempel 
statuierte, wurde in Frankreich mit großer Enttäuschung aufgenommen. Selbst 
romtreue Bischöfe waren verstimmt. Der Pariser Erzbischof Louis-Ernest Kardinal 
Dubois (1856-1929) kommentierte die Verurteilung mit der Feststellung „Gott 
weiß, wie römisch ich bin, aber Rom lässt durch sein Verhalten und seine Vorge- 
hensweise den Gallikanismus wieder auferstehen.“ Das änderte freilich nichts an 
der Befolgung der römischen Weisungen, zeigte aber deutlich die Bereitschaft gera- 
de in Frankreich, eine historisch-kritische Exegese in Schutz zu nehmen. Zur Ent- 
spannung trug sicherlich nicht bei, dass der Papst ausdrücklich wünschte, dass 


47 Vgl. ebd., S. 288f. Das Dekret wurde am 15. ben „Suprema Sacra Congregatio S. Officii, 
Dezember im „Osservatore Romano“, später Ad R. D. Moderatorem Supremum Societatis 
in den „Acta Apostolicae Sedis“ veröffentlicht Presbyterorum a Sancto Sulpitio circa supra 
(Heiliges Offizium, Dekret vom 15. Dezember relatum damnationis decretum“ vom 22. 
1923, in: AAS ı5 (1923), S. 615). Dezember 1923, in: AAS ı5 (1923), S. 616- 

48 Merry del Val an Garriguet, 22. Dezember 619. 

1923, ACDF, SO CL 1923, Nr. 4, fol. 326; Das 49 „Dieu sait si je suis romain; mais Rome fait 
Schreiben wurde zudem in den Acta Apostoli- renaître le gallicanisme par son attitude et ses 
cae Sedis abgedruckt: Heiliges Offizium, Schrei- procédés“ (BAUDRILLART, Carnets, S. 703). 
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vom Päpstlichen Bibelinstitut ein neues Lehrbuch vorbereitet werden sollte, das das 
„Manuel Biblique“ in Zukunft ersetzen sollte.’° Brassac selbst unterwarf sich im 
März 1924 dem Urteil der obersten Glaubensbehörde.5' Des Weiteren versicherte 
der General der Sulpizianer, der das Unterwerfungsschreiben übersandte, die Erge- 
benheit des gesamten Ordens gegenüber dem Heiligen Stuhl und versprach, dass 
die Ordensleitung sich darum bemühen wolle, den eigenen Seminaristen eine rom- 
treue Ausbildung zu bieten. 

Unter katholischen Exegeten wurde die Verurteilung sehr genau beobachtet. Sie 
diente in der Folgezeit als abschreckendes Beispiel. Deutschen und französischen 
Bibelwissenschaftlern war sie eine Mahnung, sich bei der Pentateuchauslegung 
nicht allzu weit vorzuwagen.5? Das galt auch für Augustin Bea, der seit seiner ers- 
ten alttestamentlichen Professur in Valkenburg gelernt hatte, dass man als katholi- 
scher Exeget nicht vorschnell moderne Positionen übernahm 33 Ihm diente die Af- 
färe „Brassac“ genauso wie der Fall „Touzard“ zugleich auch Jahre später noch als 
Negativfolie. Um den Schulterschluss mit dem kirchlichen Lehramt zu demonstrie- 
ren, grenzte er sich gern von den Verurteilten ab.54 

Bereits in den Gutachten von Frey und Fonck war deutlich geworden, dass man 
in Rom Brassacs Werk nicht als Einzelfall ansah. Vielmehr hatte der Sulpizianer 
nur umgesetzt, was namhafte liberale Exegeten, vor allem in Frankreich, seit län- 
gerem vorgedacht hatten.’5 Um das Ausmaß dieser als nicht lehramtsgetreu befun- 
denen Bibelauslegung zu bestimmen, wurde für die Beratung erneut auf die Ein- 
schätzungen Freys und Foncks zurückgegriffen, die die Grundlage für eine Tisch- 
vorlage für die Kardinäle bildeten.5° Darin hieß die Grundsatzfrage: 


„Warum haben diese, die zu Recht oder zu Unrecht gegenwärtig in dem Ruf stehen, 
Experten in biblischen Dingen zu sein, von denen einige sogar Konsultoren der Bibel- 
kommission sind, die volle Freiheit, in dieser Angelegenheit die Meinungen der 
„Scuola larga‘ zu unterstützen, sei es in ihren Publikationen oder in ihrer mündlichen 
Lehre? Man darf sich nicht wundern, dass dann andere Autoren ‚von den billigen 
Plätzen‘ den Lehrmeinungen ersterer folgen, ohne einen Gedanken daran zu ver- 
schwenden, was die letzten drei Päpste ganz im Gegenteil in vielen Dokumenten ge- 
lehrt und vorgeschrieben haben "za" 


so Vgl. FouıLLoux, Affaire Brassac, S. 294f. ren Hochschulen etwa in Deutschland und 
51 Vgl. Brassac, Submissionis declaratio, in: AAS Frankreich abheben wollte (vgl. Bea, Prome- 
16 (1924), S. 160. moria, 6. Februar 1933, ARSI, PIB 1003 V, 
52 Vgl. Coppens, Histoire, S. ııı-ı13; [ohne Particulares 1931-1932, Nr. 4). 
Vert 1, Mitteilungen und Nachrichten, in: Bib- ss Vgl. FouıLLoux, Affaire Brassac, S. 292f. 
lische Zeitschrift 17 (1924), S. 199. 56 Vgl. Ponenza „Suprema Congregazione del 
53 Zum ersten und einzigen Konflikt mit seinen S. Offizio (Mese di Gennaio 1924). Di alcuni 
Ordensoberen wegen allzu wohlwollender provvedimenti da prendersi in seguito alla 
Formulierungen in einem Aufsatz über neue condanna del ‚Manuel Biblique‘“, ACDF, SO 
Trends in der Pentateuchforschung, den Bea PrivSO 1923, 561/1922, Nr. 3, fol. 1. 
1918 vorgelegt hatte, vgl. BURKARD, Konsul- 57 „Perché fintantoche coloro, i quali a diritto od 
tor, S. 193-195. a torto godono al presente fama di maestri in 
54 Das galt besonders, wenn er die Sonderstel- materia biblica, di cui alcuni sono pure Con- 
lung des Bibelinstituts als päpstliche „Haus- sultori della Commissione biblica, hanno pie- 
hochschule“ deutlich machen und von ande- na libertä di sostenere le opinioni della scuola 
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In den Gutachten, die bis Januar 1924 erstellt wurden, finden sich die erste Riege 
der Exegese in Frankreich, aber auch deutsche Autoren. Zu Vertretern einer mo- 
dernistischen Richtung rechnete etwa Fonck nicht weniger als dreißig Autoren, da- 
runter seine Erzrivalen Lagrange sowie Albert Condamin (1862-1940), Edouard 
Dhorme (1881-1966), Alfred Durand (1858-1928), Johannes Nikel (1863-1924), 
Ferdinand Prat, Jules Touzard und Vincenz Zapletal (1867-1938) -— Namen, die 
auch Frey in seinen Erwägungen nannte. Vor allem Fonck verdächtigte die genann- 
ten Wissenschaftler, allzu leichtfertig mit den modernen Methoden oder gar mo- 
dernistischen Ansichten umgegangen zu sein.5® Die Liste macht den Eindruck, als 
wollte der ehemalige Rektor des Bibelinstituts einen Feldzug fast gegen die gesamte 
kontinentaleuropäische Elite der katholischen Bibelexegese führen. Diese Vorden- 
ker der liberalen sogenannten „Scuola larga“ in den Bibelwissenschaften sollten 
laut Fonck bekämpft werden, was allerdings in manchen Fällen delikat war, han- 
delte es sich doch bei einzelnen Wissenschaftlern um Konsultoren der Bibelkom- 
mission 39 Im Grundsatz sollten die Bestimmungen der lehramtlichen Verlautbarun- 
gen in den Enzykliken „Providentissimus Deus“ (1893), „Pascendi“ (1907) und 
„Spiritus Paraclitus“ (1920) erneut ins Gedächtnis gerufen werden. Frey blieb in 
seinem Gutachten etwas sachlicher. Als problematisch betrachtete er die weite Ver- 
breitung von Werken wie Lagranges’ „La methode historique“ von 1903 und Des- 
noyers „L’histoire du peuple hébreu“ von 1922, die aus seiner Sicht besser verboten 
worden wären. P Die dezidiert historische Vorgehensweise, die solche Werke aus- 
zeichnete, beinhaltete laut Frey irrige Annahmen zur Offenbarung und zur Authen- 
tizität der Bibel. Er unterschied dabei zwei Gruppen, die er innerhalb der französi- 
schen Exegese ausmachte: die „univoci“ und die „analogistae“.°' Erstere betrieben 
eine aus römischer Sicht unstrittige Exegese, da sie von der Verbalinspiration der 


58 


larga in questa materia tanto nelle loro pubbli- 
cazioni [...] quanto in loro insegnamento ora- 
le; non deve recar meraviglia, che poi altri au- 
tori ‚minoris subsellii‘ seguano le dottrine dei 
primi senza darsi pensiero di quello, che in 
contrario hanno invece insegnato e prescritto i 
tre ultimi Sommi Pontefici in molti documen- 
ti“ (ebd., [S. ıf.]). 

In seinem denunziatorischen Eifer nannte 
Fonck folgende Autoren: Pierre Battifol 
(1861-1929), Ernesto Buonaiuti (1881-1946), 
Maurice Bouvet (1855-1935), Giuseppe Bon- 
naccorsi (1874-1935), Jean Cales (1865- 
1947), Théodore Calmes (1868-1959), Albert 
Condamin, Louis Desnoyer (1874-1928), 
Edouard Paul Dhorme, Alfred Durand, 
Johann Baptist Göttsberger (1868-1958), Carl 
Holzhey (1863-1943), Leonce de Grandmai- 
son (1868-1927), Marie-Joseph Lagrange 
(1855-1938), Friedrich Wilhelm Maier (1883- 
1957), Johannes Nikel, Norbert Peters (1863 - 
1938), Ferdinand Prat, Hugh Pope (1869- 


1946), Albert Šanda (1873-1953), Léon San- 
ders, Nivard Schlögl (1864-1939), Alfons 
Schulz (1871-1947), Joseph Sickenberger 
(1872-1945), Giovanni Semeria, Franz Xaver 
Steinmetzer (1879-1945), Friedrich Stummer 
(1886-1955), Jules Touzard, Albin van Hoo- 
nacker (1857-1933), Vincenz Zapletal (vgl. 
Fonck, Relatio, r. Januar 1924, in: Ponenza 
„Suprema Congregazione del S. Offizio (Mese 
di Gennaio 1924). Di alcuni provvedimenti da 
prendersi in seguito alla condanna del ‚Ma- 
nuel Biblique‘“, ACDF, SO PrivSO 1923, 
561/1922, Nr. 3, fol. 1, [S. 18f.]). 


59 Vgl. AnPont 1921, S. 374f. 
60 Vgl. LAGRANGE, Methode; DESNOYER, Histoire. 
er Vgl. Frey, Relatio, [ohne Datum], in: Ponenza 


„Suprema Congregazione del S. Offizio (Mese 
di Gennaio 1924). Di alcuni provvedimenti da 
prendersi in seguito alla condanna del ‚Ma- 
nuel Biblique‘“, ACDF, SO PrivSO 1923, 
561/1922, Nr. 3, fol. 1, [S. rof.]. 
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Schrift ausgingen und die Entscheidungen der Päpstlichen Bibelkommission aus 
den Jahren 1905-1915 vor allem hinsichtlich der Historizität der biblischen Bü- 
cher, etwa der ersten elf Kapitel der Genesis, befolgten. Die Analogisten hingegen 
hätten sich eine relativierende Sichtweise angeeignet. Sie tendierten eher zu einer 
Auslegung, die der Bibel einen inhaltlichen, jedoch nicht wortwörtlichen Wahr- 
heitsgehalt attestierten. Sie ordneten daher bestimmte Passagen vor dem Hinter- 
grund moderner naturwissenschaftlicher und historischer Erkenntnisse dem Wis- 
sensstand und der Intention des jeweiligen Hagiographen zu. Dahinter sah Frey 
modernistische Kräfte am Werk, die es zu schwächen galt. 

Die Kardinäle des Heiligen Offiziums griffen den Vorschlag auf und berieten 
darüber, ein allgemeines Rundschreiben zu verfassen. Eine Verurteilung älterer 
Werke wie Lagranges „Methode historique“ hielt man hingegen für schädlich, da 
eine solche Verurteilung der Autorität der Kongregation schaden konnte. Sie würde 
dann erst zwanzig Jahre nach Erscheinen von Lagranges Werk reagieren.‘ Da es 
sich bei der Mehrzahl der genannten Autoren und auch bei den Verfassern der 
jüngst verurteilten Werke, Touzard und Brassac, um Ordensgeistliche handelte, 
wollte man sich zunächst an alle Ordensoberen wenden. In einer Sitzung im März 
1924 wurde das von den Verantwortlichen der Suprema Congregazione erarbeitete 
Schreiben an die Ordensoberen nach Rücksprache mit der Bibelkommission gebil- 
ligt.°* Nach der Approbation durch Pius XI. wurde der Brief unter dem Titel „Ne- 
minem latet“ am 24. Mai 1924 veröffentlicht.°5 Darin wurde an die lehramtlichen 
Entscheidungen zu den biblischen Themen erinnert, und es wurden praktische 
Maßnahmen gefordert. Dazu gehörten eine strengere Überprüfung der Publikatio- 
nen von Ordensangehörigen sowie der in den Lehranstalten des Ordens verwende- 
ten Lehrbücher und Bibliotheksbestände, eine ausgedehnte dogmatische Vorbil- 
dung für die Exegeten und die Ausrichtung auf traditionelle Auslegungsmodelle. 
Den Ordensoberen gegenüber wurde die Verwerflichkeit der Zulassung modernis- 
tischer Literatur deutlich gemacht und eine Ermahnung der Redaktionen der or- 
denseigenen Zeitschriften dringend empfohlen. Die Ordensoberen der verschiede- 
nen Gemeinschaften, die den Brief erhielten, wandten sich ihrerseits mit Stellung- 


62 „Nota characteristica hominis univoci est rigi- prohibeat aliquando opera aut reprobet doc- 


ditas mentis et incapacitas quaedam novas in- 
ventiones ingenii humani cum fide concilian- 
di; ipse non distinguit inter id quod est acci- 
dentale et id quod est essentiale |[...] E contra 
analogista facillime findem cum novis acquisi- 
tionibus scientiae conciliare potest |[...] Quor- 
sum spectant haec omnia, scimus ex theoriis 
scholae largioris quibus perfecte consonant. 
Iam age! Mater ecclesia resociare debet tur- 
bam magnam filiorum suorum univocorum et 
curare ne fides eorum valde infirma quid detri- 
menti capiat [...] Hinc iam apparet ratio cur 
Ecclesia, semper viam tutiorem sequendo, 


trinas analogistarum, licet de se opera sint 
bona et doctrinae verae“ (ebd.). 


63 Vgl. FouiLLoux, Affaire Brassac, S. 292. 
64 Vgl. Minuta „Suprema S. Congregazione del 


S. Offizio (Mese di Marzo 1924). Minuta del- 
la lettera da inviarsi ai Rev.mi Generali degli 
Ordini Religiosi“, ohne Datum, ACDF, SO 
PrivSO 1923, 561/1922, Nr. 3, fol 2. 


65 Vgl. Merry del Val, Rundschreiben „Nemi- 


nem latet“ vom ı5. Mai 1924, ARSI, Santa 
Sede, Congregazioni Romane, 1016, Fasc. 6: 
Cong. S. Officii, fol. 7-9. 
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nahmen an das Heilige Offizium, so auch der General der Jesuiten Ledöchowski in 
einem Brief vom 29. Dezember 1924.66 

Aus einem innerfranzösischen Problemfall war mit diesem Mafßnahmenkatalog 
ein gesamtkirchlicher geworden. Auch über zehn Jahre nach dem Höhepunkt des 
kirchlichen Antimodernismus war noch immer keine Entspannung erkennbar, viel- 
mehr fanden Eiferer wie Fonck nach wie vor Gehör beim Heiligen Offizium und im 
Apostolischen Palast.°” Auch innerhalb des Jesuitenordens war damit die Grundla- 
ge für eine Fortführung der scharfen Überwachung der bibelwissenschaftlich täti- 
gen Mitbrüder gelegt. Für Bea, der sich in Rom etablieren wollte, war das eine Mah- 
nung; zugleich wurde er als römischer Hochschullehrer für die jesuitische Zensur 
herangezogen, wobei er immer wieder auch die Werke französischer Mitbrüder zu 
untersuchen hatte. Auf Beas Beitrag zur Aufrechterhaltung des antimodernistischen 
Drucks auf katholische Exegeten wird noch ausführlich eingegangen werden. 


b) Zwei Beispiele aus dem deutschsprachigen Raum: die Verfahren gegen 
Nivard Schlögls Bibelübersetzung (1920-1922) und Johannes Nikels 
„Pentateuchfrage“ (1922) 

Im Windschatten der großen Affären „Touzard“ und „Brassac“ wurden auch zwei 

Werke aus dem deutschsprachigen Raum von der römischen Zensur untersucht, 

die ebenfalls als verdächtig galten: die Bibelübersetzungen des Wiener Bibelwissen- 

schaftlers und Zisterziensers Nivard Schlögl (1864-1939) und das Einführungs- 
bändchen „Die Pentateuchfrage“ des Breslauer Alttestamentlers Johannes Nikel.‘® 

Das Verfahren gegen Schlögl ist bereits von Judith Schepers aufgearbeitet und 
dokumentiert worden. 9 Der Wiener Alttestamentler hatte seit 1915 die Bibel aus 
den hebräischen und griechischen Originaltexten ins Deutsche übersetzt, kommen- 
tiert und jeweils in einer alt- und einer neutestamentlichen Serie herausgegeben. 

Ziel war es, eine wissenschaftlich fundierte, aber gut lesbare und vor allem voll- 

ständige Volksausgabe der Bibel zu haben.7° Übersetzungen in die Volkssprache 


66 Vgl. Ledöchowski, Rundschreiben an die Pro- nig oder gar nicht berücksichtigt, nämlich 


67 
68 


69 


70 


vinziale der Gesellschaft Jesu, 29. Dezember 
1924, ACDF, SO PrivSO 1923, 561/1922, 
Nr. 3, fol. 70r-73r. 

Vgl. FouıLLoux, Affaire Brassac, S. 296f. 

Vgl. ScHLöcı (Hg.), Schriften des Alten Bun- 
des; Ders. (Hg.), Schriften des Neuen Bundes; 
Nr, Pentateuchfrage. 
Vgl. SCHEPERS (Bearb.), 
S. 626-631. 

Im Vorwort zur Ausgabe des Neuen Testa- 
ments heißt es: „Wenn Christi Reich nicht von 
dieser Welt ist, so sind es auch die Schriften 
des N.T. nicht; sie sind unter göttlicher Einge- 
bung geschrieben und ihr Studium setzt vor 
allem demütigen Gauben voraus. Daran hat es 
den vielen Übersetzern zwar gewiß nicht ge- 
mangelt, aber einen Umstand haben sie zu we- 


Dokumentation, 


den, daß das Christentum viele hebräische 
Wörter mit neuem Inhalt erfüllt hat, und daß 
diese christlichen Bedeutungen der hebrä- 
ischen Wörter auch auf deren griechische und 
lateinische Wiedergabe übergegangen sind 
[...] Ebenso betrüblich ist es, daß noch immer 
in den Bibelausgaben Hebraismen der Vulgata 
wörtlich übersetzt werden, besonders wenn 
[...] ein grundlegender Glaubenssatz des 
Christentums vollkommen entstellt wird [...] 
Schon aus [...] wenigen Beispielen dürfte die 
Berechtigung und Notwendigkeit einer neuen 
richtigen Übersetzung genugsam erhellen. 
Aber auch aus anderen Gründen ergab sich die 
Notwendigkeit einer neuen deutschen Ausga- 
be [...] Ich habe [...] mich bemüht, nicht nur 
eine wissenschaftlich richtige, vollständig 
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waren allerdings kein einfaches Unterfangen, wurden diese doch seit Jahrhunder- 
ten mit Argwohn betrachtet und unter besondere kirchliche Aufsicht gestellt. Noch 
in der Hieronymus-Enzyklika „Spiritus Paraclitus“ Benedikts XV. von 1920 war 
diese Zurückhaltung spürbar gewesen "7 Schlögls kommentierte Bibelausgabe hat- 
te aber das bischöfliche Imprimatur durch den Wiener Erzbischof Friedrich Kardi- 
nal Piffl (1864-1932) erhalten. 

Im Februar 1921 denunzierte der Wiener Nuntius Francesco Marchetti-Sel- 
vaggiani (1871-1951) allerdings die gesamte Reihe beim Heiligen Offizium.7? Die 
beiden Konsultoren der Bibelkommission Fonck und Hildebrand Höpfl (1872- 
1934) wurden zunächst mit Gutachten zu der neutestamentlichen Serie betraut, die 
einige Kritikpunkte zutage förderten, wenngleich beide Schlögls Arbeit im Grund- 
satz lobten. Die umfangreichere, alttestamentliche Serie sollte in einem späteren 
Durchgang untersucht werden. In den Ausführungen der Gutachter wurde der 
Vorwurf laut, dass der Umgang mit dem heiligen Text nicht den kirchlichen Vorga- 
ben entsprach. Er bezog sich vor allem auf die unverhohlene Kritik an der Vulgata 
und den Umgang mit Glaubenswahrheiten im kritischen Apparat zu einzelnen pro- 
minenten Bibelstellen und in den einführenden Bemerkungen. Beispielsweise deu- 
tete Schlögl laut Fonck Mt 16,18 nicht gemäß dem Ersten Vatikanischen Konzil auf 
den Primat des Petrus und damit des Papstes hin, sondern leitete daraus eine Voll- 
macht aller Apostel ab.’3 Zwar hatte selbst Pius X. die Notwendigkeit erkannt, 
dass eine Revision der Vulgata und eine authentische Neuausgabe von Nöten war, 
weshalb er 1907 im Benediktinerkloster Sant’Anselmo in Rom ein Zentrum zur 
Überarbeitung der lateinischen Bibel eingerichtet hatte.”* Was den dort tätigen Pa- 
tres aufgetragen worden war, stand offensichtlich aber keineswegs allen Exegeten 
zu. Dies unterstreicht bereits den hohen Stellenwert, den die Vulgata nach wie vor 
in den Augen der Kirchenleitung besaß.75 

Die Konsultorenversammlung befasste sich in der Feria II am 7. November 1921 
mit dem Fall Schlögl und kam trotz einiger gemäßigter Stimmen zum Vorschlag ei- 
ner Indizierung „donec corrigatur“. Die Kardinäle entschieden sich in der Feria IV 
der darauffolgenden Woche für einen noch drastischeren Schritt: Sie empfahlen 


sinngetreue Übersetzung zu bieten, sondern 
ihr auch eine des Inhalts würdige Form zu ge- 
ben, die dem deutschen Sprachgeiste ent- 
spricht und jedermann verständlich ist“ 
(SCHLÖGL, Vorwort, in: DErs., Schriften des 
Neuen Bundes, S. 3f.). 


71 Vgl. BENEDIKT XV., Enzyklika „Spiritus Parac- 


litus“ vom ı5. September 1920, EnchB 475- 
479. 


72 Vgl. Marchetti-Selvaggiani an Merry del Val, 


14. Februar 1921, ACDF, SO CL 1922, 
182/1921, Nr. 3, fol. srv. 


73 Vgl. Fonck, Voto della traduzione del Nuovo 


Testamento del R.P. Nivard Schlögl, ı2. April 
1921, ACDF, SO CL 1922, 182/1921, Nr. 3, 
fol. 1; Höpfl, Votum de opere cui titulus „Die 


heiligen Schriften des Neuen Bundes. Aus dem 
Urtext übersetzt mit Erläuterungen und einer 
Einführung“, [Mai 1921], ACDF, SO CL 
1922, 182/1921, Nr. 3, fol. 2. Die Formulie- 
rung, auf die beide Zensoren anspielten, ist 
allerdings sehr zurückhaltend. Man kann fast 
von einer Unterstellung der römischen Gut- 
achter sprechen (vgl. ScHLöcL, Schriften des 
Neuen Bundes, S. 372). 


74 Vgl. Rampolla, Schreiben der Päpstlichen Bi- 


belkommission an den Abtprimas der Bene- 
diktiner, Hildebrand von Hemptinne vom 30. 
April 1907, EnchB ı85f. 


75 Vgl. BENEDIKT XV., Enzyklika „Spiritus Para- 


clitus“ vom 20. September 1920, EnchB 464- 
466. 
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gleich eine formelle Indizierung des gesamten Werks „Die heiligen Schriften des 
Neuen Bundes“. Das Dekret sollte allerdings nicht veröffentlicht werden. Schlögl 
sollte auf vertraulichem Weg das Verbotsdekret erhalten und seine Werke aus dem 
Handel zurückziehen. Hielt er sich nicht an diese Vorgaben, wäre das Heilige Of- 
fizium gezwungen, die Verurteilung öffentlich zu machen.7° Benedikt XV. akzep- 
tierte das Vorgehen, verfügte aber, dass der Wiener Erzbischof Schlögl auch darauf 
ansprechen sollte, dass es besser sein könnte, vom Lehrstuhl zurückzutreten.77 
Kardinal Piffl teilte Mitte Dezember mit, dass sich Schlögl vollumfänglich unter- 
warf, allerdings selbst nach Rom reisen wollte, um mit seinen Zensoren zu spre- 
chen. Zudem bat Piffl darum, dass Schlögl im Amt verbleiben konnte.7® Im Januar 
empfing Merry del Val sogar den Autor, der versuchte, seine Position darzulegen.7? 
Offensichtlich hatte der Besuch in Rom die gegenteilige Wirkung dessen, was der 
Wiener Alttestamentler erhofft hatte. Die Kardinäle berieten nämlich am ır. Janu- 
ar 1922 über die Veröffentlichung des Dekrets, das Schlögl endgültig desavouieren 
sollte. Mit päpstlicher Rückendeckung erschien das Dokument wenige Tage später 
und wurde in den „Acta Apostolicae Sedis“ abgedruckt.°° Einen Monat später 
wurde in einer Generalkongregation der Kardinäle des Heiligen Offiziums schließ- 
lich über die Bedingungen dafür beraten, dass Schlögl seinen Lehrstuhl behalten 
konnte. Die Anwesenden schlugen vor, dass dieser sich in einer öffentlichen Erklä- 
rung ausführlich von seinen bisherigen Äußerungen distanzieren musste Pr Auch 
wenn Schlögl der Anweisung bis Anfang März Folge leistete, rissen die negativen 
Nachrichten aus Rom nicht ab: Im Mai verurteilte die Suprema Congregazione 
nach einstimmigem Beschluss von Konsultoren und Kardinälen auch noch Schlögls 
deutsche Ausgabe des Alten Testaments. Zudem wurde ihm ein Publikationsverbot 


76 „Feria Quarta die 16 Novembris 1921. [...] 79 Vgl. Gesprächsprotokoll zwischen Nivard 


Opus damnatur et praecipitur ut insereatur in Schlögl und Rafael Merry del Val, 3. Januar 
Indicem librorum prohibitorum. Sed quoad 1922, ACDF, SO CL 1922, 182/1921, Nr. 3, 
publicationem huius decreti tres sunt in voto fol. 24r-25r. 
ut sequitur, nempe. Si scriva all’Arcivescovo di 8o Vgl. Heiliges Offizium, Dekret vom 16. No- 
Vienna che, chiamato a se lo Schlogl [sic], gli vember 1921, in: AAS 14 (1922), S. 41. 
dica che la sua opera è stata condannata con 8r „Feria IV 8 Februarii 1922 [...] Il P. Nivard 
decreto di feri IV. 16 corr.; che tuttavia questo Schlögl dei Cistercensi, avendo avuto una con- 
decreto per speciali riguardi alla sua persona danna dalla sezione dell’indice, domanda di 
per ora non sarà pubblicatao; ma che si esige poter conservare la cattedra di S. Scrittura 
da lui, dentro un mese, il ritiro di tutte le copie nell’universitä. Si dichiari dall’Eminentissimo 
che ancora sono in commercio con publica di- Ordinario Viennese al P. Schlögl, che prima di 
chiarazione che l’opera viene ritirata dal com- prendere in esame la sua domanda di conser- 
mercio per causa degli errori che contiene; che vare la cattedra di Teologia nell Università di 
se non vorrà accettare questo accomodamen- Vienna, la S. Congreg. esige che egli dentro 15 
to, il Decreto di condanna sarà pubblicato giorni faccia avere alla medesima una dichia- 
senz’altro“ (Vgl. SCHEPERS (Bearb.), Dokumen- razione da pubblicarsi dopo approvata, colla 
tation, S. 626f.). quale riconosca che la condanna della sua 
77 Vgl. ebd., S. 627. opera è ben meritata e che incondizionatamen- 
78 Vgl. Piffl an Merry del Val, 13. Dezember te vi si sottomette“ (SCHEPERS (Bearb.), Doku- 
1921, ACDF, SO CL 1922, 182/1921, Nr. 3, mentation, S. 628f.). 
fol. 22rv. 
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zu bibelwissenschaftlichen Themen auferlegt.°* Als Exegeseprofessor, der nichts 
mehr zu seinem Fach publizieren durfte, war Schlögl durch die kirchliche Entschei- 
dung existenzbedrohend getroffen. Eine erneute Bitte, wenigstens seine älteren 
Veröffentlichungen, die nicht auf den Index gesetzt worden waren, überarbeiten 
und neu herausgeben zu dürfen, wurde abgelehnt. Nach nochmaliger Anfrage 
Piffls, der sich im gesamten Verfahren immer zugunsten Schlögls eingesetzt hatte, 
akzeptierte das Heilige Offizium per Beschluss von Anfang August 1923, dass die- 
ser zumindest weiterhin als Professor für die Sprachen des Alten Orients an der 
theologischen Fakultät in Wien tätig sein durfte.°* Der Zisterzienser hatte mit sei- 
ner wissenschaftlichen Karriere dafür bezahlt, dass er versucht hatte, in Rom sein 
Anliegen und vor allem fachliche Sachargumente zu vertreten. Dies wurde ihm 
trotz der eigentlich wenig verheerenden Gutachten Höpfls und Foncks zum Nach- 
teil ausgelegt. Wer die Vulgata kritisierte und einzelne Schriftstellen nicht in der 
von der Dogmatik vorgeschriebenen Weise auslegte, hatte sich gegenüber der 
kirchlichen Autorität zerknirscht zu zeigen. Entscheidend waren also auch hier 
nicht die exegetischen Ansichten, geschweige denn die Ergebnisse der Textarbeit, 
sondern in erster Linie der nach außen hin gezeigte Gehorsam gegenüber den rö- 
mischen Glaubenshütern. Der Vorgang zeigt zudem, wie skeptisch man in Rom 
immer noch vollständige Bibelübersetzungen in die Volkssprache betrachtete. Der 
Einfluss der Protagonisten aus dem Pontifikat Pius’ X., in dem zuletzt noch einmal 
die jahrhundertealte Skepsis gegenüber Bibelübersetzungen aus dem Urtext in 
konkreten Entscheidungen sichtbar geworden war, zeigte sich in diesem Fall be- 
sonders deutlich.5 

Ein Verfahren, das nicht an die Öffentlichkeit drang, sehr wohl aber eng vor 
allem mit dem Fall Touzard verknüpft war, hatte ein Werk des Breslauer Alttes- 
tamentlers und Domkapitular Johannes Nikel zum Gegenstand. Obwohl der Fall 
innerhalb der Kurie — besonders in der Päpstlichen Bibelkommission — hohe Wel- 
len schlug, ist er bisher in der Forschung nicht berücksichtigt worden, weshalb 
die Vorkommnisse anhand der Akten des ACDF hier knapp nachgezeichnet wer- 
den sollen. Bo Nikel gehörte seit 1907 zum Kreis der nicht in Rom residierenden 


82 „Feria II die 8 Maii 1922, Domini Consulto- re publicari posse in re ad Scripturam spectan- 
res fuer in Voto: Opus esse reprobandum et te: ideoque negative‘“ (ebd., S. 630). 
inserendum in Indicem Librorum prohibito- 84 „Feria IV r Augusti 1923. [...] Al P. Nivard 
rum et auctor nil amplius publicet in re ad Sa- Schlögl si concede permissione di poter ritene- 
cram Scripturam spectante [...] re la cattedra dell’Università, soltanto per le 
Feria IV 17 Maii 1922. [...] Opus esse repro- lingue orientali, ad annum, sub speciali Ordi- 
bandum et inserendum in Indicem librorum narii loci et Nuntii Apostolici [...] vigilantia“ 
prohibitorum; et Auctor nihil amplius publi- (ebd., S. 631). 


cet in re ad S. Scripturam spectante. Insuper 85 Vgl. HAsecKER, Einleitung, S. 52-54. 
exquirantur informationes circa Censorem et 86 In den biographischen Skizzen zu Nikel gibt es 


concessionem Imprimatur“ (SCHEPERS (Be- keinen Anhaltspunkt, dass von einem Verfah- 
arb.), Dokumentation, S. 629). ren beim Heiligen Offizium gegen den Breslau- 

83 „Feria IV. 8 November 1922. [...] Al Nivardo er Hochschullehrer etwas bekannt gewesen 
Schlögl, che vuol fare una nuova edizione delle wäre (vgl. Wanu, Nikel, Sp. 808f.; SEIDEL, Er- 
sue opere corrette, si risponde: ‚Vi decreti fe- forschung S. 146-149, 181-184). 


riae IV, 17 maii 1922, nihil amplius ab Orato- 
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Konsultoren der Bibelkommission, was der Angelegenheit allein schon große Bri- 
sanz verlieh.” Als Professor hatte er sich in mehreren wissenschaftlichen Abhand- 
lungen mit der historischen Kritik am Pentateuch und den vorexilischen Schriften 
beschäftigt.°® Stein des Anstoßes aus römischer Sicht war aber das schmale Bänd- 
chen „Die Pentateuchfrage“, das Nikel 1921 für ein breiteres Publikum veröffent- 
licht hatte.8? Der Präsident der Bibelkommission van Rossum denunzierte eigen- 
händig den Konsultor seines Gremiums beim Heiligen Offizium und warf ihm eine 
geistige Nähe zu den Thesen Touzards vor: „Auch ohne Überprüfung ersehen wir 
aus dem Dekret des Heiligen Offiziums gegen die Lehre Touzards (ich weiß nicht, 
aus welchen Gründen das Dekret noch nicht veröffentlicht wurde), dass der vorher- 
genannte Autor Nikel im Wesentlichen dieselbe Lehre wie Touzard vertritt.“?° Mer- 
ry del Val verfügte, dass die Voruntersuchung in diesem Fall von der Bibelkommis- 
sion selbst zu erbringen war. Van Rossum übernahm deshalb die Beibringung der 
Gutachten, die nur von Konsultoren der Kommission verfasst werden sollten. Wie 
auch im Fall Schlögl wurden Fonck und Höpfl um ihre Einschätzung gebeten. Als 
Foncks Gutachten im Juli 1922 eingegangen war, leitete es der Kommissionspräsi- 
dent an die Konsultoren weiter, nicht ohne noch einmal auf das Hauptproblem des 
Falls einzugehen: „Ich meine, dass man es sich nicht erlauben kann, dass ähnliche 
Publikationen auf den Markt gebracht werden, ohne dass sich die Autorität Gehör 
verschafft; und dies besonders, wenn sie von Seiten solcher Männer kommen, die in 
ihrer besonderen Funktion als Konsultor der Bibelkomm [ission] mit spezieller Au- 
torität und, ich würde sagen, quasi mit der impliziten Autorisierung der Kirche zu 
sprechen scheinen.“?! Die Bibelkommission war durch den Fall Nikel demnach in 
eine peinliche Situation geraten, in der van Rossum als Vorsitzender ein rigoroses 
Vorgehen für das Beste hielt. Allerdings sahen das die Gutachter anders: Laut 


87 Zu dieser Zeit zählten neben Nikel auch ande- 
re Bibelwissenschaftler bzw. exegetisch ausge- 
bildete Kleriker zu diesem Kreis: John Mac 
Intyre (1855-1935), Alfonse Legendre (An- 


schen Forschung für die Exegese des Alten Tes- 
taments betrachtet (NIKEL, Altes Testament). 
NKEL, Johannes, Pentateuchfrage. 

„Senza tener conto verremo del decreto del 


89 
90 
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gers, 1849-1928), Constantin Gutberlet (Ful- 
da), Constantin Chauvin (Evreux), Otto Bar- 
denhewer (München, 1851-1935), Carl Gran- 
nan (Washington D.C.), Franz Düsterwald 
(1842-1920; Köln), Hendrik Poels (Washing- 
ton D.C.), Albin van Hoonacker (Löwen), 
Marie-Joseph Lagrange (Jerusalem), Johann 
Gottfried Hoberg (Freiburg), Vinzenz Scheil 
(Paris, 1858-1940), Bernhard Schaefer 
(Wien), Eugene Mangenot (Paris, 1856-1922), 
Louis Claude Fillion (Paris), Emilio Romän 
Torió (Pamplona, 1869-1930), Alfonse De- 
lattre (Tronchienne, 1841-1928), Eugène Pan- 
nier (Lille,1854-1937) (Vgl. AnPont 1921, 
S. 685-687). 

In seinem fünfbändigen Hauptwerk hatte er die 
Konsequenzen der Ergebnisse der altorientali- 
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S. Officio contra la dottrina del Touzard (de- 
creto finora non pubblicata sull’Acta Apost. 
Sedis non so per quali ragioni) Autore predet- 
to Nikel sostiene in sostanza la stessa dottrina 
del Touzard.“ (Van Rossum an Merry del Val, 
4. April 1922, ACDF, SO CL 1923, 222/1922, 
Nr. 2, fol. 7r). 

„Mi pare che non si possa permettere che si 
facciano simili pubblicazioni senza che l’Auto- 
rità si faccia sentire, e questo specialmente 
quando vengono da parte di tali uomini che 
nella loro qualifica di Consultore della Comm. 
Biblica paiono parlare con speciale autorità e 
direi quasi implicita autorizzazione della 
Chiesa“ (Van Rossum an Merry del Val, 5. Juli 
1922, ACDF, SO CL 1923, 222/1922, Nr. 2, 
fol. 35r). 
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Fonck und Höpfl hatte sich Nikel zwar mit einzelnen Lösungsvorschlägen nah an 
die Grenzen herangewagt, die die Entscheidung der Bibelkommission zur Entste- 
hung des Pentateuch von 1906 gezogen hatte, aber anders als Touzard hatte er sie 
nicht überschritten. Der Breslauer Professor hielt an der klassischen Inspirations- 
lehre fest und sah auch in Mose den Hauptautor des Pentateuch, allerdings machte 
er sich dafür stark, dass die Exegeten vermehrt auf den Tradierungsprozess der ers- 
ten fünf biblischen Bücher schauen sollten. Die Annahme von späteren Überarbei- 
tungen am mosaischen Urtext stand aus seiner Sicht im Einklang mit den Entschei- 
dungen der Bibelkommission und konnte als Erklärungsmodell für die textlichen 
Varianzen und Ungereimtheiten dienen. Er nahm schlicht mehr redaktionelle Ver- 
änderungen im biblischen Text an, als das bisher unter Katholiken üblich gewesen 
war, und versuchte diese Erkenntnisse aus der Arbeit am biblischen Originaltext 
für eine Apologie der Glaubwürdigkeit der Bibel zu nutzen.?? Höpfl vermerkte des- 
halb am Ende seines Gutachtens: 


„Ich wiederhole, dass Doktor Nikel in keiner Weise mit den rationalistischen Irr- 
tümern infiziert ist, sondern in verschiedenen Werken mit Einsatz die volle histori- 
sche Wahrhaftigkeit der Bücher des Alten Testaments verteidigt. Vielleicht wird es 
nicht unmöglich sein, eine solche Vorgehensweise zu finden, dass einerseits den Ent- 
scheidungen der Bibelkommission der schuldige Gehorsam gewährt wird, anderer- 
seits der gute Ruf Doktor Nikels geschont wird, der sich in der Bibelwissenschaft 
große Verdienste erworben hat. Im Übrigen unterwerfe ich mich demütig ganz dem 
weisen Urteil der Ehrwürdigen Herren Eminenzen.“?3 


Auch Fonck kritisierte zwar die Theorien Nikels, verortete sie allerdings schlimms- 
tenfalls in einer Grauzone am Rande des für Katholiken Sagbaren. Schließlich 
deute der Breslauer Exeget die Entscheidungen der Bibelkommission sehr grofßszü- 
gig und reduziere die mosaische Verfasserschaft des Pentateuch auf ein Mini- 
mum 23 Damit zeigte sich die Bibelkommission uneins: Der Vorsitzende drang auf 
eine harte Strafe, während die beiden Konsultoren es bei einer Ermahnung belas- 
sen wollten. 

Das Heilige Offizium forderte wohl deshalb ein drittes Gutachten aus den eige- 
nen Reihen. Der belgische Jesuit und erfahrene Konsultor der obersten Glaubens- 
behörde, Guillaume Arendt (1852-1937), fertigte bis November 1922 eine eigene 
Stellungnahme an. Er riet angesichts der delikaten Lage dazu, die Entgleisungen 
Nikels in Sachen Pentateuchkritik der Bibelkommission zu überlassen, ohne dass 


92 Vgl. Nike, Pentateuchfrage, S. 16-54. Doctoris Nikel, qui in scientia biblica magna 

93 „Repeto Doctorem Nikel nullo modo esse er- sibi acquisivit merita. Ceterum omnia sapien- 
roribus rationalisticis infectum, sed in variis tiori EE.DD.VV. iudicio humiliter submitto“ 
operibus strenue defendere plenam veraci- (Höpfl, Votum, Oktober 1922, ACDF, SO CL 
tatem historicam librorum Veteris Testamenti. 1923, 222/1922, Nr. 2, fol. 3, [S. 7]). 
Forsitan non erit impossibile invenire talem 94 Vgl. Fonck, Osservazioni sulľopuscolo di 
modum procedendi, ut ex una parte obedien- Johannes Nikel „Die Pentateuchfrage“, 14. 
tia decisionibus commissionis biblicae debita Juni 1922, ACDF, SO CL 1923, 222/1922, 
servetur, ex altera parte parcatur bona famae Nr. 2, fol. 17r7-18r. 
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das Heilige Offizium einen ordentlichen Prozess eröffnete.?5 Davon ließen sich sei- 
ne Konsultorenkollegen jedoch nicht ganz überzeugen. In ihrer Versammlung in 
der Feria II am 20. November 1922 forderte die Mehrheit von Höpfl ein noch de- 
taillierteres Gutachten an. Dem kam der Benediktiner bis Februar 1923 nach. In 
der daraufhin einberufenen Konsultorenversammlung war man sich lediglich darin 
einig, dass man in der peinlichen Angelegenheit eine formelle Indizierung vorerst 
ausschloss. Über konkrete Konsequenzen bestand allerdings noch Klärungsbedarf. 
Vier Mitglieder des Gremiums waren für die Entfernung Nikels aus den Reihen der 
Bibelkommission und ein Publikationsverbot zum Thema Pentateuch. Sechs Stim- 
men waren für eine weitere Verhandlung des Präzedenzfalls beim Heiligen Offizi- 
um, da die Bibelkommission keine entsprechenden Entscheidungsvollmachten be- 
saß; eine formelle Indizierung wurde nicht ausgeschlossen.?° Ein anderer Teil der 
Konsultoren war hingegen für eine informelle Ermahnung des Autors, der doch ein 
angesehener Diener der Kirche und ein verdientes Mitglied der Kommission war.?7 
Da die Vorschläge weit auseinandergingen, war ausgeschlossen, dass die Bibel- 
kommission den Vorfall intern regeln konnte. 

Diesen Eindruck verstärkte auch die Generalkongregation der Kardinäle. Ange- 
sichts der schwierigen Sachlage tagten in der Feria IV am 8. März 1923 die Kardi- 
näle in Anwesenheit des Papstes. Als adäquate Maßnahme erachtete man ein 
Schreiben an den zuständigen Ortsbischof, Adolf Kardinal Bertram (1849-1945), 
in dem diesem die Ermahnung Nikels und die Entfernung des Buches aus dem 
Handel aufgetragen wurde. Zugleich verfügte Pius XI., dass alle weiteren Schritte, 
sollten diese nötig sein, allein vom Heiligen Offizium übernommen werden sollten. 


95 „Sarei dunque di parere che non il Sant’Ufficio detto, che la Commjissione] Bibl[ica] non ha 
ma la Commissione Biblica stessa si prendesse tale facoltà. Però è stato ritenuto necessario, 
ad ammonire in famiglia, codesto suo mem- che la medesima Commissione, i cui responsi 
bro, che pensi a correggere pubblicamente hanno lo stesso valore che le decisioni delle 
quelle sue estravaganze, per essempio nella sua S. Congregazioni Romane sia altresi munita 
rivista periodica, mostrandovi di aver mutato della facoltà opportuna e necessaria per fargli 
sentenza, come del resto in siffatte questioni di osservare dagli scrittori de re biblica“ (Vgl. Pe- 
scientifica inquisizione, nessun dotto o cattoli- rosi, Aktennotiz, 26. Februar 1923, ACDF, 
co o acattolico teme di fare. Gli si prefissi, se SO CL 1923, 222/1922, Nr. 2, fol. 22v). 
sarà d’uopo, un termine, passato il quale, glisi 97 „Quatuor (Santoro, Maroto, Le Floch, Lau- 
dirà che la Commissione publicherà un decreto rentius): Opinio D. Nikel quam tuetur in op. 
in proposito, se egli non avrà provveduto“ [...] nullatenus conciliari potest cum decisione 
(Arendt, Voto, 20. November 1922, ACDF, SO Commssionis bibl. An. 1906, et omnino est 
CL 1923, 222/1922, Nr. 2, fol. 2v). improbanda. Aucotr vero tamquam bonus Ec- 

96 „Quatuor (Commiss[arius], Theissling, Aren- clesiae filius enixe rogetur ut opinionem quam 
dt, Brugnani): omisso omni damnationis de- in libro tuetur palam corrigat vel retractet [|...] 
creto, etsi doctrinae propositae videantur con- Unus (Drehmanns): Il prof. Nikel sia ammoni- 
trariae Decr[eto] [...] 1906, auctor remittatur to paterne della mancanza disciplinare com- 
eidem Commissioni cuius esse debet prosequi messa in pubblicare una sentenza differente da 
in discutiendas huiusmodi quaestiones. quella della Comm. Bibl. E pubblichi in breve 
Sex (Adsess[or], Lepidi, Dourche, Leher, Don- tempo uno scritto in cui si conforma intera- 
zella Ferretti): Ad Commljissionem] Bibl[i- mente alla decisione salvando però nello stesso 
cam] (quae obtenta etc., è stato posto dai tempo il suo nome di dotto e di sacerdote cat- 
RR.CC. per il motivo che in Consulta venne tolico“ (ebd.). 
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Die Bibelkommission sollte sofort Bericht erstatten, wenn sie im Fall Nikel zu neu- 
en Erkenntnissen gelangte.?® Der Papst reagierte damit streng auf die Vorkomm- 
nisse in der Bibelkommission. Sie verlor letztlich jeglichen Einfluss auf das Verfah- 
ren und war zu einem Beratungsgremium degradiert. Van Rossums Plan, durch ein 
aktives Vorgehen die Lage unter Kontrolle zu bringen, ging so nicht auf. Der Papst 
machte dagegen deutlich, dass in seinen Augen die Kommission durch den Vorfall 
beschädigt war und in Sachen Buchzensur das Heilige Offizium die einzige Ent- 
scheidungsinstanz darstellte. Die Kompetenzbereiche waren dadurch strikter von- 
einander getrennt. 

Für Nikel ging der Vorgang zunächst glimpflich aus. Bertram, den das Heilige 
Offizium verständigt hatte, konnte am 18. Juli 1923 vermelden, dass sich Nikel voll 
und ganz der Ermahnung unterwarf, was dieser auch schriftlich kundtat. Zugleich 
bat Bertram um Zurückhaltung, da die Indizierung eines namhaften preußischen 
Professors sicher schädlich für die laufenden Konkordatsverhandlungen wäre. Dabei 
berief er sich auf die Autorität des Verhandlungsführers, Nuntius Eugenio Pacelli.?? 
Bertram reichte zudem das Antwortschreiben Nikels in Rom ein, das dieser in einer 
lateinischen und einer deutschen Version vorgelegt hatte. Der Professor gab sich je- 
doch nicht mit einer Unterwerfung zufrieden, sondern versuchte seinen Standpunkt 
zu erklären, indem er sich mit den vorgetragenen Vorwürfen auseinandersetzte.!°° 
Abschließend brachte er eine direkte Bitte an die Bibelkommission vor: 


98 „Feria V loco IV, 8.3.1923: Emi ac Revmi D.ni contra professores Universitatum“ (Bertram 
decrev[erunt]: Scribatur M.P.D. Archiepisco- an van Rossum, 18. Juli 1923, ACDF, SO CL 
po iuxta mentem, id est: che la dottrina del D. 1923, 222/1922, Nr. 2, fol. 33r). 

Nikel sull’autenticitä del Pentateuco esposta roo „Ich erkläre nunmehr Ew. Eminenz schon 
nell’opuscolo [...] non può approvarsi e molto jetzt, dass ich pflichtgemäss im Prinzip bereit 
meno insegnarsi nelle scuole cattoliche: che bin, die mir von der Päpstlichen Bibelkom- 
avverta in questo senso il D. Nikel perché pro- mission gegebene Weisung auszuführen. Vor- 
curi quanto prima di sconfessare tali opinioni erst lege ich aber der Päpstlichen Bibelkom- 
e riferisca il risultato nella speranza che non mission folgende ehrerbietigste Bitte vor: 
siano necessarie ulteriori provvedimenti. Wegen der hier angeführten Momente, näm- 
Eadem feria ac die: SSmus mandavit iuxta lich: 

mentem, i.e.: che per primo si mandino alla a) Weil meine Darlegungen über den Anteil, 
Commissione Biblica i due voti scritti dai due den Moses an der Abfassung des Penta- 
Consulturori della stessa Commissione perché teuch hat, nicht so aufgefasst worden 
essa proveda per riguardo al Nikel: che se in sind, wie ich sie aufgefasst wissen wollte, 
seguito in causa della renitenza del Nikel ad b) Weil die meisten deutschen Exegeten, wel- 
obbedire sarà necessario l’intervento del che über mein Buch öffentlich referiert 
Sant’ Uffizio, la detta Commissione rimanderä haben, nichts davon sagen, dass mein 
la posizione a questa Suprema Congregazio- Buch, den Entscheidungen der Bibelkom- 
ne“ (Perosi, Aktennotiz, 8. März 1923, ACDF, mission widerspreche, und einer von ih- 
SO CL 1923, 222/1922, Nr. 2, fol. 22v). nen geradezu sagt, dass ich diese Ent- 

99 „|...] quia hisce temporibus, quibus Nuntiatu- scheidungen im Auge behalten habe, 
ra Apostolica in Germania tractat cum Guber- c) Weil der bischöfliche Censor in Münster 
nio de novi Concordati stipulatione, etiam in meinen Darlegungen keinen Wider- 
Facultates Theologicas tangente, ipse Excell. spruch mit den Entscheidungen der päpst- 
mus Nuntius Pacelli alia occasione data jam lichen Bibelkommission entdeckt hat, 
indicavit, optatissimum sibi esse, ut hoc tem- d) Weil ich in der wesentlichen Frage, näm- 
pore non appareant damnatoriae sententiae lich der Vierquellentheorie des Professor 
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„[ Vielleicht darf ich es als Consultor der Päpstlichen Bibelkommission wagen, zum 
Schluss die Bitte auszusprechen, dass man die Entscheidung vom 27. Juni 1906 nicht 
zu eng auslegen möge. Die Pentateuchfrage ist noch im Fluss; sie wird niemals end- 
gültig entschieden werden. Die katholischen Exegeten können nur weitere Versuche 
machen, die zahlreichen literarischen Rätsel des Pentateuch einer Lösung entgegen- 
zuführen. Es ist für das Ansehen der Kirche besser, dass die Entscheidung der Bibel- 
kommission [...] schon jetzt weitherzig ausgelegt werde, als dass die kirchlichen Or- 
gane durch die weitere Entwicklung der gläubigen exegetischen Wissenschaft genö- 
tigt werden, diese Entscheidung später weitherziger auszulegen.“ '°! 


In Rom wurde diese selbstbewusste Anfrage gegen die Autorität der Bibelkommis- 
sion erstaunlich ruhig aufgenommen, obwohl man sie durchaus als „Renitenz“ Ni- 
kels hätte auslegen können, die der Papst zur Bedingung für die Eröffnung eines 
Indexverfahren gemacht hatte. Höpfl sollte erneut ein Gutachten beibringen und 
sich mit Nikels Entgegnung auseinandersetzen.'°? Bevor das Gutachten vorlag und 
ein Verfahren gegen Nikel eröffnet werden konnte, verstarb der Autor jedoch plötz- 
lich, was aus Sicht der Suprema Congregazione ein weiteres Vorgehen obsolet 
machte. In der Akte heißt es schlicht: „Der Beschuldigte ist am 28. Juni 1924 plötz- 
lich verstorben.“'°%3 Die ehrliche Anfrage, die Nikel gestellt hatte, und eine wirk- 
liche Auseinandersetzung von Heiligem Offizium und Bibelkommission mit den 
konkreten Anforderungen bibelexegetischer Forschungsarbeit verlief damit an der 
Kurie endgültig im Sande. Aus Perspektive der Glaubenshüter wäre es ohnehin un- 
denkbar gewesen, sich mit der Anfrage eines Bibelwissenschaftlers aus der Periphe- 
rie ernsthaft zu befassen. 


c) Mit der Bibel auf den Index - Zur Praxis der Buchzensur durch 

das Heilige Offizium bei Beas Ankunft in Rom 
Die skizzierten Beispiele aus dem Bereich der kirchlichen Buchzensur während der 
Pontifikate Benedikts XV. und Pius’ XI., die vom Heiligen Offizium betrieben und 
durch die Bibelkommission unterstützt wurde, zeigen eine deutliche Kontinuität 
zum Pontifikat Pius’ X. Das antimodernistische Jagdfieber der obersten Glaubens- 
hüter war noch längst nicht erschöpft. Neben den systematischen und gesellschafts- 


Wellhausen von den Ansichten des P. Tou- bitte ich die Päpstliche Bibelkommission, mein 
zard, wie mir von einem in Rom weilenden Buch [...] einer erneuten Prüfung zu unterzie- 
Exegeten böhmischer Nationalität versi- hen und auf eine retractatio, wie sie von mir 
chert worden ist, wesentlich abweiche verlangt worden ist, vorläufig, d.i. bis zum Ab- 
e) Weil ich in Bezug auf die mittelbar mosa- schluss dieser erneuten Prüfung, zu verzich- 
ischen Gesetze nichts anderes gesagt ten“ (Nikel an Bertram, 26. Juni 1923, ACDF, 
habe, als was Prof. Hoberg im Jahre 1908 SO CL 1923, 222/1922, Nr. 2, fol. sır-52r). 
[...] behauptet hat, ohne deswegen gerügt ` "or ebd., fol. 52rv. 
worden zu sein, 102 „Cl[ongregatio] Plarticularis] fuit in Voto: 
f) Weil die Existenz von Doppelberichten im Ad Revmum P. Hopfl [sic]“ (Perosi, Akten- 
Pentateuch auch von anderer Seite |...] be- notiz, 17. November 1923, ACDF, SO CL 
hauptet worden ist und weil ich in der An- 1923, 222/1922, Nr. 2, fol. 56r). 
nahme von Doppelberichten sehr zurück- 103 „Il processato è morto improvis. Il 28.6. 
haltend gewesen bin, 1924“ (ebd.). 
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wissenschaftlichen Disziplinen vermutete man in Rom vor allem unter Bibelwis- 
senschaftlern immer noch eine starke Tendenz zu Überzeugungen, die man für 
unvereinbar mit der kirchlichen Lehrverkündigung der letzten Jahrzehnte hielt.'°4 
Auch in den 1920er Jahren war vollkommen klar: Das Heilige Offizium nahm in 
der Traditionslinie der Heiligen und Universalen Inquisition seine Aufgabe des ne- 
gativen Lehramts, das aus Verboten und Sanktionen bestand, sehr ernst. 

Vor allem auf personeller Ebene gab es einige Konstanten. Merry del Val und 
van Rossum bildeten ein einflussreiches Doppelgespann, das sich auch unter Bene- 
dikt XV. und zumindest in der Anfangsphase des Pontifikats von Pius XI. behaup- 
tete. Beide gehörten der Kardinalsversammlung der Institution an, die der jeweils 
andere leitete; dies schuf zunächst eine enge Verzahnung. Auch manche römischen 
Konsultoren wie Arendt, Fonck, Höpfl oder Ruffini waren als wichtige Stützen des 
Systems schon länger tätig und gehörten zu beiden Institutionen bzw. begannen 
ihre Konsultorenkarriere in der Bibelkommission und setzten diese im Heiligen Of- 
Daum fort. Ihre Gutachten beeinflussten die Sichtweise der römischen Entschei- 
dungsträger auf die bibelwissenschaftlichen Disziplinen in Frankreich und Deutsch- 
land. Alle standen für die vom Heiligen Offizium erwartete, antimodern-konserva- 
tive Grundeinstellung, wobei in bestimmten Fällen Einzelne wie Fonck durch einen 
besonders intransigenten Eifer auffielen. 

Entscheidendes Kriterium bei der Bewertung der angezeigten Werke war keines- 
falls die Schlüssigkeit der Argumente, die die Autoren zur Lösung exegetischer 
Probleme vorgebracht hatten, sondern allein die Frage nach der Anhänglichkeit an 
die Entscheidungen der Päpstlichen Bibelkommission der Jahre 1905 bis 1915.'°5 
Sie waren zum Schibboleth geworden, das gute, weil lehramtstreue Exegeten von 
schlechten, weil von den wissenschaftlichen Notwendigkeiten her denkenden, Bi- 
belauslegern trennte. Überspitzt kann man auch sagen: Eigentlich ging es den Mit- 
arbeitern der Suprema Congregazione gar nicht um die Bibelauslegung, sondern 
nur um die Auslegung der Responsa der Bibelkommission. 

Wagten Autoren wie Touzard, Brassac oder Nikel zaghafte Versuche, die Ent- 
scheidungen zumindest einigermaßen in der wissenschaftlichen Praxis anwendbar 
zu machen, galten sie bereits als Kryptomodernisten. Die Verbote der antimoder- 
nistischen Hochphase waren allein durch ihre Struktur und Intention gar nicht da- 
rauf ausgelegt, dass man sie in positive Handlungsanweisungen für katholische 
Exegeten überführte. Was für die Autoren in der Alltagspraxis notwendig war, ge- 
riet im Rahmen der römischen Zensur überhaupt nicht in den Blick. Autoren und 
Zensoren bewegten sich in völlig unterschiedlichen Diskursen, was allerdings letz- 
tere ersteren zum Vorwurf machten und zum Anlass für Sanktionen wurde. Legte 
man explizit eine eigene Interpretation der kurialen Entscheidungen etwa dazu vor, 
wie man sich die konkrete Abfassung des Pentateuch vorstellen sollte, musste man 
mit einer Anzeige rechnen. 


104 Vgl. FouıLLoux, Affaires françaises, S. 201. 105 Vgl. FouıLLoux, Affaires françaises, S. 203. 
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Gerade der Fall Nikel zeigt eindrucksvoll, wie festgefahren die Situation auf- 
grund der Fixierung auf das Autoritätsargument war. Van Rossum, der zu den be- 
reitwilligen Denunzianten gehörte, zeigte Nikel an, obwohl sich dieser im Grunde 
an die Entscheidungen der Kommission zum Pentateuch hielt, ja diese sogar recht- 
fertigen und plausibilisieren wollte. Er nutzte nur die von der Bibelkommission ex- 
plizit eingeräumte sogenannte Sekretärstheorie, nach der es auch nach dem Tod des 
Mose Zusätze und Ergänzungen im Pentateuch geben konnte, die die Schreiber 
und Schüler Moses angefertigt hatten.'°° Aber selbst die Nutzung dieser offiziell 
akzeptierten Theorie war aus Sicht des Kommissionspräsidenten zu viel. Dass der 
Hauptgegenstand exegetischer Forschung nicht dogmatische Lehrsätze, sondern 
der biblische Text in seiner literarischen Vielfalt war und dieser Probleme und Fra- 
gen aufwarf, war überhaupt nicht im Bewusstsein der obersten Glaubensbehörde. 
Man hielt an dem Bild fest, das seit dem 19. Jahrhundert bestand: Die Kirche legte 
aufgrund ihrer unfehlbaren Autorität den Sinn der Schrift und die Regeln für ihre 
Auslegung fest, nicht der einzelne Exeget aufgrund seiner wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse.'97 

Wenn aber selbst in den Reihen der eigenen Konsultoren bereits Kryptomodernis- 
mus vermutet und zur Anklage gebracht wurde, war die Bibelkommission in ihrer 
Autorität beschädigt. Aus Sicht van Rossums sprach dies sicherlich für die tiefe Un- 
terwanderung der Exegese durch den Modernismus. Aus Sicht der Bibelwissen- 
schaftler hieß dies aber, dass die Entscheidungen der Bibelkommission eigentlich 
schon längst nicht mehr haltbar waren. Wenn selbst konservative oder gut kirchli- 
che Autoren, die sich selbst als Antimodernisten verstanden, dazu übergingen, die 
Entscheidungen neu zu interpretieren, um überhaupt noch in der eigenen Disziplin 
sprachfähig zu bleiben, war die autoritativ durchgesetzte Ordnung intellektuell 
nicht mehr zu rechtfertigen. Themen wie der Pentateuch, die Religionsgeschichte 
Israels oder die Verkündigung der Propheten konnten von Katholiken nicht mehr 
behandelt werden, wollten sie nicht in Konflikt mit ihrer Kirche geraten.'°® 

Neben dem Inhalt entschieden auch die Verbreitung und die Zielrichtung der 
Publikationen über die Aufnahme eines Verfahrens. Die Fälle Schlögl und Nikel 
gelangten vor allem deshalb in den Palazzo del Sant’Uffizio, weil sie für ein breite- 
res Publikum schrieben. Nicht die wissenschaftlichen Traktate Nikels etwa waren 
Gegenstand der Untersuchung, sondern die populäre Vermittlung bestimmter The- 
orien in einem schmalen Bändchen. 299 Auch bei Brassac war eines der entscheiden- 
den Argumente die weite Verbreitung seines Lehrwerks für zukünftige Priester. 

Die Konsequenzen für die Autoren in den genannten Fällen waren durchaus 
hart, wenngleich eine offizielle Indizierung nicht in allen Fällen und, als „ultima 
ratio“, eine Amtsenthebung so gut wie nie angewendet wurde "2 Trotz des anti- 


106 Vgl. Päpstliche Bibelkommission, Antwort 109 Vgl. NikEL, Genesis; DERS., Altes Testament. 


über die mosaische Urheberschaft des Penta- xro Im Hintergrund stand hier die jahrhunderte- 
teuch vom 27. Juni 1906, DH 3397. lange Praxis der Gewährung einer Überar- 
107 Vgl. WoLr, Dogma, S. ost, beitung von Werken, die nur einzelne häreti- 
108 Vgl. SCHELKENS, Providentissimus Deus, S. 53. sche Gedanken enthielten. Gemäß den In- 


I. Rahmenbedingungen der römischen Bibelexegese bei Beas Amtsantritt in Rom 149 


modernistischen Eifers galt der Grundsatz der Konstitution „Sollicita ac Provida“ 
Benedikts XIV. von 1753 weiterhin, wonach die Bücher, nicht ihre Autoren verur- 
teilt wurden 17 Allerdings zeigen die Verfahren auch, was eine Indizierung prak- 
tisch bedeutete: Auch wenn Autoren wie Touzard oder Schlögl im Amt blieben, 
hatten die kirchlichen Zwangsmaßnahmen sie derart eingeschüchtert oder einge- 
schränkt, dass an eine Fortführung ihrer wissenschaftlichen Tätigkeit ohnehin 
nicht mehr zu denken war. 

Nikels Antwort auf die Ermahnung der Glaubenshüter legte — wenngleich in 
Rom natürlich ungehört — den Finger in die Wunde. War eine rigoristische Linie 
angebracht, die selbst kleinsten Vorstößen in der Pentateuchfrage mit maximaler 
Härte begegnete und die man später kleinlaut zurücknehmen musste, weil bereits 
in der Gegenwart die Argumente dafür immer dünner wurden? Dass sich auch im 
Nachgang zum Fall Brassac unter der Oberfläche Missfallen unter den französi- 
schen Bischöfen regte, verdeutlicht die wachsende Skepsis gegenüber der Bibelkom- 
mission. Letztlich nutzte van Rossum das Gremium, das zahlenmäßig dezimiert 
und auf seine Person zugeschnitten war, für einen lautstarken und denunziations- 
freudigen Feldzug gegen den biblischen Modernismus. Offensichtlich war auch aus 
Sicht Pius’ XI. van Rossum dabei, den Bogen zu überspannen. Nicht umsonst 
schob der Papst im Präzedenzfall des beschuldigten Konsultors Nikel einem allzu 
weitgehenden Engagement der Bibelkommission vorerst einen Riegel vor. Ein Gre- 
mium, das es trotz des forschen Auftretens seines Vorsitzenden nicht schaffte, in 
den eigenen Reihen die gesunde katholische Lehre durchzusetzen, und das zugleich 
dabei war, mehr und mehr im Heiligen Offizium aufzugehen, wollte der Papst of- 
fensichtlich nur noch als reine Beratungsinstanz auf Zuruf. Über fast ein Jahrzehnt 
kam es zu keinem Indexverfahren mehr, dem eine Untersuchung der Bibelkommis- 
sion vorausgegangen war. Erst am Fall des Nikel-Schülers und Breslauer Alttesta- 
mentlers Friedrich Schmidtke (1891-1969), dessen Buch „Die Einwanderung Isra- 
els in Kanaan“ 1934 verhandelt wurde, war die Bibelkommission wieder betei- 
ligt.""? Dass sich in der Folgezeit auch zahlenmäßig in der Bibelkommission wenig 
veränderte — die Führungsetage bestand auch in den 1930er Jahren nur aus drei 
Kardinälen und dem Sekretär -, verdeutlicht ihre geringere Bedeutung.''3 Nach- 
dem die Betätigung der Bibelkommission auf der Ebene von Lehrentscheidungen 
wie den Responsa während des Pontifikats Pius’ X. merklich zurückgegangen war, 
drohte sie nun auch noch das Initiativrecht bei der Buchzensur einzubüßen. Die 


dexregeln des Konzils von Trient, die auch 
Benedikt XIV. übernommen hatte, konnten 
von indizierten Werken, „deren Hauptinhalt 
gut ist, in denen jedoch gelegentlich etwas 
eingefügt ist, was zu Häresie oder Gottlosig- 
keit [...] neigt“, korrigierte Neuauflagen in 
Auftrag gegeben werden (Pıus IV., Apostoli- 
sche Konstitution „Dominici gregis custodi- 
ae“ vom 24. März 1564. Tridentinische In- 
dexregeln, Regel VIII, DH 1858). Dieser 


Grundsatz galt auch nach der Indexreform 
Benedikts XIV. weiter und kam offensicht- 
lich auch in den hier dargestellten Verfahren 
immer wieder zum Tragen. 

Vgl. BENEDIKT XIV., Konstitution „Sollicita 
ac Provida“ vom 9. Juli 1753, $ 18-20, in: 
WOoLF/SCHMIDT, Benedikt XIV., S. 148-151. 
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Stellung der Kommission innerhalb des kurialen Gefüges war also nicht mehr un- 
angefochten wie noch unter Pius X., wenngleich die antimodernistische Linie auf- 
recht erhalten blieb.'"'"+ Allein der Kreis der römischen Konsultoren genoss großes 
Ansehen bei der Suprema Congregazione, wurden diese doch wie Janssens, Fonck 
und Höpfl als Gutachter für die genannten Indexverfahren herangezogen. Das Hei- 
lige Offizium unter Merry del Val demonstrierte hingegen die eigene Stärke, nicht 
zuletzt in Fragen der Buchzensur. 

Bei seiner Ankunft in Rom hatte Augustin Bea von den Vorgängen nur soweit 
Kenntnis, wie das Heilige Offizium seine Entscheidungen publik gemacht hatte. 
Gleichwohl genügten allein die öffentlichen Verurteilungen Touzards, Brassacs und 
Schlögls, um dem angehenden römischen Professor einen Vorgeschmack davon zu 
geben, wo die besonders delikaten Stellen, Methoden und Themen lagen, die man 
als katholischer Exeget, noch mehr als römischer Hochschullehrer an der bibelwis- 
senschaftlichen „Kaderschmiede“ des Papstes besser gar nicht erst anfasste. Ange- 
sichts der Verfahren gegen Veröffentlichungen gerade aus dem deutschen Sprach- 
raum musste Bea vermutlich zunächst auch unter Beweis stellen, dass er die allzu 
modernen Verirrungen so mancher Kollegen in seinem Heimatland nicht guthieß. 


2. Ein antimodernistisches Kompetenzzentrum auf der Höhe der Zeit? - 
das Päpstliche Bibelinstitut (1909-1924) 


Beim Amtsantritt Beas als Professor in Rom im Herbst 1924 konnte das Päpstliche 
Bibelinstitut bereits auf eine 15-jährige Geschichte zurückblicken. Die Geschichte 
des Instituts ist mittlerweile in aller Breite aufgearbeitet worden, zuletzt im Rah- 
men des roo-jährigen Bestehens der Hochschule." Für den folgenden geschichtli- 
chen Abriss wird deshalb vor allem auf die Veröffentlichungen und die Gründungs- 
dokumente zu schauen sein. 

Wie bereits erwähnt, waren die Planungen dafür gegen Ende des Pontifikats 
Leos XIII. aufgenommen worden, gehörte doch eine solche Ausbildungsstätte für 
zukünftige Exegeten zu den zentralen Desideraten des Pecci-Papstes bei der Umset- 
zung seiner Vorstellung von einer katholischen Bibelwissenschaft. Nach dem Tod 
Leos XIII. lag das Projekt unter anderem auch aus finanziellen Gründen erst ein- 
mal auf Eis. Pius X. forcierte aber im Zuge seiner rigiden antimodernistischen Po- 
litik ab 1908 erneut die Pläne seines Vorgängers. Dies hing auch mit den Interven- 
tionen Ferdinand Prats zusammen, den Leo XIII. mit den Planungen ursprünglich 
beauftragt hatte. Dieser wandte sich seit 1904 immer wieder an den Papst mit der 
Bitte, die Planungen nicht im Sande verlaufen zu lassen. Schließlich machte der 
Papst sein Feindbild des Modernismus gerade in den Bibelwissenschaften aus, was 
der Fall Alfred Loisy zeigte. Eine bibelwissenschaftliche Einrichtung in der römi- 
schen Zentrale, die angehenden Theologen eine gesunde, antimodernistische und 


114 Vgl. LAPLANCHE, Crise, S. 135. ts Vgl. besonders MARTINA, Anni; GILBERT, In- 
stitut. 


I. Rahmenbedingungen der römischen Bibelexegese bei Beas Amtsantritt in Rom Lat 


lehramtsgetreue Bibelauslegung vermittelte, war ganz im Sinne des Papstes. Dieser 
hatte schließlich bereits 1904 die Prüfung späterer Exegeseprofessoren zentrali- 
siert, indem er die Päpstliche Bibelkommission bevollmächtigte, die akademischen 
Grade des Bakkalaureats, des Lizenziats sowie den „Doctor Sacrae Scripturae“ zu 
verleihen.'"° Entscheidenden Einfluss auf die päpstliche Politik in dieser Frage hat- 
ten allerdings nicht mehr die altgedienten Akteure aus dem Vorgängerpontifikat 
wie Prat oder der erste Sekretär der Bibelkommission David Fleming OFM, die 
beide in Ungnade fielen und ihre Kommissionsposten räumen mussten II" 
Zeitgleich hatte der französische Jesuit und Alttestamentler Lucien Mechineau 
(1849-1919), der 1906 von Alfred Louis Delattre (1850-1932) die Vorlesungen zur 
Bibelexegese an der Gregoriana übernommen hatte, bei seinem Ordensgeneral 
Franz Xaver Wernz erreicht, dass an der päpstlichen Universität ein Aufbaustudi- 
um für Bibelwissenschaften eingerichtet wurde. Dieses wurde im Studienjahr 
1908/1909 erstmals angeboten. Ziel des Studiums war eine zweijährige Vorberei- 
tung auf das Examen der Päpstlichen Bibelkommission. Damit der Kurs nicht 
durch einen Professor allein bewältigt werden musste, beorderte die Ordensleitung 
zur Unterstützung Mechineaus den deutschen Jesuiten und Innsbrucker Professor 
für neutestamentliche Exegese, Leopold Fonck, nach Rom. Fonck hatte seinerseits 
gute Kontakte zu Pius X. und verfolgte das Ziel der Errichtung einer zentralen 
kirchlichen Einrichtung zur Bekämpfung modernistischer Umtriebe in den Bibel- 
wissenschaften. Seinen Plan versuchte er auch durch polemische Artikel in ver- 
schiedenen Zeitschriften voranzutreiben, wobei er sich vor allem auf die Jerusale- 
mer Ecole biblique und ihren Leiter Lagrange einschoss.'"$ Da schnell absehbar 
war, dass die Bemühungen Foncks und Mechineaus bei weitem nicht ausreichten, 
um die Studierenden adäquat auf das Examen bei der Päpstlichen Bibelkommission 
vorzubereiten, suchte Fonck im Februar 1909 Pius X. auf und unterbreitete dem 
Papst einen Vorschlag zur Errichtung einer Päpstlichen Bibelakademie. Diese sollte 
danach streben, eine katholische Bibelexegese zu propagieren, die die traditionelle 
Sicht auf die Heilige Schrift hochhielt und gegen sämtliche Angriffe aus der protes- 
tantischen oder historisch-kritischen Wissenschaft verteidigte. Zu diesem Zweck 
sollten Theologen aus unterschiedlichen Nationen sowie aus verschiedenen Orden 
zentral in Rom ausgebildet werden, um dann die gesunde Lehre in ihre Heimatlän- 
der zu tragen. Die Akademie sollte zudem selbst in der Forschung und durch Pub- 
likationen tätig werden, um die katholische Lehre von der Irrtumslosigkeit der 
Schrift in der Öffentlichkeit sichtbar zu machen. Dazu war es nötig, dass genügend 
personelle Ressourcen für den Unterricht zur Verfügung standen, ebenso eine eige- 
ne Bibliothek, eigene Zeitschriften und möglicherweise auch ein eigenes archäolo- 
gisches Museum. Trotz der ungeklärten Frage der Finanzierung des Großvorhabens 
stimmte Pius X. dem Vorschlag zu und erbat von Fonck die Ausarbeitung eines 
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Statuts für eine solche Einrichtung.''? Die Zeit der Ausarbeitung in enger Abstim- 
mung mit dem Ordensgeneral und dem Staatssekretariat nutzte Fonck zugleich für 
die Akquise potenzieller Geldgeber: darunter der Bostoner Erzbischof Kardinal 
William Henry O’Connell (1859-1944), der emeritierte Bischof von Olmütz, Theo- 
dor Kohn (1845-1915), der eine beträchtliche Summe spendete, und im weiteren 
Verlauf des Jahres die Zuwendungen der wohlhabenden französischen Familie 
Coetlosquet.'?° Da Fonck um jeden Preis eine Einflussnahme der Jerusalemer 
Ecole biblique auf die neue römische Einrichtung verhindern wollte, schlug er zu- 
nächst vor, das Institut in die Gregoriana zu integrieren, die dem Jesuitenorden 
unterstand. Sollte die Einrichtung allerdings eigenständig entstehen, musste auf 
jeden Fall dafür gesorgt sein, dass sie ebenfalls unter die Obhut des Ordens gestellt 
wurde. Wernz unterstützte den Vorschlag natürlich tatkräftig, allerdings beharrte 
Kardinalstaatssekretär Rafael Merry del Val darauf, dies nicht bereits in der 
Gründungsurkunde der nunmehr „Päpstliches Bibelinstitut“ genannten Studien- 
einrichtung festzuschreiben, sondern in einem Verwaltungsakt nachzuholen.'*! 
Am 30. Mai 1909 erschien schließlich das Apostolische Schreiben „Vinea electa“ 
Pius’ X., mit dem das Päpstliche Bibelinstitut aus der Taufe gehoben wurde.'?? 

Wenige Tage später ernannte der Papst Fonck zum Rektor des Instituts'*3, dem 
zunächst Räumlichkeiten im „Collegio Leoniano“ im Stadtteil Rione Prati unweit 
des Vatikans zugewiesen wurden. Zugleich löste Merry del Val sein Versprechen 
ein und übertrug im Auftrag des Papstes dem Jesuitenorden die Zuständigkeit für 
das Institut. Fonck hatte mit sechs ordentlichen Professuren kalkuliert und ver- 
suchte nun, die Stellen zu besetzen, was bis zum Beginn des Studienjahrs 1909/1910 
im Oktober gelang. Das Gründungsprofessorium setzte sich aus sechs ordentlichen 
und vier außerordentlichen Professoren zusammen, die allesamt dem Jesuitenorden 
angehörten: neben Fonck und dessen Stellvertreter Mechineau gehörten Andres 
Fernandez (1870-1961), Luis Murillo (1852-1932), Enrico Gismondi (1850-1912) 
und Hermann van Laak (1866-1941) zu den ordentlichen Professoren. Die Extra- 
ordinarien waren Anton Deimel (1865-1954), Ladislaus Szczepanski (1877-1927), 
Enrico Rosa (1870-1939) und Marius Chaine (1873-1960). Damit war das Kolle- 
gium durchaus international zusammengesetzt, wenngleich lediglich vier der zehn 
Hochschullehrer — Fernandez, Deimel, Szczepanski und Murillo — eigens nach 
Rom übersiedelten, der Rest war bereits dort tätig gewesen oder hatte zum Teil sei- 
ne Ausbildung an einer römischen Einrichtung erhalten. Zum ersten Studienjahr 
schrieben sich 35 Studierende für den kompletten Studiengang ein (Alumni), circa 
zwölf hörten einzelne Veranstaltungen (Auditores) und 25 schrieben sich als Gast- 
hörer (Hospites) en 123 


119 Vgl. GILBERT, Institut, S. 24f. 123 Diarium Romanae Curiae. Nomine, in: AAS 
120 Vgl. MARTINA, Anni, S. 133. I (1909), S. 571. 
121 Vgl. GILBERT, Institut, S. 25f. 124 Vgl. GILBERT, Institut, S. 28f. 


122 Prus X., Apostolisches Schreiben „Vinea elec- 
ta“ vom 30. Mai 1909, in: AAS ı (1909), 
S. 447-449. 


I. Rahmenbedingungen der römischen Bibelexegese bei Beas Amtsantritt in Rom I53 


a) Ein erwählter Weinstock, umgeben von Unkraut? — Zielsetzung und 
Arbeitsweise des Instituts gemäß den Gründungsdokumenten 

Das Apostolische Schreiben entsprach weitgehend Foncks Entwurf und griff seine 
ursprünglichen Ideen vom Februar 1909 auf. Ausgangspunkt ist die als beklagens- 
wert geschilderte Lage der katholischen Bibelwissenschaften angesichts des Mo- 
dernismus. Dagegen müsse im Herzen der Christenheit eine Einrichtung geschaf- 
fen werden, die von Neuem die traditionelle Bibelauslegung vermittele und gegen 
die Angriffe der modernen Wissenschaften verteidige: 


„Dem Päpstlichen Bibelinstitut soll das Ziel zu Eigen sein, dass es in der Stadt Rom ein 
Zentrum hinsichtlich der höheren Studien an den Heiligen Schriften geben soll, das 
auf wirksamere Weise, wo es möglich ist, die biblische Lehre und aller Studien, die da- 
mit verbunden sind, im Geiste der katholischen Kirche fördert [...] Schließlich gehört 
zur Zielsetzung des Instituts, dass es die gesunde Lehre von den Heiligen Schriften in 
Übereinstimmung mit den vom Heiligen Stuhl erlassenen und noch zu erlassenden Re- 
geln gegen die falschen, irrigen, leichtsinnigen und häretischen Meinungen besonders 
der Zeitgenossen verteidigt, öffentlich bekannt macht und fördert.“'25 


Die apologetische Funktion hatte im Gründungsdokument die Oberhand, was bei 
Pius X. wenig überrascht. Zwar hatte auch Leo XIII. mit seinem Projekt letztlich 
eine Bibelwissenschaft im Sinn, die die Irrtumslosigkeit der Heiligen Schrift gegen 
die zeitgenössische Kritik verteidigen sollte, aber der Vorgängerpapst hatte zu- 
nächst auf wissenschaftliche Kompetenz gesetzt, nicht zuletzt auch durch die Inte- 
gration verschiedener exegetischer Strömungen, indem er Lagrange gerne als Rek- 
tor gesehen hätte 129 

Laut „Vinea electa“ sollte es am Bibelinstitut ein umfassendes Lehrprogramm ge- 
ben, das den Anforderungen der Gegenwart entsprach und neben der klassischen 
Schriftauslegung auch Fächer wie Geographie, Archäologie, Geschichts- und Sprach- 
wissenschaften einschloss. In unterschiedlichen Lehrformaten wie Vorlesungen, Se- 
minaren und Disputationen sollte die international zusammengesetzte Studenten- 
schaft unterwiesen werden. Hinzukam die Verpflichtung der Professoren zu einer 
regelmäßigen publizistischen Tätigkeit, um die im zeitgenössischen Jargon für ge- 
wöhnlich „gesund“ genannte Lehre einer breiteren Öffentlichkeit zu vermitteln. 

Strukturelle Fragen wurden im Apostolischen Schreiben nur angerissen, aller- 
dings in den angehängten „Leges“ ausführlich thematisiert.'*” Das Institut unter- 
stand direkt dem Heiligen Stuhl, der sich die Besetzung aller Professorenstellen 
und der Leitungsposten vorbehielt. Von einer Zuordnung zur Gregoriana, wie sie 


125 „Finis Pontificio Biblico Instituto sit, ut in formem, adversus opiniones, recentiorum 


Urbe Roma altiorum studiorum ad Libros 
sacros pertinentium habeatur centrum, quod 
efficaciore, quo liceat, modo doctrinam bib- 
licam et studia omnia eidem adiuncta, sensu 
Ecclesiae catholicae promoveat [...] Denique 
Instituti fine continetur ut sanam de Libris 
sacris doctrinam normis ab hac S. Sede Apos- 
tolica stautis vel statuendis omnino con- 


maxime, falsas, erroneas, temerarias atque 
haereticas defendat, promulget, promoveat“ 
(Pius X., Apostolisches Schreiben „Vinea 
electa“ vom 7. Mai 1909, EnchB 299. 303). 


126 Vgl. GILBERT, Institut, S. 14-16. 
127 Pius X., Leges Pontificio Instituto Biblico re- 


gendo, in: AAS ı (1909), S. 449-451. 
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Fonck zunächst erwogen hatte, war keine Rede mehr. Der Rektor des Instituts war 
verpflichtet, dem Heiligen Stuhl in den Belangen des Instituts regelmäßig Bericht 
zu erstatten und sich insbesondere für eine rechtgläubige Gesinnung unter seinen 
Professoren einzusetzen.'?® Denn durch den Namen „Päpstliches Bibelinstitut“ ste- 
he die Einrichtung in besonderem Maße für eine Bibelauslegung, die zu hundert 
Prozent den Vorstellungen des päpstlichen Lehramts entspreche "29 Für die Vor- 
schriften zur akademischen Lehre, vor allem aber zu den Prüfungen, war die Päpst- 
liche Bibelkommission zuständig. 

Die im Anhang des Schreibens ebenfalls veröffentlichten „Regeln für die Lei- 
tung des Päpstlichen Bibelinstituts“ (Leges Pontificio Instituto Biblico regendo) 
gingen noch mehr ins Detail. Diese trennten strikt zwischen dem bibelwissen- 
schaftlichen Unterricht am Institut und den Abschlussprüfungen bei der Bibelkom- 
mission.'3° Die folgenden Bestimmungen zum Rektorenamt lassen zudem die Zu- 
ständigkeit des Jesuitenordens für das Institut erkennen, die im Apostolischen 
Schreiben noch ausgeklammert wurde. Bei der Besetzung des Rektorats sollte der 
Papst aus einem Dreiervorschlag des Ordensgenerals wählen.'3! Auch für alle an- 
deren Professoren besaß der Pater General ein Vorschlagsrecht.'3? Anschließend 
legte der Heilige Stuhl die Zugangsvoraussetzungen für die Studierenden fest, die 
sich am Bibelinstitut einschreiben wollten: „Unter die Alumnen im eigentlichen 
Sinne werden nur diejenigen nicht aufgenommen, die einen Studienabschluss in 
der heiligen Theologie haben und nicht den Kurs der Scholastischen Philosophie 
vollständig absolviert haben.“'33 Zugangsvoraussetzung für das Aufbaustudium 
war damit eine solide neuscholastische Ausbildung mit einem dogmatisch-syste- 
matischen Schwerpunkt. Erst wer in der Lehre der Kirche gefestigt war, sollte sich 
mit der historischen Kritik der Bibel auseinandersetzen dürfen. Verbunden mit der 
apologetischen Zielsetzung aller bibelwissenschaftlichen Ausbildung am Institut 
war damit Foncks Grundauffassung von Exegese hier noch einmal in deutliche 


128 Vgl. ebd., EnchB 307-310. In den „Leges“im 130 Leges Pontificio Instituto Biblico regendo. Ti- 


Anhang des Apostolischen Schreibens heißt tulus I: De studiis in Instituto peragendis, 
es ausführlicher zum Rektor: „Praeses de om- Art. 1-6, EnchB 311-316. Hierunter fielen 
nibus gravioribus Instituti rebus ad Apostoli- auch genauere Angaben zu den drei propa- 
cam Sedem referat, et ipsi Sedi regiminis sui gierten Lehrformaten Vorlesung, Seminar 
rationem quotannis reddat“ (Leges Pontificio und öffentliche Vorträge bzw. Disputationen. 
Instituto Biblico regendo. Titulus II: De regi- 131 „Praeses a Summo Pontifice nominatur, au- 
mine Instituti, Art. 11, EnchB 321). dita relatione Praepositi generalis Societatis 
129 „Suprema studiorum et regiminis Instiuti Iesu, qui tres pro eo munere candidatos Ipsi 
normam et regulam principia et decreta con- proponet“ (Leges Pontificio Instituto Biblico 
stituent per Sedem Apostolicam et Pontifi- regendo. Titutlus II: De regimine Instituti, 
ciam Biblicam Commissionem edita vel eden- Art. 8, EnchB 318). 
da. Quae principia atque decreta ut fideliter, x132 Vgl. ebd., EnchB 323. 
integre sincereque servent et custodiant, spe- 133 „In numerum alumnorum proprie dictorum 
ciali se obligatione teneri ii universi intelli- non admittentur, nisi qui sint in sacra theolo- 
gant, qui ad Pontificium hoc Institutum Bib- gia doctores, cursumque philosophiae scholas- 
licum quovis modo pertineant atque ad stu- ticae integre absolverint“ (ebd., EnchB 327). 


dia biblica in ipso Instituto incumbant“ (Prus 
X., Apostolisches Schreiben „Vinea electa“ 
vom 7. Mai 1909, EnchB 310). 


I. Rahmenbedingungen der römischen Bibelexegese bei Beas Amtsantritt in Rom Les 


Normen gegossen worden: Die Auslegung der Bibel diente vor allem der Dogmatik 
als unterstützendes Nebenfach, das sich auf die Niederungen geschichtlicher und 
sprachwissenschaftlicher Analyse einließ. 

Mit den skizzierten Festlegungen stand das Bibelinstitut in einer mehrfachen 
Abhängigkeit von benachbarten Institutionen. Formal war es direkt dem Papst un- 
terstellt, was auch bedeutete, dass die zuständigen Dikasterien der Römischen Ku- 
rie einen direkten Einfluss auf das Institut hatten, namentlich das Staatssekretari- 
at, vor allem aber die Studienkongregation. Außerdem wurde die Neugründung 
deutlich der Päpstlichen Bibelkommission untergeordnet. Diese hatte sich unter 
Pius X. nicht nur als das römische Kontroll- und Zensurorgan in Sachen Bibel er- 
wiesen, sondern auch als einzige römische Instanz, die akademische Grade in den 
Bibelwissenschaften verleihen durfte. Auch der Ordensgeneral der Jesuiten, Franz 
Xaver Wernz, hatte weitreichende Einflussmöglichkeiten erhalten und nutzte diese 
ebenfalls für seine antimodernistische Hochschulpolitik. Da alle Instanzen in ei- 
nem gewissen Kräftegleichgewicht standen und letztlich alle in der Hochphase des 
Antimodernismus dasselbe Ziel verfolgten, lagen aus Foncks Perspektive äußerst 
günstige Voraussetzungen vor. 


b) Das Bibelinstitut unter der Leitung Leopold Foncks (1909-1918) 

Als das Institut im Herbst 1909 seine Arbeit aufnahm, musste sich der akademi- 
sche Alltag erst einstellen, gaben die Gründungsdokumente schließlich nur die äu- 
ßeren Rahmenbedingungen vor. Zwar hatte sich das Institut rein räumlich schnell 
eingerichtet, diente ihm ab 1911 mit dem Ankauf des Palazzo Muti Papazzurri an 
der Piazza della Pilotta doch ein repräsentatives Gebäude als Sitz.'3* Hinzu kam eine 
Bibliothek, die sukzessive durch beträchtliche Ankäufe und Schenkungen ausgebaut 
wurde.'35 Was allerdings die Lehrveranstaltungen betraf, erkannte das Professorium 
schnell, dass ein zweijähriges Aufbaustudium nicht ausreichen würde, um den An- 
forderungen der Examina bei der Bibelkommission zu entsprechen. Deshalb wurde 
den Alumnen ein drittes Studienjahr verordnet, in dem nach einer Vorbildung über- 
wiegend in Gestalt historischer Disziplinen im ersten Studienjahr und in den exege- 
tischen Methoden im zweiten nun die literarische Textarbeit am Bibeltext noch wei- 
ter fokussiert werden sollte.'3° Dazu gehörten Vertiefungsveranstaltungen in der 


orientalis praeter hebraicam et aramaicam 
biblicam.“ 
Im zweiten Jahr: „A. Materiae necessariae: 


134 Vgl. zu den Hintergründen des Kaufs GIL- 
BERT, Institut, S. 46-52. 
135 Vgl. Fonck, Quinquennium, S. 25-27. 
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Konkret sah der idealtypische Studienverlauf 
folgende Lehrveranstaltungen vor. 

Im ersten Jahr: „A. Materiae necessariae: In- 
troductio generalis et notiones generales de 
methodo interpretationis; Introductio spe- 
cialis in Vetus Testamentum; Introductio 
specialis in Novum Testamentum; Lingua 
hebraica cursus inferior; Lingua graeca bibli- 
ca cursus inferior. B. Materiae liberae: Cur- 
sus palaeographiae biblicae; Lingua aliqua 


Exegesis Veteris Testamenti; Exegesis Novi 
Testamenti; Historia biblica; Geographia 
biblica, Lingua aliqua orientalis praeter he- 
braicam et aramaicam biblicam. B. Materiae 
liberae: Cursus superior linguae hebraicae; 
Cursus superior linguae graecae; Cursus lin- 
guarum orientalium; Cursus palaeographiae 
biblicae; Lectiones et collationes publicae.“ 

Im dritten Jahr: „Materiae necessariae: Exe- 
gesis Veteris Testamenti; Exegesis Novi Tes- 
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Bibelexegese und ihrer Geschichte, ein Sprachkurs in einer dritten orientalischen 
Sprache neben Hebräisch und Aramäisch sowie eine Zusatzveranstaltung in der 
biblischen Archäologie. Als Zulassungsvoraussetzung für die Doktorprüfungen 
wurde zudem das Abfassen einer Dissertation im Umfang von ungefähr 30 Seiten 
eingeführt.'37 Im Zuge dessen wurde auch das Kollegium erweitert, das ab r910 
Alexis Mallon (1875-1934) als Dozent für die koptische Sprache verstärkte; 1912 
kam Alberto Vaccari (1875-1965) — später über lange Jahre Beas Stellvertreter — 
hinzu, der die alttestamentlichen Fächer unterstützen sollte. Im Folgejahr nahm 
John O’Rourke (1875-1958) seinen Dienst als Dozent für biblisches Griechisch 
und Neues Testament auf. Kritisch blieb allerdings die Zahl der Studierenden, die 
zu Beginn des Studienjahres 1913/1914 unter 30 fiel, was nicht nur mit dem Aus- 
bruch des Ersten Weltkriegs zusammenhing.'3® Die Zahlen waren auch in den Vor- 
jahren nicht erfreulich ausgefallen. Das war dadurch bedingt, dass sich viele nicht- 
italienische Studierende lieber für ein Studium an einer etablierten Hochschule ent- 
schieden, die selbst akademische Grande verleihen durfte. Und selbst diejenigen 
Kandidaten, die für ein Examen bei der Bibelkommission ausersehen waren, muss- 
ten ihre Ausbildung nicht zwangsläufig am Bibelinstitut gemacht haben, sondern 
konnten etwa an der Ecole biblique oder an einer anderen kirchlichen Hochschule 
studieren. Die Abhängigkeit von der Bibelkommission war also von Beginn an 
auch eine Erschwernis für das Institut. Daran hatte letztlich auch das Apostolische 
Schreiben „Iucunda sane“ von rot nichts geändert, in dem Pius X. neben den 
oben genannten Ausführungsbestimmungen zum Studienprogramm nochmals die 
alleinige Prüfungsberechtigung der Kommission bestätigt hatte.'39 Das Bibelinsti- 
tut erhielt laut dem päpstlichen Dokument zumindest das Recht, jedem Alumnen, 
der das Studium erfolgreich absolviert und die Dissertation bestanden hatte, ein 
Diplom zu verleihen; dieses diente allerdings de facto nur als Formular zur Prü- 
fungsanmeldung bei der Bibelkommission. Da damit kein eigener päpstlich aner- 
kannter Titel geschaffen wurde, stellte das Zugeständnis nur eine kosmetische Ver- 
besserung dar. Schließlich erkannten staatliche Behörden in den verschiedenen 
Ländern lediglich die akademischen Grade an, die päpstliche Instanzen verliehen. 
Wer beispielsweise nur mit einem Diplom des Bibelinstituts und ohne das offizielle 
Doktorat der Bibelkommission zurück nach Deutschland gekommen wäre, hätte 
eine Tätigkeit an einer Universität getrost vergessen können. 


137 
138 


tamenti; Historia biblica; Archaeologia 
biblica; Historia exegeseos, Cursus superior 
alicuius linguae orientalis praeter hebraicam 
et aramaicam biblicam. B. Materiae liberae : 
Cursus superior linguae hebraicae ; Cursus 
superior linguae graecae; Cursus linguarum 
orientalium; Lectiones et collationes publi- 
cae“ (Fonck, Quinquennium, S. 20f.). 

Vgl. GILBERT, Institut, S. 52. 

Zu den Absolventen der ersten Jahre gehör- 
ten allerdings junge Theologen, die später als 


Kardinäle und Konzilsväter des Zweiten Va- 
tikanischen Konzils großen Einfluss ausüben 
sollten, wie Joseph Frings (1887-1978), 
Achille Liénart (1884-1973), Giacomo Ler- 
caro (1891-1976) und Ernesto Ruffini 
(1889-1967) (vgl. MARTINA, Anni, S. 139). 


139 Vgl. Pius X., Apostolisches Schreiben „Iu- 


cunda sane“ vom 22. März r911, in: AAS 3 
(1911), S. 230-232. 


I. Rahmenbedingungen der römischen Bibelexegese bei Beas Amtsantritt in Rom 157 


Neben der Frage der akademischen Ausbildungsgänge und Abschlüsse ging es 
Fonck auch um die äußere Sichtbarkeit des Instituts, weshalb er auf eine rege pub- 
lizistische Tätigkeit der Professoren Wert legte. Die Pläne für eine oder mehrere 
eigene Zeitschriften ließen sich allerdings erst nach dem Ersten Weltkrieg umset- 
zen. Ein regelrechtes Herzensanliegen des Rektors bestand in seinem Vorhaben, in 
Palästina eine Dependance des Instituts zu errichten. Diese sollte sich einerseits an 
dem Boom der archäologischen Grabungen im Nahen Osten beteiligen, anderer- 
seits aber ein Gegengewicht zur verhassten Jerusalemer Ecole biblique bilden. De- 
ren Gründer und Leiter nahm die Bestrebungen Foncks sehr genau zur Kenntnis 
und berichtete seinem Generaloberen, Hyacinthe-Marie Cormier OP (1832-1916), 
mit deutlichen Worten: 


„Ich habe mit gemischten Gefühlen die Gründung des Päpstlichen Bibelinstituts be- 
obachtet. Für die Eigeninteressen der Ecole biblique in Jerusalem ist es nicht uner- 
freulich, dass es der Gesellschaft [Jesu] anvertraut wird. Ich kenne sehr wohl die 
persönliche Feindseligkeit des P. Fonck gegen mich; und doch habe ich ihn früher 
schon in Jerusalem sich über die alten konservativen Patres der Gesellschaft beklagen 
hören. Er ist ein gefährlicher Opportunist. Der Plan der Gesellschaft, den ich seit 
langer Zeit durchschaut habe, wird jedem ersichtlich. Im Grunde will man das tun, 
was wir taten, und man baut sich eine Reputation der Rechtgläubigkeit auf, indem 
man uns diskreditiert. Die Fortschrittlichen in der Gesellschaft [Jesu], die weitaus in 
der Mehrheit sind, werden von ein paar marktschreierischen Intransigenten an den 
Rand gedrängt.“ '4° 


Bis ins ferne Jerusalem war also Foncks Ruf als antimodernistischer Eiferer durch- 
gedrungen. Er ging nicht nur mit Gegnern wenig zimperlich um, sondern auch mit 
den eigenen Kollegen am Institut. Zudem zog er viele Entscheidungen an sich, derer 
er aber allein zeitlich nicht mehr Herr wurde. Dies führte zu erheblichen Verzöge- 
rungen und widersprüchlichen Äußerungen, die von der Mehrheit des Professori- 
ums nicht immer mitgetragen wurden. In der Frage einer Niederlassung in Jerusa- 
lem zeigte er sich beratungsresistent und holte gar nicht erst den Rat der Kollegen 
ein, sondern reiste wild entschlossen in den Jahren 1911 und 1912 für Sondierungen 
ab. Die heikle Lage, in die das Vorgehen des Rektors das Institut brachte, zeigte sich 
in der Verstimmung Pius’ X. und des Ordensgenerals Wernz. Beide lehnten das Pro- 
jekt ab und waren durch Foncks Initiative vor den Kopf gestoßen, stellte die Errich- 
tung einer solchen Institution doch nicht nur eine diplomatische Herausforderung 


temps devient évident à tout le monde. Au 
fond on veut faire ce que nous faisions, et on 


140 „ Jai vu avec une impression mélangée la 
fondation de l’Istituto biblico. Pour les inté- 


rêts particuliers de l’Ecole biblique de Jerusa- 
lem, il mest pas fâcheux qu’il soit confié à la 
Compagnie. Je n’ignore pas l’hostilite per- 
sonnelle du P. Fonck contre moi ; et pourtant 
je lai entendu jadis à Jérusalem se moquer 
des vieux Pères conservatifs [Hervorhebung 
im Original] de la Compagnie! c’est un op- 
portuniste très dangereux. Le plan de la 
Compagnie, que j’ai pénétré depuis long- 


se crée une réputation d’orthodoxie en nous 
décriant. Les progressistes de la Compagnie, 
qui sont beaucoup les plus nombreux, sont 
couverts par quelques intransigeants tapa- 
geurs“ (Lagrange an Cormier, 16. Juni 1909, 
in: MONTAGNES, Bernard (Hg.), Exégèse et 
obéissance. Correspondance Cormier - 
Lagrange (T904-1916), Paris 1989, S. 221). 
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für die Beziehungen zum Osmanischen Reich und anderen an der Region interes- 
sierten Mächten wie Frankreich und Großbritannien dar, sondern hätte auch ohne 
Not eine Konkurrenz für die bereits von Jesuiten geleitete Hochschule St. Joseph in 
Beirut bedeutet. Wernz schritt auf Betreiben von Kardinalstaatssekretär Merry del 
Val ein und verwies Fonck in seine Schranken. Trotz dieser eigenmächtigen Aktion 
behielt dieser vorerst seinen Posten als Rektor.'+" Das Projekt war damit aber ad 
acta gelegt worden und lief sich ohnehin in den Jahren des Ersten Weltkriegs nicht 
realisieren. 

Der Ausbruch des Krieges machte eine geregelte Arbeit für das Institut zuse- 
hends schwerer. Mit dem Kriegseintritt Italiens mussten sämtliche deutschen und 
österreichischen Professoren Rom verlassen. Der Großteil folgte der Ordensleitung 
ins schweizerische Exil. Die Amtsgeschäfte im Rektorat musste nach der Exilie- 
rung Foncks Fernandez als Vize-Rektor übernehmen, der als Spanier in Rom ver- 
bleiben konnte "33 Der Rektor — formal weiterhin im Amt - versuchte von der 
Schweiz aus auf das Institut Einfluss zu nehmen, was ihm allerdings nur mit mäßi- 
gem Erfolg gelang. Nach Kriegsende ernannte Benedikt XV. im Dezember 1918 
Fernandez offiziell zum neuen Rektor, Fonck war damit nur noch Ordinarius für 
Neutestamentliche Exegese. 


c) Auf dem Weg zur Eigenständigkeit - Entwicklung des Biblicums 
unter Benedikt XV. und Pius XI. 

Im letzten Kriegsjahr betrug die Zahl der Studierenden des Instituts gerade noch 
18. Auch wenn sich die Zahl nach Kriegsende wieder nach oben korrigierte, blieb 
das Biblicum allein zahlenmäßig hinter seinem Anspruch der Internationalität und 
der prominenten Stellung in der Kirche zurück. Fonck hatte sich deshalb bereits 
während des Krieges bemüht, erneut die ungeklärte Frage der Verleihung von aka- 
demischen Graden durch das Institut zu verhandeln. Benedikt XV. war allerdings 
nicht gewillt, die Aufteilung von Studien- und Prüfungsbetrieb auf Bibelinstitut 
und -kommission völlig aufzugeben. In seinem Apostolischen Schreiben „Cum 
Biblia Sacra“ vom 15. August 1916 gestand er dem Institut zumindest das Recht zu, 
den Studierenden nach erfolgreich bestandenem zweitem Jahr ein Bakkalaureat zu 
verleihen. Das Diplom, das nach dem dritten Jahr verliehen wurde, wurde zudem 
in ein bibelwissenschaftliches Lizenziat umgewandelt, das formal aber von der 
Kommission verliehen wurde. Das damit einhergehende Examen auf Rechtgläubig- 
keit sollten die Professoren des Instituts übernehmen, wobei aber mindestens ein 
Mitglied der Prüfungskommission Konsultor der Bibelkommission sein sollte. Den 
Doktorgrad verlieh weiterhin nur die Bibelkommission nach bestandenem Exa- 
men.'43 Damit war zumindest vorerst ein Modus vivendi gefunden, um der in den 


141 Vgl. MARTINA, Anni, S. 136f. 143 Benedikt XV., Apostolisches Schreiben 
142 Vgl. GILBERT, Institut, S. 58f. „Cum Biblia Sacra“ vom 15. August 1916, in: 
AAS 8 (1916), S. 305-308. 
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Nachkriegsjahren auf über 60 Personen angewachsenen Studierendenschaft kon- 
krete Studienabschlüsse anbieten zu konnen. "33 

Fernandez setzte nach Kriegsende einen weiteren Baustein um, der in „Vinea elec- 
ta“ dem Institut als Aufgabe gegeben worden war: die Schaffung eigener Publikati- 
onsorgane. In den Sitzungen des Kollegiums nahm das Thema im Laufe des Jahres 
1919 konkrete Formen an. Die Professoren bereiteten zwei Zeitschriften mit unter- 
schiedlichen Schwerpunkten vor. Die Zeitschrift „Biblica“ sollte Aufsätze zu exege- 
tischen Themen enthalten sowie in kleineren Artikeln von der Arbeit des Instituts 
berichten. Sie erschien viermal im Jahr und versammelte Beiträge in unterschiedli- 
chen Sprachen, Rezensionen und Nachrichten aus der Welt der Bibelwissenschaft, 
Archäologie und Verlautbarungen des Heiligen Stuhls. Die „Semitica“, die im Laufe 
der Vorbereitungen ihren später maßgeblichen Namen „Orientalia“ erhielt, sollten 
sich vor allem mit Forschungen auf dem Gebiet der Altorientalistik befassen. Die 
ersten Ausgaben der beiden Zeitschriften erschienen bereits 1920 mit Genehmigung 
des Heiligen Stuhls und des neuen Generaloberen Wladimir Ledöchowski. 1921 
folgte mit „Verbum Domini“ eine dritte Zeitschrift, die nicht nur für wissenschaft- 
liche Kreise gedacht war, sondern sich an Priester und bibelwissenschaftlich interes- 
sierte Gläubige wandte. Damit sollte sichergestellt sein, dass das Institut ebenfalls 
auf dem populärwissenschaftlichen Sektor vertreten war.'# 

Mit der Wahl Pius’ XI. im Februar 1922 trat ein Pontifex an die Spitze der Kir- 
che, der sich aufgrund seiner Ausbildung und früherer Tätigkeiten in besonderer 
Weise auch für wissenschaftliche Belange interessierte. Dies sollte sich bald in kon- 
kreten Plänen für eine päpstliche Reform des Theologiestudiums niederschlagen, 
die auch das Bibelinstitut betraf und von diesem auch maßgeblich beeinflusst wur- 
de.'4° Bereits 1924 verfügte der Papst in dem Motu proprio „Bibliorum scientiam“, 
dass in Zukunft die verliehenen akademischen Grade der Bibelkommission wie des 
Bibelinstituts dieselbe rechtliche Anerkennung beanspruchen konnten wie die an- 
deren päpstlichen Abschlüsse in der Theologie oder im Kirchenrecht.'4#7 Nur wer 
einen Abschluss an einer der beiden Einrichtungen vorzuweisen hatte, sollte in Zu- 
kunft eine kirchliche Lehrerlaubnis für die biblischen Fächer erhalten. Die Min- 
destanforderung für spätere Exegesedozenten etwa in Priesterseminaren war das 
Bakkalaureat des Bibelinstituts, das dieses unabhängig von der Bibelkommission 
verleihen durfte.'43 Diese Regelung hatte nur eine begrenzte Wirkung. Deutschland 


144 Vgl. GILBERT, Institut, S. ert, Institutis conlati“ (Pius XI., Motu proprio 
145 Vgl. GILBERT, Institut, S. 63f. „Bibliorum scientiam“ vom 27. April 1924, 
146 Zu den Anfängen der päpstlichen Studienre- EnchB 507). 
form der späten 1920er Jahre vgl. UNTERBUR- 148 „Nullus item Sacrarum Litterarum disci- 
GER, Lehramt, S. 371-385. plinae in Seminariis tradendae doctor esto, 
147 „Gradus academici, apud Commissionem nisi, confecto peculiari eiusdem disciplinae 
Biblicam vel Institutum Biblicum, facto sci- curriculo, gradus academicos apud Commis- 
entiae periculo, impetrati, eadem pariant sionem Biblicam vel Institutum Biblicum 
iura eosdemque canonicos effectus, ad gra- adeptus legitime sit. Volumus autem ut bac- 
dus in sacra theologia vel in iure canonico a calaurei titulus iis ab Instituto Biblico tribu- 
quibusvis Pontificiis Athenaeis et Catholicis tus, qui ibidem primum alterumque curriculi 
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blieb hier ein Sonderfall, da hier die Mehrzahl der theologischen Fakultäten Teil 
staatlicher Universitäten waren, wo derartige Regelungen niemals durchsetzbar ge- 
wesen wären, zumal die deutsche Habilitation als Voraussetzung für eine Professur 
sämtliche römischen Abschlüsse bei weitem übertraf.'#° Die Promotion zum Dok- 
tor der Bibelwissenschaften blieb aber der Bibelkommission vorbehalten, auch 
wenn mittlerweile die Anforderungen des Bibelinstituts bereits für das Lizenziat 
den Voraussetzungen entsprachen, die die Bibelkommission für ein Doktorat ver- 
anschlagte. Der Papst ermahnte zugleich sämtliche Bischöfe und Ordensoberen, 
einige ihrer angehenden Theologen bereitwillig zum Studium am Bibelinstitut zu 
entsenden. Damit war das Institut trotz fehlender vollumfänglicher Prüfungsbe- 
rechtigung als päpstliche Hochschule etabliert, was sich auch an den Studierenden- 
zahlen bemerkbar machte: im darauffolgenden Studienjahr 1924/1925 — Beas ers- 
tem als Professor in Rom - stieg die Zahl der Eingeschriebenen von 46 auf immer- 
hin 76 Studierende an.'5° 


II. „Lehrer der künftigen Lehrer in der ganzen Wielt"? — 
Beas Berufung als Professor an das Bibelinstitut und Weg 
zum Rektorat 


Als Augustin Bea im Oktober 1924 in Rom ankam, übernahm er die Leitung des 
sogenannten Bienniums, des theologischen Aufbaustudiums für Jesuiten, die für 
eine professorale Karriere vorgesehen waren. Bereits im Zuge der 37. Generalkon- 
gregation der Jesuiten 1923, die unter dem Thema der ordensinternen Umsetzung 
des 1917 promulgierten CIC stand, hatten die Debatten einer Reform des Studien- 
wesens großen Raum eingenommen. Das jesuitische Studienprogramm in Rom 
und andernorts entsprach weitgehend noch der Ratio Studiorum des 16. Jahrhun- 
derts mit einigen Modifikationen aus der Zeit der Wiedergründung des Ordens 
1814. Die Diskussionen bei der Generalkongregation zeigten dessen Reformbe- 
dürftigkeit, die besonders auch Bea als Provinzial der Oberdeutschen Ordenspro- 
vinz angesprochen hatte. 152 Der Ordensgeneral Ledóchowski berief Bea deshalb 
zur Umsetzung der geplanten Studienreform nach Rom. Dies teilte der Pater Gene- 
ral dem Provinzial bereits im Februar 1924 in einem vertraulichen Schreiben mit, 
in dem er die zukünftigen Aufgaben skizzierte.'53 Bea sollte neben der Leitung des 


annum - graviores nempe doctrinas percipi- 153 „Postquam cum Praeposito Provinciae Ro- 


endo - peregerint, satis sit [...] ad rem bibli- 
cam docendam [...] tamen iure eos anteferen- 
di, qui licentia laureave aucti sint“ (vgl. ebd., 
EnchB 509). 


manae denuo locutus sum, R.V. certiorem 
reddo rem de qua iam egimus nunc esse deci- 
sam. Velim enim R.V.ae inde a proximo anno 
scholari id munus comittere, ut institutum 


149 Vgl. UNTERBURGER, Lehramt, S. 345f. biennii ordinet iuvenesque Patres qui cursui 
150 GILBERT, Institut, S. 66. magisterii vacant dirigat ac simul theologiam 
rer Bea an Ledóchowski, 2. Mai 1924, ADPS], biblicam doceat loco R.V.is Rabeneck, qui 


152 


Abt. 47 - 1009, Nza Ordner 27a, Nr. 66. 
Vgl. SCHMIDT, Kardinal, S. 88. 


proinde in Provinciam redire poterit [...] Por- 
ro sufficit, ut R.V. post expletum Provinciala- 
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Bienniums am Collegio San Bellarmino den biblisch-theologischen Unterricht für 
die dortigen Studierenden von seinem Mitbruder Johannes Baptist Rabeneck 
(1874-1960) übernehmen, den die Ordensleitung zurück in seine Heimatprovinz 
schicken wollte. Neben dieser Hauptaufgabe für das philosophisch-theologische 
Biennium war auf Wunsch des Ordensgenerals Ledöchowski zugleich eine Lehr- 
tätigkeit für biblische Theologie an der Gregoriana und für die Einleitung in das 
Alte Testament am Bibelinstitut vorgesehen.'5+ Bea zögerte nicht lange und ant- 
wortete gut eine Woche später: 


„Die zwei Wochenstunden ‚Introductio specialis in V.T.‘ glaube ich neben der Arbeit 
für das Biennium übernehmen zu können. Ich habe zweimal die ganze ‚Introductio 
specialis‘ durchdoziert und mich in den Stoff eingearbeitet, dass ich bei einiger Vor- 
bereitung hoffe, auch für das Bibelinstitut dozieren zu können. Allerdings sind gera- 
de die Fragen der speziellen Einleitung z[ur] Z[eit] ausserordentlich schwierig und 
heikel, und ich muss es als Beweis grossen Vertrauens auffassen, wenn Ew. Paternität 
mir diese Professur anvertrauen wollen [...] Schon in Valkenburg hatte ich das Prin- 
zip, meinen Hörern keine wichtigere moderne Schwierigkeit zu verheimlichen, ande- 
rerseits aber die Lösung immer unter sorgfältigster Abwägung aller Faktoren und in 
treuester Anlehnung an die Tradition und an das kirchliche Lehramt zu geben. Ich 
glaube wahrgenommen zu haben, dass die Hörer auf diese Weise eine gewisse Ruhe 
und Sicherheit, wie sie nur die Wahrheit mit sich bringt, erhalten haben. In diesem 
Geiste würde ich auch meine Vorlesung am Bibelinstitut auffassen und übernehmen, 
erfüllt von dem Bewusstsein, wie verantwortungsvoll es ist, Lehrer der künftigen 
Lehrer in der ganzen Welt zu sein.“ 55 


Das Vertrauen Ledöchowskis, von dem im Schreiben die Rede ist, genoss Bea in 
besonderer Weise, entsprach doch die programmatische Einlassung aus dem Ant- 
wortschreiben exakt der Vorstellung seines Ordensoberen von katholischer Theo- 
logie.'5° Die gute Verbindung wird auch daran ersichtlich, dass der P. General den 
deutschen Jesuiten bereits vor seiner Ankunft in Rom um seine Einschätzung zur 
Personalie Rabeneck gebeten hatte.'5”7 Ledóchowski erwog als Alternative zur 


tus triennium, circa medium mensem octo- nicht zu viel ist, könnten Sie in einem Semes- 
brem, in Urbem veniat; de suo autem in re- ter die Vorträge für das Bibelinstitut u. im 
genda Provincia successore iam nunc cogitare anderen Semester für die Biennisten halten. 
velit. Patet rem interim omnino tacendam Bitte, sich die Sache zu überlegen u[nd] mir 
esse“ (Ledóchowski an Bea, 13. Februar dann bald zu antworten“ (Ledóchowski an 
1924, ARSI, Germ. Sup. 1006, Praep. Prov. Bea, 21.April 1924, ARSI, Germ. Sup. 1006, 
1924, fol. 108). Praep. Prov. 1924, fol. 114f.). 

154 „Wir brauchen im Bibelinstitut einen neuen ` tes Bea an Ledóchowski, 2. Mai 1924, ADPS], 
Professor für die ‚Introductio specialis in Abt. 47 - 1009, Nza Ordner Nr. 27a, Nr. 66. 
V.T. da P. Murillo schon zu alt wird. Die 156 Vgl. SCHATZ, Geschichte der deutschen Jesui- 
Vorträge dauern durch ein Semester 3 Stun- ten, Bd. 3, S. 2. 
den per Woche. P. Fernandez wäre sehr 157 „Nun noch eine ganz vertrauliche Anfrage: 
glücklich, wenn Hochw[ürden] dies über- wir brauchen für das Bibelinstitut einen Pro- 
nehmen könnten und ich auch würde dies im fessor für die dogmatischen Traktate der 
Interesse des Bibelinstitutes, welchem der Skripturistik ulnd] da dachten einige an P. 
Heilige Vater eine noch größere Bedeutung Rabeneck. Glauben Hochwlürden], daß er in 
für die Kirche geben will, von ganzem Her- diesen heiklen Fragen der Inerrantia [Sacrae 
zen begrüßen. Wenn es für Hochwlürden] Scripturae] und anderen dergleichen, ganz 
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Rückkehr Rabenecks nach Deutschland ihn als Professor ans Bibelinstitut zu beru- 
fen. Der Dogmatiker sollte dort die Vorlesung zur Inspirationslehre und zur bibli- 
schen Hermeneutik übernehmen. Bea lobte Rabeneck zwar aufgrund seiner gesun- 
den Lehre, ging dann aber auf Abstand und gab zu bedenken: 


„Eine andere Frage ist allerdings, ob [Rabeneck] die notwendige Kenntnis besonders 
der Schwierigkeiten und Fragen des Alten Testaments hat, um diese Traktate für die 
Hörer nützlich und praktisch geben zu können. Wenn dies nicht der Fall ist, greifen 
die Exegese und die dogmatischen Traktate nicht richtig ineinander ein und die Hö- 
rer sind trotz all der Vorlesungen nicht imstande, sich ein richtiges Urteil zu bilden 
[...] Gerade für die Biennisten und Bibliker aber halte ich es für wichtig, dass sie Leh- 
rer haben, die ihnen Freude und Begeisterung für ihr Fach zu geben wissen "77? 


Ledöchowski nahm offensichtlich Beas Einschätzung zum Anlass, Rabeneck zu- 
rück in die Niederdeutsche Ordensprovinz zu schicken. Ob bereits zu diesem Zeit- 
punkt erwogen wurde, die genannte Vorlesung Bea zu übergeben, die später über 
Jahrzehnte zu seinen Spezialdisziplinen gehörte, kann anhand des Archivmaterials 
nicht zweifelsfrei rekonstruiert werden. Zumindest ist aber auffällig, dass Bea 
durch eine klare und wenig schmeichelhafte Einlassung über einen Mitbruder bei 
seinem Ordensoberen bereits Personalpolitik für das Bibelinstitut betrieb, als er 
diesem formal noch gar nicht angehörte. Wie das Beispiel zeigt, war die Verbin- 
dung Beas zu seinem Ordensoberen von elementarer Bedeutung für den Neuanfang 
in Rom und das Vorankommen an der neuen Wirkungsstätte. Deshalb wird hier 
erstmals auf das Aktenmaterial und die Korrespondenz zurückgegriffen, die im 
Römischen Archiv der Gesellschaft Jesu verwahrt ist. Hinzu kommen Dokumente 
aus dem Privatnachlass Beas (ADPSJ), dem Archiv des Bibelinstituts (APIBR) und 
dem Archiv der Glaubenskongregation (ACDF), die ebenfalls in der bisherigen For- 
schung nicht untersucht wurden. Dadurch wird der Gestaltungswille Beas im Um- 
feld des Instituts und sein Interagieren mit der Ordensleitung im Hintergrund sicht- 
bar. Beide Faktoren wirkten sich schließlich auf die tägliche Arbeit und das institu- 
tionelle Erscheinungsbild des Biblicums aus. 

Als Bea im Spätsommer 1924 in Rom ankam, war die personelle Lage am Insti- 
tut ohnedies angespannt. Gilbert übergeht in seiner Institutsgeschichte die Span- 
nungen des Jahres und spricht lapidar von einem Wechsel an der Spitze: auf Andres 
Fernandez folgte im Juli 1924 John O’Rourke als dritter Rektor des Biblicums."5? 
Dahinter verbarg sich allerdings ein Richtungsstreit, der Parteiungen im Professo- 
rium erkennen ließ und in gewisser Weise einen Generationenkonflikt darstellte. 
Antipoden waren hier der amtierende Rektor Fernandez und sein Vorgänger Fonck. 
Fernandez’ Leitung des Instituts wurde seit 1923 zusehends in Frage gestellt. Bei 


zuverlässig wäre ulnd] zugleich die Vorlesun- Germ. Sup. 1006, Praep. Prov. 1924, fol. 
gen zu Nutzen und zur Zufriedenheit der Zu- 115). 

hörer halten könnte? Wenn nicht könnten 158 Bea an Ledóchowski, 2. Mai 1924, ADPS], 
Sie mir einen entsprechenden vorschlagen?“ Abt. 47 - 1009, Nza Ordner Nr. 27a, Nr. 66. 


(Ledóchowski an Bea, 21. April 1924, ARSI, 159 Vgl. GILBERT, Institut, S. 66. 
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der Ordensleitung waren Beschwerden eingegangen, weil denunziationsfreudige 
deutsche Studierende in ihrer Heimat berichtet hatten, Fernandez habe in der Vor- 
lesung modernistische Ansichten vertreten, indem er die Methode der Gattungs- 
kritik als nützlich etwa für die Auslegung der Bücher Esther, Tobit und Judith be- 
zeichnet hatte. Fin nicht näher genanntes deutsches Ordinariat hatte deshalb Kon- 
takt zu Fonck aufgenommen. Ledöchowski stellte beide Patres zur Rede und 
verlangte einen Bericht. Fonck schickte Anfang März 1924 eine italienische und 
eine deutsche Fassung seiner Sicht der Dinge, die in gewohnter Weise polemisch 
ausfiel. Er habe zwar die Studierenden beruhigt und öffentlich keine voreiligen 
Schlüsse gezogen, sei aber doch der Ansicht, dass der Ruf des Rektors beschädigt 
und derjenige des Instituts in Gefahr sei: 


„[S]o bleibt doch noch genug übrig, um dem Bibelinstitut die allergrössten Nachtei- 
le zu bereiten. Es sollte nach der Absicht des Stifters und nach den Worten des Grün- 
dungsschreibens das feste Bollwerk für die Verteidigung der kirchlichen Lehre über 
die Heilige Schrift und der kirchlichen Erklärung der Heiligen Bücher sein. Und nun 
wird die Autorität des Rektors schon ausgespielt zur Stütze der allerliberalsten An- 
schauungen gegen die kirchliche Autorität! [...] und wenn der Rekurs an das Heili- 
ge Offizium gelangt, wird der Tanz erst recht beginnen.“!°° 


Fonck nutzte den Vorfall gnadenlos, um die ganz großen Geschütze aufzufahren. 
Er betonte weiter, dass die Entgleisung von Fernandez allerdings nicht verwunder- 
lich sei, habe dieser doch bei dem französischen Jesuiten Albert Condamin seine 
Ausbildung gemacht, der mit der ordensinternen Zensur zur rechten Zeit Probleme 
hatte und noch dazu ein Vertrauter Lagranges war. Zudem habe der Exeget und 
derzeitige Provinzial der italienischen Ordensprovinz, Giuseppe Filograssi, den 
Fonck ebenfalls des Modernismus verdächtigte, Fernandez gedeckt: 


„Ich kann auch nicht das Bedenken unterdrücken, wie wir im Bibelinstitut jetzt bei 
solchen grundlegenden Fragen uns mit Vertrauen an R. P. Filograssi wenden sollen, 
der selbst in diesen Fragen nicht offen und klar den konservativen Standpunkt fest- 
gehalten hat |[...] Leider ist dies auch in römischen Kreisen durch mehr oder weniger 
freundlich gesinnte Leute genügend verbreitet worden "71 


Fernandez versuchte hingegen den massiven Anschuldigungen durch fachliche Ar- 
gumente zu begegnen. Er habe schließlich nur der Tatsache Rechnung getragen, 
dass es in der Bibel unterschiedliche Textgattungen gab, womit noch nichts über 
die Irrtumslosigkeit der Schrift gesagt war, an der er selbstverständlich festhielt. 
Auch die Dekrete der Bibelkommission hatten eine Analyse der literarischen Gat- 
tungen nicht ausgeschlossen. Und selbst wenn eine genauere Gattungsforschung 
Beweise dafür liefern würde, dass einzelne biblische Bücher nicht die Absicht 
hatten, historische Freignisse detailgetreu zu berichten, seien die Direktiven des 


160 Fonck an Ledóchowski, 4. März 1924, ARSI, x6r Ebd. 
PIB 1002 II, Ex Officio, 1924, Nr. 9. 
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Lehramts nicht tangiert.'°* Ledóchowski belief es bei einer Ermahnung, nachdem 
er zusätzlich die Einschätzung des Valkenburger Dogmatikers Christian Pesch ein- 
geholt hatte, und verlängerte sogar die Amtszeit von Fernandez 293 Allerdings hat- 
te der Vorfall Foncks antimodernistischen Kampfgeist geweckt, weshalb dieser die 
Arbeit des Rektors systematisch torpedierte. Besonders konfliktreich waren die 
Redaktionssitzungen für die neu ins Leben gerufene Lehrbuchreihe „Institutiones 
biblicae“. Diese sollte ein rechtgläubiger Ersatz für das 1923 verurteilte, weltweit 
aber stark rezipierte „Manuel Biblique“ sein. Das Mobbing Foncks und seiner Ver- 
trauten führte schließlich so weit, dass Fernandez im Oktober 1924 den Ordens- 
general um die Entbindung von allen Leitungsämtern bat.'°+ Ledóchowski akzep- 
tierte den Schritt von Fernandez, entlief ihn aber nur aus der Position des Rektors, 
die Redaktion für die „Institutiones“ sollte er vorerst weiterführen, was Fernandez 
zähneknirschend akzeptierte.'°5 Da beide Konfliktparteien letztlich im Kollegium 
verblieben, schwelte die Auseinandersetzung weiter. 


1. Weichenstellungen während des Rektorats O’Rourke - Das Ringen 
mit der Bibelkommission um das Promotionsrecht (T924-1928) 


Als Fernandez’ Nachfolger wurde der US-Amerikaner John O’Rourke ernannt, der 
seit 1913 am Bibelinstitut unterrichtete. O’Rourke nahm sein Rektorat zum Studi- 
enjahr 1924/1925 und damit fast zeitgleich mit Beas Amtsantritt als außerordent- 
lichem Professor am Biblicum auf. Der Amerikaner führte Foncks Projekt der Er- 
richtung einer Außenstelle des Instituts in Jerusalem fort, da sich die Voraussetzun- 
gen in Palästina geändert hatten und sich mit der britischen Mandatsregierung 
leichter verhandeln ließ. Ein weiterer nicht gänzlich geklärter Punkt war erneut die 


162 „La ragione è perche un tal genere letterario April 1924, ARSI, PIB r002 II, Ex Officio, 
legitimo non contiene alcun errore, e per 1924, Nr. 13). 
conseguenza è perfettamente compatibile 164 „[...] che il P. Fonck disse a V.P. certamente 
con la divina ispirazione. Del resto una tale Pavra detto anche ad altri: ora, bene che sia 
possibilità suppone la Commissione Biblica Preside dell’ Istituto Biblico uno, al quale non 
nel decreto [...] Ma se con solidi argomenti si pochi, dando fede alle asserzioni di un pro- 
prova che l’agiografo non volle dare una sto- fessore dello stesso Istituto, terranno come 
ria propriamente detta, ma piutosto un’alle- poco sano nel suo indirizzo, forse anche libe- 
goria, una parabola, insomma un raconto ralizzante; poiché questo e più è possibile che 
non storico; allora si puo rispondere di sì. abbia detto il P. Fonck? E poi [...] è certo che 
Dunque un genere letterario legitimo non in tali condizioni io non mi sento più la forza 
storico non si deve rigettare a priori in modo morale ne per continuare ad essere Preside, 
assoluto, ma si deve esaminare ogni caso in ne per portare avanti il Manuale“ (Fernandez 
particolare“ (Fernandez an Ledóchowski, an Ledóchowski, 4. Juli 1924, ARSI, PIB 
17. März 1924, ARSI, PIB 1002 II, Ex Offi- 1002 II, Ex Officio, 1924, Nr. 27). 
cio, 1924, Nr. 7). 165 Der scheidende Rektor schrieb noch zu Jah- 

163 Vgl. Fernandez an Ledöchowski, 4. Juli resende von der Last, die die Aufgabe für ihn 
1924, ARSI, PIB r002 II, Ex Officio, 1924, weiterhin darstellte: „mi sento sempre prop- 
Nr. 27. Pesch hielt Fernandez’ Position für rio incapace |[...] mi trovo come paralizzato“ 
wenig anstößig und riet dem Ordensoberen (Fernandez an Ledóchowski, 29. Dezember 
ab, in der Angelegenheit weitere Schritte ein- 1924, ARSI, PIB r002 II, Ex Officio, 1924, 
zuleiten (vgl. Pesch an Ledóchowski, 29. Nr. 36). 
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Frage der akademischen Grade. Das Ungleichgewicht bestand immer noch: die 
Studierenden des Instituts mussten mehr leisten für den Abschluss des dreijährigen 
Studiums als die Absolventen anderer Einrichtungen, die sich ebenfalls für das 
Examen bei der Bibelkommission vorbereiteten, erhielten dafür aber lediglich ein 
Lizenziat.'°° Diese Unverhältnismäßigkeit sorgte weiterhin für großen Unmut bei 
den Professoren. Das verstärkte sich noch, als im Oktober 1926 die Bibelkommis- 
sion einen Entwurf für eine Neuregelung der Studienvoraussetzungen am Bibelin- 
stitut vorlegte. Ohne vorherige Absprache hatte der Kommissionssekretär Frey im 
Auftrag des Vorsitzenden Kardinals Willem van Rossum dem Rektor den Entwurf 
zugeschickt. Dieser sah vor, dass nur die Studierenden am Bibelinstitut studieren 
durften, die einen Abschluss in Philosophie und Theologie an einer päpstlichen 
Hochschule vorweisen konnten. Wer diese Voraussetzungen nicht erfüllte, sollte 
ein mündliches Examen bei der Kommission ablegen, um seine Kenntnisse in der 
Dogmatik unter Beweis zu stellen, und nötigenfalls in Rom gewisse Lehrveranstal- 
tungen nachholen. Die Maßnahmen trafen nicht die Alumni, die bereits vorher ei- 
nen ähnlichen Nachweis hatten erbringen müssen, waren ihre angestrebten Stu- 
dienabschlüsse ohnehin Lizenziat oder Doktorat. Deutlich unangenehmer wurde 
es für die „Auditores“ und „Hospites“, für die jeweils abgestufte Zugangsvoraus- 
setzungen bestanden. So konnten sich etwa bereits Theologiestudierende der Gre- 
goriana für einzelne Lehrveranstaltungen am Biblicum als „Hospites“ einschrei- 
ben. Insgesamt hätten die Maßnahmen für viele Studierenden eine erneute Ver- 
längerung der Studienzeit bedeutet. Da „Auditores“ und „Hospites“ zusammen 
ungefähr die Hälfte der Studierenden ausmachten, waren allzu strenge Zugangs- 
voraussetzungen zum Aufbaustudium in den Bibelwissenschaften für das Bibel- 
institut existenzgefährdend. Das Professorium erachtete diese neuen Bedingungen 
deshalb vor allem als Affront gegen das Institut, das bisher selbst die Zugangsvor- 
aussetzungen festgelegt hatte. 

Die Bibelkommission, deren Aktivität Pius XI. bereits stark eingeschränkt hatte, 
indem er ihre weitreichenden Kompetenzen auf dem Gebiet der kirchlichen Buch- 
zensur beschnitten hatte, versuchte zumindest ihr verbliebenes Arbeitsfeld zu be- 
haupten. Die Kardinäle wollten die Unterordnung des Bibelinstituts unter ihr 
Gremium anscheinend durch weitere Hürden zementieren. Die Professoren, allen 
voran O’Rourke und Vaccari, erarbeiteten eine Entgegnung, in der sie die proble- 
matischen und inakzeptablen Aspekte benannten. Die Kommission gab an, die ent- 
sprechenden Anmerkungen berücksichtigen zu wollen, rückte aber insgesamt nicht 
von ihrem Vorhaben ab. Sie verabschiedete schließlich am 26. Februar 1927 eine 
offizielle Erklärung, die das Bibelinstitut nicht zufrieden stellte.'°7 Zwar wurde 
nun auch berücksichtigt, dass Abschlüsse aller päpstlich anerkannten Hochschulen 
akzeptiert werden sollten, aber die Grundtendenz blieb bestehen. Entsprach der 
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erworbene Abschluss nicht einem der päpstlich anerkannten akademischen Grade, 
musste der betreffende Kandidat zwei Jahre philosophisches und theologisches 
Studium nachholen, unabhängig davon, ob er nun ein Bakkalaureat, Lizenziat 
oder Doktorat in den Bibelwissenschaften anstrebte.'°® 

Daraufhin intervenierte O’Rourke bei Pius XI., der dem Rektor die Möglichkeit 
einräumte, seine Bedenken in einem Bericht schriftlich zu äußern. Bereits Ende 
März hatten die Professoren, darunter auch Bea, der im November 1926 zum or- 
dentlichen Professor ernannt worden war,'°% ein Dossier erarbeitet, in dem die 
Hauptkritikpunkte am Vorgehen der Bibelkommission aufgeführt waren. Zu- 
nächst stellten die Vertreter des Instituts klar: während die Bibelkommission die 
Lizenziatsprüfungen für die Angehörigen anderer Hochschulen bereits nach dem 
Abschluss des Theologiestudiums anbot, mussten die Alumni des Bibelinstituts da- 
für drei Jahre studieren. Gleiches galt für den Doktor: die Prüfung konnte bei der 
Kommission bereits zwei Jahre nach dem Abschluss des Theologiestudiums ge- 
macht werden, während die Absolventen des Instituts nach dem Lizenziat noch 
weitere zwei Jahre studieren mussten. Ein ähnliches Ungleichgewicht bestand auch 
beim Prüfungsstoff. Wurde den regulären Kandidaten der Bibelkommission ledig- 
lich sechs Themen abverlangt, mussten die Alumnen des Instituts den gesamten 
Stoff des dreijährigen Studienverlaufs, eine dritte orientalische Sprache neben He- 
bräisch und Aramäisch und ihre abgefasste Dissertation parat haben, um bestehen 
zu können. Daraus ergab sich ein starkes Gefälle. Der Papst unternahm in der An- 
gelegenheit vorerst nichts. Erst als der Ordensgeneral der Jesuiten in einer Audienz 
im Frühjahr 1928 erneut das Thema ansprach, forderte Pius XI. eine detaillierte 
Einschätzung der Ordensleitung an, die Ledóchowski zügig erarbeiten ließ. Grund- 
lage dafür bildete ein langer Bericht, den Bea erarbeitete und der auch seine Ein- 
drücke von verschiedenen europäischen Hochschulen widerspiegelte, die er im 
Laufe des Vorjahres besucht hatte.'7° Hinzu kam auch eine Denkschrift O’Rourkes 
aus demselben Jahr, die die Prüfungssituation bei der Bibelkommission zum The- 
ma hatte. Auch für seinen unmittelbaren Vorgesetzten war Bea als Informant tätig 
gewesen. Er hatte O’Rourke als Augenzeuge vom Vorgehen der Kommission bei 
der Doktorprüfung berichtet. Diese gleiche eher einem Verhör beim Heiligen Offi- 
zium als einer exegetischen Fachprüfung, denn Hauptgegenstand sei die Recht- 
gläubigkeit des Prüflings, nicht sein wissenschaftliches Können: 
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contendere ii soli possunt: 1. qui, expleto bi- 
ennio philosophico, in aliqua Universitate 
aut Athenaeo a Sancta Sede adprobato cur- 
sum theologicum ad normam can. 1365 vel 
589 regulariter peregerunt et ibidem lauream 
in sacra theologia legitime adepti sunt; 

2. vel qui, studiis iuxta praescriptiones iuris 
peractis in Instituto cui non est facultas apos- 
tolica concedendi lauream, per duos saltem 
annos in aliqua Universitate aut Athenaeo a 


prosecuti, doctores in sacra theologia ibidem 
renuntiati sunt“ (ebd.). 


169 Van Rossum an Ledóchowski, 6. November 


1926, ARSI, Santa Sede, Congregazioni Ro- 
mane, 1016, Fasc. 2: Commissio Biblica, 
Nr. 2. 
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ARSI, PIB roo2 IX, Particulares, 1926- 
1927, Nr. I1. 
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„Das Examen bei der Kommission ist vor allem ein Theologieexamen, wie mir P. Bea 
und andere, die dort zugegen waren, versichert haben. Die exegetische Arbeit über 
viele Monate, das Studium der Texte und die Erforschung, mit der gravierende mo- 
derne Schwierigkeiten angepackt werden, ist für die Katz, was die Examensvorberei- 
tung betrifft. Der Grund, aus dem das Bibelinstitut gegründet wurde, besteht nicht 
nur darin, zu zeigen, was die Tradition der Kirche ist, sondern besonders sichtbar zu 
machen, dass die modernen Schwierigkeiten die ununterbrochene Lehre der Traditi- 
on nicht zerstören. Die Kommission scheint eher eine Art Inquisition zu sein, die von 
der Annahme ausgeht, dass der Prüfling nicht rechtgläubig ist [...] Wir vom Institut, 
die wir unsere Alumnen kennen, gehen dergestalt vor, dass wir voraussetzen, dass 
der Prüfling rechtgläubig ist und dass er das Thema abgeleitet aus der Tradition und 
der Autorität der Heiligen Väter darlegt; aber wir bestehen darauf zu zeigen, wie er 
in der Ausführung seiner und unserer Lehrmeinung dem Angriff, der von den mo- 
dernen Häretikern ausgeht, standhält.“ 171 


In der Denkschrift Ledöchowskis für den Papst wurden indes die genannten Kri- 
tikpunkte erneuert, zugleich schlug der Ordensgeneral, der die Anregungen Beas 
und O’Rourkes aufgriff, erstmals vor, auch dem Institut das Promotionsrecht zuzu- 
gestehen, oder falls dies nicht umsetzbar wäre, die Bibelkommission anzuhalten, 
für vergleichbare Regelungen zu sorgen. Außerdem sollte die bestehende Überord- 
nung der Kommission nicht zur Demütigung des Instituts führen, so der Entwurf 
des Pater General. Pius XI. ließ sich auf den Vorschlag ein und entschied sich für ein 
gesichtswahrendes päpstliches Schreiben, das den drei jesuitischen Hochschulen 
Roms einige Privilegien zugestand. Gemeint waren die Gregoriana, das Orientali- 
sche Institut und das Bibelinstitut. Damit sollten die beiden letzteren der Gregoria- 
na in ihren Rechten gleichgestellt werden, und es sollte der Eindruck vermieden 
werden, der Papst entscheide nun explizit gegen die Bestimmungen der Bibelkom- 
mission aus dem Vorjahr. Den Entwurf dazu lieferte ebenfalls Ledöchowski. 

In dem Motu proprio „Quod maxime“ vom 30. September 1928 wurde den drei 
wissenschaftlichen Einrichtungen das Recht gewährt sämtliche akademischen Gra- 
de zu verleihen, das Promotionsrecht eingeschlossen.'7? Mit diesem Schritt war das 
Bibelinstitut nach fast zwanzigjährigem Bestehen juristisch und organisatorisch von 


171 „L’esame della Commissione e avanti tutto dosso |[...] Noi dell’istituto che conosciamo i 


un esame di teologia, come il P. Bea ed altri 
che soni stati presenti mi hanno assicurato. Il 
lavoro esegetico di molti mesi, lo studio dei 
testi e indagine con cui si sono affrontate 
serie difficoltà moderne, tutto viene ad essere 
fatica sprecata in quanto è preparazione di 
esame. La ragione per la quale fu fondato PI- 
stituto Biblico non e solo di mostrare quale è 
la tradizione della chiesa, ma specialmente 
per far vedere che le difficoltà moderne non 
distruggono la dottrina contenuta nella tra- 
dizione. La Commissione ha laria d’essere 
piutosto una inquisizione che prende le mos- 
se dal supporre che il difendente non e orto- 


nostri alunni, abbiamo questo procedimento, 
che presupponiamo che il difendente è orto- 
dosso e che amette largomento desunto dalla 
traditione e l’autoritä dei Santo Padri; ma in- 
sistiamo nel far vedere come egli può sostene- 
re l’attacco proveniente dai eretici moderni 
nel incarico della sua e della nostra opinione 
dottrinale“ ([O’Rourke], Relazione alla 
Commissione Biblica, [1927], ARSI, PIB 
1002 IX, Particulares, 1926-1927, Nr. 12. 
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der Bibelkommission abgekoppelt. O’Rourke verhandelte mit dem Präfekten der 
Studienkongregation, Gaetano Bisleti (1856-1937), die notwendigen Detailfragen. 
Im Auftrag des Rektors und in Abstimmung mit der Ordensleitung erstellte Bea den 
entscheidenden Entwurf für eine Neuordnung des Stundenplans für die drei ver- 
schiedenen Abschlüsse. Im Vorfeld war unter den Professoren eine Auseinanderset- 
zung ausgebrochen, da Vaccari und andere befürchteten, durch eine zeitliche Raf- 
fung des Studiums könnte das Niveau der Leistungen sinken. Wie Bea der Ordens- 
leitung im März 1929 mitteilte, war ihm daran gelegen, mit seinem Vorschlag diese 
Befürchtungen zu zerstreuen. So sei lediglich die Verteilung der Lehrveranstaltun- 
gen auf die drei Studienjahre verändert worden, etwa sollten die Biblische Geogra- 
phie und Archäologie bereits im ersten und zweiten Studienjahr angeboten werden, 
damit auch Studierende des Bakkalaureats und des Lizenziats hier umfassend aus- 
gebildet wurden. Außerdem seien sogar noch drei Veranstaltungsformate hinzuge- 
kommen, die es vorher nicht in dieser Form gegeben hatte, nämlich die Geschichte 
des biblischen Kanons, eine Vorlesung zu aktuellen Ausgrabungen in Palästina und 
die Biblische Theologie.'73 Der idealtypische Studienverlauf, der im April 1929 vom 
Papst approbiert wurde, sollte nun folgendermaßen aussehen: Das Bakkalaureat 
sollte bereits nach einem Jahr am Bibelinstitut verliehen werden. Dieses berechtigte 
auch dazu, an Priesterseminaren Exegesedozent sein zu können. Das Lizenziat er- 
hielten die Kandidaten, die das zweite Jahr erfolgreich abschlossen. Für ein Dokto- 
rat war das erfolgreich abgeschlossene dritte Studienjahr nötig sowie eine im vierten 
Jahr am Bibelinstitut abgefasste Dissertation.'7* 


173 „In seguito alla conferenza dell’altro giorno un Istituto come il nostro, specialmente 


mi permetto di proporre a Vostra Paternitä 
alcune altre cose onde Ella possa formarsi 
un giudizio piü completo della situazione 
[...] Secondo l’esposizione del P. Vaccari, po- 
trebbe credersi che il nuovo programma sia 
essenzialmente diverso dall’antico e che se- 
gni un abbassamento nelle esigenze per i gra- 
di. Ora questo non è vero, poiché: I punti nei 
quali il programma antico si distingue dal 
nuovo sono i seguenti: a) L’aggiunta della 
„Storia del Canone‘ (nel primo anno), della 
„Theologia Biblica‘ come obbligatoria nel 2° 
o 3° anno (finora fu data facoltativamente), 
delle ‚Lezioni sui risultati degli scavi più ren- 
centi in Palestina‘ nel 3° anno. La ‚Storia del 
Canone‘ e le ‚Lezioni sugli scavi...‘ si sono 
aggiunte perché si trovano nel programma 
della Commissione Biblica e servono alla 
piena formazione del Dottore di Sacra Scrit- 
tura. La ‚Theologia Biblica‘ si è aggiunta per- 
ché questa è materia importantissima in- 
quanto che espone il contenuto teologico dei 
Libri santi, e non può essere trascurrata in 


oggi, mentre gli sforzi degli avversari sono 
così importanti (,Storia comparata delle reli- 
gioni‘!!). È falso perciò parlare di un abbas- 
samento nelle esigenze per i gradi, mentre è 
vero piuttosto il contrario“ (Bea an Le- 
dóchowski, 20. März 1929, ARSI, PIB 1002 
IV, Ex Officio 1929, Nr. 25). 

b) Il trasferimento di alcune discipline è pre- 
cisamente: della Archeologia e della Geogra- 
fia dal 2° e 3° anno al 1° e 2°, e della Storia del 
Testamento Antico e del Testamento Nuovo 
[sic] dai due ultimi anni ai due primi. La ra- 
gione si è che quelli che lasciano PIstituto 
dopo il 2° anno, devono avere una formazio- 
ne più che sia possibile completa. Oltre a ciò 
le discipline nominate sono scienze ausigliari 
che sono supposte per l’Esegesi e finalmente 
la Commissione Biblica le richiede per l’Esa- 
me di Licenza” (Bea an Ledóchowski, 2o. 
März 1929, ARSI, PIB 1002 IV, Ex Officio 
1929, Nr. 25). 
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2. Dem Heiligen Land näher als je zuvor - Die Errichtung einer 
Niederlassung in Jerusalem 


Bereits im Jahr zuvor war ein anderes langersehntes Projekt Wirklichkeit gewor- 
den. In Jerusalem wurden die Verträge zum Ankauf eines Grundstücks für den Bau 
einer Niederlassung des Instituts in Jerusalem unterschrieben. Die Voraussetzun- 
gen in Palästina waren nach dem Ersten Weltkrieg deutlich günstiger für das Vor- 
haben, das Fonck bereits in den Jahren r911 und 1912 forciert hatte. Die diploma- 
tischen Beziehungen des Heiligen Stuhls zur britischen Besatzungsmacht stellten 
eine gute Verhandlungsbasis dar, auch Ledöchowski war dem Plan nicht derart 
abgeneigt wie sein Vorgänger Wernz. Im Zuge der nach dem Krieg mit gewisser 
Regelmäßigkeit unternommenen Exkursionen von Lehrenden und Studierenden 
des Instituts nach Palästina und in die angrenzenden Länder des Nahen Ostens 
sondierte Alexis Mallon, seit 19ro Professor am Bibelinstitut, die Lage vor Ort. 
1923 stand ein erstes Grundstück innerhalb des Stadtgebiets in Aussicht. Aller- 
dings führten personelle und finanzielle Engpässe zu einer Vertagung der Angele- 
genheit. Erst mit Amtsantritt O’Rourkes änderte sich die Situation. Der Rektor 
vereinbarte mit der Ordensleitung ein gemeinsames Vorgehen zur Finanzierung 
einer Niederlassung innerhalb des Stadtgebiets, die deutlich kleiner ausfiel als 
Fonck noch zehn Jahre zuvor geplant hatte. Als der ehemalige Rektor die aus seiner 
Sicht allzu bescheidenen Pläne seines Nachfolgers nicht akzeptierte, wandte er sich 
direkt an Ledöchowski. Dieser bestellte seinen Assistenten Norbert de Boynes 
(1870-1954) als unabhängigen Gutachter, der ohnehin zu einer Visitation der Or- 
densniederlassungen in den Nahen Osten reisen musste. Nach dessen Rückkehr 
sprach sich die Ordensleitung klar für das realistische Angebot aus, das Mallon 
und O’Rourke erarbeitet hatten. Letzterer nutzte nun Kontakte in seine US-ameri- 
kanische Heimat, um Spenden einzutreiben.'75 1926 konnte schließlich mit dem 
Bau begonnen werden, der Platz für 25 Personen bieten und Studierenden wie Leh- 
renden die Gelegenheit zu Forschungsaufenthalten im Heiligen Land ermöglichen 
sollte.'7° Am ı. Juli 1927 konnte die Gründungskommunität das Gebäude bezie- 
hen, deren Leitung Mallon übertragen wurde. Die gefundene Lösung hatte auch in 
der Außenwirkung Vorteile, da O’Rourke und Ledöchowski nicht den Eindruck 
erwecken wollten, das jesuitische Bibelinstitut wolle in Konkurrenz zur Ecole bib- 
lique, die von Dominikanern geleitet wurde, treten. Gleichwohl war man an der 
Ecole alarmiert. Schließlich hatten Lagrange und seine Mitbrüder nicht vergessen, 
mit welcher Vehemenz Fonck noch ein Jahrzehnt zuvor gegen die Forschungsleistun- 
gen der Ecole biblique angeschrieben hatte. Der erste Rektor des Bibelinstituts hatte 
in den Jahren zort bis 1913 keinen Hehl daraus gemacht, dass seine geplante Nie- 
derlassung in Jerusalem durchaus als Konkurrenz zur dortigen Dominikanerhoch- 
schule verstanden werden sollte. Wenn nun die Jesuiten mit Erfolg ein Grundstück 
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erworben hatten, rührte dies an alte Wunden. In einem Bericht an seinen Or- 
densoberen hielt Lagrange deshalb zu der Außenstelle des Bibelinstituts fest: 


„Diese allgemeinen Prinzipien [der Zusammenarbeit; Anm. M.P.] werden sich nicht 
auf die Situation anwenden lassen, die zur Debatte steht. Zuerst hat die Kampagne, 
die von vielen Mitgliedern der Gesellschaft Jesu gegen die Ecole Biblique und ihre 
Revue [Biblique] geführt wurde, häufig das Vorurteil erzeugt, dass das neue Institut 
die Beschädigung der Ecole Biblique zum Ziel hat [...] Niemand wird verstehen, wa- 
rum der Heilige Stuhl nur den Jesuiten das Privileg der päpstlichen Bibelstudien gab, 
wenn das nur zur Demütigung der Dominikaner dient. Die Dominikaner, die zuerst 
hierhergekommen sind, schienen immer an den Rand gedrängt worden zu sein, und 
wenn sie es durchsetzten, dass sie bleiben konnten, schienen sie in Konkurrenz zum 
Heiligen Stuhl zu stehen, was sie um keinen Preis wollten "7"? 


Mallon und seine Mitbrüder, aber auch die Leitung des römischen Bibelinstituts 
mussten erst Überzeugungsarbeit leisten, bevor an eine Zusammenarbeit vor Ort 
in Jerusalem zu denken war.'7® 


3. Wohin mit dem Gründungsvater? - Die „Causa Fonck“ 


Auch wenn durch die Entscheidung über die akademischen Grade und den erfolg- 
reichen Abschluss des Baus in Jerusalem nach außen hin Klarheit geschaffen war 
und der Lehrbetrieb und der institutionelle Stand des Biblicums als wissenschaftli- 
che Einrichtung konsolidiert war, blieben die internen Querelen. Wie auch das Bei- 
spiel der Niederlassung in Jerusalem zeigt, verfolgte Fonck nach wie vor eigene 
Ambitionen. Der Generationenkonflikt zwischen ihm, der in zelantischem Eifer 
hinter jeder Ecke eine modernistische Unterwanderung der römischen Theologie 
vermutete und mit scharfer Polemik gegen alle Seiten zu Felde zog, und anderen 
Professoren, die solide Wissenschaft freilich unter Berücksichtigung der lehramtli- 
chen Entscheidungen betreiben wollten, ging weiter. Fonck hatte — wie gezeigt - 
keine Scheu, gegen Mitbrüder wie Fernandez und Filograssi vorzugehen, und 
arbeitete auch in anderen Belangen wie der neuen Lehrbuchreihe „Institutiones 
biblicae“ oder in der Redaktion der Zeitschrift „Biblica“ gegen Rektor und Profes- 
sorium. Außerdem kritisierte er in Rezensionen die Bibelkommission und ihren 
Vorsitzenden van Rossum. 1925 rezensierte er etwa einen spanischen Evangelien- 


177 „Ces principes généraux ne sauraient appli- nicains venus les premiers auront toujours 


qués à la situation spéciale en question. 
D’abord la campagne menée par de nom- 
breux membres de la Compagnie de Jésus 
contre l’École Biblique et sa Revue fait naître 
trop souvent ce préjugé que le nouvel Institut 
a pour but le mal fait par l’École Biblique. 
[...] Personne ne comprendera pourquoi le 
S. Siège donnerait aux seules Jésuites le privi- 
lège d’études Bibliques pontificales, si ce mest 
que les Domincains ont démerité. Les Domi- 


Pair d’avoir été mis de coté, et s’ils s’obstient 
à rester, ils auront l’air de faire concurrence 
au S. Siège, ce qu’ils ne veulent à aucun prix“ 
(Lagrange, Bericht „Conventus S. Stephani 
Hierosolimitani“, [1926], AGOP, XI 65800, 
Convento di S. Stefano - Gerusalemme, Anni 
diversi, Documenta di P. Lagrange 1898- 
1938, Fasc. 2, ohne fol.). 
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kommentar, den der niederländische Kardinal ausdrücklich gelobt hatte und der 
auch unter Exegeten großen Anklang gefunden hatte. Für Fonck stellte das Werk 
jedoch eine modernistische Verirrung dar, die von Fehlern strotzte. O’Rourke ver- 
bot seinem Vorvorgänger die Publikation der polemischen Buchbesprechung, um 
einen Eklat zu verhindern. Fonck wandte sich daraufhin an das Heilige Offizium 
und den Papst. Als er keine Antwort erhielt, denunzierte er seinen Neutestament- 
lerkollegen Edmond Power, aber auch Bea, O’Rourke und Vaccari bei der Bibel- 
kommission und warf ihnen vor, sich nicht durchgängig zur Tradition der Kirche 
von der Irrtumslosigkeit der Heiligen Schrift und der Geschichtlichkeit der Evan- 
gelien zu bekennen. Der Sekretär der Bibelkommission übersandte daraufhin eine 
scharfe Ermahnung an die Professoren.'7? Damit war auch im Apostolischen Pa- 
last offenkundig, dass es im Bibelinstitut Streit gab. Pius XI. bestellte deshalb 
O’Rourke zu einer Privataudienz ein, die am 7. Juni 1926 stattfand. Von der Unter- 
redung ist O’Rourkes Bericht an den Pater General erhalten, den er noch am selben 
Tag verfasste.'?° Der Papst betonte im Gespräch sein großes Vertrauen gegenüber 
dem Institut und seinen Professoren, kam dann aber ziemlich schnell auf die „Cau- 
sa Fonck“ zu sprechen. Der Papst zweifelte sowohl an der geistigen Verfassung 
Foncks als auch an der Qualität seiner wissenschaftlichen Publikationen, die doch 
stark nachgelassen hätte. Auch einige Kardinäle, die Fonck angegangen hatte, wa- 
ren ähnlicher Ansicht. Deshalb sprach sich der Papst dafür aus, dass der deutsche 
Jesuit aus dem Amt ausscheiden und in die Heimatprovinz zurückkehren sollte.'®' 
Bildhaft ergänzte der Papst: „Das Heilmittel muss schnell verabreicht werden: der 
Chirurg muss alles amputieren, wo das Leben des Menschen gerettet werden 
kann.“'8? Zugleich ordnete der Papst aber auch an, dass Fernandez ebenfalls ver- 
warnt werden sollte, schließlich tendiere er, abgesehen von Foncks polemischer 
Übertreibung, in der Tat zu modernistischen Positionen, was aber für einen Profes- 
sor am Bibelinstitut ausgeschlossen sein müsse."#3 

Die Umsetzung gestaltete sich für den Rektor etwas schwierig. Mit der Rücken- 
deckung der Ordensleitung wurden Fernandez und Fonck gleichermaßen verwarnt, 
aber Fonck verblieb vorerst am Bibelinstitut, da Ledöchowski erst mit der Österrei- 
chischen Provinz über eine Weiterverwendung Foncks verhandeln wollte. O’Rourke 
fürchtete zudem einen öffentlichen Skandal, der nach der Verwarnung mehrerer 
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180 O’Rourke an Ledóchowski, 7. Juni 1926, discessum Patris Fonck aegre ferant‘“(ebd.). 
ARSI, PIB 1002 III, Ex officio, 1925-1928, 182 „[R]emedium statim ad[hibitum] esse: chi- 
Nr. 8. rurgum omne amputare [debet], ubi vitae 

181 „Sanctitas Sua exigit ut P. Fonck amoveatur hominis consalvendum sit“ (ebd.). 
et in suam provinciam mittatur: Ipse credit 183 „Defendebam orthodoxiam Patris Fernan- 
P.em Fonck non esse omnino mentis corrup- dez, sed Summus Pontifex, dum difficultatem 
tum, mihique descripsit colloquium quod admisit, subsumit Patrem Fernandez propter 
Ipse cum eo habebat; [...]Praeterea Sancto amicitiam cum Buonaiuti fovisse sententiam 
Patri minimi aestimat scientiam Patris Fonck. eorum qui contendebant P. Fernandez esse 
Existimat eum posse libros ‚populares scribe- ‚un po di sinistra‘. S.S. manifestavit se velle 
re, sed vera scientia methodoque scientifica ut P. Fernandez etiam admoneretur“ (ebd.) 


carere: de hac re sibi esse persuasum abhinc 
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Professoren durch die Bibelkommission und den päpstlichen Argwohn gegen Fer- 
nandez dem Ruf des Instituts schaden konnte. Auch die bereits sichtbar gewordene 
Auseinandersetzung mit der Bibelkommission um Zugangsvoraussetzungen und 
Studienabschlüsse könnte eine Rolle dafür gespielt haben, dass in der Causa Fonck 
vorerst nur kleine Schritte unternommen wurden. Zumindest übernahmen Bea 
und Vaccari die Hauptarbeit an den „Institutiones biblicae“ und beschnitten den 
Einfluss Foncks, wenngleich dieser an seinem Band zu den Evangelien weiterarbei- 
tete. Der Rektor entzog Fonck außerdem die Redaktion der Zeitschrift „Biblica“ 
und übergab sie Power. Zu Foncks Unterstützung in der Lehre - so wurde nach 
außen kommuniziert - wurde zudem 1927 der renommierte Valkenburger Neutes- 
tamentler Augustinus Merk (1869-1945) an das Bibelinstitut berufen.'®+ Fonck 
hielt aber weiterhin einzelne Lehrveranstaltungen und verblieb zusehends isoliert 
im Bibelinstitut, was ihn jedoch nicht daran hinderte, bei jeder sich bietenden Ge- 
legenheit gegen die Kollegen zu polemisieren.'35 Der Lehrbuchband, den Fonck 
schließlich zum Jahreswechsel 1928/1929 vorlegte, stieß bei Bea und Vaccari auf 
Ablehnung, weshalb Bea den Mitbruder zur Rede stellte. Bei der abendlichen Re- 
kreation in den Räumen des Instituts, die Professoren und Studierende üblicher- 
weise nach Sprachgruppen getrennt verbrachten,'®° erklärte Fonck Bea seine Ein- 
schätzung. Er wollte die Wahrheit der Evangelien gegen alle Angriffe verteidigen, 
besonders da liberale Kräfte in der Kirche am Werk seien, die bereits Einfluss auf 
den Papst nähmen. Im Zentrum seiner Verschwörungstheorie standen Vertreter 
der Kurie wie der Leiter des Vatikanischen Geheimarchivs Angelo Mercati (1870- 
1955) und der Mitarbeiter der Vatikanischen Bibliothek, Eugene Tisserant, zudem 
der neu berufene Konsultor der Bibelkommission Jacques-Marie Voste OP (1883- 
1949). Diese Mitteilung veranlasste Bea, sich an den Rektor zu wenden. O’Rourke 
schrieb an die Ordensleitung und schilderte die Aussagen Beas 197 Ledóchowski 


184 Vgl. GILBERT, Institut, S. 75. verit. Ubi talis infidelitas erga professores 

185 Im Juni 1927 berichtete O’Rourke dem Or- impune grassatur, vix ulla spes pacis est. Fa- 
densgeneral von einer Prüfung am Biblicum, teor etiam hanc esse unam ex causis propter 
die Anton Deimel abnahm und bei der auch quam non volo aversari revocationi cuiusque 
Vertreter der Bibelkommission anwesend professoris in suam provinciam“ (O’Rourke 
waren. Im Anschluss an die Prüfung be- an Ledöchowski, 29. Juni 1927, ARSI, PIB 
schwerte sich Fonck, was Deimel einfalle, 1002 III, Ex Officio, 1925-1928, Nr. 15). 
nur historische Fragen zu stellen und keine 186 Diesen Hinweis zum Tagesablauf der Studie- 
einzige theologisch-dogmatische. Deshalb renden und Lehrenden am Biblicum verdan- 
sah der Rektor seine Meinung bestätigt, dass ke ich Prof. Dr. Dr. h.c. Norbert Lohfink SJ. 
für den Fall der Versetzung Foncks ein harter 187 „Ut nihil ignoretur hac de re, certiorem de- 
Schlagabtausch bevorstehe: „Timeo tamen, sidero reddere Paternitatem Vestram de col- 
si liceat meam mentem aperire, ne haec con- loquio quod habuit P. Fonck cum P. Bea inter 
ferentia malae interpretationi a Patre Fonck recreandum [...] cum S. Pater iam dixisset 
cum externis colloquente subjiciatur, tam- non esse in Eius mente claudere portam quae 
quam novus triumphus de ceteris professori- adhuc aperta sit: Sanctitatem Suam esse sub- 
bus ab ipso reportatus. Nam etiam his diebus iectam voluntati eorum qui multum apud 
querelas publice in nostra domo coram duo- Eum valent, nempe Don Quentin, Mons. Tis- 
bus patribus Commissionis Biblicae fecit serant, Mons. Mercati et Sua Eminentia Car- 
contra Patrem Deimel quia in aliquo examine dinalis Ehrle: hunc ultimum tamen stare cum 
nihil sacri, omne profani ab alumno postula- aliis solummodo pacis causa: hanc tenden- 
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nahm sich jedoch erst im Sommer 1929 der Affäre an und vereinbarte mit der Hei- 
matprovinz die Abberufung Foncks und dessen Einsatz in der Seelsorge in Öster- 
reich. 197 Fast zeitgleich wurde auch der bei Pius XI. in Misskredit geratene Fernan- 
dez zur Unterstützung Mallons in die Zweigstelle in Jerusalem geschickt. Damit 
hatten Rektor und Ordensleitung die beiden Persönlichkeiten aus dem Institut ent- 
fernt, um die es mehrfach Querelen gegeben hatte. Mit deren Weggang war nur 
noch Anton Deimel aus dem Gründungsprofessorium übrig. Für Papst und Or- 
densgeneral galt weiterhin die antimodernistische Marschroute, was die Abmah- 
nung von Fernandez deutlich macht, andererseits wollte das Institut nun aber nicht 
mehr durch Polemik und Denunziantentum Schlagzeilen machen, wie es zu Foncks 
Führungsstil gehört hatte, sondern durch wissenschaftliche Leistung überzeugen. 
Dafür stand die neue Generation von Professoren, allen voran Augustin Bea. 


4. Zu Höherem berufen — Beas Beitrag zur Studienreform in Orden 
und Weltkirche (1925-1931) 


Bea war bereits 1928 endgültig in die Kommunität des Bibelinstituts übergesiedelt, 
als er von den Aufgaben im Collegio S. Bellarmino, der Ausbildungsstätte für die je- 
suitischen Studierenden des Bienniums, entbunden wurde. Die Reform der ordensin- 
ternen „Kaderschmiede“ für Philosophie- und Theologieprofessoren war zu einem 
Abschluss gekommen und schien nun im Studienalltag zu greifen.'®9 Bea war ohne- 
hin seit 1926 ordentlicher Professor am Bibelinstitut und hielt zudem pro Semester 
drei zusätzliche Vorlesungen an der Gregoriana, eine Tätigkeit, die er bis 1931 beibe- 
hielt. Nach dem Weggang Foncks musste er außerdem neben seinen beiden alttesta- 
mentlichen Lehrveranstaltungen auch noch die Methodik und die Vorlesung zur In- 
spirationslehre übernehmen. Damit kam er in den späten 1920er Jahren im Schnitt 
auf zehn Semesterwochenstunden, die mit Vorlesungen und Seminaren gefüllt 


tiam Sancti Patris ad non urgendam traditio- 
nem etiam apparere ex hoc quod P. Voste 
O.P. nominatus esset Consultor Commissio- 
nis Biblicae, protestationibus P. Frey et 
S. Em. Card. Van Rossum non admissis [...] 
Haec scribo ad Paternitatem Vestram non 
quia ullo modo perturbor, sed solummodo ut 
omnia in hac re molesta Paternitati Vestrae 
patehant. Nihil restat nisi ut adiungam quod 
P. Bea velit ut haec informatio habeatur ut 
confidentialis“ (O’Rourke an Ledóchowski, 
8. Februar 1929, ARSI, PIB 1002 IV, Ex Of- 
ficio, 1929, Nr. 6). 

Da sich die Situation in den kommenden Mo- 
naten nicht veränderte und Fonck seine Ver- 
schwörungstheorien auch nach außen trug, 
schrieb O’Rourke erneut an die Ordenslei- 
tung: „Multi externi credunt spiritum eius 


XI. semper enim vel implicite vel explicite 
monstrat Summum Pontificem tamquam op- 
positum suis Praecedessoribus, et hoc quidem 
in quaestionibus quae secundum eius prin- 
cipia tangunt ipsam fidem. Non solum mihi 
sed etiam aliis dixit S. Patrem esse sub in- 
fluxu aliquorum liberalium, Mons. Mercati, 
Don Quentin et Mons. Tisserand [sic], et 
S. Patrem nihil admissurum esse quod est 
contra hanc scholam liberalem. Haec ultima 
ratio est gravissima. Nam si ii non admittun- 
tur in Institutum ut professores qui nolunt 
accipere responsa Commissionis Biblicae, a 
fortiori ii non debent, meo quidem iudicio, 
retineri qui hoc modo de Vicario Christi 
loquuntur“ (O’Rourke an Ledóchowski, 15. 
Juli 1929, ARSI, PIB 1002 IV, Ex Officio, 
1929, Nr. 19). 


esse spiritum Instituti [...] Scandalum aliis 188 Vgl. GILBERT, Institut, S. 76. 
praebet loquendo de Sua Sanctitate Pio PP. _ 189 Vgl. SCHMIDT, Kardinal, S. 87-90. 
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waren.'9° Hinzu kamen die publizistischen Aufgaben für die Zeitschrift „Biblica“, 
deren Leitung er 1930 von Power übernahm'?', und die Redaktion der Lehrbuchrei- 
he „Institutiones Biblicae“, die er zusammen mit Vaccari verantwortete. 

Die guten Kontakte zu Ledöchowski, die insbesondere zu Beas Berufung nach 
Rom geführt hatten, bestanden auch weiterhin und führten für Bea zu verschiede- 
nen Gutachtertätigkeiten und Visitationsaufträgen. Seit der Generalkongregation 
der Jesuiten von 1923 galt Bea dem Ordensgeneral als Experte für Fragen zum 
Theologiestudium und für Universitätspolitik, was er als Leiter des Bienniums un- 
ter Beweis stellen musste. 

Schon in seinem zweiten Jahr in Rom erhielt er durch Vermittlung Ledöchow- 
skis einen Spezialauftrag. Das Heilige Offizium hatte sich nämlich in einer heiklen 
Mission an den Jesuitengeneral gewandt. Dies lässt sich anhand des Schriftver- 
kehrs zwischen der obersten Glaubensbehörde und der Generalkurie der Jesuiten 
sowie des Briefwechsels zwischen Bea und seinem Ordensoberen gut rekonstruie- 
ren. Pius XI. erwog im Nachgang zu der 1925 erfolgten Indizierung der Werke des 
Breslauer Kirchenhistorikers Joseph Wittig (1879-1949)'9? eine Bestandsaufnah- 
me über die Zustände an den deutschen Theologischen Fakultäten durch einen rö- 
mischen Experten, der die deutschen Verhältnisse gut kannte. Dieser sollte unter 
größter Geheimhaltung die verschiedenen Hochschulen visitieren, vordergründig 
aber den Eindruck erwecken, als wolle er lediglich die deutschen Gepflogenheiten 
in Forschung und Lehre kennenlernen, um diese für eine römische Studienreform 
nutzbar zu machen. 193 Ein Jesuit bot sich nicht nur deshalb an, da der Papst unein- 
geschränktes Vertrauen in den Orden hatte, sondern auch weil der Orden für alle 
Welt offenkundig gerade an einer großangelegten Reform der ordenseigenen Hoch- 
schulen arbeitete. Der Assessor des Heiligen Offiziums, Carlo Perosi (1869-1930), 
kontaktierte daraufhin auf vertraulichem Wege Fonck und bat ihn um die Nen- 
nung möglicher Kandidaten. Dieser schlug Augustin Bea, Hermann van Laak und 
Heinrich Lennerz (1880-1961) vor, favorisierte aber von vornherein Bea. "93 Pius XI. 


190 Vgl. ebd. S. 93f. 
191 Vgl. Collegium Professorum, in: Acta PIB 


vano parecchie Universitä di Germania, fre- 
quentate anche die chierici, ha manifestata 


192 


193 


3/6 (1931), S. 133. 

Vgl. UNTERBURGER, Anti-Integralismus. Eine 
Neubewertung des Verhältnisses Kardinal 
Bertrams zur deutschen Tradition der Uni- 
versitätstheologie, des politischen Katholizis- 
mus und der Eigenverantwortlichkeit der 
Laien, in: SCHARF-WREDE, Thomas (Hg.), 
Adolf Kardinal Bertram (1859-1945). Sein 
Leben und Wirken, Regensburg — Hildes- 
heim 2015, S. 95-116; UNTERBURGER, Lehr- 
amt, $. 292-307. 

„I S. Padre nell’udienza del 23 del mese di 
Luglio 1925 in seguito alla relazione fattagli 
della condanna delle opere del Wittig decre- 
tata dagli Padri nella feria IV antecedente: 
impressionato delle condizioni, in cui si tro- 


Pidea di mandare qualcuno a compiere una 
visita alle varie Universitä tedesche, in modo 
segretissimo, affinché nessuno abbia a so- 
spettare della stessa: E dava l’incarico al sot- 
toscritto di parlare [...] al P. Fonck, per avere 
qualche nome di persone capaci di questo 
incarico. Il sottoscritto il suo mandato: e dal 
P. Fonck ha ricevuto la seguente terna di 
nomi di tre Gesuiti: P. Bea, P. van Laak, P. 
Lennerz coll’indicazione che il primo sarebbe 
il più indicato. — Fatta relazione di tutta al 
S. Padre nell’udienza del 30 Luglio, il S. Pa- 
dre si fermava sul P. Bea ed incaricava di nuo- 
vo il sottoscritto di proferire all’uopo col P. 
Generale dei Gesuiti“ (Perosi, Promemoria, 
ACDF, SO RV 1925, Nr. 26, fol. zr). 
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folgte der Einschätzung Foncks und ließ dem Pater General die Pläne mitteilen. Le- 
döchowski setzte daraufhin Bea in Kenntnis und meldete Perosi dessen Bereit- 
schaft mit einer Einschränkung. Der Besuch war während der Sommerferien un- 
möglich durchzuführen, da kein Unterrichtsbetrieb stattfand und der Besuch zu 
auffällig wäre. Der Ordensgeneral sprach sich daher für den Beginn des neuen Stu- 
dienjahrs im Oktober aus. Bea konnte die Reise ausweiten und auch an die Univer- 
sitäten in Paris und Löwen geschickt werden, um ein Gesamtbild zur europäischen 
Universitätstheologie einzuholen.'95 Pius XI. goutierte das geplante Vorgehen und 
überließ Ledöchowski die genaueren Vorbereitungen. 

Offensichtlich kam es zu einer Verzögerung der Reise, da Bea sich im November 
1925 mit einem Schreiben an Ledöchowski wandte, um die konkrete Reiseplanung 
zu erörtern. Für die Reise schlug Bea den Zeitraum zwischen den Weihnachtsferien 
und dem Semesterende Anfang März 1926 vor, nach Ostern sei auch in Rom der 
Vorlesungs- und Prüfungsbetrieb wieder in vollem Gange, was seine Abwesenheit 
unmöglich machte. Bea rechnete damit, dass die Reise, die in Paris und Löwen be- 
ginnen und ihn dann in die verschiedenen deutschen Universitätsstädte führen soll- 
te, Ende Februar abgeschlossen sein könnte. Letzte Station sollte München sein, wo 
er im Pullacher Berchmannskolleg den Abschlussbericht verfassen wollte.'9° Der 
Vorschlag fand die Zustimmung des Ordensoberen, der betonte, dass er sich bereits 
an die Universitäten wenden wollte, um die offizielle Begründung für Beas Reise zu 
liefern. Nach außen hin sollte es um einen lockeren Austausch in Fragen der jesuiti- 
schen Studienreform gehen. Von dem eigentlichen päpstlichen Auftrag sollte nichts 
nach außen dringen. Bea nahm deshalb zunächst mit dem Heiligen Offizium Kon- 
takt auf, um die Zustimmung der Suprema Congregazione und des Papstes zu erhal- 
ten.'9” Nur wenige Tage später konnte er Ledóchowski Vollzug melden: 


194 Vgl. [Fonck], Terna, [ohne Datum], ACDF, ich die Reise nach Paris und Löwen bis ca. 
SO RV 1925, Nr. 26, fol. 4r. 24. Januar beendet haben und hätte dann 

195 „Cosi il Padre potrebbe cominciare da Parigi, Ende Januar und den ganzen Februar für die 
Lovanio, Nijmegen, e poi passare a Münster, Aufgabe in Deutschland, was wohl genügen 
Breslau, e alle altre Universitä della Germa- würde, soweit ich bis jetzt über meine Auf- 
nia, per compiere quivi l’incarico ricevuto“ gabe urteilen kann. So könnte die Reise 
(Ledóchowski an Perosi, r. August 1925, etwa Ende Februar abgeschlossen sein, und 
ACDF, SO RV 1925, Nr. 26, fol. 7r-8r). wenn ich dann noch etwa eine Woche etwa 

196 „Da ich, wie Ew. Paternität mir neulich sag- in Pullach oder Rottmannshöhe bliebe, um 
ten, die geplante Reise tatsächlich werde ma- in Ruhe den Bericht fertig zu stellen, so 
chen müssen, habe ich mir überlegt, wann könnte ich bis spätestens Mitte März wieder 
der Termin am günstigsten wäre. Es ist wohl hier sein“ (Bea an Ledöchowski, 17. No- 
davon auszugehen, dass ich nicht in die Uni- vember 1925, ADPS]J, Abt. 47 - 1009, Nza 
versitätsstädte komme, wenn Ferien sind [...] Ordner 27a, Nr. 233). 
Es bliebe demnach nur entweder die Zeitvor 197 „Bitte legen Sie die Sache Mgr. Perosi vor, 
März oder von Ende April an. Unter diesen durch den der Heilige Vater mir den Wunsch 
Umständen dürfte es sich empfehlen, die Rei- [vorgelegt] hat, und sagen Sie ihm auch, dass 
se in den Januar und Februar zu verlegen, es gut wäre, wenn ich schon bald, bei strengs- 
was für die Schule und das Biennium wohl ter Wahrung des Geheimnisses Ihrer wahren 
günstiger wäre als eine Verlegung in den Ap- Sendung, sagen könnte, dass ich Sie zur Füh- 
ril bzw. Mai. Wenn ich nach dem Feste der lungnahme mit anderen Universitäten und 
heiligen Dreikönige [sic] abreiste, so könnte Seminaren schicke. So könnte man alles gut 
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„Ich habe sofort mit Msgr. Perosi Rücksprache genommen und Msgr. hat am Don- 
nerstag die Sache Seiner Heiligkeit vorgetragen. Der H[eilige] Vater erklärte sich 
ganz einverstanden mit dem, was Ew. Paternität betr[effs] des Zeitpunkts für gut 
hielten. Vor der Abreise wolle er mich noch empfangen in einer ganz privaten Audi- 
enz. Msgr. Perosi wird dafür die nötigen Schritte tun [...] So werde ich also mit der 
Abreise ca. ro Januar rechnen konnen. "79? 


Damit war der Weg frei für die Reise, die er wie geplant durchführte.'99 Die hier 
skizzierten Hintergründe der Reise Beas im Frühjahr 1926 zeigen eine vielfältige 
Gemengelage an Erwartungen und Aufträgen, die mit dieser Reise verbunden wa- 
ren. Bisher ist die Reise nur von ihrem Ende her, nämlich von Beas Abschlussbe- 
richt ausgehend, rekonstruiert worden, der sich in seiner endgültigen Form auf Mai 
1926 datieren lässt.?°° Die hier erstmals herangezogenen und analysierten Doku- 
mente aus dem Archiv der Glaubenskongregation zeigen nun zweifelsfrei, dass Pius 
XI. persönlich in Zusammenarbeit mit der Suprema Congregazione den Anstoß 
gegeben hatte. Die Gemengelage wird dadurch deutlich: der Papst und die obersten 
Glaubenshüter brachten alles ins Rollen, der Jesuitengeneral Ledöchowski versuch- 
te die Reise Beas auch für die Reform der Ordenshochschulen zu nutzen, was Bea 
zudem nach außen als Tarnung diente. Da die gesammelten Informationen vor al- 
lem auch die geplante päpstliche Studienreform betrafen, wurde der Bericht an- 
schließend der Studienkongregation übergeben. Da dieser in besonderem Maße die 
Lage des Katholizismus in Deutschland betraf, gehörten Beas Einschätzungen auch 
in den Zuständigkeitsbereich des Apostolischen Nuntius in Deutschland, Eugenio 
Pacelli, mit dem Bea seit seiner Zeit als Provinzial in Kontakt stand.?°' Bea ver- 
suchte in seinem Bericht also nicht weniger als vier verschiedene Interessen zu be- 
dienen: einerseits die inquisitorische Frage nach der Rechtgläubigkeit des Personals 
an den katholischen Fakultäten (Pius XI. und Perosi), Hinweise für die Studienre- 
form der Jesuiten, Visitation ausgewählter jesuitischer Einrichtungen und Rekru- 
tierung von Personal für die römischen Hochschulen (Ledöchowski),?°* Ist-Stands- 
Analyse der deutschen Hochschullandschaft hinsichtlich Schwerpunktsetzung, 


[vertuschen] und würde auch das Geheimnis Unterburger, der sich intensiv mit der päpstli- 
besser gewahrt [bleiben]“ (Ledóchowski an chen Studienreform unter Pius XI. in den 
Bea, 22. November 1925, ADPSJ, Abt. 47 - Jahren 1928 bis 1931 beschäftigt hat und 
1009, Nza Ordner 27a, Nr. 235. hierbei auch die Rolle Beas untersuchte, da- 
198 Bea an Ledóchowski, 28. November 1925, von aus, dass auch diese den Auftrag für die 
ADPS]J, Abt. 47 - 1009, Nza Ordner 27a, Reise gegeben hatte. Er betont allerdings, 
Nr. 237. dass angesichts der unklaren Quellenlage 
199 Hiervon zeugt auch ein Brief, den er im Feb- auch eine andere Kongregation den Aus- 
ruar 1926 von Breslau aus an Ledöchowski schlag gegeben haben könnte (vgl. UNTERBUR- 
schickte und in dem er offensichtlich über GER, Lehramt, $S.364-369; Ders., Gefahren, 
erste Erkenntnisse berichtete. In Beas Privat- S. 26-40). 
nachlass ist lediglich die Antwort Ledöchow- 2zor Vgl. SCHMIDT, Kardinal, S. St, 
skis erhalten (Ledóchowski an Bea, 14. Feb- 202 Schmidt weist in seiner Bea-Biographie die- 
ruar 1926, ADPS], Abt. 47 - 1009, Nza Ord- sen Aspekt als Hauptziel der Reise aus, was 
ner 27a, Nr. 243). überdeutlich zeigt, dass die Verschleierung 
200 Da der Bericht heute in den Beständen der der wahren Hintergründe der Reise sehr gut 
Studienkongregation verwahrt wird, ging funktionierte (vgl. SCHMIDT, Kardinal, S. 90). 


II. Beas Berufung als Professor an das Bibelinstitut und Weg zum Rektorat 177 


Ausstattung und Organisationsformen (Studienkongregation) sowie die Lage des 
Katholizismus in Deutschland (Pacelli).”°3 Gemäß den Vorgaben der beteiligten 
Akteure gliederte sich der Bericht in drei große Teile: eine Bestandsaufnahme zum 
deutschen Katholizismus im Allgemeinen und seine Gefährdung durch zeitgenössi- 
sche Probleme, ein Gutachten zur Priesterausbildung und zum Theologiestudium 
in Deutschland im Besonderen sowie eine Sammlung von Lösungsvorschlägen zur 
Behebung verschiedener Probleme. Bea übernahm hier deutlich die in Rom vor- 
herrschende Sicht auf die deutsche theologische Landschaft, die auch Eugenio 
Pacelli vertrat. Die Priesterausbildung und damit die Ausbildung der Elite der deut- 
schen Kirche an staatlichen Universitäten außerhalb des kirchlichen Einflussbe- 
reichs stellte eines der gravierendsten Übel dar. Dieses sah er in engem Zusammen- 
hang mit anderen Gefährdungen des Katholizismus wie der liturgischen Bewe- 
gung, ökumenischen Verirrungen, Nationalismus, Beteiligung am demokratischen 
Staatswesen und politische Zusammenarbeit mit der kirchenfeindlichen SPD, 
Mischehen, schwächerer Kirchenbindung der Familien, Rückgang des Priester- 
und Ordensnachwuchses bis hin zum allgemeinen Geburtenrückgang. Eine engere 
Kirchenbindung der deutschen Katholiken könne daher nur durch mehrere Refor- 
men erreicht werden: eine völlige Umgestaltung der deutschen Priesterausbildung 
nach römisch-neuscholastischem Vorbild, den Ausbau katholischer Schulen und 
einer katholischen Universität ohne staatlichen Einfluss, die Durchsetzung der im 
CIC von 1917 vorgeschriebenen freien Ernennung der Bischöfe durch den Papst so- 
wie die Berufung nur romtreuer und römisch geprägter Bischöfe und Führungs- 
kräfte. Da Beas Reisebericht, der Pius XI. im Mai 1926 vorlag, bereits ausführlich 
erforscht ist, soll an dieser Stelle die knappe Übersicht genügen. Der Jesuit ver- 
trat in seinem Bericht nahezu dieselbe Sicht auf die deutschen Katholiken wie Nun- 
tius Pacelli, dessen Vertrauen er sich damit erneut erwarb.”°5 

Die Einigkeit zwischen dem hochgeschätzten Nuntius und seinem Sondergut- 
achter machte großen Eindruck auf Pius XI., der in den folgenden Jahren die ohne- 
hin von der Studienkongregation betriebene Zentralisierung der Theologenaus- 
bildung und deren Umgestaltung nach römisch-neuscholastischem Vorbild noch 
deutlicher zum Gegenstand der päpstlichen Politik machte.?°° Der Bericht war 


203 Zu den beiden letzten Aspekten vgl. ausführ- mission für Zeitgeschichte A 50), Paderborn 
lich UNTERBURGER, Gefahren, S. 26-32. 2006). 

204 Der Bericht ist im lateinischen Original und 206 Mit der Vereinigung der Abteilung für die 
in deutscher Übersetzung ediert, in: UNTER- Priesterseminare der Konsistorialkongregati- 
BURGER, Gefahren, S. 89-166; einleitend dazu on und der vormals nur für katholische Uni- 
vgl. ebd. S. 27-36; DERS., Lehramt, S. 364f. versitäten zuständigen Studienkongregation 

205 Unterburger hat auf die auffälligen Gemein- zur „Sacra Congregatione de Seminariis et 
samkeiten zwischen Beas Lagebericht von Studiorum Universitatibus“ durch Benedikt 
1926 und der Finalrelation Pacellis von 1929 XV. im Jahr 1915 waren erstmals alle Kom- 
hingewiesen (vgl. UNTERBURGER, Gefahren, petenzen für eine gesamtkirchliche Regelung 
S. 36-38; Worr/Ders. (Hg.), Eugenio Pacelli. des Theologiestudiums in einem Dikasterium 
Die Lage der Kirchen in Deutschland 1929. vereint. Die Zuständigkeit fand auch Ein- 
Der Schlussbericht des Nuntius vom 18. No- gang in den CIC von 1917 (can. 256 §1). Die 
vember 1929 (Veröffentlichungen der Kom- Mitarbeiter der Studienkongregation ver- 
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sozusagen Beas Bewährungsprobe, mit der er seine „Romanitä“ unter Beweis stell- 
te, und zugleich seine Eintrittskarte für weitere Aufgaben im Umfeld der päpstli- 
chen Studienreform, aber auch wenn es darum ging, Posten zu verteilen. 

Als Pius XI. zusammen mit dem Präfekten der Studienkongregation Gaetano 
Bisleti im Januar 1929 die Gründung einer Sonderkommission beschloss, die die 
päpstliche Studienreform vorantreiben sollte, war die Berufung Beas wenig überra- 
schend.*°” Die Kommission sollte sich vor allem der Reform der Studienabschlüsse 
widmen, besonders dem sogenannten „Doctor romanus“, dem üblichen philoso- 
phischen und theologischen Abschluss der Studierenden an römischen Hochschu- 
len.2°8 Dieser sollte hinsichtlich seiner Anforderungen und des nötigen Studienpro- 
gramms reformiert werden, galt er doch in anderen Ländern als „Schmalspurstu- 
dium“. Dieses Vorurteil sollte durch ein Anheben des Niveaus ausgeräumt werden, 
das auch eine Angleichung der Studienabschlüsse im internationalen Vergleich zur 
Folge haben sollte. Dadurch hoffte man umgekehrt, die römische Theologie zur 
wissenschaftlich anerkannten Exportware bzw. zum Standard an allen - auch den 
außerhalb Roms gelegenen — Hochschulen machen zu können. Schließlich ent- 
sprach diese voll und ganz den Vorstellungen des Lehramts, anders als die histo- 
risch ausgerichtete Theologie deutscher oder französischer Prägung. Der Zirkel- 
schluss, der von einer Romanisierung der Theologenausbildung auf eine romtreue, 
kirchliche Elite in den einzelnen Ländern folgerte, scheint hier durch, den bereits 
Bea und Pacelli vertreten hatten.”° Rom sollte daher sowohl qualitativ als auch 


suchten deshalb seit dem Pontifikat Bene- 1929, ARSI, PIB 1002 IV, Ex Officio, 1929, 
dikts XV., ihren Einfluss auf die Studienor- Nr. 7). 
ganisation in sämtlichen Priesterseminaren, 208 Den Vorsitz der Kommission hatte der Sekre- 
Universitäten und sonstigen kirchlichen tär der Studienkongregation und ehemalige 
Hochschulen sukzessive auszuweiten, wofür Schüler des Bibelinstituts, Ernesto Ruffini, 
eine erhebliche Zahl an Maßnahmen steht, inne. Neben Bea gehörten ihr der Magister 
die in den 1920er Jahren zur Durchsetzung Sacri Palatii, Marco Sales OP, der Dogmatik- 
der eigenen Gestaltungsvollmacht ins Leben professor der Gregoriana, Palermo Lazzarini 
gerufen wurden. Dazu gehörte die Einfüh- SJ, der Abtprimas der Benediktiner, Fidelis 
rung des Nihil obstat für Hochschulprofes- von Stotzingen OSB (1871-1947), der Rektor 
soren, die Einschärfung der neuscholasti- der Dominikanerhochschule Angelicum, 
schen Theologie als der allgemeingültigen Mariano Cordovani (1883-1950), und der 
Methode der Theologie und Latein als Unter- Rektor der katholischen Universität Mailand 
richtssprache. Pius XI. bewegte sich hier Agostino Gemelli OFM (1878-1959) an; au- 
ganz auf der Linie seiner Vorgänger und ver- ßerdem der Kanonist Filippo Maroto CMF 
folgte das Ziel einer einheitlichen, zugleich (1875-1937) und der Kirchenhistoriker Pio 
aber nach außen hin anerkannten katholi- Paschini (1878-1962), beide vom Seminario 
schen Theologie, die überall auf der Welt in Romano, Salvatore Talamo von der Accade- 
Forschung und Lehre denselben Prinzipien mia S. Tommaso, der Rektor der Franziska- 
folgte (vgl. UNTERBURGER, Lehramt, S. 177- nerhochschule Antonianum Bertrand Kurt- 
179. 341-349). scheid OFM (1877-1941) und der Moral- 
207 Bea teilte Ledöchowski Anfang Februar theologe der Hochschule Urbaniana der 
1929 seine Berufung mit und verwies aus- Propaganda Fide Cornelis Damen CSsR 
drücklich darauf, dass man ihn als Kenner (1881-1953) (vgl. UNTERBURGER, Lehramt, 
der nicht-italienischen Hochschullandschaft S. 374-376). 
schätzte. Dabei brachte er das bereits ge- 209 Bereits im Vorfeld versicherte Bea dem P. Ge- 
sammelte Material seiner Reise von 1926 ins neral seine Einstellung in dieser Angelegen- 
Gespräch (Bea an Ledóchowski, rr. Februar heit und ließ auch die Verbindung zu Pacelli 
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inhaltlich noch stärker zum Maß aller Dinge in der Theologie werden und das bis 
hinein in die Studienorganisation. Unter den Kommissionsmitgliedern herrschte 
nahezu Einigkeit darüber, dass das Niveau der Studienabschlüsse durch allgemein 
gültige Standards angehoben werden sollte. Zu diesen gehörte, dass das Promoti- 
onsstudium vom regulären Studienabschluss getrennt werden und eine fachspezifi- 
sche Ausrichtung erhalten sollte. Die Regelstudienzeit für den allgemeinen, theolo- 
gischen Abschluss sollte auf sechs Jahre — davon zwei Jahre für scholastische Phi- 
losophie und vier Jahre für den theologischen Fächerkanon - erhöht werden und 
zugleich sollte durch die Einführung von Seminarübungen zur Aneignung wissen- 
schaftlicher Methodik die Eigenleistung der Studierenden herausgefordert werden. 
Schließlich sollte die Verleihung akademischer Grade stärker Sache der Hochschu- 
len werden und nicht an außeruniversitären Institutionen überlassen werden, die 
dank päpstlicher Privilegien das Recht besaßen, Prüfungen abzunehmen und aka- 
demische Titel zu verleihen, unabhängig davon, wo der Prüfling sein Wissen erwor- 
ben hatte. Im Zuge der Standardisierung sollte dem ein Ende bereitet werden. Hier 
scheint die Erfahrung durch, die Bea bereits im Zuge der Auseinandersetzung zwi- 
schen Bibelinstitut und Bibelkommission in den vorangegangenen Jahren gemacht 
hatte. Sie war offensichtlich kein Einzelfall in der römischen Hochschulland- 
schaft.*'° Die Kommission erarbeitete über zwei Jahre von April 1929 bis Mai 
1931 in eo Sitzungen die Vorlage für eine umfassende päpstliche Studienreform, 
die am 24. Mai 1931 von Pius XI. als Apostolische Konstitution „Deus Scienti- 
arum Dominus“ feierlich in Kraft gesetzt wurde. 2717 Die Kommission tagte auch in 
den Folgejahren bis 1934 weiter und begleitete die Umsetzung der Konstitution in 
den römischen Hochschulen. Im Zuge der Kommissionsarbeit, die bereits breit er- 
forscht ist,*'* trat Bea als markante Figur in Erscheinung. Dabei erwies sich der 
Jesuit voll und ganz als linientreuer Anhänger der neuscholastischen und zentralis- 
tischen Ausrichtung der Theologie. Zusammen mit seinem Mitbruder und Kolle- 
gen von der Gregoriana, Palermo Lazzarini (1869-1947), vertrat er durchwegs den 


nicht unerwähnt: „Meine persönliche An- zioni sembrano essere le seguenti: a) il relati- 
sicht in der Frage dürfte Ew. Paternität aus vo Ateneo che domanda il diritto di conferie- 
meinen früheren Gutachten bekannt sein. re i gradi, deve essere fornito di professori 
Durch die Besprechungen, die ich im letzten non solamente capaci all’iniziazione metodi- 
Herbst bei meinem Besuch in Berlin mit ca di giovani aspiranti al grado |[...] b) deve 
S. Exc. Nuntius Pacelli hatte, habe ich mich essere fornito die sussidi scientifici necessari 
aufs Neue überzeugt, dass die Frage für unse- alla formazione di specialisti, specialmente di 
re Gesellschaft von grösster Bedeutung ist“ una biblioteca appositamente scelta e ricca di 
(Bea an Ledóchowski, rr. Februar 1929, libri e riviste. Queste due condizioni general- 
ARSI, PIB 1002 IV, Ex Officio, 1929, Nr. 7). mente non saranno verificate se non nelle 
210 In seinem Votum über die Reformbedürftig- Universitä o negli ‚studi generali‘ die grandi 
keit des römischen Bildungswesens vom Fe- Ordini religiosi“ (Bea, Votum, 28. Februar 
bruar 1929 scheint die erlebte Situation 1929, ACEC, Dech busta VIII tot [zitiert 
durch, wenngleich Bea keine Namen nennt: nach: UNTERBURGER, Lehramt, S. 387]. 
„Da questa situazione risulta che il diritto di zır Pius XI., Apostolische Konstitution „Deus 
dare i gradi, dovrebbe essere dipendente di Scientiarum Dominus“ vom 24. Mai 1931, 
condizioni che tengono conto d questa specia- in: AAS 23 (1931), S. 241-262. 


le missione del relativo Ateneo. Queste condi- 212 Vgl. UNTERBURGER, Lehramt, S. 371-550. 
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Primat der Dogmatik bzw. der spekulativen Fächer (Fundamental- und Moraltheo- 
logie) im Theologiestudium. Der allgemeine Studienverlauf sollte durch die neu- 
scholastische Dogmatik beherrscht sein, um den Studierenden ein solides Funda- 
ment an die Hand zu geben. Erst wenn dieses gelegt war, konnten in Spezialstudien 
positiv-historische Fächer als Schwerpunkt gewählt werden, sorgte doch die solide 
Einübung in die Dogmatik und ihre syllogistische Methode dafür, dass man Welt- 
anschauungen wie Historismus, Rationalismus und Materialismus gar nicht erst 
auf den Leim ging. Die beiden Jesuiten gaben deshalb den Stundenplan der jesuiti- 
schen „Ratio Studiorum“, wie er an der Gregoriana galt, in ihren Gutachten als 
ideal für die Reformbestrebungen aus, bestand dieser doch zu 70 Prozent aus spe- 
kulativ-systematischen Lehrveranstaltungen und nur zu 30 Prozent aus positiv- 
historisch orientierten Fächern wie Exegese und Kirchengeschichte. Theologie war 
gemäß dem römischen Sprachgebrauch letztlich nur die Dogmatik, die zusammen 
mit Fundamental- und Moraltheologie in den Abschlussprüfungen überhaupt ab- 
geprüft wurde. Nach heftigen Debatten setzte sich die neuscholastische Stoßrich- 
tung durch, nicht zuletzt deshalb, weil Pius XI. und der Kommissionsvorsitzende 
Ruffini diese Richtung favorisierten. Vorgeschlagene Formulierungen, die eine 
Über- bzw. Unterordnung einzelner theologischer Fächer vermieden, hatten nur 
phasenweise die Oberhand in der Kommission und wurden dann wieder verwor- 
fen. Im Zuge der Standardisierung durch die päpstliche Studienreform wurde aber 
zumindest vereinbart, dass die Absolventen eines Theologiestudiums an einer rö- 
mischen Hochschule lediglich die Lehrbefähigung für die systematischen Fächer 
erhielten, nicht für die positiv-historischen Fächer, für die ein vertiefendes Spezial- 
studium nun explizit vorgeschrieben wurde 273 

Dass Bea als Exeget für die Unterrepräsentation seines eigenen Faches in der 
theologischen Grundausbildung kämpfte, mag aus heutiger Sicht überraschen. Al- 
lerdings blieb Bea auf der Linie, die er seit seiner Ausbildung und den ersten Lehrer- 
fahrungen in Valkenburg vertreten hatte. Die thomistische Dogmatik war für ihn 
der Grundstein eines gelingenden Theologiestudiums. Erst wenn diese quasi „inha- 
liert“ war, konnte man an exegetische oder kirchenhistorische Fragestellungen he- 
rantreten. Denn was das Lehramt der Kirche festgehalten hatte, war unfehlbar, 
historisch-kritische Wissenschaft hingegen war vorläufig und falsifizierbar. Hier 
bewegte sich Bea ganz im Fahrwasser der neuscholastischen Denkwelt, die nicht 
zuletzt in seinem Orden und dessen römischen Institutionen die „Conditio sine qua 
non“ darstellte. Zugleich hielt der Jesuit wie alle Kommissionsmitglieder daran 
fest, dass die Exegese des Alten und Neuen Testaments formal zu den Haupt- 
fächern im Theologiestudium zählte, an denen niemand vorbeikam. Zusätzlich 
wollte Bea im Bereich der obligatorischen Nebenfächer bibelwissenschaftlich rele- 
vante Disziplinen vertreten wissen, damit bereits die breite Masse der Theologie- 
studierenden einen Eindruck von der Welt der Antike erhielten. So plädierte er 


213 Vgl. UNTERBURGER, Lehramt, S. 392-396. 
410-426. 
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etwa für verpflichtende Griechisch- und Hebräischkurse, Einführungsvorlesungen 
in die Archäologie, in die biblische Geschichte und Umwelt, die Eingang in die Re- 
formtexte fanden.?"+ 

Abgesehen von der prinzipiellen Ausrichtung der Reform erwies sich Bea bei 
deren Umsetzung von Anfang an konziliant. Gab es bei der Umgestaltung der An- 
forderungen für die akademischen Grade und dem Primat der Dogmatik keine Ab- 
striche, so war Bea doch realistisch genug, einzugestehen, dass die Hochschulen je 
nach regionalen und kulturellen Gegebenheiten selbst eine eigene Schwerpunktset- 
zung festlegen sollten. So konnte mancherorts nördlich der Alpen weiterhin der 
historisch-kritische Fokus beibehalten werden, wenn er nicht zur Abwertung der 
neuscholastischen Dogmatik führte.?'5 Da gewisse strukturelle Vorgaben der Re- 
form in manchen Hochschulen auch personell nicht zu stemmen waren, votierte 
Bea in den Verhandlungen über die Verbindlichkeit des Reformdokuments zu Be- 
ginn des Jahres 1930 für möglichst weit gefasste Regelungen, die eine praktische 
Anwendung möglich machten. ?'® 

Dass Bea in die Kommission, die mehrheitlich aus den Rektoren der kirchlichen 
Hochschulen Roms bestand, berufen wurde, zeigt die Reputation, die sich der 
deutsche Jesuit innerhalb der wenigen Jahre in Rom bereits erworben hatte. Dass 
vor allem Ledóchowski sein bestes Pferd im Stall in Sachen Hochschulreform un- 
bedingt in der Kommission sehen wollte, ist wahrscheinlich. Bea stellte nun end- 
gültig für seinen Ordensoberen einen unverzichtbaren Berater dar, war er doch ei- 
ner der beiden jesuitischen Mitglieder der päpstlichen Kommission und zugleich 
von Anfang an in die ordensinternen Reformen involviert. Gerade deshalb über- 
ließ ihm Ledöchowski auch immer wieder Spezialaufträge in Belangen des Or- 
dens, seien es heikle Zensurfälle oder aber die Visitation der Sophia-Universität in 
Tokyo im Sommer 1929. Die Gebäude der 1908 gegründeten Universität, die 
überwiegend von der niederdeutschen Provinz der Jesuiten getragen und auch per- 
sonell unterstützt wurde, waren 1923 bei einem schweren Erdbeben fast gänzlich 
zerstört worden, was den Orden mit der Problematik des Wiederaufbaus beschäf- 
tigte. War eine solche Universität im Stadtzentrum einer Metropole sinnvoll oder 
sollte man im Falle des Neubaus besser an den Stadtrand ziehen? Wie konnte die 
Attraktivität der Einrichtung gesteigert werden, um der kleinen Gemeinde der ja- 
panischen Katholiken zu Ansehen und Wachstum zu verhelfen? Hinzu kamen Pla- 
nungen zur Errichtung einer theologischen Fakultät. Bea reiste im Juni 1929 über 
Russland und Korea nach Japan, um dort anders als bisher nicht als Berichterstat- 
ter, sondern als Entscheider im Auftrag der Ordensleitung für Klarheit zu sorgen. 
In enger Abstimmung mit der Tokioter Kommunität erarbeitete er einen Plan für 
den Neubau und machte konkrete Vorschläge, wie sich die Lage der Kirche in Ja- 
pan durch einen Ausbau der Universität verbessern könnte. Da die protestantisch 
geprägte nordeuropäische und US-amerikanische Kultur den Japanern als attrak- 
tiv erschien, musste die katholische Universität nachziehen, um mit anderen 


214 Vgl. ebd., S. 438-441. 216 Vgl. ebd., S. 502f. 
215 Vgl. ebd., S. 411. 
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Institutionen mithalten zu können und somit zumindest den Bestand des Katholi- 
zismus in Japan befördern zu konnen. 217 Die Verantwortlichen in der Generalkurie 
der Jesuiten waren schließlich mit Beas Entscheidung einverstanden und beorder- 
ten ihn zurück nach Rom. 


5. Beas Berufung als Rektor (1930) und erste Maßnahmen im Amt 


Wieder in Rom angekommen, ging nicht nur die Arbeit der päpstlichen Kommissi- 
on zur Erarbeitung einer allgemeinen Studienreform für die Theologenausbildung 
weiter, sondern auch im Bibelinstitut war einiges in Bewegung geraten. 

Zum einen blickten die Professoren des Biblicums gespannt auf die Jerusalemer 
Niederlassung. Der Leiter der dortigen vierköpfigen Kommunität, Alexis Mallon, 
hatte im Jordantal in der Nähe des Toten Meeres eine Stelle ausfindig gemacht, die 
erfolgversprechend war für archäologische Grabungen. Mit der Zustimmung von 
Rektor O’Rourke wandte sich der Franzose im März 1929 an die britische Koloni- 
alregierung, um die Genehmigung für eine Grabung zu erwirken. Bereits im No- 
vember konnte der erste Spatenstich an der Stätte von Teleilat Ghassul vorgenom- 
men werden. 27? Damit war ein weiteres Ziel erreicht, das seit der Gründung des 
Bibelinstituts im Raum gestanden hatte: Auf dem Feld der biblischen Archäologie 
war man nicht länger nur von den Ergebnissen anderer, zumal nicht-katholischer 
Forscher abhängig, sondern wurde selbst tätig und hoffte nun belastbares Material 
für eine Bestätigung der Wahrheit der biblischen Berichte zu finden. Mit dieser 
Zielsetzung im Hintergrund lässt sich die Euphorie Mallons und seiner Mitstreiter 
erklären, die erfolgreich eine Siedlung zu Tage förderten und diese auf das dritte 
Jahrtausend v. Chr. datierten. Mallon glaubte bereits eine Stadt der Pentapolis aus 
der Zeit Abrahams ausgegraben zu haben, wenn nicht sogar die Stadt Sodom 
(Gen 19). Mallon vertrat diese unsichere Hypothese nach ersten eigenen Veröffent- 
lichungen im Laufe des darauffolgenden Jahres durchaus offensiv auch gegenüber 
Medienvertretern, etwa der französischen Zeitung „La Croix“ und dem „Össerva- 
tore Romano“, was besonders Bea missbel 279 Der deutsche Jesuit setzte sich über 
seinen Rektor hinweg, der ihn auf die Angelegenheit aufmerksam gemacht hatte, 
und wandte sich direkt an den Ordensgeneral. Bea konnte die voreiligen Schlüsse 
Mallons nicht verstehen und zweifelte deshalb an der Kompetenz seines Mitbru- 
ders. Dieser war nach Beas Einschätzung zwar Archäologe, aber in der Geologie 
und Kulturgeschichte nicht genügend bewandert, um aus seinen bisherigen Funden 
bereits eine präzise Datierung vornehmen zu können. Obendrein war die Grabungs- 
technik nicht sehr ausgefeilt und auch die Ausstattung noch zu dürftig, wenn man 
sie mit anderen parallellaufenden Grabungen verglich. Deshalb sei die vorgebrachte 


217 Zur Japanreise Beas von Juni bis Oktober fouilles de I’Institut Biblique Pontifical dans 
1929 vgl. ausführlich Monn, Japan-Mission, la vallée du Jourdain, in: Biblica 11 (1930), 
S. 81-113. S. 1-21. 129-143; Biblica 12 (1931), S. 257- 
218 Vgl. Effossiones in valle Iordanis, in: Acta 270. 
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Kritik in der Presse gegen die allzu vollmundigen Ankündigungen Mallons ge- 
rechtfertigt. Zugleich machte Bea O’Rourke zum Mitverantwortlichen: 


„Ich habe den Eindruck, als ob R. P. Rektor nicht den Mut habe, sich gegenüber 
P. Mallon durchzusetzen, oder als ob er sich nicht durchsetzen könne. Dass die Aus- 
grabung eine Unternehmung des Instituts und nicht eine Privatarbeit des P. Mallon 
ist, ist bis jetzt m.E. nicht genügend betont worden [...] Ich glaubte, dies Ew. Pater- 
nität mitteilen zu sollen, da die Angelegenheit mir zu wichtig scheint, um sie in der 
bisherigen Weise weitergehen zu lassen. Es könnte für die heilige Kirche so viel Gutes 
dabei herauskommen, das leider durch die bisherigen Ungeschicklichkeiten, Unzu- 
länglichkeiten und Indiskretionen schwer gefährdet ist. R.P. Rektor hat leider, wie in 
fast allen anderen wichtigen Angelegenheiten, so auch in dieser, dem ihm von der 
„Constitutio“ des Instituts gegebenen Consilium der Professores ordinarii nie Gele- 
genheit gegeben, sich zu der Frage zu äußern, sondern bespricht die Dinge höchstens 
mit einem oder dem anderen rein persönlich. Das bringt aber unter den Professoren 
zum wenigstens Teilnahmslosigkeit, bei manchen sogar Kritiklust hervor, und ist je- 
denfalls einem einheitlichen Zusammenarbeiten sehr ungünstig. Entschuldigen Ew. 
Paternität meine importunitas; das Wohl des Instituts liegt mir zu sehr am Herzen, 
als dass ich länger glaubte, schweigen zu dürfen.“ ??° 


Bea kritisierte seinen Vorgesetzten in dem Schreiben an Ledöchowski mit deutli- 
chen Worten. Führungsschwäche und mangelnde Abstimmung mit dem Professo- 
rium waren gravierende Vorwürfe. Freilich kamen Mallons Vorstöfße zur Unzeit, 
da der Papst im Zuge der Studienreform darauf setzte, dass vor allem die römi- 
schen Hochschulen und damit auch das Bibelinstitut durch wissenschaftliche Er- 
folge auf höchstem Niveau in Forschung und Lehre eine gute Reputation auch un- 
ter Nicht-Katholiken erwarben. Wenn nun der alte Eindruck der mangelnden Wis- 
senschaftlichkeit gerade in den Medien fortbestand, war die päpstliche Strategie 
gefährdet. Als maßsgeblicher Mitarbeiter an der Studienreform hatte Bea natürlich 
auch ein gesteigertes Interesse, dass das eigene Institut nach außen hin äußerst pro- 
fessionell erschien. Um den Ruf des Biblicums nicht weiter zu gefährden, schreckte 
er selbst vor einer Denunziation des Rektors bei Ledöchowski nicht zurück. Der 
Pater General ließ sich vorerst nicht auf die Anschuldigungen ein, zumindest findet 
sich in den Beständen der Generalkurie kein Hinweis darauf. Allerdings kam die 
Beschwerde zu einem Zeitpunkt, der für den amtierenden Rektor ungünstig war: 
Die erste Amtszeit — die laut den hausinternen Gepflogenheiten fünf Jahre betrug - 
näherte sich ihrem Ende und die Frage, ob er verlängert oder ersetzt werden sollte, 
stand ohnedies an. In der Angelegenheit der misslichen Außendarstellung Mallons 
schritt Ledöchowski zumindest mit deutlichen Worten ein und ermahnte den Lei- 
ter der Jerusalemer Niederlassung des Bibelinstituts eindringlich, in Zukunft ge- 
genüber der Presse deutlich zurückhaltender zu agieren, gerade weil es um eine 
Ausgrabung im Namen des Bibelinstituts geng. 237 Mallon beteuerte, dass er die 
Grabung nur zum Wohl des Instituts betrieb und darin eine einmalige Chance sah, 


220 Bea an Ledóchowski, 29. Mai 1930, ARSI, 221 Vgl. GILBERT, Institut, S. 375. 
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die Besiedelung Palästinas zur Zeit Abrahams erforschen zu können. Er bedauerte 
das unerfreuliche Bild in der Presse und versicherte, sich in Zukunft mit Interviews 
zurückzuhalten.??? 

Der Vorfall zeigt, dass die Ordensleitung ein erhebliches Interesse am Gelingen 
der Projekte des Instituts hatte, war dieses doch schließlich nicht nur ein Aushän- 
geschild für den Papst, sondern auch für die Jesuiten, die neben der Beiruter Kom- 
munität nun auch in Jerusalem vertreten waren. Dass die Vorgänge im fernen Pa- 
lästina zu handfesten Konsequenzen für die Zusammensetzung der Leitungsebene 
des römischen Bibelinstituts geführt hatten, ist vielleicht zu weit gegriffen. Sehr 
wohl nutzte Bea aber die Situation, um seinem Ordensoberen Argumente gegen 
eine zweite Amtszeit O’Rourkes zu liefern. Dass diese ohnehin wenig wahrschein- 
lich war, dürfte allerdings am Agieren Ledöchowskis bereits deutlich geworden 
sein. In Fragen der Hochschulpolitik hatte der Ordensgeneral als Vertreter des 
Biblicums seit 1926 eigentlich nur noch Bea angefragt, der Rektor blieb außen vor, 
wenngleich er für das Institut unschätzbare Arbeit geleistet hatte, von der auch Bea 
profitierte.??3 Die Berufung des Rektors hing allerdings auch in hohem Maße von 
der Studienkongregation ab. Auch hier ist es nicht unwahrscheinlich, dass Bisleti 
als Präfekt der Kongregation und der Sekretär Ruffini ein großes Interesse hatten, 
einen der Hauptverfechter der päpstlichen Studienreform auch in eine Leitungspo- 
sition zu heben. Diese Überlegungen standen sicherlich schon länger im Raum. ?*4 
Kurz gefasst könnte man also sagen, dass gegen eine Verlängerung O’Rourkes ei- 
gentlich nichts sprach, umgekehrt für eine Berufung Beas zum Rektor allerdings 
umso mehr. Bisleti teilte Ledöchowski am ı5. Juni 1930 mit, dass er nach Rück- 
sprache mit dem Papst die Ernennung Beas in die Wege leiten werde. Ledöchowski 
let die Entscheidung auf vertraulichem Wege den beiden Betroffenen, O’Rourke 
und Bea, zukommen. Bea konnte seine Ernennung offensichtlich gar nicht erwar- 
ten, was aus seinem Antwortschreiben vom selben Tag hervorgeht: 


„Überhaupt habe ich P. Rektor bis jetzt nicht gesagt, dass Ew. Paternität mich davon 
benachrichtigt hat, dass ich als sein Nachfolger vorgeschlagen bin. Es ist mir pein- 
lich, aus eigener Initiative davon zu sprechen, und ich wäre Ew. Paternität dankbar, 
wenn Sie ihm sagen wollten, dass ich benachrichtigt bin [...]. Consideratis omnibus 
glaube ich, nach nochmaliger Überlegung coram Domino, dass es besser wäre, nicht 
so lange [...] zu warten, falls die päpstliche Bestätigung eintrifft. Die augenblicklich 
schwebenden Fragen sind zu wichtig, als dass sie mit der vorwiegend negativen Ein- 
stellung von P. Rektor behandelt werden könnten.“??5 


Einerseits wird deutlich, dass Bea schon länger von den Plänen Ledöchowskis ge- 
wusst haben muss. Andererseits empfand er offensichtlich das Agieren O’Rourkes 
in den anstehenden Fragen und Entscheidungen, mit denen sich das Professorium 


222 Vgl. Mallon an Ledöchowski, 27. Juni 1930, dass die Berufung Beas bereits in der ersten 
ARSI, PIB 1002 V, Ex Officio, 1930, Nr. 17. Jahreshälfte 1930 feststand (vgl. SCHMIDT, 

223 Vgl. GILBERT, Institut, S. 87. Kardinal, S. 99). 

224 Schmidts Vermutung, der die Aktenlage 225 Bea an Ledóchowski, ze, Juli 1930, ARSI, 
nicht kannte, ist also durchaus plausibel, PIB 1002 V, Ex Officio, 1930, Nr. 15. 
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zu befassen hatte, als derart kontraproduktiv, dass er sich erneut zu einer direkten 
Intervention beim P. General entschied. Bea lässt hier eine gehörige Karriereorien- 
tierung erkennen, die er freilich allein mit dem Wohl des Instituts begründete. 
Trotz sämtlicher Demutsgesten in Form typisch jesuitischer Floskeln hielt sich Bea 
angesichts der Erfolge der Vorjahre, die weit über das Institut hinausgingen, für 
den geeigneteren Rektor. O’Rourke erhielt wenige Tage später die Nachricht seiner 
Abberufung von Kardinalstaatssekretär Pacelli zugestellt, der sich im Namen Pius’ 
XI. für die geleistete Arbeit bedankte.” Bea sollte seinen neuen Posten am 6. Juli 
1930 antreten, wofür er um den Segen des Ordensoberen bat und versicherte: „Ich 
brauche nicht zu sagen, dass es mein Bestreben sein wird, im engsten Zusammen- 
arbeiten mit Ew. Paternität einerseits und mit den Professoren des Instituts anderer- 
seits das Institut mehr und mehr zu dem zu machen, was es nach dem Willen des 
Heiligen Vaters und entsprechend den Bedürfnissen der heiligen Kirche sein soll.“??7 
Bereits Ende des Monats empfing der Papst den neu gekürten Rektor in einer Pri- 
vataudienz, der noch mehrere folgen sollten. 

Der scheidende Rektor reagierte auf Beas Ernennung und deren Vorgeschichte 
äußerst enttäuscht und sah sich als Opfer der Machenschaften von Ordensleitung 
und Heiligem Stuhl. Seinem Provinzial vertraute er an, dass sich mit der Berufung 
Beas endgültig eine gewisse „Germanokratie“ am Biblicum breit mache, die von 
oben befördert werde. Verbittert stellte er fest, man müsse, um in Rom etwas wer- 
den zu können, eine andere Herkunft haben als er: „Only you must destroy the 
Celt in me and make me a German! “??® Die hier erstmals ausgewerteten Doku- 
mente aus dem Römischen Archiv der Gesellschaft Jesu zur Berufung Beas be- 
leuchten die Hintergründe des Rektoratswechsels am Biblicum im Sommer 1930, 
der zwar formal geräuschlos, unter der Oberfläche aber durchaus mit Verwerfun- 
gen verlief.??9 


a) „... dass das Institut auch etwas für Italien tut! “3° — Die Einrichtung 

der Bibelwochen für italienische Exegeten ab 1930 
Eine der Angelegenheiten, die Bea in der gezeigten Weise gegen seinen Vorgesetzten 
O’Rourke aufbrachten, war ein Vorschlag des stellvertretenden Rektors Vaccari. 
Der Italiener hatte seit Mitte der 1920er Jahre immer wieder in den Sitzungen 
des Kollegiums dafür geworben, dass das Institut Fachtagungen für italienische 


226 O’Rourke an Ledöchowski, 27. Juni 1930, 
ARSI, PIB 1002 V, Ex Officio 1930, Nr. 18. 

227 Bea an Ledöchowski, 5. Juli 1930, ARSI, PIB 
1002 V, Ex Officio 1930, Nr. 19. 

228 O’Rourke an Kilroy [James M., 1876-1969; 
Provinzial der Neuenglischen Jesuitenpro- 
vinz], 11. November 1930, ARSI, PIB 1002 
V, Ex Officio, 1930, Nr. 28. 
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ze des Instituts, den Gilbert annahm, kann 
keine Rede mehr sein (vgl. GILBERT, Institut, 
S. 77). Nach Bekanntwerden der Missstim- 


mung O’Rourkes erwog Ledóchowski sogar, 
O’Rourke in seine US-amerikanischen Hei- 
matprovinz zu versetzen, was Bea allerdings 
nicht beförderte (Bea an Ledöchowski, 4. 
August 1930, ARSI, PIB 1002 V, Ex Officio, 
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Exegeseprofessoren an Priesterseminaren anbieten sollte. Erstmals hatte Vaccari 
1922 einen Vorstoß unternommen und in einer Sitzung des Professoriums sein 
Konzept vorgestellt. Zu Beginn der 1920er Jahre war der Alttestamentler außer- 
dem an einer Neuübersetzung der Bibel ins Italienische beteiligt, mit der Benedikt 
XV. das Bibelinstitut 1916 beauftragt hatte und die ein erster Baustein für ein En- 
gagement in Italien darstellte.”3" In der Meinung Vaccaris sollte das Institut sich in 
Anlehnung an die Zielsetzung der Zeitschrift „Verbum Domini“, die im Vorjahr 
erstmals erschienen war, einem breiteren Publikum zuwenden und Fragen der bibel- 
wissenschaftlichen Forschung in einem offenen Forum erörtern. Mehrere Seminar- 
dozenten, vor allem Absolventen des Biblicums, hatten sich nämlich an Vaccari ge- 
wandt und die Lage des bibelwissenschaftlichen Unterrichts an italienischen Pries- 
terseminaren beklagt; schließlich war das Niveau äußerst unterschiedlich und der 
Unterricht oft nicht auf dem neuesten Stand der Forschung. Da die Professoren des 
Instituts sich bisher überhaupt wenig an Fachtagungen beteiligt und sich eher durch 
Publikationen in den Diskurs eingebracht hatten, stieß der Vorschlag erst einmal 
auf wenig Gegenliebe. Zudem war eine solche Tagung mit Kosten verbunden, die 
man vorerst nicht bereit war aufzubringen. Ein erneuter Versuch 1924 führte eben- 
falls zu keinem Ergebnis, sodass die Entscheidung letztlich vertagt wurde. 

Durch die Verordnung Pius’ XI. von 1928, dass sämtliche Hochschullehrer der 
Bibelwissenschaften nur nach erfolgreicher Ausbildung am Bibelinstitut eine Stelle 
antreten konnten, bekam Vaccaris Vorschlag mehr Gewicht. Denn mit einem Fort- 
bildungsformat zumindest für die ehemaligen italienischen Alumnen des Instituts 
konnte der Kontakt zu diesen aufrechterhalten werden. Deshalb fragte Vaccari im 
Frühjahr 1930 bei seinen Kollegen schriftlich an und bat diese um ein Votum in der 
Frage, ob das Institut eine solche Veranstaltung ins Leben rufen wollte 233 Im 
Schreiben wiederholte er die Beobachtungen früherer Jahre und die Notwendigkeit 
eines Forums für Austausch und Weiterbildung für italienische Exegeten: „Allge- 
mein wird das Fehlen von Möglichkeiten zum Studium und zur wissenschaftlichen 
Information beklagt, woran wir in Italien leiden, besonders hinsichtlich der Heili- 
gen Schrift.“”33 Deshalb schlug Vaccari eine Sommerschule für sämtliche katholi- 
sche Exegeten Italiens vor, bei der in Vorträgen die gegenwärtig wichtigsten Fragen 
der Bibelwissenschaften und neue Publikationen vorgestellt und praktische Fragen 
aus Forschung, Lehre und Öffentlichkeitsarbeit diskutiert werden sollten.234 Die 
Professoren und Rektor O’Rourke zeigten sich in der Mehrheit aufgeschlossen, 
hielten aber weiterhin den organisatorischen Aufwand für ein Problem.?35 Aller- 


230 Bea an Ledöchowski, 6. Juni 1930, ARSI, 234 Vaccari spricht hier von „letture espositive 


PIB 1002 V, Ex Officio 1930, Nr. 11. 


delle più importanti questioni, che si agitano 


231 Vgl. GILBERT, Institut, S. 59. nel campo biblico [...], istruzioni informati- 
232 Vgl. GILBERT, Institut, S. 82. ve, largamente bibliografiche [...], Discussio- 
233 „E comune lamento la mancanza di mezzi di ni su questioni pratiche, insegnamento, stam- 


studio e d’informazione scientifica, che sof- 
friamo in Italia, specie per riguardo la 
S. Scrittura“ (Vaccari, Rundschreiben, April 
1930, ARSI, PIB 1002 V, Ex Officio, Nr. 5). 


pa, interessi professionali“ (ebd.). 
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dings gab es noch ein anderes: Vaccari hatte sein Rundschreiben zugleich an den 
Sekretär der Studienkongregation Ruffini und an mehrere Professoren und Semi- 
nardozenten in ganz Italien geschickt, ohne dies mit dem Rektor des Instituts oder 
der Ordensleitung abgesprochen zu haben. Ein solches Verhalten galt als Insubor- 
dination und war aus Sicht Ledöchowskis eigentlich nicht zu dulden. Deshalb 
wandte sich Bea an den Ordensgeneral, um Vaccari in Schutz zu nehmen. Natür- 
lich handle es sich bei Vaccaris Vorgehen um eine große Verfehlung, die sicher mit 
seinem Temperament zusammenhänge, zugleich betonte er aber auch die Vorteile: 


„Was die Sache betrifft, so halte ich sie für recht gut und nützlich. Mir scheint, dass 
P. Vaccari recht hat, wenn er darauf dringt, dass das Institut auch etwas für Italien 
tue. Wir sind nun einmal auf italienischem Boden, und so ist der italienische Klerus 
berechtigt, von uns auch eine gewisse Hilfe zu erwarten. Er hat m.E. auch darin 
recht, dass er es bedauerlich findet, dass das Institut sich von einer Reihe von wissen- 
schaftlichen Veranstaltungen (auch solchen, die internationalen Charakter haben 
und die Interessensphäre [sic] des Instituts berühren) ferngehalten hat; ich habe das 
s. Zt., als es sich um die adesione [den Beitritt] für die Societä per gli studi Romani 
handelte, P. Rektor mit aller Klarheit gesagt. Ich hoffe, später einmal mit Ew. Pater- 
nität diese Frage prinzipiell besprechen zu können, wäre aber froh, wenn wir schon 
dieses Jahr einen Schritt tun könnten, um aus dieser Isolation herauszukommen. Von 
diesen Erwägungen aus würde ich es begrüssen, wenn der von P. Vaccari geplante 
Kongress zustande kommen könnte.“?3° 


Bea ging es also in erster Linie um eine intensivere Beteiligung des Instituts am wis- 
senschaftlichen Diskurs in den exegetischen Disziplinen. Die Phase, in der die Au- 
ßenwahrnehmung des Biblicums weitgehend durch die destruktiv-polemischen Äu- 
ßerungen Foncks bestimmt war — auch wenn Professoren wie Deimel bereits einen 
internationalen Ruf genossen -, sollte endgültig vorbei sein. Ein regionales Engage- 
ment war aus Beas Sicht ein wichtiger Baustein, um die Arbeit des Instituts in Ita- 
lien sichtbar zu machen. Der Radius ließ sich dann später leichter erweitern. Zu- 
dem würde eine Zustimmung des Ordensgenerals auch als Wertschätzung gegen- 
über Vaccari verstanden werden, den Bea als Person, Wissenschaftler und 
Mitstreiter schätzte, vor allem auch, weil er in Italien einen exzellenten Ruf genoss 
und gute Kontakte hatte.?37 Sollte die Tagung genehmigt werden, empfahl Bea, die 
Tagungsleitung einem Leitungskomitee zu übertragen, das nicht nur aus Professo- 
ren des Instituts bestand, etwa neben Vaccari aus einem Welt- und einem oder zwei 
Ordenspriestern aus anderen Hochschulen. Auch die Studienkongregation sollte 
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„Ferner denke ich dabei an P. Vaccari selbst. 
P. Vaccari ist für das Institut eine ungemein 
schätzenswerte Kraft, die wir uns (vor allem 
auch weil er das italienische Element in sehr 
würdiger Weise vertritt) unbedingt erhalten 
müssen. Die mehrfachen Schwierigkeiten der 
letzten Jahre [Konflikte mit Fonck und Rek- 


von seiner Schaffensfreude für das Institut 
genommen. Unser Ziel aber wird sein müs- 
sen, möglichst rasch wieder zu einer einheit- 
lichen, liebevollen Zusammenarbeit zu kom- 
men und alle (leider sind es viel zu wenige) 
verfügbaren Kräfte voll nutzbar zu machen“ 


(ebd.). 
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eingebunden werden, und sei es nur zur Schirmherrschaft. Auf diese Weise konnte 
nach seiner Einschätzung der Eindruck vermieden werden, es handle sich um eine 
rein jesuitische Veranstaltung. Bea empfahl dem Ordensgeneral, dem Rektor eine 
Mitteilung zu machen, dass der Orden sehr an Vaccaris Vorschlag interessiert sei, 
damit dieser die Bedenken der übrigen Professoren zerstreuen könnte. Da die Pla- 
nungen für die erste Bibelwoche („Settimana Biblica“) bald begannen, scheint Le- 
döchowski den Vorschlägen Beas gefolgt zu sein. Bea war also auch auf diesem 
Feld bereits gestalterisch tätig, als er eigentlich noch keine Entscheidungskompe- 
tenz hatte. Zugunsten des Instituts und seines Vertrauten Vaccari, nutzte er das 
ausgezeichnete Verhältnis zu Ledöchowski, um die Tagung zu etablieren, die er 
auch als Rektor tatkräftig unterstützte. Die Idee und das „Herzblut“ kamen zwar 
von Vaccari, den entscheidenden Anstoß zum Gelingen des Unternehmens gab aber 
Bea, wie anhand des Schreibens an Ledöchowski deutlich wird. 

Die Bibelwoche wurde auf die letzte Septemberwoche 1930 gelegt und neben 
Vaccari überwiegend von den italienischen Professoren des Biblicums wie dem 
Neutestamentler Alfredo Vitti (1888-1966) und dem Orientalisten Giuseppe Mes- 
sina (1893-1951) vorbereitet. Die beiden Mitstreiter gehörten erst kurze Zeit dem 
Kollegium an - Vitti seit 1926, Messina seit 1928 — und zählten wie Bea zur neuen 
Generation von Professoren, die mittlerweile die Mehrheit im Institut stellte und 
auf die wissenschaftliche Reputation des Instituts bedacht war. 229 Als Mitglied des 
Tagungskomitees war außerdem der ehemalige Alumne des Bibelinstituts und Exe- 
gesedozent am Priesterseminar von Catanzaro, Antonino Romeo (1902-1979), 
eingeladen worden. 229 Ein Blick in das Programm zeigt das Bemühen, die verschie- 
denen Ziele umzusetzen, die Vaccari zu Beginn des Jahres formuliert hatte. Für 
jeden Tag waren vier Vorträge angesetzt, zwei vormittags, zwei nachmittags, da- 
mit genügend Gelegenheit zum Austausch bestand. Die ersten beiden Tage waren 
überwiegend den neuesten Strömungen in der alttestamentlichen Wissenschaft ge- 
widmet, besonders der religionsgeschichtlichen Methode. Diese wurde in einem 
Vortrag Vittis über das Buch Daniel und verwandte Schriften („Daniele e scritti 
relativi o affini“), einer Erörterung des römischen Exegeten Giuseppe Ricciotti 
(1890-1964) zur israelitischen Prophetie („Il profetismo ebraico“) und schließlich 
einem Beitrag Leone Tondellis (1883-1953), Professor am Priesterseminar von 
Reggio Emilia, zur frühjüdischen Eschatologie („La teoria escatologica e gli ultimi 
studi del mondo giudaico“) illustriert. Ein weiterer Schwerpunkt war das Thema 
der nützlichen Literatur, die katholische Exegeten hauptsächlich heranziehen soll- 
ten. Hier trat besonders Vaccari in Erscheinung, der den immerhin circa 40 Kolle- 
gen aus allen Teilen Italiens gemäß seiner Vorstellung und den Gepflogenheiten des 
Instituts einen Überblick über die bibliographische Landschaft geben wollte. Er 
sprach in der zweiten Wochenhälfte über den Gebrauch der Vulgata, italienische 
Bibelübersetzungen, italienischsprachige Kommentare und Studien sowie über die 
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idealtypische Bibliothek eines katholischen Exegeten.”#° Hinzu kamen außerdem 
Vorträge zur neutestamentlichen Exegese mit einem gewissen Fokus auf der Evan- 
gelien- und Paulusforschung.*+' Auffällig war, dass Vaccari und seine beiden Mit- 
brüder die meisten Vorträge bestritten, zugleich aber namhafte auswärtige Exege- 
ten ebenfalls zu Wort kamen. Dadurch wurde der Fortbildungscharakter deutlich, 
der angesichts des unterschiedlichen Niveaus der Teilnehmer unvermeidbar war. 
Erfahrene Forscher saßen hier neben Dozenten an Priesterseminaren, denen es al- 
lein von der Ausstattung her am Nötigsten fehlte. Vaccaris Zielsetzung, dass der 
exegetische Diskurs in Italien auf ein wissenschaftlicheres Niveau gehoben werden 
sollte, scheint bei der Vergabe der Vorträge durch. Bea hatte Vaccaris Pläne auch 
deshalb unterstützt, weil er die Bibelwoche für einen Schlüssel zur Niveausteige- 
rung hielt, die ein maßgebliches Ziel der päpstlichen Kommission für die Studien- 
reform darstellte.” Wenn Dozierende aus ganz Italien nach Rom kamen und zu- 
mindest mit einem Grundverständnis für die drängenden Zeitfragen und passende 
katholische Antworten, wie man sie sich am Bibelinstitut vorstellte, wieder nach 
Hause fuhren, war für den Rektor schon viel gewonnen. Dass die Einladung nach 
Rom auch einen Besuch des Präfekten der Studienkongregation Bisleti und eine 
Privataudienz bei Pius XI. am Abschlusstag der Bibelwoche beinhaltete, sorgte ei- 
nerseits für die erfreuliche Beteiligung und vermittelte andererseits die Autorität 
des Instituts. 

Die Anerkennung von allen Seiten, besonders aber von den Teilnehmern und 
Pius XI., garantierte den Fortbestand der Bibelwochen, die in der Folgezeit zum 
festen Repertoire des Instituts werden sollten, womit es im Vergleich mit anderen 
romanischen Ländern durchaus eine Vorreiterrolle einnahm.*# Für eine noch wei- 
tere Verbreitung sorgte Vaccaris Bestreben, die Beiträge der ersten Bibelwoche in 
einem Tagungsband herauszugeben.?+4 


240 Die entsprechenden Titel lauten im Einzelnen 242 Bereits 1933 konnte er seinem Generaloberen 
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Trends der Paulusforschung: „Ultimi studi su 
S. Paolo“; „Il misticismo di S. Paolo“ (vgl. 
ebd., S. 217). 


Loo Professur und Rektorat am Päpstlichen Bibelinstitut 


Je mehr sich die Veranstaltung etablierte, desto heterogener wurde die Zusam- 
mensetzung der Vortragenden: Vaccari und Vitti blieben zwar federführend und 
sprachen zu prominenten Themen, rein zahlenmäßig übernahmen im Lauf der Zeit 
aber auswärtige Hochschullehrer die Mehrheit der Beiträge. Da diese aber größten- 
teils ehemalige Absolventen waren, blieb die Handschrift des Instituts erkenn- 
bar.245 Bea selbst kam als Rektor die feierliche Eröffnung und die Begleitung der 
Tagungsgäste zur Papstaudienz zu, in der zweiten Hälfte der 1930er Jahre steuerte 
er außerdem regelmäßig mindestens einen Vortrag bei. Die „Settimana biblica“ 
blieb eine rein katholische Veranstaltung. Eine Teilnahme nicht-katholischer Wis- 
senschaftler war ohnehin gerade an einer päpstlichen Hochschule ausgeschlos- 
sen.*4° Dies entsprach aber auch nicht dem Grundgedanken Vaccaris. 

In den folgenden Jahren kristallisierte sich eine gewisse thematische Schwer- 
punktsetzung für die einzelnen Bibelwochen heraus. Wechselten sich bei der zwei- 
ten Tagung im September 1931 noch archäologische Vorträge mit Beiträgen zu Apo- 
kalyptik, Messias-Hoffnung und Eschatologie im Neuen Testament und Erwägun- 
gen zu Lehrmethoden in den biblischen Fächern ab, stand die „Settimana biblica“ 
1932 vor allem unter dem Vorzeichen der Inspirationslehre in ihren verschiedenen 
Dimensionen und deren Konsequenzen für die Auslegung einzelner Bibelstellen 247 
Im folgenden Jahr diktierte der römische Festkalender die Themenwahl, da man sich 
angesichts des Heiligen Jahres, das Pius XI. zum 1900. Jubiläum von Tod und Auf- 
erstehung Christi ausgerufen hatte, verpflichtet sah, den Fokus auf Passion, Aufer- 
stehung und Erlösung im Neuen Testament zu Jegen. 229 Ähnlich ging es auch bei der 
„Settimana biblica“ von 1936 zu, nachdem 1934 ganz unterschiedliche Themen 
aus beiden exegetischen Disziplinen und erstmals auch aus der Exegesegeschichte 


245 Beispielsweise setzte sich 1939 die gesamte (Vaccari), „L’ispirazione biblica nella storia 
Liste der Referenten allein aus ehemaligen del Canone“ (Vitti), „Stampa biblica“ (Flo- 
Alumnen des Bibelinstituts zusammen, was rit); am 25. September „La ‚Condescendenza’ 
Bea seinem Ordensgeneral im Nachhinein divina nell’ispirazione biblica secondo 
berichtete (vgl. Bea an Ledöchowski, 30. S. Giovanni Crisostomo“ (Fabbri), „La ‚sto- 
September 1939, ARSI, PIB 1003 III, Ex Of- ria delle forme’ nei Vangeli in rapporto a ispi- 
ficio 1939 [in „Ex Officio 1938“ eingelegt], razione e veritä“ (Florit); am 26. September 
Nr. 24). „Ispirazione e profezie storico-messianiche“ 

246 Zwei Jahre vor der ersten Bibelwoche hatte (Vaccari); „Unicitä nel senso letterale nella 
Pius XI. noch einmal allen Katholiken einge- Bibbia“ (Romeo), „Il senso letterale pieno 
schärft, sich nicht an ökumenischen Vereinen nelle divine Scritture“ (De Ambroggi); am 
oder Veranstaltungen zu beteiligen bzw. sol- 27. September „La partenogenesi e il ,si- 
che selbst ins Leben zu rufen (vgl. Pius XI., gnum‘ di Isaia“ (Sisto), „L’ora di Gesù nel 4° 
Enzyklika „Mortalium animos“ vom 6. Ja- Vangelo“ (Di Somma), „S. Paolo a Corinto 
nuar 1928, in: AAS 20 (1928), S. 5-16). nell’anno 57“ (Lattanzi); am 28. September 

247 Die Vorträge waren im Einzelnen: am 23. „Paolismo ed Orfismo“ (Teodorico). Vgl. 

September 1932 „Ispirazione profetica ed Hebdomas biblica, in: Acta PIB (1933), 
ispirazione scritturistica: origine e natura“ S. 266. 
(Perella), „Ispirazione profetica ed ispirazio- 248 Vgl. Hebdomas biblica, in: Acta PIB 3/10 
ne scritturistica: effetti e conseguenze“ (Por- (1934), S. 308f.; Päpstliches Bibelinstitut 
porato), „Concetto d’Ispirazione nell’anti- (Hg.), La redenzione. Conferenze Bibliche 
chità pagana e cristiana“ (Vaccari); am 24. tenute nell’anno giubilare 1933 al Pontificio 
September „Carisma d’apostolato ed ispira- Istituto Biblico (IV Settimana Biblica), Rom 
zione scritturistica“ (Sole), „Stampa biblica“ 1934. 
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behandelt worden waren. 1935 war die Veranstaltung wegen des zeitgleich in Rom 
stattfindenden Internationalen Orientalistenkongresses ausgefallen.?+° 1936 wurde 
das 1900. Jubiläum der Bekehrung des Paulus begangen, weshalb die angereisten 
Bibelwissenschaftler sich überwiegend mit der paulinischen Theologie beschäftig- 
ten.*5° Immerhin gab es einen alttestamentlich geprägten Tag, an dem Bea erstmals 
mit einem Vortrag vertreten war. 231 In einem Diavortrag präsentierte er archäologi- 
sche Funde unter dem Titel „Fakten und Orte zum Exodus“. 25? 

Die Tagung des darauffolgenden Jahres stellte einen bisher ungeahnten Höhe- 
punkt dar, fand doch der zweite Veranstaltungstag vollständig im Beisein des Paps- 
tes in Castel Gandolfo statt, was als besondere Geste der Wertschätzung gegenüber 
dem Bibelinstitut gedeutet werden sollte. Zugleich wurde bei der Tagung auch ein 
heftig geführter Richtungsstreit in der italienischen Kirche sichtbar, der sich in den 
1930er Jahren abzeichnete. Bei diesem ging es um die Anerkennung einer wissen- 
schaftlichen, damit historisch-kritischen Exegese oder deren kompletter Ableh- 
nung zugunsten einer rein spirituell-erbaulichen Bibelauslegung. Stein des Ansto- 
ßes waren die Veröffentlichungen Dain Cohenels (Pseudonym für Dolindo Ruoto- 
lo, 1882-1970), der in einer breiten Öffentlichkeit gegen die historisch-kritische 
Exegese zu Felde zog, wovon noch die Rede sein wird. Thematisch ging es 1937 
außerdem vor allem um die Nutzung archäologischer und orientalistischer Errun- 
genschaften für die Auslegung des Alten Testaments, etwa zur Vor- und Frühge- 
schichte des Landes Kanaan. Aber es kamen auch neutestamentliche Fragestellun- 
gen zu Wort.”53 


249 1934 standen folgende Themen auf dem Pro- 1936 dai professori di S. Scrittura nei semi- 
gramm: „Il cardinale Gaetano e l’esegesi“ nari d’Italia, Rom 1937. 
(Vaccari), „Il Vecchio Testamento nell’Epi- ` zer Vgl. Hebdomas biblica, in: Acta PIB 4/3 
stola agli Ebrei“ (Vitti), „Stampa biblica“ (1937), S. root, 
(Vaccari); am 25. September „Nuovi datie 252 Bea, Vortragsmanuskript „Fatti e luoghi del 
studi per l’esegesi del N.T.“ (Vitti), „Nuovi Esodo“, 1936, ADPSJ, Abt. 47 - 1009, F 3/1. 
dati e studi per il canone del V.T.“ (Romeo), Vor Bea sprach am 23. September 1936 Vac- 
„Il comma ‚cum omnibus suis partibus‘ nel cari über „Ultime pubblicazioni cattoliche 
decreto Tridentino“ (Vaccari); am 26. Sep- sui Libri Sapienziali“ und der Alttestament- 
tember „Allegoria e tipologia nell esegesi cri- ler der Università Urbaniana, Salvatore Ga- 
stiana“ (Vaccari), „I beni temporali nelle rofalo, beschäftigte sich im Anschluss mit „Il 
profezie messianiche” (Meli); am 27. Septem- Cantico de Mare (Esodo 15)“ (vgl. Hebdo- 
ber „Storiografia ebraica” (Salvoni), „Affetti mas biblica, in: Acta PIB 4/3 (1937), S. 100). 
dell’agiografo e ispirazione” (Porporato), „Il 253 Am ersten Tag, dem 20. September 1937, 
titolo di ‚Figlio di Dio’ nella Bibbia“ (Monta- sprach Giuseppe Priero über „Principi filoso- 
nari); am 28. September „Episcopi e presbite- fici e critica del Pentateuco“ und Natale Bussi 
ri nella Chiesa primitiva” (Cavalla), „Abro- über den „Indirizzo pastorale dello studio 
gazione della legge e fede in Gesù Cristo biblico nei Seminari diocesani“, bevor am 
nell’interpretazione dell’idealismo italiano” nächsten Tag in Anwesenheit des Papstes Bea 
(Jacono), „I luoghi santi“ (Perrella); am 29. sich der „Preistoria ed esegesi del Genesi“ 
September „L’ermeneutica e l’esegesi degli widmete und Vaccari „La questione mosaica 
Scolastici“ (Vaccari). Vgl. Hebdomas biblica, e la filologia“ behandelte. Des Weiteren wur- 
in: Acta PIB 4/1 (1935), S. "et den folgende Vorträge gehalten: am 22. Sep- 

250 PÄPSTLICHES BIBELINSTITUT (Hg.), S. Paolo. La tember „La Sapienza nei Vangeli“ (Di Som- 
conversione, la figura e la dottrina. Confe- ma), „Recenti studi sulla passione di Cristo“ 
renze tenute nella VI Settimana biblica Roma (De Ambroggi), „La tradizione occidentale 
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Da die für 1938 geplante Tagung aus organisatorischen Gründen ausfallen muss- 
te, fand die nächste Bibelwoche erst Ende September 1939 statt.*5* Diese wies er- 
neut einen deutlich neutestamentlichen Zug auf, wobei Fragen der Apokalyptikfor- 
schung und der Eschatologie aus unterschiedlichen Perspektiven beleuchtet wur- 
den. Vaccari ging in einem Beitrag zu aktuellen Veröffentlichungen erneut auf den 
Richtungsstreit in der Bibelauslegung in Italien en 233 Angesichts des deutschen 
Überfalls auf Polen zu Monatsbeginn und des Kriegseintritts Großbritanniens und 
Frankreichs war auch im vorerst neutral gebliebenen Italien klar, dass das faschis- 
tische Regime bald an der Seite Nazi-Deutschlands in den Krieg ziehen würde. Der 
Kriegseintritt Italiens im Frühjahr 1940 brachte sämtliche überregionale wissen- 
schaftliche Projekte und Zusammenkünfte, darunter auch die Bibelwochen, zum 
Erliegen. Zwar war für 1940 noch eine Bibelwoche geplant, die dann aber auf un- 
bestimmte Zeit verschoben wurde.5° Es sollte bis 1948 dauern, bis die italieni- 
schen Exegesedozenten wieder in Rom zusammenkamen. 

Die „Settimane Bibliche“ der 1930er Jahre waren ein Erfolg für das Bibelinstitut 
und seine Chefetage. Bereits Mitte des Jahrzehnts kamen weit über 5o Teilnehmer 
an das Bibelinstitut?5”, zudem brachten sich namhafte und nicht unumstrittene 
Exegeten durch Vorträge ein, so etwa Giuseppe Ricciotti von der römischen Uni- 
versität La Sapienza, der mit einem Buchzensurverfahren zu kämpfen hatte?5®, der 


sull’autore della Lettera agli Ebrei“ (Vitti) ; „I discorsi di S. Paolo“ (Vitti), “Il Quadro ge- 
am 23. September „I primitivi abitanti di Ca- ografico dei Vangeli“ (Trisoglio); am 27. Sep- 
naan“ (Montanari), „Giuseppe Flavio stori- tember „Giuda all’ultima Cena nei quattro 
co giudeo-romano“ (Ricciotti), „Abramo ad Vangeli“ (Spiteri), „Il processo di Gesù nei 
Ur e l’origine del monoteismo biblico“ (Garo- quattro Vangeli“ (Giacinto); am 28. Septem- 
falo); am 24. September „Ras Shamra e il ber „Il discorso escatologico nei Sinottici“ 
Vecchio Testamento“ (Boson), „Il ‚Liber Fi- (Vaccari), „Escatologia di S. Paolo“ (Di Som- 
gurarum‘ di Gioacchino da Fiore di recente ma), „Il 2° viaggio di S. Paolo e gli ultimi tro- 
trovato. Filologia ed esegesi in ı Tess 4,15 vati archeologici“ (Vitti); am 29. September 
(Tondelli), „Le due tavole del decalogo“ „Il „popolo di Dio‘ nella letteratura biblica 
(Vaccari), „L'ingresso degli Israeliti in Cana- anteriore ai re“ (Garofalo), „Il ,seme di Abra- 
an: Gerico, Hai“ (Bea); am 25. September mo‘ nel Vecchio e nel Nuovo Testamento“ 
„Ritmo logico nei discorsi di Gesù“ (Picco- (Colacci), „Ultimi studi sull’ Apocalisse“ (Vit- 
ni). Vgl. Hebdomas biblica, in: Acta PIB 4/4 ti), „La S. Scrittura dalla cattedra, sul pulpito 
(1938), S. 144f. e nella stampa“ (Vaccari). Vgl. Hebdomas 
254 Mehrere Referenten hatten wegen Termin- biblica, in: Acta PIB 4/6 (1940), S. 225f. 

kollisionen abgesagt, weshalb Bea nach 256 Vgl. Hebdomas biblica, in: Acta PIB 4/7 
Rücksprache mit Bisleti die Tagung absagte (1941), S. 263. 

und auf den darauffolgenden September ver- 257 Für 1939 konstatierte Bea sogar um die 90 
schob (vgl. Bea an Ledóchowski, 20. Septem- Teilnehmer (vgl. Bea an Ledóchowski, 30. 
ber 1938, ARSI, PIB 1003 III, Ex Officio September 1939, ARSI, PIB 1003 III, Ex Of- 
1938, Nr. 6). ficio 1939 [in „Ex Officio 1938“ eingelegt], 

255 Das Programm teilte sich wie folgt auf: Am Nr. 24). 

25. September „Apertura“ (Bea), „Comme- 258 Stein des Anstoßes war sein zweibändiges 
morazione di S.S. Pio XI“ (Vaccari), „Nuove Werk „Storia d'Israele“ von 1932 (RICCIOTTI, 
edizioni di testi biblici“ (Vaccari), „Il Regno Storia d’Israele, 2 Bde., Turin 1932). Das Hei- 
di Dio nel Vangelo di Matteo“ (Jacono), „Il lige Offizium befasste sich seit 1934 mit dem 
Vangelo di Marco e il testimonio di S. Pietro Fall (vgl. hierzu die Archivbestände des Indi- 
(Vannutelli); am 26. September „La salute zierungsverfahrens Ricciotti, Storia d’Israele, 
messianica in Luca e negli Atti“ (Teodorico), ACDF, SO CL 1934, 2372/1934, Nr. 16). 
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Alumne des Bibelinstituts und spätere Professor für Alttestamentliche Exegese an 
der Università Urbaniana, Salvatore Garofalo (1911-1998), oder der Professor der 
Lateranuniversität und spätere Erzbischof von Florenz, Ermenegildo Florit (1901- 
1981). Die Teilnehmer bildeten das ganze Spektrum katholischer Bibelwissenschaft 
in Italien ab und gehörten durchaus unterschiedlichen kirchenpolitischen Lagern 
an. Die Themenauswahl zeigt indes die Bestrebungen, mit der allgemeinen Ent- 
wicklung in den Bibelwissenschaften Schritt zu halten, soweit dies aus katholischer 
Perspektive als möglich bzw. sinnvoll erachtet wurde. Methodenschwerpunkte wie 
Religionsgeschichte und Gattungskritik wurden an Beispielen vorexerziert, die Li- 
terarkritik hingegen fast totgeschwiegen. Punktuell wurde auch das Verhältnis zu 
den Naturwissenschaften beleuchtet. Die historische Umwelt der Bibel, überwie- 
gend in Gestalt archäologischer Funde, gehörte im alttestamentlichen Bereich zu 
den stark angefragten Themenfeldern, genauso wie Fragen der Religionsgeschichte 
Israels, etwa zu Prophetie, eschatologischen Vorstellungen und der Apokalyptik. 
Die Pentateuchkritik war dagegen kein großes Thema. In den neutestamentlichen 
Beiträgen wurden ebenfalls einzelne virulente Forschungsfragen aufgegriffen. Die 
theologische Eigenart der Paulusbriefe und die literarischen Abhängigkeiten zwi- 
schen den Evangelien wurden verstärkt behandelt. 2239 Auch intertextuelle Bezüge 
zwischen den beiden Teilen des biblischen Kanons füllten das Programm. Dabei 
stand besonders die Frage im Mittelpunkt, wie im Neuen Testament mit dem Alten 
umgegangen wird. Als ein roter Faden erwiesen sich schließlich Vaccaris Vorträge 
zu den bibelwissenschaftlich relevanten Neuerscheinungen, die zu einer Konstante 
in der Programmgestaltung geworden waren. 


b) Strukturelle Veränderungen am Bibelinstitut: Orientalistische Fakultät, 
Umsetzung der päpstlichen Studienreform und Statuten des Instituts 

Nicht nur in der Außenwirkung verfolgte Bea zu Beginn seines Rektorats ambitio- 
nierte Pläne. Die Studienreform Pius’ XI. war in ihre entscheidende Phase eingetre- 
ten und Bea war als Beteiligtem klar, welche Veränderungen aller Wahrscheinlich- 
keit nach auf den Studienalltag des Instituts zukommen würden. In der Endphase 
der Arbeit der zuständigen Vorbereitungskommission im Frühjahr 1931, an deren 
Ende die Apostolische Konstitution „Deus scientiarum Dominus“ stand, suchte 
Bea Pius XI. in einer Privataudienz auf. Der Anlass war eigentlich ein anderer: Bea 
war zu Jahresbeginn zum Konsultor der Päpstlichen Bibelkommission ernannt 
worden, und die übliche Audienz für das neu kreierte Mitglied stand an. In seinem 
Bericht, den er Ledöchowski noch am selben Tag schickte, erläuterte der deutsche 
Jesuit seinem Ordensoberen, dass sich der Papst überwiegend Fragen der Studien- 
reform und den Ausgrabungen des Instituts in Teleilat Ghassul zugewendet hatte. 


259 Dass etwa im hochoffiziellen Programm des iert wurde, benutzt wird, steht exemplarisch 
Bibelinstituts von 1939 der stellvertretende für eine sichtliche Normalisierungs- und Ver- 
Rektor einen Beitrag platzierte, in dem der sachlichungstendenz des Diskurses unter ka- 
Begriff „Synoptiker“, der stark mit der pro- tholischen Bibelwissenschaftlern (Hebdomas 
testantischen Zwei-Quellen-Theorie assozi- biblica, in: Acta PIB 4/6 (1940), S. 225). 
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Angesichts des weiterhin grassierenden Modernismus in den Bibelwissenschaften 
habe der Papst für die Umsetzung der allgemeinen Studienreform für das Bibel- 
institut zwei Ziele betont: die Fortführung der dogmatisch-systematischen Fundie- 
rung zu Beginn des Studiums und zugleich eine intensive Textarbeit, die die theo- 
logischen Inhalte der biblischen Texte erfasste und historisch einordnete. Bea hatte 
zudem die Forschungsergebnisse seiner Kollegen auf dem Feld der Orientalistik 
referiert, worin der Papst einen guten Beitrag sah, um ein weiteres Ziel der eigenen 
Reformpläne umsetzen zu können: die Steigerung des Niveaus und die Anerken- 
nung kirchlicher Lehranstalten in den wissenschaftlichen Kreisen über Italien hi- 
naus. Dieses Wohlwollen nutzte Bea, um Pius XI. den Vorschlag der Gründung ei- 
ner Orientalistischen Fakultät am Biblicum zu unterbreiten, was der Papst goutier- 
te: „Machen Sie es so und dann werden wir sehen, wie sich die Sache entwickelt [...] 
Mich freut all das sehr, was Sie in Ihrem Institut machen, und spreche den Segen 
über alles.“?°° Abgesehen vom päpstlichen Wohlwollen, das freilich förderlich war, 
war das Bibelinstitut gerade auf dem Gebiet der Altorientalistik, besonders der 
Assyriologie exzellent aufgestellt. Anton Deimel, der seit der Gründung dem Insti- 
tut angehörte, war eine anerkannte Größe seines Fachs, auch Alfred Pohl (1890- 
1961), Franz Zorell (1863-1947) und Giuseppe Messina (1893-1951) waren hoch- 
qualifizierte Orientalisten mit guten Kontakten u.a. nach Deutschland.?°' Diese 
hatten dazu beigetragen, dass die gesamte Bibliothek des Berliner Altorientalisten 
Joseph Marquart (1864-1930), bei dem auch Bea während seines Studienaufent- 
halts in Berlin 1913 einige Veranstaltungen besucht hatte, nach Rom überführt 
wurde. 2672 Die Institutsbibliothek war dadurch sehr gut ausgestattet, weshalb Bea 
nach der päpstlichen Zusage seine Mitbrüder Deimel und Pohl beauftragte, ein 
Studienprogramm für eine orientalistische Sektion zu entwerfen. Um die Lehrver- 
anstaltungen in diesem Bereich bewältigen zu können, warb Bea den Franziskaner 
Maurus Witzel (1882-1968) als zusätzlichen Dozenten für Sumerisch und Hethi- 
tisch an, der damit der erste Nicht-Jesuit war, der am Bibelinstitut seine Arbeit 
aufnahm.?° Zugleich überließ der Rektor den drei Kollegen die Neukonzeption 
der Zeitschrift „Orientalia“, die in neuer Folge erscheinen sollte, ebenso die 


260 „Sisi fate così; e poi si vedra come sviluppare 1930, AAV, Segreteria di Stato, Rubr. 310, 
le cose [...] Mi rallegro tanto di tutto ciò che Fasc. 1, fol. 35r-36v; Marquart an Pacelli, 
fate nel Vostro Istituto, e benedico tutto“ 16.6.1930, AAV, Segreteria di Stato, Rubr. 
(Bea an Ledóchowski, 26. Januar 1931, 310, Fasc. r fol. 37rv). Zu den Bibliotheks- 
ARSI, PIB 1003 I, Ex Officio 1931, Nr. 4). beständen vgl. Bra, Prima quinque lustra, 

261 Vgl. MARTNA, Anni, S. ı4ıf. Messina und S. 60. 

Zorell waren seit 1928 am Institut tätig, 263 Bea stimmte hier das Vorgehen mit der Studi- 
Pohl seit 1930 (vgl. BEA, Prima quinque lu- enkongregation ab, wobei Bisleti ebenfalls 
stra, S. 44). den Schritt begrüßte: „S. Eminenz zeigte sich 

262 Da der logistische Aufwand erheblich war, sehr erfreut über das Bestreben, auch andere 
nutzte Bea in diesem Fall seine guten Verbin- Kräfte, besonders andere Orden für unser 
dungen zu Kardinalstaatssekretär Pacelli, wichtiges Werk heranzuziehen, und ermun- 
weshalb die konkrete Abwicklung über das terte sehr dazu“ (Bea an Ledóchowski, rt. 
Staatssekretariat lief (vgl. Peter Marquart Oktober 1931, ARSI, PIB 1003 I, Ex Officio 
[Bruder Joseph Marquarts] an Bea, 21. Mai 1931, Nr. 16). 
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Schaffung einer eigenen Schriftenreihe unter dem Titel „Analecta Orientalia“. Die 
zügige Ausarbeitung einer tragfähigen Infrastruktur in den orientalistischen Diszi- 
plinen gab Bea eine solide Verhandlungsgrundlage gegenüber der Ordensleitung 
und der Studienkongregation, um die Pläne für eine Orientalistische Fakultät um- 
zusetzen. In einem Gespräch mit dem Ordensgeneral wurden die Planungen erst- 
mals konkret. 263 Als das Professorium im November 1931 zustimmte, erarbeitete 
Bea bis April 1932 einen Antrag für die Studienkongregation, von deren Entschei- 
dung letztlich alles abhing.*°5 Um eine positive Entscheidung zu erwirken, schickte 
der Rektor im Juni und Juli jeweils eine Denkschrift an den Präfekten Bisleti, in 
denen er mögliche Einwände zu entkräften suchte. Eine Orientalistische Fakultät, 
die sämtliche Studienabschlüsse verleihen durfte, wäre kein Schaden für die bibel- 
wissenschaftlichen Studiengänge, für die am Institut nach wie vor andere Voraus- 
setzungen galten, zugleich stellten altorientalistische Studien eine wichtige Berei- 
cherung für die Bibelexegese dar. Im Gegenteil könnte durch einen zusätzlichen 
Studiengang die orientalistische Spezialisierung, der sich einige Studierende ohne- 
dies im Rahmen des Wahlcurriculums widmeten, durch eine weitere, allgemein 
anerkannte Qualifikation sichtbar gemacht werden. Außerdem stelle eine solche 
Fakultät keine Konkurrenz für das Päpstliche Orientalische Institut dar, da sich 
dieses ausschließlich mit den christlichen Ostkirchen beschäftigte, während eine 
altorientalistische Fakultät sich mit vorchristlichen Phänomenen befasste.?°° Im 
August 1932 einigten sich die Mitglieder der Studienkongregation und stimmten 
dem Vorhaben zu. In der Folge konnten sich Studierende an der Fakultät neben se- 
mitischen, assyriologischen und ägyptologischen Studien auch in Sanskrit und Per- 
sisch weiterbilden.*°7 In einem Rundschreiben warb Bea direkt bei Bischöfen und 
Ordensoberen für die Fakultät und den neuen Studiengang, der neben Klerikern 
auch ausgewählten Laien zugänglich gemacht werden sollte, 28 

Da parallel zum Projekt der Orientalistischen Fakultät auch die Überarbeitung 
der Statuten des Instituts gemäß den Reformbestimmungen der Konstitution „Deus 
scientiarum Dominus“ anstand, musste die orientalistische Organisationseinheit 
nun auch in das Regelwerk integriert werden. Für die bibelwissenschaftliche Fakul- 
tät bedeutete die Redaktion keine gravierenden Neuerungen, wenngleich Beas Ein- 
satz in der Vorbereitungskommission der päpstlichen Studienreform für eine generel- 
le Ausnahme der römischen Spezialinstitute von der Reform fehlgeschlagen war. 299 


264 Vgl. Bea an Ledóchowski, 25. September 267 Vgl. Bea, Prima quinque lustra, S. 28f.; vgl. 


1931, ARSI, PIB 1003 I, Ex Officio 1931, MARTINA, Anni, S. 141. 
Nr. 15. 268 Vgl. Bea, Rundschreiben an Bischöfe und Or- 
265 Vgl. GILBERT, Institut, S. 79f. densobere, 30. September 1932, ARSI, PIB 
266 Vgl. ebd., S. ro8f. Bereits im Mai 1932 hatte 1003 VI, Particulares 1932-1934, Nr. 5. 
Bea ein Gespräch mit Bisleti gehabt, indem 269 Im Mai 1930 hatte die Kommission heftig 
er dem Präfekten der Studienkongregation darüber gestritten, ob die Reform nur für 
die Pläne des Instituts dargelegt hatte (vgl. die theologischen Fakultäten und die Pries- 
Bea an Ledóchowski, 13. Mai 1932, ARSI, terseminare gelten sollte. Bea votierte in ei- 
PIB 1003 I, Ex Officio 1932 [in „Ex Officio nem Gutachten klar für diese Lösung und 
1931“ eingelegt], Nr. 25). wollte für spezielle Einrichtungen wie das 
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Zudem war die alte Studienordnung gerade einmal drei Jahre alt. 279 Allerdings zo- 
gen sich die Verhandlungen lange hin, da sich die Professoren des Bibelinstituts mit 
den Fachvertretern der Gregoriana und des Päpstlichen Orientalischen Instituts ver- 
ständigen mussten, um gemäß den Wünschen der Ordensleitung - alle drei Einrich- 
tungen standen unter der Ägide des Jesuitenordens - allgemeingültige Standards zu 
erarbeiten. Im August 1934 konnten die neuen Statuten schließlich verabschiedet 
werden, 271 Gemäß den Wünschen des Papstes rückten die exegetischen Lehrveran- 
staltungen und diejenigen zur biblischen Theologie bereits in die ersten beiden Stu- 
dienjahre; im dritten Jahr sollte dafür mehr Zeit zur Spezialisierung in Form von 
Wahlpflichtfächern geschaffen werden. In die letzte Studienphase wanderte auch 
die Geschichte der Exegese, die Vaccari bisher für die Studienanfänger gelesen hat- 
te. Erstmals sollte es als Wahlfach auch Lehrveranstaltungen zu Mischna und Tal- 
mud geben. Neben den regelmäßig stattfindenden Exkursionen ins Heilige Land 
wurde den Studierenden zudem ein fakultativer Studienaufenthalt an der Jerusale- 
mer Niederlassung im dritten Studienjahr angerechnet.?7? Wie in allen Hochschu- 
len wurden nun auch am Bibelinstitut verpflichtend sogenannte „Exercitationes“, 
also Seminare, als Lehrformat eingeführt.”73 Der Fächerkanon an der bibelwissen- 
schaftlichen Fakultät gestaltete sich gemäß den Statuten nun folgendermaßen: 
Pflichtfächer waren Allgemeine und Spezielle Einleitung in beide Testamente, Exe- 
gese einzelner biblischer Schriften, biblische Theologie, Griechisch, Hebräisch und 
Aramäisch sowie eine zusätzliche Sprache des Alten Orients nach Wahl; hinzu ka- 
men außerdem biblische Geschichte, Geographie Palästinas und biblische Archäo- 
logie. Wahlpflichtfächer waren Exegesegeschichte, spätantikes Griechisch, Hebrä- 
isch und Aramäisch, Geologie und Frühgeschichte Palästinas.?”+ 


c) Konkurrenzlos glücklich? — Beas Engagement für eine Monopolstellung 
des Instituts gegenüber Bibelkommission und Ecole biblique 

Die Statuten von 1934 stellten einen vorläufigen Endpunkt in der Konsolidierung 
des Bibelinstituts dar. Durch die Studienreform war die Monopolstellung der Ein- 
richtung noch stärker zutage getreten. Da der Papst bei den verschiedenen Gelegen- 
heiten betonte, dass alle zukünftigen Exegesedozenten und -professoren am Bibel- 
institut studiert haben mussten, wuchs der Einfluss stetig und mit ihm die Studie- 
rendenzahlen. Die Päpstliche Bibelkommission hatte zwar als Prüfungsinstanz mit 
Promotionsrecht die Studienreform überlebt, was aber eher einem Gnadenakt 


Biblicum eine Sondergesetzgebung, die le- 271 PÄPSTLICHES BIBELINSTITUT (Hg.), Statuta 
diglich dem Geist der Reform entsprach, Pontificii Instituti Biblici, Rom 1935. 
allerdings scheiterte der Vorschlag bereits 272 Vgl. GILBERT, Institut, S. 8of. 

an den Kommissionsmitgliedern, endgültig 273 Vgl. Statuta Pontificii Instituti Biblici, Rom 


aber am Widerstand des Papstes. Allerdings 1935, Art. 37. 

wurde auch die Ausarbeitung eines Sche- 274 Vgl. ebd., Art. 42f. Die zur Auswahl stehen- 

mas für die entsprechenden Paragraphen den Sprachkurse waren Syrisch, Akkadisch 

Bea übergeben (vgl. UNTERBURGER, Lehr- und Sumerisch, Arabisch, Äthiopisch, Altä- 

amt, S. 536-538). gyptisch, Koptisch, Armenisch, Indo-ira- 
270 Vgl. Bra, Prima quinque lustra, S. 27. nisch, Hethitisch. 
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gleichkam. In den Beratungen des Jahres 1930 waren die Vorzeichen eigentlich klar 
gewesen: im Zuge der Standardisierung der kirchlichen Abschlüsse mussten Studi- 
um und Abschlussprüfungen Hand in Hand gehen. Sämtliche Sonderprivilegien 
für päpstliche Einrichtungen, Prüfungen abzunehmen oder akademische Titel eh- 
renhalber zu verleihen, sollten der Vergangenheit angehören. Dass die Bibelkom- 
mission davon verschont blieb, war unter anderem einem Gutachten Beas zu ver- 
danken. Der Jesuit argumentierte allein von der Opportunität her und votierte für 
die Beibehaltung der Rechte des päpstlichen Gremiums. Schließlich bräuchten 
Kandidaten, die ihr Studium nicht am Bibelinstitut absolviert hatten, weiterhin 
eine kompetente Prüfstelle. Außerdem wäre die Außenwirkung fatal, da der Papst 
nur wenige Jahre zuvor noch die Prüfungsberechtigung zur Verleihung des Doktors 
der Bibelwissenschaften der Bibelkommission und dem Bibelinstitut zugesprochen 
hatte. Hinzu kam sicherlich auch eine gewisse Rücksichtnahme auf die Kardinäle, 
die der Bibelkommission angehörten, sowie auf die namhaften Fxegeten, die ihr 
als Konsultoren zugeordnet waren.?75 Dieser Schritt konnte allerdings nicht darü- 
ber hinwegtäuschen, dass das Gremium während des Pontifikats Pius’ XI. immer 
mehr an Einfluss verlor. Eingriffe in den bibelwissenschaftlichen Diskurs in Form 
von Dekreten, wie sie noch zu Beginn des Jahrhunderts an der Tagesordnung wa- 
ren, gab es fast gar nicht mehr. Die Zensur bibelwissenschaftlicher Publikationen 
lag im Verantwortungsbereich des Heiligen Offiziums. Wollte man das Gremium 
erhalten, musste man ihm zumindest die Prüfungen als letzten großen Tätigkeits- 
bereich erhalten. 27 Dass im Gegensatz zur Situation der 1920er Jahre nur zehn 
Jahre später ein Vertreter des Bibelinstituts über die Geschicke der Kommission 
entschied und nicht mehr umgekehrt, zeigt den Aufstieg des Instituts und den mas- 
siven Bedeutungsverlust der Kommission in besonderer Weise. 


Aus Beas Sicht stellte dagegen eine andere Einrichtung eine deutlich größere Kon- 
kurrenz dar: seit 1931 versuchte der Generalobere der Dominikaner, Martin Gillet 
(1875-1951), in Rom ein eingeschränktes Promotionsrecht für die Jerusalemer 
Ecole biblique zu erwirken. Die Ecole genoss genauso wie ihr Leiter Lagrange welt- 
weit großes Ansehen, stand aber zugleich im Gegensatz zum Bibelinstitut nicht im 
Ruf, eine konservative Bibelauslegung zu betreiben. Bisher hatten sich die dortigen, 
überwiegend französischsprachigen Studierenden der Doktorprüfung bei der Bi- 
belkommission in Rom unterziehen müssen. Durch die päpstliche Studienreform 
sahen Hochschul- und Ordensleitung die Chance gekommen, einen erneuten Ver- 
such zu unternehmen. Wäre dieser erfolgreich, hätte das römische Bibelinstitut sei- 
ne Monopolstellung innerhalb der kirchlichen Hochschullandschaft schnell wieder 
eingebüßt. Zwar hatte sich seit der Hochphase des Antimodernismus, deren Leid- 
tragender nicht zuletzt Lagrange gewesen war, das Verhältnis der beiden Hoch- 
schulen merklich entspannt. Das lag aber nicht zuletzt an der räumlichen Distanz 


275 Vgl. UNTERBURGER, Lehramt, S. 529-532. 276 Pıus XI., Apostolische Konstitution „Deus 
scientiarum Dominus“ vom 24. Mai 1931, 
Art. 36 $2, in: AAS (1931), S. 256. 
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zwischen Jerusalem und Rom und dem asymmetrischen Verhältnis. Das Bibelinsti- 
tut stand schließlich höher in der päpstlichen Gunst und besaß seit 1928 alle Rech- 
te einer theologischen Fakultät. Als Bea durch ein Schreiben Ledöchowskis, in dem 
der Pater General im Auftrag der Studienkongregation anfragte, von den Plänen 
erfuhr, verfasste der Rektor zwei Denkschriften, in denen er heftig widersprach. 
Aus Beas Sicht war die vorsichtige Bitte um das Promotionsrecht allein für die do- 
minikanischen Absolventen wenig einsichtig. Die Ecole habe mittlerweile viele Stu- 
dierende aus dem Weltklerus und anderen Orden, sodass das angefragte partielle 
Promotionsrecht sinnlos wäre. Die Sondergenehmigung würde außerdem die in den 
vorangegangenen Jahrzehnten mühevoll durchgesetzte Zentralisierung in der Aus- 
bildung künftiger Exegeten wieder zunichtemachen. Aus Beas Sicht genügte das Bi- 
belinstitut vollkommen als Ausbildungsstätte für die späteren Professoren in beiden 
biblischen Fächern. Die Erhebung der Ecole biblique zur vollwertigen päpstlichen 
Fakultät würde erneut einen Ort schaffen, an dem fernab der Aufsicht des Heiligen 
Stuhls Bibelexegese betrieben würde. Gerade eine solch dezentrale Ausbildung habe 
aber zu den Verwerfungen des Modernismus geführt. Wollte man diesen, der zwar 
geschwächt, aber nach wie vor nicht gänzlich überwunden sei, bekämpfen, könne 
man dem Gesuch nicht zustimmen. Schließlich wäre auch die Außenwirkung fatal. 
Die Erhebung der in der Vergangenheit eher liberal eingestellten Ecole zur Fakultät, 
würde den Eindruck vermitteln, der Papst wäre hinsichtlich der Bibelwissenschaf- 
ten auf eine liberale Linie geschwenkt, was erneut zu heftigen Kontroversen führen 
würde.?77 Schließlich böte man dadurch den ohnehin romkritischen Studierenden 
aus Frankreich und Deutschland eine Alternative zum Bibelinstitut: 


„Wenn die Fakultät von Jerusalem erst einmal zugelassen ist, könnte man zu Recht 
oder zu Unrecht darauf schließen, dass der Heilige Stuhl jetzt anfängt, sich in den 
biblischen Fächern liberaleren und unabhängigeren Zielsetzungen zu beugen, denen 
man mit Vorliebe in Frankreich, Deutschland oder in Belgien folgt, wo man eine ge- 
wisse Abneigung gegen die römischen Studien und speziell gegen das Bibelinstitut 
hat; und sofort würde man einen Kurs außerhalb Roms in der Ecole von Jerusalem 
bevorzugen, deren Deutung der Schritte des Heiligen Stuhls [zugunsten der liberalen 
Exegese] einen großen Schaden für das römische Institut bedeuten würde, das von 
den Päpsten gegründet und nach Kriterien des Heiligen Stuhls geordnet ist.“?73 


277 „Pare poco probabile, se non impossibile, che 2. che tale erezione giungerebbe in un mo- 
la concessione eventualmente data colle su- mento nel quale il razionalismo ed il moder- 
dette limitazioni per i soli studenti del pro- nismo biblico non & ancora del tutto supera- 
prio ordine [...] Supposto ciò, si verifichereb- to, anzi comincia a ripullulare in alcuni am- 
be tutto quelli che abbiamo indicato in un bienti, come lo mostrano gli stessi atti della 
precedente Promemoria, cioè: r. Che la Santa Suprema Sacra Congregazione del S. Offizio 
Sede, se una urgente necessità (bastando per- circa materie bibliche“ (Bea, Denkschrift, 6. 
fettamente il Pontificio Istituto Biblico per Februar 1933, ARSI, PIB 1003 V, Particula- 
formare i futuri Professori di S. Scrittura per res 1931-1933, Nr. 4). 
tutto il mondo) concederebbe l’erezione di 278 „[U]na volta concessa la facoltà a Gerusa- 
una Facoltà biblica, la quale non sarebbe sot- lemme, si concluderebbe, a ragione o a torto, 
to immediato controllo e sotto la continua che la Santa Sede ormai comincia a cedere in 
sorveglianza della Santa Sede; materie bibliche ad indirizzi più liberi e più 
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Bea riet deshalb dringend von einer positiven Antwort an die Dominikaner ab. Er 
war sich hier nicht zu schade, trotz bereits angebahnter Kooperationen mit der 
Ecole biblique die alten Modernismusvorwürfe herauszuholen. Obwohl sich La- 
grange wie auch seine Kollegen seit dem Indizierungsverfahren gegen ihn 20 Jahre 
zuvor nichts mehr hatte zu Schulden kommen lassen, stand die Ecole biblique im- 
mer noch im Ruf, liberale oder gar modernistische Ansichten zu fördern. Zumin- 
dest versuchte Bea - zu diesem Zeitpunkt noch ganz in den Bahnen seiner Vorgän- 
ger — diese Befürchtung bei den römischen Verantwortlichen zu schüren.?7? Um die 
unangefochtene Stellung des Instituts zu verteidigen, schreckte der sonst eher nüch- 
tern und sachlich agierende Rektor auch nicht vor drastischen Formulierungen zu- 
rück. Um seinen Ausführungen Nachdruck zu verleihen, schickte er eine weitere 
Denkschrift hinterher. Das Schreiben widmete sich vier Kernpunkten: der Grundin- 
tention für die Gründung des Bibelinstituts, der allgemeinen Lage der Bibelwissen- 
schaften, der gegenwärtigen Position des Instituts und den Folgen, die die Verlei- 
hung des Promotionsrechts an andere Hochschulen hätte. Bea versuchte damit den 
Gedankengang zu befördern, dass eine Aufwertung der Ecole biblique automatisch 
eine Abwertung des Bibelinstituts darstellen würde. 

Besonders interessant sind der zweite und dritte Punkt, da Bea hier seine Sicht 
der Dinge nach drei Jahren Rektorat darlegte. Gemäß seiner Situationsanalyse wa- 
ren die Anstrengungen der Verantwortlichen an der Kurie über die vorangegange- 
nen Jahrzehnte, die zur Gründung des Bibelinstituts, strengen Regeln für die Bibel- 
exegese und einer strikten Ausrichtung am päpstlichen Lehramt geführt hatten, 
richtig gewesen. Sie hatten schließlich das Eindringen rationalistischer Theorien 
verhindert und die traditionelle Schriftauslegung verteidigt. In den Bibelwissen- 
schaften habe sich allerdings hartnäckiger als in der systematischen Theologie oder 
in der Philosophie ein gewisser modernistischer Geist erhalten, was die Indexver- 
fahren der letzten Jahre deutlich gemacht hätten.*®° Dagegen habe das Bibelinstitut 
immer versucht, eine Bibelwissenschaft ganz auf der Linie der päpstlichen Ver- 
lautbarungen zu betreiben, worin seine besondere Vorbildfunktion liege. Gerade 


279 
280 


indipendenti, quali si seguono con preferenza 
in Francia, Germania, nel Belgio, dove si ha 
una certa avversione contro gli studi Romani 
e specialmente dell’Istituto Biblico, e subito si 
preferirebbe un corso fuori di Roma nella 
Scuola di Gerusalemme, la quale interpreta- 
zione dei passi della Santa Sede risulterebbe 
un grandissimo danno all’Istituto Romano 
creato dai Sommi Pontifici e ordinato secon- 
do criteri della stessa Santa Sede“ (ebd.). 
Vgl. MoNTAGNES, Lagrange, S. 477f. 

„Le premure della Santa Sede di garantire 
quanto & possibile la solida formazione dei 
futuri insegnanti e scrittori di materie bibli- 
che, manifestate dalle prescrizioni fatte nella 
fondazione dell’Istituto, e confermate dai 


provvedimenti del tempo posteriore, sono 
fondate nella difficile situazione degli studi 
biblici prodottasi per influenza della critica 
razionalistica e per gli sforzi degli autori mo- 
dernistici di rovesciare le tesi tradizionali 
della scienza biblica. Ora, benche la forza del 
modernismo sia rotta nel campo filosofi- 
co-teologico, le sue funeste influenze conti- 
nuano ancora sul campo biblico [...] Quindi 
la Supr. S. Congregazione del S. Offizio sup- 
pone che il pericolo di errori e false dottrine 
nelle questioni bibliche sia tanto poco passa- 
to, che si impongano piuttosto misure così 
forti“ (Bea, Denkschrift [ohne Datum], 
ARSI, PIB 1003 V, Particulares 1931-1933, 
Nr. 4a). 


200 Professur und Rektorat am Päpstlichen Bibelinstitut 


deshalb sei die Arbeit bisher von Erfolg gekrönt gewesen; sie sei angesichts der Kri- 
tik von außen aber noch lange nicht zum Standard in der Kirche geworden: 


„Einerseits [gibt es Kritik] von den Repräsentanten einer aufgeschlosseneren und li- 
beraleren Richtung der Bibelwissenschaft, die den wissenschaftlichen Charakter des 
Unterrichts und der Publikationen [des Instituts] bestreiten und auf diese Weise ver- 
suchen, die wissenschaftliche Reputation zu zerstören und ihm das Vertrauen der Bi- 
schöfe und Ordensoberen abspenstig zu machen. Auf der anderen Seite von den ‚Hy- 
perkonservativen‘ (unter ihnen gab es auch einige Mitglieder der Päpstl[ichen] Bibel- 
kommission), die danach trachteten, das Institut daran zu hindern, sich ernsthaft und 
mit wissenschaftlicher Methodik an der Diskussion und der Lösung der schwierigen 
Probleme zu widmen, die der katholischen Bibelwissenschaft durch die Angriffe des 
Rationalismus und durch die Thesen des Modernismus auferlegt worden sind. Heute 
scheint es, dass das Institut beide Arten von Gegenspielern besiegt hat und dass das 
Ansehen als wirklich wissenschaftliches Institut auch in den Reihen der Wissen- 
schaftler, die ihm nicht sehr gewogen waren, ja sogar unter Nicht-Katholiken gewon- 
nen werden konnte, obwohl es zugleich treu ergeben, gemäß den Vorschriften des 
Heiligen Stuhls, die Lehre der katholischen Tradition vertritt und verteidigt.“ *®' 


Das Charakterbild der Gegner des Instituts, das Bea für seinen Ordensoberen 
zeichnete, zeigte auf der einen Seite, wo der Rektor im Spektrum der zeitgenössi- 
schen Bibelwissenschaft sein Institut verortete, auf der anderen Seite aber auch, 
welche Zielvorstellung er mit seiner Politik verfolgte. Das Bibelinstitut sollte einen 
ausgleichenden Mittelweg verfolgen. Eine fundamentalistische Wagenburgmentali- 
tät, die sich nicht mit den Fragen und Debatten der Gegenwart beschäftigte, war 
ebenso ausgeschlossen wie ein vorschnelles Zutrauen gegenüber zeitgenössischen 
Theorien und Forschungsmeinungen. Nur wenn das Institut auf diesem Kurs blieb, 
konnte es, so Beas Überzeugung, sowohl auf dem wissenschaftlichen Parkett als 
auch beim Heiligen Stuhl Anerkennung finden. Wieder einmal traten also auch in 
dem „Promemoria“ seine beiden Leitideen hervor: Treue zum kirchlichen Lehramt 
und hohes wissenschaftliches Niveau. Nur durch die Aufrechterhaltung des Status 
quo konnten laut Bea beide Ziele erreicht werden. Zugleich ist aber bemerkens- 
wert, dass der Rektor sehr wohl erkannte, dass das Institut an der Kurie zumal in 
den Reihen der Bibelkommission nicht nur Freunde hatte. Dass diese Einschätzung 
berechtigt war, sollten der tiefgreifende Konflikt der späten 1930er Jahre um die 


281 „[D]a un lato, dai rappresentanti della ten- sione e alla soluzione dei delicati problemi 


denza più larga e più liberale della scienza 
biblica, i quali gli contestavano il carattere 
scientifico dell’insegnamento e delle pubbli- 
cazioni e cercavano in tal modo distruggerne 
la riputazione scientifica ed alienargli la fidu- 
cia dei Vescovi e dei Superiori religiosi; 
dall’altro lato, dagli „iperconservativi“ (fra i 
quali vi erano anche alcuni membri della 
stessa Pont. Commissione Biblica), i quali 
cercavano d’impedire l'Istituto dal darsi se- 
riamente e con metodo scientifico alla discus- 


proposti alla scienza biblica cattolica per gli 
attacchi del razionalismo e per le tesi del mo- 
dernismo. Oggi sembra che lIstituto abbia 
vinto ambedue le classi di oppositori e che 
abbia potuto guadagnarsi la riputazione 
dell’ Istituto veramente scientifico anche den- 
tro le file degli scienziati non troppo favore- 
voli, anzi fra gli stessi non cattolici, mentre 
allo stesso tempo sostiene e difende fedel- 
mente, secondo le norme della Santa Sede, le 
dottrine della tradizione cattolica“ (ebd.). 
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Schriften Dain Cohenels und deren Indizierung sowie die scharfe Kritik am Bibli- 
cum aus dem konservativen Lager noch zeigen. Ähnlich wie in seiner ersten Denk- 
schrift stellte Bea außerdem deutlich heraus: in den Bibelwissenschaften war die 
Zeit noch nicht reif für Zugeständnisse und dezentrale Lösungen, also auch nicht 
für die Erteilung des Promotionsrechts an die Ecole biblique. Nur der römische 
Zentralismus durch enge Zusammenarbeit zwischen Kurie und Bibelinstitut ver- 
hindere ein erneutes Erstarken modernistischer "Tendenzen. 282 Als Drohkulisse 
taugte der Modernismus für den Rektor nach wie vor, auch wenn er sich selbst kei- 
nesfalls nach den rigiden Zwangsmaßnahmen der Hochphase des Antimodernis- 
mus unter Pius X. zurücksehnte.”®3 Den Jerusalemer Kollegen traute er offensicht- 
lich nach wie vor zu, dass diese die Erhebung zur Fakultät mit allen Rechten dazu 
nutzen würden, um selbstbewusst liberale Ansichten zu verbreiten, was dann in 
Rom erneut zu harten Auseinandersetzungen um die Bibelwissenschaften führen 
würde. Bea wollte, dass auch auf diesem theologischen Feld Ruhe einkehrte, was 
angesichts der drängenden Fragen und ungelösten Probleme optimistisch erschei- 
nen musste. Aber er glaubte nur durch ruhige Forschung mit wissenschaftlichen 
Methoden in den Bereichen, die das Lehramt offen gelassen hatte, und durch ei- 
nen unbedingten Schulterschluss mit dem Papst mehr für die eigene Disziplin er- 
reichen zu können als mit öffentlichkeitswirksamer Kritik, die er aufgrund ein- 
schlägiger Erfahrungen aus dem eigenen Orden vor allem französischen Kollegen 
durchwegs zutraute. 

Beas Einstellung zur Ecole biblique sollte sich erst im Laufe der 1930er Jahre 
ändern. 1934 traf er auf einer Israelreise erstmals Lagrange persönlich. In dem 
Dominikaner und Neutestamentler Jacques-Marie Voste, dem späteren Sekretär 
der Bibelkommission, fand er einen wichtigen Freund und Mitstreiter in den Be- 
langen der katholischen Bibelwissenschaft. Schließlich wurden Bea und andere 
Professoren des Bibelinstituts sogar eingeladen, sich am „Dictionnaire de la Bible“ 


282 „Considerate tutte queste ragioni sembra che sorveglianza ed influenza la quale esercita 
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le condizioni attuali della scienza biblica non 
permettano ancora di dare all’insegnamento 
biblico la stessa libertä che godono le altre 
discipline, e che, ammettendosi altri centri di 
studi biblici, si correrebbe serio pericolo di 
veder risorgere il modernismo, contro cui la 
Chiesa ha dovuto lottare cosi aspramente. 
Una concessione data alla Scuola Biblica di 
Gerusalemme verrebbe indubbiamente inter- 
pretata nel senso che la Santa Sede non insi- 
sta piü tanto sulle norme e disposizioni di 
prima, e che oramai ci sia posto nella Chiesa 
anche per indirizzi più liberi di quello delli- 
stituto. Un rinascimento di tali indirizzi sa- 
rebbe tanto più pericoloso, in quanto che, 
moltiplicati i centri degli studi biblici ed am- 
messi Istituti fuori di Roma, la Santa Sede 
avrebbe minore possibilità di quella diretta 


attualmente sopra l'Istituto Biblico di Roma“ 
(Bea, Denkschrift [ohne Datum], ARSI, PIB 
1003 V, Particulares 1931-1933, Nr. 4a). 


283 Auch wenn Bea ein kirchliches Vorgehen ge- 


gen den wie auch immer gearteten Modernis- 
mus zur Not mit harten Maßnahmen für nö- 
tig hielt, hatte er sich bereits bei mehreren 
Gelegenheiten gegen eine kirchliche Politik 
gewendet, die nur auf Zwang, Denunziation 
und Zensur setzte (vgl. UNTERBURGER, Gefah- 
ren, S. 29). Er glaubte vielmehr daran, dass 
die Verkündigung der Kirche Recht behalten 
sollte und sich deshalb die Wahrheit der ka- 
tholischen Tradition auch ohne Zwang bei 
den Gläubigen durchsetzen würde, wenn man 
sie ihnen nur gut genug erklärte. Die Wahr- 
heit hatte schließlich nicht nur die Autorität 
auf ihrer Seite, sondern auch das Argument. 
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zu beteiligen, das überwiegend von Professoren und ehemaligen Studierenden der 
Ecole biblique verantwortet wurde. 


d) Das Institut feiert sich selbst — Die Feierlichkeiten zum 25-jährigen 

Jubiläum 1934 
Die Vorstellungen von der Ausrichtung des Instituts, die Bea im Vertrauen seinem 
Ordensgeneral Ledöchowski mitgeteilt hatte, versuchte der Rektor auch nach au- 
ßen sichtbar zu machen. Eine besondere Gelegenheit dafür boten die Feierlichkei- 
ten zum 25-jährigen Bestehen des Bibelinstituts im Mai 1934. Die Professoren hat- 
ten bereits im Frühjahr 1933 mit den Vorbereitungen begonnen. Neben einem gro- 
ßen Festakt am Gründungstag (7. Mai) waren auch mehrere Publikationen im 
Gespräch. Zunächst hatte man eine Sonderausgabe der „Biblica“ ins Auge gefasst, 
allerdings fiel angesichts der Vielzahl der Beiträger, die ihre Bereitschaft bekunde- 
ten, schnell die endgültige Entscheidung zugunsten einer eigenständigen, zweibän- 
digen Festschrift.”®+ Diese sollte unterschiedliche wissenschaftliche Beiträge zu 
exegetischen und orientalistischen Fragen beinhalten. Ganz bewusst wurden aus- 
wärtige Bibelwissenschaftler angefragt, die zum Teil ihre Ausbildung am Bibel- 
institut absolviert hatten. 2873 Zunächst dachte man an eine Auflage von ca. 200 
Exemplaren, die notfalls nachgedruckt werden konnte. Bea übernahm für die Fest- 
schrift die Aufgabe, die Geschichte und die Arbeitsweise des Instituts darzustellen. 
Diese Zusammenschau der Errungenschaften des Instituts wurde zusätzlich als 
Broschüre nachgedruckt.*3° Außerdem sollte der erste Grabungsbericht zu Teleilat 
Ghassul fertig gestellt und beim Festakt präsentiert werden. 287 

Was die Veranstaltungsplanung anging, einigte sich die Leitungsebene des Insti- 
tuts auf eine Zweiteilung: einen Festakt für das Institut und eine Feierstunde in 
Anwesenheit des Papstes.?33 

Am eigentlichen Jubiläumstag ging dem feierlichen Actus Academicus in der 
Aula des Instituts ein Pontifikalgottesdienst in Sant’Ignazio voraus. Zelebrant war 
der Kanoniker von St. Peter und Absolvent des Bibelinstituts, Jan Smit (1883- 
1972); am Ende des Gottesdienstes spendete der Kardinalvikar von Rom, Francesco 
Marchetti-Selvaggiani, den eucharistischen Segen. Neben zahlreichen Absolventen 
des Instituts nahmen auch hochrangige Vertreter der römischen Kirchenhierarchie 
teil, darunter der Präfekt der Studienkongregation Bisleti, der Jesuitengeneral Le- 
döchowski, der lateinische Patriarch von Alexandrien, Paul de Huyn (1868-1946), 
und der Rektor der deutschen Nationalkirche Santa Maria dell’Anima, Erzbischof 


284 Päpstliches Bibelinstitut (Hg.), Miscellanea Zum Gang der Planungen ebenso vgl. GIL- 
Biblica. Edita a Pontificio Instituto biblico ad BERT, Institut, S. Sat. 
celebrandum annum 25 ex quo conditum est 286 BEA, Prima quinque lustra. 
Institutum 1909 — 7 maii — 1934, 2 Bde, 287 Marıon, Alexis, Teleilat Ghassul. Bd. x: 


Rom 1934. Compte rendu des fouilles de l’Institut Bi- 
285 Vgl. Auszug aus dem Protokoll der Professo- blique Pontifical 1929-1932, Rom 1934. 

renversammlung, [23. Februar 1933], ARSI, 288 Vgl. Bea an Ledöchowski, 14. Januar 1934, 

PIB 1003 VI, Particulares 1932-1934, Nr. 3. ARSI, PIB 1003 I, Ex Officio 1933-1934 [in 


„Ex Officio 1931“ eingelegt], Nr. 51. 
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Alois Hudal (1885-1963). Darüber hinaus waren auch zahlreiche Vertreter der 
Gregoriana und anderer römischer (Ordens-)Hochschulen der Einladung gefolgt, 
etwa von Sant’Anselmo, dem Angelicum, dem Antonianum und der Lateranuni- 
versität; hinzu kamen Angehörige der Studienkongregation, darunter deren Sekre- 
tär Ruffini, sowie der Päpstlichen Bibelkommission, ebenfalls unter anderem ver- 
treten durch ihren Sekretär, Jean Baptiste Frey. 299 In der Aula wurde anschließend 
die Festschrift vorgestellt, an der insgesamt 30 katholische Autoren mitgewirkt 
hatten. Die neuesten archäologischen Grabungen, die literarisch-sprachwissen- 
schaftliche Analyse alttestamentlicher Schriften oder die Religionsgeschichte Isra- 
els wurden darin genauso thematisiert wie Spezialfragen zu den synoptischen 
Evangelien und den Paulusbriefen. Dreizehn Beiträge fielen auf die amtierenden 
Professoren des Instituts, sechs auf ehemalige Alumnen und elf auf Bibelwissen- 
schaftler, die nicht in unmittelbarer Verbindung zum Bibelinstitut standen. Auffäl- 
lig ist zudem, dass die Hälfte der Autoren aus dem deutschsprachigen Raum kam, 
wenngleich einige ihre Beiträge nicht in deutscher Sprache, sondern auf Latein ver- 
fasst hatten. Die nächstkleinere Gruppe waren die sieben französischsprachigen 
Beiträge, gefolgt von je vier italienischen und vier lateinischen Beiträgen sowie zwei 
spanischen Aufsätzen. 

Der erste Band des Grabungsberichts von Teleilat Ghassul, den der einen Monat 
zuvor plötzlich verstorbene Leiter der Jerusalemer Niederlassung, Alexis Mallon, 
noch fertig gestellt hatte, bildete den prestigeträchtigen Höhepunkt der Veröffent- 
lichungen.??° Nicht nur der Papst hatte die Ausgrabungen mit großem Interesse 
verfolgt, sondern auch die bibelwissenschaftliche Community. Mit ersten belast- 
baren Ergebnissen von der Grabung, die allem Anschein nach eine Siedlung aus 
dem dritten vorchristlichen Jahrtausend freigelegt hatte, war das Bibelinstitut im 
Kreis der Institutionen angekommen, die sich der Erforschung Palästinas und des 
Nahen Ostens widmeten. 

Der Feier im gewohnten wissenschaftlichen Umfeld folgte wenige Tage später 
eine pompöse Demonstration der Zugehörigkeit zum Heiligen Stuhl. Pius XI. hatte 
bereits zu Jahresbeginn in einer Privataudienz Beas sein Interesse bekundet und 
eine Audienz für die Angehörigen des Instituts in Aussicht gestellt, 293 Letzten En- 
des wurde der Empfang im Apostolischen Palast auf den ı2. Mai 1934 festgelegt, 
zu dem auch die Vertreter und Studierenden der Gregoriana und des Päpstlichen 
Orientalischen Instituts eingeladen wurden. Bei dieser Gelegenheit sollte dem Papst 
die Festschrift „Miscellanea Biblica“ und der erste Band des Grabungsberichts 
überreicht werden. Als Rahmen wurde ein Grußwort Beas eingeplant, gefolgt von 


289 Vgl. Annus ab Instituto condito XXV, in: nuar 1931, ARSI, PIB 1003 I, Ex Officio 
Acta PIB 3/10 (1934), S. 294f.; Da FONSECA, 1931, Nr. 4; Bea an Ledóchowski, re, Juli 
De solemne celebratione, S. 161. 1931, ARSI, PIB 1003 I, Ex Officio 1931, 

290 Vgl. BEA, Lustra, S. 42. Nr. 13). 

291 In den Audienzen Beas im Apostolischen Pa- 292 Vgl. Bea an Ledóchowski, 2. Januar 1934, 
last gehörte die Erkundigung über die Aus- ARSI, PIB 1003 I, Ex Officio 1933-1934 [in 
grabungen zu den Standardnachfragen des „Ex Officio 1931“ eingelegt], Nr. so. 
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einem Vortrag des Franziskaners und Alumnus des Instituts, Gaetano Stano, über 
die Förderung der Bibelwissenschaften durch die Päpste?%3, bevor schließlich 
Pius XI. einige Worte an die Versammlung richten sollte 293 Nachdem der Papst auf 
der Sedia gestatoria unter Beifall der Anwesenden in die Benediktionsaula getragen 
worden war, ergriff Bea das Wort und versicherte in seiner kurzen Ansprache die 
Ergebenheit des gesamten Bibelinstituts gegenüber dem Papst und allen lehramtli- 
chen Vorgaben seiner Vorgänger für die Bibelwissenschaft. Durch die enge Bin- 
dung an die Päpste Pius X. und Benedikt XV., aber genauso an Pius XI. sei das 
Institut zu dem geworden, was es nun 25 Jahre nach seiner Gründung sei. Schließ- 
lich nannte er die wesentlichen päpstlichen Dokumente, in denen bisher das Bibli- 
cum bedacht worden war.?95 Der Papst hingegen brachte im Anschluss an den da- 
rauffolgenden Festvortrag Stanos seinen Dank für die Arbeit der drei anwesenden 
wissenschaftlichen Einrichtungen, besonders aber des Biblicums, zum Ausdruck 
und verband seine Rückschau mit der Darlegung dessen, was er den „Apostolat der 
Wissenschaft“ (Apostolatus scientiae) nannte. Richtig verstandene Wissenschaft 
musste und konnte - so Pius XI. - immer dem Glauben dienen. Letzterer suchte 
schließlich die höhere Erkenntnis und strebte letztlich wie auch das Gebet nach der 
göttlichen Wirklichkeit, in der die volle Wahrheit und alle Erkenntnis ihren Grund 
und auch ihr Ziel hat. Wenn Wissenschaft bei all ihren unterschiedlichen Metho- 
den und Forschungsrichtungen eine solche Wahrheitssuche darstellte, war sie in 
der Kirche hoch zu achten.??° Damit band der Papst freilich die Wissenschaft an 
den Glauben der Kirche und wiederholte hier noch einmal in Kurzform, was er in 
der Einleitung zur Apostolischen Konstitution „Deus scientiarum Dominus“ for- 
muliert hatte 297 

Insgesamt zog Bea bei der Ausgestaltung der Feierlichkeiten alle Register, um 
das Selbstverständnis des Instituts auf den verschiedenen Ebenen sichtbar werden 
zu lassen. Die in den nüchternen Sätzen der Statuten festgehaltenen vier markan- 


293 Vgl. STANO, Gaetano, Summorum Pontificum est instrumentum apostolatus pro fide, pro 


294 


295 


296 


ultimis decenniis de studiis Biblicis pro- 
vehendis curae, in: Verbum Domini 14 
(1934), S. 169-177. 

Vgl. Bea an Ledóchowski, 14. Januar 1934, 
ARSI, PIB 1003 I, Ex Officio 1933-1934 [in 
„Ex Officio 1931“ eingelegt], Nr. 51. 

Vgl. Da Fonseca, Luis Gonzaga, De solemne 
celebratione solemni anni XXV a condito 
Pontificio Instituto Biblico, in: Verbum Do- 
mini 14 (1934), S. 163-165. 

»[S]ed scientiae qualem vos amatis, perse- 
quimini, colitis: scientiae fidei inservientis, 
quae uno verbo significanter dicta est: ,Apo- 
stolatus scientiae‘ [...] Quo igitur sensu 
‚Apostolatum scientiae‘ intellegamus? Estne 
scientia instrumentum, an est etiam terminus 
et scopus apostolatus ? Nos quidem sic cogi- 
tamus, dilectissimi Filii : Scientia non solum 


bonitate, pro veritate absoluta exercendi, sed 
debet etiam esse, illa maxime quam colitis, 
finis et scopus veri cuiusdam et proprie dicti 
apostolatus. Ex iis enim quae vidimus et ad 
Nos undique deferuntur de mediis doctorum 
scholais, patet vestrum apostolatum debere 
scientiam ipsam spectare. Et hic quoque pre- 
tiosissimus est apostolatus, quem vos docen- 
do exercetis, cuius optimos laetissimosque 
fructus cernimus. Scientia quae a fide, a spi- 
ritu fidei, a studio fidei discit, in propriam 
utilitatem discit, plenitudinem methodi, ple- 
nitudinem obiecti, plenitudinem possessio- 
nis“ (ebd., S. 166f.). 


297 Vgl. Pius XI., Apostolische Konstitution 


„Deus scientiarum Dominus“ vom 24. Mai 
1931, in: AAS 23 (1931), S. 241-246. 
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testen Charakteristika, die die Arbeit am Biblicum bestimmten, sollten wirkungs- 
voll in Szene gesetzt werden: ein päpstliches (I), bibelwissenschaftliches Insti- 
tut (II), mit Studierenden und Professoren aus unterschiedlichen Ländern (III) so- 
wie in Trägerschaft des Jesuitenordens (IV). 

(I) Dass der Papst Professoren und Alumnen des Bibelinstituts zusammen mit 
Vertretern der Gregoriana und des Orientalischen Instituts empfing, signalisierte 
deutlich, wem man sich zu verdanken hatte: dem amtierenden Pius XI. und seinen 
Vorgängern. Das wurde nicht zuletzt an der Überbetonung der Dankbarkeit von 
allen Rednern deutlich nach außen getragen. Der Empfang im Apostolischen Palast 
markierte auch rein räumlich, auf wessen Terrain sich das Bibelinstitut durchwegs 
bewegte. Die päpstliche Gesetzgebung und die kirchenpolitischen Entscheidungen 
waren das Maß aller Dinge auch und besonders für die Bibelwissenschaften. Der 
Vortrag Stanos unterstrich dies: bei der Feier ging es nicht etwa — wie man bei ei- 
nem Jubiläum einer bibelwissenschaftlichen Einrichtung vermuten könnte — um 
den Wert der Bibel und ihrer Erforschung für die Kirche, sondern um die päpstli- 
chen Entscheidungen über deren rechte Auslegung. Dadurch wurde die Wertschät- 
zung des Papstes für das Biblicum nach außen hin sichtbar, allerdings blieb der 
Pontifex konkrete Aussagen schuldig, was er jenseits der absoluten Papsttreue an 
der wissenschaftlichen Arbeit des Instituts schätzte. 

Diese war eher Thema bei der Institutsfeier einige Tage zuvor. Über das wissen- 
schaftliche Niveau (II) sollten die groß angelegten Publikationen Aufschluss geben, 
die durch die Beteiligung auswärtiger Experten auch signalisieren sollten, dass 
man sich zumindest am innerkatholischen Forschungsdiskurs konstruktiv beteilig- 
te. Mit Mallons Grabungsbericht konnte man zudem Gesprächsbereitschaft gegen- 
über den nicht konfessionell gebundenen Disziplinen der Archäologie und der 
Altorientalistik zum Ausdruck bringen. (III) Die Anwesenheit vieler Alumnen, die 
nach ihrer Ausbildung selbst als akademische Lehrer an kirchlichen Studien- 
einrichtungen tätig waren, verdeutlichte außerdem den starken Einfluss des Bibel- 
instituts in Italien und darüber hinaus. Beim Leser konnte zumindest aufgrund der 
sprachlichen und fachlichen Vielfalt der Publikationen der Eindruck entstehen, das 
zentralistische römische Institut schätze die Forschungsarbeit in den verschiedenen 
Ländern oder nehme diese zumindest ohne Scheuklappen zur Kenntnis. 

Wenn bereits vor der Feierstunde im Institut ein Pontifikalamt in Sant’Ignazio 
auf dem Programm stand, wurde unter Umständen den Teilnehmern an der Feier 
ein anderer Aspekt vor Augen geführt, der in den bisherigen Ausführungen zur Ge- 
schichte des Bibelinstituts und zu Beas Rektorat bereits deutlich zutage getreten ist. 
Das Bibelinstitut war eine durch und durch jesuitische Institution (IV). Nicht nur, 
dass die Professoren eine eigene Kommunität bildeten, sondern auch die enge Ein- 
bindung des Ordensgenerals in sämtliche Entscheidungen der Rektoren zeigt die 
Verschränkung von Ordens- und Hochschulstruktur. Wenn schließlich als Auftakt 
unter Andrea Pozzos (1642-1709) barockem Deckenfresko „Die Apotheose des 
heiligen Ignatius“ die Messe gefeiert wurde, stellte man den jesuitischen Einfluss 
auf die Ausrichtung des Heilligen Stuhls in Sachen Bibelauslegung überdeutlich zur 
Schau. Symbolwirkung hatte außerdem, dass sich das Grab des wenige Jahre zuvor 
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heiliggesprochenen Jesuitentheologen und -kardinal Robert Bellarmin (1542-1621) 
in der Kirche befindet. Dieser stand nicht nur in den Augen Pius’ XI. für die gelun- 
gene Symbiose aus Dogmatik und Bibelauslegung. Angesichts der reichen Symoblik 
implizierte die Feier des Bibelinstituts schließlich auch eine Sonderstellung der je- 
suitischen Ausbildungsstätten. 


e) Zugang zum Zentrum der Macht - Bea, Pius XI. und Pius XII. 

Beas tägliche Arbeit am Bibelinstitut zeigt die unablässige Spannung zwischen 
lehramtlichen und wissenschaftlichen Ansprüchen auf der einen und großen Ge- 
staltungsspielräumen auf der anderen Seite. Eine Tätigkeit im Zentrum der katho- 
lischen Kirche brachte diese mit sich, die Bibelwissenschaftler in der Peripherie 
schlicht nicht hatten. 298 Die räumliche Nähe und die persönlichen Kontakte er- 
möglichten einiges. Bea war früh auch in positive Entscheidungen der Päpste in- 
volviert, die Normen für die theologische Wissenskultur setzten. Die erfolgreiche 
Arbeit als Rektor des Biblicums, die wichtige Rolle bei der Erarbeitung und Um- 
setzung der päpstlichen Studienreform und der gute Draht zum Ordensgeneral 
Ledöchowski ermöglichten nicht nur eine Beteiligung am Zensurwesen, sondern 
prädestinierten Bea auch für andere anstehende Entscheidungen auf dem Feld der 
katholischen Bibelexegese sowohl unter Pius XI. als auch später unter Pius XII. 
Insbesondere waren die guten Verbindungen in den Apostolischen Palast hilfreich, 
die bereits immer wieder zum Vorschein kamen. Welchen Zugang hatte der Rek- 
tor zu den Päpsten und wie gestaltete er die Kommunikation mit den Kirchenober- 
häuptern? 

Die frühen Verbindungen zu Pius XI. und ab 1929 zu seinem Kardinalstaatsse- 
kretär Pacelli erleichterten den Aufstieg und Erfolg im Rom der späten 1920er und 
frühen 1930er Jahre. Bea wurde schnell als Sachverständiger, Berichterstatter und 
inoffizieller Berater herangezogen. Für seine Qualität bürgte Ledöchowski, der 
ihm den Zugang zu den römischen Kongregationen und zum Apostolischen Palast 
ermöglichte. Bereits bei Beas Visitationsreise von 1926 an verschiedene Universitä- 
ten Europas spielte das Vertrauen Pius’ XI. eine wichtige Rolle. Spätestens ab der 
Arbeit in der Kommission zur Vorbereitung der päpstlichen Reform des Theologie- 
studiums (1929-1931) genoss Bea endgültig die Hochschätzung des Pontifex. 

Das Wohlwollen und Interesse des Papstes gegenüber den Belangen des Bibel- 
instituts und seines seit 1930 amtierenden Rektors zeigten sich nicht nur bei außer- 
ordentlichen Ereignissen, wie dem 25-jährigen Institutsjubiläum 1934.99 Die unmit- 


298 Initiativen, durch die fernab der römischen schen Akteure von vornherein (vgl. Bea an 
Kirchenzentrale Kompetenzzentren für die Ledöchowski, 13. Oktober 1927, ADPS], 
biblischen Studien entstehen sollten, waren Abt. 47 - 1009, Nza Ordner 27a, Nr. 291). 
im Keim erstickt worden. Vorschläge wie der 299 Beas Ernennung in enger Abstimmung mit 
Vorstoß der deutschen Exegeten und Heraus- der Studienkongregation kann als Schritt der 
geber der Biblischen Zeitschrift, Joseph Si- Konsolidierung des Wissenschaftsbetriebs 
ckenberger und Johann Göttsberger, von am Bibelinstitut gesehen werde, da Pius XI. 
1927 zur Gründung eines deutschen katholi- mit ihm einen sowohl in der Leitung erfahre- 
schen Bibelinstituts bekämpften die römi- nen, als auch wissenschaftlich bzw. wissen- 
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telbare Anbindung des Biblicums an den Heiligen Stuhl erlaubte Bea als Rektor ab 
und an einen direkten Zugang zum Papst. Zu bestimmten Zeiten des Jahres durfte 
er in einer Privataudienz Bericht erstatten und die päpstliche Meinung zu anstehen- 
den Fragen einholen. Dies stellte einen gewissen Sonderfall dar. Während der erste 
Rektor des Instituts, Leopold Fonck, noch beim damaligen Papst Pius X. häufig ein 
und aus ging, erhielten seine Nachfolger Fernandez und O’Rourke unter Bene- 
dikt XV. fast keine Audienzen. Erst Pius XI. empfing letzteren zumindest zu beson- 
deren Anlässen. Bei Bea war das nicht anders, die Zahl der Audienzen nahm sogar 
zu. Der Jesuit war wie in allen anderen wichtigen Angelegenheiten auch hier sei- 
nem Ordensgeneral gegenüber zur Information verpflichtet. Die Briefe an Le- 
döchowski, die im Römischen Archiv der Gesellschaft Jesu (ARSI) verwahrt wer- 
den, geben einen bisher unbekannten Einblick in die Gespräche im Apostolischen 
Palast. Für gewöhnlich verfasste Bea noch am Tag der Audienz einen Bericht für 
seinen Oberen. Auch wenn die Ausführungen des Rektors die Gespräche häufig in 
ein günstiges Licht rücken, machen sie die grundsätzlichen Tendenzen und einzelne 
päpstliche Äußerungen zum Kurs des Bibelinstituts deutlich. 

Ein besonderes Beispiel ist etwa Beas Antrittsbesuch als Rektor am 26. Juli 
1930. Der Papst nutzte die Gelegenheit, um seine Vorstellung von der Arbeit des 
Bibelinstitut darzulegen.3°° Er schärfte dem neuen Leiter ein, dass ihm für das In- 
stitut ein zweigleisiger Weg vorschwebte. Finerseits bestand das Ziel gemäß den 
Gründungsdokumenten Pius‘ X. nach wie vor in der Professorenausbildung im an- 
timodernistischen Geiste. Andererseits aber sollte genügend Freiraum für die For- 
schung auf den verschiedenen Gebieten der biblischen Wissenschaft bleiben.3°' Das 
Institut sollte ein Wissenschaftsstandort werden, der auch von Seiten der nicht- 
katholischen Wissenschaft anerkannt wurde. Deshalb stand Pius XI. einer Auswei- 
tung des Fächerkanons sehr offen gegenüber, so etwa in der Archäologie und der 
Orientalistik. Dies entsprach auch Beas Sicht: 


„Ich bemerkte, dass ich seiner Heiligkeit sehr dankbar sei für die Richtlinie, da es 
immer noch Kreise gebe, die meinten, das Institut solle eine blosse Vorbereitungs- 
schule für künftige Professoren sein, was es ja gewiss in erster Linie sein müsse. 
Aber wie ich aus den Worten seiner Heiligkeit sähe, nicht einzig |[...] Es sei sein aus- 
gesprochener Wille, dass das Institut auch die Förderung der Wissenschaft und der 
Forschung betreibe, e vorrei parlare molto chiaro: se qualcheduno dei professori 
non si potesse convincere di questa finalitä, non sarebbe adatto ad insegnare nell’ 
Istituto.‘ [...] Und dann verbreitete er sich halb scherzend über die Falschheit des 
‚Credo quia absurdum est‘ [...] Wir müssen vielmehr innerlich von dieser Finalität 
überzeugt sein.“ 


schaftspolitisch versierten Kandidaten be- 300 Zum ersten Mal kündigt Bea das Zusam- 


nannte, den er als Vertrauensperson ansah mentreffen mit dem Papst im Juli 1930 an 
(vgl. Ledóchowski an Bisleti, 15. Juni 1930, (Bea an Ledóchowski, 12. Juli 1930, ARSI, 
in: ARSI, PIB ı002 V, Ex Officio 1930, PIB 1002 V, Ex Officio 1930, Nr. 21). 

Nr. 14). Zur allgemeinen Beziehung Pius’ XI. 301 Vgl. Bea an Ledóchowski, 26. Juli 1930, 
zum Biblicum vgl. GILBERT, Institut, S. 85- ARSI, PIB 1002 V, Ex Officio 1930, Nr. 22. 
120. 
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Bea, der durch seine eigene Arbeit als Exeget, aber auch im Verlauf der Erarbeitung 
der neuen Studienordnung für die päpstlichen Bildungseinrichtungen alles daran 
gesetzt hatte, den Wissenschaftsstandort Rom zu verbessern, fand sich durch den 
Papst bestätigt. 

Da Bea auch darum bemüht war, den Schulterschluss mit den Autoritäten in Or- 
den und Kirchenhierarchie zu signalisieren, war ihm wichtig, die Sitte fortzufüh- 
ren, dass dem Papst sämtliche Veröffentlichungen des Instituts zugeschickt wur- 
den. Dadurch sollte sich der Pontifex von der Forschungsarbeit der Professoren- 
schaft überzeugen. Wenn sich die Gelegenheit bot, überreichte er die Zeitschriften 
„Biblica“, „Orientalia“ und „Verbum Domini“ in einer Audienz. 293 

Pius XI. zeigte sich im Gegenzug sehr interessiert an den biblischen Themenfel- 
dern. So hatte er, wie er Bea im persönlichen Gespräch versicherte, die beiden vom 
Hl. Offizium 1930 indizierten Veröffentlichungen des Straßburger Theologen Louis 
Dennefeld (1883-1954) gelesen. Während des Verfahrens wurde Bea als außeror- 
dentlicher Gutachter herangezogen. Um aber solchen Entgleisungen vorzubeugen, 
sollte nach Ansicht des Papstes das Biblicum Publikationen herausgeben, die eine 
flächendeckende „gesunde“ katholische Auseinandersetzung mit der biblischen 
Überlieferung ermöglichten. Die Arbeit am griechischen und hebräischen Urtext 
sollte allen Studenten der Theologie ermöglicht werden. Daher lobte Pius XI. das 
von Beas Professorenkollegen Augustin Merk betriebene Projekt einer kritischen 
Ausgabe des griechischen Neuen Testaments, wie Bea an Ledöchowski berichtete: 
„Das sei es, was er seit Jahren ersehnt habe. [...] ‚Questa è una delle più belle stren- 
ne per il decennio del mio Pontificato, o forse la più bella.’”3% Er trat sogar für die 
Finanzierung des Projektes ein, da somit eine eigene preiswerte katholischen Aus- 
gabe verbreitet werden konnte. Die Studierenden sollten in Zukunft nicht mehr auf 
protestantische Ausgaben des biblischen Urtextes zurückgreifen müssen.3°+ Bea 
hatte bereits im Zuge der Vorarbeiten zur Ausgabe des neutestamentlichen Urtex- 
tes um die Unterstützung des Kirchenoberhauptes geworben und wies auf die Mög- 
lichkeit hin, das Werk zumindest allen italienischen Seminaristen zu schenken, um 
so publikumswirksam für die Arbeit am biblischen Urtext zu werben. Der Voll- 
ständigkeit halber schlug Bea auch die Herausgabe der hebräischen Bibel vor und 
bat um die Einschätzung des Heiligen Vaters, da ein solches Vorhaben angesichts 
der Textfülle nur unter Mithilfe auswärtiger Exegeten aus aller Welt zu bewerkstel- 
ligen sei. Da der Papst den Vorschlag mit den Worten „Anche questo & un antico 
desidero mio“3°5 belobigte, übernahm Bea die Ausarbeitung eines Konzepts. 


302 Ebd. Fasc. 1, fol 697-701; Bea an Pacelli, 7. No- 

303 Beispiele hierfür sind die Schreiben Bea an vember 1933, AAV, Segr. Stato, Anno 1933, 
Pius XI., 24. Dezember 1930, AAV, Segr.Sta- Rubr. 256, Fasc. 14, fol. 196r. 
to, Anno 1931, Rubr. 310, Fasc. ı, fol rar 304 Bea an Ledóchowski, 24. Februar 1932, 
Bea, Relazione sull’andatamento del Pontifi- ARSI, PIB 1003 I, Ex Officio 1932, Nr. 22. 
cio Istituto Biblico nell’anno 1930, AAV, 305 Anlässlich des ro-jährigen Pontifikatsjubilä- 
Segr.Stato, Anno 1931, Rubr. 310, Fasc. x, fol ums Pius‘ XI. überreichte ihm Bea in einer 
ı4r-2ır; Bea an Pius XI., 17. Oktober 1931, Audienz im Februar 1932 eine Ausgabe des 
AAV, Segr. Stato, Anno 1931, Rubr. 310, griechischen Neuen Testaments von Augus- 
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Die Komplettierung der Grundausrüstung einer theologischen Auseinanderset- 
zung mit der Heiligen Schrift in der römischen Ausbildung bildete schließlich die 
Überführung der Valkenburger Kommentarreihe „Cursus Scripturae Sacrae“, die 
seit dem 19. Jahrhundert von den deutschen Jesuiten verantwortet worden war, 
nach Rom in den Zuständigkeitsbereich des Biblicums. Zu dem Schritt hatten sich 
die Jesuiten veranlasst gesehen, da im nationalsozialistischen Deutschland der Bo- 
den für eine ungestörte Publikationstätigkeit nicht mehr gewährleistet war. 1938 
unterstrich Pius XI. gegenüber Bea erneut die Richtigkeit dieser Entscheidung an- 
gesichts der immer bedrohlicher werdenden Lage in Europa.3°° 

Pius XI. begleitete auch die von Bea und Vaccari eingeführte jährliche Bibelwo- 
che für italienische Bibelwissenschaftler (Settimana Biblica) mit wohlwollendem 
Interesse. An der ersten Tagung im September 1930 nahm er persönlich teil. Später 
empfing er entweder die Teilnehmer in einer Audienz oder ließ über Kardinal- 
staatssekretär Pacelli eine Grußbotschaft übermitteln.3°” Das junge Projekt der 
Settimane Bibliche nutzte Pius XI. als Gelegenheit, einer breiteren Fachöffentlich- 
keit seiner Landsleute klar seine Vorstellung von guter Bibelwissenschaft aufzu- 
zeigen. Exegese bedeutete für ihn unaufgeregte Wissenschaft unter Einbeziehung 
aller Möglichkeiten zur argumentativen Abwehr des Modernismus, jedoch ohne 
Scheuklappen im Blick auf die noch offenen Fragen der biblischen Forschung. 3°® 

Auch rein praktisch ließ Pius XI. nichts unversucht, um die Studierendenzahlen 
zu steigern und die Exegese à la Bibelinstitut in Italien bekannt zu machen. Die 
Zahlen der eingeschriebenen Studenten waren stets ein obligatorisches Thema bei 
den Audienzen, das Bea mit dem Kirchenoberhaupt besprach. Zum stetigen An- 
wachsen der Studierendenzahlen im Lauf der 1930er Jahre auf über 150 Studieren- 
de trug neben dem nach und nach wachsenden Bekanntheitsgrad und Prestige des 
Instituts auch die Tatsache bei, dass der Papst eigentlich den Besuch des Biblicums 
für alle vorgeschrieben hatte, die später als Exegesedozenten tätig sein wollten.3°9 
Pius XI. brachte deshalb auch gelegentlich bei Ad-Limina-Besuchen der Bischöfe 
zur Sprache, dass diese einzelne Priester zum Aufbaustudium ans Biblicum schi- 
cken sollten, was er Bea versicherte: „Ich sage es immer zu den Bischöfen, die mich 
besuchen kommen, dass sie zumindest den einen oder anderen ans Institut schi- 
cken.“3!° Das war sicher untertrieben, handelte es sich doch eigentlich um eine 
päpstliche Vorschrift. Als ihn der Rektor bei anderer Gelegenheit über die Vielzahl 
von Herkunftsländern und -diözesen unterrichtet hatte, äußerte sich der Pontifex 


tin Merk und sprach mit dem Papst über das lica vom 25. September 1931, ARSI, PIB 

Publikationsprojekt (Vgl. Bea an Ledöchow- 1003 I, Ex Officio 1931, Nr. 14. 

ski, 24. Februar 1932, ARSI, PIB 1003 I, Ex 309 Vgl. Pius XI., Discorso del Santo Padre (ai 

Officio 1932, Nr. 22). Professori di S. Scrittura dei Seminari d’Ita- 
306 Ebd. lia, convenuti a Roma per Settimana biblica), 
307 Vgl. Bea an Ledóchowski, 3. März 1938, [September 1930], ARSI, PIB 1002 V, Ex Of- 

ARSI, Inst. PIB 1003 III, Ex Officio 1938, ficio 1930, Nr. 32. 

Nr. 2. 310 Vgl. Pius XI., Motu proprio „Quod maxime“ 
308 Ein Beispiel hierfür ist etwa Pacelli, Tele- vom 30. September 1928, in: AAS 20 (1928), 

gramm an die Teilnehmer der Settimana Bib- S. 309-315. 
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dahingehend, dass „es in jeder Diözese zumindest einen geben müsste, der kompe- 
tent in biblischen Fragen ist.“3"! 

In den Augen Pius’ XI. war das Bibelinstitut unter der Leitung Beas auch eine 
kompetente Beratungsinstanz, zumindest mehr als die Bibelkommission, die dem 
Papst eigentlich formal zuerst in biblischen Fragen zur Seite stehen sollte. Ein Bei- 
spiel ist die Vorbereitung des Heiligen Jahres 1933. Der Papst setzte auch bei der 
innertheologischen Frage, wann man das Jubiläum des Todesjahres Jesu Christi 
feiern könne, nicht auf den üblichen kurialen Weg der Heranziehung der Kongre- 
gationen, sondern nutzte den Kontakt zu ihm vertrauten Beratern.3'? So konnte 
Bea aus der Privataudienz vom 20. Dezember 1932 seinem Oberen berichten: 


„Bei Gelegenheit von ‚Verbum Domini‘ lenkte [der Papst] dann das Gespräch auf 
eine Anregung, die ihm von mehreren Seiten zugegangen sei, das Zentenar des Todes 
des Heilandes im Jahre 1933 zu feiern, erkundigte sich, wie die Frage über das To- 
desjahr des Herrn wissenschaftlich stehe, und beauftragte mich zuletzt, ihm in den 
nächsten Tagen ein kurzes Gutachten darüber zukommen zu lassen. Wenn auch das 
Jahr nicht absolut feststehe, so sei doch sicher, dass es eines der Jahre anfangs 30 ge- 
wesen sei, und es sei eigentlich nicht würdig, dass man alle möglichen Zentenarien 
feiere, nur nicht dieses, mit der blossen Ausrede, dass man das Jahr nicht ganz genau 
feststellen könne.“ 3"3 


Die Ausrufung des Heiligen Jahres sollte auf wissenschaftlichen Erkenntnissen 
darüber beruhen, in welchem Jahr Jesus Christus gestorben war. 313 Der nüchterne 
Bericht Beas spricht weder von der bei Schmidt und Gilbert anekdotenhaften Prü- 
fungssituation, der der Papst Bea mit seiner Frage aussetzen wollte, noch von der 
spontanen Idee des Papstes zur Feier eines Jubeljahres.3'5 Er zeigt aber, wie Pius 
XI. auf Vorschläge reagierte und Experten in seinen Entscheidungsprozess einbe- 
zog, von deren Kompetenz er ausging. Bea übernahm den Auftrag Pius’ XI. und 
erarbeitete in Zusammenarbeit mit seinem Mitbruder und Kollegen Urban Holz- 
meister (1877-1953) eine Denkschrift für den Papst. Holzmeister hatte 1930 eine 
Monographie mit dem Titel „Chronologia vitae Christi“ veröffentlicht, in der er 
sich für das Jahr 30 als Todesjahr Jesu aussprach. Das drei Tage später an den Hei- 
ligen Vater übersandte Gutachten griff verschiedene Argumentationen auf.3'° Am 
wahrscheinlichsten erschienen die Jahre 30 und 33, für die es die meisten Argu- 
mente gab, gleichzeitig aber eine eindeutige Bestimmung nicht möglich war. Bea 
plädierte im Blick auf die praktische Entscheidung hinsichtlich der Ausrufung 


311 „Lo dico sempre ai vescovi che vengono ve- 313 Eine ausführliche Darstellung des Führungs- 
dermi, che mandiano almeno Puno o P’altro stils Pius’ XI. findet sich in Worr, Entschei- 
all’Istituto” (Bea an Ledóchowski, 14.05. dungsfindungsprozesse, S. 413-427. 

1933, ARSI, Inst. Bibl. Ex Officio 1933-1934 314 Bea an Ledóchowski, 20. Dezember 1932, 
I, PIB-1003-1, Nr. 42). ARSI, PIB 1003 I, Ex Officio 1932, Nr. 29. 


312 „In ciascuna diocesi ci dovrebbe essere alme- 315 Vgl. GILBERT, Institut, S. 82f. 
no uno che è competente nelle questioni bibli- 316 Vgl. SCHMIDT, Augustin Bea, S. 106; GILBERT, 
che (Bea an Ledöchowski, 2. Januar 1934, Institut, S. 82. 
ARSI, PIB 1003 I, Ex Officio 1933-1934, 
Nr. 50). 
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eines Jubeljahres, das Jahr 33 als Terminus ante quem des Todes Jesu festzulegen. 
„Vor diesem Hintergrund konnte man das Jubeljahr im letzten der Jahre [begehen], 
die gemeinhin von den Autoren als die wahrscheinlichsten Todesdaten des göttli- 
chen Erlösers bezeichnet werden.“3'7 Hier zeigt sich Beas abwägende Arbeitsweise, 
die - in diesem Fall unterstützt durch die Vorarbeit Holzmeisters — verschiedene 
Thesen aus Tradition und gegenwärtiger Forschung heranzog. Vor diesem Hinter- 
grund zeigte er dann eine praktikable Lösung auf, wobei das pragmatische Argu- 
ment, dass 1930 schlicht schon vorbei war, und der Wunsch des Papstes sicherlich 
die Entscheidung beeinflussten. 

Hatten sich Bea und Pius XI. noch glänzend auf dem Gebiet wissenschaftlicher 
Fragestellungen und der Ausrichtung verstanden, so trat mit der Wahl Eugenio 
Pacellis zum Papst ein weiterer Faktor in der Beziehung zwischen Papst und Rektor 
hinzu: eine jahrzehntelange persönliche Bekanntschaft seit der gemeinsamen Zeit 
in München 3219 Auch nach Beas Wechsel nach Rom war er einer der Vertrauten 
und Informanten Pacellis gewesen, zu denen und deren Einschätzungen zur Lage in 
Deutschland der Nuntius uneingeschränktes Vertrauen hatte. Als Pacelli 1929 an 
die Kurie zurückkehrte und zum Kardinalstaatssekretär ernannt wurde, war das 
nicht anders. Bea nutzte den Kontakt zur rechten Hand Pius’ XI. vor allem bei po- 
litischen und diplomatischen Fragen. Wenn es etwa Probleme mit der britischen 
Mandatsregierung wegen der Jerusalemer Niederlassung des Instituts gab, half 
Pacelli, die Kontakte herzustellen und, soweit auf dem diplomatischen Parkett 
möglich, zu Gunsten des Instituts zu agieren.3'9 Bea konnte darauf vertrauen, in 
Pius XII. einen offenen Gesprächspartner für die Themen und Fragen der bibli- 
schen Exegese zu haben. 

Die skizzierte langjährige Verbindung legt den Schluss nahe, dass die von 
Pius XI. gepflegte Praxis der Audienzen auch mit Pacelli weitergeführt wurde. Die 
Dokumente der vatikanischen Archive aus dem Pontifikat Pius’ XII., die ab März 
2020 für die Forschung zugänglich werden, werden sicherlich mehr Aufschluss ge- 
ben können. Der im ARSI verwahrte Bericht Beas von der ersten Audienz beim 
frisch gewählten Papst am 28. Mai 1939 gibt bereits einen Anhaltspunkt.3?° Dieser 


317 Neben den von den Kirchenvätern vertrete- 29 ausgehend von der synoptischen wie jo- 
nen Thesen wurden auch zeitgenössische ka- hanneischen Tradition vom öffentlichen Wir- 
tholische, wie protestantische Forschungs- ken Jesu und der Chronologie seiner letzten 
meinungen mit einbezogen. Zunächst wur- Tage sicher auszuschließen seien (vgl. Bea an 
den diese der Reihe nach referiert, wobei die Pius XI., 23. Dezember 1932, APIBR, K-r-E, 
Vielzahl der Exegeten von den Jahren 29, 30 Fasc. Santo Padre 1934-1938, ohne fol.). 
oder 33 ausgeht, für die Jahre 25, 26,31 und 318 Questo fondamento potrebbe bastare per ce- 
34 sprach sich jeweils nur eine Minderheit lebrare il centennario della morte del Signore 
aus. Bea schließt sich der Mehrheit an und ‘nell’ultimo degli anni communemente asse- 
erwägt in einem zweiten Schritt die Plausibi- gnati dagli autori come data piü probabile 
lität der Argumente, wobei einiges — auch die della morte del divin Salvatore’” (ebd.). 
Expertise zweier Astronomen, die von der 319 Vgl. UNTERBURGER, Gefahren, S. 25; DERS., 
Zeitangabe aus dem jüdischen Kalender, Deutschlandbild, S. 233-238. 
nämlich einem 14. Nisan, der auf einen Frei- 320 Im Laufe des Jahres 1938 war die Sicherheits- 
tag fällt, ausgingen - für das Jahr 30 spreche. lage im britischen Mandatsgebiet Palästina 
Abschließend hält er fest, dass die Jahre vor äußerst angespannt. Aufgrund der ohnehin 
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bestätigt das gute Verhältnis der beiden, etwa durch Beas Formulierung: „So wur- 
de der Hleilige] Vater am Schluss fast familiär, wie ich ihn überhaupt nicht anders 
fand als wie ich ihn seit vielen Jahren als Nuntius und Kardinal gekannt hatte.“ 3?! 

In seinem Bericht schilderte Bea nicht nur die herzliche Aufnahme beim Heiligen 
Vater, sondern auch dessen Einschätzungen zur Arbeit des Bibelinstituts. Pius XII. 
zeigte sich ebenso erfreut über die guten Absolventenzahlen und -ergebnisse, die 
ihm Bea referierte. Die wirtschaftlich angespannte Lage erlaubte es- so Bea - aber 
vielen Absolventen, gerade Weltpriestern nicht, ihre Studien fortzuführen oder ei- 
nen Lehrauftrag zu übernehmen. Hinsichtlich dieser ungünstigen Situation äußer- 
te sich der Pontifex abschätzig über das viel zu stark subventionierte Lateransemi- 
nar. Interessant ist an dieser Stelle, dass der Neugewählte sich gerade über die- 
jenige römische Bildungseinrichtung, die im Ruf besonderer Intransigenz stand, 
kritisch äußerte.3?? 

Neben dem Alltagsgeschäft war es aber dem Papst offenbar wichtig, Bea die 
programmatische Ausrichtung des Bibelinstituts und der Exegese für sein Ponti- 
fikat mitzugeben. So bekräftigte er die bewährte Linie seines Vorgängers und 
fügte laut Bea hinzu: „Mit der Richtung des Instituts, die ich [Bea] ihm charak- 
terisierte [...] sei er vollständig einverstanden; wir sollten daran nichts ändern, 
sondern eine ruhige mittlere Linie einhalten.“3?3 Mit der Ablehnung eines extre- 
men Kurses, wie sie aus der Formulierung des Papstes abzulesen ist, war für Bea 
die Fortführung der begonnenen Projekte und eine Grundlagenforschung ohne 
lähmende Eingriffe des päpstlichen Lehramtes gesichert. Die forschungsfreund- 
liche Haltung des Papstes spiegelte sich auch in seiner Haltung gegenüber der Bi- 
belkommission wider: 


„Inbezug [sic] auf die Bibelkommission drückte der Heilige] Vater Seine Absicht 
aus, bei dem zu bleiben, was Seine Vorgänger bestimmt hätten. Sie solle die freie Dis- 
kussion in noch offenen Fragen nicht hindern; er wolle auch nicht, dass sie viele De- 
krete mache (‚ne ha già fatto troppi, mi sembra‘ fügte er bei), aber sie solle ihren 
Charakter als ‚dicastero‘ wahren. Er war durchaus der Ansicht, dass es nicht Auf- 
gabe der Kommission sei, die biblischen Studien positiv zu fördern, was sie übrigens 
auch gar nicht könne - Er habe das auch Kard[inal] Tisserant gesagt.“ 3*+ 


im Nachgang zum Abessinienkrieg erhöhten keine definitive Antwort (Bea an Ledöchow- 
Streitkräfte suchte die Britische Regierung ski, rr. Februar 1937, ARSI, PIB-ıo03-II, 
nach Gebäuden, in denen sie ihre Militärad- Ex Officio 1935-1937, Nr. 16). 

ministration und Soldaten unterbringen 321 Bea an Ledöchowski, 28. Mai 1939, ARSI, 
konnte. Bea wandte sich an Pacelli, damit PIB 1003 III, Ex Officio 1939, Nr. 18. 
dieser sich über den vatikanischen Sonderge- 322 Ebd. 

sandten Gustavo Testa (1886-1968) mit den 323 Pacelli hatte am Apollinare, an der Gregoria- 
Briten in Verbindung setzte (Bea an Schur- na und der staatlichen Universität La Sapien- 
mans, 13. November 1938, ARSI, PIB 1003 za studiert, um den Lateran aber einen wei- 
II, Ex Officio 1938, Nr. 9). Auch als Bea ten Bogen gemacht (vgl. CHENAUXx, Pie XII., 
erste Pläne für eine Erweiterung der Insti- S. 34-47). 

tutsgebäude vorlegte, brachte Pacelli den 324 Bea an Ledöchowski, 28. Mai 1939, ARSI, 
Vorschlag bei Pius XI. vor, erhielt allerdings PIB 1003 III, Ex Officio 1939, Nr. 18. 
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Mit der deutlichen Einschränkung der Arbeit der Bibelkommission stellte sich 
Pius XII. bewusst auf den Boden einer katholischen Exegese, die durch eigene For- 
schungsergebnisse und weniger durch kuriale Zensur ihr eigenes Gepräge erhalten 
sollte. Wie Pius XI. stand auch er der Bibelkommission eher skeptisch gegenüber 
und erklärte die Förderung der biblischen Wissenschaft zur Chefsache.3?5 Seine 
Auffassung von der Bibelkommission als Letztinstanz kommt auch in der Zustim- 
mung zu Beas Aussage zum Ausdruck, „als ich [Bea] sagte, ich sehe nicht recht, was 
die Kommission anderes tun könne als über die Reinheit der Doktrin wachen und 
die Examina (‚der Dominikaner, die ja fast die einzigen sind‘ fügte er hinzu) abneh- 
men.“3?° Im Gespräch mit dem vertrauten Pacelli, ließ sich Bea sogar zu einer solch 
wertenden Aussage über ein hierarchisch höher gestelltes Dikasterium der Kurie 
hinreißen, wobei der erfahrene Taktiker erst eine Äußerung des Papstes abgewartet 
hatte. Zu Beginn seines Pontifikats schien Pius XII. jedenfalls nicht viel an der mar- 
ginalisierten Stellung der Bibelkommission ändern zu wollen. Unklar bleibt, was 
der Papst mit der wertenden Aussage meinte, dass die Kommission bereits zu viele 
Entscheidungen getroffen hatte. Anscheinend war für Pacelli die Vorstellung uner- 
träglich, dass eine lehramtliche Entscheidung revidiert werden musste. 

Jenseits der bibelexegetischen Fragen äußerte sich der Papst auch zu seiner per- 
sönlichen Situation: 


„Zum Schluss kam der Hleilige] Vater auf Seine eigene Lage und bat sehr um unser 
Gebet ‚perche è molto duro essere Papa‘. Er hob hervor, dass ihn die öffentlichen 
Audienzen besonders deshalb anstrengten, weil er nichts sagen wolle, das er nicht 
ganz genau vorbereitet habe. ‚Altrimenti vi è il pericolo che mi sfugga una parola 
meno opportuna, ed allora è il Papa che Pha detta‘; dabei wies er sehr deutlich auf 
einiges hin, was unter Seinem Vorgänger vorgekommen sei, der bei seiner überra- 
genden Begabung es doch nicht fertig gebracht habe, immer alles zu meiden, was 
stossen [sic] konnte.“ 33 


Diese Art des Umgangs zwischen den beiden ist interessant und entscheidend für 
die weitere Zusammenarbeit. Die überraschende Offenheit des Papstes seinem al- 
ten Bekannten gegenüber zeigt einen Pacelli, der sich noch in der Findungsphase 
seines Pontifikats befand. Der Jurist und geschulte Diplomat wusste um die Schwie- 
rigkeit, sich im Amt zu äußern. Die abwägende Vorbereitung von Briefen, Berich- 
ten und Verträgen war Pacelli aus seiner Arbeit als Nuntius und im Staatssekreta- 
riat bekannt. Mit der ehrlichen Feststellung, dass er große Scheu vor öffentlichen 
Äußerungen habe, ist zumindest vom Anfang seines Pontifikats an die Tendenz 
nachweisbar, bestimmte Äußerungen zu vermeiden, die das Amt beschädigen oder 
Gefahren bergen konnten. 329 


325 Ebd. 327 Ebd. 

326 „Er setzte mir (was ich schon wusste) sehr 328 Bea an Ledöchowski, 28. Mai 1939, ARSI, 
eingehend auseinander, dass Pius XI. gar PIB 1003 III, Ex Officio 1939, Nr. 18. 
kein Freund der Kommission gewesen sei“ 329 Vgl. WoLr, Papst, S. 240-251. 
(ebd.). 
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6. Ertrag 


Die ersten drei Jahrzehnte des Bibelinstituts zeigen nicht nur den Aufstieg einer In- 
stitution im Schatten der Römischen Kurie, sondern spiegeln auch die Rahmenbe- 
dingungen der theologischen Wissenschaft an den römischen Hochschulen, insbe- 
sondere natürlich die Kultur im Umgang mit der Bibel wieder. 

Bibelexegese in Rom zu betreiben, bedeutete, sich streng an die lehramtlichen 
Vorgaben und Verbote der Päpste seit Ende des 19. Jahrhunderts zu halten. Sag-, 
denk- und vor allem schreibbar war nur, was den Vorgaben des ordentlichen und 
außerordentlichen Lehramts der Päpste entsprach. Die Auswirkungen der Hoch- 
phase des Antimodernismus zu Beginn des Jahrhunderts waren in den 1920er und 
1930er Jahren ungebrochen und wurden aufgrund der personellen Kontinuität an 
entscheidenden Positionen etwa in der Bibelkommission oder im Heiligen Offizium 
strikt durchgesetzt. Trotz der unterschiedlichen Ausprägung der ersten drei Ponti- 
fikate des 20. Jahrhunderts nahmen sich alle drei Päpste der Frage der rechten 
Schriftauslegung an. Zumindest schufen sie mit dem Bibelinstitut eine zentrale In- 
frastruktur, in der eine als traditionell bezeichnete Bibelwissenschaft betrieben 
werden konnte und der wissenschaftliche Nachwuchs ausgebildet wurde. An neue 
Festlegungen, was Bibelexegese für Katholiken sein und welcher Methoden sie sich 
bedienen sollte, wagte man sich nicht heran. Grundlage bildeten im positiven Sinne 
die Enzyklika „Providentissimus Deus“ Leos XII. (1893) und im negativen Sinne 
die Antworten der Bibelkommission der Jahre 1905 bis 1915 sowie die antimoder- 
nistischen Entscheidungen Pius’ X. Die kurialen Stellen suchten überwiegend ihr 
Heil in Verboten, Zensur und Kontrolle. 

Die exegetischen Fächer waren aus Sicht der römischen Entscheidungsträger, 
aber auch mancher dort lehrender Exegeten, immer noch Hilfswissenschaften der 
Dogmatik und Apologetik. Eine eigenständige Arbeitsweise, die zu theologisch re- 
levanten Aussagen führte, musste sich erst etablieren. Erst unter Pius XI. wurde im 
Zuge der päpstlichen Studienreform langsam auch an der positiven Ausgestaltung 
einer katholischen Bibelwissenschaft gearbeitet. Seit über einem Jahrzehnt hatte 
man schließlich betont, was alles nicht ging, nun war zu erklären, was eigentlich 
erlaubt war. Der allgemeine Stand einer historisch orientierten Bibelauslegung war 
damit allerdings noch längst nicht gesichert. Für viele Entscheidungsträger an der 
Kurie blieb die Exegese eine lästige Hilfsdisziplin der Dogmatik, die per se ver- 
dächtig und besonders für modernistische Verirrungen anfällig war. Auch wenn 
Pius XI. das Bibelinstitut schätzte und öffentlich lobte, war die Einrichtung für 
viele Kuriale keine Institution mit großer kirchlicher Relevanz, sondern ein Spezi- 
alinstitut für wenige, die Gefallen daran hatten, unleserliche alte Sprachen zu ler- 
nen und sich durch den Staub der israelischen Wüste zu wühlen. Die Förderung der 
Bibelwissenschaften blieb aber zumindest auf der päpstlichen Agenda. 

Die Zielsetzung des 1909 gegründeten Bibelinstituts war zunächst apologeti- 
scher und antimodernistischer Natur und diente der Verteidigung der kirchlichen 
Tradition. Die Geschichte des Bibelinstituts in den ersten drei Jahrzehnten zeigt 
insbesondere diese Verschiebung der Vorzeichen. Als antimodernistisches Bollwerk 
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gegründet, war die Ausrichtung des Instituts klar ersichtlich: Bibelexegese war vor 
allem apologetisch zu verstehen. Protestanten und Modernisten hatten samt und 
sonders unrecht, was durch die Kenntnis des Alten Orients und der biblischen 
Schriften zu beweisen war. Aus der Gegnerschaft zur Moderne erwuchs die zent- 
rale Zielsetzung von Unterricht und Forschung. Die Alumnen sollten zur antimo- 
dernistischen Speerspitze und zu Verteidigern der Tradition ausgebildet werden. 
Die Vorstellung eines „Dagegen-Instituts“ war Foncks Hauptantrieb für die Grün- 
dung des Instituts, und diese Idee verfolgte er in seiner Zeit als Rektor. Allerdings 
klafften Anspruch und Wirklichkeit in den ersten Jahren weit auseinander. Allein 
die Zahl der eingeschriebenen Studierenden entsprach bei Weitem nicht dem Kon- 
zept einer traditionell ausgerichteten, bibelwissenschaftlichen Kaderschmiede. 
Auch die Abhängigkeit von der Bibelkommission machte das Bibelinstitut nicht 
gerade zum Flaggschiff unter den römischen Hochschulen. 

Das Verhältnis von Päpstlicher Bibelkommission und Päpstlichem Bibelinsti- 
tut spiegelt die Veränderungen auf dem Feld der Schriftauslegung wider, die 
sich in den 1930er Jahren abzeichneten. Der Bedeutungsverlust der einen ging 
mit dem Aufstieg des anderen einher. Erst die kontinuierliche Verbesserung der 
Ausstattung, der Publikationsorgane, des Unterrichtsprogramms, der wissen- 
schaftlichen Reputation und, damit verbunden, die Personalpolitik des Bibel- 
instituts ermöglichten eine Steigerung der Absolventenzahlen und vor allem des 
Ansehens der Einrichtung. Während des Pontifikats Pius’ XI. trat die Bibelkom- 
mission dagegen zusehends in den Hintergrund. Das päpstliche Gremium aus 
Kardinälen und Wissenschaftlern verlor nicht nur die Beteiligung an der kirchli- 
chen Buchzensur, sondern wurde nur noch bei Bedarf beratend hinzugezogen. 
Mit der 1928 bestätigten Gleichberechtigung von Bibelinstitut und -kommission 
als einzigen zwei päpstlichen Institutionen mit Promotionsrecht in den Bibelwis- 
senschaften war das Institut vollkommen im Kreis der großen römischen Hoch- 
schulen angekommen. 

Die maßgebliche Beteiligung Beas bei der päpstlichen Studienreform und die 
Vorreiterrolle, die das Institut besonders bei deren Umsetzung einnahm, machte 
es zu einem wichtigen Baustein in der päpstlichen Wissenschaftspolitik. Das Kon- 
zept einer Ausbildungsstätte mit hohem wissenschaftlichen Niveau und zugleich 
vollkommener Treue zum Lehramt der Kirche sah Pius XI. im Bibelinstitut ver- 
wirklicht. Es war die konstruktive Umsetzung der postmodernistischen Ära und 
sollte nun positiv zeigen, wie katholische Bibelwissenschaft praktisch zu betreiben 
war. Das hing nicht zuletzt an der persönlichen Hochschätzung des Papstes für 
Bea, der, anders als seine Vorgänger, in regelmäßigen Abständen im Apostoli- 
schen Palast zu Gast war. Die uneingeschränkte Akzeptanz beim Papst und den 
Entscheidungsträgern der Studienkongregation gab dem Institut neue Freiräume, 
die in gewissen, äußerst vorsichtigen Bahnen eine historisch orientierte Bibelexe- 
gese ermöglichten. Wer im römischen Sinne konservativ war, was als Qualitäts- 
merkmal galt, blieb zumindest vor den härtesten Zensurmaßnahmen verschont 
und musste nicht fürchten, unter Dauerverdacht zu stehen wie etwa die als liberal 
verschriene Ecole biblique. 
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Beas Beratertätigkeit für Römische Kurie und Jesuitenorden sowie sein Auf- 
stieg am Bibelinstitut sind einer von mehreren Fällen, die die informelle Politik 
während des Pontifikats Pius’ XI. sichtbar werden lassen.33° Obwohl der Profes- 
sor zunächst keine hohe Leitungsfunktion innehatte, wurde er für wichtige Aufga- 
ben herangezogen, die am Dienstweg vorbei umgesetzt wurden. Nach seinem Aus- 
scheiden aus der Leitung des jesuitischen Biennistenkollegs „S. Bellarmino“ gehör- 
te Bea dem Professorium des Biblicums an und war eigentlich seinem Rektor 
unterstellt und an dessen Weisungen gebunden. Dieser wurde jedoch nicht gefragt, 
wenn Bea von Pius XI. oder Ledöchowski Spezialaufträge erhielt. Umgekehrt hielt 
auch Bea den Dienstweg nicht immer ein und wandte sich direkt an seinen Ordens- 
general, wenn O’Rourke als Rektor nicht den Erwartungen des Alttestamentlers 
entsprach. Streng genommen war das eigentlich Insubordination. Da aber der Or- 
densgeneral Bea als wichtigen Berater und Informanten schätzte, zählte dieses Ar- 
gument nicht. Der Aufstieg des Bibelinstituts, aber auch die gesamte päpstliche 
Studienreform war maßgeblich durch die gute Verbindung Beas zu Ledöchowski 
beeinflusst. Ledóchowski wiederum hatte großen Einfluss auf Pius X1.33" Auch der 
Ordensgeneral sah in Bea einen Mitstreiter ohne jegliche modernistische Allüren, 
der die Belange des Ordens in Rom und darüber hinaus umsetzen würde. 

Auch innerhalb des Kollegiums schuf sich Bea ein Netz aus Verbündeten, das 
seine Projekte unterstützte und das er selbst durch Unterstützung mancher Pläne 
für sich einnahm. Insbesondere wird dies an der Wertschätzung Beas für Vaccari 
deutlich. Die Zusammenarbeit bei den unterschiedlichsten Publikationen sowie bei 
der Einrichtung und Durchführung der Bibelwochen als dem Herzensanliegen der 
beiden verband Bea mit seinem Stellvertreter. Hinzu kam sein Eintreten für die Be- 
lange der „jüngeren“ Professorengeneration, die nach mehr Sichtbarkeit im wissen- 
schaftlichen Diskurs strebte. Dass er bereits zu Beginn seines Rektorats gegenüber 
Ledöchowski von einer Durchbrechung der Isolation des Instituts sprach, unter- 
streicht das Bemühen, das sich in der zweiten Hälfte der 1930er Jahre noch inten- 
sivieren sollte. 

Bea zeigte sich zudem karriereorientiert und verband seine mühevolle, inoffizi- 
elle Arbeit mit gezielten Interventionen, die ihn an die Spitze des Bibelinstituts 
bringen sollten. Er nutzte seine außerordentlich guten Kontakte zum P. General, 
um die Abberufung O’Rourkes zu beschleunigen, obwohl Ordensgeneral und Stu- 
dienkongregation ohnehin von Beas Leistung in der Kommission zur Vorbereitung 
der Apostolischen Konstitution „Deus scientiarum Dominus“ mit einem Posten zu 
belohnen gedachten. In typisch jesuitischen Formulierungen versuchte er seine 


330 Vgl. Worr, Entscheidungsfindungsprozesse 331 Vgl. allgemein zum Einfluss Ledöchowskis 


im Vatikan. Beobachtungen zum Regie- 
rungsstil Pius’ XI., in: Esposıtto/OcHs/ RET- 
TINGER/ SPRENGER (Hg.), Trier — Mainz - 
Rom. Stationen, Wirkungsfelder, Netzwerke. 
Festschrift für Michael Matheus zum 60. Ge- 
burtstag, Regensburg 2013, S. 413-427. 
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klaren Schritte gegen O’Rourke zu kaschieren, indem er versicherte, allein das 
Wohl des Instituts und des Ordens im Auge zu haben. Offensichtlich hielt er sich 
angesichts seiner Einbindung in die päpstlichen Entscheidungen über die Zukunft 
des Theologiestudiums für kompetent und deutlich einflussreicher als seinen Vor- 
gesetzten. Einmal in der Leitungsposition angekommen, erwies er sich allerdings 
durchaus als verständiger Teamplayer, was nicht zuletzt die Errichtung der Orien- 
talischen Fakultät und die Ausarbeitung der Statuten deutlich machen. 

Zu Beginn von Beas Rektorat war die wissenschaftliche Infrastruktur des Bib- 
licums durch eine Fülle an positiven Weichenstellungen, an denen Bea teilweise 
als Professor mitgewirkt hatte, günstiger denn je. Das Bibelinstitut war auf dem 
Weg von einer antimodernistischen Bastion zu einem wissenschaftlichen Zentrum, 
das durch die Leistung der dort arbeitenden Professoren überzeugen konnte, nicht 
zuletzt durch Orientalisten wie Deimel und Pohl, genauso aber die beiden Neutes- 
tamentler Merk und Holzmeister. Damit einher ging ein unverkrampfterer Um- 
gang mit den historisch-kritischen Methoden und den Ergebnissen aus den unter- 
schiedlichen Wissenschaftszweigen, die für eine zeitgemäße Auslegung der Bibel 
unerlässlich geworden waren.33? 


332 Maurice Gilbert kann deshalb vollkommen niveau dans les sciences annexes de lexégèse 


Recht gegeben werden, wenn er für die ersten 
25 Jahre des Bibelinstituts festhielt: „[L]e sa- 
voir sérieux put se développer à l’Institut, où 
des exégètes moins conservateurs prenaient 
place [...] Ce qui sauva le Biblique durant 
toute cette période, ce fut un travail de haut 


biblique, dont l’orientalisme. C’est pourquoi 
on ne s’etonnera pas de constater que, malgré 
les séquelles de la cris du début du sciècle, 
l'Institut a pu fournir des instruments de tra- 
vail de première qualité“ (vgl. GILBERT, Insti- 
tut, S. 86-89). 
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Viertes Kapitel: 
Alttestamentler und akademischer Lehrer 


„Das Hauptziel der biblischen Studien ist, dass wir die gesamte Heilige Schrift 
richtig, tiefgehend und vollständig verstehen, sodass wir andere richtig, tiefgehend 
und vollständig darin unterweisen können.“' Mit diesen Worten eröffnete Augus- 
tin Bea eine seiner zahlreichen Lehrveranstaltungen am Bibelinstitut. Neben den 
Aufgaben im Rektorat des Päpstlichen Bibelinstituts bestand der Alltag des deut- 
schen Jesuiten in der Lehrtätigkeit als Professor für alttestamentliche Exegese und 
biblische Einleitung. Die äußeren Rahmenbedingungen im Rom der 1920er und 
1930er Jahre sind bereits deutlich geworden, ebenso Beas Engagement für die 
strukturelle Weiterentwicklung und die Außendarstellung des Instituts. Wie aber 
ließ sich ein bibelwissenschaftliches Studium im aufgezeigten Spannungsfeld zwi- 
schen Lehramt und wissenschaftlichem Anspruch umsetzen? Wie ging Bea mit den 
Theorien und Ergebnissen der protestantischen Bibelforschung um, die den zeitge- 
nössischen Diskurs beherrschten? Waren Irrtumslosigkeit der Schrift und histo- 
risch-kritische Methodik in der Arbeit am Bibeltext gleichermaßen als Prinzipien 
durchzuhalten, ohne sich in Widersprüche zu verwickeln? Oder ging die Treue zu 
Tradition und kirchlichem Lehramt faktisch zu Lasten der wissenschaftlichen An- 
schlussfähigkeit? Welche Rolle spielten die Erkenntnisse aus Altorientalistik und 
Archäologie, die seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in bisher nie gekann- 
tem Umfang gewonnen und ausgewertet wurden? Und nicht zuletzt: welche Aufga- 
be übernahm eine historisch orientierte Exegese als theologische Disziplin, die im- 
mer noch im Schatten der Dogmatik stand? Diesen Fragen soll durch einen Ein- 
blick in das Lehrprogramm Beas nachgegangen werden, das der Alttestamentler 
über drei Jahrzehnte am Bibelinstitut verantwortete. Dazu werden neben den pub- 
lizierten Lehrwerken erstmals auch die Vorlesungsmanuskripte und Lernmateria- 
lien systematisch ausgewertet, die Bea in Vorlesungen und Seminaren verwendete 
und die im Privatnachlass erhalten sind.? 


I 


Bea, De studiis biblicis in universum. Scopus, 
in: Materialsammlung „Methodus studendi 
(rebus biblicis)“, ADPSJ, Abt. 47 - 1009, E 
17/3, ohne fol. 

Insgesamt handelt es sich dabei um 117 archi- 
valische Einheiten. Diese umfassen das gesam- 
te erhaltene Schriftgut, das Bea zur Vorberei- 


tung seiner Lehrveranstaltungen verwendet 
hatte, was auch Zettelkästen und Material- 
sammlungen einschließt, die er neben den 
Vorlesungsmanuskripten aufbewahrt hat. Im 
Nachlass tragen die Archivalien die Signatur E 
(ADPS]J, Abt. 47 - 1009, E ı-20). 
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Diese Sammlung der Manuskripte und Lehrmaterialien hat sich nicht vollständig 
erhalten, was ein Abgleich mit den tatsächlich gehaltenten Lehrveranstaltungen na- 
helegt. Allerdings ist sie nichtsdestoweniger enorm und lässt erkennen, wie Bea über 
Jahrzehnte arbeitete und seine Lehrveranstaltungen strukturierte, veränderte und 
erweiterte. Die Notizen sind für gewöhnlich handschriftlich verfasst, wobei er nur 
gelegentlich Kurzschrift verwendete. In seiner Frühphase in Valkenburg, zum Teil 
aber auch noch in den 1920er Jahren, verfasste Bea seine Vorlesungsmanuskripte 
zunächst auf Deutsch, erst später durchgängig in Latein. Die frühen Stoffsammlun- 
gen verwendete er aber offenkundig auch Jahrzehnte später, sofern sich die geschil- 
derte Ansicht nicht überholt hatte. Dies wird daran erkennbar, dass einerseits in den 
Materialien für Veranstaltungen der späten 1930er Jahre sich lateinische Ausfüh- 
rungen mit deutschen abwechseln oder in überwiegend lateinische Gehefte auch 
deutsche Notizblätter eingelegt sind. Eine genaue Datierung der geäußerten Gedan- 
ken und Positionen wird dadurch schwierig — Bea notierte nicht durchgängig das 
Studienjahr auf der ersten Seite eines Gehefts zu einer Lehrveranstaltung -, sie lässt 
sich aber dank der Fülle an Zitaten und Literaturhinweisen rekonstruieren oder zu- 
mindest eingrenzen. Dass das Wachstum der Vorlesungsbögen im wahrsten Sinne 
des Wortes organisch verlief, kann auch anhand von deren äußerer Gestalt deutlich 
gemacht werden. Bea neigte nämlich dazu, an Stellen, die er um Literatur und Sicht- 
weisen ergänzte, oder auch dort, wo er Positionen verwarf oder modifizierte, kleine 
Notizzettel anzuheften oder einzukleben. Wurde der Großteil einer Manuskript- 
seite noch als verwendbar erachtet, wurde diese weiterhin benutzt, wobei der Pro- 
fessor lediglich eine nicht mehr vertretene These überklebte, oder einen neuen Ge- 
sichtspunkt zu einem Absatz am Rand anheftete. Wurde im Laufe der Zeit ein ma- 
schinenschriftliches Skriptum für die Studierenden herausgegeben, wurden auch 
Teile daraus eingeklebt. Beas Unterrichtsvorbereitung über Jahrzehnte tritt dadurch 
plastisch hervor, erschwert aber der Nachwelt die wissenschaftliche Arbeit, da die 
Einklebungen und Ergänzungen mitunter chaotische Züge annahmen. 

Welche Lehrveranstaltungen gehörten aber nun zu Beas Repertoire? Sein genau- 
er Zuständigkeitsbereich in der Lehre lautete „Professor für Fragen zur Inspiration 
und Hermeneutik der Heiligen Schrift, für Spezielle Einleitung in das Alte Testa- 
ment, für Exegese des Alten Testaments und für Methodologie“.3 Aus jedem der 
genannten Bereiche bot Bea für gewöhnlich eine Lehrveranstaltung an, weshalb er 
auf ein Minimum von vier pro Studienjahr — eine Einteilung in Semester lässt sich 
anhand der Jahrbücher des Bibelinstituts nicht nachweisen — kam. Anhand der 
„Acta Pontificii Instituti Biblici“, der Jahrbücher des Biblicums, die über besondere 
Ereignisse wie Jubiläen, Publikationen, Tagungen, Exkursionen, aber auch über den 
alltäglichen Lehrplan informierten, lässt sich die Arbeit Beas als Hochschullehrer 
seit der Übernahme eines ersten Lehrauftrags im Studienjahr 1924/1925 bis zu sei- 
nem Ausscheiden aus dem Kollegium des Instituts mit der Kardinalskreierung 1959 
nachvollziehen. Die langjährige Tätigkeit brachte eine thematische Vielfalt in den 


3 „Lector quaestionum de Inspiratione et Her- cialis in V.T., Exegesis V.T., Methodologiae“ 
meneutica S. Scripturae, Introductionis spe- (Professores, in: Acta PIB 3/8 (1932), S. 235). 
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Vorlesungen und Seminaren mit sich. Neben einigen Konstanten wandte sich Bea 
im Laufe der Jahre immer wieder neuen Themenfeldern zu und verlagerte seinen 
Schwerpunkt in der Behandlung einzelner alttestamentlicher Bücher. 

Da Bea nicht der einzige Professor für die alttestamentliche Exegese war, konnte 
er sich auch bestimmte Spezialgebiete herausgreifen und erarbeiten. Ihm stand 
nämlich der Italiener Alberto Vaccari (1885-1965) zur Seite, der die zweite Profes- 
sur für alttestamentliche Exegese inne hatte und neben Textkritik und Exegesege- 
schichte das Fach „Biblische Theologie des Alten Testaments“ unterrichtete.+ Zu- 
dem boten auch die Mitglieder der Orientalistischen Fakultät wie Anton Deimel, 
Emile Suys (1894-1935) oder Franz Zorell Lehrveranstaltungen zu alttestamentli- 
chen Themen an; allerdings lag die Verantwortung für die Hauptvorlesungen bei 
den Exegeten Bea und Vaccari. 

Zu den Lehrveranstaltungen, die Bea nahezu jedes Jahr hielt, gehörten seit Ende 
der 1920er Jahre gemäß seiner Zuständigkeit die allgemeine Einführungsvorlesung 
zur Inspiration und biblischen Hermeneutik („De Inspiratione et Inerrantia 
S. Scripturae“/„De Inspiratione et Hermeneutica S. Scripturae“)5, die einen durch- 
wegs systematisch-dogmatischen Charakter aufwies. Die Vorlesung über das wis- 
senschaftliche Arbeiten in den Bibelwissenschaften („Methodologia generalis stu- 
diorum biblicorum“) hatte er von seinem Vorgänger im Rektorenamt Leopold 
Fonck übernommen, wandelte sie aber bereits 1932 in ein Einführungsseminar 
um.® Beide Veranstaltungen sollten ihn durch die Zeit am Bibelinstitut begleiten; 
er hielt sie im Laufe seines Berufslebens jeweils insgesamt 27-mal und prägte damit 
mehrere Studierendengenerationen. 

Neben diesen zur „Introductio generalis“ gehörenden Formaten übernahm Bea 
regelmäßig eine Vorlesung im Gebiet der „Introductio specialis“, also der Alttesta- 
mentlichen Einleitungswissenschaft. Dazu gehörte seine erste Vorlesung, die er im 
Studienjahr 1924/1925 am Bibelinstitut übernahm und die sich mit den großen 
Propheten (Jesaja, Jeremia, Ezechiel, Daniel) befasste. Die Einführungsvorlesun- 
gen zu den Propheten gehörten zu seinem festen Repertoire bis in die 1930er Jahre 
hinein, wobei er sich bald vor allem auf Jesaja und Daniel konzentrierte.” In der 


4 In den Acta Pontificii Instituti Biblici in Beas S. 224. Beas praktische, sehr pädagogisch auf- 
erstem Jahr als Rektor wird Vaccari als „Lec- bereitete Übung erfreute sich bald großer Be- 
tor quaestionum de critica textus, Exegesis liebtheit, sodass er die Veranstaltung bis in sein 
V.T., Historiae exegeseos, Theologiae biblicae letztes Studienjahr im aktiven Dienst am Insti- 
V.T. “ vorgestellt (vgl. Collegium Professo- tut beibehielt (vgl. GILBERT, Institut, S. 77). 
rum, in: Acta PIB 3/6 (1931), S. 134). Die allgemeine Einführung in die Bücher der 

5 Die Vorlesung bildete die Grundlage für sein Großen Propheten hielt er zweimal, 1924/25 
1930 erstmals erschienenes Lehrbuch „De und 1927/28 jeweils mit etwas abgewandeltem 
Scripturae Sacrae Inspiratione“, das 1935 in Titel („Introductio in quattuor Prophetas ma- 
zweiter Auflage erschien und bis in die 1950er iores“/„Quaestiones ciriticae litterariae in 
Jahre am Biblicum und darüber hinaus Ver- Prophetas maiores“). 1931/32 hielt er eine 
wendung fand (Bra, Augustin, De Scripturae kombinierte Vorlesung zu Jesaja und Daniel, 
Sacrae Inspiratione. Quaestiones historicae et die er in den Folgejahren aufspaltete: die Ein- 
dogmaticae, Rom 1930; ?1935). führung in das Buch Jesaja („Quaestiones cri- 

6 Vgl. Ordo lectionum secundum professores, in: ticae et litterariae in librum Isaiae“) bot Bea 


Acta Pontificii Instituti Biblici 3/7 (1932), 


nochmals 1935/36 an, während er die Veran- 


Alttestamentler und akademischer Lehrer 221I 


exegetischen Hauptvorlesung für die fortgeschrittenen Studierenden spielten die 
Prophetenbücher allerdings nahezu keine Rolle®, was sicherlich damit zusammen- 
hing, dass die Prophetenexegese allgemein eher zum Repertoire Vaccaris zählte, 
der etwa immer wieder Jesaja-Vorlesungen hielt.? Zudem gehörte auch die Psal- 
menauslegung zu den Spezialgebieten des Italieners, weshalb man auch diese bei 
Bea vergeblich sucht. Bea behandelte in Abgrenzung zur detaillierten Exegese Vac- 
caris die Finleitungsfragen etwa zur Einheitlichkeit des Jesaja-Buchs oder zur Da- 
tierung des Buches Daniel, die in der historisch-kritischen Exegese der Zeit kontro- 
verse Diskussionen hervorriefen und bereits 1908 mit einer Entscheidung der Päpst- 
lichen Bibelkommission bedacht worden waren.'° Er deckte damit zumindest im 
Zuge der Einführung die alttestamentliche Prophetie ab. 

Weiterhin wird bei der Durchsicht der Jahresberichte erkennbar, dass Bea in regel- 
mäßigen Abständen Einleitungsvorlesungen zum Pentateuch anbot."' Die hier vorge- 
legte Gesamtdarstellung berührte ein Forschungsfeld, das wie kein zweites durch die 
Grundsatzentscheidungen der Päpstlichen Bibelkommission für katholische Exege- 
ten zu Beginn des Jahrhunderts als gefährliches Terrain galt. Bea scheute das schwie- 
rige Thema keineswegs, hatte er doch bereits in Valkenburg mit Vorliebe den Penta- 
teuch behandelt. "3 Insgesamt hielt er in Rom auch zwei Exegesevorlesungen zu den 
ersten elf Kapiteln der Genesis und vier zum Exodus.'3 Nicht nur hier fokussierte er 
sich auf die beiden umstrittensten Bücher des Pentateuch, sondern vor allem in den 
Seminaren („Exercitationes practicae“), die den größten Teil des Lehrangebots des 
Rektors zum Pentateuch ausmachten. Hier führte rein zahlenmäßig die Genesis die 
Liste an: viermal war die biblische Urgeschichte (Gen ı-ır) Thema, darunter ein 
Spezialseminar zur Sintfluterzählung;'+ drei Seminare befassten sich mit der Patriar- 
chenzeit. Dabei stand zweimal die Gestalt Abrahams im Mittelpunkt, einmal die 
Josephserzählung.'5 Die anderen Bücher des Pentateuch spielten in den Seminaren 


staltung zum Buch Daniel („De libro Danielis in Pentateuchum“ 1936/37, „Quaestiones se- 
et litteratura apocalyptica“) 1933/34, 1937/38 lectae de Pentateucho“ (1942/43). 
und 1944/45 wiederholte. ı2 Vgl. SCHMIDT, Kardinal, S. 75. 

8 Lediglich in seinem letzten Rektoratsjahr 13 Zur biblischen Urgeschichte: „Exegesis histo- 
1948/49 hielt Bea eine Vorlesung zu ausge- riae primordialis (Gen ı-ıı) sec. textum 
wählten Kapiteln des Jesaja-Buchs (Ordo lec- orginalem“ (1933/34 und 1943/44); zum Exo- 
tionum secundum professores, in: Acta Ponti- dus: „Exegesis V.T.: Textus originalis libri Ex- 
ficii Instituti Biblici 5/4 (1948), S. 142). odi“ (1928/29, 1930/31 und 1945/46), „Capita 

9 Vgl. etwa Ordo lectionum secundum discipli- selecta de historia exitus Israelitarum ex Ae- 
nas, in: Acta PIB 3/8 (1932), S. 239. gypto et eorum commoratione in deserto (Ex 

ro Bezeichnenderweise erschien in der Lehrbuch- 12,37-18,27; Num 20; 31; 33) “ (1941/42). 
reihe des Instituts „Institutiones Biblicae“, die 14 „Quaestiones ciriticae litterariae de Genesi“ 
Bea und Vaccari ab 1928 herausgaben, kein (1928/29 und 1934/35), „Exercitationes de di- 
Band zu den Propheten, was nicht zuletzt an luvio (Gen 6-9)“ (1941/42), „Exercitationes 
der personellen Zusammensetzung des Profes- exegeticae de Gen 4-11“ (1944/45). 
soriums lag (vgl. O’Rourke an Ledóchowski, re „Quaestiones exegeticae et criticae de historia 
8. August 1928, ARSI, PIB r002 II, Ex Offi- Joseph (Gen 37-50)“ (1931/32), „Exercita- 
cio 1925-1928, Nr. 37). tiones exegeticae, litterariae, criticae de histo- 

II „Quaestio Pentateuchica“*“ (1928/29), „De ria Abrahae (Gen 11,27-25,10)“ (1935/36), 
Deuteronomio et legibus sacerdotalibus“ „Exercitationes exegeticae et archaeologicae in 
(1934/35), „Quaestiones litterariae et criticae historiam Abraham (Gen 11-25)“ (1943/44). 
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nur insofern eine Rolle, als sich Bea insgesamt in drei Studienjahren mit dem mosa- 
ischen Gesetz — zweimal mit dem Dekalog und einmal mit einem vergleichenden 
Durchgang zwischen Deuteronomium, Exodus und Leviticus - befasste." 

Einen vierten großen Schwerpunkt des Hochschullehrers Bea stellten die soge- 
nannten Historischen Bücher des Alten Testaments dar, die er vor allem in der ex- 
egetischen Hauptvorlesung behandelte. Auch hier konzentrierte er sich auf einzelne 
Werke, so vor allem auf die Bücher Esra und Nehemia sowie das Josua-Buch.'7 
Nehemia war zudem 1930/31 und 1932/33 zweimal Gegenstand eines Seminars, 
was in den 1930er Jahren ein verstärktes Interesse Beas an den beiden Schriften 
unterstreicht, die die Exilerfahrung und die Errichtung der nachexilischen, israeli- 
tischen Gesellschaft und Religion zum Thema haben "9 Lehrveranstaltungen zu 
den anderen „Historischen Büchern“ blieben die Ausnahme.'? 

Während Bea die bisher vorgestellten Themenfelder und Schwerpunkte phasen- 
weise oder aber über Jahrzehnte immer wieder verwendete, ist auffällig, dass ihm 
mit Ausbruch des Zweiten Weltkriegs ein weiteres Unterrichtsfach zufiel: die bibli- 
sche Archäologie. Dieses Feld, dem sein großes persönliches Interesse galt und dem 
er sich in vielen Publikationen widmete, bestimmte sein Lehrangebot der Kriegs- 
jahre. Dies hing einerseits damit zusammen, dass sein Kollege und Mitbruder Lud- 
wik Semkowski (1891-1977), der bisher die archäologischen Fächer unterrichtet 
hatte, wegen des Krieges seine polnische Heimatprovinz nicht mehr verlassen konn- 
te.*° Andererseits waren durch den Ausbruch des Krieges die jährlichen Reisen mit 
Studierenden des Biblicums in das Heilige Land und zur Zweigstelle des Bibelinsti- 
tuts in Jerusalem unmöglich geworden, sodass den in Rom verbliebenen Studieren- 
den auf andere Weise ein Eindruck vom antiken Palästina und dem gesamten alten 
Orient gegeben werden musste. In dieser Phase von 1939 bis 1946 bot Bea in der 
Regel zwei archäologische Lehrveranstaltungen an, jeweils zur Archäologie oder 
Geographie Palästinas im Allgemeinen und zu Jerusalem im Besonderen. 27 Mit dem 


16 „De legibus Deuteronomii comparati cum le- sungsmanuskript „Propheten — Esdra“, [ohne 
gibus Exodi et Levitici“ (1929/30), „Exercita- Datum], ADPS]J, Abt. 47 - 1009, E 19/4). 
tiones de decalogo“ (1937/38 und 1945/46). 19 In seinem dritten Jahr am Bibelinstitut hielt 

17 ZuEsra und Nehemia: „Exegesis textus oigina- Bea die einzige Einleitungsvorlesung seiner 
lis librorum Esdrae et Nehemiae“ (1929/30), Amtszeit zu den Königs- und Chronikbüchern 
„Exegesis libri Nehemiae“ (1933/34 und (Introducutio in libros V.T.: Quaestiones criti- 
1942/43), „Exegesis libri Esdrae“ (1936/37); zu cae litterariae in libros Regum et Paralipome- 
Josua: „Exegesis libri Josue“ (1931/32 und non, 1926/27) und zehn Jahre später ein Semi- 
1944/45), „Interpretatio historiae ingressus po- nar zu Saul und David (Exercitationes exegeti- 
puli Israel in Palaestinam (Jos 1-12)“ (1935/36). cae de historia Saul et David (r Sam "e bis 2 

18 Allerdings ist hierzu das Archivmaterial ver- Sam 2), 1936/37). 
gleichsweise dünn. Während sich zu anderen 2o Bea versuchte anscheinend ohne Erfolg über 
biblischen Schriften eine Fülle an Material er- den Nuntius beim Deutschen Reich, Cesare 
halten hat, sind zu Esra und Nehemia nur Orsenigo (1873-1946), eine Rückführung 
schmale Faszikel erhalten, was eine Rekon- Semkowskis nach Rom zu erwirken (vgl. Bea 
struktion der Lehrveranstaltung äußerst an Ledöchowski, 13. Dezember 1939, Ex of- 
schwierig macht (Bea, Vorlesungsmanuskript ficio, Nr. 28). 

„Nachexilische Literatur (Aetas babylonicaet 2r Zu Palästina allgemein: „Archaeologia bibli- 
persica)“, [ohne Datum], E 7/3; Bea, Vorle- ca: quaestiones selectae de antiquitatibus pri- 
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Amtsantritt des Albright-Schülers Roger Timothy O’Callaghan (1912-1954) als 
Professor für Biblische Archäologie und Ugaritische Sprache 1946 stellte Bea seine 
archäologischen Vorlesungen und Seminare wieder ein.?? 

Dieser Schritt bedeutete aber für Bea keinesfalls eine Stundenreduktion, sondern 
er wandte sich in den Jahren nach 1945 der alttestamentlichen Weisheitsliteratur 
zu. Auch wenn er weiterhin bereits erprobte Exegesevorlesungen etwa zum Exodus 
oder zu Jesaja hielt, verdrängte die Weisheitsliteratur spürbar alle bisherigen 
Schwerpunktthemen. Jeweils viermal hielt er nun Vorlesungen zum Hohenlied, zu 
Kohelet und Hiob.*3 Im Studienjahr 1947/48 bot er zudem einmalig ein Seminar zu 
Jesus Sirach an. 23 

Diese erste Zusammenschau der Lehrveranstaltungen Beas während seiner 
35-Jährigen Dienstzeit am Päpstlichen Bibelinstitut zeigt ihn bereits als vielbe- 
schäftigten Hochschullehrer, der in der Lehre eine Vielzahl an Themen behan- 
deln musste und sicherlich auch wollte. Er deckte das gesamte Spektrum der alt- 
testamentlichen Literatur gemäß der gängigen Unterteilung in Pentateuch, Bü- 
cher der Geschichte, Prophetische Schriften und Weisheitsliteratur ab. Dabei 
befasste er sich zielstrebig immer wieder mit den kontrovers umkämpften Bü- 
chern des Alten Testaments, um die andere Professoren vor allem auch wegen der 
mitunter denunziationsfreudigen römischen Zuhörerschaft einen Bogen mach- 
ten. Andere suchten deshalb ein Terrain, auf dem nicht jede Äußerung auf die 
Goldwaage gelegt wurde. Bea hatte hingegen bereits als Professor in Valkenburg 
für sich und seine wissenschaftliche Arbeit die Maxime ausgegeben, eine positi- 
ve, katholische Bibelwissenschaft betreiben zu wollen, die die historisch-kriti- 
schen Theorien und ihre Argumentation kannte, zugleich aber ihrerseits kritisch 
hinterfragte und die Direktiven des kirchlichen Lehramts umsetzte.5 Er vertrau- 
te darauf, die katholische Zurückhaltung bei der Revision traditioneller Lesarten 
der biblischen Bücher argumentativ rechtfertigen zu können, und ging deshalb 
offensiv die aktuellen Debatten an. 

Aus der dargestellten Fülle soll anhand der beiden propädeutischen Lehrveran- 
staltungen und vier Vorlesungsformaten, die Bea immer wieder gehalten hat, der 


vatis, publicis, religiosis“ (1939/40), „Geo- urbe Ierusalem ab initio usque ad invasionem 
graphia et topographia Palaestinae antiquae“ arabicam“ (1945/46). 

(1940/41, 1942/43 und 1944/45), „Historia et 22 Vgl. GILBERT, Institut, S. 135f. 

archaeologia Palaestinae praeisraeliticae“ 23 „Exegesis Ecclesiastae et Cantici Cantico- 
(1943/44), „De effusionibus in Palaestinae fac- rum“ (1946/47), „Exegesis libri Ecclesiastes“ 
tis, potissimum iis quibus Historia Sacra illus- (1950/51 und 1955/56), „Exegesis Cantici 
trator“ (1944/45); zu Jerusalem: „Quaestiones Canticorum“ (1950/51 und 1954/55), „Exege- 
selectae ex topographia historica et archaeolo- sis Cantici Canticorum et pericopae selectae 
gia urbis Jerusalem“ (1939/40), „Quaestiones ex libro Iob“ (1847/48), „Exegesis pericopa- 
selectae de antiquitatibus profanis. Antiqui- rum selectarum libri Iob“ (1951/52, 1953/54 
tates sacrae. Archaeologia urbis Jerusalem“ und 1956/57). 

(1941/42, 1943/44 und 1945/46), „Archaeolo- 24 Vgl. Ordo lectionum secundum professores, in: 
gia et topographia Aeliae Capitolinae et Ieru- Acta Pontificii Instituti Biblici 5/3 (1947), S. 102. 
salem byzantinae“ (1942/43), „Quaestiones 25 Vgl. Bea an van Oppenraij, 21. März 1918, 
historicae, tropographicae, archaeologicae de ADPSJ Abt. 47-1009, Nza Ordner 27a, Nr. 4. 
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Arbeitsweise und dem Profil des Bibelwissenschaftlers und Hochschullehrers nach- 
gegangen werden. Die Vorlesung zur Inspirationslehre und biblischen Hermeneutik 
bildete zusammen mit dem Methodenseminar zur Einführung in das bibelwissen- 
schaftliche Arbeiten dabei das Grundgerüst, das wesentliche Auskünfte zu Beas 
wissenschaftstheoretischen und hermeneutischen Überzeugungen liefern soll. Die 
anschließenden Kapitel zu den Veranstaltungen zu biblischen Büchern wollen je- 
weils ein Beispiel aus den thematisch unterschiedenen Schriftbeständen des alttes- 
tamentlichen Kanons herausgreifen, also Pentateuch, Geschichtsbüchern, Prophe- 
ten und Weisheitsliteratur. Die Auswahl ergibt sich neben dieser thematischen Er- 
wägung auch aus pragmatischen Gründen: Besonders geeignet sind diejenigen 
Lehrveranstaltungen, für die eine breite Materialbasis im Nachlass vorhanden ist. 
Deshalb wird es um Beas Positionen zur Pentateuchkritik, zur Auslegung des Bu- 
ches Josua, zum Propheten Daniel und dem Buch Kohelet gehen. Die Auswahl um- 
fasst je zwei Einleitungsveranstaltungen (Pentateuch und Daniel) und zwei exege- 
tische Vorlesungen (Josua und Kohelet). 

Die vorliegende Studie ist und bleibt eine kirchenhistorische Arbeit, weshalb die 
folgenden Kapitel lediglich den großen Linien gewidmet sind, die Augustin Bea in 
seinen Lehrveranstaltungen zu den einzelnen Büchern verhandelte. Wie ging Bea 
mit der Bibel in den bereits sichtbar gewordenen römischen Rahmenbedingungen 
um? Welche exegetischen, literarischen und historisch-kritischen Methoden legte 
er den Studierenden nahe? Welchen Geschichtswert maß er dem Buch der Bücher 
bei? Welche aktuellen Forschungsergebnisse vermittelte er den Zuhörern und wel- 
che nicht? Eine detaillierte Rekonstruktion der konkreten Arbeit am hebräischen 
Urtext auf der Ebene sprachwissenschaftlicher Analysen, wie Bea sie häufig in den 
Exegesevorlesungen betrieb, und soll hier hingegen nicht geleistet werden. Schließ- 
lich sollen auch nicht die linguistischen Argumente des späteren Kardinals auf ihre 
Stichhaltigkeit untersucht, sondern das wesentliche Profil eines Bibelwissenschaft- 
lers in den Sach- und Institutionszwängen der römischen Hochschullandschaft so- 
wie in den Debatten der 1930er und 1940er Jahr nachgezeichnet werden. Außer- 
dem entspricht der methodische und einleitungswissenschaftliche Zugang ohnehin 
Beas eigenem Schwerpunkt in der Ausrichtung seiner Professur im Allgemeinen 
und seiner Lehrveranstaltungen im Besonderen. 


I. Das systematische Rüstzeug für römische Studenten - 
Inspirationslehre und biblische Hermeneutik 


Die erste Lehrveranstaltung, bei der nahezu alle Studierenden des Päpstlichen Bi- 
belinstituts vom Ende der 1920er Jahre bis 1959 erstmals mit dem Professor und 
Rektor Bea zu tun bekamen, war seine Vorlesung über die Inspirationslehre?° und 


26 Vgl. GABEL, Inspiration, Sp. 535-538; vgl. Inspiration und Irrtumslosigkeit der Heiligen 
ebenso zu den hier relevanten Aspekten der Schrift BÖTTIGHEIMER, Bibel, S. 58-80, 86-89. 
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die Bibelhermeneutik, „De Inspiratione et Interpretatione S. Scripturae“.”” Wie der 
Titel bereits vermuten lässt, handelte es sich bei dieser Einführungsvorlesung, die 
eine wesentliche Säule des Lehrprogramms der propädeutischen „Introductio ge- 
neralis“ ausmachte, nicht um eine klassische exegetische Vorlesung. Sie war viel- 
mehr ein dogmatischer Traktat mit bibelwissenschaftlichen Exkursen. Darauf wies 
bereits der Untertitel „Dogmatische und historische Fragen“ (Quaestiones dogma- 
ticae et historicae) hin. Darin ging es um die Frage, wie aus menschlichen Schriften 
Gottes Wort, wie aus israelitischer Literatur die Heilige Schrift wurde. Inspiration 
ist dabei wörtlich als Wirkung des Heiligen Geistes auf die menschlichen Verfasser 
der biblischen Bücher zu verstehen, die sicher stellt, dass Gottes Offenbarung in 
der Schrift korrekt wiedergegeben wird. Das biblische Spezialstudium am Biblicum 
begann für die Studienanfänger also zunächst in der Weise, wie für gewöhnlich das 
allgemeine Theologiestudium geendet hatte: mit der Dogmatik als dem Fundament 
und der Krönung der theologischen Disziplinen. Gemäß der Gründungsurkunde 
„Vinea electa“ von 1909 war dies auch nicht verwunderlich.”® Studierende wie 
Lehrende unterlagen hier gleichermaßen dem Systemzwang: in Rom sollte bis ins 
Kleinste umgesetzt werden, was die päpstliche Hochschulpolitik als „gesunde“ 
Theologie einstufte. Wer sich an der päpstlichen Lehranstalt für Bibelwissenschaft- 
ler eingeschrieben hatte, sollte von Beginn an vermittelt bekommen, dass es katho- 
lische Exegese nur im Verbund mit der kirchlichen Lehrverkündigung, d.h. mit 
den lehramtlichen Entscheidungen und der Dogmatik geben konnte. Schließlich 
wachte die Kirche, wie vom Konzil von Trient und dem Ersten Vatikanischen Kon- 
zil festgehalten, über die Auslegungen der Heiligen Schrift bzw. konnte nur sie 
selbst die Heilige Schrift authentisch auslegen. Um die Studierenden bereits von 
Beginn an von allzu individualistischen Verirrungen oder modernistischen An- 
wandlungen zu kurieren, wurde der Traktat im ersten Semester gelesen. Die solide 
systematisch-philosophische Grundlage sollte jeder historischen und philologi- 
schen Arbeitsweise in höheren Semestern vorgeschaltet sein, wofür die päpstliche 
Hochschulpolitik der vorangegangenen Jahrzehnte und die Studienreform Pius’ XI. 
eingetreten war.” Zugleich war aber die klassische Inspirationslehre spätestens seit 
dem 19. Jahrhundert verschiedenen Anfragen der historisch-kritischen Bibelfor- 
schung ausgesetzt, die die Glaubwürdigkeit der biblischen Schriften infrage stellten 
(Question biblique). In vielen Wissenschaftsbereichen war die Bibel schon längst 
nicht mehr sakrosankte Autorität, geschweige denn irrtumsloses Wort Gottes. Ein 
Ziel der Vorlesung musste deshalb auch darin bestehen, die aus der Dogmatik und 


27 Im Laufe der Jahre änderte Bea den Titel der wandelt wurde (vgl. Ordo lectionum secun- 
Veranstaltung. War sie bis zum Studienjahr dum professores, in: Acta PIB 4/3 (1936), 
1932/1933 noch mit „De Inspiratione et Iner- S. 116). 
rantia S. Scripturae“ überschrieben (Ordo lec- 28 Pius X., Apostolisches Schreiben „Vinea elec- 
tionum secundum professores, in: Acta PIB ta“ vom 7. Mai 1909, in: AAS ı (1909), 
3/7 (1932), S. 224), folgte dann für ein paar S. 447-449. 

Semester der oben genannte neutrale Titel, der 29 Lro XII., Enzyklika „Aeterni Patris“ vom 4. 
ab dem Wintersemester 1937/38 in „De Inspi- August 1879, DH 3135-3140, hier 3137; UN- 
ratione et Hermeneutica S. Scripturae“ umge- TERBURGER, Lehramt, S. 206-215. 
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Apologetik stammenden Argumente für die Glaubwürdigkeit der Bibel als Quelle 
göttlicher Offenbarung zu erläutern und zur festen Richtschnur für die angehen- 
den Exegeten zu machen. 

Bea selbst betonte zu Beginn der Vorlesung diese Zielrichtung mit pathetischen 
Worten, die sich später auch in der als Lehrbuch herausgegebenen Version seiner 
Vorlesung findet: 


„Für den Exegeten aber ist dieser Lerngegenstand besonders gewichtig, weil die In- 
spiration das dogmatische Fundament sowohl der allgemeinen und speziellen Ein- 
leitungsfragen als auch der heiligen Hermeneutik und Exegese der Heiligen Schrift 
darstellt und deshalb gleichsam der Leuchtturm ist, der den ganzen Lauf der Bibel- 
wissenschaften erleuchtet und sicher zum Hafen geleitet.“ 3° 


Der Rektor nahm nicht nur die dogmatisch-lehramtlichen Direktiven an, sondern 
war auch selbst zutiefst davon überzeugt, dass Exegeten eine systematisch-philoso- 
phische Vorbildung brauchten. Das Lernziel war demnach, zu erkennen, dass die 
Bibel Gottes Wort darstellte und gemäß der kirchlichen Tradition und ihrer dog- 
matischen Inspirationslehre ausgelegt werden sollte, auch wenn manche Zeitgenos- 
sen gerade diese dogmatischen Vorannahmen ablehnten und die Bibel allein als 
historische Quelle lasen. 

Wer bereits zu Beginn des Aufbaustudiums derartige Sätze zu hören bekam, 
konnte schnell den Eindruck bekommen, dass der Rektor unter katholischen Exe- 
geten nicht in dem Ruf stand, ein besonders progressiver Vertreter seines Fachs zu 
sein, ja viel mehr wurde ihm vielfach eine in Rom sehr erwünschte konservative 
Grundhaltung attestiert.3' 

Um sich Beas Auffassung von Inspiration anzunähern, soll einerseits als Grund- 
lage sein in zwei Auflagen herausgegebenes Lehrwerk „De Sacrae Scripturae Inspi- 
ratione. Quaestiones dogmaticae et historicae“ herangezogen werden. Dieses dien- 
te in besonderer Weise den Studierenden über Jahrzehnte als Grundlage zur Prü- 
fungsvorbereitung. Die Darstellung des Lehrbuchs soll an verschiedenen Stellen 
Beas Vorlesungsmanuskripte einbeziehen, die er im Laufe der Jahre erweiterte und 
überarbeitete.3? Dieses Material bildet die Entwicklung Beas besser ab als das 
Lehrbuch, das nach der zweiten Auflage von 1933 nicht mehr nachgedruckt wurde. 
Die Dokumente verdeutlichen sicherlich das Bild dessen, was der Rektor den 
Studierenden in der Lehrveranstaltung vermittelte, und wo er bei seiner früheren 
Auffassung blieb, wo er im Laufe der Zeit seine Ansicht änderte. 


30 Vgl. BEA, De Inspiratione, S. 1. 
31 Vgl. SCHMIDT, Kardinal, S. 134; ausführlich 


Weltkrieg gab Bea neben der zweiten Auflage 
des Lehrbuchs von 1935 ein überarbeitetes ma- 


32 


auch LAPLANCHE, Crise, S. 302f. 

Bea, Vorlesungsmanuskript „De Inspiratione“ 
[Valkenburg], 1917/1918, ADPSJ, Abt. 47 - 
1009, E 1/2; Bea, Materialsammlung „De Ins- 
piratione et Hermeneutica: Varia“, [1932- 
1935], ADPSJ, Abt. 47 - 1009, E 1/5; Bea, 
Materialsammlung „De Inspiratione“, ADPS], 
Abt. 47 - 1009, E 2/1. Nach dem Zweiten 
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schinenschriftliches Skriptum an die Hand, in 
dem er die Aussagen des Lehrbuchs erweiterte 
und vor allem die bibliographischen Angaben 
auf den neuesten Stand brachte (Bea, Skriptum 
„De Inspiratione et Inerrantia Sacrae Scriptu- 
rae. Notae historicae et dogmaticae quas in 
usum privatum auditorum composuit“, Rom 
1947, ADPS], Abt. 47 - 1009, E 2/3). 
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Bea unterteilte seine Vorlesung in eine historische Übersicht („Conspectus histo- 
ricus“), in der er die Traditionslinien der Autorität der Bibel seit der Alten Kirche 
behandelte, und die dogmatischen Fragen zur Lehre von der Inspiration („Quaes- 
tiones dogmaticae“), worunter er die Argumente für die Existenz der Inspiration, 
deren Wesensbestimmung und die Kriterien fasste, die ausschlaggebend dafür sind, 
dass man bei der Bibel von einem göttlich inspirierten Buch sprechen kann. Diese 
Struktur wies bereits seine allererste Vorlesung als Dozent in Valkenburg im Studi- 
enjahr 1917/1918 auf, wenngleich es in dieser noch stärker um die Frage der Irr- 
tumslosigkeit der Heiligen Schrift („De Inerrantia S. Scripturae“) als um den In- 
spirationstraktat allgemein gegangen war. 3? 


1. Immer schon hat die Kirche... - Die Tradition als Ausgangspunkt 


Wenn die Inspirationslehre die entscheidende Richtschnur für die Auslegung der Bi- 
bel war, musste sie aus Beas Sicht von Anfang an in der Geschichte der Kirche eine 
Rolle gespielt haben. Daher versammelte er in seinem historischen Durchgang sämt- 
liche Belegstellen der Kirchenväter, an denen die Autorität („irrefragabilis auctori- 
tas/veritas“) der Heiligen Schrift — zunächst des jüdischen Kanons, im Laufe der 
Konsolidierung der christlichen Religion auch der neutestamentlichen Schriften - re- 
flektiert wurde.3* Von Justin über Irenäus, Hippolyt von Rom, Johannes Chrysosto- 
mus, Origenes, die Kappadokier bis Tertullian führt Bea die wichtigsten Schlagwor- 
te auf, die für das dogmatische Konzept entscheidend waren: die Bibel ist deshalb die 
große Autorität bei den Kirchenvätern, weil sie unter dem Beistand des Geistes Got- 
tes entstanden ist („Beönvevorog“/„inspiratus“). Daher stammen die Aussagen der 
Schrift direkt von Gott und sind Wort Gottes („Deus dicit“/„Deus dictat“). Gott 
wird damit selbst zum Autor der Bibel („auctor Sacrae Scripturae“), die menschli- 
chen Verfasser treten hingegen in den Hintergrund und werden zu Werkzeugen Got- 
tes („Öpyavov“/„instrumentum“). Besonders der Lehre von der „Bsonvevotia“, die 
die neutestamentlichen Autoren und die Kirchenväter aus der hellenistischen Gedan- 
kenwelt übernommen hatten, schien für Bea von großer Bedeutung zu sein, ging mit 
ihr doch letztlich die Frage einher, wie der Geist Gottes konkret auf den Schreibpro- 
zess der Bibel wirkte. Deshalb erweiterte er seine Aufzeichnungen kontinuierlich und 
vermittelte den Studierenden bis in die 1950er Jahre hinein den aktuellen Forschungs- 
stand zur antiken Reflexion über religiös-charismatische Vorstellungen der Vermitt- 
lung zwischen göttlicher und menschlicher Sphäre.35 

Auch wenn Bea zugestand, dass bei den Kirchenvätern noch nicht von einer sys- 
tematischen Inspirationslehre gesprochen werden kann, zeichnet er das Bild einer 


33 Hier subsumierte Bea den theologiegeschicht- burg], 1917/1918, ADPS]J, Abt. 47 - 1009, E 
lichen Durchgang unter der Überschrift „De 1/2, ohne fol.). 
consensu theologorum“, wobei er in gut neu- 34 Vgl. Bea, De Inspiratione, S. 3-6. 
scholastischer Manier vor allem die Position 35 Vgl. Bea, Materialsammlung „Idea Theopneu- 
des Thomas von Aquin darlegte (vgl. Bea, Ma- stiae ($ 2)“, ADPSJ, Abt. 47 - 1009, E 2/9. 
terialiensammlung „De Inspiratione [Valken- 
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organischen Entwicklung. Vom Anfang der christlichen Theologie an war das Vo- 
kabular vorhanden, das umschrieb, wie aus bestimmten Büchern göttliche Offen- 
barung wird. Spätestens bei Origenes, dann auch bei Augustinus und Hieronymus 
erkannte der Rektor eine ausgefeilte Inspirationslehre3°, die dann in den folgenden 
Jahrhunderten präzisiert und ausdifferenziert wurde, letztlich aber bereits in der 
Alten Kirche vorhanden war. Das entsprach voll und ganz dem Geschichtsbild der 
Neuscholastik, die eine langsame, historische, mitunter auch konfliktgeladene Ent- 
stehung der christlichen Dogmen ablehnte.37 

Eine begriffliche Differenzierung setzte gemäß der Darstellung Beas mit den gro- 
ßen Scholastikern des Hochmittelalters ein. Hier nennt er vor allem Bonaventura 
und Thomas von Aquin, die das Zusammenspiel von göttlichem Geist und mensch- 
lichem Schreiben mit aristotelisch-scholastischem Vokabular genauer zu charakte- 
risieren suchten (Gott als „causa principalis“ und Mensch als „causa instrumenta- 
lis“). Anschließend wandte er sich der reformatorischen Theologie zu. Diese unter- 
teilte er systematisch und wenig historisch in Hauptströmungen, indem er 
holzschnittartig zwischen Orthodoxie, Pietismus, Rationalismus, Semirationalis- 
mus und Strömungen der Gegenwart unterschied.3® Bezeichnenderweise skizziert 
Bea die aufklärerischen, historisch-kritischen Neuansätze seit dem 18. Jahrhun- 
dert in der Bibelexegese als rein protestantisches Phänomen, das unter dem Kampf- 
begriff „Rationalismus“ verhandelt wird. Schließlich verweist er sachkundig auf 
die zeitgenössischen Aufbrüche in der evangelischen systematischen Theologie, 
etwa bei Karl Barth, dem Bea attestierte, die Bibel als vom Geist Gottes durchwirkt 
zu sehen und nach der Offenbarung hinter dem konkreten biblischen Buchstaben 
zu fragen („interpretatio pneumatica“). Dies tat er allerdings nur, um anschließend 
den Studierenden den aus seiner Sicht markantesten Hauptdefekt protestantischer 
Bibelhermeneutik vorzuführen: das Ausblenden der Tradition als Quelle der Of- 
fenbarung und die allzu individuelle Auslegungspraxis, bei der sich der einzelne 
Ausleger zu stark auf die eigene Vernunft und zu wenig auf die kirchliche Lehr- 
verkündigung stütze.39 

Ganz anders hingegen die katholische Exegese seit dem Konzil von Trient: die 
Kirche habe auf dem Konzil treu an den Grundsätzen der Tradition festgehalten 
und gegen die Protestanten den biblischen Kanon und dessen göttlichen Ursprung 
auf Diktat des Heilige Geistes („a Spiritu Sancto dictatas“) definiert. Im Anschluss 
stellte Bea in groben Zügen die Debatten über die Bedeutung der Diktat-Formulie- 
rung des Trienter Dekrets in der katholischen Bibelexegese des 17. Jahrhunderts 


36 Vgl. Bea, De Inspiratione, S. 6. ratione Sacrae Scripturae“ ausführlich behan- 
37 Vgl. KLEUTGEN, Theologie, Bd. 1, S. 72-97. In delte (vgl. PEscH, De Inspiratione). 
Beas Werk gleicht der Durchgang durch die 38 Vgl. Bea, De Inspiratione, S. 10-14. 
Theologiegeschichte im Wesentlichen einer 39 „Tota haec evolutio doctrinae protestanticae 


Zusammenfassung dessen, was er bereits als necessario fere sequitur ex principio ‚solius 

Studierender in Valkenburg bei Christian Scripturae‘ et neglectu traditionis inde exorto. 

Pesch in der Dogmatik-Vorlesung gehört hatte S. Scriptura paulatim omni indole supernatu- 

bzw. was Pesch in seinem Lehrwerk „De Inspi- rali privata et arbitrio criticorum relicta est“ 
(ebd., S. 14). 
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dar. Er skizzierte damit die in der Neuzeit umkämpfte Differenzierung zwischen 
der Vorstellung eines Einwirkens des Heiligen Geistes bis in den biblischen Wort- 
laut hinein (Verbalinspiration) und einer Inspirationskonzeption, die sich lediglich 
auf den Inhalt der biblischen Bücher bezieht (Realinspiration).#° 

Diese Streitfrage löste auch das Erste Vatikanische Konzil nicht, das zwar die 
Bestimmungen von Trient gegen die moderne Bibelkritik bekräftigte und die Irr- 
tumslosigkeit der Heiligen Schrift betonte, allerdings aus Beas Sicht sämtliche For- 
mulierungen vermied, die in irgendeiner Weise zugunsten einer Verbalinspiration 
ausgelegt werden konnten. Der Rektor verwies an dieser Stelle vor allem auf den 
Einfluss des Jesuitenkardinals Johann Baptist Franzelin, der den Konzilsbeschluss 
maßsgeblich beeinflusst hatte.+" Diesem sei wichtiger gewesen, den übernatürlichen 
Ursprung der Schrift, d.h. die göttliche Autorschaft, und deren daraus resultieren- 
de Irrtumslosigkeit sichtbar zu machen, als im Detail den unter Theologen viel dis- 
kutierten Vorgang der Inspiration lehramtlich festzuschreiben und so die Debatte 
zu beenden. 33 Die Deutung des Rektors gerade zum Ersten Vatikanischen Konzil 
war nicht unumstritten, sahen doch andere Zeitgenossen, wie sein Mitbruder und 
römischer Professorenkollege Sebastian Tromp, die Formulierung des Ersten Vati- 
kanischen Konzils, die Heilige Schrift sei „ohne jeden Irrtum“ (sine ullo errore), 
als lehramtliche Festschreibung der Verbalinspiration an.# 

Mit den Lehräußerungen in den Enzykliken „Providentissimus Deus“ Leos XII. 
(1893) und „Spiritus Paraclitus“ Benedikts XV. (1920) schließt Bea den histori- 
schen Überblick ab, nicht ohne zu erwähnen, dass auch diese beiden Dokumente 
an der göttlichen Urheberschaft festhielten und die Irrtumslosigkeit der Schrift be- 
tonten, sich zugleich aber nicht für eine Verbalinspiration aussprachen. Als wert- 
voll sollten die Studierenden die Argumente der neuscholastischen Dogmatik im 
Nachgang zu Franzelin begreifen, die auch einige Exegeten wie Rudolf Cornely, 
Joseph Knabenbauer oder Hermann van Laak in ihr wissenschaftstheoretisches 
Denken eingeführt hatten. 23 

Aus der entworfenen Traditionslinie leitete Bea schließlich sechs Prämissen für 
die Konzeption einer zeitgenössischen Inspirationslehre ab, die gemäß der scholas- 
tischen Methode des Syllogismus aufeinander aufbauten#: (1) Gott ist Autor und 
Inspirator der Heiligen Schrift; (2) dies geschieht durch das Wirken des Heiligen 
Geistes auf übernatürliche und verborgene Weise; (3) er wirkt auf den menschlichen 


42 „Illud ipse Franzelin [...] explicavit, ex qua 
explicatione haec elucent: Concilium affırmat 
‚in recto‘, Deum esse auctorem ss. Librorum 


40 Bea konzentrierte sich unter anderem vor al- 
lem auf die Konzeptionen von Barrez, Lessius, 
Maldonatus, Cornelius a Lapide, Jansen, Sua- 
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rez und Bellarmin (vgl. ebd., S. 15-20). 

Bea bezog sich vor allem auf den Passus „prop- 
terea, quod Spiritu Sancto inspirante conscrip- 
ti Deum habent auctorem“ aus dem zweiten 
Kapitel der Dogmatischen Konstitution „Dei 
Filius“ (vgl. ERSTES VATIKANISCHES KONZIL, 
Dogmatische Konstitution „Dei Filius“ vom 
24. April 1870, DH 3006). 
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[...] Qualis sit haec actio, relinquitur disputa- 
tioni theologorum. Quoad inspirationem ,ver- 
balem‘ nihil definire voluit Concilium“ (vgl. 
BEA, De Inspiratione, S. 20). 


43 Vgl. BÖTTIGHEIMER, Bibel, S. 88. Ausführlich 


zum Problem der Verbalinspiration zwischen 
den beiden Vatikanischen Konzilien vgl. Lo- 
RETZ, Ende. 


44 Vgl. BÖTTIGHEIMER, Bibel, S. 23-25. 


Verfasser ein, indem er den Verstand und den Willen des menschlichen Verfassers 
beeinflusst; (4) Gott ist der eigentliche Autor, der Mensch sein Instrument; (5) der 
menschliche Verfasser muss nicht notwendig davon wissen, dass er inspiriert ist; 
(6) der Mensch handelt trotzdem als freies Wesen. 


2. Der Mensch als Gottes Schreibgriffel? — Vom Wesen der Inspiration 


Für Bea war mit dem Durchgang durch die Theologiegeschichte der Nachweis er- 
bracht, wie notwendig es war, sich mit der Inspirationslehre zu beschäftigen. Laut 
dem Jesuiten hatte die Kirche in ununterbrochener Kontinuität die Bibel für das 
inspirierte Wort Gottes gehalten. Das sei auch kein Wunder, war sie doch von 
Christus selbst dazu gegründet worden, die Offenbarungswahrheiten getreu zu be- 
wahren und zu verkünden. Diesen Grundsatz aus dem Katechismus hielt Bea of- 
fensichtlich für derart elementar, dass er ihn gar nicht erst begründete.#° 

Gemäß den Spielregeln der nachtridentinischen Dogmatik durften sich Schrift 
und Tradition nicht widersprechen, weshalb Bea nun auch nach Belegen in der Bi- 
bel suchte, die nachwiesen, dass in der Heiligen Schrift selbst bereits das Bewusst- 
sein vorherrschte, dass sie Gottes Wort beinhaltete. Es kam darauf an, dass nicht 
nur in der rückblickenden Bewertung des biblischen Kanons durch die Kirche von 
Inspiration die Rede war, sondern auch dass die Verfasser der biblischen Bücher 
davon ausgingen, dass Gott beim Schreibprozess am Werk gewesen war. Der Ein- 
druck, dass Inspiration etwas Nachträgliches sein könnte, was Theologen erson- 
nen hatten, sollte widerlegt werden. Ein klares Beispiel stellten die Propheten des 
Alten Testaments dar, die als Sprachrohr Gottes auftraten und damit zu seinen 
Werkzeugen wurden. 27 Auch die Verkündigung Jesu in den Evangelien zeigte mus- 
tergültig, dass auch den Aussagen der anderen biblischen Schriften der Rang gött- 
licher Offenbarung zukam, denn „die Art und Weise, mit der Christus und die 
Apostel die Heilige Schrift zitieren, zeigt deren Überzeugung, dass sie göttlichen 
Ursprungs ist“.48 Neben diesem impliziten Grund sprechen auch die Begründungen 
in 2 Tim 3,16 und 2 Petr 1,21 eine deutliche Sprache. wobei Bea beide Stellen ge- 


45 Vgl. MÜLLER, Syllogismus, Sp. 504. 48 „Modus, quo Christus et Apostoli citant 

46 Vgl. Bitor, De Ecclesia, S. 102-123. S. Scripturam, indicat eorum persuasionem 

47 „Prophetae proponuntur ut loquentes non eam habere originem divinam“ [Hervorhe- 
proprio instinctu, sed ‚moti‘, ‚impulsi‘ [...] a bungen im Original] (ebd., S. 32). 
Deo ita ut eorum verba non possint explicari 49 „Jede Schrift ist, als von Gott eingegeben, 
interpretation mere humana [...] Inde apparet auch nützlich zur Belehrung, zur Widerle- 
prophetas, cum loquuntur (sribunt), id facere gung, zur Besserung, zur Erziehung in der Ge- 
motos a Deo eorumque locutionem esse ,a rechtigkeit“ (2 Tim 3,16); „Denn niemals 
Deo‘, i.e. divinae originis [...] Aliter: prophe- wurde eine Prophetie durch den Willen eines 
tae sunt instrumenta quibus Deus ea expri- Menschen hervorgebracht, sondern vom Hei- 
mit quae ad homines loqui vult. Sermo ergo ligen Geist getrieben haben Menschen im Auf- 
propheticus est Verbum Dei prolatum a trag Gottes geredet“ (2 Petr 1,21); Bea be- 
prophetis ut Dei instrumentis“ [Hervorhe- nennt die markanten Stellen, die nach Ab- 
bungen im Original] (Bea, De Inspiratione, schluss des biblischen Kanons in der 
S. 36). Theologiegeschichte sehr häufig rezipiert wur- 
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mäß der Tradition Petrus bzw. Paulus zuschreibt und ihnen damit besonderes Ge- 
wicht gibt.5° Diese Überzeugung gehörte also zweifelsfrei zum Kernbestand der 
kirchlichen Glaubenssätze. 

Aber was hatte es nun konkret mit der Inspiration auf sich? Wie hatte man sich 
das Wirken des Heiligen Geistes bei der Abfassung der Bibel genau vorzustellen 
(„De natura inspirationis“)? Beas Hauptanliegen war eine Erklärung der Zusam- 
menarbeit Gottes mit dem menschlichen Verfasser. Er versuchte sogar zu untersu- 
chen, wie sich diese auf das textliche Endprodukt auswirkte, d.h. welche Anteile 
am Text Gott, welche dem Menschen zugeschrieben werden konnten 37 Dabei galt 
es nach der dogmatischen Einleitung erst einmal die offensichtlichen Leseerfah- 
rungen am biblischen Text mit der Glaubenswahrheit der Inspiration zusammen- 
zubringen: 


„Es steht fest, dass die heiligen Bücher auch einen menschlichen Verfasser haben, der 
[...] seine eigene Individualität aufweist und bewahrt, seine eigene Art und Weise zu 
strukturieren und sich auszudrücken |[...] Dieses durch Erfahrung erkannte Faktum 
muss mit der anderen durch Offenbarung erkannten Wahrheit in Einklang gebracht 
werden, d.h. dass Gott der Autor ist. Aus der göttlichen Handlung, durch die Gott 
zum Autor des Buches wird, wird die menschliche Tätigkeit des Hagiographen in ge- 
wisser Weise beeinflusst und begrenzt, aber diese Einschränkung darf nicht über das 
hinausgehen, was erforderlich und hinreichend ist, dass Gott wahrhaft und eigent- 
lich ‚Autor‘ des Buches genannt werden kann.“5? 


Bereits zu Beginn seiner Ausführungen verwies Bea also auf die starke Spannung, 
die das traditionelle Modell der Inspiration aufwies. Die augenfällige Binsenweis- 
heit, dass die Bibel menschliche Verfasser hatte, musste nun mit der übernatürli- 
chen Wirklichkeit Gottes in Einklang gebracht werden. Die instruktionstheoreti- 
schen Aussagen der neuscholastischen Dogmatik, dass Gott sich in Sätzen offen- 
barte und der Autor der Heiligen Schrift sei, mussten besonders auch angesichts 
der historischen Kritik plausibilisiert werden.53 Wie fanden übernatürliche, göttli- 
che Wahrheiten ihren Weg in menschliche Sprache und damit letztlich zwischen 
zwei Buchdeckel? 

Bea versuchte in diesem Zusammenhang erst einmal zu erklären, warum die Bi- 
bel derart unterschiedliche Sprachen, literarische Formen und Erzählweisen in sich 


den, um die Autorität der Schrift zu belegen. individualitatem, suum proprium modum 


5o 


5I 
52 
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Vgl. dazu ausführlich HÄFNER, Belehrung, 
S. 42-45. 

Vgl. BEA, De Inspiratione, S. 35. Dass Bea ent- 
gegen der zeitgenössischen Forschung zur neu- 
testamentlichen Briefliteratur weiterhin die 
traditionelle Lesart vertrat, die die beiden Pet- 
rusbriefe tatsächlich dem historischen Petrus 
zuschrieb, wird auch daran deutlich, wen er 
zitiert: HUNDHAUSEN, Pontificalschreiben. 

Vgl. BEA, De Inspiratione, S. 37-40. 
„[Cl]onstat libros ss. habere etiam auctorem 
humanum, qui [...] habuit et conservavit suam 
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componendi et loquendi, imperfectiones dic- 
tionis etc. Hoc factum experientia cognitum 
conciliandum est cum altera veritate cognita 
ex revelatione, sc. Deum esse auctorem. Ex 
actione divina qua Deus auctor libri fit, activi- 
tas humana hagiographi determinatur quidem 
et limitatur, sed haec limitatio non debet pro- 
cedere ultra id quod requiritur et sufficit, ut 
Deus vere et proprie vocari possit ‚auctor“ li- 


bri“ (ebd., S. 40). 


53 Vgl. GABEL, Inspiration, Sp. 537. 


vereinte, wenn doch Gott der Autor war. Nahm man den philologischen Befund 
ernst, musste den menschlichen Verfassern eine gehörige Eigenleistung zugestan- 
den werden. Wäre der Hagiograph nur ein willenloses Instrument, wäre zu klären, 
warum Gott dermaßen in Stil und literarischer Gattung dent Siebert 
sowie Gauleiter und Kultusminister Schemm”'. Holzschuher entwickelte sich zum Exponen- 
ten einer scharfen Linie im Kirchenkampf und lag nach wie vor ständig im Konflikt mit 
Wächtler und Wagner”. Ende 1938 wurde er zur Freude Wächtlers für mehrere Wochen be- 
urlaubt”, da im Zusammenhang mit den sogenannten "Pilstinger Vorfällen"” gegen ihn ein 
Untersuchungsverfahren wegen Landfriedensbruchs lief. Es gab Gerüchte, er habe Unter- 
schlagungen und anschließend Selbstmord begangen, sei geflohen oder ins KZ eingeliefert 
worden. Drei Personen, die man als Verursacher der Gerüchte ausgemacht zu haben glaubte, 


I! vgl. z.B. Entwurf HMB 4.1.1934, StA 22040; Passage über Schriften des Pustetverlags, die von der PolDir be- 
anstandet und daher eingestampft worden waren. Wirschinger strich den Absatz und vermerkte: "Ist das unbe- 
dingt notwendig ? Wenn nicht, weglassen." Tatsächlich taucht der Absatz im fertigen Bericht nicht mehr auf. 
Vgl. allg. zu Wirschingers mutigem Verhalten W.Ziegler (1973) S.XXXV und Domröse S.352. 


= Belege in StA 14175. 

13° Zit. bei W.Ziegler (1973) S. XXXV. 

1# Ebd. S.XXVI Anm. 16. 

5 Kurzbiographie ebd. S.XXXVII Anm.74, vgl. auch F.Schwede-Coburg: Kampf um Coburg. München 1939. 


Sogar der Termin seiner Amtseinführung (18.7.1934) durch Siebert und Schemm stand schon fest; Einladung in 
ZRa 12169, vgl. auch BOw 16.-18.7.1934. 


17 W Ziegler (1973) S.XXVI Anm.17. 

1% Ebd. und S.XXXVHI Anm.76. 

nr Vgl. auch Holzschuher an Reichsleiter Bouhler, Chef der Kanzlei des Führers, StA 17775. 
0 Vgl, W.Ziegler (1981) S.20. 

a Mb 4.2.1935, ZR 3725 c. Einladung zur Feier am 12.1.1935 in ZRa 12169. 


Vgl. Schönhoven §.629 und darüber hinaus RPB 5.6.1937 mit Kritik Holzschuhers an der Teilnahme ihm nicht 
unterstellter Behörden am Fest zum 70.Geburtstag des Fürsten von Thurn und Taxis. 


W.Ziegler (1973) S.XXVI Anm. 17. 
%4 Vgl. ebd. 8.162 ff. 
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wurden von der Stapostelle Regensburg verhaftet und von dem in Regensburg tagenden Son- 
dergericht Nürnberg wegen "Heimtücke" zu je drei bis fünf Monaten Gefängnis verurteilt”. 
Dennoch war Holzschuher als Regierungspräsident offenbar untragbar geworden, jedenfalls 
wechselte er im Februar 1939 in das "Hauptamt Ordnungspolizei" beim Reichsführer SS und 
Chef der Deutschen Polizei im Reichsinnenministerium?® und leitete nun das Zentralboden- 
amt beim Reichskommissar für die Festigung des deutschen Volkstums. Ab 1941 bewirt- 
schaftete er wieder das Familiengut Artelshofen in Mittelfranken. 1948 wurde er vom Land- 
gericht Landshut wegen Freiheitsberaubung und Nötigung während seiner Amtszeit - erneut 
ging es um die Vorgänge von Pilsting - zu einem Jahr Gefängnis verurteilt. Das Oberlandes- 
gericht München verwarf seine Revision, doch wurde ihm die zur Bewährung ausgesetzte 
Strafe 1950 erlassen. Freiherr von Holzschuher starb am 31.3.1965”. 


Seit 29.8.1939 führte der Salzburger Jurist und Kunsthistoriker, Ministerialdirigent Dr. Dr. 
Friedrich Wimmer, die Geschäfte des Regierungspräsidenten in Regensburg”. Zuvor hatte er 
ein Jahr lang als Staatskommissar beim Reichsstatthalter in Wien fungiert”. Im April 1940 
wurde er auch formell zum Regierungspräsidenten ernannt, jedoch schon wenige Wochen 
später als Generalkommissar für Verwaltung und Justiz unter Seyß-Inquart, mittlerweile 
Reichskommissar für die besetzten niederländischen Gebiete, eingesetzt. Seit Anfang 1944 
vertrat er Seyß-Inquart, kam 1945 in Kriegsgefangenschaft, arbeitete ab 1949 für eine Versi- 
cherungsgesellschaft und starb am 2.8.1965”. 


Drei Jahre lang blieb Wimmers Position als Regierungspräsident unbesetzt. Erst ab April 
1943 führte der Jurist Gerhard Bommel aus dem Reichsinnenministerium die Geschäfte 
kommissarisch, im September 1943 führten ihn Reichsstatthalter Epp und Gauleiter Wächtler 
dann förmlich in sein Amt als Regierungspräsident ein, das er bis Kriegsende innehatte?". 
Somit kam ihm in den letzten Kriegsjahren auch die Funktion einer geschäftsführenden Be- 
hörde des Reichsverteidigungskommissars zu. Nach Kriegsende wurde Bommel seines 
Dienstes enthoben, arbeitete ab 1955 in Mühlheim/Ruhr als Rechtsanwalt und starb am 
16.12.1966”. 


Größten Einfluß gewannen, insbesondere während der häufigen und langen Vakanzen auf 
dem Regierungspräsidenten-Posten, die jeweiligen Stellvertreter. Als solche amtierten in Re- 
gensburg von 1932 bis 1936 Julius Hahn, bis 1942 Hermann Edler von Gäßler, der somit von 
Frühjahr bis Herbst 1939 und von Mai 1940 bis Ende 1942 faktisch das Amt des Regierungs- 
präsidenten versah, sowie von 1943 bis Kriegsende Dr. Kurt Sierp”. 


B. Der Vollzug der Staatsaufsicht 


Zwar war die Staatsaufsicht über die Gemeinden durch die Bayerische Gemeindeordnung von 
1927 und dann die Deutsche Gemeindeordnung von 1935 gesetzlich geregelt, doch kam ge- 


> RPB 9.2. und 7.3.1939. 

° Erlaß RMdI 16.2.1939, erwähnt im RPB 7.3.1939. 

7 W Ziegler (1973) S.XXVI Anm.17. 

738 Sein Amt nahm er am 14.9.1939 auf, vgl. StA 14175. 

2 W Ziegler (1973) S.XXVI Anm.18. 

W Ebd. 

31 Ebd. S.XXVII Anm.19 f. Zur Amtseinführung StA 14175, vgl. Rundschreiben ZRa 12169. 
32 W.Ziegler (1973) S.XXVII Anm.20. 

Ebd. Anm.21 ff. mit Kurzbiographten. 
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rade hier der persönlichen Beziehung zwischen Stadtoberhaupt und Regierungspräsident be- 
sondere Bedeutung zu. 


Oberbürgermeister Hipp hatte gegen Ende seiner Amtszeit einen von ihm bewußt in Kauf ge- 
nommenen, schweren Konflikt mit der Kreisregierung auszustehen, als er sich weigerte, für 
1932/33 einen abgeglichenen Etat aufzustellen. Trotz allen Verständnisses für die mit Wohl- 
fahrtslasten überforderten Gemeinden mußte daraufhin die Kreisregierung selbst den städti- 
schen Haushalt festsetzen. Über das Verhältnis Schottenheims zum im Amt gebliebenen kon- 
servativen Regierungspräsidenten Wirschinger läßt sich dagegen nur spekulieren. Auch der 
neue NS-Oberbürgermeister kannte selbstverständlich dessen umstrittene, durch die SA-Son- 
derbeauftragten’* gefährdete Position; als solche amtierten in Regensburg zunächst SA-Ober- 
führer Breitenbach”, ab September 1933 Gruppenführer Rakobrandt”, die trotz mangelnder 
Sachkenntnis großen Einfluß gewannen, bald allerdings wegen der "starken Unruhe", die sie 
in die Verwaltung brachten, von Partei und Regierung gemeinsam bekämpft wurden”. Schon 
die Tatsache, daß Wirschinger so lange im Amt bleiben konnte, belegt, daß er die Spannun- 
gen zwischen SA und Parteiorganisation virtuos auszunützen verstand, wobei er ab Herbst 
1933 sehr selbstbewußt gegenüber Rakobrandt auftrat. Beispielsweise bestand er auf der Klä- 
rung des Dienstwegs und der Kompetenzen und verbat sich den unhöflichen Ton von Rako- 
brandts Stabsleiter Bock”. An diese für ihn als Außenstehenden wohl schwer durchschauba- 
ren Verhältnisse mußte sich auch Schottenheim anpassen; Reibungen irgendwelcher Art im 
dienstlichen Verkehr mit Wirschinger sind nicht belegt. 


Erst nach Röhms Ermordung verfügte dessen Nachfolger, Stabschef Lutze, die Abschaffung 
der Sonderbeauftragten®”. Wirschinger, der kurz zuvor seine Ruhestandsversetzung beantragt 
hatte, profitierte nicht mehr davon. 


In die frühe Amtszeit Holzschuhers fiel die Neuregelung der Staatsaufsicht durch die Deut- 
sche Gemeindeordnung von 1935*, Danach war die Aufsicht so zu handhaben, daß 
"Entschlußkraft und Verantwortungsfreudigkeit der Gemeindeverwaltung gefördert und nicht 
beeinträchtigt" wurden“! - im Verwaltungsalltag blieb alles beim alten. Jedoch wäre es durch- 
aus untypisch für den totalitären Staat, hätte man nicht Regelungen für den ungewöhnlichen, 
den Konfliktfall geschaffen, wo dann die strenge Hierarchie zur Geltung kam. Falls es "im 
Gesamtinteresse geboten” war, mußte auch "der letzte und rückhaltslose Einsatz staatlicher 
Machtmittel möglich sein". Daher beinhaltete die Staatsaufsicht nicht nur das herkömmliche 
Informationsrecht gegenüber der Gemeinde”, sondern auch die sehr weitgehende Befugnis, 
Anordnungen des Bürgermeisters herbeizuführen bzw. aufzuheben, wenn sie bestehendes 
Recht verletzten oder "den Zielen der Staatsführung zuwiderlaufen"* - ein wahrer Gummipa- 


3 Zu ihrer Funktion W.Ziegler (1973) S.XXXV], vgl. Diehl-Thiele S.86 ff. und Domröse 5.185 ff. Verantwortlich 
waren sie Obergruppenführer Fuchs im MInn, der SA-Chef Röhm unterstand. Für 41 Bezirksämter des Kreises 
amtierten 24 Kommissare, Sonderbeauftragter für das Bezirksamt Rgbg. war Josef Ries (StA 17774, Liste der 
Sonderkommissare 6.4.1933), später Fritz Rix, vgl. W.Ziegler (1973) 5.26 Anm.2. 


» Vgl. StA (NSDAP) 17 (Breitenbach an Reg. 8.7.1933). 


Belege bei Weinmann S.70 ff., vgl. auch Domröse S.215 f., wonach sich Röhm zum 1.9.1933 von den unsiche- 
ren SA-Kommissaren bei den Regierungen trennte. 


37 W Ziegler (1981) 8.25. 


38 Vermerk Wirschingers 27.10.1933, StA 14175. Zu Rakobrandt als Sonderbeauftragtem W.Ziegler (1973) 
S.XXXVI f. 


39 Verf. 10.7.1934, zit. bei W.Ziegler (1973) S.XXXVII, 


#88 106-116 DGO. Nach § 33 1.DurchfVO 22.3.1935 RGBi I $.393 blieb die Reg. Staatsaufsichtsbehörde. Vgl. 
zum folgenden Matzerath (1970) S.159 Anm.310, S.163 und S.314 ff. 


* 8 106 DGO, vgl. 1.Ausführungsanweisung GVBl, hier S.158. 
#2 Amtliche Begründung 4, DRuPrStA 2.2.1935, 1.Beilage. 

# 8108 DGO. 

“88 109 und 110 DGO. 


220 


ragraph. Als äußerste Möglichkeit blieb bei bedeutsamen Konflikten die Einsetzung eines 
Staatskommissars“. Die Beschwerde mit aufschiebender Wirkung bei der nächsthöheren 
Aufsichtsbehörde - hier: dem bayerischen Innenministerium - blieb der Gemeinde unbenom- 
men“, aber die Verwaltungsklage war nicht mehr möglich, wie auch gegen sonstige Verfü- 
gungen der Aufsichtsbehörde kein Rechtsbehelf bestand: "In jedem Falle aber muß es ausge- 
schlossen sein, daß der Staat für sein obrigkeitliches Eingreifen (...) Recht vor Verwaltungs- 
gerichten suchen muß”, 


All dies rechtfertigt das Urteil, die Staatsaufsicht sei durch die DGO deutlich ausgebaut wor- 
den“*. Allerdings waren extreme Konfliktfälle kaum zu erwarten, alle Beteiligten kannten die 
Hierarchie und konnten sich schon im Vorfeld möglicher Kontroversen aufeinander abstim- 
men. Dabei kam in Regensburg dem Oberbürgermeister seine gute Beziehung zu Holzschu- 
her zugute, Beide verband die SS-Mitgliedschaft in exponierter Position, beide gehörten dem 
Aufsichtsrat einer SS-Siedlungsgesellschaft an. Während sich Schottenheim von den Dienst- 
stellen der Gauleitung möglichst wenig in die Karten schauen ließ, pflegte er zu Holzschuher 
ein herzliches persönliches Verhältnis; über alle wichtigen Fragen der Stadtentwicklung 
wurde der Regierungspräsident umfassend informiert. Zumindest sind keine größeren Kon- 
troversen belegt, wobei allerdings zu bedenken ist, daß mancher Konflikt, der auf dem 
Dienstweg über die Kreisregierung zu regeln gewesen wäre, an dieser vorbeilief und im di- 
rekten Kontakt zwischen Stadt und Partei beigelegt wurde“. Vielfach hat Holzschuher 
Schottenheims ehrgeizige Projekte unterstützt, und selbst nach seiner Rückkehr auf seine 
Güter im Jahr 1941 blieb der persönliche Kontakt bestehen. Mehrfach ist dabei die Rede von 
vergangenen und erhofften künftigen gegenseitigen Besuchen. Nur am Rande erwähnt sei, 
daß Holzschuher auch einen Sondertarif für Leistungen der städtischen Werke eingeräumt er- 
hielt”. 


Im Zuge der an anderer Stelle erläuterten engeren Bindung der Gemeinden an die Ziele von 
Staat und Partei ab Ende 1938°', insbesondere dann nach Kriegsbeginn”, verschärfte sich 
auch die Staatsaufsicht. Immer detaillierter waren nun die Berichte der Gemeinden über Ver- 
änderungen aller Art abzufassen; so durften baupolizeiliche Genehmigungen für wichtige 
Projekte erst nach der Zustimmung der Aufsichtsbehörde erteilt werden. Allerdings machte 
man in Regensburg damit schlechte Erfahrungen: Mehrfach gelangten Sondierungsgespräche 
mit ansiedlungswilligen Betrieben, von denen man der Regierung berichten mußte, auch der 
Landesplanungsbehörde beim Reichsstatthalter zur Kenntnis, und die Betriebe unterstellten 
daraufhin - aus ihrer Sicht natürlich zurecht - der Stadtverwaltung Indiskretion. Schottenheim 
kündigte daher an, er werde künftig nur noch Meldung erstatten, wenn eine Industriean- 
siedlung tatsächlich greifbare Formen angenommen habe, und die Landesplanungsbehörde 
nahm dies hin; der Bürgermeister einer kleineren Gemeinde hätte sich ein solches Verhalten 
wohl kaum erlauben können”. - Tatsächlich sind nur wenige solche Meldungen belegt. Sie 
betrafen, nachdem ohnehin nur kriegswichtige Betriebe überhaupt Erweiterungsbauten planen 


5 8112 DGO. 

* 8113 DGO. 

#7 Amtliche Begründung 1, DRuPrStA 30.1.1935, vgl. Bek. 29.3.1935, GVBl hier $.161. 
° Matzerath (1970) S.158. 


n Vgl. 2.B. ZR 17089 zum Konflikt mit dem Landesfremdenverkehrsverband, der es vorzog, die Kreisleitung, 
nicht die Reg. einzuschalten. 


“Einzelheiten in NIS 3. 

Vgl. Regierungsanweisung 1.9.1938, DS 549, mit Liste von Gegenständen, über die schon bei der Vorplanung 
oder beim Aufkommen von Gerüchten zu berichten war. Entsprechende Verf. Sch. 3.10.1938 ebd. und DS 546. 
Vgl. Reg.-Entschließung 21.2.1940, wonach Sch. seine Mb um "alle von den Kriegssmaßnahmen berührten Le- 
bensgebiete" erweitern mußte, NIS 12. 

Vermerk H. über Besprechung 19.11.1940 in der Reichsstatthalterei, DS 549. 
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konnten, Vorhaben der bedeutendsten Betriebe der Stadt, etwa des Messerschmitt-Werks, der 
Südholag, der Kalkwerke und des Bayerischen Lloyd. 


Nach Holzschuhers Ausscheiden aus dem Amt verlor Schottenheim eine wichtige Stütze für 
seine Projekte. Dementsprechend negativ fiel nun sein Urteil über die Tätigkeit der Bezirks- 
regierung aus: "Wenn ich so viele Trotteln an der hiesigen Regierung jeden Tag sehen muß, 
dann ärgere ich mich immer wieder"”. Anders als für die vorangangenen Jahre des Auf- 
schwungs finden sich von nun an nur noch wenige Hinweise, daß die Stadt den jeweiligen 
Chef der Regierung für ihre Zwecke einzuspannen versuchte. Vielmehr blieben die Kontakte 
offenbar auf das gesetzlich vorgeschriebene Maß beschränkt, ein besonderes Vertrauensver- 
hältnis scheint Schottenheim weder mit Wimmer noch mit Bommel verbunden zu haben, 
doch vermied man auch jeden größeren Konflikt. 


II. STADTVERWALTUNG UND POLIZEI 


Die in Regensburg stationierte kasernierte Landespolizei war seit jeher eine Staatsbehörde. 
Seit Mitte der zwanziger Jahre in Teilen der ehemaligen Reiterkaserne untergebracht, wurde 
sie 1934/35 ins Rheinland verlegt, wo sie in der Wehrmacht aufging”. Daneben bestand in 
Regensburg eine kommunale, erst 1929 verstaatlichte Polizei”. Der Stadtverwaltung verblie- 
ben nur noch verschiedene ortspolizeiliche Befugnisse, während die Ordnungs-, die 
Kriminal- und die politische Polizei der (staatlichen) Polizeidirektion unterstanden. Ihr 
Führer war seit April 1933 Polizeidirektor Fritz Popp”, Regensburg wurde Sitz einer 
Staatspolizeistelle der Gestapo, die für weite Teile Ostbayerns zuständig war, und Popp 
entwickelte sich zu einem der einflußreichsten Männer der Stadt. Im Frühjahr 1933 umfaßte 
die Polizeidirektion 172 Bedienstete, drei Jahre später waren es schon 200, und für 1937 
beantragte Popp weitere 23 neue Stellen für Kriminalbeamte und sogar 63 für die 
Staatspolizei’. 


Auch in Regensburg war die allmähliche "Herauslösung der Polizei aus den Bindungen der 
Staatlichkeit" zu beobachten, die sich mit ihrer reichsweiten Angliederung an die SS 
vollzog. Schon 1933 hatte Adolf Wagner die Mitgliedschaft uniformierter Staatspolizisten in 
der NSDAP als überflüssig bezeichnet, da "alle Träger der Uniform des nationalen Staates 
(...) ohne weiteres Repräsentanten und Stützen der Bewegung" seien“. 1936 übernahm 


5% Die Meldungen ebd. 

>> Privatbrief an den Hofer OB Dr. Wendler 12.4.1939, NIS 6. 

56 Tessin 18.464 Anm.22. Überblick über Polizeiverwaltung 1918-1933 bei V.Götz: Polizei und Polizeirecht, DVG 
IV 5.397-420. 

Vgl. allg. J.Dolhofer: Zur geschichtlichen Entwicklung der Regensburger Polizei, in Regensburger Almanach 
1974 (1973) S.93-103, Polizeirundschreiben in A 1971/53 (Stadtarchiv). 


Vgl. StA 4095 zur Neuorganisation der Polizeiverwaltung. Lt. RPB 7.7.1938 umfaßte der Kripo-Bereich Rgbg. 
31 Bezirke und fünf Städte. Weitere Einzelheiten bei Weinmann 5.99 f. 


° HStAM MIn 71860. 


6% Vgl. V.Götz: Polizei und Polizeirecht, DVG IV S.1017-1031: G.Plum: Staatspolizei und innere Verwaltung 
1934-1936, VfZG 13 (1965) S.191-224, C.Graf: Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur, Berlin 
1983; vgl. zur Struktur auch "Bayern im ersten Vierjahresplan" S.49 ff. 


61 24.8.1933, StA 4095. 
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Himmler, nun "Reichsführer SS und Chef der Deutschen Polizei im Reichsinnenministe- 
rium", die gesamte Polizeiführung”. Er bildete zwei Hauptämter für Ordnungs- und für Si- 
cherheitspolizei, letzteres wuchs später mit dem SD-Hauptamt der SS zum Reichssicherheits- 
hauptamt unter Führung Heydrichs, dann Kaltenbrunners zusammen. Ab 1942 galt die Son- 
dergerichtsbarkeit analog dem Kriegsrecht für Soldaten auch für die Ordnungspolizei und 
ihre Hilfsverbände - Technische Nothilfe, Feuerwehr und Luftschutzpolizei®. Im Frühjahr 
1943 gab schließlich der "Höhere SS- und Polizeiführer" beim bayerischen Innenministerium 
seiner Erwartung Ausdruck, daß "im Zuge der fortschreitenden Verschmelzung von SS und 
Polizei (...) sämtliche Angehörigen der Ordnungspolizei (...) beschleunigt Antrag auf Auf- 
nahme in die SS stellen." Auch Fritz Popp gehörte der SS an, ebenso wie einige seiner 
wichtigsten Mitarbeiter. 


Für die vorliegende Arbeit kommen nur die Beziehungen zwischen Stadt und Polizeidirektion 
in Betracht, also deren Einfluß auf die Kommunalpolitik, nicht ihre Entwicklung zum Instru- 
ment des staatlichen Terrors. Direkte Kontakte zwischen Stadt und Gestapo sind ohnehin nur 
in wenigen Einzelfällen belegt‘. Immerhin war die Stadtverwaltung über die "in Regensburg 
wohnhaften ehemaligen Schutzhaftgefangenen und sonstigen Staatsfeinde, die (...) als beson- 
ders gefährlich zu betrachten sind”, informiert und hatte der Gestapo jede Veränderung der 
Wohnverhältnisse solcher Personen zu melden“. 


A. Die Beteiligung an den Kosten der Polizeiverwaltung 


Für die Stadt Regensburg brachte die erwähnte Verstaatlichung der Polizei im Jahr 1929 eine 
bedeutende finanzielle Entlastung mit sich, da nun die Polizeikosten - im Vorjahr immerhin 
über 640000 RM - mit dem Staat geteilt wurden. Tatsächlich trug die Stadt bis 1934/35 
alljährlich rund 300000 RM, dann bis zu 360000 RM zur staatlichen Polizeiverwaltung bei. 
Nach dem Inkrafttreten des Polizeikostengesetzes von 1940% sanken die Zuschüsse bis auf 
230000 RM im Haushaltsjahr 1942/43°%. Zunächst bewahrheiteten sich also die Befürch- 
tungen nicht, daß sich die Stadt auf ein unkalkulierbares Risiko einlasse, wenn sie zwangs- 
läufig jede Kostensteigerung anteilig mittragen müsse. Jedoch waren in den genannten 
Summen die Sonderaufwendungen für den Neubau der Polizeidirektion, der an anderer Stelle 
ausführlich zu behandeln ist, nicht enthalten. Diese Kosten machten eine geradezu explo- 
sionsartige Steigerung durch. Trotz der ungewöhnlich scharfen Kritik des Oberbürgermeisters 
daran - er sprach von einem "mehr oder minder aufgezwungenen Zugeständnis und unfrei- 


6° Führererlaß 17.6.1936, RGBI I S. 487. Zur Rolle der regionalen Mittelinstanzen der SS vgl. R.B.Birn: Die Höhe- 
ren SS- und Polizeiführer, Düsseldorf 1986. 


63 Verf. Himmler 8.8.1942 It. Schnellbrief des Chefs der Ordnungspolizei 15.8.1942; Abschrift in ZR 17718, vgl. 
auch RdEr! 8.10.1942, ebd., und allg. Götz (s.Anm.60) 5.1023. 


6% Rundschreiben 26.3.1943, ZR 17719. 

Vgl. z.B. die Meldung eines Mannes, der seine Frau vor der Zwangssterilisierung bewahren wollte, s.5.212. 

Wiedergutmachungsfall des Gestapobeamten K. nach 1945 in ZR E 32-36. 

66 Gestapo/Staatspolizeistelle Rgbg. an Stadt 28.10.1936, EMA 501. Das Verzeichnis der Betroffenen ist im Akt 
nicht enthalten. 


67 Die Zahlen aus ZR 11322 und Bericht Sailer 16.11.1936, DS 637; Schmetzer S.86 nennt eine Ersparnis von 
287000 RM. Rechtsgrundlagen: Gesetz über Leistungen der Gemeinden für die staatliche Polizeiverwaltung 
22.11.1923, GVBl 8.377, geänderte Fassung 7.12.1933, GVBl 5.461, bzw. Reichsgesetz 29.3.1935, RGBI I 
5.455. 


6 29.4.1940, RGBI I S.688. 
69 Die Zahlen aus ZR 11322. 
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willigem Nachgeben der Stadtverwaltung"”” - beinhaltete die endgültige Finanzierungs- 


vereinbarung einen Zuschuß der Stadt von fast 390000 RM, wenn auch gestreckt auf drei 
Haushaltsjahre’'. Zu den Verwaltungskostenbeiträgen der Stadt kamen so 1935 150000, 1936 
135000 und 1937 gut 100000 RM für den Neubau des Direktionsgebäudes hinzu. Ein Folge- 
projekt, das einen Gemeinschaftsbau von Staatspolizei und Landratsamt östlich anschließend 
an die Fahrbeckgasse vorsah”, scheiterte ebenso wie die Pläne für eine Kaserne der motori- 
sierten Verkehrspolizei’. 


Daß nicht genau die Hälfte der Polizeikosten von der Stadt mitzutragen war, lag vor allem an 
der regionalen, nicht nur lokalen Zuständigkeit der Gestapo. 1937 betrugen beispielsweise die 
Gesamikosten für die Regensburger Polizei 816000 RM, davon entfielen 55000 RM, an 
denen sich die Stadt nicht zu beteiligen brauchte, auf die "Politische Abteilung". 


B. Die Ausweitung der staatlichen Polizeibefugnisse 


1. Feuerwehr” 


Als untere Verwaltungsbehörde hatte die Stadt Regensburg feuerpolizeiliche Befugnisse und 
Pflichten, die vom Baureferat wahrgenommen wurden”, Dazu gehörte die jährliche Feuerbe- 
schau in allen beheizten Gebäuden der Stadt” - Beanstandungen konnten bis zur Zwangsräu- 
mung von Wohnungen führen” - ebenso wie vielfältige weitere Aktivitäten zur Brandverhü- 
tung”. Veranstaltungen wurden überwacht, ebenso Kinos und Hotels, Gaststätten, Warenhäu- 
ser und Geschäfte. Den Unternehmen, die mit feuergefährlichen oder explosiven Stoffen ar- 
beiteten, darunter vor allem den Mineralölbetrieben am Hafen, galt die besondere Aufmerk- 
samkeit der städtischen Feuerpolizei®; scharfe Auflagen machte sie, nicht zuletzt aus Luft- 
schutzgründen, bei Neuanlagen®', 


’® Sch. an Finanzministerium 12.3.1936, HSIAM MInn 71912. 

7L Vgl. Vermerk H. 10.9.1935, ZR 19610. Die Finanzierungsvereinbarung und weitere Einzelheiten ebd., Details 
auch in StA (1987) 3 gelb 633 = 2098 d und in HStAM Minn 71912. 

72 Besichtigungsprot. durch Vertreter des RfSSuChdDtP 11.-15.10.1940, HStAM Minn 71891. 

?? Notiz Sch. 7.10.1936, DS 705, wonach er Schipper beauftragt hatte, bei der Standortsuche zu helfen. Man ent- 
schied sich für ein Gelände an der Reichsstraße 15 (vgl. Vermerk 5.8.1938, DS 505), doch trat das Vorhaben 
nicht mehr in ein konkretes Stadium. 


74 Sailer an OB Hof 17.12.1937, ZR 11322. Namenslisten Rgbg.er Gestapobeamter und -spitzel in StA (Mil.) 21. 
Einige Namen auch in ZRa 13456. 


Vgl. allg. Bestand "Brandschutzamt" (Stadtarchiv). 


> vgl. StA (1987) 1 blau 843 und 862 = 4255 c und 4259 g zur Feuerschutzabgabe auf alle haussteuerpflichtigen 
Räume im Stadtgebiet. 


77 VO über die Feuerbeschau 9.12.1936, GVBI 8.237. 

78 Zur Feuerbeschau 1933: ZR 9132. Zum Personalmangel, der ab Kriegsbeginn die systematische Feuerbeschau 
unmöglich machte: ZR 20008. 

2 Vgl. ZR 18377 ff., 19893 ff., 19958 f., 19964, 19978. 19988 und 20003. 

80 Vgl. ZR 19977 f. zu chemischen Reinigungen, Schweißanlagen etc. Für die Anlagen am Ölhafen bediente man 

sich der Gutachter der Landesgewerbeanstalt Nürnberg, des Bayerischen Revisionsvereins oder des TUV Mün- 

chen, vgl. z.B. ZR 19983. 

Vgl. z.B. Genehmigungsverfahren für unterirdische Großtanks der "Südpetrol GmbH", Donaulände 23 (1934- 

1936), ZR 19972 und 19982. 


75 
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Die Brandbekämpfung selbst war Aufgabe der seit 1927 bestehenden städtischen Berufsfeu- 
erwehr, die nach den Eingemeindungen von 1924 aus den freiwilligen Feuerwehren der Stadt 
und der Vororte erwachsen war”. Ihr Hauptquartier befand sich im Thon-Dittmer-Palais am 
Haidplatz. Unterstellt war auch sie dem Stadtbauamt, geleitet wurde sie von Brandoberinge- 
nieur Wiedamann, ab 1936 von Brandoberingenieur Dr. Julius Gräfe®, nachdem Wiedamann, 
angeblich wegen Streitereien mit Kreisleiter Weigert, zurückgetreten war*. 


Schon 1929 waren die Angehörigen der Berufsfeuerwehr vom Arbeiter- in das Angestellten- 
verhältnis übernommen worden, im Sommer 1934 beschloß der Stadtrat ihre Verbeamtung, 
da sie im Löschwesen wie im Luftschutz hoheitliche Aufgaben zu erfüllen hätten“. Doch 
dauerte es mehrere Jahre, bis dieser Beschluß vollzogen werden konnte. Erst 1938 wurden die 
mittlerweile 33 Feuerwehrleute®® städtische Beamte, wenige Monate später solche des Reichs, 
denn Himmler unterstellte seinem Hauptamt für Ordnungspolizei Ende 1938 auch die Feuer- 
wehren?”. Die städtische Berufsfeuerwehr wurde nun "Feuerschutzpolizei" mit bedeutend er- 
weiterten Aufgaben im Luftschutz; sie galt, wie auch die Technische Nothilfe® oder später 
die Luftschutzpolizei, als Hilfspolizeitruppe und machte deren Militarisierung mit. Gräfe er- 
hielt den Titel "Major der Feuerschutzpolizei”, und auch die anderen Amtsbezeichnungen 
wurden den Rängen der Polizeioffiziere angeglichen. Der Stellenplan der Regensburger 
Feuerschutzpolizei für 1940 zeigt eine weitere Verstärkung der Truppe, die nun 37 Beamte 
und Angestellte umfaßte””. Für sie galten besonders hohe Anforderungen: Sie mußten nach 
Himmlers Richtlinien” aktive, rückhaltlose Nationalsozialisten und fachlich hervorragend 
qualifiziert sein. Eine Reihe Regensburger Feuerwehrleute sind im Zuge der Unterordnung 
der Polizei unter die SS dieser beigetreten”. 


Nach Kriegsbeginn hatte man zahlreiche Männer an die Wehrmacht abgeben müssen, und 
Sonderaktionen wie die Verstärkung der Wilhelmshavener Feuerwehr im Sommer 1942 oder 
die Abordnungen in die besetzten Ostgebiete führten zu weiteren Kürzungen. Auf die Dauer 
war dieser Aderlaß durch die Aktivierung pensionierter Beamter und die Zuweisung von Re- 
servisten nicht auszugleichen. Ende 1941 standen statt der 35 vorgesehenen nur 29, gegen 
Kriegsende nur noch 24 ausgebildete, erfahrene Angehörige der früheren Feuerwehrtruppe 
tatsächlich zur Verfügung” - zu einer Zeit, als durch die Luftangriffe und den Mangel an 
Material die Anforderungen an den Feuerschutz kaum noch bewältigt werden konnten. Ende 
1944 brach das reguläre Feuerwehrwesen in Regensburg zusammen, denn zwei Drittel der 


82 Zur Vorgeschichte der Berufsfeuerwehr: ZR 17784 und "1858-1983. 125 Jahre Freiwillige Feuerwehr der Stadt 
Regensburg", Rgbg. 1983 8.64 ff. 


833 Gräfe gehörte von Juni 1933 bis Februar 1936 der SS an. Beförderung zum städtischen Baurat 1.2.1938 
(Personenbogen ZR 17772), 10.6.1945 dienstenthoben, Angeklagter im Synagogenbrand-Prozeß, 1.10.1953 als 
Stadtbaurat wieder Leiter der Feuerwehr, gestorben 1.1.1955 (aus dem Personalakt; frdl.Hinweis von Herrn Dol- 
linger). 

#4 "125 Jahre” (s.Anm.82) 8.77. 

#5° Vorschlag der NSDAP-Fraktion 16.5.1934, ZR 17760, und Sr-Prot. 5.7.1934. 


36 Reinemer an Reg. 23.6.1937, ZR 17764. Vgl. zur Finanzierung des Feuerlöschwesens ZR 17732 und Haushalts- 
bericht Sailer, Oktober 1938, DS 546. 


837 Gesetz über das Feuerlöschwesen 23.11.1938, RGB1 18.1662, und 1. DurchfVO 27.9.1939, RGB! I S.1983. Vgl. 
allg. Götz (s. Anm.60) S.1022 und S.1026. 


88 Zur Technischen Nothilfe allg. ZRa 13045. Sie unterstand einem SS-Gruppenführer (Erlaß 13.10.1936, zit. im 
RdErl des RMdlI 7.3.1938, RMBIiV 5.403). 


$ Genehmigt 20.3.1941 durch RFM und RMdl, Abschrift ZR 17719; hier weitere Einzelheiten zur Überleitung der 
Feuerwehr in das Polizeiverhältnis. 


20 Richtlinien 13.9.1940, Abdruck ZR 17718. 


PL Bericht Gräfe 5.5.1943, ZR 17719. Zu den Einstellungsvoraussetzungen gehörte neben Polizei- und Gasschutz- 
diensttauglichkeit auch eine Sportprüfung einschl. Handgranatenwurf von mindestens 32 m Weite (RdErl des 
RMdl 10.2.1943, RMBIiV 7/1943, S.244 f., Abdruck ZR 17719). 


92 Statistik 1.4.1945, ZR 17718. 
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noch vorhandenen aktiven Unterführer und Männer unter 38 Jahren - in Regensburg neun von 
14 Beamten - mußten an die Front abgegeben werden”. 


Neben dem Unterhalt einer eigenen Feuerwehr in den Jahren bis 1938 beteiligte sich die Stadt 
Regensburg auch an den Kosten der neu eingerichteten Landesfeuerwehrschule. Ende 1935 
erklärte sich der Bezirkstag bereit, das zur Auflassung vorgesehene Bezirkskrankenhaus 
Stadtamhof zu diesem Zweck an das Land zu verkaufen; Regensburg sei ausreichend mit 
Krankenhäusern versorgt, eine Feuerwehrschule für die Luftschutzausbildung dagegen drin- 
gend erforderlich und das Gebäude hierfür gut geeignet. Nach den erforderlichen Umbauten 
sollten hier ab Mitte 1936 jeweils 60 Feuerwehrleute ausgebildet werden”. Die Stadt ver- 
zichtete darauf, ihr jahrelang geplantes, nie verwirklichtes Altenheim hier einzurichten”, und 
durch die Zusicherung städtischer Zuschüsse gelang es Schottenheim, die Stadt Landshut, die 
als Alternativstandort im Gespräch war, "aus dem Sattel zu heben". 10000 RM trug die 
Stadt zum Kaufpreis des Gebäudes, 15000 RM zu den Betriebskosten bei”, allerdings konnte 
der geplante Bezugstermin nicht eingehalten werden, da man die Baupläne für den Umbau 
ständig veränderte”. Dieser begann erst im Herbst 1936, im Sommer 1937 nahm die Schule 
endlich den Betrieb auf. Im Krieg scheint das Gebäude zeitweise als Hilfskrankenhaus ver- 
wendet worden zu sein, denn Ende 1945 gab es Pläne für die Wiedereinrichtung eines Hilfs- 
krankenhauses, während die Stadt hier eine Feuerwache und wiederum eine Feuerwehrschule 
betrieben wissen wollte”. 


2. Luftschutz'” 


Die Militarisierung des öffentlichen Lebens in Regensburg läßt sich anhand der Entwicklung 
des Luftschutzgedankens gut verfolgen. Zu unterscheiden sind dabei die Aktivitäten der 
Reichswehr bzw. Wehrmacht, des Reichsluftschutzbundes (RLB) und der Stadt, insbesondere 
der städtischen Werke, obwohl alle beteiligten Stellen jeweils eng zusammenarbeiteten. 


Schon Anfang 1932 konstituierte sich bei der Polizeidirektion ein Luftschutzbeirat für Re- 
gensburg. Neben dem Polizeidirektor gehörten ihm Herrmann und Schipper, Brandoberinge- 
nieur Wiedamann und einige weitere leitende Beamte der Stadtverwaltung an. Nun setzte - 
wie überall im Reich - eine erste Welle von Luftschutzmaßnahmen ein!". Noch vor Schot- 
tenheims Amtsantritt legte beispielsweise Gaswerksdirektor Heckenstaller einen Luftschutz- 
plan der städtischen Werke vor, der auf der freiwilligen Teilnahme der Werksangehörigen be- 
ruhte!”. Dagegen verfügte Schottenheim, daß sich sämtliche Bediensteten der Werke und des 
Schlachthofs sowie ein Teil der Belegschaft des Bauamts künftig "vorbehaltlos und ohne 


Ersetzt durch Polizeireservisten, vgl, Rundschreiben Befehlshaber der Ordnungspolizei beim "Höheren SS- und 
Polizeiführer in den Gauen Bayreuth, Franken und Mainfranken und im Wehrkreis XII” 15.11.1944, ZR 17718. 


%4 Bezirksamt an Reg. 16.12.1935, Abschrift GES 505; hier auch Pläne des Gebäudes. Vgl. auch Rh-Prot. 
12.11.1936. 


2 Vgl. Notiz Sch. 9.12.1935, DS 665, und Vermerk Zwick 16.12.1935, GES 505. Vgl. Rh-Prot. 14.4.1939 zur Al- 
tersheim-Planung. 


% Vgl. Notizen Sch. 26.2., 6.3. und 12.5.1936, DS 665. Hier auch Zusage auf Betriebskostenzuschüsse, vgl. Rh- 
Prot. 29.6.1936. 


n Verpflichtungserklärung Sch. an MInn 24.3.1936, ZR 17730. 

38 Notiz Sch. 8.9.1936, DS 665. 

23 Vgl. Notizen Sch. 28.10.1936 und 4.2.1937, ebd. Weitere Einzelheiten zum Schulbetrieb in ZR 17730. 
100 Vgl, Ehm (1989) zum Einfluß des LS-Rechts auf das Bauwesen. 

101 Vgl. ZR 18094. 

102 Der Plan vom 10.3.1933 in ZR 18095. 
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Entgelt zur Ausbildung in Vorträgen und Übungen bereit zu halten” hätten; der zivile Luft- 
schutz sei eine unbedingte Notwendigkeit’ ®”. 


Anlaß für diese Anweisung war eine erste umfassende Luftschutzübung der Reichswehr für 
Regensburg im Juni 1933. Gedachte Voraussetzung stellten ein kombinierter Überfall Polens 
und der Tschechoslowakei auf die deutsche Ostgrenze und im Zusammenhang damit ein 
Luftangriff auf die Stadt dar. Die Reichswehr richtete Flugmelde- und Luftschutzwarndienste 
ein und erprobte die Fliegerabwehr, die Polizeidirektion koordinierte den zivilen Luftschutz, 
also den Einsatz von Polizei und Hilfskräften, Feuerwehr, Aufräum-, Sanitäts-, Entgiftungs- 
und Fachtrupps der Stadtwerke. Auch der Versuch, das gesamte Stadtgebiet zu verdunkeln, 
war schon Bestandteil dieser Übung“. 


An den Vorbereitungen dafür beteiligte sich auch der Reichsluftschutzbund (RLB). Dieser 
privatrechtliche, von Göring geförderte Verein, dessen gerade erst gegründete Ortsgruppe 
von SA-Brigadeführer Rakobrandt geleitet wurde'”, baute zu dieser Zeit seine flä- 
chendeckende Organisation auf. Dabei trat der RLB ausgesprochen fordernd auf: Um "die 
Schwierigkeiten der ersten Organisation überwinden zu helfen, wolle die Stadt Regensburg 
einen einmaligen, größeren Betrag geben. Es handelt sich dabei (...) um die Pflicht der Stadt, 
eine Organisation, welche für sie Arbeit leistet, zu fördern."!” Angesichts der städtischen Fi- 
nanzlage mußte Schottenheim einen Zuschuß zwar ablehnen!”’, doch traten er und Regie- 
rungspräsident Wirschinger als "beratende Ehrenmitglieder” der Ortsgruppe bei, das städti- 
sche Betriebsamt erwarb die Vereinsmitgliedschaft'”®, und Anfang 1934 stellte die Stadt dem 
RLB einen Übungsplatz am alten Hafen zur Verfügung’. 


Die Polizeidirektion gab eine Schriftenreihe zum örtlichen Luftschutz heraus, eine Fülle ver- 
traulicher bis geheimer Anweisungen der Reichs-, Landes- und Kreisregierung!'° befaßte sich 
mit dem Thema, die Industrie bot die verschiedensten Produkte vom Luftschutzkalender bis 
zur Schutzkleidung, vom Entgiftungsgerät bis zur kompletten Schutzraumeinrichtung an!!. 
Luftschutztrupps führten im Auftrag des RLB bei Behörden und Betrieben, in Schulen und 
bei Verbänden Werbe- und Informationsveranstaltungen durch'', bereitwillig und kostenlos 
stellte die Stadt Regensburg hierfür wie auch für die Luftschutzausbildung Räumlichkeiten 
zur Verfügung - zunächst ein Gebäude der ehemaligen Zellstoffwerke, das dann im Zuge des 
Kasernenbaus abgerissen werden mußte, später Räume in der Zentrale der Technischen Not- 
hilfe (s.u.). Darüber hinaus drängte Schottenheim seine Untergebenen, dem RLB beizutreten, 
und entsandte immer wieder leitende Beamte zu Schulungskursen. Auch er selbst hat einmal 
an einem Luftschutz-Sonderlehrgang für Bürgermeister teilgenommen! "”, Bei den regelmäßi- 
gen Luftschutz- und Verdunkelungsübungen übernahm die Stadt organisatorische Aufga- 
ben''*, spendete Materialien für Schulungszwecke und trug zeitweise sogar die Miete für das 


103 Verf. 1.6.1933, ebd. 
104 Bericht Heckenstaller 23.5.1933 und Manöverplan in ZR 18095, vgl. I.R.20 an Stadt 6.6.1933, ZR 18096. 


105 Zur Gründung: RA 29.4.1933, zur Gründung einer Ortsgruppe: BOw 13.7.1933, RA 15.7.1933 und RE 14.- 
20.7.1933. 


106 20.7.1933 an Sch., ZR 18110. Vgl. zum RLB in Rgbg. allg. Weinmann $.214 ff. und Wolf S.106 ff. 
107 HA-Prot. 12.7.1933. 

108 Prot, des Werksausschusses 5.9.1933. RLB-Organisationsplan 29.6.1936 in ZR 18110. 

10 HA-Prat. 28.2.1934. 


110 Beim Nachdruck von Karten und Stadtplänen durften Gebäude des RLM nicht mehr gekennzeichnet werden, 
vgl. Reg. an Stadt 3.1.1935, ZR 18091. 


I Entsprechende Werbung in ZR 18096 ff. 
112 Vgl. z.B. RLB-Ortsgruppe an Stadt 22.11.1933, ZR 16783. 
H3 Vgl. ZR 18110. 


H4 Einzelheiten in ZR 18096 und 18110, vgl. BA-MA RH 26-10/533 (LS-Übung 18.11.1933) sowie RPB 7.11.1935 
und 6.6.1936. 
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Büro des RLB am Neupfarrplatz''”. Für den Werksluftschutz stellten die städtischen Werke 
eigene Fachtrupps innerhalb des behördlichen Sicherheits- und Hilfsdienstes (SHD) auf, in 
die auch das Privatgewerbe einbezogen war''°. Die Ausbildung dieser Trupps umfaßte neben 
den spezifischen Notfallarbeiten auch die "Kampfstoffbeseitigung und Entgiftung" sowie den 
Sanitätsdienst. 


Im Sommer 1934 konnte die Ortsgruppe des RLB stolz berichten, die Schulung sämtlicher 
Blockwarte des Stadtgebiets gehe ihrem Ende entgegen, als nächster Schritt sei die Ausbil- 
dung der Hauswarte, Laienhelfer und Hausfeuerwehren geplant; dies bedeute Kurse für rund 
25000 Menschen". In Wahrheit jedoch hatten die Aktivitäten des Regensburger RLB bis da- 
hin nur geringe Resonanz gefunden. Die Polizeidirektion unterstellte der Bevölkerung man- 
gelnden guten Willen; von den vom RLB aufgestellten 1000 Blockwarten hatte höchstens die 
Hälfte tatsächlich an den angebotenen Kursen teilgenommen, die Mitglieder der Hilfstrupps 
drückten sich nach Möglichkeit um ihre Verpflichtungen''®. Erst 1935, als dem Reichsluft- 
fahrtministerium das gesamte Aufgabengebiet des Luftschutzes übertragen wurde!'”, wuchs 
der Druck auf die Bürger: Die Hausbesitzer waren nun unter Strafandrohung zu Entrümpe- 
lungsmaßnahmen gezwungen und mußten Löschmaterial besorgen, niemand konnte mehr die 
Berufung zum Luftschutz-Block- oder Hauswart ablehnen '*®. 


Ab Ende 1935 betrieb die Technische Nothilfe (TN) in einem städtischen Gebäude'” eine ei- 
gene Luftschutzfachschule, wo die Mitglieder des SHD - Anfang 1938 in Regensburg rund 
1800 Mann - kostenlos geschult wurden”. Sämtliche Bezirksamtsvorstände des Kreises, alle 
Polizeikräfte der Stadt, die Rot-Kreuz-Helferinnen und sogar Angehörige der Wehrmacht er- 
hielten hier ihre Luftschutzausbildung. 


1936 installierte die Polizeidirektion 27 Luftschutzsirenen im ganzen Stadtgebiet!”, und Re- 
gensburg war eine der ersten deutschen Städte, wo die sogenannte "Volksgasmaske" in 
großen Mengen abgegeben wurde'”*, Auch Schottenheim appellierte an die Öffentlichkeit, 
diese Gasmasken zu erwerben - ein typischer Vorgang: Vor 1939 hat die Stadtverwaltung die 
Luftschutzaktivitäten Dritter vor allem ideell bzw. durch Zuarbeit der Verwaltung unterstützt, 
größere Spenden oder Zuschüsse dagegen soweit irgend möglich vermieden. Damit hielt sie 
sich an die Anweisung der Staatsaufsicht, die dem Luftschutz gewidmeten Summen vorwie- 
gend in die Ausbildung und Ausstattung der eigenen kommunalen Sicherheits- und Hilfs- 


trupps zu investieren'!”. 


115 Im Gebäude der Dresdner Bank. Auf Hinweis des DGT, die Kommunen seien zu solchen Leistungen an den 


RLB nicht verpflichtet, entzog Sch. der Ortsgruppe diese Unterstützung (1.2.1935, ZR 18110). 


116 Vgl, Aufstellung Gaswerk 14.7.1934 (ZR 18095, mit weiteren Einzelheiten): 125 Personen würden für Werks- 
LS benötigt, zwei Drittel sollte das Installationshandwerk stellen. Vgl. auch Rundschreiben Reg. 29.3.1935, ZR 
18103. 


117 RLB an Stadt 29.6.1934, ZR 18105, vgl. Weigert an Gauamtsleitung 25.6.1934, Abschrift in ZR 18094. 
118 polDir an Stadt 1.4.1935, ZR 18091. 
119 Reichsluftschutzgesetz 26.6.1935, RGBI I S.827, und 1.DurchfVO 4.5.1937, RGBIIS.559. 


m Vgl. Ehm (1989) 8.112 f. zur weiteren Entwicklung des LS-Gedankens in Rgbg. (Bunker- und Schutzraumbau 
etc.) 


121 Rote-Hahnen-Gasse 14. Streit um den Verkauf des Gebäudes 1938/39 an die Abensberger Brauerei Kuchlbauer: 
ZRa 14421 f. und Rh-Prot. 24.3.1939, Bedingung war ein langfristiger Mietvertrag für die TN; sogar das Luft- 
gaukommando XII in Nürnberg hatte sich dafür eingesetzt. Vgl. auch BA 14. und 16.12.1935. 


122 "IN an Stadt 7.1.1938, ZRa 14422. 

123 Stadt an PolDir 16.12. 1935, ZR 18104. Zum Aufbau eines LS-Veterinärdienstes: ZR 18106. 
124 Einzelheiten in ZR 18097, vgl. Wolf S.108 und BOm 28.5.1938. 

125 Anordnung 20.1.1936, ZR 18105. 
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Bereits in der Sudetenkrise im Herbst 1938 schienen sich die Luftschutzvorbereitungen be- 
währen zu müssen. Die Stadt richtete ein eigenes Luftschutzbüro ein'*, und die städtische 
Gefolgschaft hatte während der kritischsten Phase Luftschutzwachen abzuleisten'”’, während 
eine auswärtige Flakeinheit den Präventivschutz der Stadt übernahm. Im März 1939, zeit- 
gleich mit der Besetzung der Resttschechei, fand für Regensburg erneut eine ganztägige Luft- 
schutzübung statt”, und die Appelle an die Bevölkerung, jedes Haus luftschutzbereit zu ma- 
chen, häuften sich. Seit Ende 1938 intensivierte man auch den Schutzraumbau, dessen Kosten 
weitgehend auf das Reich abgewälzt werden konnten’; schon seit 1933 gab es Reichszu- 
schüsse für den luftschutzgerechten Ausbau von Räumen'”, Bei allen Neubauten der öffentli- 
chen Hand waren daher die Kellergeschosse entsprechend ausgebaut worden", und nun holte 
man dies vielfach auch in älteren Gebäuden nach'!”. Neben den Schutzräumen für die eigenen 
Belegschaften forcierte man auch den Bau von Bunkern für die Öffentlichkeit; 23 solcher 
Sammelschutzräume bestanden zu Kriegsbeginn im Stadtgebiet”, und der Regierungs- 
präsident bescheinigte den Städten des Bezirks generell einen hohen Ausrüstungs- und 
Sicherheitsstandard'**. Im Sommer 1939 setzten schließlich auch regelmäßige Zahlungen der 
Stadt an die mittlerweile umbenannte "Orts-Kreisgruppe" des RLB ein'”, die mit ihrer 
Schutzraum-Beratungsstelle seit Jahren die Einrichtung zahlreicher Behelfsbunker in Privat- 
gebäuden gefördert hatte'”. In Regensburg betrieb sie inzwischen zehn Luftschutz- und seit 
Anfang 1939 eine Luftschutzhauptschule'”’, beschäftigte 65 ehrenamtliche Lehrkräfte und 
umfaßte 1500 Amtsträger. 


3. Meldewesen und weitere polizeiliche Aufgaben 


Schon 1929", erneut dann im Jahr 1932, als Polizeidirektor Bernreuther seine Pläne für 
einen Neubau des Direktionsgebäudes entwickelte, war auch die Verstaatlichung des Melde- 
wesens zur Debatte gestanden". Nur in München, Nürnberg und Fürth war sie bis 1937 
vollzogen'*, in Regensburg scheiterte das Vorhaben am Raummangel der Polizeidirektion, 
deren neues Gebäude erst 1938 fertiggestellt wurde. 


Einwohner- und Standesamt befanden sich im städtischen Bürohaus Kassiansplatz 3. Das 
Standesamt versprach sich von der Verstaatlichung des Einwohneramts erweiterte Büro- 


126 Haushaltsbericht Sailer Oktober 1938, DS 546. 

127 Diensteinteilung 29.9.1938, ZR 18107. 

128 Vgl. ZRa 13333. 

122 Sammlung der Vorschriften in DS 681. 

130 Erlaß Reichsarbeitsministerium 9.10.1933, Reichs- und Staatsanzeiger 11.10.1933. 


BI ZB. Haidplatz 1 (ZRa 14271), Glockengasse 7 (ZRa 14257) oder Engelburgerschule (ZR 18108). VgL allg. ZR 
18999 sowie die Kapitel zu Hochbaumaßnahmen. Auch den Rh-Prot. zufolge häuften sich seit 1937 Baugesuche 
für LS-Räume. 


Vgl. Mb Bauamt ab Ende 1938 zum Schutzraumbau im Alten Rathaus, am Jesuitenplatz, an der Bahnhofsallee, 
im Keller des Coppenrath-Hauses, der AOK und beim Gaswerk, DS 667. 


133 BA 6.9.1939. 

134 RPB 9.10.1939. 

135 Zahlungsanweisungen (bis 1943) in ZR 18110. 

136 Wolf 5.107. 

137 Eröffnung LS-Hauptschule 5.1.1939 It. Liste Festlichkeiten, DS 667. 


138 Vereinbarung über Zusammenarbeit im Meldewesen in ZRa 13505. Hier auch Material zum Zugriff der Staats- 
beamten auf städtische Einrichtungen sowie zur Finanzierung dieses Modells. Vgl. Bernreuther an Stadt 
4.7.1929, ZR 19602. Ebd. Details zur Kompetenzabgrenzung mit der PolDir. 


139 Bernreuther an Hipp 11.7.1932, ZR 19610. 
140 DGT an PolDir und Stadt 28.8.1937, ZRa 13505, vgl. VO 6.1.1938, RGB] I S.13. 
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räume'*', doch wehrte sich die Stadtspitze dagegen auch nach dem Neubau der Polizeidi- 
rektion, da sie die Daten der Regensburger Bürger für ihre eigene Verwaltungsarbeit benö- 
tigte. So gingen bis 1941 nur das Maß- und Gewichtswesen, die Gewerbepolizei samt 
Preisüberwachung und Unfalluntersuchungen sowie die Wasser-, die Fischereipolizei und die 
Zuteilung der Jagdscheine auf die Polizeidirektion über. Ab September dieses Jahres 
mußten die Standesämter die Polizeidirektion über die Geburten, Eheschließungen und 
Sterbefälle auf dem laufenden halten'*, doch dauerte es wegen des Personalmangels noch bis 
1942, bis endlich alle auch von der Stadt benötigten Karteien abgeschrieben waren. Die Paß- 
und Ausländerangelegenheiten, das Einwohnermeldewesen, Wehr- und Arbeitsdiensterfas- 
sung und Volkskartei wurden nun Staatsangelegenheit'“*, die Beamten und Angestellten des 
Einwohneramts wechselten in den Staatsdienst!“”. Dafür richtete die Stadt ein neues statisti- 
sches Amt ein, in dem alle Arbeiten zusammenliefen, die bisher von den einzelnen Ge- 
schäftsabteilungen erledigt worden waren'*. 1943 ging schließlich das gesamte polizeiliche 
Meldewesen auf das Reichssicherheitshauptamt über, also den früheren Bereich der Sicher- 
heitspolizei'”. 


C. Städtische Polizeibefugnisse 


Neben dem Meldewesen verblieben der Stadtverwaltung im Jahr 1929 ortspolizeiliche Be- 
fugnisse insbesondere im Bau- und Wohnungswesen, im Bereich der Feuer- und Gesund- 
heitspolizei, des Wasser- und Schiffahrtsrechtes sowie bei der Gewerbeaufsicht'*. Im Herbst 
1932 waren fünf nichtuniformierte Verwaltungspolizeibeamte in diesen Bereichen tätig'”, 
Mitte 1935 acht, darunter ein Erhebungssekretär, ein Gewerbe-, ein Wohnungs- und ein 
Marktinspektor'”. Der Maßnahmenkatalog, der der Stadt zur Verfügung stand, umfaßte Ord- 
nungsstrafen, Strafanzeigen und Konzessionsentzug"°', allerdings war man auf die Mitwir- 
kung der staatlichen Polizeiverwaltung angewiesen. 


Als rechtsetzende Instanz wurde die Stadt sehr häufig im Zusammenhang mit der Lebens- 
mittel- und Energieversorgung der Bevölkerung, im Verkehrswesen, bei der Gewerbeaufsicht 
sowie den Gemeindesteuern und -abgaben tätig. Große Bedeutung gewann auch die Satzung 
über die Zwangsabtretung von Grund für öffentliche Zwecke von 1936'”, die im Zusammen- 
hang mit der Erwerbung des Geländes für das Brückenprojekt die Pflicht zur kostenlosen Ab- 
gabe von Grundstücken erheblich ausweitete. Mietverträge wurden der Anzeigepflicht unter- 


14 
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Beschwerde bei Sch. 16.3.1938, ZRa 13525. 


er Vgl. Vermerk Pelikofer 30.10.1940, ZR 2555; ebd. Liste der abgegebenen Akten. Rechtsgrundlage der Verstaat- 
lichung: VO vom 18.5.1940 (veröff. Wbl 2.11.1940). 


143 Tb, der Standesämter 1940 (DS 538) bzw. 1941 (DS 539). 

144 VO MIm 18.5.1940. Die vorherigen Verhandlungen in HStAM MInn 71891. 

145 Verf. Sch. 23.3.1942, ZRa 13502. Ebd. weitere Einzelheiten. 

ur Übertragung der einschlägigen Arbeiten auf einen Amtmann 7.7.1943, PAM 540. 
147 Götz (s.Anm.60) S.1023. 


148 Vgl. Liste der 1933-1944 geänderten städtischen Satzungen und ortspolizeilichen Vorschriften für den DGT, 
EMA 501. 


Stadt an Bürgermeisteramt Kaiserslautern 6.10.1932, ZR 19601. 
150 Bericht an die Reg. 18.6.1935, ZR 19595. 


I Konzessionsfragen bildeten einen Arbeitsschwerpunkt des städtischen Verwaltungs- und Polizeisenats, vgl. des- 
sen Prot. 


152 8.5.1936, Wbl 23/1936. 
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worfen!”, die Quartier- und Naturalleistungen für die Wehrmacht geregelt'”, Baubeschrän- 
kungen bekanntgemacht'”, aber auch die Ladenöffnungszeiten an Feiertagen und sogar das 
Abraupen von Bäumen und Sträuchern verbindlich vorgeschrieben. Im Krieg kamen unter 
anderem die Meldepflicht für Schreibmaschinen, die Ausdehnung der Bürgersteuer auf aus- 
ländische Arbeitnehmer und eine Entseuchungsordnung hinzu'”, die halbtägige Schließung 
von Einzelhandelsgeschäften'”” und die regelmäßigen Gestellungsaufrufe zur Musterung 
wurden bekanntgegeben und Vermietungen samt Mieterauswahl einer immer strengeren 
Kontrolle unterworfen'*. 


Die polizeiliche Überwachung des Verkehrs mit Lebensmitteln war seit Jahrzehnten Aufgabe 
der Kommunen’. In Regensburg fiel sie in den Zuständigkeitsbereich von Rechtsrat Zwick, 
die Zuarbeit leisteten die städtische "Chemische Untersuchungsanstalt"'®, die Lebensmittel- 
polizei, die Marktinspektion und die beim Schlachthof tätigen Amtstierärzte. Auch mit Au- 
Benstehenden wie der Kreisbauernschaft und dem Gesundheitsamt arbeitete man eng zusam- 
men'®!. Die Stadt überwachte den Verkehr mit Milch und Fetten, Honig, Eiern oder auch 
Braugerste, sie vergab Konzessionen für die Verwendung von Brunnenwasser, kontrollierte 
die Reinlichkeit in den Gaststätten, untersuchte Brot- und Wurstproben auf Gewicht und Zu- 
sammensetzung und vieles mehr'®. Nach Kriegsbeginn nahm die Häufigkeit der Kontrollen 
allerdings drastisch ab - für den Außendienst waren kaum noch Mitarbeiter vorhanden. 


Nicht selten wurden im Bereich der Lebensmittelpolizei alltägliche Verwaltungsaufgaben 
ideologisch überhöht. So erstattete Zwick um die Jahreswende 1933/34 eine Reihe von 
Strafanzeigen gegen Bäckereien, die dem Brot zu wenig Magermilch statt Kartoffelmehl bei- 
gemischt hatten, und die zuständige Landesbehörde sprach von "Sabotage gegen die neue 
Regierung"'®. Andererseits belegen die Unterlagen der Lebensmittelpolizei die Versor- 
gungsmängel, die sich von Fall zu Fall ergaben. So mußte man Ende 1935 die Polizeidi- 
rektion einschalten, um zu verhindern, daß die Regensburger Hausfrauen die Bäuerinnen aus 
dem Umland schon am Bahnhof abfingen, so daß deren Produkte gar nicht mehr bis zu den 
Märkten gelangten'*. 


Schließlich war die Stadt auch in die Getreidebewirtschaftung eingeschaltet. Nach der 
Mißernte 1936 verfügte Schottenheim, wie von der Reichsregierung angeordnet, die Ein- 
richtung von Ausschüssen, die die Landwirte zu kontrollieren hatten, damit diese ihrer Ablie- 


153 5.8.1936, Wbl 32/1936. 

154 12.8.1936, Wbl 34/1936. 

155 20.5.1939, Wbl 15/1939. 

156 8.3. bzw. 31.5.1941 sowie 5.9.1942, Wbl 4 bzw. 16/1941 und 5/1943. 

157 17.1.1942, Wbl 1/1942. 

158 U.a, Bek. 3.5. und 20.12.1941, Wbl 11 bzw. 35/1941, 1. und 29.4., 29.7., 25.9.1943, Wbl 6, 8, 14 bzw. 17/1943. 


159 Beibehalten im Lebensmittelgesetz 17.1.1936, RGB1 I S.17; vgl. auch Bek. über Kosten der Lebensmittelpolizei 
29.4.1941, GVBl 5.79. Grundlegend für Rgbg. "Ortspolizeiliche Vorschriften über den Verkehr mit Lebensmit- 
teln" (1907). 

160 Die Jb der Untersuchungsanstalt in ZR 18968 und 18986. Bis 1937 unterstand sie Dr. Friedrich Wiedmann, bis 
1943 Staatschemierat Ignaz Rüb, dem Dr. Georg Gamperl folgte. Angeschlossen war eine "Landwirtschaftliche 
Kontrollstation" (1.7.1938 aufgelöst; ZR 18975). 

16 Berichte Marktinspektion an Bezirksarzt in GES 504, vgl. StA (1987) 2 orange 644 = 613 f; zur Kontrolle des 
Weinhandels: ZR 18994 f. Ein Fall betraf den Ratsherren Horz: Als Pächter des "Roten Hahns” wurde er wegen 
Falschauszeichnung alkoholischer Getränke verwarnt. 

162 Hunderte von Akten zur Lebensmittelüberwachung in ZR 18986 ff. und 20185 ff. Zur Milch-Zwangswirtschaft 
und der Beteiligung der Stadt am "Milchwerk Bayerische Ostmark eGmbH": ZR 20283, 20293 ff. und 20302, 
vgl. auch Rh-Prot. 22.1.1936. 

163 Der Vorgang in ZR 20297. 


16% Reg. an RMdI 9.12.1935, StA 22037. 
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ferungspflicht nachkamen, also nicht etwa Brotgetreide verfütterten'®. Auch später wurden 
diese Ausschüsse zu bestimmten Verwaltungsaufgaben herangezogen, etwa der Umlegung 
des abzuliefernden Getreidekontingents auf die einzelnen Bauernhöfe. Allerdings wandelte 
sich die Ausgangssituation grundlegend: Die Autarkiepolitik des Deutschen Reichs und die 
hervorragende Ernte des Jahres 1938 führten zu einem gravierenden Mangel an Lagerraum 
für Getreide. Überall in Deutschland ließ Görings Vierjahresplan-Dienststelle ab Sommer 
1938 Lagerräume für Getreide beschlagnahmen, vorwiegend Turnhallen, Tanzsäle oder still- 
gelegte Fabriken, aber beispielsweise auch die Regensburger Stadthalle. 


Die städtische Gewerbeaufsicht umfaßte ein weites Aufgabenfeld. Gewerbean- und -abmel- 
dungen waren zu registrieren, das private Versicherungswesen, die Kaminkehrer und die 
Hausierer ebenso zu überwachen wie der Verkehr mit Gift- und Sprengstoffen, der Flaschen- 
bierhandel, die Kinder- und die Heimarbeit!“. Verschiedentlich schränkte die Stadtverwal- 
tung die Gewerbefreiheit ein, vor allem bei den für das öffentliche Wohl besonders bedeut- 
samen Berufsgruppen wie den Hebammen, den Gas- und Wasserinstallateuren. 


Die Überwachung der Märkte im Stadtgebiet war durch die Markt- und die Marktgebühren- 
ordnung von 1927'° und eine Reihe weiterer ortspolizeilicher Vorschriften umfassend gere- 
gelt'®. Für 1936 sind je 52 Ferkel-, Klein- und Schlachtvieh-, 20 Zucht- und Nutzvieh- sowie 
104 Wochenmärkte belegt'®, 130 Händler und Viehagenturen beteiligten sich 1937 allein am 
Viehmarkt, fast 100000 RM betrugen die Einnahmen der Stadt daraus!”. Dem Direkthandel 
zwischen Erzeuger und Verbraucher kam demnach noch eine eminente Bedeutung für die 
Versorgung der Bevölkerung zu!”!, 


Jedes Schiff'””, das die Donau befuhr, mußte mit einem Schiffspatent versehen sein, ausge- 
stellt von der Bezirksverwaltungsbehörde, in deren Bereich die Herstellerwerft ihren Sitz 
hatte, Für die Schiffe der in Regensburg ansässigen Ruthof- und der Hitzlerwerft war somit 
eine städtische "Schiffs-Untersuchungskommission" unter Leitung des jeweiligen Ge- 
werbereferenten zuständig’. Bis 1935, als diese Aufgabe auf das Amtsgericht überging, 
führte die Stadtverwaltung auch das Schiffsregister'’* und vergab die Schifferpatente'”°. In 
diesem Bereich war eine enge Zusammenarbeit mit Polizeidirektion und Reichswasserstra- 
Benverwaltung erforderlich, denen ab 1937 die eigentliche Schiffahrtspolizei oblag, also die 
Kontrolle der Schiffe und des Donauverkehrs. 


Dagegen gehörte die Wasserpolizei zu den städtischen Aufgaben. Sie hatte die unberechtigte 
Einleitung von Schadstoffen in die Donau zu bekämpfen und für die Wasserreinhaltung zu 


165 Rundschreiben Reichsernährungsministerium 5.1.1937 und bay.Ausführungsanweisung 25.1.1937, vgl. Sch. an 


Reg. 6.2.1937, ZR 20222. 
Ausführlich ZR 9918 f., 10122 ff., 10935, 10950 ff., 19916, 19996 ff., 20012 ff, 20092 ff. und 20157. 


Wbl 11.4.1927. Häufig wurden auswärtige Händler nicht zugelassen, um das ortsansässige Gewerbe zu schützen, 
vgl. z.B. HA-Prot. 27.9.1933. 


168 ZB, Schweinemarktordnung 31.1.1936 (Wbl 20.4.1936), vgl. allg. ZR 17116, 17131, 17134, 17148, 17518 und 
17536. Beim Neubau der PolDir wurden der Kartoffelmarkt zum Hunnenplatz, der Ferkelmarkt trotz Protesten 
der Bauern auf den Protzenweiher verlegt. 


169 Sachs an Reichsarbeitsgemeinschaft für Raumforschung Münchener Hochschulen 30.9.1936, ZR 17122. 
170 Bericht des Marktinspektors Oktober 1937, ZR 17117. 


UI vol, alle. zu den staatlichen Eingriffen ı in den Markt für Nahrungsmittel H.Gies: Von der Verwaltung des "Über- 
flusses” zur Verwaltung des "Mangels", in Rebentisch/Teppe $.302-332. 


172 Donau- -Schiffahrtspolizeiordnung 20.5.1927, RGBI II $.387, dazu GVBl 1927 5.167. Erst am 1.3.1937 ging die 
Schiffahrtspolizei auf das Reich über, vgl. allg. ZR 20177. 


Die Patente gesammelt in ZR 20183 f. 
174° VO über die Führung des Schiffsregisters 20.12.1935, RGBI I S.1 591. 
Im Vgl. ZR 20170; Eröffnung einer Schifferschule der DAF in Rgbg. erwähnt im RPB 5.2.1937. 
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sorgen“. Ende 1934 machte die Verpilzung der Donau streckenweise jede Fischerei unmög- 
lich, auch den städtischen Flußbädern drohte die Stillegung'”’. Als verantwortlich für die Ver- 
schmutzung des Flusses erwiesen sich die Schadstoffeinleitungen des Kelheimer Zellstoff- 
werks, das sich bereit fand, die Inhaber von Fischereirechten zu entschädigen'”*. Für die fluß- 
abwärts gelegene Strecke ab Regensburg lehnte das Werk allerdings jede Verantwortlichkeit 
ab; tatsächlich mündete das städtische Kanalnetz, an das zu dieser Zeit ohnehin nur knapp 
zwei Drittel der Haushalte angeschlossen waren, in mehreren Ausläufen direkt in die Donau. 
Hinzu kamen gewerbliche Abwässer, in erster Linie die der Zuckerfabrik, deren Rüben- 
schnitzel man flußabwärts häufig fand, die des Schlachthofs, der Brauereien und einiger Ger- 
bereien. Folglich trat der Pilzbefall östlich von Regensburg noch stärker in Erscheinung, ob- 
wohl sich die Donau hier bereits mit Naab und Regen vermischt. Dennoch hat die Stadtver- 
waltung schließlich eine Beteiligung an den Schadenersatz-Zahlungen verweigert'”. 


Auch in den folgenden Jahren liefen regelmäßig zur Zeit der Zuckerkampagne Beschwerden 
über die enorme Verschmutzung der Donau mit Rübenabfällen ein. Jedoch finden sich keine 
Hinweise, daß man sich bemüht hätte, die Schadstoffeinleitung ursächlich zu bekämpfen, also 
den Betrieben strengere Abwasservorschriften zu machen. Vielmehr wurde immer wieder 
betont, daß entsprechende Auflagen die betreffenden Betriebe in ihrer Existenz bedroht hät- 
ten. Die Stadtverwaltung ließ sich also darauf ein, lediglich Schadenersatzansprüche zu re- 
geln, was selbstverständlich nicht zur Verbesserung der Wasserqualität führte. Wie vergiftet 
der Fluß tatsächlich war, zeigten die vielen Typhuserkrankungen in den späten Kriegsjahren, 
die sich direkt auf den Genuß von Donauwasser zurückführen ließen. 


Ähnliche Zurückhaltung übte man gegenüber luftverschmutzenden Betrieben wie der am 
Stadtpark angesiedelten Chemiefabrik Barthel (Dalbergstraße). Immer wieder kam es zu Be- 
schwerden der Anwohner über Gestank und nächtliche Lärmbelästigungen, die von dem 
Werk ausgingen, und 1937 schloß sich ihnen sogar die Polizeidirektion an. Jedoch argumen- 
tierte die Werksleitung damit, daß sie für den Vierjahresplan arbeite, und vermied auf diese 
Weise strengere Auflagen. Erst als sich im Jahr 1939 auch General von Cochenhausen, eben- 
falls ein Nachbar des Betriebs, heftig beschwerte, kam es zu ersten Rechtsgutachten über 
nicht genehmigte Veränderungen im Produktionsverfahren und im Anschluß daran zu zähen 
Verhandlungen über eine Verlegung des Werks an den Stadtrand. Noch 1942 war die Che- 
miefabrik auf der Suche nach einem Ersatzgelände, doch verliefen alle Projekte im Sande, 
zunächst weil die Stadtverwaltung nicht bereit war, einen Neubau zu bezuschussen, dann aus 
Mangel an geeignetem Gelände"? Nach wie vor - und noch Jahrzehnte nach dem Zweiten 
Weltkrieg - verarbeitete die Firma Barthel mitten in einem reinen Wohngebiet Harze und Öle. 


Auch der Natur- und Pflanzenschutz! oblag der Stadt, wobei die Kreisregierung als "höhere 
Naturschutzbehörde" ebenfalls einzelne Schutzbestimmungen erließ - in Regensburg bei- 
spielsweise im Jahr 1939 für den Südhang des Keilsteins'”. Als städtischer Naturschutzbe- 
auftragter fungierte bis zu seinem Tod im Jahr 1942 der Bezirksarzt a.D. Dr. Kerschenstei- 
ner'®. Schottenheim brachte seiner Arbeit durchaus Sympathie entgegen: "Der neue Zeitgeist 
verlangt auch, daß von der Natur Geschaffenes nicht ohne zwingende Notwendigkeit besei- 


176 Wassergesetz 23.3.1907 GVBl S.157, hier Art.37 ff. 

177 Bericht 29.11.1934, ZR 20169. 

178 Seit 1912 war die Stadt Inhaberin des Fischereirechts auf den 10 Flußkilometern bis Donaustauf, vgl. ZR 20167. 
179 Vertraulicher Bericht 1953, ZR 20166. 

180 Die Einzelheiten in DS 873. 

181 Vgl. allg. ZR 18420 und 20091 f. 

182 ZR 18416, vgl. auch H.Rubner: Deutsche Forstgeschichte 1933-1945, St.Katharinen 1985, S.85. 

183 Vgl. ZR 18413. 
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tigt wird." '”* Als Jagd- und Forstpolizeibehörde stellte die Stadt schließlich bis in die frühen 
Kriegsjahre Jagdscheine und Bisamrattenfängerkarten aus und war zudem für die Genehmi- 
gung von Rodungen für Wohnbauzwecke zuständig'”. Als Besonderheit im kommunalen 
Rechtswesen sei abschließend das städtische Sühneamt erwähnt. Bei sogenannten 
"Sühneterminen", die diese Dienststelle anberaumte, wurde den Beteiligten an Beleidigungs- 
verfahren Gelegenheit gegeben, sich außergerichtlich zu einigen, etwa durch die Veröffentli- 


chung von Entschuldigungen in der Presse'®. 


Ill. STADTVERWALTUNG UND MILITÄR 


Schon 1932 waren die Weichen für die Aufrüstung der Reichswehr und somit für die 
zunächst vorsichtige Übertretung des Versailler Friedensvertrags gestellt worden'®. In Re- 
gensburg waren zu dieser Zeit nur der Stab und das erste Bataillon des Infanterie-Regiments 
20 stationiert'”*; der Stab der 7.Division, zu der diese Truppen zählten, befand sich in Mün- 
chen. Noch in der Phase der geheimen Wiederaufrüstung wurde Regensburg selbst Sitz einer 
eigenen Division: Zum Oktober 1934 wurde hier ihr Stab gebildet, zunächst getarnt unter der 
Bezeichnung "Kommandant von Regensburg”. Nach der Wiedereinführung der allgemeinen 
Wehrpflicht!” und der Aufhebung der Tarnung, ab Herbst 1935, lautete der Titel offiziell 
"10.Infanterie-Division"'”, Bis zur Teilung des Wehrkreises im Jahr 1937 unterstand sie dem 
Wehrkreiskommando VII in München, dann dem Wehrkreiskommando XII in Nürnberg. 
Standortkommandant war zunächst General Wäger, sein Nachfolger wurde General von Co- 


chenhausen”. 


Ab 1935 bezogen Wehrmachtseinheiten insgesamt fünf neue und eine bedeutend erweiterte 
Kaserne in der Stadt. Im Herbst 1937 waren rund 5000 Soldaten in Regensburg stationiert”, 
und es bestanden verschiedene weitere Kasernenbauprojekte, die allerdings nicht mehr ausge- 
führt wurden'”. Ende 1934 muß es auch vage Pläne gegeben haben, den Regensburger Ver- 


184 Rn-Prot. 2.6.1938. 

185° ZR 20121, 20138 bzw. 20159 f. 

186 Verhandelte Fälle in RTA 45-50; eine Analyse würde manches sozialgeschichtlich interessante Detail erbringen. 

187 Überblick mit neuer Lit. bei W.Hubatsch: Die Reichswehr-Verwaltung 1919 bis 1935, und M.Salewski: Grund- 
züge der Militärverwaltung, DVG IV S.241-260 bzw. S.888-911. 

188 Tessin I S.194. Der Prachtband für Hitler (1937, ZRa 13549) gibt 2 Bataillone an - evtl. waren Ausbildungstrup- 
pen oder die dann der Wehrmacht eingegliederte kasernierte Landespolizei mitgerechnet. Militärisch genutzt vor 
1933: Von-der-Tann- und Chevauleger-Kaserne. Vgl, allg. W.Schmidt: Die Gamisonstadt Regensburg im 19. 
und frühen 20.Jahrhundert, Diss. Rgbg. 1988. 

189 Gesetz über den Wiederaufbau der Wehrmacht 16.3.1935, RGBI 18.375. 

190 Ab 15.10.1935, vgl. Tessin I S.229 f. und II S.165 f. Die Division nannte der Stadt am gleichen Tag die neuen 

Bezeichnungen offiziell (ZR 368; Verf. Sch. 25.10.1935 in ZR 379). 

Selbstmord Cochenhausens am 13.12.1941 in Sjubowscha, vgl. ZRa 12137 a. Offizierslisten in den Einladungen 

zu verschiedenen Anlässen, z.B. ZRa 14031 und 14033. Vgl. auch Das Deutsche Heer, hg. v. H.H.Podzun, Bad 

Nauheim 1953. 

192 Notiz Zwick auf Anfrage der IHK 8.11.1937, ZRa 13225. 

193 vgl, Wäger an Generalkommando XIH 9.12.1937 über in Rgbg. stationierte Truppen und Dienststellen sowie 
über die Pläne für 1938, BA-MA RH 26-10/350. 
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kehrsflughafen zu einem der ersten süddeutschen Standorte für ein Bombergeschwader aus- 
zubauen, doch wurden sie offenbar bald fallengelassen. Ein weiterer Vorstoß in derselben 
Richtung erfolgte im Frühjahr 1936, scheiterte jedoch an der Ansiedlung des Flugzeugwerks 
am Regensburger Flughafen und führte zur Errichtung des Fliegerhorsts Obertraubling'”*. 
Neben dem Stab der 10.Division befand sich seit April 1934 in Regensburg ein sogenanntes 
"Grenzabschnitts-Kommando", im Herbst 1935 umbenannt in "Heeresdienststelle 6". Es han- 
delte sich dabei um den getarnten Stab einer für den Mobilmachungsfall neu aufzustellenden 
Division zum Schutz der Reichsgrenze gegen die Tschechoslowakei. Unter den veränderten 
Bedingungen des Jahres 1939, d.h. nach der Aufhebung der Grenze zum östlichen Nachbar- 
staat, verlor diese Dienststelle ihre vorgesehene Funktion und scheint im Sommer 1941 auf- 
gelöst worden zu sein!”. 


Nachdem die "eiserne" 10.Division bereits am Einmarsch in Österreich, dem Sudetenland 
und der Tschechoslowakei beteiligt gewesen war'”, wurde sie auch im Polen- und im 
Frankreichfeldzug eingesetzt'””. Im Oktober 1940, bei ihrer Rückkehr nach Regensburg, be- 
grüßte die Bevölkerung die heimkehrenden Soldaten begeistert", und Schottenheim verfügte 
eine Sonderspende von 10000 RM'”. In den folgenden Monaten wurde die 10.1.D. in eine 
motorisierte Division umgewandelt und dann im Rußlandfeldzug eingesetzt. Inzwischen um- 
benannt in 10.Panzergrenadier-Division, wurde sie im August 1944 bei der Heeresgruppe 
Südukraine vernichtet, nach der Neuaufstellung im Januar 1945 an der Weichsel erneut zer- 
schlagen. Nur noch als Kampfgruppe wurde sie im Februar 1945 im Raum Görlitz erneut 
aufgestellt und geriet bei Olmütz und Deutsch Brod in sowjetische Gefangenschaft”. Zwar 
stammten viele der im August 1944 Gefallenen aus Ostbayern, doch ansonsten war das 
Schicksal der 10.Division nach 1940 für die Kommunalpolitik nicht mehr von Belang. 


A. Der Ausbau der Wehrmachtseinrichtungen in Regensburg 


Überall in Deutschland mußten schon 1933 die Kommunen in einige Details der Wiederauf- 
rüstungspläne eingeweiht werden, denn die Reichswehr benötigte billige Grundstücke für Ka- 
sernen, Exerzierplätze, Verwaltungs- und Wohnbauten und war in vielfacher Hinsicht auf die 
Zusammenarbeit mit der lokalen Bürokratie angewiesen. Bis zur Wiedereinführung der all- 
gemeinen Wehrpflicht im Jahr 1935 war dabei von allen Beteiligten auf strengste Geheim- 
haltung zu achten. So durften städtische Ausgaben, die in diesem Zusammenhang entstanden, 


194 Ehm (1989) 8.117. 

195 Tessin I S.234 f. und Übersicht S.453 sowie Tessin II $.17. Die Heeresdienststelle 6 unterstand Generalmajor 

Renz und war gemeinsam mit Wehrbezirkskommando und örtlicher Wehrersatzinspektion in der ehemaligen 

Kreistaubstummenanstalt (Landshuter Straße 17a} untergebracht, vgl. ihre Mitteilung 26.2.1937, ZR 378. 

Belege für den Jubel nach dem Einmarsch im Sudetenland und der Rest-Tschechei bei Wolf S.113; Augenzeu- 

genberichte in MZ 12.-13.3.1988. 

Zum 5.8.1939 wurde die 10.Division an die Reichsgrenze verlegt, offiziell um Grenzstellungen auszubauen, vgl. 

Cochenhausens Anordnungen 31.5. und 13.6.1939, BA-MA RH 26-10/504. Glückwunsch Sch. 27.10.1939 an 

Cochenhausen zu den Erfolgen im Polenfeldzug in NIS 1. Bericht über den Polenfeldzug in BA-MA RH 26- 

10/544. Verlustmeldungen aus dem Polen- und dem Westfeldzug in BA-MA RH 26-10/484, 511. 

198 Begrüßungsansprache Sch. 29.10.1940, NIS 17, vgl. allg. ZR 387. 

199 Verf. 28.9.1940, ZRa 14011. Vgl. auch seinen Gruß zum 2.Jahrestag des Ausrückens 7.8.1941, ZRa 12103. 
Städt. Weihnachtsspende 1941: 2000 RM und 10000 Zigaretten (Vermerk Reinemer 17.12.1941, ZR 387). 

200 Tessin I S.166 ff. Kommandanturbefehle 1939-1945 in BA-MA RH 34/90-95, Kriegstagebücher in BA-MA RH 
26-10/1 ff. Skizzen zur Geschichte der Division 1939-1945 in BA-MA RH 26-10/542. 
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im Haushalt entweder gar nicht oder nur unter "undurchsichtigen Decknamen" bzw. im Rah- 
men von Sammelposten auftauchen”. 


Andererseits bestand bei den Kommunalpolitikern stärkstes Interesse, Truppen in ihre Ge- 
meinden zu holen, da sich, auch unabhängig von persönlichen Überzeugungen und Vorlieben, 
enorme Konsequenzen für die Wirtschaftskraft einer Stadt ergaben, die Truppenstandort 
wurde. Das Baugewerbe hatte mit Großaufträgen zu rechnen, die Soldaten mußten vom ein- 
heimischen Markt versorgt werden, daraus waren höhere Steuereinnahmen zu erwarten - 
kurz: Die Reichswehr als örtlicher Nachfragefaktor war überaus begehrt. Rechnet man zum 
ökonomischen noch den psychologischen Aspekt der Profilierung gegenüber konkurrierenden 
Städten und der generellen Militarisierung der Gesellschaft hinzu?®”, so überrascht es nicht, 
daß die Reichswehr 1933/34 mit ihren Plänen überall auf größtes Entgegenkommen stieß. 
Nicht selten gaben dabei Bürgermeister in der ersten Euphorie Zusagen, die später die Lei- 
stungsfähigkeit ihrer Gemeinde weit überstiegen, so in Amberg?” und auch in Regensburg. 
Auch hier galt das Hauptinteresse der Stadtverwaltung der Auftragsbeschaffung für das örtli- 
che Gewerbe und damit dem Abbau der Wohlfahrtserwerbslosen?*. Dafür nahm sie unver- 
antwortlich hohe Belastungen in Kauf, die sich prompt als untragbar erwiesen. Dennoch hat 
die Stadt Regensburg letztlich über eine halbe Million RM allein zu den ersten drei Kaser- 
nenbauten beigetragen. Mit dieser an sich schon hohen Summe waren allerdings die Leistun- 
gen für "wehrpolitische Maßnahmen” bei weitem nicht erschöpft, vielmehr bezifferte Schot- 
tenheim den gesamten Darlehensbedarf für solche Zwecke Ende 1934 auf über 1,3 Millionen 
RM, da zu den Ausgaben für die Kasernen- noch die für Wohnungsbauten, Exerzierplätze 
und nicht zuletzt die für die Motor-SA-Schule hinzuzurechnen waren?®. 1937 stellte er den 
finanziell nicht meßbaren, sicherlich aber großen wirtschaftlichen Vorteilen Opfer von bis- 
lang 740000 RM gegenüber, die man bislang allein für die ersten drei neuen Kasernen er- 
bracht habe?®. Setzt man diese Summen in Beziehung zum städtischen Gesamtetat, so kann 
die Finanznot nicht überraschen, die in anderen Verwaltungsbereichen spürbar wurde. 


Aus den Erfahrungen mit den ersten Kasernenbauten wurde man klüger. Bei allen späteren 
Neubauprojekten der Wehrmacht war die Stadt nicht mehr bereit, ähnlich günstige Bedin- 
gungen zuzugestehen, regelmäßig forderte sie nun angemessene, wenn auch entgegenkom- 
mende Preise für ihre Grundstücke und Leistungen. Das wenig kooperative Verhalten der 
Wehrmachtsverwaltung zeigte ebenso seine Wirkung wie die Tatsache, daß man in der 
Hochkonjunktur auf die wirtschaftlichen Impulse nicht mehr so stark angewiesen war, die 
man sich früher von der Garnisonsvermehrung versprochen hatte. 


Bis zum Ende des Dritten Reichs entwickelte sich die Wehrmacht zu einem der größten 
Grundbesitzer in Regensburg. Sie besaß nun die Infanterie-, die Chevauleger-, die beiden Ar- 
tillerie-, die Pionier-, die Nachrichten- und die Flakkaserne sowie die Anlagen des Flugwach- 
kommandos am Dreifaltigkeitsberg. Hinzu kamen die Gebäude und Anlagen des Heeresbau- 
amts, des Verpflegungs- und des Zeugamts, die drei Generalswohnhäuser Adolf-Schmeitzer- 
Straße 12, Weißenburgstraße 25 und Hochweg 1 sowie eine Reihe von heereseigenen Wohn- 
häusern. Zusätzlich hatte sie große Teile des fürstlich Thurn-und-Taxis’schen Schlosses, eine 


20L Geheimschreiben des MInn 1.12.1934, ZR 368. 
202 Zusammenfassend J.Dülffer: Vom Bündnispartner zum Erfüllungsgehilfen im totalen Krieg, in Der Zweite 
Weltkrieg (1989) 5.286-300. 


203 Vgl, Vermerk H. 26.6.1934, ZRa 12115, und Sch. 12.5.1937, NIH 7. 


204 vgl. Hs Unterstützung für die Rgbg.er Werften, die versuchten, Aufträge der Reichswehr zu erhalten 
(20.10.1934), und Schriftwechsel Sch. - Heeresbeschaffungssteile im Reichskriegsministerium Sommer 1935, 
ZRa 12115. 

205 Sch. an MInn 27.11.1934, ebd. 

206 Text vom 12.5.1937, NIH 7. 
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Reihe weiterer Räumlichkeiten zur Unterbringung von Verwaltungsstellen und ausgedehnte 
Grundstücke gemietet bzw. gepachtet””. 


1. Die Standortkommandantur 


Spätestens im Frühsommer 1933, vermutlich sogar noch früher, müssen Gespräche geführt 
worden sein, bei denen es um die Unterbringung des künftigen Divisionsstabs in der Stadt 
ging. Jedenfalls war im August 1933 die grundsätzliche Entscheidung für Regensburg als Sitz 
einer Division schon gefallen”. Nun mußte die Unterbringungsfrage für die Kommandantur 
gelöst werden, die angesichts der Wohnungs- und Raumnot in Regensburg erhebliche 
Schwierigkeiten bereitete. Erst im Frühjahr 1934 mietete die Heeresstandortverwaltung einen 
Flügel des Thurn-und-Taxis-Schlosses am Emmeramsplatz für diesen Zweck, nachdem in 
den Kasernen kein Raum vorhanden und das ehemalige Lazarett vermietet war”, Im Jahr 
1938 gab es Pläne, für die Standortkommandantur das Anwesen D.-Martin-Luther-Straße 14 
zu erwerben, doch scheiterte dieses Vorhaben, unter anderem wohl, weil sich die Kreisleitung 
der NSDAP seit langem um dieses Gebäude bemühte. Stattdessen stellte die fürstliche Ver- 
waltung der Kommandantur weitere Räume im Schloß zur Verfügung’. Bis Kriegsende be- 
stand hier die örtliche Kommandozentrale der Wehrmacht. 


2. Die ersten drei neuen Kasernen?" 


Sofort nach der Entscheidung für Regensburg als Divisionssitz begannen die Vorarbeiten für 
den Kasernenbau, die Beschaffung von Exerzierplätzen und Offizierswohnungen. Anfang 
1934 erklärte sich der Oberbürgermeister bereit, auf Kosten der Stadt die Infrastruktur für den 
sogenannten "Kleinen Exerzierplatz" an der Straubinger Straße sowie ein Ersatzübungsge- 
lände bereitzustellen, falls der Exerzierplatz mit den "besprochenen Bauten” bebaut werde?'”, 
Auch in den folgenden Monaten behielt die Errichtung der geplanten Artillerie- und der Pio- 
nierkaserne an dieser Stelle höchste Priorität; noch im Mai 1934 rechnete Schottenheim mit 
einem Baubeginn "in etwa 6-8 Wochen"?'?, Wohl weil die Standortkommandantur auf ihren 
Übungsplatz nicht verzichten konnte (s.u.), wurde jedoch überraschend ein Alternativgelände 
an der Landshuter Straße als Bauplatz festgelegt, das man kurz zuvor noch als ungeeignet be- 
zeichnet hatte”'*. Es handelte sich dabei um das Gelände der ehemaligen "Bayerischen Zell- 


stoffwerke GmbH"?'5, 


1929 war dieser Betrieb, der immerhin bis zu 350 Arbeiter und Angestellte beschäftigt hatte, 
nach einem Großbrand stillgelegt worden. Alle Sanierungsbemühungen erwiesen sich als 


207 Unvollständige Listen 1940 bzw. 1948 in ZR 15116 und NIB, Akt ohne Titel. 
208 Wehrkreisverwaltungsamt VII an Stadt 3.8.1933, ZRa 12861. 


u Standortverwaltung an Wehrkreiskommando VII 7.3.1934, BA-MA RH 26- 10/140. Jahresmiete für die rund 40 
Räume: 13600 RM. Mitteilung an die Stadt über das Kriegsgericht im fürstlichen Schloß 29.11.1934 in ZR 371. 


210 Fürstliche Verwaltung an Stadt 31.10.1938, ZR 379. Vgl. auch H. an RVK 11.9.1944, DS 763, wonach die 
Kommandantur nun 51 Räume im Schloß und weiteren fürstlichen Gebäuden benutzte. 


211 Vgl. allg. Petsch S.134 ff. 


212 Sch. an Tarnadresse in München 30.1.1934, ZRa 12115. Ein nicht näher bezeichnetes Alternativprojekt im 
Stadtwesten sollte aus Kostengründen fallengelassen werden. 


Note an H. und Schreiben an Heeresverwaltung 7.5.1934, ebd. 
214 Vermerk H. über Verhandlungen mit der Wehrkreisverwaltung 14.5.1934, ebd. 
215 Grundstücksplan ZR 12110. 


213 
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vergeblich?’®, und im Zuge der Zwangsversteigerung gelangten die Grundstücke und Werks- 
anlagen in den Besitz der Bayerischen Hypotheken- und Wechselbank”'’. Jahrelang bemühte 
sie sich vergeblich, einen Käufer zu finden; im Sommer 1933 war hierfür auch das Holzver- 
zuckerungswerk im Gespräch, das sich dann später in Schwabelweis ansiedelte. Zum Zeit- 
punkt der Verhandlungen über den Kasernenbau befanden sich die Werksanlagen jedenfalls 
in einem sehr heruntergekommenen Zustand?'®. Nachdem nun die Stadt die Erschließungsko- 
sten für den "Kleinen Exerzierplatz" einsparte, sagte Schottenheim recht voreilig zu, die Bau- 
grundstücke zu erwerben, zu entschulden und zu erschließen, die bestehenden Gebäude abzu- 
brechen und anschließend das Gesamtgelände an der Landshuter Straße der Reichswehr ko- 
stenlos zur Verfügung zu stellen?'”. Angesichts dieser umfassenden Zusage bestätigte das 
Wehrkreiskommando den nunmehr ausgewählten Bauplatz und dankte der Stadt für ıhr Ent- 
gegenkommen?”. Noch weitergehende Ansprüche, die es bald darauf anmeldete, vor allem 
erheblich umfangreichere Kanalisierungsmaßnahmen, mußte die Stadt allerdings ablehnen”. 
Die einzige Gegenleistung der Reichswehr bestand in der - nicht einmal schriftlich fixierten - 
Zusicherung, das örtliche Baugewerbe bei der Auftragsvergabe zu bevorzugen. Hierüber 
sollte es später verschiedentlich Klagen geben”. 


Die staatsaufsichtliche Genehmigung für die geplanten Grundstücksgeschäfte bereitete 
zunächst ebensowenig Schwierigkeiten” wie die nachträgliche Zustimmung des Stadtrats zu 
den Verpflichtungserklärungen der Stadt”. So setzte bei den beteiligten Dienststellen sofort 
hektische Aktivität ein: Die Grunderwerbs- und die Darlehensverhandlungen waren zu füh- 
ren, die städtischen Werke und das Tiefbauamt hatten ihre Baumaßnahmen vorzubereiten??. 
Ende Juni 1934 begannen Münchener Reichswehrpioniere mit den Sprengarbeiten zur Nie- 
derlegung der ehemaligen Werksanlagen’”, kurz darauf erwarb die Stadt das rund 30 ha 
große Fabrikgelände, von dem die Reichswehr zunächst nur knapp die Hälfte benötigte, für 
300000 RM von der Hypobank?” - angeblich ein sehr günstiges Angebot, da der Buchwert 
der bestehenden Anlagen erheblich höher lag”. Für Grunderwerb, Straßen- und Kanaibau 
samt Nebenkosten rechnete Herrmann mit Aufwendungen von rund 615000 RM. Noch nicht 
enthalten waren darin die Versorgungsleitungen”” und die Sprengung der ehemaligen Zell- 
stoffwerke, die sich als unerwartet aufwendig erwies. Die eigentlichen, von der Wehrkreis- 


216 Vgl. Prot. Verwaltungs- und Polizeisenat 12.11.1930 sowie Presseerklärung H., ZR 15864. 


217 Details zu erwarten bei Reindl. Zur Geschichte der Zellstoffwerke 1915-1930 vgl. ZR 11232. 

2!8 Am 3.1.1933 hatte die Stadt die ehemalige Pumpenstation der Zellstoffwerke (Prinz-Ludwig-Str.16) für das 
Wasserwerk erworben; Kaufvertrag in ZR 15388. 

219 Sch, an Wäger 25.5.1934, ZRa 12115 und BA-MA RH 26-10/534, sowie Vermerk über die Ortsbesichtigung 
1.6.1934, ZRa 12115. Einzelheiten zur Wasserleitung für die Kasernen in DS 574. 

220 2.6.1934, ZR 13025. 

22) Vermerk H. über Besprechungen mit dem Wehrkreiskommando 18.6.1934 bzw. mit Sch. 30.6.1934, ZRa 12115. 

222 Vgl, Beschwerde des Rgbg.er Baugewerbes über Schleuderpreise einer auswärtigen Firma 12.11.1934, ZRa 

12109. 

Noch 2.6.1934 von H. telefonisch eingeholt, später schriftlich bestätigt, vgl. ZR 12110. 

224 Sr- und HA-Prot. 7.6., 5. und 12.7.1934. 

225 Verf. H. 9.6.1934, ZRa 12110. 

226 Einzelheiten in ZR 11234. Genehmigung der Kosten für weitere Sprengungen It. HA-Prot. 29.8.1934. Endab- 
rechnung der Pioniere 8.10.1934 in ZRa 12115, ebd. weitere Einzelheiten. 


227 Material H. für Darlehensaufnahme 11.6.1934, ZRa 12115, Vorvertragsurkunde (10.7.1934) in DS 546, 670, 
ZRa 12110 und 12111. Hier auch die Verhandlungen mit der Hypobank. Rücktritt der "Bauhütte”, die hier eine 
SA-Siedlung geplant hatte, vom Vorkaufsrecht in ZR 12110. Im Gegenzug ließ H. prüfen, ob man ihr nicht einen 
Auftrag erteilen könne (ebd.). 

Aus Privatbesitz benötigte Grundstücke erwarb H. im Tausch, vgl. Vermerk 6.6.1934, ZR 13025. Weitere Ver- 
handlungen mit der fürstl. Verwaltung in ZR 15186. 


22% Nach überschlägigen Berechnungen der Stadtwerke rund 80000 RM, vgl. Vermerk H. 11.7.1934, ZRa 12115. 


223 
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verwaltung zu tragenden Baukosten sollten rund 8,5 Millionen RM betragen, die Truppen- 
230 


stärke nach dem damaligen Stand um rund 2000 Artilleristen und Pioniere erhöht werden”. 

Völlig überraschend kam am gleichen Tag, an dem die Sprengarbeiten aufgenommen worden 
waren, die Mitteilung der Wehrkreisverwaltung, für Regensburg sei noch eine dritte Kaserne 
für eine Nachrichteneinheit vorgesehen; Baubeginn solle schon im Herbst sein”. Tatsächlich 
wurde der Neubau Ende 1934 begonnen”, den gesamten Baugrund erwarb der Reichswehr- 
fiskus ohne Einschaltung der Stadt von der Thurn-und-Taxis’schen Vermögensverwaltung””. 
500 Mann umfaßte diese neue Nachrichtentruppe, und auch bei den beiden anderen Einheiten 
war inzwischen von rund 2500 Mann die Rede. Zudem sollte nach den letzten Informationen 
auch die Infanterie erheblich, nämlich auf rund 2000 Mann, aufgestockt werden”. Dies ergab 
eine geplante Truppenstärke von 5000 Mann in Regensburg - eine Zahl, die 1937 tatsächlich 


erreicht wurde. 


Im Juli 1934 begannen die eigentlichen Bauarbeiten für die Artillerie- und die Pionierkaserne 
auf der freigesprengten Teilfläche des ehemaligen Werksgeländes””. Inzwischen lagen auch 
genauere Unterlagen über die Leistungen vor, die die Stadt zu erbringen hatte. Die Gesamt- 
summe von 816000 RM, die sich dabei ergab, übertraf nun allerdings die schlimmsten Be- 
fürchtungen und war, wie sich zeigen sollte, unmöglich aufzubringen. Probleme ergaben sich 
schon bei der Suche nach Darlehensgebern, denn noch mangelte es den deutschen Kreditin- 
stituten an Liquidität’. Eine Ausnahme von der Regel, daß Sparkassen keine Darlehen an 
ihre Trägergemeinden geben durften?””, wurde nicht genehmigt”; doch schließlich erklärten 
sich die Reichsversicherungsanstalt für Angestellte und die Lebensversicherung "Bayern" be- 
reit, je 350000 RM bereitzustellen. Allerdings versagte nun das Reichsfinanzministerium der 
Stadt die Genehmigung für die Darlehen, soweit damit der Grunderwerb finanziert werden 
sollte; zu prüfen sei, inwieweit nicht die Heeresverwaltung selbst herangezogen werden 


könne””. 


Schon früh hatte sich die Stadt bemüht, ihre ursprünglichen Zusagen abzumildern. Im Herbst 
1934 standen die Abbrucharbeiten sogar mehrfach vor der Einstellung, weil es an Geld fehlte 
und sich die Darlehensaufnahme immer weiter verzögerte”. Erst im Frühjahr 1935 erreichte 
man erste Zugeständnisse der Reichswehr”“, so daß die staatsaufsichtliche Genehmigung für 
die beiden schon zugesagten Darlehen jetzt keine Schwierigkeiten mehr bereitete”. Daher 
begannen mit dem Einsetzen der wärmeren Witterung nicht nur die Kasernenbauten selbst”, 


230 Material für die Darlehensaufnahme 1 1.6.1934, ebd. 
BI Vermerk H. 26.6.1934, ebd. 
232 Baubeginn 19.12.1934 (Liste Bauprojekte, DS 666). 


233 Beurkundung 18.12.1935, erwähnt in ZR 16051. Straßengrundgeschäfte u.a. in ZR 14706, 14937, 15116, 15186 
und 15288, DS 546, 667 und 798, Ausbau der Tirpitz-(heute Daimler-)straße: DS 504 (Prot. 21.12.1936), 512 
und Monatsmeldungen DS 501, 545 und 562. 


234 Vermerk H. 26.6.1934, ZRa 12115, vgl. auch Notiz Sch. 26.1.1935, DS 666. 

25 Sch. an MImn 27.11.1934, ZRa 12115. Vgl. laufende Prot. Verwaltungs- und Polizeisenat ab 29.8.1934 zu ein- 
zelnen Baugenehmigungen. 

23° Sch. an Reg. 20.6.1934, StA 16424. 

237 VO 5.8.1931, RGBI 18.429. 

238 Vgl. MInn an Reg. 17.7.1934, Abschrift ZR 17390. 


239 Darlehensanträge 11. und 24.8.1934, StA 16424, vgl. allg. ZRa 12115. Am 22.2.1935 gab die Reg. der Stadt die 
Versagung der Genehmigung bekannt {StA 16424). 

U.a. wegen des umständlichen Instanzenwegs in der Reichswehr und zwischen Reichswehr- und Reichsfinanz- 
ministerium; Einzelheiten in ZRa 12115. 


?41 Darlehensbedarf noch 550000 RM, vgl. ZRa 12110 f., 12115 und DS 670. Ebd. und StA 16424 zusammenfas- 
sender Bericht an Reg. 21.3.1935, vgl. auch Prot. der "Vorläufigen Gemeinderäte” 26.4.1935. 


242 Bekanntgabe der Genehmigung durch die Reg. 2.4.1935, DS 670. 
#3 H, an Sch. 8.4.1935, ZR 3725 c. 
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sondern auch die Infrastrukturmaßnahmen der städtischen Werke endlich in vollem Um- 
fang’. Da allerdings die Zeit allmählich knapp wurde, wenn die Kasernen bis Herbst 1935 
bezugsfertig sein sollten, verschärfte sich der gegenseitige Umgangston: Das Heeresbauamt 
mahnte, endlich den Straßenbau zu beginnen, die Wehrkreisverwaltung machte die Unfähig- 
keit der Stadt, gegebene Versprechen einzuhalten, für Verzögerungen verantwortlich’®. 
Schottenheim bezeichnete dagegen die schleppende Behandlung der Grundstücks- und Fi- 
nanzierungsfragen durch die Heeresdienststellen als "kaum mehr vertretbar"; seine 
"wiederholten und dringenden Vorstellungen” seien "mehr oder minder wirkungslos ver- 
hallt"’*, Erst im August 1935 kam endlich eine abschließende Vereinbarung zwischen Stadt 
und Wehrmachtsverwaltung zustande”. Wie von der Staatsaufsicht gefordert, hatte nun die 


Reichswehr beim Grunderwerb weitestgehend nachgegeben”", dagegen verblieben der Stadt 


größtenteils die Erschließungskosten für alle drei neuen Kasernen””, 


Einhausen Pr 
oder Pürkigut J Ay 
di 5 


+ 


Das Kasernengelände im Südosten der Stadt 
Stadtarchiv, Stadtplan 1936 


244 Notiz Sch. 4.2.1935, DS 666. 

245 Schriftwechsel H. - Heeresbauamt ZRa 12115. 

246 Schriftwechsel in ZRa 12111. Die Abbrucharbeiten konnten beendet werden, da die Pioniere die noch bestehen- 
den Einrichtungen selbst nutzen wollten (11.6.1935 an Standortverwaltung, BA-MA RH 26-10/534). 
Vereinbarung 8.8.1935 und Genehmigung des Kriegsministeriums in ZRa 12111, Bestätigung durch H. (ZRa 
12112), obwohl er einige Forderungen der Wehrmacht "unbillig” bzw. "unangenehm" empfand (an OB Rosen- 
heim 17.6.1936), ZRa 12115. Beurkundung der wichtigsten Grundgeschäfte 24.10.1935, ZR 14798 und 15688, 
spätere Geschäfte in ZRa 12110 und ZR 15638. 

Die Stadt stellte nun für die ersten beiden Kasernen nur noch 14,2 ha Grund kostenlos bereit, während der 
Reichswehrfiskus Teilflächen von 19,8 ha kaufte und der Stadt die Kosten für die Baureifmachung des Geländes 
erstattete. 

Kostenanschläge Werke und Tiefbauabteilung in DS 670. Zu den Straßenbauten vgl. ZRa 12115. 


247 
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249 


240 


Im Oktober 1935 bezogen mit feierlicher Parade und "Bierabend" der Stadt Regensburg”” die 
ersten Truppen die soeben fertiggestellte Artillerie- (heute: Prinz-Leopold-) und die Pionier- 
kaserne”': zwei Abteilungen des Artillerieregiments 10, das General Ritter von Speck unter- 
stand”, und das Pionierbataillon 10°. Im März 1936 folgte die Nachrichten-Abteilung 10 
nach, die die heutige Raffler-Kaserne bezog”. Als die Abrechnungen vorlagen, ergaben sich 
folgende Kosten für die Stadt: 350000 RM für den Grunderwerb, 200000 RM für den Ab- 
bruch der ehemaligen Zellstoffwerke, 320000 RM für Versorgungsleitungen und Kanalisa- 
tion sowie 180000 RM für den Straßenbau, vor allem für den Ausbau der Landshuter und der 
Hindenburgstraße (heute: Zeißstraße)””°. Von diesen 1,05 Millionen RM ging gut die Hälfte 
zu Lasten des Reichswehrfiskus, während die Stadt den Rest auf ihre beiden Darlehen ver- 
rechnete. 


Immerhin hatten die Kasernenbauten die erste nachhaltige Entlastung des Arbeitsmarktes in 
Regensburg mit sich gebracht”: Bis zum Herbst 1935 beschäftigte die Heeresverwaltung 
zeitweise an die 1200 Arbeiter, und die Stadt hatte erreicht, daß die Baufirmen ausschließlich 
vom Regensburger Arbeitsamt zugewiesene und nur mit dessen Einwilligung auswärtige 
Kräfte beschäftigen durften””’. Mit dem Arbeitsamt selbst hatte man einen Schlüssel ausge- 
handelt, wonach die vorhandene Arbeit auf Arbeitslosenunterstützungsempfänger und Wohl- 
fahrtserwerbslose aufgeteilt wurde”®. Bei den von der Stadt getragenen Arbeiten schließlich 
mußten die Baufirmen ihre Arbeiter sogar nach Listen auswählen, die das Wohlfahrtsamt er- 
stellte?”?. 


3. Weitere Kasernenbauten 


In den Neubau der zweiten Artilleriekaserne (heute: Bajuwaren-Kaserne) und die Erweite- 
rungsbauten der Infanterie war die Stadtverwaltung noch durch die Baugenehmigungen?®, die 
Erschließungsarbeiten und einige kleinere Grundstücksgeschäfte eingeschaltet”“', während sie 
über die neue Flak- (Nibelungen-) Kaserne am Unterislinger Weg nicht einmal mehr Einzel- 
heiten erfuhr. Baurat Schipper beklagte, Pläne seien nicht zur Erinnerungsabgabe vorgelegt 
worden, es bestehe keine baupolizeiliche Genehmigungspflicht, "dem Stadtbauamt ist über 
das Bauvorhaben nichts bekannt."”® - 


zap Einladungsliste in ZR 384. Die städtischen Arbeiter erhielten frei, um die Parade beobachten zu können, mußten 
aber die versäumte Arbeitszeit nachholen (Verf. Sch. 14.10.1935, ZR 384). 


51 Erwähnt u.a. RPB 7.11.1935. Vgl, auch Anweisung Sch. zum Empfang der Rekruten 28.10.1935, ZR 378, 


238 Einladungsliste ZR 17685. Zum 1.10.1934 war die 1.Abt. des A.R.10 in Würzburg durch Umbenennung der 
dortigen 1.Abt. des A.R.7 entstanden. Die 2.Abt. entstand gemeinsam mit dem Regimentsstab zum gleichen Da- 
tum als Neuaufstellung in Amberg. Vgl. Tessin I 5.249 ff. und Tabelle S.358 f. 

Das Pionierbataillon war zum 1.10.1934 mit vorläufigem Standort Ingolstadt aufgestellt worden (ebd., 5.258 ff. 
und Tabelle 5.382 f). i 


254 Vgl. hierzu Wäger an Sch. 27.2.1936, ZR 384. Die Nachrichten-Abteilung war zum 15.10.1935 mit vorläufigem 
Standort München aufgestellt worden, vgl. Tessin I S.270 ff. und Tabelle $.406 f. 


255 Sch. an Standortverwaltung 13.11.1936 sowie Verf. H. 22.10.1936, ZRa 12112. 
56 vgl. HA-Prot. 9.1.1935. 


Man rechnete damit, daß letztere sich in Rgbg. ansiedeln und damit früher oder später der Fürsorge zur Last fal- 
len könnten, vgl. Vermerk Sch. 19.6.1934, ZRa 13025. 


258 Vermerk Zwick 22.6.1934, ebd. 

259 Ein Beispiel in ZRa 12112. 

Seit Ende 1935, gehäuft 1937, befaßten sich die Ratsherren in Plenum und Verwaltungsbeirat mit Baugenehmi- 

gungen für beide Maßnahmen, vgl. Prot. 

261 Vgl. Vermerk H. 17.1.1937, DS 669, und Grundverkauf Bruderhaus-Stiftung an Reichsfiskus/Luftfahrt 
(2.12.1937, ZR 16020), vgl. auch Gesetz über die Landbeschaffung für Zwecke der Wehrmacht 29.3.1935, RGBl 
18.467. 

262 Schipper an Gewerbeamt 17.3.1937, ZR 9919, vgl. auch Mb Bauamt 28.2.1939, DS 667. R.Ehm bereitet eine 
Untersuchung über die Luftwaffe in Rgbg. vor. 
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Schon im Frühjahr 1934 hatte man das später für die Artillerie- und die Pionierkaserne ge- 
nutzte Gelände für den eventuellen Neubau einer Infanteriekaserne ins Auge gefaßt“. Doch 
stand in den vorhandenen Kasernen zunächst noch genügend Raum zur Verfügung, obwohl 
die Infanterie noch in der Phase der geheimen Aufrüstung in zwei Bataillone geteilt und nach 
und nach aufgefüllt wurde“. Erst nach dem Erreichen der Sollstärken wurde es nötig, auch 
für diese Truppen Neubauten zu schaffen. Im November 1936 begann die Erweiterung der In- 
fanteriekaserne”, wenige Wochen später wurde an der äußeren Landshuter Straße der Neu- 
bau einer weiteren Artilleriekaserne in Angriff genommen, die der 3. Abteilung des Artillerie- 
Regiments 10 als Quartier dienen sollte”. Völlig ungeklärt waren zu diesem Zeitpunkt die 
städtischen Leistungen. Der weitere Ausbau der Landshuter Straße und der Straßenbahn 
wurde ebenso erforderlich wie die Verlängerung des Kanals und der Versorgungsleitungen, 
und Schottenheim lehnte es diesmal ab, irgendwelche Kosten zu übernehmen”. 

Gleichzeitig erfuhr man von Plänen des Luftkreiskommandos, eine Flak-Stammbatterie in 
Regensburg zu stationieren, die baldmöglichst zu einer Vollabteilung ausgebaut werden solle; 
als Baugebiet wurde ein Gelände am Unterislinger Weg ausgewählt”. Anfang 1937 fiel al- 
lerdings im Reichsluftfahrtministerium die Entscheidung für eine leichte Batterie, nicht für 
eine schwere Flak-Artillerie-Abteilung, da "die Schutzobjekte in Regensburg noch zu wenig 
sind'"?®, Schon kurz darauf zog die Flak-Stammbatterie unter Führung Major Schlanges fei- 
erlich in Regensburg ein?” - zunächst allerdings nur in provisorisch aufgestellte Baracken. Zu 
dieser Zeit befand sich die Erschließung dieses neuen Kasernengeländes noch in der allerer- 
sten Vorbereitungsphase?”, sie verzögerte sich - ebenso wie bei den Erweiterungsbauten der 
Infanterie und der zweiten Artilleriekaserne - in der Folgezeit immer wieder, weil die Hee- 
resverwaltung die benötigten Mittel nicht rechtzeitig bereitstellte?”””. 

Nach dem "Anschluß" Österreichs wurde die Regensburger Flak-Batterie nach Steyr ver- 
legt?”°. In der äußerst gespannten Lage während der Sudetenkrise mußte daher eine Ersatz- 
batterie den Präventivschutz der Stadt und ihrer Umgebung übernehmen””*. Die Fertigstellung 
der Flakkaserne war nun nicht mehr vordringlich; dies erklärt hier den schleppenden Baufort- 
schritt, während man im November 1938 endlich den Bezug der Artilleriekaserne II feiern 
konnte?”, 


263 Vermerk H. 14.5.1934, ZRa 12115. 

264 1.10.1934, vgl. Tessin I S.236 f. und Tabelle S.320 f. 

265 Vermerk 1.4.1937, DS 501 und 545. 

266 Baubeginn 14.12.1936, vgl. Liste laufender Bauprojekte DS 666 und Vermerk 1.4.1937, DS 501 und 545. 

267 Vermerk 22.12.1936, DS 504. Vgl. zum Darlehen für die Erschließung der Artilleriekaserne II auch StA 16425. 

268 Vermerk H. Dez.1936, DS 669. Vgl. allg. 25 Jahre Feldartilleriebataillon 41, hg. Kommandeur Feldartillerieba- 
taillon 411, Rgbg. 1982 $.30-32. 

269 Vermerk H. 17.1.1937, DS 669. 

270 79.4.1937, vgl. Programm zum Bierfest, Standortsonderbefehl und Entwurf der Einladungsliste ZR 382. Erwähnt 
auch im Mb April 1937 (DS 545) und im Gedenkbuch für Hitler (ZRa 13549). 

271 Vgl. Mb Bauamt März 1937, DS 545. 

272 Vgl}, die verschiedenen Mb, DS 545, 562 und 586. Verzögerung im Straßenbau wegen Unklarheiten über die 
Autobahntrasse; Abschluß des Ausbaus der Landshuter Straße im November 1938, vgl. DS 562. Weitere Details 
in H. an Kasernenbauleitung 15.6.1937, DS 669, und ZR 16357. 

273 BOm 31.3.1938. 

274 Dank H. an Ersatzflakbatterie 10, 17.10.1938, ZR 369, wonach ihr Eintreffen "in allen Kreisen der Bevölkerung 
eine offensichtliche Beruhigung und damit eine erhebliche Verbesserung der Stimmung ausgelöst" habe. 

275 Baubeschreibung bei Ruhl 8.67 f. Die 3.Abt. des A.R.1O war seit 1936 für die Verlegung von Amberg nach 
Rgbg. vorgesehen, vgl. Tessin I S.249 ff. und Tabelle 5.358 f. Zum Einmarsch in Rgbg.: Standort-Sonderbefehl 
2.11. a nn in ZRa 14021. Einladungen zum Bierabend, Aufruf an die Bürger zum Beflaggen der Häu- 
ser etc. In = 
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Spätestens Anfang 1939 wurde der Betrieb der Flakkaserne in größerem Umfang aufgenom- 
men?”, doch selbst zu Kriegsbeginn waren die Erschließungsarbeiten, behindert durch den 
Mangel an Material und Arbeitskräften, noch nicht abgeschlossen?”’. Noch jahrelang verzö- 
gerte sich die - provisorische - Fertigstellung der Kaserne, die während des Kriegs als örtliche 
Flakkommandantur sowie als Standort für ein Ausbildungs- und Ersatzregiment der Flak ge- 
nutzt wurde. In den letzten Kriegsmonaten diente sie nach Ostbayern verlegten ungarischen 
Flakeinheiten als Quartier?”®. 


Zu dieser Zeit gehörte die Deckung des Raumbedarfs der Wehrmacht und anderer kriegs- 
wichtiger Stellen bereits zu den Hauptaufgaben der Kommunalverwaltungen, weshalb diesem 
Bereich ein eigenes Kapitel der vorliegenden Arbeit gewidmet ist. Kasernenneubauten waren 
ohnehin längst unmöglich geworden; lediglich die Einrichtung eines neuen Soldatenheims in 
einem bereits bestehenden Gebäude ist belegt”, 


4. Weitere Wehrmachtsbauten® 


Bei den Grundstücksverhandlungen des Frühjahrs 1934 hatte sich die Stadt auch bereit er- 
klärt, für eine mögliche Erweiterung des Proviantamts an der Landshuter Straße ein Grund- 
stück zu reservieren”®'. In die tatsächlichen Maßnahmen, die dann im Herbst 1936 begannen, 
war sie allerdings nicht eingeschaltet. Das Heeresverpflegungsamt, das sämtliche Truppen 
des Standorts, teils auch die Nachbargarnisonen versorgte, errichtete nun aus Luftschutzgrün- 
den nördlich der Donau, am westlichen Ortseingang von Schwabelweis, einen neuen Boden- 
speicher und erweiterte die Rauhfutterscheune sowie die Heeresbäckerei””. Eine gewisse Be- 
deutung für die Stadtentwicklung gewannen diese Neubaumaßnahmen insofern, als sie dazu 
beitrugen, eine vom Göringwerk - dem "arisierten" ehemaligen Kalkwerk Funk - vorgesehene 
Zementfabrik zu verhindern. Denn das Heeresverwaltungsamt legte wegen der befürchteten 
Staubbelastung Einspruch gegen die Neubaupläne des Göringkonzerns ein, von dem sich aus 
Naturschutzgründen auch die Stadt distanzierte”, 


Ende 1935 traten die Pläne zur Einrichtung eines Heeresnebenzeugamts in ihre konkrete 
Phase. Die Standortverwaltung verhandelte mit der Maxhütte-Industrie GmbH über den Er- 
werb der beiden großen Lagerhalten am Südende der Maxhüttenstraße?”®*, doch kam es offen- 


276 Vgl. PolDir an Stadt 25.1.1939, DS 637; ein nicht näher bezeichneter Grundverkauf an das Luftgaukommando 


im Rh-Prot. 20.1.1939. Vgl. auch ZR 15535 und 15548 zum Ausbau des Unterislinger Wegs 1940/41, 

en Vgl. Mb Tiefbau, DS 562; vgl. auch Rh-Prot. 25.5.1939. Wegen der Nachfrage nach Facharbeitern traten diese 
so selbstbewußt auf, daß die Gestapo einen von ihnen zur Abschreckung festnahm, vgl. RPB 7.8.1939 und BNS I 
(1977) 5.286, 

278 Erdi.Hinweis R.Ehm. 

an Einrichtung eines Wehrmachts-Soldatenheims im evangelischen Keplerbau nach Verlegung der Verteilungsstelle 
für Feldpostpäckchen; Einzelheiten in DS 746 und 511, vgl. Wb Wehrmachistelle, DS 733, und HJ-Gauleitung 
an KLV-Dienststelle der Kreisleitung 16.11.1944, WSt 1. 

280 Mit Verf. Sch. (15.4.1937, DS 132) wurde H. federführend für alle Wehrmachtsprojekte. Zum Erwerb von Sto- 
bäusplatz 4 und Landshuter Straße 26 a durch die Heeresbauverwaltung: ZRa 14342. Unklar die Geschichte der 
zuletzt von Major Matzke geleiteten Heeres-Pionierschule. Laut Bürger ($.382) wurde sie erst 1945 eingerichtet, 
während Tessin sie bereits für 1943 vermutet (Tessin I S.189), 

281 Vermerk H. 14.5.1934, ZRa 12115. 

282 Anonymer Vermerk 1.4.1937, DS 501 und 545, sowie Vermerk 4.1.1938, DS 502. 

383 Prot, Referentenbesprechung 17.10.1939, DS 555, und Rh-Prot. 24.11.1939. Mit weiteren geplanten Wehr- 
machtsspeichern am Osthafen war die Stadt nur einverstanden, wenn dadurch Industrieansiedlungen nicht ver- 
hindert würden. Auch sei die Beteiligung der Wehrmacht an den Hafenbaukosten zu klären (Vermerk H. 
9.1.1941, DS 879). 

384 Erwähnt in ZRa 12138. 
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bar nur zum Abschluß eines Pachtvertrags””. Wiederum verweigerte die Stadt jegliche Betei- 
ligung an den Erschließungskosten für das 6000 m? große, mit einem Gleisanschluß verse- 
hene Gelände”. Ende 1936 begannen die eigentlichen Bauarbeiten am ersten Lagerhaus, im 
Frühjahr 1937 die am Verwaltungsgebäude, dem zweiten Lagerhaus und an einer Auto- 
halle?®’. Im Krieg, vor allem mit der zunehmenden Raumnot im Stadtgebiet, wären die riesi- 
gen Lagerhallen ein äußerst begehrtes Objekt für die verschiedensten kriegswichtigen 
Zwecke gewesen. Mehrfach bemühte sich Herrmann vergeblich, ihre Freigabe zu erwirken, 
um hier ansiedlungswillige Betriebe unterzubringen”. 

Für die Gleis- und Rampenanlage und die Feldzeugmeisterei der Wehrmacht im Kasernenbe- 
reich stellte die Stadt Regensburg große Grundstücke zur Verfügung. Mitte 1935 hatte die 
Standortverwaltung mitgeteilt, daß sie zum Verladen schwerer Lasten - Geschütze, Bauma- 
schinen etc. - einen Gleisanschluß für das Kasernengelände einrichten müsse und hierfür fast 
10 ha städtischen Geländes benötige”. Schottenheim zeigte sich zwar entgegenkommend””, 
doch forderte er diesmal einen angemessenen Preis. Als die Heeresverwaltung darauf nicht 
einging, schraubte er Ende 1936 seine Forderung sogar noch hinauf, da die Grundstücks- 
preise generell gestiegen seien”. Bemerkenswert daran war der Kontrast zum früher häufig 
fast devoten, zumindest sehr höflichen Tonfall; nun trat das Stadtoberhaupt ausgesprochen 
selbstbewußt auf und war auch inhaltlich nicht mehr zu Konzessionen bereit”. Als die Gleis- 
anlage längst fertig war und die Verkaufsgespräche unmittelbar vor dem Abschluß standen”, 
erhielt plötzlich die Standortverwaltung völlig neue Anweisungen, die zur Verärgerung des 
Oberbürgermeisters?”* weitere Verzögerungen und Zinsverluste mit sich brachten. Es war 
keinerlei Bereitschaft der übergeordneten Heeresdienststellen erkennbar, auf die finanziellen 
Belange der Stadt Rücksicht zu nehmen; erst im Frühjahr 1940 konnten die entsprechenden 
Verträge schließlich abgeschlossen werden”. 


Als "Waldschule" getarnt, entstand am Schelmengraben das Flugwachkommando des Luft- 
gaukommandos XIII für Ostbayern. Wie so häufig, ging es auch bei diesem Projekt um den 
Verkauf von Baugelände durch die Stadt für die angebliche "Waldschule", wo bis zu 80 
Mann eine Flakausbildung erhalten sollten. Das fragliche Gelände lag auf dem Dreifaltig- 
keitsberg östlich des Schelmengrabens und südlich des heutigen Krematoriums. Im Sommer 
1938 trat die Luftwaffe erstmals mit einem Kaufgesuch an die Stadt heran?”. Daß der Bebau- 
ungsplan das Gelände als Grünflächen auswies, vermochte die Baumaßnahme nicht zu ver- 
hindern”, sondern führte nur zu langen Auseinandersetzungen über den Grundstückspreis, 


25° Erwähnt in H. an RVK 11.9.1944, DS 763. 

286 Vermerk 22.12.1936 und Prot. Besprechung vom Vortag, DS 504. Zur neuen Trafo-Station Mb E-Werk um die 
Wende 1938/39, DS 587. 

287 Baubeginn It. Liste der Bauprojekte (DS 666) 14.12.1936. Ein Vermerk in DS 504 und 545 (1.4.1937), wonach 
mit Lagerhaus I schon am 1.10.1936 begonnen worden sei, kann nicht den Tatsachen entsprechen, vgl. Vermerk 
28.10.1936, DS 504, und RPB 7.11.1936. 


288 Ve], DS 879, vgl. auch H. an RVK 11.9.1944, DS 763. 

289 12.6.1935, wie der ganze Vorgang in ZRa 12098. 

290 HA-Prot. 23.8.1935 

21 Verkaufsangebote 2.1. bzw. 11.12.1936, ZRa 12098. 

292 Sch. an Standortverwaltung 3.5.1937, ebd., bzw. Rh-Prot. 7.5.1937. 
293 Einzelheiten in Rh-Prot. 12.10.1937. 

4 Sch. an RBD 6.11.1937, ZRa 12098. 


Vgl. Rh-Prot. 12.1. und 15.3.1940; Verträge zu den Grundverkäufen an Wehrmacht und RB für Rampenanlage 
und Feldzeugmeisterei 11.3. bzw. 4.4.1940 in ZRa 12098, erwähnt auch in DS 798. 


#6 2.8.1938, ZR 15523. 
297 Vorläufige Bauerlaubnis H. 16.9.1938, ZR 15523. 
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während derer die Stadt schließlich ihre Forderung erheblich absenkte””. Zu dem Neubau 
selbst finden sich keine städtischen Unterlagen. Mit Sicherheit hat es sich nicht - oder nicht 
nur - um eine Flakschule gehandelt, vielmehr entstand hier die Zentrale des Flugmelde- und 
Luftschutz-Warndienstes für ganz Ostbayern, die vermutlich schon 1939 von Weiden hierher 
verlegt wurde und im Krieg jeweils für die Auslösung der Luftalarme verantwortlich war”. 
Heute beherbergt die Anlage das Heeresmusikkorps 4. 


Die Großbatterien und sonstigen Anlagen der Flak, die schließlich im Krieg dem Schutz ge- 
fährdeter Objekte im Stadtgebiet dienten, unterlagen nicht der kommunalen Aufsicht. Nur 
beiläufig, etwa im Zusammenhang mit der Abstellung von Schülern als Luftwaffenhelfern, 
finden sich daher Hinweise darauf in den städtischen Unterlagen’, 


5. Nicht verwirklichte Projekte 


Seit dem Frühjahr 1935 bestand der Plan für ein Offizierskasino, das dem gesamten Standort 
dienen sollte. Als Bauplatz hierfür war ein der fürstlichen Verwaltung gehörendes Gelände 
gegenüber der Einmündung der Hindenburg- (Zeiß-) in die Landshuter Straße ausersehen, 
vermitteln sollte den Grunderwerb die Stadt, noch 1935 wollte man den Neubau erstellen”. 
Wie so häufig kam es auch hier zu Verzögerungen. Ende 1936 wurde der Neubau zwar ge- 
nehmigt’”, 1937 sollte er begonnen werden”, doch zerschlugen sich auch hier die Planun- 


gen; das Kasino ist nicht mehr errichtet worden. 


Spätestens Anfang 1936 stand ein weiteres, nicht verwirklichtes Neubauprojekt der Wehr- 
macht zur Debatte: eine Pionierkaserne im Stadtwesten samt Land- und Wasserübungsplatz 
zu beiden Seiten der Donau. Als ausgesprochen groß erwies sich der Flächenbedarf hierfür: 
Rund 10,5 ha Grund westlich der zu verlängernden Dietrich-Eckart-Straße (heute: Gerlich- 
straße) wären benötigt worden”. Hier schienen sich ideale Bedingungen zu bieten: ein abge- 
schlossenes, donauaufwärts beliebig erweiterbares, dennoch stadtnahes Kasernen- und 
Übungsgelände, dessen Betrieb den Schiffsverkehr nicht behindert hätte, da dieser erst weiter 
flußabwärts begann”. Dieser Gesichtspunkt lag besonders dem "Neubauamt Regensburg für 
den Ausbau der Großschiffahrtsstraße Rhein-Main-Donau" am Herzen, das sich sogar bereit 
zeigte, eine künftige Verteuerung der Staustufe Pfaffenstein in Kauf zu nehmen’®. 


Im Sommer 1936 kam es zu ersten konkreten Gesprächen und Kostenberechnungen?”. Bau- 
beginn für die Pionierkaserne sollte demnach schon im Herbst sein, mit größter Beschleuni- 


298 Einzelheiten ebd., vgl. Rh-Prot. 26.8.1938. Kaufvertrag RLM-Stadt 28.9.1940 und Nachtragsurkunde 1.4.1941 in 
ZR 15523, vgl. Rh-Prot. 15.10.1940. 


2% Frdi.Hinweis R.Ehm, vgl. auch Ehm (1989/1) Anm.71. 

300 Vgl. z.B. H. an die ungarische Schiffahrtsgesellschaft 20.10.1941, DS 630. 

301 Vermerk H. 16.4.1935, DS 506. Baupläne 23.3.1935. Anweisung von 225000 RM für den Bau durch Wehr- 
kreisverwaltung am 25.6.1935, vgl. BA-MA RH 26-10/534. 

302 Vermerk 22.12.1936, DS 506. 

2 u März 1937, DS 545, und Vermerk 1.4.1937, DS 506: Planung noch nicht abgeschlossen, Einzelheiten nicht 

ekannt. 

1,1 ha für die Kaserne selbst, 4,1 ha für den Wasser-, 5,3 ha für den Landübungsplatz, vgl. Verkaufsangebot 

Stadt 3.4.1937 und Sch. an Oberstleutnant Meise 17.1.1936, ZRa 12113; u.a. wurde der Ausbau der Dietrich- 

Eckart-Straße als unverzichtbar angesehen. 

305 Stadt an Kommandeur der Pioniere in München 13.1.1936, ZRa 12113. 

306 20.1.1936, ebd. 

a. Vgl. Vermerk H. 24.6.1936, ZRa 12113. H. rechnete für Straßen- und Kanalbau mit Gesamtkosten von rund 
225000 RM. 


304 
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gung mußten auf einmal die städtischen Dienststellen das neue Großprojekt bearbeiten’, und 
sogar die Ratsherren wurden schon in den Stand der Verhandlungen eingeweiht”. Aus unbe- 
kannten Gründen disponierte die Wehrmachtsführung jedoch überraschend um. Plötzlich galt 
als zweifelhaft, ob Regensburg überhaupt Standort einer neuen Pionierkaserne werde?', und 
Anfang 1937 war zwar die Rede von einem neuen Korpsbataillon, doch werde dieses frühe- 
stens 1938 hier stationiert”. 


Schweren Herzens unterbreitete nun die Stadt ein förmliches Grundstücksangebot?; "trotz 


erheblicher Widerstände" habe man sich durchgerungen, den Badebetrieb an der Schiller- 
wiese preiszugeben, weil man "dem Aufrüstungswillen des Führers dienen wollte und die 
Wehrhaftmachung allen anderen Rücksichten voranstellen zu müssen glaubte". Fast 
360000 RM veranschlagte die Stadtverwaltung für ihre Aufwendungen - Grundabgabe, Ka- 
nal- und Straßenbau und Verlegung der Versorgungsleitungen?'*. Ähnliche Eigenleistungen 
wie bei den ersten Kasernenbauten lehnte man allerdings ab*'f. Nur wenn das Reichskriegs- 
ministerium die benötigten Darlehen beschaffe und sich in erheblichem Ausmaß an den Ko- 
sten beteilige, könne man die Erschließung des Geländes übernehmen?'®. Auf dieser Grund- 
lage scheint es im Mai 1937 noch zu einer Einigung gekommen zu sein?”, doch brachen da- 
mit die Vorbereitungen ab. Erst Ende 1938 war nochmals die Rede davon, daß nun zumindest 
der Standort der neuen Kaserne halbwegs feststehe und das Bauamt die "städtebauliche Ge- 
staltung” dieses Teils des Stadtgebiets plane”'®, doch wurde der Bau letztlich nicht mehr be- 
gonnen, vermutlich da die Etatisierung des vorgesehenen Truppenteils (Korps-Pionier-Btl.53) 


bis Kriegsbeginn nicht zustande kam?"”. 


Im Frühjahr 1942 ergaben sich letztmals Verhandlungen über ein Kasernenbauprojekt. Of- 
fenbar sind sie allerdings sehr schnell im Sande verlaufen. Belegt ist lediglich, daß die Bauin- 
spektion der Waffen-SS mit Sitz in Dachau Vorerhebungen für einen solchen Neubau an- 
stellte. Sie suchte ein erschlossenes Grundstück von rund 17 ha in günstiger Verkehrslage, wo 
nicht nur die Kasernen für eine SS-Einheit selbst, sondern auch die benötigten Offizierswoh- 
nungen entstehen sollten”. Zwei alternative Bauplätze westlich der Artilleriekaserne II bzw. 
auf dem heutigen Universitätsgelände, beide größtenteils im Besitz der fürstlichen Verwal- 
tung, schlug Herrmann daraufhin vor’*', doch kam es offenbar nicht mehr zu konkreten Vor- 
arbeiten. 


>08 Verf. Sch. ebd. und ZRa 12116. Lt. Vermerk Schipper 3.10.1936, DS 501, waren die Wasserrohre schon bestellt. 

309 Prot. 8.7.1936, mit Bedenken gegen die Beschränkung des Badebetriebs an der Schillerwiese. 

910 Vermerk Ehrhardt 23.11.1936, ZRa 12113. 

31 Vermerk H. über eine entsprechende OKH-Verf, 24.2.1937, ebd. 

alg Vgl. Vermerk Schipper 1.4.1937, DS 501, und Rh-Prot. 8.4.1937. Zur Verunsicherung der Grundbesitzer, die 
re ob sie ihre Felder bzw. Kleingärten noch bestellen konnten: Sch. an Standortverwaltung 8.1.1937, 

ala en 3.4.1937, ebd., vgl. auch Rh-Prot. 8.4.1937. Gefordert wurden 130000 RM für gut 10 ha 

elände. 


314 Notiz Sch. 14.10.1936, FIN 500. Zu den Verhandlungen: Berichte 6. und 10.7.1936, ZRa 12113 bzw. 12116, 
vgl. auch Bericht E-Werk 24.7.1936, DS 587. 

315 Prot. 24.3.1937, ZRa 12113. 

Die Verhandlungen ebd. und in ZRa 12116. Die Straßenbaukosten ermäßigten sich, da die Stadt den Hochweg 

ohnehin als Zufahrt zum Flugzeugwerk auszubauen hatte. 

317 Vermerk H. 8.5.1937, ZRa 12113, vgl. Mb April 1937 zu den Kostenvoranschlägen der städtischen Stellen, DS 
501 und 545. 


318 Mb 31.12.1938, DS 667. 

319 Tessin I S.259 und Tabelle 5.386 f. 

320 Anfrage 23.3.1942, DS 753. 

9.4.1942 an Bauinspektion, ebd. (mit Lageplänen). 
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Ein weiteres Großprojekt der Wehrmacht, das jahrelang im Raum stand, ohne je verwirklicht 
zu werden, war der Neubau eines Standortlazaretts. Wie erwähnt, war das ehemalige Garni- 
sonslazarett an der Greflinger Straße nach seiner bewegten Geschichte im Jahr 1933 wieder 
von der Stadtverwaltung gemietet und dem Reichsarbeitsdienst und der SA-Brigade 81 zur 
Verfügung gestellt worden. Mitte 1934 gab die Stadt die Gebäude förmlich zurück, danach 
gingen sie auf das Reich über, vertreten durch die Heeresstandortverwaltung. Diese richtete 
hier wieder ein Lazarett ein, doch war dies offenbar nur eine Notlösung, denn schon bald 
tauchten Pläne für einen großzügigen Lazarettneubau auf”. Ähnlich wie bei der Pionierka- 
serne gedieh auch dieses Projekt noch recht weit. Es tangierte städtische Belange ganz erheb- 
lich, denn der zunächst ausgewählte Bauplatz südlich des Pulverturms machte es erforderlich, 
die dortigen Obdachlosenbaracken zu beseitigen’”. Doch dann verzögerte sich auch hier die 
weitere Planungsarbeit. Immer wieder hieß es, der künftige Bauplatz stehe noch nicht fest?”*. 
Lange Zeit war ein Baugelände am Sallerner Berg, also im Erweiterungsbereich der Schot- 
tenheim-Siedlung im Gespräch”, während im Herbst 1941 offenbar wieder dem älteren 
Projekt am Pulverturm Priorität eingeräumt wurde®”. Keines der geplanten Vorhaben ist 
schließlich vor Kriegsende verwirklicht worden. 


Im Zusammenhang mit den Leistungen der Stadt für die Luftwaffe sind schließlich zwei 
weitere nicht ausgeführte Projekte zu erwähnen: der Neubau umfangreicher Garagenanlagen 
für Juftwaffeneigenes Feuerlöschgerät sowie eine Luftwaffenschule im Niedermünster-Insti- 
tut der Armen Schulschwestern. Im Frühjahr 1938 wurde über die Unterbringung der ge- 
nannten Löschfahrzeuge verhandelt”. Die Kommunen waren verpflichtet, den Luftschutz- 
und Feuerwehreinrichtungen die benötigten Quartiere zu stellen, und so bemühte sich die 
Stadt, hierfür das Anwesen Luitpoldstraße 20 vom Land Bayern zurückzukaufen, das 1931 
bei der Erwerbung der Minoritenkaserne abgegeben worden war. Großzügige Garagenanla- 
gen sollten hier nun auf Kosten des Reichsluftfahrtministeriums entstehen, die Stadt hätte 
einen Teil des Unterhalts für die Hallen und die Wartung der Gerätschaften zu tragen gehabt. 
Fernziel war es, hierher auch die Hauptfeuerwache zu verlegen, um das gesamte Feuerlösch- 
und Luftschutzwesen zu zentralisieren’”*, doch erwies sich das Anwesen letztlich als zu klein; 
das gesamte Projekt wurde fallengelassen’”. 


Die Einrichtung einer Luftwaffenschule in Niedermünster schien nach der Schließung des 
dortigen Internats möglich, einer Maßnahme aus dem Schul- und Kirchenkampf. Das Luft- 
gaukommando mietete einige der freigewordenen Räume, im Oktober 1939 sollte die neue 
Schule in Betrieb gehen, doch scheiterte das Projekt mit dem Kriegsbeginn. Stattdessen rich- 
teten Stadt und Gesundheitsamt hier nun ein Hilfskrankenhaus ein”. 


322 Lt. Mb Bauamt März 1937 (DS 545) Baukosten von rund 5 Millionen RM. 


323 Rh-Prot. 16.9.1936, vgl. Mb Bauamt März 1937, DS 545. Zuerst war das Gelände östlich der Nachrichtenka- 
serne im Gespräch gewesen, vgl. Notiz Sch. 20.5.1936, DS 666, vgl. auch Rh-Prot. 8.4.1937. 

324 Vgl, z.B. Mb 31.12.1938, 31.1. und 28.2.1939, DS 667. 

325 1t. Vermerk Baurat Kiessig 21.9.1948, ZR 15526, war der Neubau bei Kriegsbeginn kurz vor der Verwirkli- 
chung gestanden. 

u Schipper an Sch. 15.10.1941, DS 503, über Besichtigung der Alternativbauplätze. Nachdem das Lazarett auch 
für die Nachbargarnisonen dienen sollte, befürwortete Oberstabsarzt v. Velasco ein Gelände südlich der Donau. 


377 Vgl. DS 643. 

V8 Rückkaufangebot an Landesregierung 24.6.1938, DS 643. 
329 Sch. an Finanzministerium 22.12.1938, ebd. 

330 Einzelheiten in ZR 16410. 
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6. Die Exerzierplatzfrage 


Schon im frühen 19.Jahrhundert bestand an der "Irler Höhe" im Stadtosten ein Übungsge- 
lände der bayerischen Armee. Seit dem Erwerb eines zweiten, größeren Geländes bei Ober- 
hinkofen, südöstlich der Stadt, trug es den Namen "Kleiner Exerzierplatz”. An seiner Ostseite 
waren 1917/18 einige Gebäude der mehrfach erwähnten Gewehrfabrik entstanden, die im 
Dritten Reich dem NSKK als Motorsportschule dienten. Südlich davon richtete sich das Hee- 
resnebenzeugamt mit seinen ebenfalls bereits erwähnten beiden Lagerhäusern ein. Der Exer- 
zierplatz selbst war anfangs als Kasernenbauplatz vorgesehen (s.o.), wobei die Stadt dann ein 
Ersatzübungsgelände von 10 ha westlich des Kreuzhofs bei Barbing bereitzustellen gehabt 
hätte?!, doch bahnte sich durch das zunehmende Gewicht der Exerzierplatzfrage innerhalb 
der Reichswehrplanungen eine neue Entwicklung an. Im Mai 1934 wurden die Standortälte- 
sten angewiesen, zu prüfen, inwieweit die örtlichen Exerzierplätze nach den bevorstehenden 
Neuaufstellungen der nächsten Jahre noch den Bedürfnissen genügen würden. Sollte sich ein 
Mangel an Übungsflächen herausstellen, so waren vertraulich, und ohne Einzelheiten über die 
Planungen bekanntzugeben, Gespräche mit den Kommunen zu führen, ob diese bereit seien, 
auf eigene Kosten entsprechendes Gelände zu beschaffen’””. Die Regensburger Stadtverwal- 
tung ließ sich allerdings nur sehr zögernd auf die Wünsche der Reichswehr ein, da sie für die 
Kasernenbauten ohnehin schwere Belastungen übernommen hatte. Nur das Flughafengelände 
im Stadtwesten hätte sie bereitwillig zur Verfügung gestellt”, und der Oberbürgermeister er- 
hielt auch seine Zusage aufrecht, das Übungsgelände beim Kreuzhof abzugeben’**. 

Eine großzügige Gesamtlösung der Exerzierplatzfrage erblickte die Regensburger Komman- 
dantur jedoch nur in der Norderweiterung des großen, wenn auch weit entfernt gelegenen 
Übungsgeländes bei Oberhinkofen. Doch erwartete sie erhebliche Schwierigkeiten beim Ge- 
ländeerwerb und hätte lieber ein anderes großes und vor allem stadtnahes Gelände einge- 
tauscht”. Dennoch erging schließlich der Befehl zur Vergrößerung des bestehenden Trup- 
penübungsplatzes. Vergleichsweise einfach gelangte man noch an die benötigten Grund- 
stücke in den Gemeinden Burgweinting, Scharmassing und Oberhinkofen, da es sich hier um 
fürstlich Thurn-und-Taxis’sches Gelände sowie privaten Splitterbesitz handelte. In Ober- 
traubling und Piesenkofen verloren dagegen einige Erbhofbauern ihre Existenzgrundlage, so 
daß Umsiedlungen erforderlich wurden?”. Die Stadtverwaltung mußte jede finanzielle Betei- 
ligung an all diesen Transaktionen ablehnen, weil es ihr "beim besten Willen einfachhin un- 
möglich sei, weitere Belastungen zu übernehmen””” - ein Standpunkt, den die Regensburger 
Kommandantur ohne weiteres akzeptierte”. Nur als Grundbesitzerin war die Stadt betroffen: 
Sie verkaufte Gelände aus dem Besitz der ehemaligen Osthafen AG an den Reichswehrfis- 
kus’”. 


Innerhalb des Stadtgebiets selbst gewann die Exerzierplatzfrage im Juni 1934 eine weitere 
Dimension, als der Kommandeur des Pionier-Bataillons 7, Major Wilhelm Meise, seinen al- 
ten Jugendfreund Schottenheim bat, das Gelände hinter der neuen Pionierkaserne als Land- 


33} Sch. an Tarnadresse 30.1.1934, ZRa 12115. 


332 Wehrkreiskommando an Kommandanturen 12.5.1934, BA-MA RH 26-10/534; Druckmittel der Hinweis, daß 
"die Möglichkeit einer Vergrößerung des Standorts (...) in erster Linie von der Exerzierplatzfrage abhängt.” 


Standortkommandantur an Wehrkreiskommando 24.5.1934, ebd. 

334 25.5.1934 an Wäger, ebd. und ZRa 12115, vgl. auch Sr-Prot. 5.7.1934. 

335 Standortkommandantur an Wehrkreiskommando 24.5.1934, BA-MA RH 26-10/534. 
Einzelheiten ebd. 

337 Vermerk 30.6.1934, ZRa 12115. 

338 Bericht an Wehrkreiskommando 29.6.1934, BA-MA RH 26-10/534. 


339 Val. z.B. ZR 15690 (Vertrag 18.11.1935), vgl. auch Sch. an Reg. 3.7.1935, ZRa 14378. Steuerbescheid 9.6.1937 
für die Grundverkäufe in ZRa 12112. 
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übungsplatz zur Verfügung zu stellen. Inoffiziell sagte der Oberbürgermeister eine "sehr 
entgegenkommende Preisbemessung"” zu, falls die Pioniere dafür das noch bebaute Gelände 
der Zellstoffwerke selbst für ihre Zwecke herrichteten?”. Der Kaufpreis war also eng mit der 
Frage der Sprengungen durch die Pioniere verknüpft, denn Oberstadtbaudirektor Schipper 
hatte zu spät erkannt, welch immense Kosten durch die Zusage auf die Stadt zukamen, auf 
ihre Kosten das gesamte Kasernengelände baureif zu machen. So sah man sich gezwungen, 
das große Grundstück für den Landübungsplatz außergewöhnlich billig anzubieten, um die 
Abbruch- und Räumungskosten zu sparen’"'. 


Die Entscheidung des Reichswehrministeriums über den Landübungsplatz verzögerte sich 
immer wieder, zumal sie mit derjenigen über den Wasserübungsplatz am Kreuzhof verknüpft 
war”. Dieses Projekt erfuhr Ende 1934 eine überraschende Wende, als der Kommandeur des 
für Regensburg vorgesehenen Pionierbataillons feststellte, daß das Gelände hochwasserge- 
fährdet war und im Bereich des geplanten neuen OÖsthafens lag. So entschied er sich für einen 
völlig neuen Standort am Ostende des Unteren Wöhrds, den sogenannten "Spitz". Auch für 
dieses Projekt sagte die Stadt zu, die benötigten Grundstücke bereitzustellen”. 


Anfang 1935 traf aus Berlin die Genehmigung zur Einrichtung beider Übungsplätze ein’®. 
Der Landübungsplatz hinter der neuen Pionierkaserne* beschäftigte die Stadtverwaltung nur 
noch am Rande, so beim geplanten, auf Wunsch des Bataillons jedoch aufgeschobenen Aus- 
bau der Guerickestraße”’. Dagegen gestalteten sich die Grundstücksverhandlungen für das 
Übungsgelände am Unteren Wöhrd, das ab Sommer 1935 eingerichtet wurde**, äußerst 
schwierig. Eine Zwangsenteignung wurde erforderlich, und die Entschädigung, die Schotten- 
heim schließlich festsetzte, lag so weit unter der Forderung des Betroffenen, daß sich daraus 
ein langer Rechtsstreit entwickelte. Noch in den fünfziger Jahren bemühte sich der Enteignete 
ohne Erfolg, sein Grundstück zurückzuerhalten; selbst nun bewertete das Gericht die Enteig- 
nung, die offensichtlich und unmittelbar der nationalsozialistischen Aufrüstungspolitik ge- 
dient hatte, nicht als Unterdrückungsmaßnahme, die eine Entschädigungspflicht erzeugt 
hätte”. 


Mit den bis Mitte 1936 neu erworbenen Übungsflächen gab sich die Wehrmacht immer noch 
nicht zufrieden. Vielmehr forderte General Wäger für seine Truppen insgesamt über 600 ha 
Exerziergelände*”, und wenn auch dieses Fernziel nicht zu erreichen war, so hat doch die 
Wehrmacht in den späten dreißiger Jahren verschiedentlich weitere Grundstücke vorwiegend 
in der Umgebung von Regensburg erworben. Im Stadtgebiet selbst betrafen die Expansions- 


34 Der Briefwechsel in ZRa 12115. 

341 Schipper an H. 3.8.1934, ebd., vgl. HA-Prot. 5.9.1934. 

342 Vgl. H. an Meise 30.8.1934, ZRa 12115. Ebd. die weiteren Verhandlungen. 

#5, Plan $.347 (links oben im Bild). 

34 Schreiben des Kommandeurs, Major Wirtz, und weitere Einzelheiten in BA-MA RH 26-10/534, dazu Vermerk 
H. 8.11.1934, ZRa 12117, und H. an Kommandantur 9.11.1934, ZRa 12115, vgl. auch HA-Prot. 28.11.1934. 
Mehrfach mahnte Sch. Entscheidungen an, um verbindlich verhandeln zu können. 

345 Genehmigungsbescheid 25.1.1935, BA-MA RH 26-10/534. Danach mußte der Wasserübungsplatz größer als 
geplant angelegt werden, und es waren Vorschläge für weitere Übungsgelände vorzulegen. 

346 I ageplan 9.11.1937 in BA-MA RH 26-10/437. 

347 Vgl. Vermerk Schipper 7.1.1936, ZRa 12115; vgl. zu Bedenken dagegen Rh-Prot. 14.10.1937. 

348 Im Frühjahr 1936 waren die Baracken teils schon fertig, vgl. Prot. Verwaltungsbeirat 16.1. und 5.3.1936 und Akt 
Wöhrdstraße 95 (Stadtplanungsamt) ; vgl. auch Rh-Prot. 16.9.1936 und 15.9.1938. Zum Ausbau der Wöhrd- 
straße (Mai-September 1937), die auch der Anbindung an die neue Donaubrücke diente und daher nur teilweise 
von der Wehrmacht finanziert wurde: Mb Bauamt, DS 545 und 562, sowie HM unsigniert, Altsignatur I/12 
(1936). 

349 Einzelheiten in ZRa 12255, 12117, ZR 380 und BA-MA RH 26-10/534, vgl. HA-Prot. 30.1.1935. Vermittlung 
eines weiteren Grundstücks am Spitz an die Wehrmacht in ZR 15640; die erforderliche Umsiedlung wurde vom 
Reichsfiskus finanziert, vgl. Bericht an Reg. 21.3.1935, DS 670. 

350 Bedarfsmeldung 20.6.1936, BA-MA RH 26-10/252. 
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wünsche vor allem weiteres Gelände für Wasserübungen. So kam es ab dem Frühjahr 1937 
zu Verhandlungen über die Übernahme der städtischen Schwimmschule am Nordufer des 
Unteren Wöhrds gegenüber der Regenmündung””'. Im Winter 1937/38 räumte die Stadt ihre 
Badeanlagen und kündigte den Pachtvertrag mit dem Land Bayern”. Noch 1938 kam es 
auch zu Gesprächen über die Erweiterung des Wasserübungsplatzes der Pioniere am "Spitz", 
wo künftig Brückenbaumaterialien gelagert werden sollten”. Um das Übungsgelände bis zur 
neuen Adolf-Hitler-Brücke hin ausdehnen zu können, wurden städtische Grundstücke benö- 
tigt, auf denen sich auch Mietshäuser befanden. Angesichts der Wohnungsnot in Regensburg 
erwies sich die Umsiedlung ihrer Bewohner als äußerst problematisch, und daher forderte 
Herrmann von der Wehrmacht die Finanzierung von Ersatzwohnungsbauten””. Vermutlich 
ist hieran das Erweiterungsprojekt gescheitert. 


7. Wohnraumbeschaffung 


Schon seit 1932 gab es Pläne der Reichswehr für Wohnbauten in Regensburg”. Selbst bei 
einer geplanten Garnisonsvermehrung um nur rund 2000 Mann, wie sie Mitte 1934 noch als 
Vorgabe galt, wären mindestens 60-70 neue Offiziers- und Unteroffizierswohnungen benötigt 
worden’, denn weder die höheren Dienstgrade noch verheiratete Soldaten wollte man in den 
Kasernen selbst unterbringen. So wurden angesichts der angespannten Lage am Regensburger 
Wohnungsmarkt Neubauten unumgänglich, die in den folgenden Jahren in großer Zahl, 
größtenteils in Kasernennähe, entstanden’. Dennoch drängten die Wehrmachtsangehörigen 
auch auf den freien Wohnungsmarkt”. Hierin unterstützte sie die Stadtverwaltung nachhal- 
tie. Öffentlich ließ Schottenheim verlauten, er müsse die Weigerung, an einen Offizier zu 
vermieten, "aufs Schärfste verurteilen”, und beide Bürgermeister wiesen die Kommandantur 
persönlich auf freiwerdende Wohnungen hin, von denen sie erfahren hatten?”. 


Den ersten Anlauf im Wohnungsbau unternahm die Reichswehr selbst. Zehn Wohnhäuser 
wollte sie entlang der Landshuter Straße errichten, also im unmittelbaren Kasernenbereich, 
doch mußten die hierfür vorgesehenen Gelder schließlich in den Kasernenbau umgeleitet 
werden. Schottenheim protestierte, da nun die Straßenfront einer der wichtigsten Ausfallstra- 
ßen der Stadt weiterhin durch häßliche Stallungen gebildet werde, doch hatten solche Aspekte 
für die Reichswehr kein Gewicht”. Aus Mangel an Eigenmitteln mußte die Wehrmacht örtli- 
che Baugeschäfte einschalten, d.h. Mietwohnungen errichten lassen. Die Wahl fiel auf die 
Firma Schricker, die sich im Besitz des späteren Ratsherren und IHK-Präsidenten Arthur 
Knab befand. Da sich hierdurch die Finanzierungsmodalitäten erheblich komplizierten, kam 
auch die Stadtverwaltung ins Spiel, die sich widerstrebend bereit erklärte, notfalls die Woh- 


= Vgl. Reinemer an Standortkommando 21.6.1937, ZR 18928, sowie Standortverwaltung an Stadt, 8.11.1937, in 


ZR 16414. 
35? Vermerk Reinemer 13.1. und H. an Standortverwaltung 24.1.1938, ZR 16414. 
353 Vermerk Sch. 22.4.1938, DS 500. 


354 H, an Standortverwaltung 9.9.1938, ZRa 12113, vgl. auch Rh-Prot. 15.9.1938 und Notizen Sch. 30.9, und 
4.10.1938, DS 500. 


Pläne für Wohnhäuser an Prüfeninger Straße und Auweg in ZR 19077. 
356 Materialslg. für die Darlehensanträge 11.6.1934, ZRa 12115. 
37 Bauamtspläne für den Bereich Hermann-Geib-Straße, April 1934, in ZR 19077. 


358 Hinweis Standortkommandantur an Nachrichtenabteilung vor deren Verlegung nach Rgbg., sich "schon jetzt im 
Standort freiwerdende Privatwohnungen zu sichern", 25.6.1935, BA-MA RH 26-10/534. 

Pressenotiz 19.9.1935, Aufrufe an Baugenossenschaften, Grund- und Hausbesitzerverein etc., freiwerdende 
Wohnungen für Offiziere zu reservieren, und weitere Einzelheiten in ZRa 12115. 

360 Die Einzelheiten ebd. 
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nungen selbst zu errichten”. Daraufhin gab Knab nach und erhielt im Herbst 1934 den Auf- 
trag für die ersten 12 Offizierswohnungen an der Hermann-Geib-Straße*‘?. Später profitierten 
auch die anderen Regensburger Baufirmen vom Wohnungsbau für die Wehrmacht. Wohl auf 
Drängen der Stadt, die mit der ganzen Angelegenheit möglichst wenig zu tun haben wollte, 
schlossen sich die fünf wichtigsten Regensburger Baufirmen Anfang 1935 zu einer Arbeits- 
gemeinschaft zusammen, die die anstehenden Aufträge unter sich aufteilte”‘. Die benötigten 
Reichsbaudarlehen, mit deren Hilfe die Mieten in erträglicher Höhe gehalten wurden, ver- 
mittelte das OKH°*, die Grundstücke stellten die Stadt oder die von ihr verwalteten Stiftun- 
gen’; nicht selten mußte die Stadtverwaltung ihrerseits das benötigte Gelände erst noch kau- 
fen’, Auf diese Weise kam es 1936 zum Neubau von 42 Unteroffizierswohnungen an der 
Runtingerstraße durch die Fa. Schricker””, Hifinger & Brunner bauten sechs Unteroffiziers- 
wohnungen an der Walderdorff-, Tausendpfund zwölf Offizierswohnungen an der Furtmayr- 
straße’, die Stadtbau GmbH begann ihre ausgedehnten Volkswohnungsblocks im Kasernen- 
bereich (Gumprecht-, Walderdorffstraße). Später kamen weitere Wohnbauten hinzu, die sich 
ebenfalls im Südosten des Stadtgebiets konzentrierten“. Anfang 1937 ließ Schottenheim den 
Bereich um die neue Flakkaserne als Siedlungsgelände durchplanen””, und noch nach Beginn 


des Zweiten Weltkriegs plante die Fa.Tausendpfund neue Wohnblocks für Unteroffiziere’”', 


Auch die Schottenheim-Siedlung erfuhr durch die Wohnungsbauten der Wehrmacht eine Er- 
weiterung, denn nicht nur für Soldaten, auch für die Zivilbeschäftigten der Heeresverwaltung 
mußten Quartiere beschafft werden, wenn auch solche einfachster Bauart’”?. Die Zahl der 
Wehrmachtsarbeiter hatte sich zwangsläufig mit der Vergrößerung der Garnison erhöht; so 
zählte das Heeresverpflegungsamt zu Kriegsbeginn 114, das Nebenzeugamt 60 Beschäftigte; 
ein Jahr darauf waren es zusammen schon 262°”. Ab Herbst 1936 errichtete die Stadtbau 
GmbH die ersten 39 Wohnungen für Militärarbeiter””*, davon 21 Siedlerstellen im Schotten- 
heim und 18 Volkswohnungen am Auweg?””. Neben den Heeresarbeitern waren schließlich 


361 Vermerk H. 21.8.1934, ZR 19077, vgl. auch Wehrkreisverwaltungsamt an Reichswehrministerium 30.8.1934, 
BA-MA RH 26-10/534. Ebd. weitere Einzelheiten, 

362 Vermerk H. 15.10.1934, ZRa 12115, vgl. Notiz Sch. 1.2.1935, DS 666. Bauplatzverkauf Stadt an Fa.Schricker 
19.6.1935 in ZR 15940, vgl. Sr-Prot. 26.2.1935. 

363 Notiz Sch. 14.1.1935, DS 666. 

%4 OKH an Stadt 28.11.1935, ZRa 12115. 

= Vgl. z.B. ZR 14924 sowie Sr-Prot. dieser Zeit, die ständig Grundverkäufe an örtliche Baufirmen für Wehr- 
machtswohnungen erwähnen. Weitere Einzelheiten in BA-MA RH 26-10/534; vgl. auch BA-MA RH 26-10/140, 
ZR 15940 und 19077. 

366 Vgl, z.B. ZR 14936, 15185, 15653 und 16086. 

367 Sch, an Heeresbauamt 6.12.1935, ZRa 12115. Grundverkauf an Fa. Schricker 14. oder 16.3.1936, ZR 15995 
bzw. ZR 18642, vgl. Rh-Prot. 13.3.1936. Wie so häufig erwarb die Stadt aus dem Erlös Grund zur Erweiterung 
der Schottenheimsiedlung, vgl. Bericht an Reg. 19.3.1936, ZR 15995. 

368 Sch. an Reg. 12.6.1936, ZR 19077. Grundverkauf an Hifinger&Brunner in ZR 15642, vgl. Rh-Prot. 29.6.1936; 

Genehmigung Doppelwohnhaus Furtmayrstr.26/28 8.7.1936, ZR 14772, 

Pressegespräch 5.8.1938, DS 792 und PSt 506, zum Baubeginn für 48 Unteroffizierswohnungen (Schricker und 

Tausendpfund), vgl. Knab an Standortverwaltung 17.11.1938, Abschrift DS 784. Lt. Mb 28.3.1939 (DS 667) 24 

weitere Wohnungen begonnen. 

370 Notiz 11.2.1937, DS 786, vgl. auch Notiz Sch. vom gleichen Tag, DS 783. 

Schipper an Sch. 25.11.1939, DS 785; es ging um 66 Unteroffizierswohnungen an der Nibelungenstraße. 

Die Arbeiterwohnhäuser sollten "unter Verzicht auf alle mit einer möglichst geringen Miete nicht zu vereinba- 

renden Ansprüche in Größe, Bauform und Bauart den Bedürfnissen der Heeresarbeiter genügen” (Bauvorschrift 

Heeresverwaltungsabteilung Berlin, April 1936, ZR 19077). 

373 Statistiken: Verwaltungskostenbeitrag beider Behörden 10.10.1939 bzw. 10.10.1940, ZR 11332. 

374° Die Gesamtkosten von 200000 RM aufgebracht durch Hypotheken der Sparkasse und des Reichskriegsministeri- 

ums, vgl. Stadtbau GmbH an Sch. 23.7.1936 und Vermerk H. 3.7.1936, ZR 19078. 

Zu den von der Wehrkreisverwaltung finanzierten, am 25.9.1936 begonnenen Siedlerhäuschen vgl. Notizen Sch. 

ab März 1936, DS 940, und 26.9.1936, DS 912. Bauplatzverkäufe 20.2.1937 (Rh-Prot. 28.1.1937, Kaufverträge: 

ZR 15969-15989). Bezogen ab April 1937 (Mb DS 545 und 792). Einzelheiten zur Erschließung in DS 545, 666 

und 912. 
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noch die ausgeschiedenen Angehörigen von Wehrmacht und Schutzpolizei mit Wohnraum zu 
versorgen. Viele von ihnen kamen in den Wohnblocks Safferlingstraße 21 und Landshuter 
Straße 55 a-f bzw. 74 unter”, Trotz der ausgedehnten Neubautätigkeit führte die Garnisons- 
vermehrung, wie erwähnt, zur weiteren Verschärfung der Wohnungsnot in Regensburg. Ob- 
wohl im Sommer 1935 bereits 79 neue Wohnungen begonnen waren, wurde dies dem 
tatsächlichen Bedarf "in keiner Weise gerecht". Schottenheim mußte eingestehen, daß 
"zahlreiche der Wehrmacht angehörige Wohnungssuchende (...) voraussichtlich auf lange 
Dauer mit Wohnungen nicht bedacht werden können"?”®. Ähnliche Stellungnahmen fanden 
sich die ganzen dreißiger Jahre hindurch. Noch 1940/41 ging man von einem Bedarf von 
mindestens 440 Wehrmachtswohnungen in der Nachkriegszeit aus, Mitte 1941 war über die 
Hälfte der 880 Betten in den 22 Regensburger Hotels und Gaststätten von der Wehrmacht 
bzw. für die Rüstungsindustrie beschlagnahmt”. 


B. Sonstige dienstliche und gesellschaftliche Kontakte zwischen Stadt 
und Wehrmacht 


Aus strategischen Gründen forcierte die Wehrmacht bestimmte Bauprojekte wie die Adolf- 
Hitler-Brücke oder das Gleisdreieck der Reichsbahn, denen für die Stadtentwicklung große 
Bedeutung zukam. Doch auch im Alltag brachte die Garnisonsvermehrung schon zu Frie- 
denszeiten eine Fülle neuer bzw. erweiterter Dienstaufgaben für die Stadtverwaltung mit sich. 
Umso mehr galt dies im Krieg; große Bedeutung gewann nun die Tätigkeit, insbesondere der 
städtischen Wehrmachtstelle, für die verschiedensten kriegswichtigen Zwecke. Die Wieder- 
einführung der allgemeinen Wehrpflicht” hatte erhebliche Mehrarbeit vor allem für die 
Standesämter bedeutet”. In der Kaiserzeit waren den militärischen Dienststellen nur Aus- 
züge aus den Geburtsregistern überlassen worden, während nun jeder einzelne Wehrpflichtige 
per Karteikarte erfaßt werden mußte’. Darüber hinaus war die Stadt nach dem Quartier- 
leistungsgesetz in bestimmtem Umfang verpflichtet, Einrichtungs- und Ausrüstungsgegen- 
stände für Wehrmachtszwecke zu beschaffen”. Die örtliche Rechtsgrundlage, um im Be- 
darfsfall Wohnraum, Verpflegung oder Fahrzeuge in Anspruch nehmen zu können, schuf 
man im Sommer 1936 mit der städtischen "Satzung über Quartier- und Naturalleistungen für 
die bewaffnete Macht im Frieden". 


Aus der Vielzahl weiterer dienstlicher Kontakte zur Wehrmacht seien die Teilnahme städti- 
scher Beamter an den Prüfungen der Heeresfachschule für Verwaltung und Wirtschaft’”, die 


376 Vgl. Reg. an Finanzamt Rgbg.-Stadt 25.9.1936, Abschrift in ZR 18163. 

377 Standortkommandantur an Nachrichtenabteilung 25.6.1935, BA-MA RH 26-10/534. 

378 Sch, an Heeresbauamt 5.12.1935, ZRa 12115. 

37 Sch. an Landesfremdenverkehrsverband 19.5.1941, NIS 11. Vgl. auch Beschlagnahmeverf. Standortkomman- 
dantur für Bischofshof 8.10.1941, BA-MA RH 34/91. 

380 31,5.1935 (RGBi I S.609), Dienstanweisung über Aushebung und Musterung 29.5.1935, RGBI I $.697. Die 

Stadt veröffentlichte die Gestellungsaufrufe jeweils im Wbl. 

Beteiligt an Erfassung der Wehrpflichtigen, Wehrüberwachung, Fahndung nach nicht zur Musterung erschie- 

nenen Dienstpflichtigen und Musterungen, vgl. Gb, 1935, DS 533. 

382 1936/37 mußten Aushilfen eingestellt werden, vgl. ZRa 13276 f. Zum Erfassungswesen für Wehr- und Arbeits- 
dienstpflichtige allg. ZR 378 und 393. Hauptproblem war die Lagerung der neuen Karteien: Das Standesamt 
mußte den Zugang zu den Büros mit Schränken zustellen (Bericht 14.8.1936, ZRa 13535, vgl. auch Beschwerde 
16.3.1938, ZRa 13525). 

383 Vgl. Verf. Sch. 8.1.1937, ZR 390. 

38° Satzung 12.8.1936, veröff. Wbl 31.8.1936. 

Sie konnten als Vertreter des DGT bei mangelnden Leistungen des Prüflings die Unterzeichnung des Zeugnisses 

verweigern, vgl. ZR 367. 
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Festsetzung der Wehrsteuer für die Arbeitnehmer”, die "Verwaltungskostenbeiträge" der 
Heeresverwaltungsbehörden an die Stadt””’ und die Abstellung von Heeresmusikern für das 
Orchester des Stadttheaters?™ angeführt. Ein umfangreicher Schriftverkehr entstand auch aus 
den vielen Bittbriefen an die Stadt, Beiträge zur Ausschmückung von Truppenunterkünften 
zu leisten oder Patenschaften zu übernehmen; nur wenn Regensburger Soldaten betroffen wa- 
ren, zeigte sie sich hierzu bereit’”. Daß am Schicksal der letzteren im Krieg großes Interesse 
bestand, belegen nicht nur die vielen brieflichen Kontakte zwischen dem Oberbürgermeister 
und den Eingezogenen, sondern auch die offiziell von der Stadt verschickten Heimatbriefe 
und die Frontpäckchen zu Weihnachten’”. 


Indirekt dienten selbstverständlich seit Kriegsbeginn, erst recht unter den Bedingungen des 
"totalen Kriegseinsatzes", sämtliche Verwaltungsakte den Interessen der Wehrmacht. Das 
Spektrum reichte dabei von der weiter zunehmenden Arbeit im Wehrerfassungswesen über 
die Baumaßnahmen im Luftschutz bis zum Finsatz von Kriegsgefangenen bei städtischen 
Betrieben, von der Deckung des Raumbedarfs der Wehrmachtsdienststellen bis zur Quartier- 
beschaffung für die verschiedensten, der Wehrmacht unterstehenden Einsatztruppen. Die Zu- 
sammenarbeit scheint in bestem Einvernehmen funktioniert zu haben; 1942 beantragte 
Schottenheim für den Leiter der städtischen Wehrmachtstelle, Inspektor Georg Eberlein, das 
Kriegsverdienstkreuz vor allem mit der Begründung, es habe "noch nie irgendwelche Rei- 
bungen" in der Zusammenarbeit mit der Wehrmacht gegeben”. 


Über die dienstlichen Kontakte hinaus entwickelten sich von Anfang an enge gesellschaftli- 
che Beziehungen zwischen den Angehörigen der Wehrmacht und der Stadtspitze”””, aber auch 
der Zivilbevölkerung. So ließ sich, wie erwähnt, die hohe Zahl an Eheschließungen in den 
späten dreißiger Jahren direkt auf die Garnisonsvermehrung zurückführen. An wichtigen 
städtischen Veranstaltungen nahmen immer Vertreter der Wehrmacht teil, Kontakte bestan- 
den auch zum örtlichen Soldatenbund, den Generalmajor a.D. von Unruh 1936 gegründet 
hatte und der 1938 dem neuen NS-Reichskriegerbund angegliedert wurde”. Bei Sportveran- 
staltungen traten Wehrmachtsangehörige ebenso auf wie bei Kundgebungen aller Art”*. Der 
Einzug neuer Truppen wurde zum Großereignis für die Stadt, der Oberbürgermeister rief zum 
Beflaggen der Häuser auf und veranstaltete Bierabende für die Offiziere, zu denen die örtli- 
che Prominenz geladen war. Häufig gab schließlich das Musikkorps Benefizkonzerte, etwa 
zugunsten des Winterhilfswerks oder gegen Kriegsende zur "Auflockerung der Stimmung in 
den luftgefährdeten Gebieten". All dies erhärtet letztlich den Eindruck, daß die Militarisie- 
rung des öffentlichen Lebens, die überall den Alltag im Dritten Reich geprägt hat, auch an 
Regensburg nicht spurlos vorübergegangen ist. 


386 Vgl. Bericht an DGT 5.10.1937, ZRa 12026. 

387 Vgl. ZR 11332. 

388 Vg], ZR 18329 zu Spannungen, die sich zwischen den Musikern ergaben. 

282 Beispiele in ZR 386 f. und ZRa 13975. Zu Patenschaften für Schiffe und ihre Besatzungen vgl. ZR 269/II und 
ZRa 13988. 

Privatbriefe Sch. an Soldaten: zunächst Stolz und Siegeszuversicht, dann Durchhalteparolen (ZR 387 und ver- 
streut in NIS). 


391 PAM 533. 


= vgl. z.B. Glückwunsch Sch. an Wäger zur Beförderung, NIS 9, Kondolenz an Witwe Generalleutnants von 
Speck 20.6.1940, ZRa 13135. Weitere Belege in NIS 16. 


33 Vgl. ZRa 14033 und Wolf $.117. 
34 Vgl. allg. Wolf S.112 f. 


= Vgl. Weinmann $.162, vgl. auch Anweisung Propagandaministerium 22.2.1944, häufiger Platzkonzerte zu ge- 
ben; Abschrift in ZR 381. 
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VIERTER TEIL: 
AUSGEWÄHLTE SCHWERPUNKTE DER 
KOMMUNALPOLITIK 


I. DAS STÄDTISCHE FINANZWESEN 


A. Die Finanzwirtschaft der Stadt Regensburg in den dreißiger Jahren 


Das vorliegende Kapitel beschäftigt sich nicht nur mit der Entwicklung der städtischen Fi- 
nanzen im Dritten Reich, sondern auch mit der Frage, inwieweit staatliche Eingriffe in die 
Finanzhoheit der Kommunen deren Selbstverwaltung faktisch beschränkten. Denn umstritten 
ist, ob die von der Reichsregierung gesetzten Prioritäten, die ein zentralisiertes Finanzwesen 
erforderten - Arbeitsbeschaffung, dann Vierjahresplan, Aufrüstung und Krieg - die kommu- 
nale Finanzpolitik für ihre Zwecke instrumentalisierten‘, oder ob nicht vielmehr die Refor- 
men im Bereich der Kommunalfinanzen zu "einer verbesserten Mittelausstattung und zumin- 
dest bis 1944 auch einer erhöhten Finanzautonomie"? führten. 


1. Die finanzielle Lage zum Zeitpunkt der NS-Machtergreifung’ 


Als Schottenheim am 20.3.1933 sein Amt als kommissarischer Bürgermeister antrat, war das 
Haushaltsjahr fast abgelaufen, das traditionell am 31.März endete. Somit ergab sich die 
Möglichkeit wie auch die Notwendigkeit, von Anfang an "nationalsozialistische Grundsätze” 
in der Haushaltspolitik durchzusetzen, und dies hieß vor allem, unbedingt und mit allen Mit- 
teln den Etat abzugleichen. Denn genau dies hatten Oberbürgermeister Hipp und sein Finanz- 
referent Ehrhardt, wie viele ihrer Kollegen in ganz Deutschland, unterlassen, und zwar ganz 
bewußt. Der letzte von ihnen zu verantwortende Haushalt 1932/33 schloß mit einem Fehlbe- 
trag von 1,23 Millionen RM ab, die Stadt Regensburg weigerte sich also, Einnahmen und 
Ausgaben abzugleichen, wie es die Gemeindeordnung vorschrieb - eine aus der Not geborene 
Provokation gegenüber der Staatsaufsicht, die sich ein solches ungesetzliches Vorgehen nicht 
bieten lassen konnte. Um diesen Sachverhalt zu erklären, ist zunächst ein Rückblick auf die 
Entwicklung der städtischen Finanzen vor 1933 nötig. 


! Matzerath (1970) 8.350 ff., hier S.353, vgl. auch ebd. S.157 ff. und S.368; ähnlich Ribhegge S.51 f. Statist. Ma- 
terial in Bayern im ersten Vierjahresplan $.82 ff. 

?  R.Caesar/K.-H.Hansmeyer: Haushalts- und Finanzwesen, DVG IV S.832-872, hier 5.838, vgl. auch R.Voigt: Die 
Auswirkungen des Finanzausgleichs zwischen Staat und Gemeinden auf die kommunale Selbstverwaltung von 
1919 bis zur Gegenwart, Berlin 1975, 5.106 und passim. 

3 Vgl. allg. ZR 18122. Ausführlich zur dramatischen Finanznot der Stadt StA 16424, vgl. Hipps Haushaltsreden, 
ZRa 13671. Ebd. Ehrhardts nicht zur Veröff. bestimmte Erläuterungen zum vorläufigen Etatentwurf 1932/33. 
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Zusammenfassend regelte das Gemeindeabgabengesetz von 1931* die Einnahmen der bayeri- 
schen Kommunen. Zu unterscheiden waren reine Gemeindesteuern und -abgaben? von sol- 
chen, bei denen sie Anteile an Reichssteuern zugewiesen erhielten - die sogenannten 
"Schlüsselzuweisungen”, vor allem aus der Einkommens-, der Körperschafts- und der Um- 
satzsteuer® - sowie von solchen, bei denen sie einen Zuschlag ("Umlage")’ auf Landessteuern, 
vor allem die Grund- und die Gewerbesteuer? erheben konnten. Seit 1930 bzw. 1931 standen 
den Kommunen zudem die Einnahmen aus zwei heftig umstrittenen, für Wohlfahrtszwecke 
eingeführten Notsteuern zu, der Getränke- und der Bürgersteuer, schließlich erhielten sie 
einen Zuschlag zur Wohlfahrtsabgabe'". 


Nun war Regensburg eine ausgesprochen finanzschwache Kommune. Nach der Wohnbevöl- 
kerung stand die Stadt im Jahr 1931 hinter München, Nürnberg, Augsburg, Ludwigshafen 
und Würzburg an sechster Stelle in Bayern, nach den Pro-Kopf-Einnahmen aus der Einkom- 
mens- und der Körperschaftssteuer nahm sie dagegen nur den 29,Rang ein!'. Auch bei den 
Umlagen wurde sie von einer ganzen Reihe kleinerer Städte übertroffen. Gemessen an der 
gesamten Steuerkraft ergab sich für Regensburg die 24.Position in Bayern, noch hinter Städ- 
ten wie Marktredwitz oder Bad Kissingen”. So überrascht es nicht, daß die Stadt von den 
Auswirkungen der Wirtschaftskrise - steigenden Wohlfahrtslasten bei sinkenden Steuerein- 
nahmen - völlig überfordert war. Schon in früheren Jahren, als die Arbeitslosigkeit noch nicht 
das extreme Ausmaß erreichte wie ab 1930, klagte man über die als ungerecht empfundenen 
Ausgaben für die Langzeit-Arbeitslosen, denn die Kommunalpolitiker hielten es für untrag- 
bar, daß die Gemeinden die Folgen der Wirtschaftspolitik des Reiches ausbaden sollten. Doch 
war es zumindest bis 1930 gelungen, die Wohlfahrtsausgaben aus dem ordentlichen Etat zu 
bestreiten, indem man andere Ausgaben kürzte. So betrugen die letztlich erwirtschafteten 
Fehlbeträge der Stadt Regensburg 1929 und 1930 nur 70000 bzw. 50000 RM". Mit dem 
sprunghaften Anwachsen der Arbeitslosigkeit stieß die Stadt jedoch bald an die Grenzen ihrer 
Belastbarkeit, obwohl sie aufgrund ihrer Wirtschaftsstruktur nie so stark von der Arbeitslo- 
sigkeit betroffen war wie typische Industriestädte. Lag der Anteil der Wohlfahrtsausgaben an 
den bereinigten Gesamtausgaben'* 1929/30 noch bei 15,4 %, so stieg er im folgenden Jahr auf 
19,3 %, dann auf 25,1 %. Im letzten Haushaltsjahr der Weimarer Zeit betrug er sogar 43,8 %, 


* 31.7.1931, GVBI S.230, vgl. auch Bek. 5.11.1932, GVBl 8.427, und 16.5.1933, GVBl 5.136. Zusammenfassend 
zu städtischen Abgaben und entsprechenden Satzungen StA (1987) 1 blau 862 = 4259 f. Vorschriften zum ge- 
meindlichen Finanzwesen in FIN 506 und ZRa 12176-12193. 

° V.a. Wertzuwachssteuer (ZR 11307), Grundwertabgabe für nicht genutzte Grundstücke (StA/1987 1 blau 816 = 
4249 a), Hundeabgabe (ZR 18226 ff.), Pflasterzoll, Vergnügungssteuer, Warenhaus- und Filialsteuer (ZR 18169 
und 18237 f.). Zu den Konzessionsabgaben: ZR 18131 und 18243, neu geregelt auf der Grundlage des Urkun- 
densteuergesetzes, 5.5.1936 (RGBI 18.407). 

é Vgl. ZR 11288 f. 

7  Zuden Umlagen allg. StA (1987) 1 blau 1528 = 4421 f. 

Umlagen aus der Gewerbe- und Haussteuer in Rgbg. 400 %, aus der Grundsteuer 600 %, vgl. Sr-Prot. 22.6.1932. 

Zum Zuschlag zur Grunderwerbssteuer: ZR 11306 und StA (1987) I blau 1713 = 4543 d. Anderung des Gewer- 

besteuergesetzes 8.4.1935, GVBl 8.335. 

Zur Gemeindebiersteuer ZR 11300. Zur Getränkesteuer, die wenig ertragreich, unbeliebt und schwer kontrollier- 

bar war und daher vielerorts abgeschafft wurde: ZR 11301, 18247, StA (1987) 1 blau 803 und 812 = 4222 d und 

4227 b. 

Vgl. ZR 11120. Als Notmaßnahme hatte jeder Besitzer, Pächter oder Mieter von Räumen 1 % der Jahresmiete 

für öffentliche Fürsorge abzuliefern, die Stadt schlug 1933 nochmals ! %, ab 1934 1,5 % auf. Die jährlichen Be- 

schlüsse in ZR 18255. Einsprüche behandelte ein von der Kreisleitung der NSDAP berufener Ausschuß. 

I Sie bezog daraus 570000 RM oder 7,37 RM pro Kopf der Bevölkerung, vgl. Übersicht des Bayerischen Städte- 
bunds 17.2.1933, ZR 18137. 

2 Ebd.; Pro-Kopf-Steuerkraft in Rgbg.: 24,74 RM im Jahr. 

13° Bericht Prüfungsamt über die Finanzlage 10.4.1933, ZRa 13597 n. 

Bruttoeinnahmen und -ausgaben nach Abzug durchlaufender Posten, verwaltungsinterner Erstattungen und der 

Verwaltungskostenbeiträge der städtischen Betriebe. 
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die Stadt gab also fast die Hälfte der gesamten verfügbaren Gelder für das Wohlfahrtswesen 
aus”. 


Schon 1931 wies der Regensburger Haushalt ein Defizit von gut 520000 RM auf, das sich mit 
den Fehlbeträgen der vergangenen Jahre auf rund 1 Million RM summierte!®. Andernorts 
verlief die Entwicklung ähnlich, teils noch viel gravierender. So vertrat der Deutsche Städte- 
tag im Frühjahr 1932 die Auffassung, es sei unsinnig, überhaupt noch Haushaltspläne zu er- 
stellen, solange die Arbeitslosenfürsorge nicht grundlegend reformiert, d.h. größtenteils vom 
Reich übernommen worden sei”. Diese Feststellung erfolgte zu einem Zeitpunkt, als die 
bayerischen Gemeinden ihre Etats längst hätten verabschiedet haben müssen. Angesichts der 
Unsicherheit über die künftige Entwicklung der Wohlfahrtsausgaben beschloß allerdings der 
Regensburger Stadtrat, vorübergehend ohne formell beschlossenen Haushalt zu arbeiten". 
Unklar blieb vor allem die künftige Notverordnungspolitik, denn Einnahmen und Ausgaben 
konnten hier plötzlich unvorhersehbare Veränderungen erfahren, wie sich etwa bei der lange 
Zeit für undenkbar gehaltenen Kürzung der Beamtengehälter erwies. Auch eine Notverord- 
nung von Juni 1932, mit der die Reichshilfen für die mit Wohlfahrtsausgaben überlasteten 
Gemeinden neu geregelt wurden, trug zwar zur Entlastung, aber auch zur Verunsicherung der 
kommunalen Finanzfachleute bei; die Forderung nach weiteren Reichs- und ergänzenden 
Landeshilfen blieb bestehen. Ehrhardt faßte die Lage folgendermaßen zusammen: "Rapider 
Rückgang der Steuereinnahmen, lawinenhaftes Anschwellen der Fürsorgelasten, dabei voll- 
kommene Unklarheit über die weitere Entwicklung der Verhältnisse. Alles dreht sich um die 
Frage: Wie sollen die Mittel für die Unterstützung der ständig steigenden Zahl der Wohl- 
fahrtserwerbslosen aufgebracht werden ? (...) Die Städte sind am Ende ihrer Finanzkraft. 
Deshalb muß die Fürsorge für die an die gemeindliche Wohlfahrtspflege abgeschobenen Er- 
werbslosen (...) als eine Last bezeichnet werden, die nicht mehr Gemeinde-, sondern Reichs- 
angelegenheit ist." 


Den Regensburger Haushalt 1932/33 abzugleichen, bezeichnete Ehrhardt als unlösbares Pro- 
blem. Um dies auch nach außen sichtbar zu machen, trennte er in einem Vorentwurf erstmals 
den Wohlfahrts- vom allgemeinen Etat ab. Letzterer wies erwartete Mehreinnahmen von gut 
400000 RM auf, die in den Wohlfahrtsetat einfließen sollten. So versuchte Ehrhardt zu bele- 
gen, daß die städtischen Finanzen an sich gesund waren, wären nicht die unverschuldeten 
Wohlfahrtslasten zu tragen gewesen. Für diese selbst veranschlagte er einen Fehlbetrag von 
2,7 Millionen RM, dessen Deckung ungeklärt bleiben mußte”. 


Die genannte Notverordnung von Juni 1932 samt den ergänzenden Landesregelungen warfen 
auch diesen ersten Vorentwurf um, veränderten das Bild allerdings ein wenig zum Positiven. 
Der schließlich kurz darauf vom Stadtrat verabschiedete Haushalt”! blieb zweigeteilt, der all- 
gemeine Teil sah Einnahmen von 8,41 Millionen und Ausgaben von 8,03 Millionen RM vor, 
die Mehreinnahmen sollten in den Wohlfahrtsetat einfließen. Dieser selbst umfaßte veran- 
schlagte Ausgaben von 4,4 und Einnahmen von 0,9 Millionen RM. Die Differenz sollte aus 
dem Überschuß des allgemeinen Etats, aus den normalen Steuereinnahmen für diesen Zweck 
und aus der Reichs- und Landeshilfe gedeckt werden, doch blieb ein ungedeckter Fehlbetrag 


Tatsächliche Ausgaben It. Jahresrechnung, veröff. jeweils im übernächsten Haushaltsplan. Der Ansatz 1932/33 
hatte sogar noch höhere Wohlfahrtsausgaben vorgesehen. 

16 Bericht Bayerischer Prüfungsverband öffentlicher Kassen 20.4.1933, ZRa 13597. 

17 Rundschreiben 16.4.1932, ebd. 

!% Prot, 16.3.1932. 

Nicht zur Veröff. bestimmte Erläuterungen 21.5.1932, ZRa 13684; hier auch der Vorentwurf. 

20 Ebd. 

*! Sr-Prot. 22.6.1932. 
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von 1,23 Millionen RM. Daher ließ sich Hipp vom Stadtrat ermächtigen, Ausgaben zu sper- 
ren, bis ihre Deckung durch Einnahmen gewährleistet sei. 


Steuern und Abgaben bildeten das Rückgrat der städtischen Einnahmen. Der Haushaltsent- 
wurf sah hieraus Einkünfte von 3,4 Millionen RM vor, weitere wichtige Einnahmequellen 
waren die Überschüsse der städtischen Werke (935000 RM)”, Reinigungsgebühren 
(490000 RM) und die Einnahmen aus Liegenschaften und Rechten, vor allem also Pacht- und 
Mieteinnahmen (300000 RM). Zentrale Bedeutung erlangten darüber hinaus in den ersten 
Jahren des Dritten Reichs die Reichs- und Landeshilfen für Wohlfahrtserwerbslose; im Rech- 
nungsjahr 1932/33 erhielt die Stadt allein aus dieser Quelle rund 820000 RM zugewiesen”. 
Der wichtigste Ausgabenposten war neben dem für das Wohlfahrtswesen der Schuldendienst 
- äußerst lästige, weil unproduktive Zahlungen. Allein für Verzinsung sah der Etat 1932/33 
1,28 Millionen RM, für Tilgungen weitere 550000 RM vor, die Gesamtverschuldung der 
Stadt belief sich am 1.4.1933 auf rund 22,6 Millionen RM oder 275 RM pro Kopf der Bevöl- 
kerung. Dies bewegte sich zwar im Rahmen der Städteklasse, zu der Regensburg gehörte, 
doch hatte die Neuverschuldung der vergangenen Jahre nur in geringem Umfang Investitio- 
nen für rentierliche Anlagen gedient, so daß der Schuldendienst eine beängstigend steigende 
Belastung darstellte”. 


Als besonders problematisch erwiesen sich die kurzfristigen Betriebskredite, die man zu den 
Quartalsenden immer wieder hatte aufnehmen müssen, um die Zahlungsunfähigkeit zu ver- 
meiden. Am Stichtag 1.4.1933 betrug die kurzfristig rückzahlbare Schuldenlast der Stadt Re- 
gensburg fast 2,3 Millionen RM”. Tatsächlich mußten sowohl Hipp als dann auch Schotten- 
heim die Gläubiger der Stadt mehrfach um vorübergehende Stundung der Schulden, um 
Nachsicht wegen verspäteter Rückzahlungen, den Erlaß von Verzugszinsen etc. bitten - nicht 
immer mit Erfolg”. Denn erschwerend wirkte sich aus, daß die kommunalen Kreditinstitute - 
in Regensburg die Städtische Sparkasse” - seit Sommer 1931 den Gemeinden keine Darlehen 
und Kredite mehr geben durften”, was die Suche nach potentiellen Geldgebern erheblich be- 
hinderte. 


Mit dem Beschluß, den Haushalt nicht abzugleichen, stand Regensburg nicht allein. Viele 
deutsche Städte weigerten sich, ausgeglichene Etats aufzustellen, die dann doch nicht der Re- 
alität entsprechen würden, mißachteten also bewußt geltendes Recht’. Man muß dieses Vor- 
gehen als aus der Not geborenen Versuch werten, die Zahlungsunfähigkeit der Städte in Kauf 
zu nehmen oder sogar herbeizuführen, um die Neuverteilung der Wohlfahrtslasten zu erzwin- 


Ausgaben der Betriebe (Wasser-, Gas- und E-Werk samt Straßenbahn, Kran-, Kraftwagenbetrieb und Schlacht- 
viehhof) waren im ordentlichen Etat nicht enthalten, doch trugen sie bis zu 1,1 mio RM zu den Gesamteinnah- 
men bei. Einzelheiten in DS 577 ff., ZR 16509 f. und ZRa 13597, vgl. auch Revisionsbericht 1941 S.57 (PAM 
534). Der Aufschlag der Werke auf ihre Selbstkostenpreise betrug 1933 62,9 % (1934: 57,5 %, 1935: 54,6 %) - 
Gas, Wasser und Strom hätten um mehr als die Hälfte billiger sein können, wenn die Werke nicht zur Abdec- 
kung des städtischen Etats herangezogen worden wären (Bericht Ehrhardt 27.1.1937). 

°° Übersicht Wohlfahrtsamt bis Juli 1935, ZR 18127. 

o Pro-Kopf-Verschuldung der Städte von 50000-100000 Einwohner im Schnitt: 281,60 RM; alle Zahlen nach Re- 
visionsbericht des Bayerischen Prüfungsverbands öffentlicher Kassen 20.4.1933, ZRa 13597, vgl. auch Statist. 
Jahrbuch für das Deutsche Reich 53 (1934) S.460 ff. 


25 Bericht Prüfungsamt 10.4.1933, ZRa 13597 n, 
26 Vgl, z.B. Sr-Prot. 1.2.1933 und ZR 11312, Verhandlungen mit Darlehensgebern in ZR 11271 ff. 


Zum Eigenleben der Sparkasse gegenüber der Stadtverwaltung als Gewährsträger vgl. Sparkassengesetz 
21.12.1933 (GVBl 8.489) und Kreditwesen-Gesetz 5.12.1934 (RGBI I 8.1203). Einzelheiten zur Geschäftsent- 
wicklung in DS 706, ZR 17418 und 17434, vgl. auch Mb in DS 667 und Notizen Sch., DS 846. 

28 VO über Spar- und Girokassen 8.5.1931, RGBi I S.429, aufgehoben erst 1944, um die Beseitigung von Notstän- 
den im Luftkrieg zu erleichtern; vgl. ZR 17415 und Matzerath (1970) S.360. Vgl. z.B. Versagung einer Darle- 
hensgenehmigung 5.7.1933, StA 16424, sowie Sr-Prot. 29.5.1933. 

23 Vgl. z.B. Steinborm (s.$.41, Anm. 167) 5.512 ff. und Hanko §.405 für München sowie G.Hetzer: Die Industrie- 

stadt Augsburg, BNS HI S.1-234, hier S.77. 
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gen. Vielfach stand dabei das Bestreben im Vordergrund, den Bürgern nicht noch höhere La- 
sten aufzuerlegen; in vielen anderen Fällen, gerade in Bayern, ging es jedoch auch um politi- 
schen Druck auf die ungeliebte Reichsregierung. Denn auch hier handelte es sich letztlich um 
die alte Auseinandersetzung über die Grenzen der Selbstverwaltung: Die Zerstörung der 
Kommunalfinanzen durch die Abwälzung der Fürsorgelasten stellte dieses Prinzip grundsätz- 
lich in Frage, da den Gemeinden aus Geldmangel keinerlei Spielraum mehr für eine eigen- 
ständige, gestaltende Politik blieb. 


Daß der Regensburger Haushalt 1932/33 in der verabschiedeten Form keinesfalls die Geneh- 
migung der Staatsaufsicht finden würde, war allen Beteiligten von vorneherein klar”. Den- 
noch blieb Hipp bei seiner Auffassung, weder eine Anhebung der Bürgersteuer noch die der 
Werksgebühren seien der Bevölkerung mehr zuzumuten. Bei den folgenden Verhandlungen 
mit der Kreisregierung zeigte vor allem der Streit um die Bürgersteuer, daß es Hipp tatsäch- 
lich um einen gezielten Gesetzesbruch ging. Diese Steuer, 1931 als Notsteuer neu eingeführt, 
galt für alle im Gemeindebezirk selbständig lebenden Personen über 20 Jahre”. Für 1933 
veranschlagte Ehrhardt daraus Einnahmen von rund 330000 RM. Nun machte das Reichsfi- 
nanzministerium Wohlfahrtshilfen an die Kommunen davon abhängig, daß sie einen be- 
stimmten Zuschlag auf die Bürgersteuer erhoben - in Bayern 300 % des Landessatzes”. In 
Regensburg waren damit nicht genügend Einnahmen zu erzielen, um den Etat abzugleichen. 
Dies lag auch in Hipps Absicht; er wollte "die verantwortlichen Stellen in Reich und Staat so 
rasch als möglich in die Zwangslage versetzen, eine grundlegende Umgestaltung des derzei- 
tigen Lastenausgleichs vorzunehmen". Die Kreisregierung drohte mit ihrem Einschreiten””, 
doch hielten Hipp und die großen Parteien im Stadtrat an ihrem Konfrontationskurs fest, der 
letztlich auf die Zahlungsunfähigkeit der Stadt Regensburg abzielte. Hipp versuchte, eine 
gemeinsame Interessenlage mit der Staatsregierung zu konstruieren: Durch "allzu diensteif- 
rige Maßnahmen" werde deren Position gegenüber dem Reich nicht gerade gefördert”, zu- 
dem habe sich die Kassenlage der Stadt "in einer Weise verschlechtert, daß wir in Kürzester 
Frist vor dem Zusammenbruch stehen werden, wenn uns nicht schleunigst ausgiebige Hilfe 
zugewendet wird."”® 


Obwohl weder die Kreis- noch die Landesregierung die Augen vor der Not der Gemeinden 
verschließen konnten, führten die Verhandlungen über die Genehmigung des Regensburger 
Haushalts zu keiner Einigung. Ultimativ forderte die Kreisregierung Ende 1932, den Haus- 
haltsabgleich herbeizuführen”, kurz darauf ordnete sie die Erhöhung der Bürgersteuer auf 
600 % an”. Zwar kam der Stadtrat dieser Anweisung nach, doch lehnte Hipp den Haushalts- 
abgleich zum wiederholten Mal ab”. So setzte die Regierung Ende Januar 1933 den städti- 


30 Vgl. Kritik der Freien Vereinigung im Stadtrat, die den Entwurf ablehnte, da er das Einschreiten der Staatsauf- 


sicht provoziere und damit die Preisgabe letzter Reste an Selbstverwaltung erwarten lasse (4.6.1932, ZRa 
13684). 

3 Bürgersteuerordnung 1931, RGB] I 1930 S.518. Für 1933 galt die DurchfVO 28.9.1932, RGBI I S.449, vgl, auch 
RdErl vom gleichen Tag, Abschrift in ZR 18250. 


Deutlich weniger als in anderen Ländern, was nicht öffentlich erörtert werden sollte, vgl. Rundschreiben Bayeri- 
scher Städtebund und Reg. 13. bzw, 17.10.1932, ZR 18250. 


3° HA-Prot. 19.10.1932. 

* 20.10.1932, ZR 18250. 

3 Hipp an Bayerischen Städtebund 21.10.1932, ZR 11312. 

3° 27.10.1932, ebd., mit Liste von Verpflichtungen, die die Stadt nicht mehr erfüllen könne. 
37 7.12.1932, ZRa 13684. 


38 Verf. 17.12.1932, ZR 18250. Für fast alle größeren bayerischen Städte setzten die Regierungen den Steuersatz 
fest (Spitzenpositionen: Ludwigshafen 1100 %, Passau 800 % = undatierte Liste ZR 18250). Zur Zwangsetatisie- 
rung in München: Steinborn (s.5.41 Anm.167) 5.518 ff., zu Ludwigshafen F.Blaich: Möglichkeiten und Grenzen 
kommunaler Wirtschaftspolitik während der Weltwirtschaftskrise 1929-1932, AfK 9 (1970) S.92-108, hier S.103 
f 


3? Sr-Prot. 21.12.1932 und Bericht an die Reg. vom gleichen Tag, ZRa 13684. 
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schen Haushalt selbst fest, d.h. sie führte eine Reihe von Posten auf, die nicht in einen Notetat 
gehörten, und verordnete eine generelle Ausgabenkürzung um 700000 RM”. Kurz vor Ab- 
lauf des Rechnungsjahrs mußte Regierungspräsident Wirschinger allerdings berichten: "Die 
Gemeinden sehen mit Schrecken dem 1.April entgegen, da an diesem Tag fast die gesamten 
Krisenfürsorgeberechtigten in die Wohlfahrtsfürsorge der Gemeinden kämen. (...) Dazu 
kommt, daß den Gemeinden zum großen Teil auch die Anteile an der Reichseinkommens- 
steuer zu Gunsten ihrer Gläubiger einbehalten werden. Unter diesen Umständen ist der Zu- 
sammenbruch der öffentlichen Fürsorge in Bezirken und Gemeinden zu befürchten."*' 


Die Praxis sollte erweisen, daß ein Haushaltsabgleich für das Rechnungsjahr 1932/33 in Re- 
gensburg tatsächlich nicht zu erreichen war. Das Rechnungsergebnis 1932/33 erbrachte Ein- 
nahmen von 7,67, Ausgaben von 8,31 Millionen RM, also ein Minus von 650000 RM, das 
sich mit den Fehlbeträgen der Vorjahre auf fast 1,67 Millionen RM summierte - und dies, 
obwohl der Prüfungsverband öffentlicher Kassen der Stadt Regensburg noch in nationalso- 
zialistischer Zeit bescheinigte, sie habe die zur Verfügung stehenden Einnahmequellen restlos 
ausgeschöpft”. 


2. Der Notetat 1933 


Dies war also die Lage beim Amtsantritt Schottenheims"”. Dennoch verlangte er die sofortige 
Vorlage eines abgeglichenen Haushaltsentwurfs, der die Überlegenheit nationalsozialistischer 
Finanzpolitik über diejenige der "Systemparteien” beweisen sollte; ein Konfrontationskurs 
gegenüber der Staatsaufsicht konnte für ihn nicht mehr in Frage kommen. Vorübergehend 
mußte man sich zwar wieder mit einem Provisorium behelfen*, doch bald legte Ehrhardt 
tatsächlich seinen Entwurf vor; trotz weiter gekürzter Sachausgaben rechnete der Finanzrefe- 
rent erneut mit ungedeckten Mehrausgaben von 960000 RM“. Auch der Bayerische Prü- 
fungsverband zeigte sich ratlos: Eine geordnete Haushaltsführung lasse sich erst wieder errei- 
chen, wenn die "schon so oft geforderte Lösung des Wohlfahrtserwerbslosenproblems (...) 
verwirklicht und daneben noch der Schuldendienst durch eine wesentliche Zinssenkung ent- 
lastet wird”"*, Das Problem verschärfte sich noch durch die mangelhafte Zahlungsmoral der 
städtischen Schuldner, da viele mittelständische Gewerbetreibende aus Unsicherheit über die 
künftige Entwicklung oder auch in der Hoffnung auf eine bevorstehende Steuerentlastung 
nach der NS-Machtergreifung eine "gewisse Zahlungsunwilligkeit" zeigten”. Selbstverständ- 
lich ließen sich auch die neuen Machthaber nicht auf solche Versuche ein, den gerade von ih- 
nen selbst häufig beschworenen Schutz des gewerblichen Mittelstands im Zuge der Selbst- 
hilfe zu verwirklichen. 


Bei der weiteren Kürzung der Ausgaben, insbesondere bei den freiwilligen Leistungen der 
Stadt, setzte Schottenheim an, nachdem Erhöhungen der Realsteuern ausdrücklich untersagt 


Entschließung 26.1.1933, ZR 18250. 
41 HMB 20.3.1933, StA 22040. 
#2 20.4.1933, ZRa 13597. 


= Anweisung Sch. an Prüfungsamt zur Berichterstattung 28.3.1933 und Bericht 10.4.1933, ZRa 13597. Hier und in 
StA (1987) I blau 258 = 4114 a auch Revisionsbericht des Bayerischen Prüfungsverbands 20.4.1933. 


# Verf. Sch. 31.3.1933, DS 514 und ZR 9042. 
n Erwähnung und Kritik des Entwurfs im Bericht des Bayerischen Prüfungsverbands 20.4.1933, ZRa 13597. 
46 

Ebd. 


Vermerk Ehrhardt über entsprechende Warnungen an den Verband zum Schutz des Groß- und Kleinhandels 
27.3.1933. Dessen Vorsitzender Rothdauscher veröffentlichte daraufhin einen Aufruf, im Interesse des nationa- 
len Staats Umlagen und Steuern pünktlicher denn je zu zahlen (ZR 18161). 
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worden waren“®, Alle freiwilligen Leistungen für "marxistische" Verbände waren ohnehin ge- 
sperrt worden, nun kündigte die Stadt fast alle Mitgliedschaften und Unterstützungsbeiträge 
an die verschiedensten Vereine; oft handelte es sich um Beträge unter 100 RM*. Größere 
Bedeutung kam allerdings einer anderen Sparmöglichkeit zu: Durch verschärfte Anerken- 
nungskriterien für die Wohlfahrtserwerbslosen fielen viele von ihnen aus der Unterstützung 
heraus. Übrigens scheute sich Schottenheim auch nicht, die früher von der politischen Rech- 
ten so heftig bekämpfte Bürgersteuer weiter zu erheben”. Trotz mancher Erleichterungen, 
etwa für die Empfänger niedriger Löhne oder für Kinderreiche, sollte diese Steuer, die später 
auch von den ausländischen Arbeitskräften eingezogen wurde, Jahr für Jahr steigende Ein- 
künfte erbringen”! und regelmäßig einen der wichtigsten Einnahmeposten bilden”. 


Im Mai 1933 lag dem Stadtrat schließlich Ehrhardts überarbeiteter Haushaltsentwurf vor”. 
Tatsächlich war ihm das Kunststück gelungen, den Etat abzugleichen, indem er die voraus- 
sichtlichen Wohlfahrtslasten extrem niedrig ansetzte - niedriger, als es zu dieser Zeit noch re- 
alistisch scheinen mußte’, auch wenn später die veranschlagten Zahlen erreicht wurden. 
Auch diesmal gliederte Ehrhardt die Sozialausgaben aus dem ordentlichen Etat aus und faßte 
sie mit den erwarteten Reichs- und Landeszuschüssen zusammen. So konnte er beim ordent- 
lichen Etat Ausgaben von 8,11 Millionen, Einnahmen von 8,68 Millionen RM und somit die 
Abführung eines Überschusses von 570000 RM an den Sozialetat ansetzen. Dieser selbst um- 
faßte als größte Ausgabeposten die für den Bezirksfürsorgeverband Regensburg-Stadt, der die 
Wohlfahrtserwerbslosen zu unterstützen hatte, an das Stadtjugendamt, das städtische Säug- 
lingsheim, die Kinderklinik und den auf die Stadt entfallenden Anteil an der Krisenunterstüt- 
zung ("Kru"), das "Krisenfünftel". Vorgesehen waren Sozialausgaben von 2,85 Millionen 
RM, von denen 1,16 Millionen RM aus der Reichs- und Landeshilfe, 570000 aus dem or- 
dentlichen Haushalt, der Rest aus den hierfür vorgesehenen Steuern, also der Bürger- und der 
Gemeindebiersteuer stammen sollten®®. 


Bei seiner Grundsatzerklärung zu diesem Notetat ließ sich Schottenheim, soeben förmlich zu 
Hipps Nachfolger gewählt, sehr kritisch über das Finanzgebaren seines Amtsvorgängers wie 
dasjenige aller Kommunalpolitiker der Weimarer Zeit aus. Überall sei ein "Aufblähen, über- 
all ein Wirtschaften aus dem Vollen" zu beobachten gewesen, doch nun gehe es nicht mehr 
"um die Rettung des Einzelnen, es geht nicht um die Rettung einer Gemeinde oder einer 
Stadt, es geht um die Rettung Deutschlands." Hätte man die frühere Finanzpolitik fortgesetzt, 
so wäre die Stadt in kurzer Zeit "bis über die Ohren verschuldet" gewesen. "Von der ersten 
bis zur letzten Seite" müsse man nun den Rotstift ansetzen, sämtliche freiwilligen Leistungen 
streichen und auch die Gehälter der städtischen Spitzenbeamten denen der Staatsbediensteten 
angleichen. Jeder "noch über das Mittelmaß Gutgestellte" habe "abzugeben (...) im Interesse 
derer, welche vor den Toren der Arbeit auf Beschäftigung warten." Abschließend appellierte 


1s Realsteuer-SperrVO 31.3.1933, RGBI I $.157, vgl. H.Rambecks Kommentar in Bayerische Gemeinde- und 
Verwaltungszeitung 18/1933 (Sonderdruck in ZR 18130). 


4 Beispiele u.a. in ZRa 13943 ff. und ZR 19775, vgl. allg. HA-Prot. 1933. Beibehaltung einer freiwilligen Leistung 
nur per Beschluß des HA (Prot. 4.7.1933). 1934 wieder vermehrte Zahlungen an Vereine, Stiftung von Ehren- 
preisen etc. 


50 HA-Prot. 11.10.1933 und Verf. Sch. 12.10.1933, ZR 18250, vgl. auch Berichte an Reg. 1.3. und 5.4.1934, ZR 
18254 bzw. 18250. 


51 1934 610000 RM, 1935 710000 RM, 1936 760000 RM, 1937 870000 RM, 1939 1,02 mio RM. 


>? Vgl. allg. ZR 11115 und 18250. Streitfälle, v.a. bei Ordensangehörigen, bis in die späten 30er Jahre, vgl. ZR 
18253. 


53 Vorberatung lt. HA-Prot. 17.5.1933. 


. Vgl. Etatrede Sch. 1934 zum Vorjahr: "Es mußte an allen Ecken und Enden gespart und gestrichen werden und 
mußte (...) vor allem der Durchschnittssatz der Wohlfahrtsempfänger im Verhältnis zu der damaligen Höhe sehr 
niedrig angesetzt werden." (NIS 16 und Sr-Prot. 28.2.1934) 


55 Vgl. Sr-Prot. 29.5.1933. 
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Schottenheim "aus heißem Herzen" an die Stadträte: "Denken Sie an Deutschland, Deutsch- 
land muß gerettet werden", nur durch Sparsamkeit und Sauberkeit in der Finanzwirtschaft 
könne die "Zukunft unserer Kinder (...) glückversprechend sein". Dieses Gemisch aus bös- 
artigen Unterstellungen gegenüber seinem Amtsvorgänger und phrasenhaften Zukunftsvisio- 
nen war nicht nur programmatisch gemeint, es diente auch der Demütigung der zwölf BVP- 
und fünf SPD-Stadträte, die an der Sitzung teilnahmen; sie mußten sich vorwerfen lassen, 
eine gewissenlose Politik mitgetragen zu haben. Denn nach nur zweimonatiger Amtszeit 
konnte der in der Kommunalpolitik unerfahrene Arzt Schottenheim kaum über die Sachkom- 
petenz verfügen, um zu beurteilen, ob die Finanzpolitik seines Vorgängers wirklich unver- 
antwortlich gewesen war - zumal er mit Ehrhardt dessen Finanzreferenten anstandslos über- 
nommen hatte. 


Im Sommer 1933 war von einer Entlastung der Kommunen noch wenig zu spüren. Münchens 
Oberbürgermeister Knorr, zugleich Geschäftsführer des Bayerischen Gemeindetags, faßte die 
Grundübel zum wiederholten Mal zusammen: weiter gestiegene Fürsorgelasten bei sinkenden 
Einnahmen, viel zu spät und spärlich eingehende Reichs- und Landeszuschüsse, daher eine 
enorme kurzfristige Verschuldung und die durch den Schuldendienst erzwungene radikale 
Beschneidung anderer gemeindlicher Leistungen. Einzig und allein die Arbeitsbeschaffung 
könne Abhilfe schaffen, doch sei bis dahin eine Reihe von Dringlichkeitsmaßnahmen nötig, 
vor allem eine generelle Zinssenkung und ein umfassendes Umschuldungsprogramm’”. Erst 
jetzt - Monate nach der nationalsozialistischen Machtübernahme in Reich und Land - traten 
endlich gesetzliche Maßnahmen in Kraft, die der Konsolidierung der Kommunalfinanzen 
dienten: Das Gemeindeabgabengesetz (GAG) von 1931 wurde neu gefaßt und durch ein Ge- 
meindeschuldengesetz ergänzt, das Darlehensaufnahmen der Kommunen erschwerte und 
diese einer verschärften Überwachung durch die Staatsaufsicht unterwarf®. Und eine echte 
Entlastung brachte es mit sich, daß das Reich das kommunale "Krisenfünftel" übernahm”, 
das 1932 in Regensburg immerhin 140000 RM ausgemacht hatte‘. Nicht zum Tragen kam 
dagegen die bereits angesprochene Besoldungsangleichung‘', die zur Senkung der kommu- 
nalen Gehälter beitragen sollte, jedoch erst in späteren Jahren wirksam wurde”. 


Insgesamt genügten die neuen Vorschriften jedoch nicht, um die städtische Finanzlage sofort 
durchgreifend zu verbessern. Noch immer blieben die Wohlfahrtslasten erdrückend, sie über- 
schatteten jeden Sanierungsversuch, und nach wie vor mußte die Stadt zu den Quartalsenden 
Überbrückungskredite aufnehmen‘. Im Herbst 1933 beantragte sie daher die Mitgliedschaft 
im "Umschuldungsverband deutscher Gemeinden". Zwar trug dies auch ein Risiko in sich, 
denn es war nun untersagt, neue Darlehen aufzunehmen, doch andererseits stärkte die Mit- 


>° Alle Zitate aus Etatrede 1933, NIS 16, vgl. auch Sr-Prot, 29.5.1933 und Verf. Sch. 8.6.1933, ZR 9042: äußerste 

Sparsamkeit, Verbot von Etatüberschreitungen. 

Grundsatzartikel im "Bayerischen Bürgermeister” 25.7.1933. 

= 30.8.1033, GVBl 5.261/S.263, vgl. Rundschreiben Bayerischer Gemeindetag 24.8.1933, ZR 10482 a, zur bevor- 
stehenden Reform der Gemeindefinanzen. Änderungen bzw. Neufassungen des GAG: 9.8.1934 (GVBl S.319), 
8.4.1935 (GVBl 5.349), 4.2.1937 (GVBl S.16), 6.1.1938 (GVBl S.1) sowie - gültig bis 1948 - 20.7.1938 (GVBl 
$.225). 

59 Gesetz zur Änderung der Arbeitslosenhilfe 22.9.1933, RGBI T S.656. 

60 Haushalt 1934 §.55 Anm.3. 

él 7.8.1933, GVBl S.211. 

Weitere Vorschriften, die sich teils erheblich auf die Kommunalfinanzen auswirkten, u.a.: Bek. zum GAG 

9.10.1933 (GVBl S.329), Vollzugsvorschriften hierzu 3.11.1933 (GVBl S.435), Gemeindebesoldungsgesetz 

7.12.1933 (GVBi 8.461) und Anderungsgesetz über Leistungen der Gemeinden für die staatliche Polizeiverwal- 

tung 7.12.1933, GVBl $.466. 

6% Vgl. Ehrhardt an Bayerische Staatsbank 1.7.1933. Die Bank gab einen Kredit von 150000 RM. Der Vorgang in 
ZR 11291 und StA 16424, vgl. auch HA- und Sr-Prot. 4.7.1933 und 14.9.1934. 

@ Vgl. HA-Prot. 11.10.1933, Grundlage: GUG 21.9.1933, RGBI I 5.647. Hierzu aus städtischer Sicht ZR 11250, 
vgl. allg. Matzerath (1970) S.96 f. 
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gliedschaft die Position der Stadt gegenüber ihren Gläubigern erheblich, denn sie Konnte nun 
die Umwandlung ihrer kurzfristigen Schulden in langfristige, gering verzinsliche Schuldver- 
schreibungen des Gesamtverbands anbieten. Lehnte der Gläubiger die Umschuldung ab, so 
galt seine Forderung samt Zinsen automatisch als auf fünf Jahre gestundet. In der Praxis kam 
es zumeist zu Sondervereinbarungen zwischen Gemeinden und Banken, wie auch das Re- 
gensburger Beispiel zeigt. So hatte die Stadt seit Jahren zwei immer wieder verlängerte Kre- 
dite der Bayerischen Gemeindebank von zusammen 1,2 Millionen RM in Anspruch genom- 
men, obwohl der größere der beiden Kredite jederzeit kündbar war. Als die Bank Ende 1933 
anbot, diesen riskanten Kredit mit einer festen Laufzeit zu versehen, ging die Stadt zunächst 
darauf ein, doch gewann Ehrhardt den Eindruck, seine Position sei stark genug, noch bessere 
Bedingungen auszuhandeln®. Nachdem mittlerweile der Beitritt Regensburgs zum Umschul- 
dungsverband genehmigt worden war“, bot Schottenheim ein förmliches Umschuldungsver- 
fahren an, das die Gemeindebank zwar ablehnte°”, doch gestand sie der Stadt nach weiteren 
Verhandlungen eine feste Laufzeit für die Kredite zu, die später verlängert und schließlich in 
langfristige Darlehen zu günstigeren Konditionen umgewandelt wurden“. 


Wichtiger für die Gemeinden als alle gesetzlichen Regelungen wurde der beginnende Kon- 
junkturaufschwung mit seinen langsam steigenden Steuereinnahmen und abnehmenden 
Wohlfahrtslasten. Schon im Oktober 1933 übertrafen die Einnahmen der Stadt aus den 
Reichssteuerüberweisungen die des Vorjahres, im Februar 1934 erreichten sie eine Gesamt- 
höhe wie erst im Mai 1933%, Jedoch war diese Entwicklung Ende 1933 noch nicht vorher- 
sehbar, und Schottenheim ordnete für die Bedarfsmeldungen zum nächsten Etat 
"allerschärfste" Ausgabendrosselung an”. Trotz seiner scharfen Polemik gegen die Finanz- 
politik seines Vorgängers war auch er gezwungen, zum Jahreswechsel wieder einen Über- 
brückungskredit der Staatsbank zu beantragen, um nicht die Zahlungen einstellen zu müssen. 
Da die Zeit drängte, mußte er sich hier die Bedingungen der Bank diktieren lassen und ver- 
pflichtete sich notgedrungen, auf eine Umschuldung des laufenden Betriebskredits zu ver- 
zichten”. 


Insgesamt hat die Stadt nur gegenüber einem einzigen Gläubiger vom Gemeinde-Umschul- 
dungsgesetz Gebrauch gemacht, nämlich im Fall eines 600000-RM-Darlehens der Bayeri- 
schen Notariatskasse; daraus ergab sich letztlich eine jährliche Erleichterung von rund 
11500 RM”. Und im Rückblick bezeichnete Schottenheim die Mitgliedschaft im Um- 
schuldungsverband als "sehr lästig und hemmend", da sie das ohnehin schon komplizierte 
Genehmigungsverfahren bei Darlehensaufnahmen weiter erschwert habe. Als daher genügend 
Mittel zur Verfügung standen, zahlte die Stadt das genannte, umgeschuldete Darlehen vor- 
zeitig zurück”. 


6% Vermerk über Finanzreferententreffen beim Bayerischen Gemeindetag 13.12.1933, ZR 11278. Bei einer kom- 


munalpolitischen Schulung der NSDAP in Berlin war Widerstand gegen eine Zinssenkung als Sabotage bezeich- 
net worden, und auch leitende bayerische Ministertalbeamte nannten sie unverzichtbar. 


m Genehmigung der Staatsregierung 15.12.1933, ZR 17670, bestätigt durch Umschuldungsverband 19.12.1933, 
ZRa 14464, 


6 20.1.1934, ZR 11278. 


6% Der Vorgang ebd. und in ZR 11283 f. Auch gegenüber der RfA verzichtete Sch. auf Umschuldung (28.12.1933, 
ZR 11262). Zinsentlastung rund 22000 RM, vgl. Genehmigungsantrag für weitere Darlehen 21.3.1935, DS 670. 


© Etatbericht Ehrhardt 1934/35, ZRa 13671. Einzelheiten zu den Steuereingängen auch in FIN 500. 
70 7.11.1933, ZR 9042. 


?! Einzelheiten in ZR 11290 und StA 16424. Die Tabakfabrik Bernard zahlte 1934 wie schon 1932 ihre Steuern 
und Abgaben sowie die Miete für das Lagerhaus "Leerer Beutel” freiwillig im voraus und gab so der Stadt fak- 
tisch einen Überbrückungskredit (ZR 11298, vgl. auch Dank Sch. 19.1.1934, ZRa 14182). 


Genehmigungsantrag für weitere Darlehen 21.3.1935, DS 670. 
7° Vorbericht zum Nachtragsetat 1941 20.3.1942, FIN 504. 
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Nach Ablauf des Haushaltsjahrs 1933/34 zeigte die Jahresrechnung” ein unerwartet positives 
Ergebnis. Der Anteil der Wohlfahrtsausgaben an den Gesamtausgaben war von 43,8 % im 
Vorjahr auf 37,9 % gesunken. Voller Stolz verkündete Schottenheim, daß es gelungen sei, die 
damals sehr niedrig angesetzte Durchschnittszahl an Wohlfahrtserwerbslosen tatsächlich zu 
erreichen. Nur dadurch sei es möglich gewesen, "über das Jahr 1933 so hinweg zu kommen, 
wie es tatsächlich der Fall war." Dies bedeutete das stillschweigende Eingeständnis, daß 
man damals mit eigentlich unverantwortlich niedrigen Arbeitslosenzahlen operiert hatte. Ein 
geringes Minus, das 1933/34 dennoch entstanden war’®, führte der Oberbürgermeister auf die 
hinter den Erwartungen zurückgebliebenen Hilfen von außen zurück. Tatsächlich war die 
Reichshilfe für die mit Wohlfahrtsausgaben überlasteten Gemeinden gegenüber 1932/33 zwar 
gestiegen, die des Landes jedoch deutlich zurückgegangen; die Gesamtzuwendungen beliefen 
sich nur noch auf 750000 RM gegenüber 820000 RM im Vorjahr”. In der Praxis bedeutete 
dies, da vom monatlichen Finanzbedarf für jeden Regensburger Wohlfahrtserwerbslosen, 
der durchschnittlich 46,50 RM betrug, über die Hälfte, nämlich 24,86 RM, aus Reichs- und 
Landesmitteln getragen wurden”. 


Unter Einschluß des aus den Vorjahren mitgeschleppten Defizits standen den bereinigten Ge- 
samteinnahmen der Stadt Regensburg von insgesamt 7,80 Ausgaben von knapp 9,25 Millio- 
nen RM gegenüber, das Minus belief sich also nach wie vor auf fast 1,45 Millionen RM. Daß 
es nicht höher ausfiel, lag neben den genannten Erleichterungen an den gestiegenen Reichs- 
steuerüberweisungen - ein Beleg für den allmählichen Konjunkturaufschwung. 


3. Die Haushaltsentwicklung bis zum Zweiten Weltkrieg” 


Konjunkturaufschwung, Umschuldung und eine Reihe weiterer gesetzlicher Neuregelungen” 
führten in den ersten Jahren nach der nationalsozialistischen Revolution zur Konsolidierung 
der Gemeindefinanzen, wenn auch das Reich durch verschiedene Maßnahmen einen Teil der 
Mehreinkünfte in seine Kassen lenkte. 1935/36 wurden die Anteile der Kommunen an den 
Mehreinnahmen aus den Reichsüberweisungssteuern begrenzt?', der Deutsche Gemeindetag 
bezifferte die ihnen daraus entstandenen Verluste schon für 1935 auf 230 Millionen, für 1936 
auf 580 Millionen RM. Eine weitere bedeutende Änderung erfuhr das aus der Weimarer 
Zeit übernommene Steuersystem mit der aus vier Einzelgesetzen bestehenden Realsteuerre- 
form 1936°°. Sie vereinheitlichte die Realsteuern und wies sie und die Bürgersteuer ab 1938 
den Gemeinden allein zu; Grund-, Gewerbe- und Bürgersteuer wurden zu den wichtigsten 


74 Veröff. im Haushalt 1935/36. 
75 Haushaltsrede Sch. 1934, NIS 16. 


7° Sch. ging noch von 430000 RM aus, später erwies sich, daß das Defizit nur 100000 RM betrug, vgl. Notiz 
25.6.1934, DS 846. 


7° Übersicht Wohlfahrtsamt bis Juli 1935, ZR 18127. 
78 Vermerk Leiter des Wohlfahrtsamts 24.5.1934, ebd. 


7? Anhand der Haushaltspläne und des Revisionsberichts 1935-1939, PAM 534 und StA (1987) 1 blau 258 = 
4114a. Der Bericht samt Stellungnahmen der Stadt auch in StA 16786. 


Übersicht über die wichtigsten Änderungen im Finanzausgleich bei Caesar/Hansmeyer (s.Anm.2) $.838. 
8l Gesetze 26.2.1935 (RGBI I S.285) und 30.3.1936 (RGBI 1.315). 

82 Vgl. Matzerath (1970) S.354. 

#3 Schon mit Gesetz 7.3.1935 (RGB! I $.349) war die Realsteuersperre von 1933 gelockert worden. 


84 Gesetze 1.12.1936: Einführungsgesetz zu den Realsteuergesetzen (RGBI I 5.961), Gewerbesteuergesetz (RGBI I 
5.979), Grundsteuergesetz (RGB! I 8.986) und Gesetz zur Anderung der Vorschriften über die Gebäudeent- 
schuldungssteuer (RGBI I 5.992), vgl. für Bayern Ausführungs- und ÜberleitungsVO zu den Realsteuern 
4.2.1937, GYBI S.13. 


80 
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Einnahmequellen der Kommunen. Noch einschneidendere Veränderungen brachte 1938 der 
neue Finanzausgleich mit sich”. Die bisherigen, an die einzelnen Steuern gekoppelten 
Reichsüberweisungen wurden durch Zuweisungen ersetzt, die vom örtlichen Steueraufkom- 
men unabhängig waren und die unterschiedliche Steuerkraft der einzelnen Gemeinden aus- 
gleichen sollten. Kurz darauf wurden ihnen allerdings unerwartet wichtige Steuereinnahmen, 
vor allem die aus der Gemeindebiersteuer, entzogen®®. Die Kritik daran reichte bis zur Formel 
von der "kalten Ausplünderung der Gemeinden"”’, zumal diese die Verluste aus dem neuen 
Finanzausgleich nicht durch eigene Steuern oder Tariferhöhungen auffangen durften. Wie er- 
sichtlich, hatte sich also die gemeindliche Finanzpolitik an den Bedürfnissen des Reichs, 
nicht an denen der Kommunen selbst zu orientieren, wozu auch die verschärfte Staatsaufsicht 
beitrug. Allerdings zeigten sich erhebliche örtliche Unterschiede. Die Beschränkung der Fi- 
nanzhoheit führte in den meisten größeren Städten, darunter auch in Regensburg, keineswegs 
zu finanziellen Notlagen, da der Konjunkturaufschwung bedeutend gestiegene Einkünfte mit 
sich brachte. So lag die Deckungsquote der kommunalen Ausgaben durch gemeindeeigene 
Steuern ab 1937/38 reichsweit über 50 %, die Zuweisungen von Reich und Ländern verloren 
zunehmend an Bedeutung”, 


a. Die Entwicklung des ordentlichen Haushalts” 


Rechnungsjahr veranschlagte bereinigte tatsächliche bereinigte Rechnungsergebnis”! 
Einnahmen und Ausgaben Einnahmen Ausgaben 
1932 7,67 9,33 - 1,67 
1933 8,05 7,80 9,25 - 1,45 
1934 7,48 1,54 8,91 - 1,37 
1935 7,38 9,60 9,30 + 0,30% 
1936 7,51 10,41 ” 9,86 +0,55 
1937 10,45 °* 11,56 11,38 +0,18 
1938 11,58 13,84 13,41 +0,43 
1939 12,60 ” 16,75 16,42 +0,33 


VO Innen- und Finanzministerrum über Finanz- und Lastenausgleich zwischen Ländern und Gemeinden 
16.12.1937, RGBI 1S.1352, und 3.Anderungsgesetz zum Finanzausgleich 31.7.1938, RGBI 15.966. 


86 Änderungsgesetz zum Biersteuergesetz 21.12.1938, RGBl I S.1897, und Bek. 15.4.1939, GVBl S.110. Einzel- 
heiten aus städtischer Sicht in ZR 11300, 18168 und 18247, vgl. Satzung 23.10.1939 (Wbl S.99) 

Zitat aus einer Schweizer Zeitung, abgedruckt bei Matzerath (1970) S.355, vgl. den Überblick bei Cae- 
sar/Hansmeyer (s.Anm.2) S.839 f. 

88 Vgl. Matzerath (1970) S.357. 

2 Caesar/Hansmeyer (s.Anm.2) 5.866 f. 


%0 Wie Anm.79, vgl. auch StA 16424. Alle Zahlen in mio RM. Erst 1938 flossen die Fonds mit besonderer Zweck- 
bestimmung u.ä. in den ordentlichen Etat ein. 

Das jeweils im übernächsten Jahr veröff. Rechnungsergebnis beinhaltete auch das aus den Vorjahren mitgeführte 
Defizit, ist also nicht als Ergebnis der Jahresrechnung zu verstehen, 

Zum Verschwinden des Defizits s,5.278. 

Veranschlagte und tatsächliche Einnahmen bzw. Ausgaben sind hier nicht vergleichbar, da die Jahresrechnung 
im Haushalt 1938 veröff. wurde, dem neue Berechnungsgrundlagen zugrunde lagen, etwa die Einbeziehung der 
Fonds, der Betriebe etc. 

Die ungewöhnliche Steigerung durch Umstellung der Rechnungslegung ab 1938, s. vorige Anm. Nach der ur- 
sprünglichen Methode hätten sich bereinigt 8,75 mio RM ergeben. 

Hinzuzurechnen 2,04 mio RM aus.dem Nachtragsetat, der durch die Kriegsverhältnisse nötig wurde. 


94 


95 
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Aus dem Jahr für Jahr veränderten Anteil der einzelnen Verwaltungsbereiche am ordentlichen 
Gesamthaushalt läßt sich nicht auf Schwerpunkte nationalsozialistischer Kommunalpolitik in 
Regensburg schließen, denn mehrfach wanderten die Etats ganzer Geschäftsabteilungen von 
einem Verwaltungszweig zum anderen, und noch häufiger wurden einzelne Aufgaben einer 
Dienststelle entzogen und einer anderen zugewiesen”. So sind solche Schwerpunkte allen- 
falls an den außerordentlichen Haushalten ablesbar, wo die vor allem aus Darlehen, nicht aus 
den ordentlichen Einnahmen finanzierten Projekte untergebracht wurden. Immerhin gestattet 
die Übersicht über die Entwicklung des ordentlichen Haushalts einen Blick auf die wirt- 
schaftliche Erholung der Stadt in den dreißiger Jahren. 


Ungeachtet der verdeckten Geldentwertung in den späten dreißiger Jahren ergibt sich aus der 
Haushaltsentwicklung, wie sofort ersichtlich, daß ab 1934 die tatsächlichen die jeweils er- 
warteten Einnahmen und Ausgaben regelmäßig überschritten und das erdrückende Defizit aus 
der Zeit der Wirtschaftskrise schon 1935 abgebaut war. Beim Einsetzen der Hochkonjunktur 
konnten die städtischen Finanzen bereits als halbwegs saniert gelten, jedoch war dies nicht 
das alleinige Verdienst der Stadtführung, sondern in erster Linie auf den reichsweiten Wirt- 
schaftsaufschwung und den damit verbundenen Abbau der Arbeitslosigkeit - in Regensburg 
vor allem durch die Kasernenbauten - sowie auf die erfolgreiche Umwandlung der kurzfristi- 
gen Betriebskredite in langfristige Darlehen und die generelle Zinssenkung zurückzuführen. 


b. Die Entwicklung der Steuereinnahmen?” 


Rechnungsjahr Regensburg Pro-Kopf-Einnahmen (in RM) in: 
(in Mio. RM) Regensburg Würzburg Ludwigshafen 

1932 3,10 39 42 50 

1933 3,68 45 47 69 

1934 4,24 52 55 84 

1935 4,63 56 64 83 

1936 4,88 59 65 102 

1937 5,96 71 87 133 

1938 744 82 

1939 8,03 89 


Wie ersichtlich, stiegen die Regensburger Steuereinnahmen seit 1932 kontinuierlich an. Be- 
sonders auffallend ist dabei die starke Steigerung ab 1937, die auf die zunehmende Industria- 
lisierung - konkret die Ansiedlung des Flugzeugwerks - und die mit größter Vehemenz ein- 
setzende Hochkonjunktur insbesondere im Handel zurückzuführen war. Denn gerade der 
niedrige Industrialisierungsgrad hatte die Pro-Kopf-Einnahmen im bayernweiten Vergleich 


° Z.B. Anteil für "Allg. Verwaltung” 1933/34: 5,9 %, 1934/35: 6,5 %; inzwischen war die Wohnungsfürsorge dem 
Wohlfahrtsetat zugeschlagen worden, während nun "Wirtschaft und Verkehr” zur Allgemeinen Verwaltung 
zählten. 


” Die folgende Tabelle nach Revisionsbericht (s.Anm.79) 8.34. 
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deutlich hinter denen anderer Städte ähnlicher Größe zurückbleiben lassen. Allerdings zeigt 
das Beispiel Ludwigshafens, daß typische Industriestädte noch erheblich stärker vom kon- 
junkturellen Aufschwung profitierten als eher vom Handels- und Dienstleistungssektor ge- 
prägte Kommunen wie Würzburg und Regensburg. Daß schließlich die gestiegenen 
Steuereinnahmen bis 1937 vor allem auf der Steigerung der Reichssteuerüberweisungen, erst 
ab 1938 dagegen auf wachsenden Eigeneinnahmen beruhten, zeigen die folgenden beiden 
Übersichten. Ihre Ursache hatte diese Entwicklung zum einen in der Realsteuerreform, zum 
zweiten in den auch absolut gestiegenen Einkünften im Gefolge der zunehmenden Industriali- 
sierung und des explosionsartig gewachsenen Donauhandels. 


STEUEREINNAHMEN AM BEISPIEL DES HAUSHALTSJAHRES 1935°° 

Einnahmen aus den Überweisungssteuern: 
Einkommens- und Körperschaftssteuer 916000 RM 
Umsatzsteuern 303000 RM 

Einnahmen aus Gemeindesteuern und gemeindlichen Zuschlägen: 
Grund- und Haussteuer 630000 RM 
Gewerbesteuer 771000 RM 
Bürgersteuer 714000 RM 

Einnahmen aus indirekten und sonstigen Gemeindesteuern: 
Gemeindebiersteuer 545000 RM 
Wohlfahrtsabgabe 88000 RM 
Zuschlag zur Grunderwerbssteuer 85000 RM 
Filialsteuer 77000 RM 
Vergnügungssteuer 70000 RM 
Hundeabgabe 34000 RM 
Warenhaussteuer 33000 RM 
Wertzuwachssteuer 32000 RM 
Grundwertabgabe 28000 RM 
Pflasterzoll 27000 RM 
Getränkesteuer 22000 RM 


98 Schematische Übersicht in ZRa 13745. Es handelte sich um die tatsächlichen, nicht die im Haushalt veran- 


schlagten Einnahmen (Gesamtsumme: 4,37 mio RM). 


267 


DIE ZUSAMMENSETZUNG DER STEUEREINNAHMEN (in mio RM)” 

Reichssteuerüberweisungen Eigene Steuereinnahmen 
absolut Entwicklungskurve absolut Entwicklungskurve 

1932 0,62 100 2,48 100 

1933 0,81 130 2,88 116 

1934 1,29 208 2,95 119 

1935 1,22 197 3,41 138 

1936 1,43 230 3,46 140 

1937 1,45 233 4,52 182 

1938 1,15 185 6,29 254 

1939 1,18 189 6,86 277 


c. Die Vermögensentwicklung 


Das städtische und das Stiftungsvermögen war letztmals im Jahr 1930 neu bewertet worden. 
Dabei bildete man einen Verkehrswert für die einzelnen städtischen Besitztümer, der nicht 
ständig aktualisiert wurde. Vielmehr waren, ausgehend vom Anschaffungswert, nur Ab- 
schreibungen bei den einzelnen Vermögensgegenständen zulässig, die sich, wie 1936 in der 
Rücklagen-Verordnung festgelegt (s.u.), mit der Zuführung zur Erneuerungsrücklage zu dec- 
ken hatten. Insgesamt entwickelte sich das städtische Vermögen folgendermaßen (alle Zahlen 
in Millionen RM): 


1935 1936 1937 1938 1939 


Rentierendes Vermögen 34,1 34,0 36,1 42,4 42,3 
Nichtrentierend 10,7 16,3 18,7 19,7 21,8 
Rücklagen - - - 1,9 1,9 
Summe = Gesamtvermögen 44,8 50,3 54,7 640 660 
bzw. ohne Stadtwerke 35,6 All 47,3 51,4 53,1 


Unabhängig von den Abweichungen zwischen den vorliegenden Unterlagen läßt sich fest- 
stellen, daß das städtische Vermögen vor allem in den späten dreißiger Jahren bedeutend zu- 
genommen hat, während die Verschuldung, wie noch zu zeigen ist, bei weitem nicht im glei- 
chen Ausmaß stieg. 


9 Revisionsbericht (s.Anm.79) 8.55. 


100 Zahlen nach Revisionsbericht 1941, PAM 534, S.74. Teils erhebliche Abweichungen in ZR 11310 f., 11316, 
ZRa 13261, 13671, 13757, ZR 16571, FIN 500, 504, DS 546, 550, 670, NIS 16 und StA 16424. 
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Rücklagenbildung'” 


Aufgrund der Rücklagenverordnung von 1936” waren alle Kommunen verpflichtet, für eine 
Reihe von Zwecken Rücklagen anzusammeln, deren Höhe vorgeschrieben war. Vor 1936 
wäre es undenkbar gewesen, Mittel für die Rücklagenbildung in die städtischen Etats einzu- 
stellen, nachdem zuerst die Fehlbeträge aus den Vorjahren weggefertigt werden mußten. So 
gelang es erst 1937, Rücklagen zu bilden, insbesondere dank des günstigen Rechnungsergeb- 
nisses 1936. Bis 1940 kam die Stadt Regensburg ihrer Verpflichtung in folgendem Umfang 


nach!®: 
Art der Rücklage: Soll {RM) 
Betriebsmittelrücklage!” 384000 
Allgemeine Ausgleichsrücklage'” 276000 


Allgemeine Erneuerungsrücklage --- 
Erweiterungsrücklagen --- 
Sonderrücklagen sn 
Andere Rücklagen Ean 


Ist (RM) 


387000 
282000 
192000 
278000 
785000 

15000 


Wie ersichtlich, waren also - in Form von Sparguthaben und Wertpapieren - die für die ersten 
beiden Rücklagenarten gesetzlich vorgeschriebenen Mindestbeträge korrekt angesammelt 


worden. 

Grundbesitz 
STÄDTISCHER GRUNDBESITZ (in ha)'® 1936 1937 1938 
Bau-, Industrie- und Siedlungsgelände 183 183 207 
Landwirtschaft 179 179 298 
Forstwirtschaft 85 85 210 
Unrentierlich 173 260 18] 
Summe: 620 707 896 


102 55.1936, RGB] I 8.435. 
103 Revisionsbericht (s.Anm.79) 5.68 f. 


5 % des Steueraufkommens nach dem Durchschnitt der letzten 5 Jahre. 


5 % des ordentlichen Einnahmesolls nach dem Durchschnitt der letzten 5 Jahre. 


Zur Rücklagenpolitik als Instrument der Reichsregierung vgl. Matzerath (1970) S.157 und S.363 ff, 


106 Haushaltsberichte Sailer 1936 und 1938 (NIS 16 bzw. DS 546), Bericht über Haushaltsvorberatung 3.3.1937 (DS 


546), Haushaltsbericht Sch. 19.10.1938, FIN 504. 
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Dem Grundbesitz kam innerhalb des städtischen Gesamtvermögens besondere Bedeutung zu. 
Das Bereitstellen von Gelände war Voraussetzung für viele Großprojekte, die in den dreißiger 
Jahren nicht nur von der Stadt, sondern auch von Dritten durchgeführt wurden, sei es im 
Siediungs-, Wohnungs- und Industriebau, bei der Erstellung von Beiriebsanlagen der Reichs- 
bahn oder den Kasernenbauten der Wehrmacht. Hier kamen auch die Prioritäten kommunaler 
Strukturpolitik zum Ausdruck: Wollte man die Industrialisierung fördern, mußte man sich 
bemühen, baureifes Gelände für Betriebsansiedlungen anzubieten, es also durch Versor- 
gungsleitungen, Gleisanschluß, Verkehrsanbindung etc. entsprechend verwertbar zu machen. 
Nachdem jedoch die Wohnungsnot neben der Arbeitslosigkeit das Hauptproblem darstellte, 
mußte die Stadt auch für Wohnbau- und Siedlungszwecke ausgedehnte Grundstücke erwer- 
ben und sie den jeweiligen Bauträgern, also Privatleuten, Genossenschaften und Baugesell- 
schaften einschließlich der stadteigenen Stadtbau GmbH, zu günstigen Bedingungen zur Ver- 
fügung stellen. 


Angesichts dieser beiden Hauptaufgaben - Industrieansiedlung und Wohnraumbeschaffung - 
erwies es sich als äußerst hinderlich, daß sich der Grundbesitz in Regensburg schon seit dem 
frühen 19.Jahrhundert zum überwiegenden Teil auf wenige Großgrundbesitzer verteilte, 
nämlich das Fürstliche Haus Thurn und Taxis'”, die Erbengemeinschaft Kirsch-Puricelli und 
die großen, nur zum Teil unter städtischer Verwaltung stehenden konfessionellen Stiftungen, 
darunter vor allem die Evangelische Wohltätigkeits-, die katholische Bruderhaus-, die 
St.Katharinenspital-Stiftung und das Kollegiatstift zur Alten Kapelle. Mit ihnen mußte die 
Stadtverwaltung, die selbst über vergleichsweise geringen Grundbesitz verfügte - von 1933 
bis 1937 wuchs er nur von 640 auf 710 ha -, bei allen größeren Projekten zusammenarbei- 
ten, für die man Gelände benötigte. 


Mit der Standortentscheidung des Flugzeugwerks im Jahr 1936, also durch den großen Flä- 
chenbedarf dieses Betriebs, aber auch infolge der weitreichenden Baubeschränkungen, die 
der Flughafenbetrieb erforderlich machte, ging ausgedehntes Gelände verloren, das langfri- 
stig als Siedlungsgebiet vorgesehen war. Auch dieser Umstand trug, wie bereits beschrieben, 
zu den Eingemeindungen des Jahres 1938 und den Expansionsplänen der folgenden Jahre bei. 
Darüber hinaus mußte eine vorausplanende Verwaltung Grund "auf Vorrat" erwerben, was 
die Stadtverwaltung vor allem bei zwei großen Ankäufen im Jahr 1937 getan hat: dem des 
Schlosses Regendorf und dem des Guts Königswiesen. Dadurch und durch den Übergang der 
Grundstücke auf die Stadt, die den eingemeindeten Vororten gehört hatten, konnte der städti- 
sche Eigenbesitz auf fast 900 ha erweitert werden'™, obwohl man gleichzeitig ausgedehnte 


Flächen für die oben genannten Zwecke abgab oder selbst nutzte". 


Exkurs: Die Erwerbungen des Schlosses Regendorf und des Guts Königswiesen 


Bei Schottenheims Amtsantritt stand für Regensburger Schüler nur das im gerade auslaufen- 
den Schuljahr eingerichtete Schullandheim Maibrunn im Bayerischen Wald zur Verfügung, 


107 Lt. Rentkammer an Stadt (4.5.1942, DS 826) gab sie bis 1942 rund 1000 ha Gelände für öffentliche Zwecke ab, 
v.a. den Flugplatz, die Kasernen, Bahnanlagen und Siedlungen. Allein seit Kriegsbeginn soll es sich um Grund- 
stücke im Wert von 1 mio RM gehandelt haben. 

108 Liste größerer Erwerbungen seit 1921 bei Schmetzer 8.92 f. Tabellen Lieg. zum Immobilienhandel 1932-1938 in 
DS 942: Erwerbung von 41 Häusern und 359 Grundstücken für 3,1 mio RM, Verkauf von 25 Häusern und 620 
Grundstücken für 1,9 mio RM. Erwerbungen: 357,6 ha, abgegebene Flächen: 184,1 ha. 

193 Vgl. die in Anm.108 genannten Quellen. Listen der städt. Wohnhäuser ab 1933 in VSA 11, aus den Kriegsjahren 
auch in FIN 502; vgl. Sch. an Reg. wohl 1938 (PAM 517): Verwaltung von 780 Gebäuden, 170 ha verpachteten 
Grundstücken, 231 ha landw. genutztem Gelände in 5 Gütern und 240 ha Stadtwald durch die Lieg. 


um Ergebnisse der Bodennutzungserhebungen 1937/1938 in ZR 11106 bzw. 11107 a. 
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das einzige seiner Art in der Oberpfalz. Um den von ihm nachdrücklich begrüßten Gedanken 
der mehrwöchigen Landverschickung von Schulkindern zu fördern, unterstützte der Oberbür- 
germeister die Pläne des NS-Lehrerbunds, in der Klosterburg Kastl bei Amberg ein weiteres 
solches Heim einzurichten. Anfang 1935 mietete der Lehrerbund Teile des Burgkomplexes 
vom Land Bayern, während die Stadt die Trägerschaft für das neue Landheim übernahm. 
Schon im Frühjahr dieses Jahres wurde Kastl mit Regensburger Schulklassen belegt, in den 
Ferien diente das Heim HJ- und BdM-Gruppen als Quartier. Anfang 1936 mußte man dage- 
gen Maibrunn räumen; dafür kam es zum weiteren Ausbau des Heims in Kastl. Allerdings er- 
gaben sich bald Spannungen mit dem weiblichen Arbeitsdienst, der hier ebenfalls ein Lager 
unterhielt. So lag der Gedanke nahe, endlich in einem stadieigenen Gebäude ein Schulland- 
heim einzurichten'!''. Die Gelegenheit hierzu ergab sich bei der Erwerbung des Schlosses Re- 
gendorf, die sich in den Jahren 1937 und 1938 in mehreren Etappen vollzog. Eigentümerin 
des Schlosses mit seinem ausgedehnten Gutsbesitz war die "Bayerische Bauernsiedlung 
GmbH" (München), die es im Zuge der Zwangsversteigerung von Baron Georg von Harnier 
erworben hatte!'?, 


Ende 1936 erwarb die Stadt im Zusammenhang mit der Erschließung des neuen Quellgebiets 
für das Wasserwerk erstmals ausgedehnte Waldungen im Gemeindebereich von Zeitlarn von 
der "Bauernsiedlung"''*. Im Mai 1937 schloß sich der Ankauf des sogenannten "Lauber 
Wäldchens” an!'*, Bei diesen Geschäften hatte man so gute Erfahrungen miteinander ge- 
macht, daß sich die Siedlungsgesellschaft, als sie auch ihr Schloßgut Regendorf abstoßen 
wollte, erneut an die Stadt Regensburg wandte. Schottenheim beauftragte sofort das Bauamt, 
eine künftige Nutzung des Schlosses als Schullandheim zu prüfen, und nach wenigen Tagen 
entschloß er sich zum Kauf''. Das Gartenamt mußte gemeinsam mit Kämmerei und Bauamt 
einen Nutzungsplan für das Gut entwerfen und ergriff die Gelegenheit, sich selbst ausge- 
dehnte Gärtnereianlagen samt einer Baumschule zu sichern. Bis zum Herbst 1937 setzte man 
das Schloß selbst instand''®, und während es schon als Schullandheim benutzt wurde, räumten 
Baron von Harnier und seine Familie das Schloß''’. Ende 1937 erwarb die Stadt weitere zum 
Gut gehörige Anlagen von der "Bauernsiedlung"''*, im Sommer 1938 den gesamten restli- 
chen Gutsbesitz'!’”, Weitere Um- und Ausbauten am Schloß selbst zogen sich noch bis zum 
Herbst 1938 hin, dann konnte Schottenheim das neue Schullandheim feierlich einweihen'”, 
Im folgenden Frühjahr und Sommer betrieb man es sogar im Zweiklassenbetrieb'*'; insge- 
samt hatte die Stadt bis dahin 180000 RM für alle Erwerbungen aufgewendet'”, 


II! Einzelheiten in ZRa 12390 a, ZR 11318 und DS 685, vgl. auch HA-Prot. 7.5.1935. 

Kurze Geschichte des Schlosses, das bis 1916 den Grafen Faber-Castell gehört hatte, in ZRa 14428. Vgl. zu 

Rechtsanwalt Dr. Adolf v. Harnier, Kopf einer monarchist. Widerstandsgruppe und Sohn des Besitzers von 

Schloß Regendorf, der dort bis 1936 lebte, Bretschneider 8.133. 

IR Vertrag 15.12.1936, ZRa 14428; es ging um rund 80 ha Gelände. 

Vertrag 7.5.1937, ebd.; diesmal erwarb man 21,5 ha Wald und Felder von der "Bauernsiedlung'. 

15 Rh-Prot. 21.6.1937, Vermerk H. 16.6. und Entschließung Sch. 29.6.1937, ZRa 14428. Ebd. Kaufvertrag 

1.7.1937, wonach die Stadt für 46000 RM das Schloß samt 10,4 ha Grund erwarb; zur Verpflichtung, die Kapelle 

in Regendorf zu unterhalten: ZRa 12333. 

an Vgl. Mb Gartenamt DS 545 und 672; der Aufwand betrug 15000 RM, vgl. Rechnungsabschluß Sailer 

29.11.1937, FIN 500. 

117 Die Einzelheiten in ZRa 14428. 

118 Vertrag 29.12.1937 ebd., auch belegt in HM 1378. 

119 Notiz Sch. 13.6.1938, DS 700, und Rh-Prot. 17.6.1938, Kaufvertrag 13.7.1938 in ZRa 14428 und belegt in HM 
1378. Es ging um 51,1 ha für 70000 RM. Vgl. zur Begründung Sch.s undatierten Rechenschaftsbericht, vermut- 
lich für die Rh-Sitzung, ebd. 

120 Seine Ansprache 16.9.1938 in DS 685 und NIS 16, vgl. Mb Bauamt DS 685 und BOm 1.4.1938. 

= Vgl. Ib. 1938 und 1939, ZR 11318, ZRa 12390 a und DS 685. 

““ Entschließung Sch. 18.9.1940 und Nachtragsurkunde 25.2.1941, ZRa 14428. Hier und in DS 798 weitere Einzel- 

heiten und kleinere Arrondierungsgeschäfte, vgl. auch ZRa 14369 und Rh-Prot. 7.6.1939. 


271 


Seit dem Kriegsbeginn nutzte die NSV das Heim in Kastl als Quartier zunächst für Flücht- 
linge aus den Westgebieten, später für Volksdeutsche aus Bessarabien'”, während in Regen- 
dorf eın Hilfslazarett eingerichtet wurde. Zu Pfingsten 1940 nahm die NSV das Regendorfer 
Schloß für die Kinderlandverschickung in Anspruch, und im Herbst dieses Jahres wurden 
dort Soldaten einquartiert'”“. Nur noch in den wenigen Monaten zwischen den jeweiligen 
Fremdnutzungen konnten einige Schulklassen aus Regensburg die beiden Heime belegen; im 
Herbst 1941 wurden sie durch Beschlagnahmeverfügungen der Wehrmacht der Stadt auf 
Kriegsdauer entzogen'?°, 1942 verpachteie sie den Regendorfer Gutsbesitz'*. 


Das Gut Königswiesen mit seinem ausgedehnten Grundbesitz von fast 150 ha!” - mehr, als 
die gesamte Regensburger Altstadt umfaßte - gehörte seit dem Jahr 1900 dem Freiherrn von 
Zuylen, dessen Alleinerbin Esther mit dem Diplomlandwirt Georg Lanz verheiratet war. 
Schon Ende 1936 scheint es erste Gespräche mit der Stadtverwaltung über einen Verkauf des 
Guts gegeben zu haben'*, und im Herbst des folgenden Jahres wandte sich Lanz erneut an 
die Stadt mit der Frage, ob im Zusammenhang mit der Errichtung der Siedlung Göring-Heim 
Interesse an Teilen seines Besitzes bestehe!””. Zwar verfügte die Trägerin der Siedlung, die 
"Bayerische Heimstätte”, selbst über genügend Erweiterungsgelände, doch bot Lanz der Stadt 
trotzdem sein gesamtes Gut zum Kauf an, da er sich in Oberbayern niederlassen wollte. Als 
Kaufpreis forderte er 880000 RM und bestand auf schnellen Ergebnissen, da sich auch ein 
Großindustrieller für das Objekt interessiere'°"; allerdings gab es auch Gerüchte über nichtari- 
sche Vorfahren in der Ahnenreihe der Adelsfamilie. Jedenfalls wurde nun zügig verhandelt, 
was die Stadtspitze trotz des hohen Preises mit dem überragenden Interesse an künftigem 
Wohn- und Siedlungsgelände rechtfertigte; erstmals seit Jahrzehnten biete sich hier die Gele- 
genheit, auf einen Schlag ein großes, zusammenhängendes und noch dazu stadtnahes Gelände 


zu erwerben". 


Offenbar gelang es Herrmann, das große Interesse der Stadtverwaltung geschickt zu verber- 
gen, denn er konnte den Kaufpreis noch auf 815000 RM drücken - eine Summe, die dennoch 
nicht allein aus dem städtischen Grundstücksfond zu beschaffen war, nachdem dieser 
zugleich durch die Erwerbung des Schlosses Regendorf und die Erweiterung der Schotten- 
heim-Siedlung belastet war. So erwarb Ende 1937 die städtisch verwaltete Katholische Bru- 
derhaus-Stiftung mit den Erlösen aus ihren Grundstücksverkäufen für das Göringheim einen 
Teil des Gutsbesitzes'””, so daß die Stadt selbst für den Rest nur noch 560000 RM aufbringen 
mußte'*”. Georg Lanz hatte unmittelbar zuvor das Schloßgut Lichtenau bei Miesbach erwor- 
ben. 


123 Beschlagnahmeverf. Landrat von Neumarkt 21.9.1940, ZRa 12390 a. 


124 Vgl. GesA an Hilfskrankenhaus Regendorf 5.9.1939, ZR 11318, sowie Jb Schullandheime 1940, ebd. und ZRa 
12390 a. 


Vermerk 17.3.1942, ZRa 12390 a, vgl. auch Klitta $.7: Einquartierung von 100 aus Westfalen evakuierten Mäd- 
chen in Regendorf kurz vor Kriegsende. 


126 Rn-Prot. 8.5. und 3.9.1942. 

127 Vgl. Bericht der Lieg. 10.2.1938, DS 849, mit Plänen. 

> Vgl. Notiz Sch. 8.12.1936, DS 851, wie ein Erwerb finanziert werden könne. 

122 18.9.1937, ZRa 14310. 

130 Vermerk H. 18.9.1937, Verkaufsangebot 3.11.1937, ebd., und Notiz Sch. vom gleichen Tag, DS 851. 

Rh-Prot. 12.11.1937, vgl. auch Notizen Sch. zum Fortgang der Verhandlungen, DS 851, Sch. an Bezirksamt 

25.11.1937, ZRa 14310, und seinen Artikel in BA und BOm 13.12.1937. 

“ Anfang 1940, als sich im Grundstücksfond genug Geld angesammelt hatte, gab die Stiftung das Gelände an die 
Stadt ab, die Erweiterungsflächen für die Kleingartenanlage "Land in Sonne” benötigte, vgl. Liste Grundge- 
schäfte DS 798, ZR 15213 und Rh-Prot. 15.3.1940. 

13 Kauf 24.11.1937, vgl. ZRa 14310, vgl. auch Bericht Sailer 29.11.1937, FIN 500, wonach aus dem Etatüberschuß 

1936 150000 RM für den Kauf bereitstanden. Bestandteil des Kaufvertrags auch das Wohnrecht der Freiin von 
Zuylen und die Erhaltung der Kapelle samt Familiengruft. 
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Der Ankauf des Guts Königswiesen mit dem großen Wohnhaus samt Nebengebäuden und ei- 
ner Brennerei!” bedeutete einen wichtigen Schritt zur Erweiterung des stadteigenen Gelän- 
des, obwohl die erworbenen Flächen größtenteils auf dem Gebiet der Gemeinde Dechbetten, 
also bis zu deren Eingemeindung 1933 außerhalb des Stadtgebiets lagen. Allerdings war von 
Wohnbauten zunächst keine Rede mehr. Vielmehr verkündete Schottenheim, die Stadt werde 
das Gut selbst bewirtschaften und auch der NSV bei der Einrichtung einer Schweinemästerei 
zur Seite stehen'”. Schließlich entschied man sich dann doch für die Verpachtung, die der 
Stadt viele Sorgen abnahm'”; den Zuschlag erhielt Anton Koch, bereits Gutspächter in Nie- 
dertraubling'”’. Der ausgedehnte, allerdings verwahrloste Park mit seinem wertvollen, unter 
Naturschutz stehenden Baumbestand!” wurde sofort der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. 
Seine Pflege übernahm der Gärtnereibetrieb des Ratsherren Hans Wartner, nachdem das 
Stadtgartenamt hierzu aus Personalnot nicht in der Lage war'”, Auch für die Freiin von Zuy- 
len wurde umgehend gesorgt'*. Schließlich profitierte nicht nur die NSV mit ihrer Schwei- 
nemästerei, sondern auch die Kreisleitung der NSDAP von der Neuerwerbung der Stadt; 
1940 mietete sie als Ersatz für ihre aufgelassene Kreisschule am Unteren Wöhrd einige der 
Gutsgebäude und richtete im "großen Parkhaus” ein neues Kreisschulungslager ein'*'. Gegen 
Kriegsende muß in dem Gebäude Munition produziert worden sein!“ - vielleicht die Ursache 
für die schweren Bombardierungen, denen das Gut ausgesetzt war. Beim Luftangriff vom 
13.März 1945 erlitt es derart schwere Treffer, daß Pächter Koch später von Totalschaden 
sprach; 1000 Bombentrichter seien zu beseitigen gewesen, ein Drittel des lebenden, das ge- 


samte tote Inventar und sämtliche Vorräte vernichtet worden'*. 


d. Außerordentliche Etats und Schuldenentwicklung'* 


Manche Leistungen der Stadt, die man nicht unbedingt der Öffentlichkeit zur Kenntnis geben 
wollte, verschwanden auch im Dritten Reich verdeckt unter unverdächtigen Haushaltsposten. 
So ist für die Ausgaben der Kommunen zugunsten der Reichswehr während der Phase der 
geheimen Wiederaufrüstung belegt, daß Tarnbezeichnungen verwendet wurden, die den 
tatsächlichen Zweck der Zahlung verschleierten. Schwerpunkte der Kommunalpolitik, die 
dagegen als besondere Leistungen propagandistisch verwertbar waren, fanden sich sehr häu- 
fig in den außerordentlichen Etats, denn dabei handelte es sich zumeist um aufwendigere 
Projekte, die nicht aus den ordentlichen Einnahmen, sondern aus Darlehen, bei Grund- 


1% Tnventarlisten in DS 546 und aus der Nachkriegszeit DS 852. 


05 BA und BOm 13.12.1937. 

13° Notiz Sch. 24.12.1937, DS 851. 

137 Rh-Prot. 21.1. und 4.2.1938, Abschrift des Pachtvertrags (12.2.1938) in DS 852. Weitere Einzelheiten in DS 

778. 

Verzeichnis schützenswerter Naturdenkmäler, Wbt 8.10.1938. 

139 Vgl. Mb Gartenamt 29.7. und 28.8.1939, DS 667. Wartner erwarb 1942 selbst ein Grundstück aus dem Gutsbe- 
sitz, vgl. ZR 16098. 

si Vgl. Dankschreiben Familie Lanz nach dem Tod der Freiin 1942, ZR 14310. 

141 Le. Sch. vor den Ratsherren 20.7.1939 war die "Kreisschulungsburg“ der NSDAP in Bau (ZR 11243, vgl. auch 

Rh-Prot. 5.5.1939). Mietvertrag 7./17.2.1940 samt Plänen in ZR 11200. In ZR 14310 und DS 850 Näheres zur 

Kreisschule, die Anfang 1942 auch als Flak-Unterkunft diente. 

Vgl. undatierte Notiz, DS 759: Eignung der Kreisschule für HJ-Wehrertüchtigungslager, sofern die Munitionsfa- 

brik in die Ford-Werkstätten verlagert würden. Undatierte Liste (wohl Ende 1944) in WSt 4: "Kreisschule 

(Infanterie-Munition)"; als Erweiterungsräume waren offenbar die Neuhaussäle vorgesehen. 

14 14.1.1950 an OB Zitzler, DS 852. 

14 Darlehensbestimmungen ab 1929 in ZRa 13706. Darlehen 1933-1935 tabellarisch in FIN 500, Tilgungspläne in 
FIN 507. Zu den Genehmigungen: StA 16425. Selbst hier gibt es Ungereimtheiten zwischen den Zahlenangaben 
von Kreis- und Staatsregierung, Statistischem Reichsamt und Stadt. 


138 


142 
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stückserwerbungen auch aus den Erlösen von Grundverkäufen finanziert wurden. Der Schul- 
dendienst wurde jeweils aus erhöhten Gebühreneinnahmen bzw. Mieten sowie aus Mitteln 
des ordentlichen Haushalts aufgebracht. 


GEPLANTE FINANZIERUNG DER AUSSERORDENTLICHEN ETATS '# 


1935 1936 1937 


aus Darlehen 1,95 1,20 2,67 
aus Rücklagen = a. ee 


aus sonstigen Eigenmitteln -- 0,10 0,30 


Nicht alle angestrebten Darlehen wurden allerdings tatsächlich aufgenommen und verbraucht. 
1936 nahm man statt der geplanten 1,2 Millionen RM nur knapp 610000 RM auf, davon 
350000 RM für den Brücken-, 180000 RM für den Siedlungs- und den Volkswohnungsbau, 
knapp 70000 RM für die Erschließung des Kasernengeländes und 10000 RM für die Schul- 
hauserweiterung in der Schottenheim-Siedlung. Die für die Investitionen der Stadtwerke vor- 
gesehenen Darlehen konnten auf dem Kapitalmarkt nicht beschafft werden, so daß die ent- 
sprechenden Pläne, soweit überhaupt verwirklicht, aus den Betriebsüberschüssen finanziert 
werden mußten. Auch der außerordentliche Etat 1937 schloß mit nur 1,48 statt 2,97 Millionen 
RM ab, vor allem weil der Stadt die Darlehensgenehmigung für die Erweiterung der beiden 
Siedlungsschulen versagt wurde. Die tatsächlich abgerufenen Darlehen dienten überwiegend 
dem Brückenbau, der Rest dem Siedlungs- und Volkswohnungs-, dem Kanalbau und den Er- 
weiterungsmaßnahmen des Wasserwerks. Auch 1938 und 1939 blieb die tatsächliche Darle- 
hensaufnahme (1,05 bzw. 2,40 Millionen RM) deutlich hinter der geplanten Neuverschuldung 
(2,51 bzw. 3,20 Millionen RM) zurück, da erneut wichtigen Projekten, vor allem der Erweite- 
rung der städtischen Wasserversorgung, die Genehmigung nicht erteilt worden war. Stattdes- 
sen verwendete man die Gelder 1939 vor allem zur Erwerbung des Neuen Rathauses von der 
städtischen Sparkasse, zur Übernahme des Instituts der Englischen Fräulein auf die Stadt, für 
den Kleinwohnungs- und den Schulhausbau. 


SCHULDENENTWICKLUNG'* 


Gesamtschulden 
einschl.Stadtwerke 24,36 24,35 24,67 25,88 25,41 
ohne Stadtwerke 18,89 18,97 20,90 20,60 20,01 


Zinsen 1,19 1,18 1,12 1,08 1,09 
Tilgung 0,69 0,62 0,87 0,94 0,80 
Schuldendienst zusammen 1,88 1,80 1,99 2,02 1,88 


Schuldendienst in % des Steueraufkommens 40,59 36,92 33,43 27,15 23,29 


145° In mio RM, nach Revisionsbericht (s.Anm.79), 

146 Revisionsbericht (s.Anm.79) S. 64 und 76, alle Zahlen in mio RM. Teils Abweichungen in ZR 11253, 11310 f., 
11316, ZRa 13671, 13757, ZR 15465, 16571, NIS 16, FIN 500, 504, DS 546, 550, 670, PAM 534 und StA 
16424, 
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Verfolgt man die außerordentlichen Etats über die Jahre hinweg, so lagen die Schwerpunkte, 
für die eine Neuverschuldung der Stadtspitze gerechtfertigt erschien, in den Bereichen: Aus- 
bau der Anlagen und Einrichtungen der Stadtwerke, Wohnungs- und Siedlungs-, Schulhaus-, 


Brückenbau und Kanalisation”. 


Auch hier ergab sich ein äußerst positives Fazit: Der Schuldenstand Regensburgs erhöhte sich 
trotz des starken Wachstums der Stadt die ganzen dreißiger Jahre hindurch erstaunlich wenig, 
die Pro-Kopf-Verschuldung sank folglich sogar deutlich. Machte der Schuldendienst 1935 
noch über 40 % des Steueraufkommens auf, so sank dieser Anteil bis 1939 auf 23 %, so daß 
das Verhältnis zwischen Steuerkraft und Schuldendienst als günstig zu bezeichnen war. Zin- 
sen und Tilgung lagen im vertretbaren, teils im deutlich unterdurchschnittlichen Rahmen, 
wobei sich das Verhältnis von Tilgungs- zu Zinsleistung pro Einwohner sogar ausgesprochen 
günstig entwickelte: Der Zinsaufwand sank, der für Tilgungen stieg, worin sich das 
"Bestreben der Stadt nach einer verstärkten Schuldentilgung ausdrückt"'**. 


e. Reinvermögen 


Nachdem das buchmäßige Vermögen im Zeitraum 1933-1939 eine starke Steigerung aufwies, 
die Verschuldung dagegen nur langsam wuchs, stieg auch das Reinvermögen der Stadt be- 
trächtlich'*®: 


1935 20,4 Millionen RM 
1936 PAR " 
1937 30,1 k 
1938 38,1 " 
1939 40,5 © 


Allerdings zeigen die Quellen erneut starke Abweichungen. Möglicherweise lassen sie sich 
auf die Um- bzw. Neubewertung des städtischen Grundbesitzes an Straßen und Plätzen sowie 
des Vermögens der Stadtwerke in der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre zurückführen. Nach 
Abzug dieser Neubewertungsposten soll das städtische Reinvermögen in den Jahren 1935- 
1939 nicht um gut 20, sondern insgesamt um 14,1 Millionen RM gewachsen sein, davon 6,94 


Millionen RM rentierliche und 8,17 Millionen RM unrentierliche Vermögenswerte'”, 


147 Vgl. die a.o. Etats (abgedruckt in den Haushalten), vgl. auch Haushaltsberichte Seh., Ehrhardt und Sailer (NIS 
16, ZRa 13671, FIN 500) sowie Revisionsbericht (s.Anm.79). Für das Brückenprojekt wurde 1935 ein Nach- 
trags- zum a.o. Haushalt von 1,5 mio RM erforderlich, 

148 Revisionsbericht (s.Anm.79) S.64. 

14 Ebd. S.77. Starke Abweichungen in undatierter "Übersicht über den Vermögens- und Schuldenstand” (wohl 
1944), DS 550. Die dort genannten Zahlen für 1934 und 1935 auch im Etatbericht Ehrhardt 6.2.1935 (ZRa 
13671). i 

150 Revisionsbericht (s.Anm.79) S.75. 
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f. Zusammenfassung 


Insgesamt entwickelte sich das Finanzwesen der Stadt Regensburg - parallel zum Rückgang 
der Zahl der Wohlfahrtserwerbslosen - in der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre sehr zum Po- 
sitiven. Noch 1935 mußte zwar ein Fehlbetrag aus den Vorjahren in Höhe von 1,04 Millionen 
RM übernommen und abgedeckt werden, doch ohne diese Belastung wäre die Kassenlage 
schon zu diesem Zeitpunkt als gesund zu bezeichnen gewesen. In den folgenden Jahren nahm 
der Aufwärtstrend schnell zu. Schon 1936 erzielte die Stadtverwaltung einen betriebswirt- 
schaftlichen Überschuß von 1,47 Millionen RM, 1937 stieg er auf 2,04, 1938 auf 2,43 und 
1939 sogar auf 2,81 Millionen RM'°'. Verursacht war diese Entwicklung vor allem durch die 
stark gestiegenen Einnahmen, die die ebenfalls kontinuierlich wachsenden Ausgaben jeweils 
deutlich überschritten. Und auf der Einnahmenseite waren es wiederum vor allem die Steu- 
ern, die zu dieser positiven Bilanz beitrugen, während die Überschüsse aus den Betrieben - 
sie benötigten ihre Gewinne für eigene Investitionen - sowie die externen Überweisungen 
eine rückläufige Tendenz aufwiesen. 


Allerdings ist zu bedenken, daß in den Haushaltsplänen dringend erwünschte und auch ei- 
gentlich unabweisbare Ausgaben dann nicht auftauchten, wenn man sie nicht für finanzierbar 
hielt. Die positiven Rechnungsergebnisse sagen also nichts darüber aus, inwieweit solche 
Projekte zurückgestellt und erst später oder - wie der jahrelang geplante Neubau eines Alten- 
heims - überhaupt nicht mehr in Angriff genommen wurden. Dies ermöglicht erst ein Blick 
auf die Etats der einzelnen Rechnungsjahre. 


4. Die einzelnen Haushaltsjahre 


Mit leichter Verspätung lag der Haushalt 1934/35'°” vor, da man ihn auf das vom Deutschen 
Gemeindetag vorgeschlagene, reichseinheitliche Muster umstellen wollte'””. Auch diesmal 
galt das Hauptaugenmerk noch den Wohlfahrtslasten, denen allerdings kein eigener Rahmen- 
haushalt mehr gewidmet werden mußte. War man im Vorjahr noch von 3000 Wohlfahrtser- 
werbslosen im Jahresdurchschnitt ausgegangen, so setzte der Finanzreferent diese Zahl für 
1934 bereits mit nur noch 2400 an, was ihm den Abgleich bedeutend erleichterte. Und auch 
im erhöhten Ansatz für die Einnahmen aus der Gewerbesteuer spiegelte sich Ehrhardts Ver- 
trauen in die Aufwärtsentwicklung der Wirtschaft’. Erneut mußte er allerdings den städti- 
schen Werken Ablieferungen von 1 Million RM zumuten, was deren Investitionsfähigkeit in 
fast schon unzumutbarer Weise beschränkte und keinesfalls zum Dauerzustand werden sollte. 
An Steuer- und Gebührensenkungen war jedenfalls noch nicht zu denken. 


Der zweite Schwerpunkt des Etats lag im - letztlich vergeblichen - Kampf gegen die Woh- 
nungsnot, konkret auf der Siedlungstätigkeit im "Schottenheim" und dem Bau von Obdachlo- 
sen-Baracken am Sandberg; versäumt wurde der Neubau der eigentlich erforderlichen Miet- 
häuser. Zudem wollte die Stadt ausgedehnte Grundstücke erwerben, die Pestalozzischule, das 


151 

” Ebd. 5.52. 

152 Vgl. Haushalt, Jahresrechnung (abgedruckt im Etat 1936), Etatrede Sch. (NIS 16 und ZRa 13671) sowie Erläute- 
rungen Ehrhardt, ZRa 13671. 

Ende 1933 hatte die Landesregierung angeordnet, endlich den Etat vor Beginn des neuen Rechnungsjahrs zu ver- 
abschieden, vgl. Verf. Sch. 7.12.1933, ZR 9042 (verkürzte Termine zur Bedarfsanmeidung). Vgl. auch Notizen 
Sch. 26.1., 8. und 15.2.1934, DS 846. 


15% Vgl. seinen Haushaltsbericht 1934, ZRa 13671. 


153 
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Familienbad an der Schillerwiese und den Stadtpark erweitern, den Museumsbau vorantrei- 
ben und die Brückenneubauten über Donau und Regen vorbereiten. Auch der Kostenanteil an 
den Vorarbeiten für die Reichsautobahn mußte erstmals in den Etat aufgenommen werden. 
Darüber hinaus standen erhebliche, bislang immer wieder hinausgezögerte Investitionen der 
städtischen Werke an, vor allem die Verlegung der neuen Druckrohr-Wasserleitung unter der 
Donau hindurch in die Altstadt, die nur durch die vom Reich gestützten Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen finanzierbar waren. 


Der ordentliche Etat sah nun bereinigte Einnahmen und Ausgaben von 7,48 Millionen RM 
vor - rund 600000 RM weniger als im Vorjahr. Die Umwandlung der aus den Vorjahren mit- 
geschleppten, überwiegend aus kurzfristigen Betriebskrediten bestehenden Defizite von über 
1,6 Millionen RM in langfristige Darlehen war eines der Hauptziele der Finanzpolitik für 
1934, so daß man darauf verzichtete, sie in den ordentlichen Etat aufzunehmen - ein Vorge- 
hen, das über das tatsächliche Weiterbestehen dieser Schulden hinweggetäuscht hätte, wenn 
die Umwandlung nicht gelungen wäre. 


Nach Ablauf des ersten Halbjahrs, im Oktober 1934, stellte sich heraus, daß die Reichszu- 
schüsse für das Wohlfahrtswesen weit hinter den eingeplanten Summen zurückblieben; erst 
140000 statt der erwarteten 730000 RM waren eingegangen. Allerdings stand dem ein sensa- 
tioneller Rückgang der Wohlfahrtsausgaben gegenüber. Schon zu Beginn des Rechnungsjahrs 
war die veranschlagte Zahl von 2400 Wohlfahrtserwerbslosen unterschritten worden, nach 
Ablauf des ersten Halbjahres lag sie bei 1400. So gewann man unerwarteten Handlungsspiel- 
raum. Vor allem konnten die Ablieferungen der Werke reduziert werden‘, was ihnen ihrer- 
seits Neuinvestitionen, aber auch verkaufsfördernde Maßnahmen wie die Senkung des Stra- 
Benbahn- und des Gastarifs samt einer großangelegten Werbeaktion des Gaswerks ermög- 
lichte'”. Auch die Steuereinnahmen übertrafen bereits zu diesem Zeitpunkt die veranschlag- 
ten Summen ganz erheblich. So konnte Schottenheim optimistisch vermerken, die Jahres- 
rechnung werde trotz des gravierenden Rückgangs der externen Hilfen ein Plus erbringen”. 
Um diese Entwicklung nicht zu gefährden, ordnete er allerdings auch das kommende Etatjahr 
wieder "allerschärfste Ausgabendrosselung" an; sogar beim Beheizen der Diensträume mußte 
im Winter 1934/35 eisern gespart werden”. 


Tatsächlich erhielt die Stadt Regensburg im Haushaltsjahr 1934 nur noch 227000 RM an 
Reichs- und Landeshilfen für die Wohlfahrtserwerbslosen zugewiesen, im Vorjahr waren es 
noch 750000 RM gewesen!°?. Dieser gravierende Rückgang an externen Zuschüssen überwog 
zwar die eingesparten Ausgaben; noch immer betrug der Anteil der Wohlfahrts- an den Ge- 
samtausgaben 32,15 %'°. Aber dennoch entwickelte sich die Kassenlage insgesamt günstig, 
da sich aus der allgemeinen Konjunkturbelebung erhöhte Einnahmen vor allem bei den 
Reichssteuerüberweisungen und der Gewerbesteuerumlage ergaben'®'. So konnten die aus 
den Vorjahren mitgeführten Fehlbeträge um 80000 RM abgebaut werden; das Minus betrug 
nun 1,37 Millionen RM - noch konnten die städtischen Finanzen nicht als saniert gelten. 


155 Notiz Sch. 25.9.1934, FIN 500. 


156 Vgl. Denkschrift Gaswerksdirektor Heckenstaller 18.4.1934 (ZR 16523), Sr-Prot. 20.4.1934 und Notizen Sch., 
DS 589; vgl. allg. Gb Betriebsamt 1934, DS 577 und ZR 16510. 


157 Notizen 25.9., 10. und 16.10.1934 samt Beilagen (4.10.1934), FIN 500. Ebd. Details zur Finanzentwicklung 
während des Etatjahrs. 


158 Verf. 11.9., 10. und 17.10.1934, ZR 3726, 9042 und JUG 502. 
159 Übersicht Wohlfahrtsamt, ZR 18127. 
160 Jahresrechnung 1934, veröff. im Haushalt 1936. 


161 Haushaltsrede Sch. 1935, NIS 16; Einzelheiten zur Jahresrechnung 1934 auch im Bericht Sailer 18.10.1935, FIN 
500. 
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Mit "Freude und Genugtuung" stellte Schottenheim bei der Verabschiedung des Etats 
1935/36'° fest, daß "überall ein Aufschwung festzustellen ist zum Wohle der Gesamtheit und 
zum Wohle des Einzelnen". Habe man 1933 noch einen ausgesprochenen Notetat aufstellen 
müssen, konnten 1934 "die Zügel schon lockerer gelassen werden", und diesmal sei es end- 
lich gelungen, fast alle Bedarfsanmeldungen der einzelnen Geschäftsabteilungen tatsächlich 
im Haushalt unterzubringen und ihn dennoch abzugleichen. Diese positive Entwicklung habe 
Hitler persönlich zu verantworten, "denn er, nur er allein ist es, dessen gewaltiger Impuls 
auch unser Regensburg vorwärts gebracht hat". Ohne ihn hätte "die rote Fahne der Sowjets 
alle Wirtschaft und alles Wirken und Schaffen froher tatenvoller Menschen erstickt". Erst- 
mals seit langem wieder vor Beginn des Etatjahrs beschloß daraufhin der Stadtrat die einzel- 
nen Anträge zum Haushalt'®. Dieser sah bereinigte Einnahmen und Ausgaben von 7,38 Mil- 
lionen RM vor - erneut 300000 RM weniger als im Vorjahr. Diese Minderung lag an dem um 
620000 RM niedrigeren Voranschlag für die Wohlfahrtsausgaben und dem erwarteten Rück- 
gang der Reichs- und Landeshilfen hierfür, denn man rechnete nur noch mit 1200 im Jahres- 
durchschnitt zu unterstützenden Wohlfahrtserwerbslosen, halb so vielen wie 1934!%. Außer- 
dem schlug sich auf der Einnahmenseite die weitere Entlastung der Stadtwerke von ihren seit 
Jahren viel zu hohen Abführungen nieder. Daß allerdings überhaupt noch externe Zuschüsse 
für die Wohlfahrtserwerbslosen eingingen, belegt, daß Regensburg zu den finanzschwächsten 
deutschen Kommunen zählte, denn im Sommer 1935 waren nur noch 16 Städte im Reich an 
den Ausschüttungen beteiligt'®. 


Dennoch konnte als Folge des Konjunkturaufschungs das erwartete Steueraufkommen deut- 
lich höher angesetzt werden als ım Vorjahr, gegenüber dem Krisenjahr 1932 ergab sich sogar 
eine Steigerung um 25,8 %. Die Abschaffung der allseits unbeliebten Gemeindegetränke- 
steuer oder der Verzicht auf die Wohlfahrtsabgabe kam allerdings noch immer nicht in Frage, 
denn die Ausgabensteigerungen bei allen anderen Verwaltungszweigen außer dem Sozialbe- 
reich mußten mit insgesamt rund 320000 RM angesetzt werden. Vor allem die Erhöhung des 
Besoldungsaufwands infolge vermehrter Neueinstellungen, aber auch erheblich höhere Aus- 
gaben für den Straßenbau, Instandsetzungsarbeiten an städtischen Gebäuden, geplante Grund- 
stückserwerbungen und nicht zuletzt die forcierte Schuldentilgung schlugen hier zu Buch. 
Unaufschiebbare Maßnahmen wie den Neubau der Siedlungsschule im Schottenheim, der 
1934 noch an der schwierigen Darlehensaufnahme gescheitert war, sowie Wohnungs-, Kanal- 
und Straßenbauten mußte man erneut in den außerordentlichen Etat aufnehmen, da ihre Fi- 
nanzierung aus den ordentlichen Einnahmen unmöglich erschien. 


Unerwartet stark steigende Steuereinnahmen’, insbesondere aber die zum Beginn des Haus- 
haltsjahres 1935 in Kraft getretene generelle Zinssenkung '° und die erfolgreiche Umwand- 
lung der kurzfristigen Betriebskredite in langfristige Darlehen '® führten zur endgültigen Sa- 
nierung des Etats. Die umgeschuldeten Kredite wurden nun Bestandteil der Gesamtverschul- 
dung, deren Deckung durch mittel- und langfristige Tilgungspläne gesichert war. So erklärt 
sich das Verschwinden des seit Jahren mitgeschleppten Defizits, das 1934 noch 1,37 Millio- 
nen RM betragen hatte. Im gleichen Ausmaß, wie sich die Aufwendungen für die Wohlfahrt - 


“ Vgl. Haushaltsrede Sch., NIS 16; Details zur Finanzentwicklung während des Etatjahres, u.a. Kämmerer-Bericht 
zum Halbjahresabschluß, in FIN 500 und ZRa 13671. 


163 Haushaltsrede Sch., NIS 16 und Sr-Prot. 6.2.1935. 


150 Parteien, die die Voraussetzungen für die WE-Fürsorge nicht mehr erfüllten, waren nun von der allg. Für- 
sorge zu betreuen, wofür der Finanzreferent Mehrausgaben von 90000 RM veranschlagte. 


165 Übersicht Wohlfahrtsamt über Reichs- und Landeshilfen bis Juli 1935, ZR 18127. 
166 Val. das neue GAG 8.4.1935, GVBl S.349. 
167 Gesetz 24.1.1935, RGB] 15.45. 


!68 Einzelheiten in ZR 11252, 11257 und StA 16424. Schon im Frühjahr 1934 war ein 450000-RM-Betriebskredit 
der Sparkasse in ein langfristiges Darlehen umgewandelt worden. 
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1935 nur noch 27,8 % der Gesamtausgaben - verringerten, stieg die Wirtschaftskraft der 
Stadt!®. Die Jahresrechnung 1935 zeigte, daß die Einnahmen aus fast allen Steuerarten teils 
sehr beträchtlich gestiegen waren; gemeinsam mit den Abgaben betrugen sie 4,7 Millionen 
RM!” - fast 10 % mehr als noch 1934. Insgesamt übertrafen die Einnahmen die Ausgaben um 
300000 RM, so daß sich ein Überschuß in beinahe vierfacher Höhe wie 1934 ergab. Zwei 
Drittel dieser Summe wollte Sailer in einen Fond einfließen lassen, aus dem die städtischen 
Leistungen finanziert werden sollten, die im Zusammenhang mit der Ansiedlung des Flug- 
zeugwerks erforderlich werden würden!” - große Zukunftsprojekte bahnten sich an, die Aus- 
gaben, aber auch Einnahmen in noch gar nicht absehbarer Höhe erwarten ließen. 


Auch mit der Sanierung seines Haushalts war Regensburg kein Einzelfall. In der Zwischen- 
zeit hatten die deutschen Gemeinden allgemein sehr stark von den Umschuldungsmaßnahmen 
ab Ende 1933, den steigenden Steuereinnahmen und dem Rückgang der Arbeitslosigkeit pro- 
fitiert. Reichsweit gingen die Aufwendungen für die Wohlfahrtsunterstützungen von 1932/33 
bis 1935/36 um rund 940 Millionen RM zurück, der Wegfall der Krisenfürsorge entlastete die 
Kommunen um rund 168 Millionen RM'”, 


Der Haushalt 1936!” war der erste, der nach den reichseinheitlichen Vorschriften der neuen 
Deutschen Gemeindeordnung aufgestellt werden mußte. Dem zentralen Bereich der Gemein- 
dewirtschaft war der umfangreichste Abschnitt der DGO gewidmet'”*, was mit dem desolaten 
Zustand der kommunalen Finanzen in der Endphase der Weimarer Republik begründet 
wurde. Zwar hatten mittlerweile die meisten deutschen Gemeinden so stark vom Wirt- 
schaftsaufschwung profitiert, daß von einer allgemeinen Zerrüttung der Finanzen keine Rede 
mehr war, doch wollte die Reichsregierung verhindern, daß sie erneut in Unordnung geraten 
konnten. Daher legte die DGO eine erhebliche Stärkung der Staatsaufsicht fest, die zwar 
theoretisch zur weiteren Beschneidung der Entscheidungsautonomie führte; doch wurde diese 
Tendenz in der Praxis durch die real gewachsenen Einkünfte überdeckt, die - zumindest in 
Regensburg - in großem Umfang neue eigene Projekte ermöglichten. 


Den Kernpunkt der neuen Regelungen bildete dabei der Abschnitt der DGO über die Haus- 
haltsführung, da hier das Führerprinzip wesentliche Veränderungen mit sich brachte. Denn 
wenn die Haushaltsüberwachung früher Aufgabe des Stadtrats gewesen war, so mußte nach 
dessen Entmachtung nun eine neue Form der Kontrolle gefunden werden, da der Haushalts- 
plan sonst zu einer jederzeit veränderbaren Willensäußerung des Bürgermeister abgesunken 
wäre. Daher wurde die Kontrolle nun dadurch gewährleistet, daß das Gemeindeoberhaupt 
alljährlich eine materiell bindende Haushaltssatzung feststellen mußte!”. Sie war vor Beginn 
des Rechnungsjahrs der Aufsichtsbehörde vorzulegen und durfte in dessen Verlauf nur per 
Nachtragssatzung geändert werden. 


Die Staatsaufsicht beschränkte sich aber nicht nur auf die Überwachung der Haushaltsfüh- 
rung durch den Bürgermeister, vielmehr waren nun wichtige Vorgänge wie die Veräußerung 
von Gemeindevermögen, also vor allem Grundstücksverkäufe'’®, und jede Kreditaufnahme 


16% Bericht Kämmerer Sailer zum Rechnungsabschluß 1935, 27.8.1936, FIN 500. 

170 Ebd. 

I Ebd. 

172 Meyers Lexikon Bd.4 (1938) Sp.1178. 

173 Vgl. Haushaltsreden Sch. und Sailer, NIS 16. 

174 88 60-105 DGO. 

175 Bestandteile: Etat, Steuersätze, Höchstgrenze der Kassenkredite und Gesamthöhe der Darlehen für einen eventu- 
ellen a.o. Etat, vgl. Amtliche Begründung zur DGO 1 und 4, DRuPrStA 30.1. bzw. 2.2.1935, vgl. Ausführungs- 
anweisung zum 6.Teil der DGO 22.3.1935, GVBl, hier S.172. 

176 Diese unpraktische Regelung wurde durch die 1.DurchfVO zur DGO (RGBl I S.396) auf größere Grundge- 
schäfte beschränkt. Die Anzeigen der Stadt an die Reg. in DS 872. 
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genehmigungspflichtig. Außerdem durften Darlehen generell nur noch zur Bestreitung eines 
außerordentlichen, unabweisbaren Finanzbedarfs, also nicht mehr für Zwecke des ordentli- 
chen Haushalts aufgenommen werden, und auch nur dann, wenn die Tilgung unter allen Um- 
ständen gesichert war'”. Die vorbeugende Kontrolle wurde ergänzt durch die nachträgliche 
Überprüfung der Haushalts- und Rechnungsführung'”. Hierzu mußten die in den größeren 
Gemeinden bereits bestehenden bzw. nun einzurichtenden Rechnungsprüfungsämter Berichte 
erstellen, die der Bürgermeister der Aufsichtsbehörde vorzulegen hatte; nur diese konnte ihn 
daraufhin entlasten!”. 


Schwierigkeiten beim Abgleich des Regensburger Haushalts 1936 bereiteten nur der städti- 
sche Anteil an den Neubaukosten für die Polizeidirektion (150000 RM) und die ersten Zah- 
lungen für den Schuldendienst der Brückenbau-Darlehen (75000 RM)'®. Als der Etat den 
Ratsherren zur Beratung - nicht mehr zur Beschlußfassung - vorlag, faßte der Oberbürgermei- 
ster die Finanzlage dennoch mit den Worten "es geht aufwärts und vorwärts" zusammen und 
erließ anschließend die neue Haushaltssatzung'®'. Die bereinigten Einnahmen und Ausgaben 
hatte Kämmerer Sailer mit 7,51 Millionen RM veranschlagt, also nur geringfügig mehr als im 
Vorjahr. Ausgabensteigerungen ergaben sich - neben den beiden genannten Maßnahmen - vor 
allem bei den Personalkosten, daneben bewirkte die Wiedereinführung der Wehrpflicht hö- 
here Ausgaben beim Meldeamt, und für Straßenbauten, die Schulhauserweiterung im Schot- 
tenheim oder auch Verbesserungen im Theaterbetrieb waren erheblich höhere Aufwendungen 
nötig. Allerdings fing der erneut deutlich gesunkene Ansatz für die Wohlfahrtslasten - nur 
noch 1,95 gegenüber 2,07 Millionen RM im Vorjahr - die Mehrausgaben auf. Eine noch stär- 
kere Entlastung scheiterte daran, daß die externen Hilfen für die Wohlfahrtserwerbslosen 
endgültig gestrichen worden waren. Auch weiter deutlich steigende Steuereinnahmen konnte 
der Kämmerer annehmen. Dennoch mochte er angesichts der laufenden Großprojekte - Brük- 
kenbau, Siedlungserweiterung, Neubau der Polizeidirektion - eine Senkung der Gemeinde- 
steuern, die man noch 1935 für wünschenswert erklärt hatte, nicht vorschlagen. 


Wie sich schon zum Halbjahresabschluß im Herbst 1936°° und erst recht bei der Jahresrech- 
nung'® erwies, konsolidierte sich die Finanzlage der Stadt Regensburg noch mehr als 
zunächst erhofft'**. Zwar hatten die Ausgaben den Voranschlag um 340000 RM überschrit- 
ten, doch lagen die Einnahmen unter Einbeziehung des Vorjahresgewinns zugleich um 
890000 RM höher als angenommen. Vor allem die Körperschafts-, die Umsatz-, die Bürger- 
und insbesondere die Gewerbesteuer trugen dazu bei; allein die letztgenannte Steuerart er- 
brachte 260000 RM mehr als veranschlagt, was als Beleg für die anhaltende Hochkonjunktur 
gelten kann. Der Überschuß wurde teils dem Grundstücksfond zugewiesen, teils finanzierte 
man damit verschiedene Maßnahmen in der Schottenheim-Siedlung und den Theaterumbau. 
Es verblieben rund 220000 RM, die der Kämmerer auf den Haushalt 1937 vortragen konnte. 


= Vgl. Vorl. Ausführungsanweisung zum 6.Teil der DGO 22.3.1935, GVBl, hier 5.169, und Amtliche Begründung 
zur DGO 4, DRuPrStA 2.2.1935. Als Nachweis, daß der Schuldendienst für ein Projekt die Leistungsfähigkeit 
nicht überstieg, galt eine wesentlichen Rücklage aus dem ordentlichen Etat schon vor der Darlehensaufnahme, 
vgl. ME 23.11.1936, Abdruck in ZR 18125, vgl. auch Rücklagen-VO 5.5.1936, RGB! 18.345. 


178 Amtliche Begründung zur DGO 1 und 4, DRuPrStA 30.1. bzw. 2.2.1935. 


19 8.99 DGO. Zum Plan einer noch stärkeren Zentralisierung - gedacht war an eine öffentlich-rechtliche, beim 
RMdl angesiedelte Prüfungsanstalt - vgl. $ 103 DGO und Amtliche Begründung 1 und 4, DRuPrStA 30.1. bzw. 
2.2.1935. Bis dahin sollte in Bayern der Prüfungsverband öffentlicher Kassen seine Arbeit fortsetzen. 


180 Vgl. Sparvorschläge Sch. (Notiz 23.7.1935, FIN 500). Optimistische Notiz Sch. 19.12.1935 in DS 846. 
181 Haushaltsrede 27.2.1936, vgl. Rh-Prot. und NIS 16. 

182 Sailers Berichte zum Halbjahresabschluß und zum 3.Quartal 29.10.1936 bzw. 25.1.1937 in FIN 500. 
= Vgl. Bericht Sailer 29.11.1937, FIN 500, und Vorbericht Sch. zum Haushalt 1938, FIN 504. 

184 Vgl. Revisionsbericht 1941, PAM 534. 
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Mit Stolz und Pathetik blickte Schottenheim bei seiner Etatrede 1937'#° auf vier Jahre natio- 
nalsozialistischer Aufbautätigkeit in Regensburg zurück. Aus einem "Deutschland der Ver- 
elendung, der Schmach und Schande" sei ein "freies, stolzes, ehrenhaftes Deutschland" ge- 
worden. Zumindest die städtische Finanzlage stellte sich tatsächlich durchgreifend verbessert 
dar. In den drei vorangegangenen Rechnungsjahren war es noch nicht möglich gewesen, 
Rücklagen zu bilden; zunächst mußten die Fehlbeträge der Vorjahre weggefertigt werden'*, 
dann erwiesen sich die genannten Großprojekte sowie neuerdings die Erschließung des Ge- 
ländes der Flugzeugwerke als äußerst hemmend. Dies hatte die zunächst vorgesehenen ersten 
Rücklagenbildungen unmöglich gemacht, wenn es auch überwiegend gelungen war, Darle- 
hensaufnahmen für die genannten Zwecke zu vermeiden. Erst das günstige Rechnungsergeb- 
nis 1936 ermöglichte es im Haushaltsjahr 1937, die Bildung der gesetzlich vorgeschriebenen 
Rücklagen"? anzugehen und sie dann auch zügig durchzuführen '*®. 


Der erste Entwurf für den Haushalt 1937 hatte Ende 1936 vorgelegen, aber noch ein unge- 
decktes Defizit von 500000 RM aufgewiesen. Den Abgleich erreichte Sailer durch Kürzun- 
gen und die Veranschlagung höherer Einnahmen in bestimmten Positionen"? - ein Vorgehen, 
das Schottenheim veranlaßte, von einer schwierigen Abgleichung zu sprechen. Denn "infolge 
eines alle Grenzen sprengenden Wachstums” der Stadt müsse nun manche dringliche Auf- 
gabe hinter noch wichtigeren Projekten zurückstehen, und in dieser "stürmischen Vor- 
wärtsentwicklung” sei "noch kein Stillstand eingetreten, im Gegenteil." So appellierte das 
Stadtoberhaupt an die Einsicht der Ratsherren, daß manche wünschenswerte Maßnahme der- 
zeit aufgeschoben werden müsse "in dem beglückenden Gefühl, Mitarbeiter und Zeugen einer 
Zeit zu sein, welche einst in der Geschichte unserer Stadt einen neuen Abschnitt darstellen 
wird "19 


Gekürzt wurde beispielsweise an der Einrichtung des Neuen Rathauses, an den geplanten 
Straßen- und Schulhausbauten sowie den Raten für den Museums- und den Theaterausbau. 
Völlig gestrichen wurde die erste Rate für ein neues, seit Jahren geplantes städtisches Alters- 
heim, wie generell der Sozial- und der Kulturbereich stärker zu leiden hatten als andere Ver- 
waltungszweige. Immerhin gelang schließlich der Abgleich, und die Haushaltssatzung sah 
nun bereinigte Einnahmen und Ausgaben von 8,75 Millionen RM vor. Dies bedeutete eine 
Steigerung um 1,33 Millionen RM oder 13,8 %. Die starke Veränderung war vor allem darauf 
zurückzuführen, daß die Realsteuerreform'”' die Gewerbesteuer allein den Gemeinden zu- 
schrieb; der an das Land abzuführende Ausgleichsbetrag konnte erst 1938 endgültig berech- 
net werden. 


Auf der Ausgabenseite war die Stadt durch die Rücklagenverordnung verpflichtet, nun mit 
der Bildung der Betriebsmittel- und der Ausgleichsrücklage zu beginnen. Hierfür setzte der 
Kämmerer zunächst 175000 RM an, doch ermöglichte die günstige Finanzentwicklung 
schließlich Sonderzuweisungen von 350000 RM, so daß die gesetzlich vorgeschriebenen 
Mindestbeträge schon jetzt fast erreicht wurden. Einen weiteren, um über 100000 RM gestie- 
genen Einzelposten bildete der Schuldendienst, da nun die Tilgung der umgeschuldeten An- 
leihen, der Brückenbaudarlehen und der für die Siedlung wie auch für die Siedlungsschulen 


18° Rn-Sitzung 11.3.1937, Text der Rede in NIS 16: ebd. Erläuterungen Sailers. 
186 Bericht zum Genehmigungsantrag für ein Darlehen 11.9.1937, ZR 11253. 
187 Rücklagen-VO 5.5.1936, RGBI I $.345, 

188 Bericht an Reg. 11.9.1937, ZR 11253. 

189 Bericht 3.3.1937, DS 546. 

10 Haushaltsrede 11.3.1937, NIS 16. 


191 Vgl. zu den Auswirkungen der Gewerbesteuerreform, die Klein- und Großbetriebe teils erheblich ent-, Mittelbe- 
triebe dagegen belastete, Bericht Sailer 30.11.1937 und Sch. an Reg. 6.12.1937, FIN 500. Gegenüber Gauleiter 
und DGT warnte Sch. vor den Konsequenzen dieser Mittelstandspolitik (3.12.1937, ebd.). 
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aufgenommenen Summen erheblich zu Buch schlug. Um 150000 RM sollten die Aufwen- 
dungen für Bauunterhalt und Straßenbau, um 90000 RM die für Polizeileistungen, um 
80000 RM der Besoldungsaufwand steigen. Zudem entfiel die Wohlfahrtsabgabe - die erste 
Steuererleichterung für die Bevölkerung; weitere Kürzungen verboten sich nicht nur aus fi- 
nanziellen Gründen von selbst, sie waren auch unzulässig, solange die Mindestrücklagen 
nicht die gesetzlich vorgeschriebene Höhe erreicht hatten. 


Finanziert werden sollte all dies durch die erneut gesunkenen Wohlfahrtsausgaben und die 
erhofften Mehreinnahmen im Finanzwesen; vermutlich wurde bereits mit den ersten Gewer- 
besteuerüberweisungen des Flugzeugwerks gerechnet. Alle Voranschläge lagen aber, wie sich 
letztlich erweisen sollte, immer noch beträchtlich unter den tatsächlichen Umsätzen, die auf 
der überschäumenden Hochkonjunktur beruhten. Zwar erwirtschaftete man auch im Rech- 
nungsjahr 1937 einen Überschuß, doch muß man feststellen, daß der Boom in allen Berei- 
chen, vom Bevölkerungswachstum über den explosionsartig gestiegenen Donauverkehr bis 
zu den Baumaßnahmen überall im Stadtgebiet, die Stadtverwaltung insgesamt überforderte 
und wohl auch unvorbereitet traf. So stellte Schottenheim verwaltungsintern die Lage bedeu- 
tend weniger rosig dar als gegenüber den Ratsherren und der Öffentlichkeit: "Regensburg hat 
weit über den Durchschnitt anderer Städte am allgemeinen Aufschwung in Deutschland teil- 
genommen und die daraus ressortierenden (sic!) Aufgaben sind derart groß, daß wichtigste 
und vordringlichste Probleme aus Geldmangel nicht angepackt werden können. So z.B. 
benötigen in Regensburg rund 2000 Familien dringend eine Wohnung - es wohnen zum Teil 
7-8-köpfige Familien in einem Raum -, in den Schulen müssen bereits die Kellerräume als 
Schulzimmer benützt werden, die immer unhaltbarer werdenden Verkehrsverhältnisse in den 
engen Straßen erfordern schon längst Abhilfe (...). Die Finanzlage der Stadt gestattet mir nur 
schrittweise hier Wandel zu schaffen, wo im allgemeinen Interesse rascheste Behebung dieser 
Mängel erforderlich wäre." '”? 


Lassen sich die Jahre 1936 und mit Einschränkungen noch 1937 als Hochphase in der Fi- 
nanzwirtschaft der Stadt Regensburg bezeichnen, so bereitete der Haushaltsabgleich für 1938 
"fast unüberwindliche Schwierigkeiten", er war nur "unter Zurückstellung selbst vordringli- 
cher Aufgaben" möglich'”. Erst ein halbes Jahr nach dem vorgeschriebenen Termin konnte 
Schottenheim den Etat 1938'”* verabschieden; bis dahin hatte man ohne gültige Haushaltssat- 
zung gewirtschaftet'”°. Dies hatte mehrere Gründe: 


Zum einen machte die neue Gemeindehaushaltsverordnung'” Neuberechnungen und Um- 
gruppierungen erforderlich, um den Etat dem neuen reichseinheitlichen Schema anzupassen. 
Bedeutend stärker wirkte sich allerdings der neue Finanzausgleich aus, dessen Details erst im 
Sommer 1938 veröffentlicht wurden'”. Die Realsteuern - Gewerbe-, Grund- und Haussteuer - 
und die Bürgersteuer gingen nun in vollem Umfang auf die Gemeinden über. Als Folge dar- 
aus und aus einer Reihe weiterer Umverteilungsmaßnahmen zwischen Reich und Ländern, 
Kreisen und Kommunen hatten letztere neue Lasten vor allem im Bereich der Lehrerbesol- 
dung und des Landstraßenbaus zu übernehmen. Zudem wurde auch noch während des lau- 
fenden Rechnungsjahrs die Gemeindebiersteuer verboten. Obwohl also die Verluste zum Teil 


192 25.11.1937 an E-Werk, DS 587. 

13 Haushaltsreden Sch. 19.10.1938, FIN 504, und 1939, ZRa 14281. 

194 Vgl, Haushaltsbericht Sailer für Rh-Sitzung 19.10.1938, DS 546 und FIN 504; hier auch Etatrede Sch. 

195 Verf. Sch. 30.3.1938. ZRa 13670: Sparsamstes Wirtschaften auf der Grundlage der Vorjahreszahlen in der Über- 
gangszeit. 

196 VO über Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans der Gemeinden 4.9.1937, RGBI 1 8.921 (gültig ab 
1.4.1938). 

177 VO RFM und RMdl 10.12.1937, RGBI 1 S.1352; 2.Anpassungs- und ÜberleitungsVO zu den Realsteuern 
20.7.1938, GYBI 5.219; GAG 20.7.1938. GVBI 8.225; 3. und 4. Anderungsgesetz zum Finanzausgleich 31.7. 
und 30.9.1938, RGBI I 5.966 bzw. 8.1321. 
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durch die neuen Realsteuereinnahmen kompensiert wurden”, veranschlagte Kämmerer Sai- 
ler allein für 1938/39 610000 RM Einnahmeausfall, für das folgende Haushaltsjahr sogar 
1,03 Millionen RM, so daß er Steuererhöhungen erwägen mußte. Und der Oberbürgermeister 
sprach gar vom "rücksichtslosen Abstoppen selbst vordringlicher Maßnahmen", das nun nötig 


geworden sei'”, 


Bei der Verabschiedung des Haushalts im Herbst 1938 herrschte also große Unsicherheit über 
die künftige Entwicklung. Der Etat sah Reineinnahmen und -ausgaben von 11,58 Milli- 
onen RM und somit eine Steigerung gegenüber dem Vorjahr um 11,1 % vor. Auch diesmal 
war die starke Veränderung nicht allein auf die veränderten Steuererwartungen zurückzufüh- 
ren, sondern vor allem darauf, daß einige früher selbständige Einzelpläne nun in den ordentli- 
chen Haushalt eingegliedert werden mußten. An Steuereinnahmen veranschlagte Sailer 6,5 
Millionen RM, davon 5,4 Millionen RM aus den Gemeindesteuern und -abgaben und nur 
noch 1,1 Millionen RM aus den Reichssteuerüberweisungen””. Die eigenen Steuereinnahmen 
bildeten also nach dem neuen Finanzausgleich erst recht das Rückgrat der städtischen Finan- 
zen; wie ersichtlich, sollten sie den Finanzbedarf fast zur Hälfte decken, der Rest sollte aus 
Verwaltungseinnahmen (3,3 Millionen RM) und den externen Zuweisungen, den Kapitaler- 
trägen und den Ablieferungen der Werke (2,85 Millionen RM) stammen”. 


Erhebliche Mehrausgaben entstanden aus der genannten Neuordnung der Lehrerbesoldung, 
aus der Verlängerung der Spielzeit beim Stadttheater, der Wohnraumbeschaffung und dem 
Straßenbau. Auch der Besoldungsaufwand stieg weiter, vor allem wegen der zahlreichen, un- 
umgänglich gewordenen Neueinstellungen von Verwaltungspersonal. Dennoch gelang es 
schließlich trotz aller Befürchtungen auch im Haushaltsjahr 1938 wieder, einen Überschuß zu 
erwirtschaften - mit 430000 RM sogar den zweithöchsten der dreißiger Jahre?”. 


Auch im Rechnungsjahr 1939% verhinderte die verspätete Bekanntgabe der Einzelheiten 
zum weiter reformierten Finanzausgleich die rechtzeitige Verabschiedung der Haushaltssat- 
zung’. Für den Abgleich des Etats erwartete Schottenheim noch größere Schwierigkeiten als 
im Vorjahr, da sich infolge der Übernahme des Instituts der Englischen Fräulein auf die Stadt 
der Zuschußbedarf für die höheren Schulen beträchtlich erhöhen werde. Entgegen den wie- 
derholten Mahnungen der Reichsregierung schienen Steuererhöhungen unumgänglich, nach- 
dem der Einnahmeverlust durch den neuen Finanzausgleich auf 1,03 Millionen RM veran- 
schlagt werden mußte. So sah die schließlich im Sommer 1939 verabschiedete Haushaltssat- 
zung Reineinnahmen und -ausgaben von 12,60 Millionen RM vor. An Steuereinnahmen er- 
wartete Stadtkämmerer Sailer 6,9 Millionen RM, davon 1 Million aus den Reichssteuerüber- 
weisungen’®. Anders als im Vorjahr sollte diesmal die mit 2,3 Millionen RM veranschlagte 
Gewerbesteuer als größter Posten dazu beitragen, die somit die Grundsteuer (2,1 Millionen 
RM) deutlich übertraf - ein erneuter Beleg für die Hochkonjunktur, die beim örtlichen Ge- 
werbe herrschte. 


8 Vgl. Rh-Prot. 26.8. und 19.10.1938 sowie Sch. an Betriebsamt 27.8.1938, DS 583. 


1% Haushaltsrede 19.10.1938, FIN 504; vgl. auch RPB 8.9.1938, der die städt, Kritik am neuen Finanzausgleich zi- 
tiert. Zur Abschaffung des anachronistischen Pflasterzolls vgl. ZR 18190, 18195 ff. und Rh-Prot. 20.8.1936. 


200 Fragebogen eine Darlehensaufnahme 31.12.1938, ZR 11316. Grundsteuer: 2 mio RM, Gewerbesteuer 1,7, Bür- 
gersteuer 0,9 mio RM. 0,8 mio RM waren als Umlagen an den Landkreis abzuführen, 


201 Vgl. Sch. an Betriebsamt 27.8.1938, DS 583: noch höhere Ablieferungen der Werke wegen ihrer guten Ertrags- 
lage, daher Verschiebung von Projekten bzw. Finanzierung aus Darlehen statt Eigenmitteln. 


202 Revisionsbericht 1941, PAM 534, hier 8.53. 

203 Vgl. Haushaltsreden Sailer und Sch., NIS 13 und ZRa 14281. 

204 Verf, Sch. 30.3.1939, auf der Grundlage der Vorjahreszahlen sparsamst zu wirtschaften, ZRa 13670. 
25 Fragebogen für Darlehensaufnahme 31.12.1939, ZRa 13757. 


283 


Schon nach wenigen Wochen wurde das Zahlengerüst des städtischen Haushalts 1939 aller- 
dings hinfällig - der Zweite Weltkrieg zog auch die Kommunalfinanzen beträchtlich in Mit- 
leidenschaft. Neue Aufgaben und Kosten kamen auf die Gemeinden zu, während sich ihnen 
zugleich auch neue Einnahmequellen erschlossen und große Ausgaben für nunmehr nicht 
mehr durchführbare Projekte entfielen. Um den veränderten Zeitverhältnissen nachzukom- 
men, erließ Schottenheim Anfang 1940 einen Nachtragshaushalt, der Einnahmen und Ausga- 
ben von 2,04 Millionen RM umfaßte, so daß sich der ursprüngliche Ansatz auf 15,04 Millio- 
nen RM erhöhte, Die Jahresrechnung sollte schließlich erweisen, daß selbst die nachträglich 
erhöhten Planziffern deutlich zu niedrig angesetzt gewesen waren, und dies vor allem auf der 
Einnahmenseite. Aus den drei wichtigsten kommunalen Steuern, der Gewerbe-, der Grund- 
und der Bürgersteuer (2,75, 2,34 bzw. 1,02 Millionen RM) bezog die Stadt höhere Einkünfte, 
als der ursprüngliche Haushaltsplan für alle Steuereinnahmen zusammen veranschlagt 
hatte?®. Man wird wohl annehmen dürfen, daß sich vor allem die unerwartet hohen Gewerbe- 
steuereinnahmen auf die Betriebsergebnisse der mit Höchstauslastung arbeitenden Rüstungs- 
betriebe in der Stadt zurückführen lassen, darunter vor allem die des weiter expandierenden 
Flugzeugwerks. 


Nicht nur die gestiegenen Steuereinnahmen, auch die Einsparungen im Bau-, Wohnungs- und 
Siedlungswesen trugen dazu bei, daß die Gesamteinnahmen schließlich die Ausgaben um fast 
960000 RM übertrafen. Von dieser Summe flossen zwei Drittel den Rücklagen, dem Grund- 
stücksverkehr und der Wohnungsbauförderung zu””. So ergaben sich letztlich Reineinnah- 
men von 16,75, Ausgaben von 16,42 Millionen RM, auch 1939 wurde also wieder ein Über- 


schuß erzielt, der sich mit den Ergebnissen der Vorjahre auf 330000 RM summierte?®, 


B. Die Finanzentwicklung im Zweiten Weltkrieg 


1. Die Umstellung der Finanzwirtschaft auf die Kriegsverhältnisse”” 


Der Kriegsbeginn brachte einschneidende Veränderungen im kommunalen Finanzwesen mit 
sich. Nicht nur freiwillige Leistungen und Ausgabereste aus den Vorjahren waren zu sperren, 
vielmehr verfügte die Landesregierung generell: "Verwaltungs- und Betriebsausgaben dürfen 
nur noch insoweit geleistet werden, als sie zur Aufrechterhaltung einer geordneten Verwal- 
tungstätigkeit oder Betriebsführung unentbehrlich sind.” Bei den allgemeinen Ausgaben wa- 
ren in weitestem Umfang Einsparungen durchzuführen; soweit nicht eine rechtliche Ver- 
pflichtung oder ein unmittelbares Interesse der Reichsverteidigung vorlag, durften Ausgaben 
nicht geleistet werden?'”, 

Seit Kriegsbeginn wurden die Kommunen über den "Kriegsbeitrag” und den Familienunter- 
halt für die eingezogenen Soldaten auch in erheblichem Maß zur direkten Finanzierung der 
Kriegsführung herangezogen; beide Posten entzogen ihnen mittelfristig rund ein Drittel ihrer 


206 Bericht des Bayerischen Prüfungsverbands 1951, ZRa 13261, 
3 


207 Bericht Sailer zum vorläufigen Rechnungsabschluß 28.5.1940, FIN 500, und Vorbericht Sch. zum Haushalt 
1941, FIN 504. 


208 Vgl. Revisionsbericht 1941, PAM 534, hier 8.53. 
a Vgl. auch das Kapitel über die Stadtverwaltung im Krieg. 
210 DurchfVO zur KriegswirtschaftsVO 26.9.1939, GVBl 8.277. 
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Einnahmen?''. Hinzu kamen gestiegene Personalkosten, nachdem den abwesenden Gefolg- 
schaftsmitgliedern der größte Teil ihrer Löhne und Gehälter fortgezahlt”'’, zugleich aber 
Aushilfen als Ersatz für sie eingestellt werden mußten. Schließlich sanken die Einnahmen aus 
verschiedenen Gebühren, da die entsprechenden Amtshandlungen mit Kriegsbeginn seltener 
wurden”. Bereits Mitte 1940 setzte sich im Reichsinnenministerium die Erkenntnis durch, 
daß eine weitere Belastung der Gemeinden nicht mehr verantwortet werden könne?'*. 


Die Einführung des Kriegsbeitrags der Gemeinden beruhte auf der umfassenden Kriegswirt- 
schaftsverordnung vom 4.9.1939°', Danach mußten die Kommunen bestimmte Anteile ihrer 
Einnahmen aus Grund-, Gewerbe- und Bürgersteuer an die Länder abtreten, die sie an das 
Reich abführten. Ausdrücklich untersagt war es den Gemeinden, die Mehrbelastung durch 
Steuererhöhungen aufzufangen, vielmehr waren sie verpflichtet, die entsprechenden Summen 
durch Einsparungen zu erwirtschaften. Finanz- und Innenministerium setzten den Kriegsbei- 
trag aller bayerischen Gemeinden zunächst auf 125 Millionen RM jährlich fest, für die ein- 
zelne Kommune errechnete er sich nach einem komplizierten Schema, aus dem sich für Re- 
gensburg eine monatliche Belastung von fast 130000 RM ergab?'. 


Für den Familienunterhalt, der den Angehörigen der zur Wehrmacht eingezogenen Soldaten 
ausgezahlt werden mußte, hatte die Stadt bereits in den ersten sechs Kriegswochen fast 
460000 RM aufwenden müssen, nur 80 % davon wurden ihr ersetzt. Hinzu kamen Mehraus- 
gaben wie die von 33000 RM für die Einrichtung des Ernährungs- und Wirtschaftsamts oder 
von 14000 RM für die Schaffung städtischer Hilfskrankenhäuser, die ebenfalls nur teilweise 
vom Reich erstattet wurden. Zusammen mit dem Kriegsbeitrag machte all dies in den ersten 
sechs Kriegswochen Aufwendungen von fast 650000 RM aus, von denen bis dahin nur 
210000 RM ersetzt worden waren?'”. 


Sofort nach der Bekanntgabe der Kriegswirtschaftsverordnung hatte Herrmann daher als 
Vertreter des zum Polenfeldzug eingezogenen Oberbürgermeister vorsorglich einschneidende 
Sparmaßnahmen verfügt”'*. Bei seiner Rückkehr setzte Schottenheim diese Maßnahmen fort 
und verfügte eine lange Liste von Haushaltssperren. Geplante Baumaßnahmen zur Verbesse- 
rung der Verkehrssicherheit mußten ebenso unterbleiben wie vorgesehene Neuanschaffungen 
der Feuerwehr, private und kirchliche Einrichtungen erhielten nur noch verminderte Zu- 
schüsse, die Schulküchen mußten sparen, die Straßenbeleuchtung wurde infolge der Verdun- 
kelung drastisch eingeschränkt", der Anschaffungsetat der Volksbücherei gekürzt. Darüber 
hinaus regte das Stadtoberhaupt weitere Sparmöglichkeiten an, von der Beleuchtung und Be- 
heizung der Diensträume bis hin zu Sparmaßnahmen bei der Büroreinigung”. 


21} Matzerath (1970) S.356. 


-12 RdErl RFM 26.8. und 9.9.1939, dem Personalreferat durch Verf. Sch. 18.11.1939 bekanntgegeben (ZRa 13368). 
Vgl. auch Reinemer an DGT 23.4.1941 (ZR 4142), wonach an die Einschränkung der Dienstbezüge noch nicht 
gedacht sei. 


21 Erhebliche Ausfälle beim Standesamt, den Baukontroll-, Schlachthof- und Marktgebühren oder auch bei den 
Schulgeldern, vgl. z.B. Vorbericht Sch. zum Nachtragsetat 1941, FIN 504. 


214 RMdl vertraulich an Reichspressekammer 18.6.1940, zit. bei Frei 8.56, vgl. Matzerath (1970) 5.358 f. 
215 VO 4.9.1939, RGBI 15.1609; bayer. DurchfVO 26.9.1939 in GVBl S.277. 

216 Rn-Prot. 20.10.1939. 

217 Ebd. 

218 Verf. H. 6.9. und 6.10.1939, u.a. DS 680, wo "schärfste Abdrosselung der Ausgaben" angeordnet wurde. 
219 Lt. Etat 1939 170000 RM, von denen 90000 RM gesperrt wurden. 


"Verf. 6.10.1939, "jede weitere Möglichkeit der Ausgabensenkung im Auge zu behalten”, DS 680; vgl. z.B. ZRa 
12792 zur Streichung geplanter Sportzuschüsse. 
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Zwar brachten die Abminderung des Kriegsbeitrags””' und die Genehmigung der Reichsregie- 
rung, im Ausnahmefall doch Steuererhöhungen zu beantragen”, im Frühjahr 1940 eine ge- 
wisse Entlastung für die Kommunen, dennoch wurde in Regensburg der bereits dargestellte 
Nachtragshaushalt für 1939 in Höhe von 2,04 Millionen RM unumgänglich”. 


2. Die weitere Entwicklung der städtischen Finanzen 


Anfang 1940 hatte der Ministerrat für die Reichsverteidigung verfügt, daß Reich und Länder 
für das kommende Rechnungsjahr den Vorjahresetat übernehmen und ihn nur für die "aus 
dem besonderen Anlaß sich ergebenden Änderungen” modifizieren sollten. Die Gemeinden 
hingegen mußten auch für 1940 einen eigenen Haushalt aufstellen. Offenbar wurde die Re- 
gensburger Stadtverwaltung davon überrascht, denn erst Anfang 1940 ordnete Schottenheim 
an, daß sämtliche Dienststellen sofort ihren Bedarf zu melden hatten. Dabei wies er von 
vorneherein darauf hin, daß für das neue Rechnungsjahr ein Notetat aufgestellt werden müsse 
und sich daher die Ausgaben "auf das zur Aufrechterhaltung einer geordneten Verwaltungs- 
und Betriebsführung notwendige Maß zu beschränken” hätten. Für neue Aufgaben sei kein 
Platz, freiwillige Leistungen dürften nur übernommen werden, wenn ihre Streichung eine er- 
hebliche Härte bedeute oder großen Schaden anrichte. Den Ausgaben für die Landesverteidi- 
gung komme Vorrang vor allen anderen Leistungen zu”. 


Selbstverständlich war die Frist zu kurz, um noch vor Beginn des neuen Rechnungsjahrs 
einen geordneten Etat aufzustellen. Erneut mußte man, wie schon so oft und regelmäßig auch 
in den folgenden Jahren, mit einem Provisorium arbeiten”. Erst im Sommer 1940 konnte der 
Oberbürgermeister die Haushaltssatzung erlassen; erneut hatte die Deckung der veranschlag- 
ten Ausgabensteigerungen erhebliche Probleme bereitet”. Der ordentliche Etat 1940/41 sah 
Einnahmen und Ausgaben von 17,57 Millionen RM vor, der außerordentliche solche von 
1,14 Millionen RM, Dieser hohe Ansatz beruhte auf der Hoffnung auf ein baldiges Kriegs- 
ende, nach dem die geplanten Großprojekte begonnen werden könnten; tatsächlich aufge- 
nommen wurden jedoch nur Wohnbaudarlehen von 80000 RM. Angesichts des infolgedessen 
geringeren Schuldendienstes als erwartet, aufgrund der Einsparungen bei nicht weitergeführ- 
ten Bauprojekten und nicht zuletzt wegen der günstigen Entwicklung der Steuereinnahmen 
schloß die Jahresrechnung 1940 mit einem Überschuß von 330000 RM ab, nachdem man den 
Rücklagen weitere 1,16 Millionen RM zugeführt und den Schuldenstand erheblich, nämlich 
um 860000 RM, abgebaut hatte. 


Erst im Sommer 1941 erließ Schottenheim auch die Haushaltssatzung 1941/42. Die Schuld 
für die Verzögerung lag nicht mehr allein bei übergeordneten Stellen”, sondern auch beim 
Personalmangel in der Stadtkämmerei. Erneut handelte es sich um einen Notetat, der äußerste 
Sparsamkeit zum Prinzip erhob, um den Kriegsausgaben den Vorrang vor allen anderen Lei- 
stungen zu sichern”. Der ordentliche Haushalt 1941 umfaßte Einnahmen und Ausgaben von 
18,96 Millionen RM, also eine Steigerung gegenüber dem Vorjahr um 1,39 Millionen RM, 


221 VO zur KriegswirtschaftsVO 29.2.1940, RGBI I S.454. 


=? Erlaß 15.4.1940, RMBIiV $.929, Abdruck ZR 18122. Generell durften die Hebesätze nach wie vor nicht erhöht 
werden (RdErl 6.5.1940, RMBIIV 8.887). 


” Rh-Prot. 15.3.1940. 

4 Vgl. Verf. Sch. 6.2. und 1.4.1940, ZRa 13670 bzw. NIS 1. 

Verf. Sch. 1.4.1940, ZRa 13670, wonach den Ausgaben die Vorjahreszahlen zugrunde zu legen waren, 
© Rh-Prot. 8.8.1940. 

In diesem Fall: verspätete Bekanntgabe der Hebesätze für die Bezirksumlage. 

® Rh-Prot. 23.7.1941. 
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die vor allem auf die erhöhten Besoldungsaufwendungen und den gestiegenen Familienunter- 
halt zurückzuführen war. Auch der außerordentliche Etat wurde mit 3,35 Millionen RM 
nochmals sehr hoch angesetzt. Erneut fanden sich hier verschiedene Projekte, die bereits im 
Vorjahr an den Kriegsverhältnissen gescheitert waren und nach dem nun endlich erwarteten 
Kriegsende begonnen werden sollten”. Auf insgesamt 2 Millionen RM veranschlagte der 
Kämmerer die reinen Kriegsausgaben der Stadt: 1,24 Millionen RM für den Kriegsbeitrag, 
410000 RM für den Familienunterhalt, je 100000 RM für das Ernährungs- und Wirtschaft- 
samt, für den Luftschutz und für die Besoldung von Ersatzpersonal sowie 50000 RM für die 
Hilfskrankenhäuser. Weitere wichtige Ausgabensteigerungen betrafen den Innenausbau der 
beiden Siedlungsschulen und im Kulturbereich die Einführung der ganzjährigen Spielzeit 
beim Stadttheater. Doch auch den Rücklagen wollte man wieder große Summen zuführen, 
um "nach Kriegsende Mittel für vordringlichste Aufgaben und Anschaffungen zur Verfügung 
zu haben", also vor allem für den Wohnungsbau und das Siedlungswesen””. 


Wiederum ergab sich im Verlauf des Haushaltsjahrs, daß eine Reihe von Ausgaben, so für 
den Familienunterhalt, den gesetzten Rahmen erheblich überschritten; mit 3300 bezugsbe- 
rechtigten Parteien hatte man gerechnet, tatsächlich unterstützt wurden 3479 Familien”. Zu- 
dem waren kriegsbedingt gesetzliche Bestimmungen geändert worden””, Zuschüsse, mit 
denen man fest gerechnet hatte, blieben aus, verschiedene Steuern brachten weniger ein als 
erwartet, etwa die Vergnügungssteuer wegen des ausgefallenen Faschings oder die Grunder- 
werbs- und Wertzuwachssteuer infolge des Rückgangs im Grundstücksverkehr. Schließlich 
hatte eine ganze Reihe von Dienststellen weniger Gebühren eingenommen als veranschlagt’. 


Gegenüber den gestiegenen Ausgaben und den gesunkenen Einkünften von zusammen rund 
2,58 Millionen RM waren allerdings 340000 RM eingespart worden, davon allein 40000 RM 
bei der Straßenbeleuchtung infolge der Verdunkelung. Und vor allem die Einnahmen aus der 
Gewerbe- und der Bürgersteuer sowie die aus den Ersatzleistungen des Reichs für den Fami- 
lienunterhalt übertrafen den Voranschlag ganz erheblich. So wurde erneut eine Nachtragssat- 
zung erforderlich; sie umfaßte Einnahmen und Ausgaben von 1,89 Millionen RM’. Doch 
selbst der somit auf 20,85 Millionen RM erhöhte Haushaltsansatz wurde von der tatsächli- 
chen Entwicklung noch weit übertroffen: Dank der unerwartet günstigen Steuereinnahmen 
überschritten die Gesamteinkünfte die ebenfalls nochmals gestiegenen Ausgaben um eine 
halbe Million RM. Die für den außerordentlichen Etat vorgesehenen Darlehen wurden erneut 
nur zu einem Bruchteil aufgenommen, "da die übrigen Vorhaben der Kriegsverhältnisse we- 
gen nicht ausgeführt werden konnten"”°; die im ordentlichen Etat vorgesehenen Summen für 
den Schuldendienst zog man wieder zur überplanmäßigen Tilgung heran. 


Auch nach dem Beginn des Rechnungsjahrs 1942 dauerte es wieder fünf Monate, bis der 
Oberbürgermeister die Haushaltssatzung erlassen konnte. Erstmals orientierte man sich dabei 
an den Realitäten und verzichtete "im Hinblick auf die für die Ausführung größerer Bauvor- 
haben bestehenden Schwierigkeiten" auf einen außerordentlichen Etat” - der deutsche Über- 
fall auf die Sowjetunion hatte auch den Regensburger Kommunalpolitikern klargemacht, daß 
der Krieg länger dauern werde als erwartet. 


229° Vorbericht Sch. zum Haushalt 1941, FIN 504; Sammelnachweis der Rücklagen 1941 in HM 1559. 
30 Vorbericht Sch. zum Haushalt 1941, FIN 504. 

1 Bericht Prüfungsamt zum Rechnungsabschluß 1942, PAM 540. 

u Vgl. z.B. Änderungsgesetz zum GAG 19.12.1941, GYBI $.213 

233 Vorbericht Sch. zum Nachtragshaushalt 20.3.1942, FIN 504. 

24 Nachtragssatzung 20.3.1942, vgl. Rh-Prot. 

235 Vorbericht Sch. zum Etat 1943, gedruckt im Haushalt 1943 S.VI. 

236 Rh-Prot. 23.7.1942, vgl. auch Prot. 30.11.1942 zum Halbjahresabschluß. 
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Der ordentliche Haushalt 1942 umfaßte Einnahmen und Ausgaben von 20,36 Millionen RM, 
doch wurde der Voranschlag durch verschiedene Neuregelungen schnell hinfällig, darunter 
die Abschaffung der Bürgersteuer, die in die Reichseinkommenssteuer eingebaut, allerdings 
durch eine Ausgleichszahlung großenteils ersetzt wurde”. Erneut war ein Nachtragsetat er- 
forderlich; die Aufwertung zur Großstadt und die Vergütungen für die Luftschutz-Nachtwa- 
chen hatten zur Steigerung der Personalkosten, die vielen neuen Einberufungen zu höheren 
Familienunterhaltszahlungen geführt”®. Die Jahresrechnung zeigte daher um fast 2 Millionen 
RM über dem ursprünglichen Ansatz liegende Einnahmen, die Ausgaben hatten den Voran- 
schlag zwar ebenfalls deutlich überschritten, aber dennoch blieb ein Überschuß von rund 0,67 
Millionen RM - der höchste, den die nationalsozialistische Stadtführung überhaupt erwirt- 
schaftet hat. In erster Linie war dies wohl auf die allgemeine Tendenz zu Zinssenkungen zu- 
rückzuführen, die auch von der Stadt gegenüber ihren Gläubigern von Fall zu Fall beantragt 
und zumeist tatsächlich zugestanden wurde”, 


Zum Beginn des Etatjahrs 1943 organisierte Schottenheim die städtische Finanzverwaltung 
neu, um die in der DGO vorgeschriebene Trennung von Anordnung und Ausführung in der 
Finanzverwaltung deutlicher zu machen, hauptsächlich aber wohl auch, um der Personalnot 
Rechnung zu tragen und das Kassenwesen zu rationalisieren. Es entstand ein Kämmereiamt, 
das von nun an die Dezernatsangelegenheiten der Kämmerei zu bearbeiten hatte, und sämtli- 
che städtischen Lohn- und Gehaltsstellen wurden zu einer zentralen Geschäftsabteilung zu- 
sammengezogen”“ 


Im Rechnungsjahr 1943 führten die Aufhebung der Hauszinssteuer, die Neuregelung der 
Schlüsselzuweisungen an die Landkreise, die Erhöhung des Kriegsbeitrags und verschiedene 
Verordnungen zur Verwaltungsvereinfachung zu weiteren erheblichen Verschiebungen im 
Gefüge der Kommunalfinanzen. Doch noch immer vermochte dies die städtischen Finanzen 
nicht zu beeinträchtigen. Zwar beklagte Sailer bei der Verabschiedung des Etats” unter 
Hinweis auf den "harten Schicksalskampf des Deutschen Volkes” bevorstehende Einnahme- 
ausfälle und weiter steigende Lasten; die reinen Kriegsausgaben bezifferte er auf 3 Millionen 
RM, darunter 1,81 Millionen RM für den Kriegsbeitrag, 430000 RM für den Familienunter- 
halt, 290000 RM für das Ernährungs- und Wirtschaftsamt, je 200000 RM für den Luftschutz 
und den erhöhten Besoldungsaufwand sowie 60000 RM für die Hilfskrankenhäuser””. Doch 
erbrachte die Jahresrechnung auch für 1943 wieder einen Überschuß von 340000 RM°*®. 


Für das Rechnungsjahr 1944 fehlen genauere Unterlagen. Erneut wurde die Haushaltssatzung 
erst mit großer Verspätung erlassen’. Ihre veröffentlichte Version enthielt ebenso wie im 
Vorjahr keine Angaben über die geplanten Einnahmen und Ausgaben, sondern lediglich die 
Hebesätze für die Gemeindesteuern’*. Der unveröffentlichte Etat sah mit 20,69 Millionen 
RM erstmals seit vielen Jahren gesunkene Einnahmen und Ausgaben vor, doch übertrafen er- 
stere in der Praxis den Haushaltsansatz deutlich, während letztere hinter dem Voranschlag zu- 


237 2,VO über Vereinfachung des Lohnabzugs 24.4.1942, RGBI I S.252, vgl. Rh-Prot. 15.5.1942. 
238 Vgl. Rh-Prot. 19.3.1943. 


239 Einzelheiten zu den Zinssenkungen 1942, die sich u.a. auf Sparkassen-Darlehen 1925-1935 erstreckten, in ZR 
11252 und 11273. 


%40 Vorschläge Sailers hierzu in FIN 500. Verf. Sch. 31.3.1943 in ZR 9042, 11343, NIS 12 und PAM 540. Ende 
1942 war das Prüfungsamt, wie in der DGO vorgesehen, in Rechnungsprüfungsamt umbenannt worden. 


Al Vgl. Verf. Sch., den Ausgaben wieder die Vorjahreszahlen zugrunde zu legen, 30.3.1943, ZR 9042 und ZRa 
13670. 


242 Rh-Prot. 30.7.1943, Hebesätze der Gemeindesteuern veröff. im Wbl 28.8.1943, 


243 Angaben zu tatsächlichen Einnahmen und Ausgaben sind nicht möglich; ein gedruckter Haushalt liegt für 1945 
nicht vor. 


244 Verf. Sch. 30.3.1944, ZR 3726 und 9042, zunächst wieder die Vorjahreszahlen zugrunde zu legen. 
245 Veröff. im Wbl 30.12.1944. 
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rückblieben. So konnte im Rechnungsjahr 1944 nochmals ein erheblicher Betriebsüberschuß 
von 660000 RM erwirtschaftet werden. Dabei war Ende 1944 eine Neuregelung eingetreten: 
Nun wurde der preußische Finanzausgleich im gesamten Reichsgebiet eingeführt’, die 
Kommunen erhielten ihre Finanzzuweisungen direkt vom Reich statt von den Ländern, nur in 
Preußen und Bayern blieb in geringem Umfang ein Finanzausgleich zwischen Land und 
Kommunen erhalten. "Der Gedanke des Einheitsstaates hatte damit auch bei den Gemeinde- 
finanzen seinen Ausdruck gefunden”. 


Kleinere Gemeinden hatten schon in den ersten Kriegsjahren darauf verzichten können, voll- 
ständige neue Haushaltspläne zu verabschieden. Im Sommer 1944 verfügte das Reichsinnen- 
ministerium generell, daß aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung für 1945 keine neuen 
Haushaltspläne aufzustellen seien”, und tatsächlich liegt für Regensburg kein solcher Plan 
vor, sondern nur ein mit handschriftlichen Zusätzen versehenes Exemplar des Jahres 1944. 
Inwieweit die darin enthaltenen Zahlenangaben der Realität entsprachen, muß ungeklärt blei- 
ben. 


HAUSHALTSENTWICKLUNG IM ZWEITEN WELTKRIEG (in Millionen RM)” 
Rechnungsjahr veranschlagte tatsächliche Rechnungs- 
Einnahmen/Ausgaben Einnahmen / Ausgaben ergebnis 

1940 17,57 19,86 19,53 +0,33 
1941 18,96 21,62 21,11 +0,51 
1942 20,36 22,32 21,65 +0,67 
1943 21,02 ? ? +0,34 
1944 20,69 21,06 20,40 +0,66 


Wie ersichtlich, überstiegen auch im Krieg die tatsächlichen Einnahmen den Haushaltsansatz 
Jahr für Jahr beträchtlich, und alljährlich gelang es der Stadtverwaltung, Überschüsse zu er- 
wirtschaften. Daraus konnte man im Verlauf der Kriegsjahre den Grundbesitz erweitern?” 
und dem Vermögen insgesamt 9 Millionen RM zuführen, während den Rücklagen nur 
690000 RM entnommen wurden. Vor allem durch überplanmäßige Tilgung sank der Vor- 
kriegsschuldenstand um rund 4,6 Millionen RM, denn eine Neuverschuldung war angesichts 
des Baustops fast unmöglich; außerordentliche Etats spielten die ganzen Kriegsjahre hindurch 
praktisch keine Rolle mehr". 

Am stärksten war in den Kriegsjahren der Zuschußbedarf der Allgemeinen Verwaltung ge- 
stiegen. Der Mehraufwand im Fürsorgebereich ging vor allem auf die Bildung erheblicher 
Rücklagen (760000 RM) für den Neubau des geplanten Altersheims zurück, daneben stiegen 


246 VO über einstweilige Neuregelung des Finanz- und Lastenausgleichs 30.10.1944, RGBI I §.282. 

aa Caesar/Hansmeyer (s.Anm.2) 5.840. 

748 Abdruck der Verf. vom 8. bzw. 29.8.1944 in ZR 18352. 

249 Erstellt anhand der Haushaltspläne; die Zahl für 1943 - da ein gedruckter Etat 1945 und somit auch die Jahres- 
rechnung 1943 fehlt - aus Revisionsbericht 1951, ZRa 13261. 

ur Haushaltsplänen, Vorbericht Sch. zum Haushalt 1941 (FIN 504) und Fragebögen für Darlehensaufnahmen 
(z.B. DS 833): 1939: 985 ha, 1940: 1026 ha, 1941: 1042 ha, 1942: 1043 ha, 1943: 1051 ha (zum 31.3. jeden Jah- 
res). 

3I Revisionsbericht 1951, ZRa 13261. Teils erhebliche Abweichungen in ZRa 13261 und FIN 504. 
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auch die Abführungen an den Bezirksverband - von 1939 bis 1944 von 2,12 auf 3,56 Millio- 
nen RM. Einen weiteren wichtigen Einnahmeverlust bedeutete es, daß die Ablieferungen der 
städtischen Werke an die Stadthauptkasse, die bis 1941 noch angestiegen waren, mit zuneh- 
mender Kriegsdauer deutlich sanken”. Doch konnten all diese Ausgabenerhöhungen und 
Einnahmeverluste zum einen durch die Einsparungen aufgefangen werden, die Görings Neu- 
bauverbot von 1940 mit sich brachte, und zum zweiten stiegen die Gewerbesteuereinnahmen 
bis 1942 außergewöhnlich stark - vor allem wohl als Folge der Produktionssteigerung des 
Messerschmitt-Werks. Dies würde auch erklären, warum die Erträge aus der Gewerbesteuer 
1943 und 1944 zurückgingen, da der Betrieb schon 1943 aus Sicherheitsgründen begann, 
Teile der Produktion auszulagern, und infolge der Bombardierungen erhebliche Einnahme- 
ausfälle hinnehmen mußte. Die zweite Position unter den städtischen Einnahmequellen nahm 
die ganzen Kriegsjahre hindurch die Grundsteuer auf Hausbesitz ein, aus der die Stadt zwi- 
schen 2,33 und 2,57 Millionen RM jährlich bezog, bis 1942 gefolgt von der Bürgersteuer”””. 


DIE ENTWICKLUNG DER GEWERBESTEUEREINNAHMEN 


1939 2,75 Millionen RM 1943 4,19 Millionen RM 
1940 3,19 " 1944 4,09 À” 

1941 4,44 " 1945 1,63 " 

1942 4,97 " 


DIE STÄDTISCHEN FINANZEN IM KRIEG (in Millionen RM)”* 


Schulden Vermögen Reinvermögen Zuwachs 
1940 23,46 72,42 48,96 10,08 
1941 21,67 75,18 53,51 4,54 
1942 19,98 76,59 56,61 3,10 
1943 17,15 78,32 61,17 4,56 


252 1939: 1,17 - 1941: 1,50 - 1944: 0,85 mio RM, vgl. Revisionsbericht 1951, ZRa 13261. 

3 Jährliche Einnahmen hieraus 1,0-1,3 mio RM, aus dem Bürgersteuerausgleich 1943 und 1944 je 1,2, 1945 nur 
noch 0,7 mio RM. Übersicht Steuereinnahmen 1939-1945 im Revisionsbericht 1951, ZRa 13261. 

254 Stand jeweils 31.3. Quelle: undatierte Übersicht (wohl 1944) in DS 550; offensichtliche Rechenfehler bereinigt. 
nn oh Abweichungen in Fragebögen für Darlehen (ZRa 13757 und DS 833) sowie im Revisionsbericht 
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II. WIRTSCHAFT UND SOZIALES 


A. Die Ausgangslage 1933 


1. Wirtschafts- und Sozialstruktur 


Die wirtschaftliche Bedeutung Regensburgs ergab sich aus seiner Lage an der Kreuzung der 
großen Fernstraßen Amsterdam-Wien-Istanbul und Berlin-München (-Italien) sowie der Ei- 
senbahnstrecken München-Berlin und Hamburg/Dortmund-Nürnberg-Wien. Vor allem aber 
war die Stadt Ausgangspunkt der Donauschiffahrt bis zum Schwarzen Meer. Diese Standort- 
faktoren hatten überregionale, im Donauverkehr sogar internationale Handelsbeziehungen 
entstehen lassen. Vor allem aber fungierte die Stadt als Dienstleistungszentrum für den ost- 
bayerischen Raum®”°. Größere Industriebetriebe fehlten dagegen fast völlig, obwohl es in der 
Weimarer Zeit manche Versuche gegeben hatte, Industrie nach Regensburg zu locken, nicht 
zuletzt durch die Errichtung eines neuen Osthafens; doch waren sie alle gescheitert”. So ent- 
stand in den späten zwanziger Jahren das Konzept, Regensburg mit seinen vielen historischen 
Sehenswürdigkeiten langfristig zur Fremdenverkehrsmetropole auszubauen. Doch trotz allen 
guten Willens und des großen Aufwands hierfür muß auch dieses Konzept in den frühen 
dreißiger Jahren als gescheitert angesehen werden; unter den Bedingungen der Wirtschafts- 
krise konnte der Tourismus nicht ausreichen, um die Strukturschwäche der Stadt zu beheben, 


Von je 100 Einwohnern Regensburgs waren im Jahr 1933?°”: 


in Regensburg (in Bayern) (im Reich) 
Frauen 52,6 51,6 514 
"Erwerbspersonen” 43,9 52,2 59,5 
auf je 100 Männer 62,0 64,9 65,7 
auf je 100 Frauen 27,5 40,3 34,2 
Berufslose Selbständige 12,2 8,5 8,9 
Angehörige ohne Hauptberuf 43,9 39,3 41,6 


Wie ersichtlich, gab es also in Regensburg deutlich weniger "Erwerbspersonen" als in Land 
und Reich - bei der Volkszählung 1933 knapp 35000, davon zwei Drittel Männer. Vor al- 
lem die Frauenarbeit war wesentlich weniger verbreitet als sonst üblich, was sich aus dem 
Fehlen größerer Industriebetriebe mit Fließbandarbeit, etwa solchen der Textil- oder Elek- 
trobranche, erklärt. Zwar bestanden 1933 rund 5000 Gewerbebetriebe in der Stadt?””, doch 


255 


u 


Vgl. Voggenreiter (1936) S.125 und Finke/Pohl 8.39 ff. 

6 Vgl, Reindl (1989) S.28 zu Bemühungen 1929/30, den Ford-Konzern zur Ansiedlung in Rgbg. zu bewegen. 

#7 Verwaltungsinterne Übersicht 30.6.1937, ZR 18151, und Revisionsbericht 1941, PAM 534; hiernach auch die 
folgenden Tabellen. 


58 Vgl. auch BOm 29.4.1935. 
2° Vgl. Fragebögen 31.12.1932 und 1.7.1933, ZR 11310 bzw. 11311. 
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schloß diese Zahl jede Kleinstfirma ein, also auch den selbständigen Handwerksmeister ohne 
Angestellte und jeden kleinen Laden. 


Die meisten größeren Betriebe waren in irgendeiner Form mit dem Hafen und dem Donau- 
umschlag verknüpft, so die Mineralölfirmen am Petroleumhafen, die Schiffahrtsgesellschaf- 
ten und die Werften. Daneben bestanden in Regensburg die größte Zuckerfabrik Süd- 
deutschlands” und eine traditionsreiche Schnupftabakfabrik (Gebr. Bernard AG), es gab eine 
Reihe metall- und holzverarbeitender Betriebe, die Schwabelweiser Kalkwerke, im Energie- 
sektor die "Oberpfalzwerke AG für Elektrizitätsversorgung" (OWAG)”! sowie schließlich 
einige Großbrauereien, Druckereien und zahlreiche Baugeschäfte””. Mit der Bleistiftfabrik 
Rehbach befand sich eine alteingesessene Firma, die einst Weltruf genossen hatte, Anfang 
1933 vor dem Zusammenbruch; trotz intensiver Bemühungen auch der neuen Stadtverwal- 
tung konnte sie nicht gerettet werden. 


Als Kreishauptstadt und größte Stadt Ostbayerns beherbergte Regensburg neben der Kreisre- 
gierung zahlreiche Landes- und Reichsbehörden”, darunter eine Reichsbahn- und eine 
Reichspostdirektion, eine Reichsbankstelle, zahlreiche Dienststellen der Reichswehr bzw. 
Wehrmacht, die Polizeidirektion, ein Amts- und ein Landgericht, das Arbeits- und das (1936 
gegründete) Gesundheitsamt, die Finanzämter Regensburg-Stadt und -Land etc. Nicht zuletzt 
prägten die städtische Beamtenschaft und das Lehrpersonal der verschiedenen höheren Bil- 
dungseinrichtungen den Charakter der Stadt als eines regionalen Dienstleistungszentrums. 


Von den Erwerbstätigen waren beschäftigt: 


in der Land- und Forstwirtschaft 3,9% 
in Industrie und Handwerk 38,9% 
in Handel und Verkehr 32,1% 
im Dienstleistungsbereich 172% 
in häuslichen Diensten 79% 


Nach der Art der Beschäftigung waren von den Erwerbspersonen: 


Selbständige 12,7 % 
mithelfende Familienangehörige 3,9% 
Beamte 13,6% 
Angestellte 20,3 % 
Arbeiter 42,0% 
Hausangestellte 715% 


260 Zu den Zuckerkampagnen: Berichte 2.10.1933 und 31.10.1935, ZRa 13767 bzw. DS 696, vgl. Notiz Sch. 
3.10.1934, DS 878, RPB 7.11.1935 und Reg. an RMdI 6.2.1936, StA 22037. Zum Streit mit der Zuckerfabrik um 
die Filialsteuer ZR 18238. 

26l Vgl. Siegert (1985) passim. K.Groh: Strom für Ostbayern, Regensburger Almanach 1981 (1980) $.122-127. "75 
Jahre Strom Für Ostbayern” (1983). 


262 H, an MInn 27.9.1935, DS 868, vgl. Voggenreiter (1936) S.119 und "Verzeichnis der Herstellerbetriebe der 
Bayerischen Ostmark", hg. Wirtschaftsdienst Bayerische Ostmark GmbH, Bayreuth 0.J. (1935). Weitere Uber- 
sichten in ZRa 13225, ZR 17081 und 17089. 


263 Liste Ende 1932 in ZRa 14053, weitere Verzeichnisse, Einladungslisten etc. z.B. in ZRa 13131 und 14033. 
26% Wie Anm.257. 
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In dem hohen Anteil der Arbeiter an den Erwerbstätigen waren vor allem die vielen nicht- 
selbständigen Handwerker, dagegen deutlich weniger Industriearbeiter enthalten. Faßt man 
beide Tabellen zusammen, so wird ersichtlich, daß in Regensburg "neben dem Handel und 
dem Handwerk noch die Beamtenschaft eine bedeutende Stelle einnimmt, während die Indu- 
strie und die Landwirtschaft eine geringere Rolle spielen", 


Diese Wirtschaftsstruktur brachte Vor- und Nachteile mit sich. Fehlende Industrie bedeutete 
auch geringe Gewerbesteuer-Einnahmen; tatsächlich war Regensburg, wie bereits dargestellt, 
bis über die Mitte der dreißiger Jahre hinaus eine der strukturschwächsten deutschen Städte. 
Zum anderen konnte aber auch die Arbeitslosigkeit in den Jahren der Weltwirtschaftskrise nie 
das extreme Ausmaß annehmen wie andernorts - es gab schlicht keinen Betrieb, mit dessen 
Schließung auf einen Schlag Tausende von Menschen auf der Straße gestanden wären. 


2. Die Lage auf dem Arbeitsmarkt 


Zum Zeitpunkt der NS-Machtergreifung stellte sich die Lage auf dem Regensburger Arbeits- 
markt so verzweifelt dar, die Wohlfahrtsausgaben belasteten den städtischen Haushalt in so 
grobem Ausmaß, daß es dem neuen Stadtoberhaupt vollkommen gleichgültig sein mußte, in 
welchem Bereich neue Arbeitsplätze entstanden wären, wenn sich nur überhaupt eine Zu- 
kunftsperspektive abgezeichnet hätte. Von 302 Schülerinnen, die im Frühjahr 1932 in die 
städtische Berufsschule eingetreten waren, hatte keine einzige eine Lehrstelle gefunden‘® - 
von einer bewußten Entscheidung für oder gegen die Industrialisierung oder den Fremden- 
verkehr konnte keine Rede mehr sein. Folglich kämpfte die Stadt um jeden einzelnen Ar- 
beitsplatz, dessen Streichung drohte - selbst wenn es sich um politisch gegnerisch eingestellte 
Betriebe handelte, wie das Beispiel des Pustet-Verlags zeigt. 


Bei einer Zahl von rund 81000 Einwohnern gab es Ende 1931 in Regensburg 6042 Erwerbs- 
lose der verschiedenen Kategorien - Empfänger der Arbeitslosen-, der Krisenunterstützung 
sowie Wohlfahrtserwerbslose”° -, ein Jahr darauf waren es gar 6252°®. Die nicht vom Ar- 
beitsamt anerkannten Wohlfahrtserwerbslosen (WE) fielen ausschließlich dem Bezirksfür- 
sorgeverband Regensburg-Stadt und somit dem städtischen Wohlfahrtsetat zur Last, für die 
anerkannten "WE" gab es dagegen die im Abschnitt über das Finanzwesen erwähnten Beihil- 
fen des Reichs und des Landes, auf die allerdings kein Rechtsanspruch bestand. Die übrigen 
beiden Kategorien, die Arbeitslosen- und Krisen-Unterstützungsempfänger ("Alu” bzw. 
"Kru”), bezogen ihre Unterstützung zu 100 bzw. 80 % von der Reichsanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung. Bis Herbst 1933, als auch die "Kru" in voller Höhe 
vom Reich übernommen wurde, hatte die Stadt hiervon das sogenannte "Krisenfünftel"”® zu 
tragen. 


Saisonal bedingt, stieg die Arbeitslosigkeit im Winter 1932/33 weiter an. Ihren absoluten 
Höchststand erreichte sie am 31.1.1933, als im ganzen Gaugebiet über 74000 Erwerbslose 


265 Revisionsbericht, s.Anm.79, vgl. Voggenreiter (1936) S.97 f. 


266 Jh. 1932/33, ZRa 12658. 


267 Um als WE anerkannt zu werden, mußte der Arbeitnehmer arbeitsfähig und -willig, verfügbar, unfreiwillig ar- 
beitslos und unter 60 Jahre alt sein; vgl. Bericht Zwick 28.1.1933, ZR 11051. Einzelheiten zu "Alu" und "Kru” in 
ZR 11064. 

Für 31.12.1931: Haushaltsrede Sch. 1935, NIS 16. Ebd, für 31.12.1932 die falsche Angabe 5988; die korrekte 
Zahl nach DS 517, 696, ZR 11310 und 16571. 


9 Vgl. ZR 10859 und 11068; Übersicht über städt. Ausgaben für das Krisenfünftel bis 1933/34 in ZR 11069. 
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oder 5,8 % der Wohnbevölkerung - im Arbeitsamtsbezirk Regensburg gar 7,35 %°” - und in 
der Stadt Regensburg 6789 Arbeitslose gemeldet waren. Besonders erschreckend war die 
hohe Zahl von 4230 Wohlfahrtserwerbslosen, darunter allein 805 nicht anerkannten”. Bis zu 
Schottenheims Amtsantritt als kommissarischer Bürgermeister entspannte sich der Arbeits- 


markt nur leicht?”?: 
Arbeitslose Empfänger von Wohlfahrts- 
insgesamt Arbeitslosen- Krisen- erwerbslose 
Unterstützung 
31.12.1931 6042 1637 1898 2507 
31.12.1932 5988 1002 1002 3984 
31,3.1933 5749 631 1258 3860 


Auch der Blick auf die übrigen vom Wohlfahrtsamt unterstützten sozialen Gruppen zeigt, 
welch eminente Bedeutung den Wohlfahrtserwerbslosen unter ihnen zukam: 


VOM WOHLFAHRTSAMT UNTERSTÜTZTE PARTEIEN (Jahresdurchschnitt)” 
1930 1931 1932 1933 1934 
Kriegsbeschädigte 222 165 175 90 89 
und -hinterbliebene 
Kleinrentner 431 406 407 367 354 
Sozialrentner 940 931 947 980 1005 
Frziehungsbeihilfe für 80 105 158 174 150 
Minderjährige; ab 1934: 
"Geschlossene Fürsorge" 
Allgemeine Fürsorge 323 412 582 609 758 
Arbeitslose mit 12 48 75 54 60 
Zusatzunterstützung 
Wohlfahrtserwerbslose 1002 2110 3666 2918 1433 


Wie ersichtlich, stiegen zwar auch die Lasten für andere Gruppen, doch die Unterstützungs- 
zahlungen an die Wohlfahrtserwerbslosen führten letztlich in Regensburg, wie fast überall, 
zur Zerrüttung der kommunalen Finanzen. Konkret hat die Stadt Regensburg im Rechnungs- 
jahr 1932/33 bei Gesamtausgaben von 9,3 Millionen RM allein 4,1 Millionen RM für die 


= Scharnagl S.23. AA-Bezirk neben Stadt und Landkreis Rgbg.: Landkreis Kelheim und große Teile des damali- 
gen Landkreises Burglengenfeld. 


I Dg 696. 
DS 517, 696, ZR 3725 c und 11077. 
273 Haushalt 1934 S.62 und Bericht Wohlfahrtsamt 4.7.1935, DS 696. 
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Wohlfahrt aufgewendet, in diesem Bereich jedoch nur 1,5 Millionen RM eingenommen, ins- 
besondere durch die externen Hilfen, so daß ein reiner Zuschußbedarf von 2,6 Millionen RM 
übrigblieb - mit Abstand der größte Einzelposten des Gesamtetats””‘. Am Tag von Schotten- 
heims Amtsantritt berichtete die Kreisregierung dem Innenministerium, der Zusammenbruch 
der öffentlichen Fürsorge in Bezirken und Gemeinden stehe unmittelbar bevor”, 


B. Die Entwicklung bis zum Zweiten Weltkrieg?” 


l. Reichs- und Landesprogramme zur Arbeitsbeschaffung 


Auf konjunkturbelebende Impulse von außen mochte die neue Stadtspitze angesichts der ge- 
schilderten Verhältnisse nicht warten. Doch was sie tatsächlich - aller öffentlichen Rhetorik 
zum Trotz - gegen die Arbeitslosigkeit unternehmen konnte, war kaum mehr als früher unter 
Dr.Hipp. Schon 1929 war die Pflichtarbeit für Wohlfahrtserwerbslose eingeführt worden”, 
mit dem (1928 verstaatlichten) Arbeitsamt hatte man sich bereits 1930 darauf geeinigt, daß 
bei den von der Stadt finanzierten Arbeiten ausschließlich Wohlfahrtserwerbslose eingesetzt 
würden?”®. Das städtische Arbeitsbeschaffungsamt blieb bestehen, und selbstverständlich ver- 
suchte man auch die Chancen wahrzunehmen, die sich aus den Notprogrammen der Reichs- 
regierungen ergaben. So hatte die Stadt Regensburg eine lange Liste förderungswürdiger So- 
fortmaßnahmen zum Gereke-Programm angemeldet?”, fünf davon waren auch von der Kreis- 
regierung als besonders vordringlich bzw. sogar unaufschiebbar gewürdigt worden”. Auf 
Dauer jedoch konnte die Rettung nur in einer allgemeinen Konjunkturbelebung liegen, und 
um sie zu fördern, ließ sich die Regierung Hitler sehr viel Zeit - viel mehr, als beispielsweise 
Roosevelt in den USA benötigte, um mit einem neuen Bankengesetz den "New Deal" einzu- 
leiten. Vier Monate brauchte dagegen die nationalsozialistische Reichsregierung”', um ihre 
"Sofortmaßnahmen" zur Behebung der Arbeitslosigkeit in Angriff zu nehmen. Erst im Juni 
1933 erließ sie das "Gesetz zur Verminderung der Arbeitslosigkeit", das sogenannte Rein- 
hardt-Programm?®?. Immerhin wurde damit im Haushaltsjahr 1933/34 über 1 Milliarde RM 
für die Arbeitsbeschaffung bereitgestellt - mehr als zehnmal so viel wie 1932. Noch wichtiger 
war der damit verknüpfte psychologische Effekt: das Entstehen einer neuen Aufbruchsstim- 
mung nach der jahrelangen Depression, ein weitgehender Konsens zwischen Bevölkerung 


274 Jahresrechnung 1932/33, veröff, im Haushalt 1934/35. 

275 HMB 20.3.1933, StA 22040. Einblick in die ungeheure Not geben die Prot. des Wohlfahrtsausschusses und sei- 

ner Organe (ZR 11121-11123). 

Kurzer Überblick auf Reichsebene mit neuer Lit. bei D.Petzina: Soziale und wirtschaftliche Entwicklung, DVG 

IV S.666-681. Für die Landesebene vgl. H.Hesse: Auswirkungen nationalsozialistischer Politik auf die bayeri- 

sche Wirtschaft, ZBLG 43 (1980) S.379-485. 

277 Sr-Prot. 17.7.1929, vgl, Schmetzer 8.84. 

u Vereinbarung AA-Wohlfahrtsamt 31.3.1930, ZR 11077; hier und in ZR 4741 Näheres zur Beziehung Stadt-AA 

vor 1933. 

Vgl. Sr-Prot. 1.2.1933. Das Gereke-Programm, benannt nach dem Reichskommissar für Arbeitsbeschaffung, 

hatte ein Volumen von 600 mio RM. Überblick bei W.A.Boelcke: Arbeit und Soziales, DVG IV S.793-807, hier 

5.802. 

280 Reg. an Minn 22.2.1933, Abschrift in ZR 11310; ebd. weitere Details zu den Anmeldungen für das Gereke-Pro- 
gramm (u.a. der neue Donaudüker), vgl. auch HA-Prot. 11.1.1933 und Schmetzer $.85. 

281 Vgl. zur Konzeptlosigkeit der NS-Wirtschaftspolitik allg. C.Kruse: Die Volkswirtschaftsiehre im Nationalsozia- 
lismus, Freiburg 1988. 

282 RGBI1S.323 und DurchfVO 28.6.1933, RGBI I 8.425; Urheber war Staatssekretär Fritz Reinhardt vom RFM. 
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und Regime. In der Wirtschaft selbst stellten die Stärkung der Position des Unternehmers und 
die Zerschlagung der Gewerkschaften ebenso wie die von Anfang an vergebenen staatlichen 
Rüstungsaufträge das Vertrauen in den bevorstehenden Aufschwung allmählich wieder her. 


Der Schwerpunkt der Arbeitsbeschaffung lag auf dem Bausektor”**. Insbesondere sollten In- 
standsetzungsmaßnahmen und Umbauten an öffentlichen Gebäuden gefördert werden, dane- 
ben Kleinsiedlungsprojekte, Anlagen zur Gas-, Wasser- und Stromversorgung, Tiefbauten, 
Flußregulierungen etc. Kriterium für die Vergabe der Zuschüsse bzw. Darlehen aus dem 
Reinhardt-Programm war der volkswirtschaftliche Wert der geplanten Maßnahme, beson- 
deres Gewicht lag auf dem schnellen Baubeginn und auf der Beschäftigung möglichst vieler 
Arbeitsloser. Für all dies hätten die klassischen Methoden öffentlicher Investitionsfinanzie- 
rung - Steuern und Anleihen - nicht genügt, da jede Steuererhöhung die Belebung der priva- 
ten Investitionstätigkeit gehemmt hätte und der Kapitalmarkt zur Aufnahme großer öffentli- 
cher Anleihen nicht in der Lage war. So griff man zu einer neuen Finanzierungsmethode: 
Unternehmen und Gebietskörperschaften konnten zur Arbeitsbeschaffung Wechsel auf Son- 
derinstitute des Reichs ziehen, vor allem die "Öffa" (Deutsche Gesellschaft für öffentliche 
Arbeiten), die in der Regel mehrfach verlängert und dann aus dem Reichshaushalt abgedeckt 
wurden. Damit stieg die Liquidität der Unternehmer, die nun ihrerseits ihre Bankkredite zu- 
rückzahlen konnten, wie auch die der Geschäftsbanken selbst; sie hatten bekanntlich nach der 
Kündigung ausländischer Gelder und dem Abzug der inländischen Sparguthaben den größten 
Teil ihrer Handelswechsel bei der Reichsbank einreichen müssen, die sie als Deckung für den 
Bargeldumlauf nutzte, Dieser geriet nun wieder in Gang, der Geldmarkt stabilisierte sich. 


Ein weiterer, auch sozialpolitisch einschneidender Bestandteil des Reinhardt-Programms war 
die Förderung der Eheschließungen, die zur Verdrängung der Frauen aus dem Arbeitsmarkt 
beitragen sollte - in Regensburg mit Erfolg: Die Zahl der Hochzeiten schnellte ebenso in die 
Höhe wie im Anschluß daran die Geburtenziffer. Auch zum Reinhardt-Programm selbst mel- 
dete die Stadt eine Reihe von baureif vorliegenden Projekten an, teils dieselben wie zuvor 
zum Gereke-Programm. Tatsächlich hat sie 1933 noch drei Öffa-Darlehen in Höhe von zu- 
sammen 162000 RM aufgenommen, mit denen verschiedene Tiefbauten finanziert wurden”, 


Die bayerische Landesregierung schloß sich dem Vorgehen des Reichs mit einem eigenen 
Arbeitsbeschaffungs-, dem Siebert-Programm an°”. 17 baureife Projekte, teils wieder diesel- 
ben wie zum Reinhardt-Programm, schlug die Stadt Regensburg hierfür vor, darunter 
zunächst als größten Posten 100 neue Siedlerstellen am Harthof”"”. Gefördert wurden 
schließlich vier Maßnahmen, die Stadt erhielt gering verzinsliche Darlehen von gut 
320000 RM, davon allein 190000 RM für den neuen Donaudüker**®; Schottenheim zeigte sich 
enttäuscht, nachdem mit dieser Summe "nicht allzu viel auszurichten" sei”. Der Vorteil lag 
trotz der Neuverschuldung darin, daß eine so verarmte Stadt wie Regensburg auf andere 
Weise an die dringend benötigten Darlehen kaum herangekommen wäre. 


R3 Vgl. Petzina (s.Anm.276) 8.666 ff. 

a Vgl. 1.Vierjahresplan, von der Reichsregierung beim Nürnberger Parteitag im September 1933 verkündet; vgl. 
auch Bayern im ersten Vierjahresplan S.82 ff. 

28° Die Einzelheiten in ZR 11113 und StA 16759, vgl. HA-Prot. 19.7.1933. 

286 Rundschreiben Reg. 7.7.1933, ZR 11311, vgl. HA-Prot. 6.11.1933. Ausführlich und pathetisch zum Siebert-Pro- 
gramm: Bayern im ersten Vierjahresplan 5.371 ff. Die bedachten Kommunen sollten "propagandistische Veröf- 
fentlichungen in der Lokalpresse” unterbringen (Rundschreiben Bayer. Gemeindetag 17.2.1934, ZR 11311). 


287 Verzeichnis der Anträge zum Siebert-Programm Stand 16.11.1933, ZR 11311, vgl. HA-Prot. 6.11.1933. 


<08 Mitteilung Bayerischer Gemeindetag 26.1.1934, ZR 11311; Darlehen 9.3./17.4.1934 und Abschlußberichte zu 
den einzelnen Maßnahmen ebd., vgl. auch Sr-Prot. 11.5.1934 und StA 16759, 


289 Notiz 26.1.1934, DS 696. 
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2. Städtische Aktivitäten zur Arbeitsbeschaffung?” 


a. Der Katalog städtischer Maßnahmen 


"Arbeit und Brot" zu schaffen, war das Programm Schottenheims, der sich alle paar Tage 
über die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt unterrichten ließ””', Als Sofortmaßnahme ord- 
nete er bei seinem Amtsantritt an, daß bei Neueinstellungen ausschließlich Wohlfahrtser- 
werbslose aus Regensburg angefordert werden durften?””. Zur Förderung des gewerblichen 
Miittelstands schränkte er den Kreis der städtischen Lieferanten ein, wie von der NSDAP seit 
langem gefordert. Aufträge und Lieferungen durften nicht mehr an Warenhäuser und Kon- 
sumvereine vergeben werden, ebensowenig wie an nichtdeutsche Firmen”. Hierunter waren 
nicht nur ausländische, sondern auch Firmen zu verstehen, die Juden gehörten oder von ihnen 
geleitet wurden, sowie solche, die "als auf marxistischer Grundlage aufgebaut" galten”. Ge- 
troffen wurden also vor allem die Regensburger Kaufhäuser in jüdischem Besitz und die ge- 
nossenschaftlichen Selbsthilfeeinrichtungen. Prompt gingen zahllose Angebote und Bittbriefe 
"arischer” ortsansässiger Geschäftsleute ein, die angeblich schon immer mit dem Nationalso- 
zialismus sympathisiert hatten”. Denunziationen waren an der Tagesordnung”; wer konnte, 
wies nach, wie sehr er früher unter dem "schwarzen Filz" gelitten habe, und legte Empfeh- 
lungsschreiben der Partei oder der SA bei”. 


Die städtischen Dienststellen hatten alle Liefer- und Leistungsvereinbarungen zu melden””*, 
jeder Warenabsatz, jede Sammelbestellung im Dienst wurde untersagt””. Schottenheim for- 
derte wiederholt von seinen Untergebenen, wie von der IHK empfohlen”, bei ihren Einkäu- 
fen das einheimische Gewerbe zu berücksichtigen‘. In einem anderen Bereich der national- 
sozialistischen Mittelstandspolitik blieb Schottenheim dagegen im Interesse seiner Unterge- 
benen stur: Er verweigerte die von Partei und Regierung vielfach geforderte Auflösung der 
städtischen Regiebetriebe. Die Diskussion um die wirtschaftliche Betätigung der Kommunen 
war unter Schlagworten wie "kalte Sozialisierung” und "Kommunalsozialismus” schon in den 
späten zwanziger Jahren mit großer Schärfe geführt worden, und nicht nur die NSDAP hatte 


Vgl. allg. Strölin passim. 

21 Seine Notizen in DS 696. 

292 Verf. 20.3.1933, wiederholt am 4.5. und 24.10.1933, ZR 11077 und ZRa 14103. 

233 Verf. 25.3.1933, ZR 3726, 9042 und DS 514. Münchens kommissarischer Bürgermeister Fiehler gab eine in- 
haltsgleiche Anweisung, vgl. Hanko S.417. Zur Mittelstandsideologie der NSDAP auf Landesebene wie zur 
Wirtschaftspolitik der Staatsregierung Domröse 8.303 ff. 

294 Verf. 23.1.1934, ZR 9042 und JUG 500. Nachdem die Anweisung jeweils nach einigen Monaten wiederholt 
wurde, kann sie nicht allzu ernst genommen worden sein. Noch 1937 drohte Sch., jeden Beamten zur Rechen- 
schaft zu ziehen, der Bestellungen nach auswärts vergebe (Verf. 15.3.1937, vgl. E-Werk an Ref.IV 20.3.1937, 
ZRa 14103). 

25 Vgl. z.B. Graphische Kunstanstalt Schiele an Stadt 4.11.1933, ZR 16460. 

26 Vgl. z.B. Beschwerde der "Bauhütte” über die Konkurrenzfirma Riepl 30.4.1934, ZRa 14104; hierzu Notizen 
Sch. 26.9. und 2.10.1934, DS 666. Vgl. Klage der Schreinerinnung über ein Mitglied, von dessen Beschäftigten 
nur 2 der SA angehörten, ZR 10265 b; hier auch weitere Beschwerden, Denunziationen etc. 

297 Viele Belege in ZRa 14104, vgl. auch ZRa 14105 (Kohlenhandlung Weidinger), ZR 17171 (Metzgermeister 
Werner) und ZR 18660 (Drogerie Sammüiller). 

298 Undatierte Verf., wohl April 1933, ZR 9042 und ZRa 14104. 

29 Verf. 22.6., 25.7.1933 und 3.12.1934, ZR 9042. 

300 Vgl. z.B. IHK an bayer. Außenministerium 27.3.1933, Abdruck in ZR 10185, VO 1.4.1933, GVBl $.98, und Ge- 
setz zum Schutze des Einzelhandels 12.5.1933, RGBI I S.262. Zahlreiche weitere Vorschriften in ZR 3726 und 
9042. 

30! Vgl. IHK an Stadt 5.7.1933, ZR 4048, und Verf. Sch. 25.7., 14.10., 4.11.1933 und 3.12.1934, ZR 3726 und 

9042. Lt. Vermerk Reinemer 9.12.1935 war die Verf. nun überflüssig, da ihr Inhalt "den Beamten in Fleisch und 

Blut übergegangen ist und sich Jahre hindurch keine Mißstände gezeigt haben". 
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regelmäßig den Rückzug der öffentlichen Hand aus dem Wirtschaftsleben gefordert, da es 
nicht ihre Aufgabe sei, dem Privatgewerbe Konkurrenz zu machen?”. Diese Argumentation 
war auch Bestandteil der offiziellen Politik der Staatsregierung. 1932 hatte sie die Regierun- 
gen angewiesen, den Gemeinden keine Regiebetriebe mehr zu genehmigen und bestehende 
Konzessionen nach Möglichkeit zurückzuziehen”. Hipp hatte daraufhin bestritten, daß diese 
Betriebe in Konkurrenz zur Privatwirtschaft stünden®”, und Schottenheim übernahm die Ar- 
gumente seines Vorgängers fast wörtlich: Die städtischen Regiebetriebe erwirtschafteten ge- 
ringe Umsätze, würden nur für verwaltungsinterne Aufgaben eingesetzt oder trügen Risiken, 
die privaten Kapitalgebern nicht zuzumuten seien. Vor allem aber sei es nicht möglich, den 
dort Beschäftigten Arbeitsplätze in der Privatwirtschaft zu vermitteln®®. Es ergibt sich das er- 
staunliche Fazit, daß der Oberbürgermeister hier die Interessen der Stadt gegenüber eindeuti- 
gen Forderungen der Partei wie auch der Staatsführung nachdrücklich - und erfolgreich - 
verteidigte’”®. 


In dem von der Partei ebenfalls seit langem propagierten Kampf gegen Schwarzarbeit und 
"Doppelverdiener sah Schottenheim dagegen einen wichtigen Beitrag zur Beseitigung der Ar- 
beitslosigkeit. Alle städtischen Beamten hatten ihre Nebeneinkünfte und die ihrer Ehefrauen 
zu melden, im Juni 1933 wurden sie "im Interesse der Arbeitsbeschaffung" gesperrt”. Eine 
wichtige Rolle als Überwachungsinstrument spielte dabei der dem Oberbürgermeister per- 
sönlich unterstellte "Hilfsbund für Arbeitsbeschaffung", den er als Ersatz für das bisherige 
Arbeitsbeschaffungsamt gegründet hatte”. Dieser Hilfsbund hatte sein Büro im Rathaus, 
wurde von einem städtischen Beamten geleitet und arbeitete eng mit der SA-Fürsorge zu- 
sammen”. Auch er rief öffentlich zur Förderung des örtlichen Gewerbes auf?'", nahm Mel- 
dungen über Schwarzarbeit und Doppelverdiener entgegen, ging Klagen über die Verzöge- 
rung von Baugesuchen nach, schaltete sich in Finanzierungsverhandlungen für Neubauten 
ein, vermittelte Hausgehilfinnen und nötigte gelernte Landarbeiter durch die Drohung, jede 
Unterstützung einzustellen, zur Rückkehr in die Landwirtschaft. Seine Hauptarbeit bestand 
allerdings in der Beschaffung von Geldern für das Siedlungsprojekt des Oberbürgermei- 
sters?"!, 

Ein weiterer Beitrag der Stadt zum Kampf gegen die Arbeitslosigkeit lag in der "Säuberung" 
der Statistik. Als Kontrollmechanismus diente dabei das Instrument der wöchentlich 16-stün- 
digen, nicht vergüteten Pflichtarbeit. Anzuordnen war sie, wie Sozialreferent Zwick verfügte, 
bei "amtsbekannten Arbeitsscheuen", wenn der’Verdacht auf Schwarzarbeit vorlag, oder auch 


302 Vgl. A.Köttgen: Die wirtschaftliche Betätigung der Gemeinden, in 100 Jahre Deutsches Rechtsleben, Karlsruhe 
1960 5.577 ff. F.Blaich: Möglichkeiten und Grenzen kommunaler Wirtschaftspolitik während der Weltwirt- 
schaftskrise 1929-1932, AfK 9 (1970) 5.92-108. G.Ambrosius: Aspekte kommunaler Unternehmenspolitik in der 
Weimarer Republik, AfK 19 (1980) S.239-261. Überblick mit neuer Lit. bei W.Berg: Wirtschaftsverwaltung ein- 
schließlich Bauwesen, DVG IV S.421-434, hier $.429. 

33 Verf. 21.10.1932, Abdruck in ZR 16521; sinngemäße Regelungen dann auch in $$ 67 und 68 DGO (1935). 

34 Bericht 18.1.1933, ZR 16521. Es ging um die Installationsabteilung der Werke, die Gasverbrauch GmbH, die 
Stadtlagerhaus GmbH, die Hapag-Reise- und Verkehrsbüro GmbH, den Kraftwagen- und den Kranbetrieb. 

30S Bericht 4.10.1934, ZR 16521; ebd. und in ZR 16977 Näheres zur Forderung der Landesregierung, die wirt- 

schaftliche Betätigung der Kommunen einzuschränken. 

Vgl. auch ZR 16880 zur Forderung der Reichsanstalt für Arbeit, jüngere Kräfte möglichst durch ältere und ver- 

heiratete zu ersetzen, die schwerer vermittelbar waren (Sommer 1934); auch hier erwies sich die Stadt zugunsten 

ihrer Beschäftigten als unflexibel. 

307 Verf. 12.4. und 28.6.1933, ZR 3726 und 9042. 

#08 Vgl. BOw 13.6.1933 und RA 16.6.1933, die Auflösungsverf. für das Arbeitsbeschaffungsamt (4.7.1933) in ZR 

18744, 

So übernahm die Stadt die Sozialleistungen für eine Mitarbeiterin der SA-Brigade 81, da ihre Arbeit auch dem 

Hilfsbund zugute komme; der Vorgang in ZRa 13276 q. 

310 Vgl. Dank der IHK 7.7.1933, ZR 4048. Zum Hilfsbund allg. Weinmann $.239 ff. 

`l Tätigkeitsbericht des Hilfsbundes 12.2.1934, DS 696, vgl. auch Notizen Sch. 10., 13.1. und 10.2.1934, ebd., und 
RA 8.8.1933. 
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bei Jugendlichen, die sich weigerten, in den Arbeitsdienst einzutreten. Wer auch die Pflicht- 
arbeit verweigerte, verlor den Anspruch auf Geldunterstützung, zudem wurde im Einzelfall 
die Polizei verständigt, die zu prüfen hatte, ob nicht "die Voraussetzungen des Zigeuner- und 
Arbeitsscheuen-Gesetzes" von 1926 vorlagen’'?. 


Generell herrschte also großes Mißtrauen gegenüber den Wohlfahrtserwerbslosen?'°, In der 
ersten Sitzung des Wohlfahrtsausschusses nach Schottenheims Amtsantritt begrüßte Zwick 
die neugewählten Mitglieder mit der Bitte, "mit allen Kräften bei der Bekämpfung der 
Schmarotzer und Schädlinge der Fürsorge mitzuwirken."'* Und Schottenheim überprüfte 
noch 1935 persönlich in den Krankenhäusern, ob die vom Wohlfahrtsamt unterstützten Pati- 
enten tatsächlich der stationären Pflege bedurften - mit dem Ergebnis, daß dies in mindestens 
einem Drittel der Fälle nicht nötig ser". Insbesondere mißtraute man den Wohlfahrtser- 
werbslosen aus den "kommunistisch vollkommen verseuchten" Vororten Keilberg, Brandl- 
berg und Schwabelweis, die sich angeblich gar nicht ernsthaft um Arbeit bemühten”®. In 
Wahrheit jedoch kamen Arbeitsverweigerungen nur sehr selten vor", vielmehr haben im 
Sommer 1933 täglich über 100, im Herbst dann über 200 Wohlfahrtserwerbslose Pflichtar- 
beiten für die Stadt geleistet, so im Kalkwerk Büechl, wo das Material für den Wegebau im 
Schottenheim gebrochen wurde, beim Museumsbau, der Erweiterung des Stadtparks oder im 
Notwohnungsbau am Sandberg?'*; nicht herangezogen wurden nur arbeitslose SA- und SS- 
Angehörige?'”. 

Auch an die verschiedensten Behörden, Betriebe und Institutionen traten der Hilfsbund und 
Schottenheim selbst immer wieder heran und baten, bei Baumaßnahmen und Lieferungen das 
örtliche Gewerbe zu berücksichtigen”. Dieses selbst wurde gedrängt, nach Möglichkeit Re- 
gensburger Wohlfahrtserwerbslose einzustellen, wobei vor allem auf der Herbstkampagne der 
Zuckerfabrik große Hoffnungen ruhten””'. Die Einflußnahme ging so weit, daß man sogar auf 
die Verwirklichung noch nicht geplanter Projekte drängte, wenn etwa der Oberbürgermeister 
die Hausbesitzer aufforderte, anstehende Reparaturen an ihren Häusern sofort durchführen zu 
lassen, um "hungernden Volksgenossen Arbeit und damit Brot" zu geben; wer "aus purem 
Eigennutz" Reparaturen unterlasse, obwohl er sie sich leisten könne, handle unsozial””. 
Großen Erfolg kann die Aktion nicht gehabt haben, denn 1935 wurde sie wiederholt”. 


312 Verf. Zwick 31.7.1933, ZR 11076 a, vgl. HA-Prot. 2.8.1933. 

313 Viele Belege in ZR 11076 b. Vgl. z.B. Zwick an Ref.V 14.9.1934: "Es steht zu erwarten, daß eine große Anzahl 
(...) von der Unterstützung ausscheiden wird, wenn die Unterstützungsgewährung von der Leistung von Arbeit 
abhängig gemacht wird.” Vgl. auch Bericht des Hilfsbunds 12.2.1934, DS 696, wonach viele Schwervermittel- 
bare "dem Dienstgeber nicht zugemutet werden können". 

4 Prot, 31.5.1933, ZR 11125. 

315 Notiz 3.7.1935, DS 696. 

316 Bericht des Wohlfahrtsamts-Offizianten Hartl 22.5.1933, ZRa 13767, vgl. den Schriftwechsel über die Beleg- 
schaften der Schwabelweiser Großbetriebe, ZRa 13767. 

317 Zwick an AA 24.10.1933, ZR 11076 a. 

318 Zwick an AA 24.10. bzw. 5.12.1933, ebd.; hier auch weitere Einzelheiten. 

319 Zwick an die betroffenen Dienststellen 27.3.1934, ZR 11076 a. Ab Herbst 1935 brauchten über 60-jährige WE 

keine Pflichtarbeit mehr zu leisten (Verf. Zwick 30.10.1935, ebd.). Endgültig abgeschafft wurde sie mit Verf. 

Zwick 5.9.1940 (ebd). 

Vgl. z.B. Bitte an Bischöfliche Administration, bei einer Baumaßnahme nur Firmen aus Rgbg. heranzuziehen; 

der Schriftwechsel in ZRa 13026. Viele weitere Belege in ZRa 13025. 

321 Vgl]. Bericht Wohlfahrtsamt 25.11.1935, DS 696, wonach die Zuckerfabrik sich Hilfskräfte v.a. von SA und SS 

vorschlagen ließ. 

Anweisung an die Feuerbeschauer, die Hausbesitzer unter Druck zu setzen, 12.7.1933, ZR 19957. Vgl. auch 

Vorschlag an Krankenhaus der Barmherzigen Brüder, neue Möbel zu beschaffen, womit man sich aber eine Ab- 

fuhr einhandelte (ZRa 13025). 


3 Vgl. ZRa 12303, vgl. auch Tätigkeitsbericht Hilfsbund 12.2.1934, DS 696. 
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Demonstrativ beteiligte sich Schottenheim gemeinsam mit führenden Parteifunktionären an 
Haus- und Straßensammlungen für die Arbeitsbeschaffung, wobei allerdings die Ergebnisse 
in Regensburg ungewöhnlich schlecht gewesen sein sollen”. Selbst Angebote Regensburger 
Firmen unterstützte der Oberbürgermeister von Fall zu Fall gegenüber Dritten - bei den Ka- 
sernenbauten etwa mit dem Hinweis auf die Vorleistungen der Stadt, die man nun honoriert 
wissen wollte. Bittbriefe örtlicher Betriebe an ihre Gläubiger befürwortete das Stadtober- 
haupt unter Hinweis auf die katastrophale Lage am Regensburger Arbeitsmarkt. War ein Be- 
trieb dennoch eingegangen oder kämpfte um sein Überleben, wie etwa die Bleistiftfabrik 
Rehbach und das Leichtsteinwerk Obpacher, so engagierte sich die Stadtspitze sehr stark in 
die verschiedensten Richtungen, sei es durch Bürgschaften und Forderungsverzichte, sei es 


durch eine Vermittlertätigkeit gegenüber den Banken oder möglichen Kaufinteressenten’*. 


Ebenso wie sein Vorgänger wehrte sich Schottenheim gegen Pläne zur Verlagerung von Be- 
hörden und Betrieben, etwa der 1932/34 drohenden Schließung der Oberpostdirektion?” oder 
der Sauerkrautfabrik Hengstenberg, deren Abwanderung 1935 drohte, falls es nicht gelang, 
ihr Expansionsgelände zu verschaffen. Wie so häufig, schaltete sich Herrmann in die Grund- 
stücksverhandlungen ein und vermittelte dem Betrieb ein neues Gelände in Hafennähe’”* Eine 
indirekte Wirtschaftsförderung bedeutete es schließlich, wenn die städtische Gewerbeaufsicht 
aus Rücksicht auf die betroffenen Betriebe darauf verzichtete, Auflagen zur Luft- und Was- 
serreinhaltung zu machen und ihre Einhaltung auch tatsächlich zu überwachen. 


Auch durch die Förderung von Publikationen sowie einer Vielzahl von Ausstellungen und 
Messen hat sich die Stadt um die örtliche und regionale Wirtschaft bemüht. Autoren wie 
Voggenreiter und Trampler erhielten ebensolche Unterstützung wie die "Wirtschaftliche 
Werbestelle der Bayerischen Ostmark" bei Ausstellungen in anderen Gauen, und in Regens- 
burg selbst zeigten verschiedene Stellen ständig Wandergewerbeschauen, Handwerksmessen, 
Landwirtschaftsausstellungen und ähnliches, zumeist gefördert vom Reichspropagandamini- 
sterium bzw. den von ihm beauftragten Veranstaltern, nicht selten auch von den örtlichen 
Parteidienststellen. Die Titel dieser Veranstaltungen wechselten; nicht immer war für den Be- 
sucher von vorneherein erkennbar, daß es auch bei Ausstellungen wie "Die deutsche Frau im 
deutschen Heim", einer "OÖstmarkfunkwoche" oder dem "Regensburger Knackwurstmarkt” 
um die Förderung des örtlichen und regionalen Gewerbes ging. Auch für die ausdrücklich 
diesem Zweck gewidmeten Ausstellungen, etwa "Volk und Wirtschaft" oder der 
"Regensburger Leistungsschau", stellte die Stadt die Stadthalle kostenlos zur Verfügung; 
Schottenheim übernahm sehr häufig das Protektorat”. Die mit Abstand größten dieser Ver- 
anstaltungen waren die "Braunen Ostmarkmessen" 1934 und vor allem 1935, initiiert von der 
Gauleitung und durchgeführt vom Berliner "Institut für deutsche Wirtschaftspropaganda”””. 
Handwerks- und Industriebetriebe zeigten ihre Erzeugnisse, der Reichsnährstand, der Ar- 
beitsdienst und verschiedene Parteigliederungen erhielten Gelegenheit zur Selbstdarstellung. 
Es gab Film- und Konzertabende, Sportveranstaltungen, eine Sternfahrt von ADAC und 


32A Vgl. Notiz Sch. 8.4.1934, DS 846, wonach es hierüber zu einem öffentlichen erregten Streit zwischen Rako- 


brandt und Weigert gekommen war. 

325 Vgl. Notiz Sch. 19.6.1934, ZRa 13025: Enttäuschung, daß Betriebe aus Rgbg. beim Kasernenbau nicht bevor- 
zugt berücksichtigt wurden. Vgl. z.B. auch den (erfolglosen) Versuch, der Lederfabrik Günther zu größeren Lie- 
ferkontingenten nach Frankreich zu verhelfen (ZRa 12857). 

ae Empfehlungs- und ähnliche Schreiben in ZRa 12855 und 13025 f, Zum Überlebenskampf des Leichtsteinwerks, 
an dem die Stadt finanziell beteiligt war: ZR 17037 f. (Vorgeschichte), 17048 f. und ZRa 14265. 

927 Einzelheiten in ZR 10473, vgl. auch Notiz Sch. 24.9.1934, DS 846. 

328 Der Vorgang in ZR 16375, vgl. auch Notiz Sch. 8.1.1935, DS 666. Noch 1943/44 wurden die Hengstenberg- 
Anlagen am Auweg mehrfach erweitert, vgl. Stadt an Bpb 23.8.1943 bzw. 30.9.1944, DS 549. 

32? Einzelheiten in ZRa 14068, 14073 und 14081; zur Handwerkswoche (Oktober 1933) ZRa 14013. 

330 Vgl, dessen Broschüre in ZRa 14084. Vgl. auch die Werbeschrift Hlustrierte Wirtschaft 4/1935. Zu den "Braunen 
Messen” Weinmann 8.53 f. 
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NSKK, Lehrschauen des Reichsluftschutzbundes und vieles mehr’. 1935 kamen zur 
"Braunen Ostmarkmesse" allein rund 90000 Besucher, 750000 RM wurden umgesetzt”. 


Insgesamt darf man annehmen, daß den Aktivitäten des Hilfsbunds und den anderen hier dar- 
gestellten Maßnahmen vor allem psychologische Bedeutung zukam. Reichsweit hatte sich 
gezeigt, daß die private Investitionsbereitschaft allein schon infolge der Erwartung stieg, der 
neuen Regierung werde die Überwindung der Krise gelingen. Demgegenüber wirkten alle di- 
rekten städtischen Bemühungen wie ein Tropfen auf den heißen Stein: Man konnte bitten und 
betteln, intervenieren und intrigieren, vielleicht auch auf dem Umweg über die Partei Druck 
auf die Privatwirtschaft ausüben, aber tatsächliche Befugnisse bestanden angesichts des Ver- 
mittlungsmonopols des staatlichen Arbeitsamtes nicht. Wenn der Aufschwung schließlich 
auch Regensburg erfaßte, beruhte dies überwiegend auf externen Impulsen. 


b. Die Mißerfolge: Konkurse und gescheiterte Ansiedlungsprojekte 


Die tatsächliche Hilflosigkeit der Stadtverwaltung erwies sich immer wieder. So erregte 
1933/34 der Konkurs der Bleistiftfabrik Rehbach an der Marschallstraße, der trotz aller Be- 
mühungen auch der Stadtverwaltung nicht verhindert werden konnte, großes Aufsehen. Doch 
stellte er nur die Spitze des Eisbergs dar’”: Bis in die späten dreißiger Jahre nahm die Zahl 
der Gewerbebetriebe in der Stadt laufend ab, es vollzog sich wie überall im Reichsgebiet trotz 
der vorgeblichen Förderung des Mittelstands ein Konzentrationsprozeß, dem vor allem kleine 
Handwerksbetriebe und Geschäfte häufig nicht standhielten’”“. 


Bei Rehbach handelte es sich um einen der traditionsreichsten Betriebe der Stadt. Gegründet 
um 1825, hatte das Unternehmen im späten 19.Jahrhundert Weltruf erlangt”, erlitt jedoch in 
der Weltwirtschaftskrise schwere Einbußen und stand bei Schottenheims Amtsantritt unmit- 
telbar vor dem Zusammenbruch. Soeben war der Betrieb eingestellt worden, und nun setzten 
dramatische Rettungsversuche für die zuletzt rund 70 Arbeitsplätze ein. Die städtische Spar- 
kasse wie auch die Stadtverwaltung übernahmen nach schwierigen Verhandlungen mit der 
Aufsichtsbehörde? in großem Umfang Risiken, damit die Banken der Fabrik neue Über- 
brückungskredite zur Verfügung stellten”, dennoch mußte Rehbach im Sommer 1933 schon 
wieder um frische Kredite und Bürgschaften bitten, zugleich aber das allein noch ertragreiche 
Auslandsgeschäft einstellen und weitere Arbeitsplätze abbauen. Nach dem Krieg sollte Fir- 
meninhaber Ammon behaupten, Schottenheim habe in seinem exzessiven Antisemitismus 
den Betrieb in den Bankrott getrieben, indem er auf der Entfernung der jüdischen 
Auslandsvertreter der Bleistiftfabrik bestand”. Immer wieder stand die Produktion in den 


3I Zum offiziellen Empfang der Gauleitung im Neuhaussaal mit Ansprache Ruckdeschels 19.5.1935: ZRa 14013. 


ga Reg. an RMdI 7.6.1935, StA 22037, sowie RPB 7.5. und 7.6.1935. Vgl. aus städtischer Sicht ZR 14068 sowie 
BOm 6.2.1935, 


333 Verzeichnis der Konkursverfahren Stand 11.7.1934 (darunter einige jüdische Betriebe) in ZRa 12240. Zum Kon- 
kurs des kleinen Hüttenbetriebs der Illerwerke im Südosten der Stadt: ZR 16238 f. und DS 884. Auf dem Werks- 
gelände richtete das Tiefbauamt Ende 1937 sein Baulager ein. Zur Stillegung der Druckerei Manz und des Säge- 
werks Jakob (1935): ZR 10871. 


334 Zahl der Gewerbebetriebe 1.7.1933: 5011 - 31.12.1939: 3874, vgl. ZR 11311, ZRa 13757, ZR 16571 und StA 
16424 sowie allg. Petzina (s.Anm.276), hier S.675. 


VI Vgl. allg. ZRa 12855. 

33° Die Einzelheiten in StA 16424. 

an Forderungsabtretungsvertrag 7.4.1933, ZRa 13734, vgl. HA-Prot. 22.2., 8. und 29.3.1933. Schriftwechsel mit 
Schuldnern des Unternehmens in ZRa 13904-13907. 

Ammon trat 1947 als Zeuge im Entnazifizierungsprozeß gegen Sch. auf, vgl. Babl S.6. Der Wahrheitsgehalt der 
Aussage war nicht nachprüfbar. 
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folgenden Monaten still, einmal wegen Kohlenmangels, dann weil das Porto für die Waren- 
sendungen nicht bezahlt werden konnte. Trotz aller Bedenken half jedoch die Stadt immer 
wieder aus - regelmäßig mit dem Hinweis, daß es sich diesmal nun wirklich um den letzten 
Versuch handele. Der Verdacht kam auf, diese Langmut sei darauf zurückzuführen gewesen, 
daß die Inhaberfamilie Ammon mit Rechtsrat Ehrhardt und Stadtrat Priehäußer befreundet 
war”, Trotz allem erwiesen sich die Sanierungsbemühungen als vergeblich, Anfang 1934 
mußte Rehbach die Produktion endgültig einstellen”. Schottenheim veranlaßte Ammons 
Überwachung durch die Polizei, damit er sich nicht ins Ausland absetzen konnte”; wegen 
des Verdachts, seine Geschäftsführung habe zum Zusammenbruch des Betriebs geführt, kam 
Ammon sogar für kurze Zeit in Schutzhaft?”. Mitte 1934 ging das bereits recht herunterge- 
kommene Fabrikgelände im Zuge der Zwangsversteigerung auf die Hypobank über’*, später 
nutzte die NSV Teile davon als Lager für die Spenden, die für das Winterhilfswerk eingin- 
gen’. 1937/38 verkaufte die Hypobank die Einzelteile des Betriebsgeländes an verschiedene 


Firmen, darunter die Edeka’*. 


Für die Ansiedlung neuer Betriebe war Herrmann als Grundstücksreferent zuständig. Jedoch 
bleibt festzuhalten, daß keine der beiden großen Betriebsansiedlungen - Messerschmitt und 
Südholag - auf städtische Initiative erfolgte, während viele weitere Ansätze zur Industrialisie- 
rung trotz teils vielversprechender Verhandlungen gescheitert sind. Schottenheim verglich an 
einer Ansiedlung interessierte Betriebe mit "einem Gebilde, das die Stachlichkeit eines Kak- 
tus mit der Mimosenhaftigkeit einer Zitterpappel verbindet". 


Zu Herrmanns Aufgaben gehörte es, Regensburg bei expansionswilligen oder solchen Firmen 
ins Gespräch zu bringen, die eine Standortveränderung erwogen. In der Konkurrenz mit ande- 
ren Gemeinden erwies sich dabei der geringe Grundbesitz der Stadt als äußerst hinderlich. 
Daher mußte man andere Leistungen anbieten, etwa Zuschüsse zur Geländeerschließung, 
Sondertarife für Strom, Gas und Wasser, Vermittlerdienste beim Grunderwerb oder ein Ent- 
gegenkommen bei der Besteuerung, doch war hier der gesetzlich zulässige Rahmen eng ge- 
steckt”. Genau dieses Entgegenkommen meinte Schottenheim, wenn er innerhalb der 
"Frühjahrsoffensive 1934" im Rahmen der "Arbeitsschlacht" in Zeitungsanzeigen und von 
der IHK verbreiten ließ, die Stadt biete Industriegelände zu günstigen Bedingungen an und 
werde "jedes Angebot zur Errichtung einer neuen Anlage mit allen ihr zu Gebote stehenden 
Vergünstigungen unterstützen". Doch beschränkte man sich nicht nur auf allgemein gehal- 
tene Angebote. Vielmehr sind zahlreiche devot gehaltene Schreiben an Betriebe erhalten 
geblieben, von denen man gerüchtweise gehört hatte, daß sie Erweiterungspläne verfolgten; 
zumeist erhielt man nicht einmal eine Antwort”. Denn damals wie heute führte die scharfe 
Konkurrenz der Gemeinden dazu, daß sie sich gegeneinander ausspielen lassen mußten und 


33 Notiz Sch. 11.1.1934, DS 878. 

#0 Einzelheiten in ZRa 13734, vgl. HA-Prot. 23.8., 11.10.1933 und 4.1.1934 sowie HMB 6.2.1934, StA 22040. 
#1 Notizen 10. und 11.1.1934, DS 878. 

342 Notiz Sch. 14.3.1934, ebd., und Landesfinanzamt Nürnberg an Stadt 15.6.1934, ZRa 13734. 


343 Finanzausschuß-Beschluß 27.3.1934, Antrag auf Zwangsversteigerung zu stellen; Einzelheiten in ZR 11239 {mit 
Plänen) und ZRa 13734. 


344 Vgl, BA 19.12.1935, 


ai Vgl, Berichte Gewerbeinspektor 13.11.1942 und 17.7.1943, DS 879, und H. an verlagerungswilligen Betrieb 
15.7.1943, DS 889. 

A0 Programmrede Anfang 1941, DS 523. 

#7 Vgl, allg. Finke/Pohl passim. 

348 Erschienen z.B. in "Geschäftliche Mitteilungen für die Mitglieder des Reichsstandes der Deutschen Industrie" 2 
(1934), vgl. Stadt an IHK 13.12.1933, ZRa 13025. Vgl. die Bewerbung auf eine Anzeige der Erdal-Werke, ZR 
16842, und auf Presseberichte über ein Strohzellstoffwerk, ZR 11235. 


%9 Beispiele in ZRa 13025. 
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nicht selten zuletzt Konditionen akzeptierten, die es fraglich erscheinen ließen, ob sich die 
Ansiedlung für die Gemeindekasse überhaupt noch rentierte. 


Einige Beispiele aus der Zeit um die Jahreswende 1933/34°° mögen belegen, wie weit das 
Entgegenkommen der Stadtverwaltung im Einzelfall ging - oder gegangen wäre. So bemühte 
sie sich intensiv um die Ansiedlung der "Kreuzmotoren GmbH" (München), die Gelände, vor 
allem aber Kapitalgeber zur Herstellung eines neuartigen Verbrennungsmotors suchte. Ge- 
meinsam machten sich Schottenheim, Herrmann und IHK-Vizepräsident Knab auf eine regel- 
rechte Betteltour bei den größeren Betrieben in Regensburg. Schließlich erklärte sich die 
Stadt bereit, sich mit 20000 RM an den Stammaktien des erst noch zu gründenden Unterneh- 
mens zu beteiligen, obwohl nur technische, nicht aber betriebswirtschaftliche Gutachten über 
die Münchener GmbH vorlagen. Ein solches Vorgehen war nicht genehmigungsfähig; man 
mußte zur Kenntnis nehmen, daß man sich gefälligst "grundsätzlich von einer Beteiligung an 
der privaten Wirtschaft fernzuhalten” habe”'. Letztlich wurde das ganze Projekt, in das die 
Stadtspitze viel Energie investiert hatte, sang- und klanglos eingestellt. 


Als Beispiel für die angesprochene Konkurrenz zu anderen Städten mag die in Landshut be- 
heimatete "Mechanische Werkstätte Hermann Preißer" dienen, die sich etwa gleichzeitig mit 
der Kreuzmotoren GmbH um Erweiterungsgelände bemühte und einen Umzug nach Regens- 
burg erwog. Auch in diesem Fall bot Herrmann "jede nur irgendwie vertretbare Unterstüt- 
zung" an und legte eine Reihe von Grundstücksangeboten vor, doch machte schließlich die 
Stadt Landshut Preißer ein günstiges Angebot, und dieser entschied sich, an seinem Heimat- 


standort zu expandieren”. 


Schließlich trat die traditionsreiche Regensburger Chemiefabrik Barthel ebenfalls Anfang 
1934 an die Stadt mit der Bitte heran, eine Versuchsanlage zur Harz- und Ölraffinade zu be- 
zuschussen”’. Dies war zwar nicht zulässig, doch trat die Stadt gegenüber verschiedenen 
Stellen nachdrücklich für die Interessen der Firma ein und gab ihr sogar einen Zwischenkre- 
dit. Gleichzeitig von Barthel geplante, mit größter Geheimhaltung behandelte Projekte, die 
in irgendeiner Form mit der deutschen Rüstungsproduktion zu tun gehabt haben müssen’, 
scheinen entweder überhaupt gescheitert oder aber an der Stadtverwaltung vorbeigelaufen zu 
sein. Es ging dabei um den Tausch deutscher Eisenbahnwagen gegen rumänisches Öl, das in 
einer neuen Großraffinerie verarbeitet werden sollte, doch gewann der Oberbürgermeister 
später den Eindruck, Barthel wolle "ohne Geld Grund und Boden erwerben und bebauen""*. 


Als überraschende Ausnahme von der generell gezeigten Industriefreundlichkeit der Stadt- 
spitze sei ihr Widerstand gegen "Zementfabriken und ähnliche Staub speiende Industrien” 
erwähnt. In Vorwegnahme moderner Umweltschutzgedanken sah es Schottenheim als erfor- 
derlich an, zu verhindern, daß "das Wohnen in der Stadt unerträglichen Belästigungen ausge- 
setzt wird", So forderte er 1934 detaillierte Nachweise vom Kalkwerk Büechl, daß durch 
dessen geplante Zementfabrik keine Staubbelästigung für die Umgebung ausgehe; erst dann 


350 Weitere Beispiele in ZR 16842 (Hoyer-Bau-System Stuttgart, 1934), DS 878 (Elektrochemische Fabrik E.Meier 
Stuttgart, 1934; Süddeutsche Wollverwertung Ulm, 1935), NIS 5 und DS 878 (Flachsröste 1936), DS 880 und 
888 (Daimler-Benz-Großwerkstatt Friedenstraße/Galgenbergbrücke 1936/37), DS 881 (Neubauprojekt Lederfa- 
brik Günther 1938), ZRa 14243 und 14265 (Brauhaus AG 1938 bzw. 1942). 


35] MInn an Reg. und Stadt, wie der ganze Vorgang in ZR 17050 und StA 16424. Vgl. auch Notizen Sch. zur Wer- 
beaktion, DS 878. 

352 Der Vorgang in ZR 16842, vgl. auch Notizen Sch. in DS 878. 

353 Notizen Sch. 11. und 12.1.1934, ebd. 


354 HA-Prot. 17.1.1934, Einzelheiten in ZRa 12860, vgl. auch das positive Gutachten des Reichsforstwirtschaftsrats 
über das neue Verfahren 17.5.1934, Abschrift in ZR 11184, und Notiz Sch. 18.5.1934, DS 878. 


355 Vg], Bericht H. über Verhandlungen in Berlin 16.4.1934, DS 878 und ZRa 12807. Ebd. auch einige Einzelheiten. 
356 Notiz 8.5.1936, DS 666. 
Programmrede Anfang 1941, DS 523 und ZR 3723. 
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sei er bereit, sich dafür zu engagieren”. Und sogar gegen die Pläne des mächtigen Göring- 


Konzerns, der 1939 ebenfalls ein Zementwerk errichten wollte, legte unter anderem die Stadt 


Einspruch ein, so daß die Betriebsleitung auf ihr Projekt verzichtete”. 


3. Von der Massenarbeitslosigkeit zur Hochkonjunktur’® 


Im Herbst 1933 schien sich abzuzeichnen, daß man bei der Aufstellung des städtischen Wohl- 
fahrtsetats viel zu optimistisch gewesen war: Der Haushaltsansatz wurde im ersten Rech- 
nungshalbjahr um 95000 RM überschritten, eine Kürzung der Leistungen stand zu befürch- 
ten”°'. Doch erwiesen sich diese Befürchtungen als unbegründet, denn nun wurden allmählich 
die ersten Auswirkungen der langsamen konjunkturellen Erholung spürbar””. Eine Reihe 
kleiner Baumaßnahmen, etwa die beginnende Arbeit an der Schottenheim-Siedlung, trugen 
ebenso zum allmählichen Rückgang der Arbeitslosigkeit bei wie die Einstellung "alter Kämp- 
fer" durch die Stadt und andere Behörden, aber auch die Bereinigung der Statistik. Wenn sich 
die Zahl der Wohlfahrtserwerbslosen von April 1933 bis Januar 1934 um über 1000 Personen 
verringerte’®, so lag dies unter anderem daran, daß immerhin 380 Wohlfahrtserwerbslosen 
ihre Unterstützung gestrichen wurde, sei es wegen Arbeitsverweigerung, Ablehnung un- 
attraktiver Stellen wie der eines Landhelfers oder von Pflichtarbeit, sei es auch wegen nicht 
nachgewiesener Hilfsbedürftigkeit. Gerade hierbei kam dem "Hilfsbund" große Bedeutung 
zu, der die Betroffenen scharf kontrollierte. 


Im Jahresdurchschnitt 1933 waren 2261 anerkannte und 657 nicht anerkannte Wohlfahrtser- 
werbslose, zusammen mit ihren Familienangehörigen insgesamt 7918 Personen vom Bezirks- 
fürsorgeverband unterstützt worden“. Die einzelne Familie eines Wohlfahrtserwerbslosen 
erhielt 550 RM im Jahr oder 45,83 RM monatlich: 38 RM Barunterstützung und 7,83 RM für 
Sachaufwand - 65 Pfennige mehr als eine von der Allgemeinen Fürsorge betreute Partei. Für 
einen Kleinrentner mußten 40 RM pro Monat, für einen Sozialrentner als Ergänzung zu sei- 
ner Rente 24,51 RM aufgewendet werden”. 1934 konnten die Sätze leicht erhöht werden. 
Für die Allgemeine Fürsorge galten die in der nachfolgenden Tabelle enthaltenen Richtsätze 
{RM pro Monat)’: 


Wie ersichtlich, zählten die Monatsrichtsätze des Regensburger Bezirksfürsorgeverbands lan- 
desweit zu den niedrigsten. Inwieweit dies durch niedrigere Lebenshaltungskosten ausgegli- 
chen wurde, läßt sich nicht ermitteln, da zuverlässige Vergleichszahlen fehlen. 


Die Einzelheiten zum nachfolgenden Engagement in DS 874 und ZRa 12814. 


35 Die Einzelheiten in DS 875, vgl. Prot. Referentenbespr. 17.10.1939, DS 555, Rh-Prot. 24.11.1939 sowie RPB 
9.12.1939. 


Auf den Gau bzw. den AA-Bezirk Rgbg. bezogene statist. Angaben bei Scharnagl S.21 und §.49 ff., vgl. auch 
A.Mörlein: Wirtschaft und Arbeitseinsatz der Arbeitsamntsbezirke Rgbg. und Cham in der Bayerischen Ostmark, 
München 1941. Zur Arbeitsverwaltung allg. H.Homburg: Vom Arbeitslosen zum Zwangsarbeiter, 1985. Zum 
Aufbau des dirigistischen Wirtschaftssystems (mit Lit.) W.A.Boelcke: Wirtschaftsverwaltung, DVG IV S.774- 
793. 


361 Bericht Wohlfahrtsamt 2.10.1933, DS 696. 

3°? Vgl. AA an Stadt 20.10.1933, ZR 11077. 

Undatierter, nicht unterzeichneter Vermerk, ZR 18573, 

369 Vermerk Wohlfahrtsamtsleiter Mötsch 24.5.1934, ZR 18127. 


365 Übersicht Zwick 10.10.1934, FIN 500. Lt. Vermerk Wohlfahrtsamt 24.5.1934 (ZR 18127) stammte über die 
Hälfte der monatlichen Aufwendungen pro WE (24,86 RM) aus Reichs- und Landeshilfen. 


a = Alleinstehende, b = Ehepaare, jeweils mit eigenem Haushalt; Quelle: Revisionsbericht 1941, PAM 534, 
5.103; Stand 1.10.1936. 
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Allgemeine Fürsorge Gehobene Fürsorge Kinderzuschlag 
a b a b 
— 
Ludwigshafen m 44,50 55.- 47,70 59.- 
w 40,50 43,50 
München 38.- 57.- 42.- 63.- 12.- 
Augsburg 36.- 54.- 42.- 63.- 12.- 
Nürnberg 34.- 51L- 38.- 57.- 8-12.- 
Fürth 34.- 51- 31.- 57.- 8-12.- 
Bamberg 34.- 51.- 38.- 57.- 8-12.- 
Würzburg 32,50 47,66 48,50 68,50 10.- 
Kaiserslautern m 32.- 43.- 35,50 48,50 7,80 
w 38: 31- 10,40 
Regensburg 28,80 43,20 36.- 54.- 13.- 


Im Frühjahr 1934 lag die Zahl der Wohlfahrtserwerbslosen bereits um 600 unter der bei der 
Haushaltsaufstellung angenommenen Ziffer, was der Stadt eine Einsparung von 150000 RM 
bescherte, eine deutliche Senkung der Gasgebühren und eine großangelegte Gaswerbeaktion 
ermöglichte”. Von den tatsächlichen Neueinstellungen profitierten zunächst in erster Linie 
"Alte Kämpfer" der NSDAP, Angehörige der Wehrverbände, Kriegsteilnehmer und -ver- 
sehrte unter den Wohlfahrtserwerbslosen, die vom Arbeitsamt bevorzugt vermittelt wur- 
den’®, 


7000 
6000 $ : Arbeitsmarkt m Regensburg 
N 
5000 | N 
D 
4000 
3000 
N 
2000 


1000 Wohlfaährtserwerbslose 


Krisenunterstützung 


Arbeitslosenunterstützung 


cs 
paa] 
D 
ci 
m 


31. 3,1933 
31.3.1934 
31.3.1935 
31.3.1936 
15. 3.1937 


31.12.1931 
30.6. 
30. 9. 
31.12 
30.6. 
30,9 
31.12. 
30.6. 
30.9 
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13. 6. 


367 Vor der Öffentlichkeit deklariert als Arbeitsbeschaffung zum Führer-Geburtstag, vgl. Notiz Sch. 17.4.1934, DS 
589. Hausbesitzer erhielten Zuschüsse für Gasanschlüsse und -geräte, die Installateure mußten hierfür arbeitslose 
Facharbeiter einstellen. 

368 Amtsinterne Verf. 20.10.1933, Abschrift in ZR 11077. Hier auch Liste des AA-Direktors, der nachzuweisen ver- 
sucht, die WE würden bei der Vermittlung nicht benachteiligt. Einzelheiten in ZR 11074 c und d. 
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DIE ENTWICKLUNG DES REGENSBURGER ARBEITSMARKTS?® 


Arbeitslose Empfänger von Wohlfahrts- 
insgesamt Arbeitslosen- Krisen- erwerbslose 
Unterstützung 
-— — 

31.3.1933 5749 631 1258 3860 
30.6. 5220 507 1143 3570 
30.9. 4552 461 1218 2873 
31.12. 5069 990 1305 2774 
31.3.1934 3830 521 1348 1961 
30.6. 3048 318 978 1752 
30.9. 2466 2 899 1275 
31.12. 3064 902 885 1277 
31.3.1935 3338 1126 913 1299 
30.6. 1812 321 685 806 
30.9. 1364 317 460 587 
31.12. 3048 1636 602 810 
31.3.1936 2424 1003 791 630 
30.6. 1689 361 877 451 
30.9. 1491 358 792 341 
31.12. 1541 628 640 273 
15.3.1937 1476 552 634 290 
15.6. 454 173 281 - 


Der Winter 1933/34 hatte, wie ersichtlich, nochmals einen tiefen Einbruch auf dem Arbeits- 
markt erbracht. Der Aufschwung im Frühjahr 1934 beruhte erneut zu einem Großteil auf 
kosmetischen Tricks: 146 WE wurden in die allgemeine Fürsorge überführt, da sie als nicht 
vermittelbar galten, einige auch wegen Vollendung des 60.Lebensjahrs™®. Somit konnte man 
zwar Erfolge in der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit verbuchen, doch sank damit die 
tatsächliche finanzielle Belastung für das Wohlfahrtsamt keineswegs. Erst in der zweiten Jah- 
reshälfte 1934 bewirkten die Kasernenbauten an der Landshuter Straße, die Baumaßnahmen 
am Donaudüker, aber auch der steigende Hafenumschlag eine erste nachhaltige Entlastung 
des Arbeitsmarkts; so konnte der Bayerische Lloyd drei neue Schiffe in Auftrag geben. 


Ging in allen deutschen Städten der Größenklasse Regensburgs die Zahl der Wohlfahrtser- 
werbslosen von März 1933 bis September 1934 um 54 % zurück, so lag hier der Rückgang 
sogar bei 67 %*’'. Generell erwies sich dabei die Bauwirtschaft als Motor des Konjunkturauf- 
schwungs. So kann es nicht überraschen, daß der Winter 1934/35 die Arbeitslosigkeit noch- 
mals deutlich ansteigen ließ. Doch infolge der milden Witterung sank die Zahl der Wohl- 
fahrtserwerbslosen schon im Februar 1935 wieder, da man verschiedene Baumaßnahmen, vor 
allem an der Nachrichtenkaserne und an der Kanalisation im Stadtwesten fortführen 


36 Die Zahlen aus ZR 3725 c, 10117, 11051, 11074 b, 11077, 18127, DS 517, 696, StA 16424 und HStAM MA 
106672. Bei Abweichungen wurde die plausiblere Angabe herangezogen; vgl. allg. ZR 11051 zum ständigen 
Streit Wohlfahrtsamt-AA über die korrekten Zahlen. 


370 Zwick an AA 4.5.1934, ZR 11074 b. 
VI Vgl. RPB 9.11.1934. 
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konnte”. Im März 1935 begannen weitere große Neubauten”, und im folgenden Monat 
klagte die Bauwirtschaft erstmals über Facharbeitermangel; im Mai 1935 verzeichnete sie 
einen Boom wie seit Jahrzehnten nicht mehr”’”*. Schon aus Eigeninteresse kontrollierte dabei 
das Wohlfahrtsamt ständig, wie viele Wohlfahrtserwerbslose bei den Neubauten unterka- 
men”. Dabei stellte man allerdings immer wieder Verstöße sogar städtischer Stellen gegen 
die Verfügung fest, sich ausschließlich Wohlfahrtserwerbslose zuweisen zu lassen und ent- 
sprechende Klauseln in die Verträge mit Privatfirmen aufzunehmen’”“. 


Bis 1935 hatte sich die wirtschaftliche Lage Regensburgs, hierin der reichsweiten Tendenz 
folgend, erheblich verbessert, doch konnte man bei weitem noch nicht von einer Hochkon- 
junktur sprechen. Die Berichte zeichnen ein in sich vielfach abgestuftes Bild, noch stand der 
Aufschwung in vielen Branchen auf schwachen Füßen, in einigen herrschte vorsichtiger, in 
anderen großer Optimismus’”’, manche klagten über große Absatzschwierigkeiten oder waren 
gar bei saisonal bedingten Einbrüchen noch immer existenzgefährdet. Vom Bauboom profi- 
tierten die Kalk- und die Leichtsteinwerke sowie die holzverarbeitenden Betriebe, phasenver- 
schoben dann auch der Maschinenbau und die OWAG als Stromerzeuger. Auch der Schiffs- 
und Umschlagverkehr verzeichnete von Monat zu Monat steigende Zahlen, nachdem im 
Vorjahr bereits die seit 1931 rückläufige Tendenz überwunden worden war. Dementspre- 
chend ging es auch den beiden Werften wieder recht gut; Anfang 1935 baute Ruthof zwei 
neue Schiffe für den Bayerischen Lloyd, Hitzler hatte größere Reparaturaufträge vorliegen. 
Allerdings klagte man hier immer wieder über Probleme im Auslandsgeschäft, die sich aus 
der Devisenbewirtschaftung ergaben. Dies galt auch für die nach wie vor gut ausgelastete Ta- 
bakfabrik. Gegenüber diesen durchweg positiven Meldungen blieb die Lage im Handwerk, 
bei den Druckereien und Brauereien unbefriedigend. Soweit hier nicht öffentliche Aufträge 
vorlagen, wie etwa bei den für das Winterhilfswerk produzierenden Schuhmachern, spürte 


man selbst Ende 1935 noch keine grundlegende Besserung”. 


Im Herbst 1935 forderte das Wohlfahrtsamt eine zweite Säuberungsaktion unter den Wohl- 
fahrtserwerbslosen; es sei unsinnig, die Statistik "ständig mit Leuten zu belasten, die, wenn es 
wirklich darauf ankommt, ja doch nicht in Arbeit vermittelt werden können."”” Dennoch 
stieg die Arbeitslosenzahl im Winter 1935/36 nochmals auf über 3000 und erreichte damit 
beinahe den Vorjahresstand, wenn auch der Anteil der WE darunter erheblich geringer war 
als in den vorangegangenen Jahren. Dies bedeutete, daß die Betroffenen im Schnitt nur noch 
erheblich kürzere Zeitspannen arbeitslos waren. Da allerdings die Reichs- und Landeshilfen 
für die Stadt noch stärker zurückgingen als die Zahl der WE, bezeichnete Schottenheim deren 
Abbau nach wie vor als "Gebot der Stunde". Doch setzte nun auch in Regensburg ein ve- 
hementer Aufschwung ein, wobei als neuer Faktor die Garnisonsvermehrung zur Steigerung 
der Nachfrage und damit zur Belebung des Handels führte, während die Wehrpflicht viele 
junge Männer dem Arbeitsmarkt entzog. Die neben der Wehrmacht wichtigsten nichtstädti- 


372 Mb 5.3.1935, ZR 3725 c. 

37° Vgl. Bericht Zwick 4.4.1935, DS 696. 

34 H, an Reinemer 3.5. bzw. 4.6.1935, ZR 3725 c, vgl. RPB 7.5.1935. 

5 Einzelheiten in ZR 11077. 

76 Verf. Sch. 4.5.1934, ZR 11077 und ZRa 14130. Weder das Bauamt noch die betroffene Firma hatten beim Neu- 

bau der Hans-Schemm-Schule ausreichend WE beschäftigt; Sch. drohte, die Verantwortlichen für den finanziel- 

len Schaden haftbar zu machen (Verf. 13.6.1935, ebd.). 

Vgl. RPB 7.5.1935 zur guten Auslastung der Druckerei Pustet. 

378 Städtische sowie Mb der IHK und der Handwerkskammer zur wirtsch. Lage 1935/36 in DS 517 und ZR 3725 c, 
vgl. auch die RPB, häufig mit Details zur Wirtschaftsentwicklung in Rebe. 

379 Bericht Amtsleiter Mötsch 16.9.1935, DS 696. 

380 Verf. 18.3.1936, ZR 11077. 
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schen Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes - Reichsbahn- und Reichspostdirektion - mußten 
ihr Personal bedeutend aufstocken’": 


Beschäftigte bei: Reichsbahn Reichspost 
10.10.1932 771 857 
10.10.1933 822 851 
10.10.1934 893 905 
10.10.1935 931 908 
10.10.1936 971 1036 
10.10.1937 1139 998 
10.10.1938 1650 1158 


Einen weiteren kräftigen Impuls brachte die Ansiedlung des Flugzeugwerks mit sich, die mit 
dem Beginn der Bauarbeiten Ende 1936 auf den örtlichen Markt durchschlug. Alle metallver- 
arbeitenden Betriebe der Stadt hätten zu dieser Zeit bereits Aufträge in genügender Menge 
erhalten können, wenn ihnen die Facharbeiter hierfür zur Verfügung gestanden wären”. Der 
Regierungspräsident konnte berichten, der noch verbleibende Rest an Wohlfahrtserwerbslo- 
sen sei im Grunde zu vernachlässigen, er setze sich zusammen "aus Frauen, welche kaum 
mehr irgend eine Beschäftigung finden werden, und aus Männern, welche eben zu keiner Ar- 
beit mehr zu gebrauchen sind infolge irgendwelcher körperlicher oder moralischer Män- 
gel"’®. 


1937 erreichte die überschäumende Konjunktur einen ersten Höhepunkt: Der Hafenumschlag 
explodierte und war nur noch mit Wochenend- und Nachtschichten zu bewältigen, der 
Stromabsatz durch die OWAG erreichte ständig neue Rekordwerte®®*, und in den Wachs- 
tumsbranchen, insbesondere der Bauwirtschaft und der metallverarbeitenden Industrie, 
herrschte ein gravierender Facharbeitermangel. Für leichte Arbeiten an den Reichsautobah- 
nen im Stadtsüden wurden schon Schulkinder eingesetzt” - im ganzen Kammerbezirk der 
IHK hatte die verzweifelte Suche nach Facharbeitern das früher so bedrohliche Gespenst der 
Arbeitslosigkeit verdrängt?®°, und die Facharbeiter selbst entwickelten eine erstaunliche Mo- 
bilität und großes Selbstbewußtsein gegenüber den Arbeitgebern”’. Doch auch Hilfsarbeiter 
waren kaum noch zu erhalten. Insbesondere das Regensburger Flugzeug- und das Kelheimer 
Zellstoffwerk saugten mit ihren übertariflichen Leistungen und den attraktiven Arbeitsplätzen 
derart viele Hilfskräfte aus anderen Branchen ab, daß sich beispielsweise in der Landwirt- 
schaft schwerwiegende Engpässe ergaben®®. Nun wurden auch alle früheren städtischen Ver- 
fügungen über den bevorzugten Abbau der Wohlfahrtserwerbsloen aufgehoben, nachdem 


a Zusammengestellt aus ZR 11332. 


382 RPB 8.12.1936. 


383 RPB 7.11.1936. Das Wohlfahrtsamt stufte von 350 am 26.9.1936 vorhandenen WE 131 als voll arbeitsfähig ein, 
die Vermittlung der übrigen sei "eine äußerst schwierige, an Mißerfolgen und Enttäuschungen überreiche Arbeit” 
(Bericht 1.10.1936, DS 696). 


ARa Vgl. 75 Jahre Strom für Ostbayern (1983). 
385 Mb Juli 1937, DS 545, vgl. auch RPB 9.8.1937. 


a86 Vgl. allg. die IHK-Berichte 1937-1939, ZR 3725 d, sowie Scharnagl S.45; vgl. auch BOm 15.7.1937: nur noch 
1099 Arbeitslose im AA-Bezirk Rgbg. 


387 BNS I (1977) 5.254. 
388 RPB 7.10.1937, vgl. auch RPB 9.1.1939 und allg. ZRa 12892. 
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"geeignete WE nicht mehr vorhanden sind"””, Die statistische Erfassung der Wohlfahrtser- 
werbslosen wurde eingestellt, die wenigen nicht Vermittelten in die allgemeine Fürsorge 
überführt”. Auf überörtlicher Ebene kam es gleichzeitig zum Abbau der Maßnahmen, mit 


denen man 1933 versucht hatte, die Frauen aus dem Erwerbsleben zu verdrängen”. 


Die Hochkonjunktur führte nicht nur zum Facharbeitermangel, auch aus den immer länger 
werdenden Lieferfristen für Materialien aller Art ergaben sich allmählich Schwierigkeiten, 
vor allem im Baubereich, aber auch in anderen Branchen. Örtliche Großprojekte wie die 
Neubauten der Horst-Wessel-Schule und der AOK oder die geplante Pionierkaserne mußten 
immer wieder zurückgestellt werden, da das Arbeitsamt das benötigte Baueisen nicht zuteilen 
konnte’. Nach dem Anschluß Österreichs und während der Sudetenkrise kamen monate- 
lange Kreditsperren hinzu’, weder die Reichsbahn noch der Hafen waren mehr in der Lage, 
den Verkehr zu bewältigen, der Arbeitsmarkt war wie leergefegt, die Regensburger Postdi- 
rektion setzte für den Weihnachtsverkehr erstmals Angehörige der Wehrmacht und des Ar- 


beitsdienstes ein”. 


Nachdem reichsweit ähnliche Verhältnisse herrschten, der bevorstehende Krieg aber den 
weiter zunehmenden Mangel an männlichen Arbeitskräften erwarten ließ, holte man nun in 
großem Umfang ausländische "Gastarbeiter", vor allem aus Polen, ins Reichsgebiet. Darüber 
hinaus wurde versucht, trotz aller - schon bisher nicht der Realität entsprechenden - Bekennt- 
nisse zur Rolle der deutschen "Frau als Mutter" auf den weiblichen Teil der Bevölkerung als 
industrielle Reservearmee zurückzugreifen”. Mitte 1938 erging eine erste "Verordnung zur 
Sicherstellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von besonderer staatspolitischer Bedeu- 
tung", In ihrer Anfang 1939 erweiterten Fassung” und - für den Pflichteinsatz im Rahmen 
hoheitlicher Aufgaben - gemeinsam mit der Notdienstverordnung vom Herbst 1938% bot sie 
die Möglichkeit, jeden Bürger auf einen bestimmten Arbeitsplatz zu verpflichten und uner- 
wünschte Abwanderungen zu unterbinden”. In der Praxis griff zu dieser Zeit bereits häufig 
die Gestapo ein, um einen Arbeitsplatzwechsel der Facharbeiter zu verhindern, die immer 
häufiger mit verdeckten Lohnerhöhungen umworben wurden“. Auch die Zahl der Dienst- 
verpflichtungen nahm zu. Doch stand der Anwendung der neuen Richtlinien in Regensburg 
mit der Wohnungsnot ein schweres Hindernis entgegen: Es fehlte an Quartieren für auswär- 
tige Arbeitskräfte. So belegen alle Berichte aus dem Jahr 1939, daß in weiten Teilen des örtli- 
chen Gewerbes aus genau diesem Grund wenig Neigung zur Expansion bestand. Immerhin 


38? Verf. 20.5.1937, ZR 11077. 


390 Bericht Wohlfahrtsamt 1.6.1937, DS 696. Lt. VO 22.12.1937, RGBI I S.1410, wurde nun auch Arbeitslosenhilfe 
ohne zeitliche Beschränkung gewährt. 


39! Vgl. F.Blaich: Die bayerische Industrie 1933-1939, BNS II (1979) $.237-280, hier S.250. Vgl. z.B. auch RdErl 
des RMdI 13.1.1938, daß die Gemeinden Arbeitskräfte für den Vierjahresplan-Einsatz abstellen sollten; Einzel- 
heiten in ZR 16521. 


Vgl. RPB 8.9.1937, der Sch. zitiert. Schon nach den Durchführungsbestimmungen zum Vierjahresplan mußten 
größere öff. Bauvorhaben vor ihrem Beginn angezeigt werden; Einzelheiten in ZR 11181. 


Bedingt durch die Überhitzung des Kreditmarkts für die Hochrüstungspolitik der Reichsregierung, vgl. Matze- 
rath (1970) S.361 f. 
394 Mb 31.12.1938, DS 667. 


3 Vgl. Eiber passim, bes. S.573 ff. Vgl. D.Winkler: Frauenarbeit im Dritten Reich, Hamburg 1977. G.Tidl: Die 
Frau im Nationalsozialismus, München 1984. R.Thalmann: Frausein im Dritten Reich, München 1984. 
M.Schmidt/G.Dietz (Hg.): Frauen unterm Hakenkreuz, München 1985. Vgl. für Rgbg. die Mb 28.2. und ab 
30.5.1939, DS 667. 


36 RGBIIS.652. 

97 Kräftebedarfsordnung 13.2.1939, RGBI I S.206. 
398 RGBITS.1441. 

399 Vgl. Mb 31.1. und 28.4.1939, DS 667. 


#0 Vgl. RPB 11.4., 8.5.1939 (mit Zitat Sch. zur Steigerung des Lohnniveaus) und 7.7.1939. Vgl. allg. W.A.Boelcke: 
Arbeit und Soziales, DVG IV S.793-807, hier S,803 f. 
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konnten die Schwierigkeiten, die sich während der Sudetenkrise ergeben hatten, bei der Be- 
setzung der Tschechei vermieden werden“; Die Lebensmittelversorgung der Bevölkerung 
bereitete - anders als die mit Textilien - keine Probleme mehr; doch herrschte weiterhin 
großer Mangel an Eisen, Stahl, Zement und Holz, ab Juni 1939 auch an Kohle. Die Preise und 
Löhne stiegen, die Sogwirkung von Betrieben mit überdurchschnittlichen Sozialleistungen 
blieb bestehen”. 


Infolge der umfangreichen Einberufungen zur Wehrmacht und anderen Behörden blieben ab 
Sommer 1939 zahlreiche Stellen unbesetzt. Unmittelbar vor Kriegsbeginn hatte sich ın Re- 
gensburg die Zahl der offenen Stellen trotz der zunehmenden Erwerbstätigkeit von Frauen so 
sehr erhöht, daß die Nachfrage "in keiner Weise gedeckt werden” konnte. Als Reserve an Ar- 
beitskraft kamen "eigentlich nur noch schulpflichtige Jugendliche in Betracht". 


C. Die Ansiedlung von Vierjahresplan-Betrieben 


Eine neue Perspektive für die Industrialisierung Regensburgs ergab sich in einem Fall aus der 
Hochrüstungspolitik, im zweiten aus dem Autarkiestreben der Reichsregierung: Es entstan- 
den das Flugzeug- und das Holzverzuckerungswerk. Die erhoffte Ansiedlung einer Zellwolle- 
und einer Tonerdefabrik erfolgte dagegen 1935 in Kelheim“ bzw. 1936 in Schwandorf. An 
beide Projekte hatte man in Regensburg zunächst große Hoffnungen geknüpft und versucht, 
in Konkurrenz zu den später ausgewählten Standorten zu treten. Bei der Zellwollefabrik er- 
wies sich dies schnell als aussichtslos’®, während sich die wochenlangen Geheimverhandlun- 
gen über das Ansiedlungsprojekt der "Vereinigten Aluminiumwerke” sehr verheißungsvoll 
anließen. Ende 1935 schien sogar schon festzustehen, daß das 20-Millionen-Projekt mit sei- 
nen 500-700 Arbeitsplätzen in Regensburg verwirklicht würde, zumal die Stadtverwaltung 
ihre Konditionen ständig den Wünschen der Betriebsleitung anpaßte, das Reichskriegs- und 
das Reichswirtschaftsministerium für Regensburg als Standort plädierten und die Stadt alles 
unternahm, um ihre Konkurrenten zu diskreditieren®®. Doch erwies sich der Optimismus als 
verfrüht: Anfang 1936 fiel die Standortentscheidung für Schwandorf“. Ein halbes Jahr später 
entschlossen sich jedoch die in Augsburg ansässigen "Bayerischen Flugzeugwerke" im Ein- 
vernehmen mit dem Reichsluftfahrtministerium, in Regensburg ein Zweigwerk zu errichten. 


1. Das Flugzeugwerk 


Unter den Betriebsansiedlungen in Regensburg während des Dritten Reichs nimmt die des 
Messerschmitt-Flugzeugwerks eine herausragende Stellung ein. 1936 gegründet, entwickelte 
es sich im Zweiten Weltkrieg zur zweitgrößten europäischen Fabrik für einmotorige Jagd- 
flugzeuge, den weitaus meistgebauten Flugzeugtyp”®. Zwar war diese Werksgründung, die 
erste Ansiedlung eines Großbetriebs in Regensburg überhaupt, nicht auf die städtischen Akti- 


a Vgl. IHK-Denkschrift über positive Folgen der Besetzung der Tschechei, ZR 17094, 
#2 Vgl. Mb zur Wirtschaftsentwicklung in DS 667 sowie die laufenden RPB. 
403 Mb 28.8.1939, DS 667. 


#4 Zum Hintergrund: H.Rubner, Deutsche Forstgeschichte 1933-1945, St.Katharinen 1985 $.97 f. Vgl. auch BA 
18.8.1935. Zum Richtfest vgl. Kreisleitung an Stadt 23.3.1936, ZRa 13439. 


Einzelheiten in ZR 11238 und DS 878. 
#06 Sch. an Aluminiumwerke 5.10.1935, DS 868. Hier und in DS 878 die Einzelheiten. 
407 Vermerk H. 23.1.1936, DS 868. 


408 Bericht Oberst LeMay, Chef der 3.Bomber Division, die Rgbg. 1943 erstmals bombardierte, zit. bei Jablonski 
5.83. 
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vitäten zur Arbeitsbeschaffung, sondern auf die Aufrüstungspolitik der Reichsregierung zu- 
rückzuführen, doch hatte sie so vielfältige Auswirkungen auf alle Bereiche der Kommunal- 
politik, daß sie hier ausführlich zu würdigen ist: 


Die Bayerischen Flugzeugwerke (BFW) wurden sehr schnell der größte Arbeitgeber in 
der Stadt - und mit ihren zeitweise über 11000 Beschäftigten der größte, den es hier je ge- 
geben hat. Der Zuzug Tausender von Arbeitern samt ihren Familien trug entscheidend zu 
Regensburgs Entwicklung zur Großstadt mit all ihren Folgewirkungen bei. 

Die Gewerbesteuern, die der Betrieb direkt an die Stadt abführte, aber auch die Einnah- 
men, die ihr indirekt zugute kamen, so die Abgaben der am Betriebsaufbau beteiligten 
Baufirmen und das steigende Aufkommen aus der Bürgersteuer, ermöglichten es unver- 
hofft, neue Großprojekte in Angriff zu nehmen. 

Mit der aufwendigen Erschließung des Werksgeländes im Stadtwesten wurde ein ganzes 
Stadtviertel an die städtische Infrastruktur angebunden, während der enorme Wasserbe- 
darf des Flugzeugwerks zugleich umfangreiche Investitionen des Wasserwerks erforder- 
lich machte und sogar die Erschließung eines neuen Quellgebiets in Gang setzte. 

Der Wohnungsbedarf des Flugzeugwerks ließ im Stadtsüden, am Ziegetsberg, mit dem 
"Görmgheim" eine vollständige neue Siedlung mit Hunderten von Wohnungen entstehen, 
trug zur Ausdehnung der Schottenheim-Siedlung und zur Förderung des privaten Woh- 
nungsbaus bei. 

Das Flugzeugwerk sorgte mit seinen vielfältigen Aktivitäten auf kulturellem Gebiet, von 
Sport- und Vortragsveranstaltungen über Konzerte bis zu "bunten Abenden", für eine 
deutliche Verbesserung des Freizeitangebots in der Stadt*?. 

Schließlich war die Anwesenheit eines derart bedeutenden, hochmodernen Rüstungsbe- 
triebs vermutlich auch der Anlaß dafür, daß Flaktruppen hier stationiert wurden, für die 
am Unterislinger Weg eine große neue Kaserne entstand. 

Selbst die Eingemeindung der Vororte Dechbetten, Großprüfening und Ziegetsdorf war 
ursächlich auf die Ansiedlung des Flugzeugwerks zurückzuführen. 

Andererseits hatten Nutzung und Ausbau des Regensburger Verkehrsflughafens als 
Werksflugplatz durch die BFW einschneidende Baubeschränkungen für den gesamten 
Stadtwesten zur Folge, also den Verlust von mittelfristig für Siedlungszwecke vorgese- 
henem Gelände. 

Außerdem sorgte das Flugzeugwerk als Nachfragefaktor für die Verknappung verschie- 
dener Güter einschließlich der Arbeitskraft und somit zu Lohn- und Preissteigerungen, es 
verstärkte den Facharbeitermangel in anderen Betrieben und bei den Behörden, da es sich 
hohe Löhne und hervorragende Sozialleistungen problemlos leisten konnte. 

Und nicht zuletzt war der Betrieb in den letzten Kriegsjahren naturgemäß Ziel alliierter 
Bombenangriffe, gefährdete also allein schon durch seine Existenz die Regensburger Be- 
völkerung. Von strategischen Bomberverbänden wurden die Prüfeninger Werksanlagen 
dreimal angegriffen, ebenfalls dreimal der Zweigbetrieb in Obertraubling®!®, und in den 
letzten Kriegsmonaten kam es zu einer Reihe weiterer Luftangriffe, bei denen es auch 
unter der Zivilbevölkerung zahlreiche Opfer gegeben hat. 


Doch war in der Aufbauphase des Werks keine Rede von irgendwelchen Befürchtungen. 
Vielmehr kennzeichnete ein geradezu euphorischer Optimismus die Grundstimmung in den 
Jahren 1936/37. 


o Entsprechende Einladungen u.a. in NIS 11 und 12. 
410 USSBS II, Aircraft Division Industry Report 8.62. 
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a. Die Vorgeschichte der Betriebsansiedlung“' 


Die "Bayerische Flugzeugwerke AG" war 1926 gegründet worden und hatte sich in Augsburg 
angesiedelt. 1927 übernahm Dipl.Ing. Willy Messerschmitt*'” die Entwicklungsarbeit für die 
BFW, doch mußten diese Mitte 1931 Konkurs anmelden. Erst nach dem Zwangsvergleich mit 
den Gläubigern im Frühjahr 1933 konnten sie die Produktion der inzwischen von Messer- 
schmitt konzipierten, teils mit aufsehenerregenden technischen Neuerungen versehenen Flug- 
zeugtypen wieder aufnehmen - von nun an auch mit beträchtlichem ökonomischem Erfolg. 
Die BFW erhielten nun Entwicklungsaufträge aus dem RLM; so konstruierte Messerschmitt, 
seit 1933 Mitglied der NSDAP“, noch während der Phase der geheimen Wiederaufrüstung 
die Bf-108 ("Taifun"), ein auch militärisch nutzbares Sport- und Reiseflugzeug*'*. Seine Mas- 
senproduktion führte schließlich zur Gründung des Regensburger Flugzeugwerks*", 


Schon 1935 gab es erste Überlegungen für ein Zweigwerk an anderer Stelle, nachdem der 
Augsburger Stammbetrieb Kapazitäten für eine neue Aufgabe freimachen mußte: die Her- 
stellung des legendären einmotorigen Jägers Bf-109 (später: Me-109), des - in verschiedenen 
Baureihen - mit Abstand meistgebauten deutschen Flugzeugs. Im Frühjahr 1935 stellten die 
BFW den Prototyp fertig*'®, ein Jahr darauf verlangte das RLM eine erneute Ausweitung der 
Produktionsstätten, da sich die BFW von nun an auf die Herstellung der Bf-109 konzentrieren 
sollten. Die Stadt Augsburg soll sich aus Angst vor der potentiellen Luftgefahr gegen eine er- 
neute Werkserweiterung auf ihrem Gebiet gewehrt haben‘, und so entschieden sich Be- 
triebsführung und RLM, wohl im Juni 1936 nach einem "Seilziehen” um den Standort, für 
Regensburg als Sitz eines eigenen Zweigwerks”'*. Der Regierungspräsident berichtete: "Nach 
einer vorliegenden Anzeige der Bayerischen Flugzeugwerke wird das Werk Regensburg auf 
ausdrückliche Weisung des Reichsluftfahrtministeriums errichtet, das die Baupläne bereits 
genehmigt hat. Es wird etwa 4000 Arbeiter beschäftigen und eine Grundfläche von 23000 qm 
bedecken."*'? Ausschlaggebend für die Standortwahl waren die Lage auf dem Arbeitsmarkt in 
der Bayerischen Ostmark, wo noch immer überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit herrschte‘, 
und die Existenz des kleinen, wenig benutzten Flugplatzes in Regensburg mit ausgedehnten 
Freiflächen in seiner unmittelbaren Nachbarschaft”. 


411 Yg]. allg. "The story of the Messerschmitt A.G.”, Survey 8.46 ff.; Ishoven; Kaiser; M.Ziegler: Willy Messer- 

schmitt, Augsburg 1973. Vgl. auch Festschriften MBB-Konzern zum 40-, 50- und 60-jr. Bestehen, Ottobrunn 

1963, 1973 und 1978. 

Messerschmitt hatte in Bamberg kleine Transport- und Verkehrsflugzeuge für Theo Croneiß’ Nordbayerische 

Verkehrsflug GmbH hergestellt, vgl. Kaiser S.12. 

#13 Vgl. G.Hetzer: Die Industriestadt Augsburg, BNS IH (1981) S.1-234, hier S.122 ff. zu den BFW in Augsburg 
und der Förderung der NSDAP durch die Werksleitung. 

#14 Einzelheiten in Survey 8.54 ff., vgl. Ishoven $.143 ff. 

#15 Vgl. z.B. Ishoven 5.163 ff. 

#16 Vgl. z.B. Kaiser S.17. 

#17 Vom MBB-Archiv erstellte Zeittafel bei Bartels S.34; danach stimmte der Aufsichtsrat der Augsburger AG der 
Gründung des Zweigwerks in Rgbg. zu, um "einer einzigen Stadt nicht das ganze Risiko aufzubürden". 

mg Aufzeichnungen Sch., NIS 30, 5.3457, vgl. auch Gb der BFW GmbH Rgbg. 1936/37, dem Verfasser zur Verfü- 
gung gestellt vom MBB-Archiv (Ottobrunn), sowie Ishoven $.164. Lt. BA 10.5.1937 fiel die Entscheidung für 
Rgbe. erst nach persönlichem Vortrag Sch. im RLM. 

41% Bericht an Reichsstatthalter 28.7.1936, StA (1987) 1 blau 119 = 4029 c. 

#20 Vgl. Bericht H. 27.9.1935, DS 868; der Arbeitsmarkt in Rgbg. sei "bestimmt auch in der Lage, die erforderlichen 
Facharbeiter in genügender Zahl und entsprechender Qualität bereitzustellen. Insbesondere stehen (...) zahlreiche 
Metallarbeiter zur Verfügung.” 


#21 Gb BFW GmbH 1936/37, s. Anm.418. 
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b. Der Regensburger Verkehrsflughafen 


Im Jahr 1925 hatte sich eine von der Stadtverwaltung mitgetragene "Flughafen Regensburg 
GmbH" gegründet”, deren Aufsichtsrat von Anfang an Bürgermeister Herrmann vorstand‘. 
Von 1926 an pachtete und planierte die Gesellschaft insgesamt rund 36 ha Grundstücke im 
Donauknie, nordwestlich des Fürstlichen Rennplatzes; größter Grundbesitzer war die 
St.Katharinen-Spital-Stiftung. Für die Flugaufsicht errichtete die Stadt auf Kosten des bayeri- 
schen Handelsministeriums ein Starthäuschen"”*, und das Reichsverkehrsministerium geneh- 
migte den Betrieb eines Verkehrslandeplatzes. Schon 1927 wurde Regensburg als Landeplatz 
der Linie München-Nürnberg in den Sommerflugplan der Deutschen Lufthansa einbezogen, 
die endgültige Betriebserlaubnis erhielt die Flughafen GmbH 1928°?. Ziel aller Maßnahmen 
war es, Regensburg in den beginnenden innerdeutschen Flugverkehr einzubinden, was das 
vergleichsweise starke Engagement der Stadtverwaltung erklärt. 


Im Jahr 1930 übernahm die Stadtverwaltung den Flughafenbetrieb in eigener Regie“. Bis 
dahin hatte der Flugplatz Kosten von weit über 70000 RM verursacht, brachte jedoch nur 
rund 3000 RM jährlich ein, vor allem aus der Verpachtung von Schafweiden. Steigende Ein- 
nahmen erhoffte man sich von der Anbindung an die Linie München-Prag-Breslau*?’, doch 
kam der Regensburger Flughafen letztlich über seine unbedeutende Position nicht hinaus - 
die großen Erwartungen seiner Betreiber hat er nie erfüllt. Nur bis 1931 bezogen die Luft- 
hansa, daneben auch die Nordbayerische Verkehrsflug GmbH von Theo Croneiß Regensburg 
in ihre Sommerflugpläne ein, danach - bis 1937, d.h. bis zu seiner Nutzung durch die BFW - 
wurde der Flughafen nur gelegentlich als Verkehrslande- und Sportflugplatz benutzt. Ohne 
die erheblichen städtischen Zuschüsse hätte die Flughafen GmbH liquidiert werden müs- 
sent”; auch die Fliegerortsgruppe im Deutschen Luftsport-Verband, später umbenannt in 
"NS-Fliegerkorps/Ortsgruppe Regensburg", lebte vor allem von Spenden und Zuschüssen der 
Stadt”. 


Ende 1934 tauchten Gerüchte über einen Ausbau des Flugplatzes für Zwecke der Luftwaffe 
auf. Nach entsprechenden Hinweisen der Fliegerortsgruppe”” erhielt die Standortkom- 
mandantur vom Wehrkreiskommando die Bestätigung, das RLM sei zwar derzeit noch nicht 
am Regensburger Flughafengelände interessiert, doch werde eine spätere Verwendung erwo- 
gen”. Tatsächlich wurde dem Flughafen Ende 1935 die allgemeine Betriebsgenehmigung 


422 Größte Gesellschafterin die Stadt (40000 RM Anteil am geplanten, nie voll einbezahlten Stammkapital von 


140000 RM). Gesellschaftsvertrag in DS 546. Zur Entwicklung bis 1929/30: undatierte Denkschrift "Das Flug- 
wesen der Stadt Rgbg.", DS 546, vgl. auch ZR 18102 mit Lageplänen und Schmetzer 8.95 (teils ungenau). 

423 Liste seiner Aufsichtsratsakten in ZR 18078. Die Akten selbst wurden vernichtet, vgl. Bericht Ein- und Aus- 
laufamt 16.12.1947, DS 43. Unergiebig HStAM MWi 10859. 

#4 Vgl, ZRa 14628 und Schriftwechsel 1940 über die Nutzung des Starthäuschens durch das Flugzeugwerk, ZR 
18083. 

25 Alle Daten nach Übersicht 1938, DS 546. Zum Luftverkehr in Rgbg. allg. ZR 18058 ff. 

426 Genehmigt It. Sr-Prot. 9.3.1927. Zur Mitgliedschaft im Bayer. Luftverein und nach dessen Gleichschaltung in 
der Landesgruppe des Deutschen Luftsport-Verbandes: ZR 18063 und 18069. 

“7 Lt, Haushalt 1930/31 18000 RM Direktsubvention für den Sommerluftverkehr. Einzelheiten in DS 546. 

28 Han Reg. bei der Auflösung der GmbH 13.1.1940, DS 508. Zur Finanzfrage auch: Notiz Sch. 3.1.1935, DS 

666. 

Zur Fliegerortsgruppe allg. Weinmann §.213 f. Zu einer Flugzeugtaufe durch Sch. 1934: ZR 18073; zur neuen 

Flugzeughalle der Fliegerortsgruppe: Ansprache Sch. 5.10.1935, NIS 16, vgl. auch BOm 21. und 23.9.1935 so- 

wie BA 7.10. und 31.12.1935. Dankschreiben des NSFK (10.7.1941) in NIS 11. Führererlaß zur Auflösung des 

Dt.Luftsportverbands und zur Gründung des NSFK (17.4.1937) in RGB) I §.529. 

®0 12.11.1934, BA-MA RH 26-10/197. 

#1 Wehrkreiskommando an Kommandantur 12.12.1934, ebd. Vgl. auch Ehm (1989) S.117 zu den Plänen, bei denen 
es um die Standorte für die ersten süddt. Bombergeschwader ging. 
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aus dem Jahr 1928 entzogen und nur noch eine Nutzung als "Sonderflughafen 
(Privatflughafen)" in Aussicht gestellt”. Im März 1936 plante die Luftwaffe, hier bis zum 
folgenden Frühjahr eine neue Bombergruppe zu stationieren, was dann jedoch an der An- 
siedlung der BFW scheiterte und zur Einrichtung des Fliegerhorsts Obertraubling führte*”. 


Im Juli 1937 pachtete das Flugzeugwerk das Flugplatzgelände auf zwanzig Jahre von der 
Flughafen GmbH. Diese erhielt jedoch statt einer Pacht nur eine monatliche "Beihilfe" von 
150 RM für Betriebs- und Verwaltungskosten‘”*. Als später die Produktion der schnelleren 
Me-109 eine Erweiterung des Flugplatzes erforderlich machte, erwarb Messerschmitt das 
Gesamtgelände, wofür das RLM die erforderlichen Mittel von 830000 RM zur Verfügung 
stellte®®, Anschließend wurde die Flughafen GmbH liquidiert”*, 


c. Die Aufbauphase‘” 


Am 24.7.1936 kam es - mit einem Stammkapital von nur 20000 RM - zur förmlichen Grün- 
dung des Regensburger Zweigbetriebs der BFW, der "Bayerischen Flugzeugwerke Regens- 
burg GmbH"**; noch am gleichen Tag meldete die Flughafen GmbH dem Nürnberger Luft- 
amt die künftige Nutzung des Flugplatzes“”. Kurz darauf unterrichtete der Oberbürgermeister 
seine Ratsherren über das Werk, seine künftige Bedeutung für die Stadt, die städtischen Lei- 
stungen für seinen Aufbau und die Fragen der Wohnraumbeschaffung*”; im Herbst erfolgte 
die Eintragung ins Handelsregister beim Amtsgericht Regensburg“. 

Die Leitung des Flugzeugwerks lag in der Aufbauphase beim Augsburger Management: 
Willy Messerschmitt, seinem Finanzchef Rakan Kokothaki, Dipl.Ing. Fritz H. Hentzen und 
Dipl.Ing. Adalbert Schwartzkopff*”, von denen der Letztgenannte Anfang 1937 ausschied**. 
Jedoch war eine gemeinschaftliche Leitung mit dem Führerprinzip unvereinbar, und so wurde 
SS-Brigadeführer Theo Croneiß, der seit Herbst 1934** als Aufsichtsratvorsitzender der 
Muttergesellschaft amtierte und allgemein als treibende Kraft hinter der Werksgründung in 


Regensburg galt, zum Beiratsvorsitzenden und Betriebsführer berufen*”. 


#2 Erlaß RLM 4.12.1935, vgl. Luftamt Nürnberg an Flughafen GmbH 6.7.1936, ZR 18079. 
Ebm (1989) S.117. 
Undatiertes, nicht unterzeichnetes Vertragskonzept in DS 546, vgl. auch H. an Reg. 13.1. 1940, DS 508. 


Gb 1936/37, s.Anm.418, vgl. auch Kurzbericht 1937/38 der Flughafen GmbH (ZR 18080) und Vermerk 
4.10.1938 (DS 510). Der Druck auf die Grundbesitzer belegt im Schriftwechsel Stadt-BFW- 
Bisch.Administration, DS 141. 

#6 Vgl. Rh-Prot. 15.12.1939, HM 1381 (zum 21.12.1939) und H. an Reg. 13.1.1940, DS 508; ebd. Details zur 

Liquidation. 

#7 Zur Architektur des Flugzeugwerks Bartels bes. 8.34 ff. und 77 f. (mit Fotos), vgl. auch Ehm (1989) S.115 f. 
Zum künstlerischen Aspekt, v.a. zum Großrelief über dem Haupteingang des Verwaltungsbaus: Bartels $.77, 
Ruhl (1989) S.71, Jaumann S.134 f. sowie BA 8.-9.7. bzw. 3.8.1939. Vgl. allg. Petsch S.148 ff. zur Industriear- 
chitektur im 3.Reich. 


#8 Gb 1936/37 der BFW GmbH, s.Anm.418, dem Verfasser bestätigt durch Gewerbeabteilung des städt. Ordnungs- 
amts. 


#9 34.7.1936 in ZR 18079. 

40 Rh-Prot. 29.7., 12. und 20.8., 16.9. sowie 1.10.1936; Texte der Ansprachen nicht erhalten. 
#1 24.10.1936, vgl. Survey S.60 und Omgus-Report $.124. 

#2 BOm 26.10.1936. 

Omgus-Report $.125. 

#4 Tshoven S.140. 

#5 Alle drei Funktionen belegt sein Briefkopf, vgl. z.B. 19.5.1939 an Sch., PÜW 8. 
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Mit der Bauplanung war Regierungsbaumeister a.D. Wilhelm Wichtendahl beauftragt, der 
seit 1934 für die BFW arbeitete. Das Regensburger Baubüro unterstand Bernhard Hermkes, 
der nach dem Krieg entscheidend zum Wiederaufbau Hamburgs beitragen sollte‘. Beide Ar- 
chitekten planten nicht einen herkömmlichen Industriekomplex mit dichtgedrängten Ferti- 
gungshallen, sondern eine weiträumige "Parklandschaft" mit dezentralen Einrichtungen. Aus- 
schlaggebend hierfür waren allerdings weniger die Richtlinien des Amts "Schönheit der Ar- 
beit" in der DAF als vielmehr Luftschutzgründe**; die Hoffnung, dadurch vor einer Bombar- 
dierung besser geschützt zu sein, sollte sich später als trügerisch erweisen. 


Im Herbst 1936 bestimmte das RLM die Bf-109 zum künftigen Standardjäger der deutschen 
Luftwaffe. Ab 1937 wurde er ausgeliefert, die "Legion Condor" hat ihn noch im gleichen Jahr 
im spanischen Bürgerkrieg verwendet. In Regensburg begannen Ende 1936 unter dem Schutz 
des soeben eingerichteten Werkssicherheitsdienstes der Aufbau der Fertigungshallen** und 
die Planierung des Flugplatzes*”. Kurz darauf mietete der Betrieb ein Verwaltungsbüro an, 
das vor allem die Anwerbung des künftigen Personals betrieb. Im Frühjahr 1937 folgten drei 
große Richtfeste der BFW unmittelbar aufeinander: Am 30.März das für die erweiterten Pro- 
duktionsanlagen in Augsburg*”, am 24.April das für die Regensburger Werksiedlung 
"Göringheim", am 8.Mai das für die Betriebsanlagen im Stadtwesten*' - ein öffentliches 
Großereignis, bei dem die zahlreich erschienene Prominenz zu einem Festakt in der Jahnturn- 
halle geladen war; die musikalische Umrahmung besorgte der Musikzug der Regensburger 
SA-Standarte*?. Wie Schottenheim bei dieser Gelegenheit das Auftreten von Theo Croneiß 
empfand, hat er seinen Erinnerungen anvertraut: Croneiß war "in Hochform, und ich kam und 
komme auch heute noch nicht um den Vergleich mit einem Pfau herum, der sich dreht und 
wendet, sein schillerndes Gefieder nach allen Seiten glänzen läßt"*”, 


Im Sommer 1937 pachtete das Werk, wie erwähnt, den inzwischen planierten Flugplatz, und 
es begannen die Installation der Werkzeugmaschinen und die Auffüllung der Materiallager”*. 
Sobald die Werksanlagen halbwegs betriebsbereit waren, verlegten die BFW die Produktion 
der Bf-108, genauer: den Zusammenbau der aus Augsburg halbfertig gelieferten Maschinen, 
nach Regensburg. Er wurde am 15. November 1937 aufgenommen*”, dem Tag, an dem auch 
das neue Verwaltungsgebäude offiziell bezogen werden konnte”. Das Werk beschäftigte 
zunächst überwiegend Arbeiter, die man seit Monaten in Augsburg ausgebildet hatte, sowie 
dortiges Stammpersonal, insgesamt 500 Stammarbeiter und 100 Angestellte*”. Zugleich er- 
wies es sich wegen des Facharbeitermangels als erforderlich, in Regensburg in einer eigenen 
Lehrwerkstatt Technikernachwuchs aus dem Umland heranzubilden*‘. Denn man rechnete, 


#6 Vgl. Bartels S.11, 96 ff. und für die Nachkriegszeit 129 ff. 

#7 Ebd. 5.47 und Ehm (1989) S.115 f. 

#8 Vgl, RPB 7.11., 8.12.1936, 7.4. und 7.5.1937; s. auch S.176 zur Person Max Trolls. 

#9 Rn-Prot. 12.11.1936. Baugenehmigung für die Baukantine der Emslander-Brauerei It. Rh-Prot. 29.10.1936. 

a Vgl. a S.173. Gleichzeitig begann der Bau des Verwaltungsgebäudes in Rgbg., vgl. Gb 1936/37, 
s.Anm.418. 

Am 15.4.1937 meldeten die BFW offiziell ihr Gewerbe an (ZR 11003 b), im Mai übersiedelte die Verwaltung in 
eine betriebseigene Baracke, vgl. Gb 1936/37, s.Anm.418. 

#2 Einzelheiten in ZRa 14033, vgl. auch BOm 10.5.1937. 

453 NIS 30 8.3547. 

#54 Gb 1936/37, s.Anm.418. 

= Omgus-Report 8.127, vgl. auch Survey $.60. 

#6 Gb 1936/37, s.Anm.418. 

457 Bericht Schipper 19.5.1937, DS 901 und ZR 19117. 


#8 Einzelheiten im Jb 1937/38 der Berufsschule, ZRa 12658. Auszüge aus Bewerbungen, die nach 1945 als Mate- 
rial für Entnazifizierungsverfahren dienten, in StA (Mil.) 21. Vgl. auch StA: Wirtschaftsarchive/BFW Rebe. 1-3. 
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wie erwähnt, schon in der Aufbauphase mit mindestens 3-4000 Arbeitskräften“, Anfang 
1937 war sogar von einer Erweiterung auf 5-6000 Beschäftigte die Rede”; das Werk benö- 
tigte schon zu Beginn allein 1700 Metallfacharbeiter, während am Stichtag 1.9.1936 im gan- 
zen Gau nur 368 arbeitslos gemeldet waren“. 

Die im Lageplan mit den Nummern 3, 4, 6, 9, 11, 13, 14, 21, 21a und 25 gekennzeichneten 
Gebäude, vor allem also verschiedene Montagehallen einschließlich der Endmontage und des 
Rumpf- und Tragflächenbaus sowie das Hauptlager, wurden bereits 1936/37 errichtet‘; Ende 
1937 war der erste Bauabschnitt des Regensburger Werks weitgehend fertiggestellt. Bis dahin 
hatten die BFW über 11 Millionen RM in Regensburg verbaut, davon allein Knapp 1,1 Milli- 
onen RM für das neue Verwaltungsgebäude an der Prüfeninger Straße, heute Sitz der kauf- 
männischen Berufsschule“. Insgesamt sollen für den ersten Bauabschnitt rund 16,1 Millio- 
nen RM verbraucht worden sein, während die späteren Erweiterungsbauten für die Produk- 
tion der Bf-109 angeblich rund 8,8 Millionen RM verschlungen haben“. Nachdem überwie- 
gend örtliche Baugeschäfte, wenn auch unterstützt durch Spezialfirmen aus dem ganzen 
Reichsgebiet, in den Genuß dieser Großaufträge kamen, ergibt sich allein schon aus diesen 
Summen der enorme Schub, den der Aufbau des Flugzeugwerks für die Wirtschaftsentwick- 
lung der Stadt mit sich brachte. 


Das Verwaltungsgebäude des Flugzeugwerks an der Prüfeninger Straße (um 1940) 
Repro: Städtische Bildstelle 


#9 Fingemeindungsantrag für Dechbetten, Großprüfening und Ziegetsdorf 18.7.1936 (ZRa 13747) und Reg. an 


Reichsstatthalter 28.7.1936 (SiA/1987 1 blau 119 = 4029 c), vgl. auch Notizen Sch. 8.9. und 12.10.1936, DS 
773. 


#0 Notiz Sch. 6.1.1937, DS 901. 

#1 AA an Stadt 29.9.1936, DS 773. 

Übersicht über Konstruktion und Baujahr der Anlagen in den ADI-Reports. 
463 Ebd. Stand 1.7.1938. 

Omgus-Report S.128. 
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PESENSEUFG - PPUFENTNG: 


Nr 3aujahr 


1939/80  -Konstrukz. 4. Ferztgunse 
anlagen 

1937/33 -Verseltungsgebäude 

1935/57 Fabrikation & Montags 

1935/37 -Hauptlager & Material- 


| 
1939/40 -Vorprod. 2.3. Stanzerei 
1937 = Metallbearbeitung z.3. 
Pressen 
1943 -Tragflächenherstellung 


1939 -Vormontage 

1937 ~= Lackiererei f. kl. Teil 
10 1941/32 -= Hauptlackiorerei 
11 1936/37 -Zərtigung v. Qeorträgern 
u. Isolierung, sowie 


OO nn OUV Fun + 


2 938 Elektroschweißerei 
1 193 -Flugerprobung 
13 1937 -Endnontage 
15a 193 /uu Bunpfvorsentage 
1% 1936/37 -Rumpf u. Tragflächendau 
| 15 1%2 -Lehrlingsverkstätie 
16 1942/43 „Schulungs- u. Lehrlings- 
; gebäude 
17 1939 „älterer affenprüfstand 
18 1943 „neuerer affenprüfstand 
19 . 1933 -Küchen- u. Kantienengeb. 
20 1943 -sanitäre Anl. u. and. Ge 
21 2337 -Transforsərorzaus 
21a 1936/5 -Jlasserspeicher 
22 1943 -neuer Hangar zur Fluger- 
robung 
23 1942/45  -Lagerhallen 


24 1941/42 -Lageraallen 
25 1936/37 -Kantı nengeoäude 
26 19538 -Dateigebaude, später als 
Kantine benützt 
1938 -Motoren & Farvenlager 
1945  -Motorenlager 
1939/40  =Jerksverzeidizung 


Lageplan des Flugzeugwerks an der Prüfeninger Straße (unten im Bild; links der Rennplatz) 
Bartels, S.40 f. 


Anfang 1938 wurde das Regensburger Flugzeugwerk verwaltungstechnisch verselbständigt, 
die Geschäftsführung unter Betriebsführer Croneiß ging auf die bisherigen Prokuristen Otto 
Thieme und Friedrich Mayer über“. Im Sommer dieses Jahres machten, wohl auf Betreiben 
von Goebbels und Heß**, die Gesellschafter der Augsburger AG die Führungsposition ihres 
populären Chefkonstrukteurs nach außen hin sichtbar und benannten den Konzern in 
"Messerschmitt AG" um“, Willy Messerschmitt, seit 1937 Inhaber einer Professur an der 
Technischen Hochschule München“®, übernahm die Position eines Generaldirektors und 
Vorstandsvorsitzenden, womit seine Patente auf die neue Gesellschaft übergingen. Aus dem 
Erlös dieser Übertragung erwarb die AG einen Teil der noch vom Reich gehaltenen Aktien. 
Der letzte Rückkauf erfolgte im Frühjahr 1940, so daß die Messerschmitt AG nun wieder ein 


#5 Eintragung in das Handelsregister 21.1.1938 aufgrund Gesellschafterbeschluß 23.12.1937, DS 507. Vgl. Omgus- 
Report $.125 sowie BFW an Stadt 1.1.1938, ZR 18087. 

66 Ishoven S.184. 

#67 Umbenennung 11.7.1938, die des Rgbg.er Werks offiziell erst 13.11.1940, vgl. Omgus-Report S.124 und 126 
(Notariatsurkunde 12.11.1940). 

468 Vgl. z.B. Ishoven 8.178. 
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reines Privatunternehmen darstellte*®. Bis Kriegsende blieb Messerschmitt das einzige große 
Unternehmen der deutschen Luftfahrtindustrie, dem es gelang, der "schleichenden Verstaatli- 
chung” zu entgehen“. Schließlich änderten sich mit der Umbenennung von 1938 auch die 
Typenbezeichnungen der Flugzeuge, für die nun das Kürzel "Me" statt bislang "Bf" verwen- 
det wurde. 


Nach dem Anschluß Österreichs hatten die Flugzeugwerke in Wiener Neustadt den Lizenz- 
bau der Me-109 übernommen, die daneben auch noch im Augsburger Stammwerk hergestellt 
wurde. In Regensburg begann dagegen die selbständige Fertigung der Me-108. 175 Maschi- 
nen dieses Typs wurden hier 1938 hergestellt, 1939 nur noch 147, 1940: 77, 1941: 59, 1942: 
58°”!, denn um sich der neuen Me-110 widmen zu können, verlegte die Konzernleitung die 
Augsburger Produktion der Me-109 ab 1939 ebenfalls nach Regensburg. Dies machte Ende 
1938 die Erweiterung der Betriebsanlagen und - wegen der höheren Geschwindigkeit der Me- 
109 - die des Flugplatzes erforderlich®’”. Zeitweise stand, wie dann in den Kriegsjahren noch 
mehrmals, sogar zur Debatte, den westlich angrenzenden fürstlichen Rennplatz in das 
Werksgelände einzubeziehen®”. 


Im Frühjahr 1939, zweieinhalb Jahre nach Planungsbeginn, war das Regensburger Flugzeug- 
werk in seinem ersten Teil vollendet. Das Baubüro Wichtendahl/Hermkes wurde aufgelöst, 
und der Betrieb richtete für künftige Bauarbeiten eine eigene Abteilung ein, die bis Kriegs- 
ende dem Architekten Max Dömges unterstand’. Ebenfalls im Frühjahr 1939 erfuhr die 
Stadtverwaltung von der Gründung eines "Nebenbetriebs" der Messerschmitt-AG, die auf 
dem Gelände der Regensburger GmbH ein Leichtmetallwerk einrichtete und dort 300-500 
Frauen beschäftigen wollte”. 


Die Bezahlung der beim Flugzeugbau Beschäftigten war nach einem komplizierten Schema 
gestaffelt, in dem die Leistung ebenso wie die effektive Arbeitszeit, das Lebensalter, der 
Familienstand etc. berücksichtigt wurden. Darüber hinaus gab es Schmutz- und Gefahrenzu- 
lagen, solche für Nachtarbeit, ein Bonussystem für einzelne Arbeitsgruppen etc. Es boten sich 
somit genügend Möglichkeiten für verdeckte Lohnerhöhungen, nachdem seit dem Inkrafttre- 
ten des Vierjahresplans vom Herbst 1936 offiziell ein Lohn- und Preisstop galt. Doch nicht 
nur die höheren Löhne führten dazu, daß das Flugzeugwerk wie ein Magnet auf dem Ar- 
beitsmarkt wirkte; es bot auch hervorragende Sozialleistungen und attraktiv gestaltete Ar- 
beitsplätze. Sie entsprachen in beispielhafter Weise den Forderungen des Amts "Schönheit 
der Arbeit" in der DAF”, die nicht nur der Steigerung der Arbeitsleistung durch erhöhte 
Motivation, sondern auch dem Gemeinschaftsbewußtsein*’’ und nicht zuletzt - ebenso wie die 
Werksiedlung "Göringheim" - der Kontrolle der Belegschaften auch außerhalb der Arbeits- 
zeit dienten”. Das Flugzeugwerk bot helle, saubere und gut belüftete Arbeitsplätze, eigene 


#9 Ebd, 8.224. Hauptaktionär die mit Messerschmitt befreundete Familie Raulino-Strohmeyer (Hamburger 
Tabakfabrikanten und Druckereibesitzer). Ab Sommer 1933 wurde ihr Vermögen vom späteren Chef des Ge- 
samtkonzerns Sailer verwaltet, vgl. Survey 8.19 ff. (Befragung Strohmeyer), 50 und 59 f. 


470 1939 Erhöhung des Stammkapitals der GmbH von 20000 auf 7 mio RM, vgl. Ishoven 5.211. Vgl. zu Struktur 
und Besitzverhältnissen im Konzern Omgus-Report S.124 ff. und Graphik in Survey S.33. Danach hielt die 
Augsburger AG bei Kriegsende 90 % des Kapitals der Rgbg.er GmbH (6,3 von 7 mio RM), da am 15.1.1942 10 
% auf die Bayer. Vereinsbank übergegangen waren. 


USSBS 115.159; für 1938 auch Ishoven S.196. 
Gb 1936/37, s.Anm.418. 


Vermerk wohl Sch. 30.11.1938, DS 772, vgl. Stadtplan mit eingetragenen Erweiterungsflächen im Nordosten des 
Werks, datiert 17.2.1939, DS 777. 


474 Bartels S.39. 

“75 Notiz Sch. 4.4.1939, DS 776. 

#76 Vgl, Bartels S.69 ff. und BA 2.-3.4.1938. 
#77 Vgl, BOm 3.3.1938 und BA 28.8.1939. 
#8 Vgl, Peltz-Dreckmann $.370. 


47 
41 
473 


DD = 


=} 


318 


Sportanlagen, eine Bücherei und ein Schwimmbad, das an Feiertagen auch den Familten der 
Mitarbeiter offenstand*”. All dies brachte dem Werk den Ehrentitel "NS-Musterbetrieb" 
ein“. Jedoch sorgten andererseits die hohen Löhne und die überdurchschnittlichen Sozial- 
leistungen des Flugzeugwerks dafür, daß sich der Mangel an Fach- und Hilfsarbeitern bei 
anderen Betrieben und Behörden verschärfte“*'. Dies bekamen nicht nur die Stadtverwaltung 
und hier vor allem die städtischen Werke zu spüren, auch aus der Landwirtschaft des näheren 
und weiteren Umlands saugte das Flugzeugwerk die ohnehin knappen Arbeitskräfte geradezu 
ab“®?, Noch vor Kriegsbeginn mußten junge Frauen betriebsintern zu "Specialarbeiterinnen" 
ausgebildet werden, nachdem Facharbeiter einfach nicht mehr zu bekommen waren“”® - der 
bevorstehende Rückgriff auf den weiblichen Teil der Bevölkerung als "industrielle Reser- 
vearmee" kündigte sich an. 


"all 
Epb i 
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Die Kantine des Flugzeugwerks 
Repro: Städtische Bildstelle 


#9 Vgl. allg. Meier (1988) S.283 f. sowie BOm 20.5.1938, 19.6.1939 und MZ 17.8.1983. Fotos u.a. in "Regensburg 
- eine Stadt des Reiches" S.117. 

#0 1.5.1939, vgl. Bartels $.78, vgl. auch Croneiß' Ansprache zum Richtfest 8.5.1937, im Auszug bei Meier 1988 
5.276, und BOm 10.5.1937. Zum Wettbewerb um diesen Titel in Rgbg.: Wolf 5.88 sowie allg. M.Frese: Vom 
"NS-Musterbetrieb" zum "Kriegs-Musterbetrieb”, in Der Zweite Weltkrieg (1989) S.382-401. 

#1 Vgl. Reichsarbeitsministerium an RVM 25.8.1936, Abschrift in StA 3890. Danach habe "ein Flugzeugwerk" - 
sicherlich die BFW - bei der Anforderung Tausender nicht vorhandener Facharbeiter erklärt, "die Lohnfrage in- 
teressiere sie nicht. Sie zahle jeden Lohn, wenn sie nur die Arbeiter erhalte." 

#2 Vgl. RPB 7.7.1939. Fast jeder RPB aus dieser Zeit vermerkte Mangel an Arbeitskräften in der Landwirtschaft. 


483 Mb zur Wirtschaftsentwicklung 28.8.1939, DS 667. 
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d. Die städtischen Leistungen beim Aufbau des Flugzeugwerks 


Der Aufbau des Regensburger Flugzeugwerks als eines hochgradig spionagegefährdeten Rü- 
stungsbetriebs entzog sich weitgehend den Augen der Öffentlichkeit und unterlag auch nicht 
der baupolizeilichen Genehmigung durch die Stadt”. So zählte Schotienheim das Werk zu 
den Themen, die er den Ratsherren aus Geheimhaltungsgründen nicht vorlegte®®°. Bürgermei- 
ster Herrmann war federführend in allen Fragen, die sich für die Stadt aus der Ansiedlung des 
Flugzeugwerks ergaben“, also insbesondere für die Erschließung des Werksgeländes, den 
Siedlungsbau, doch auch als Verwalter des städtischen Grundbesitzes””’. Schließlich konnte 
es die Stadtverwaltung nicht unberührt lassen, wenn sich hier die Möglichkeit bot, die letzten 
Wohlfahrtserwerbslosen unterzubringen und damit die Sozialausgaben weiter zu senken. Um 
diesen Aspekt sollte sich Rechtsrat Zwick kümmern, doch mußte er feststellen, daß es in der 
Stadt nur wenige Fachkräfte unter den Wohlfahrtsempfängern gab, die für die BFW in Frage 


kamen*®. 


Gleich zu Beginn der Bauarbeiten mußte die Stadtspitze erkennen, wie selbstbewußt die 
Werksleitung gegenüber den lokalen Behörden aufzutreten gedachte. Sie benötigte einen 
Bahnanschluß, und das hierzu angelegte Stichgleis kreuzte die Prüfeninger Straße und somit 
auch die Gleise der Straßenbahn. Erst nachdem die Arbeiten für das Industriegleis begonnen 
hatten“, reichte die hiermit betraute Baufirma ein Genehmigungsgesuch ein, und während 
Stadt, Reichsbahn und Polizeidirektion noch ihre Auflagen formulierten, wurde die Schie- 
nenkreuzung bereits angelegt - man stand vor vollendeten Tatsachen, was eine Reihe der ge- 
planten Auflagen hinfällig machte®”. Die Straßenbahn war auch noch in anderer Hinsicht von 
der Werksgründung betroffen, denn für den um ein Vielfaches vermehrten Verkehr wurden 
nicht nur neue Abstellgleise erforderlich, man mußte auch die Spätverbindung der Linie 1 bis 
hierher verlängern”. 

Als wesentlich aufwendiger erwiesen sich die Erschließungsarbeiten der städtischen Werke 
und des Bauamts“”. Jeweils fast 200000 RM kosteten der Ausbau von Hochweg und Prüfe- 
ninger Straße” sowie die Neuanlagen des Elektrizitätswerks und der OWAG®*, zusammen- 
gerechnet knapp 600000 RM alle Infrastrukturmaßnahmen städtischer Stellen”. Unter an- 
derem wurde eine starke neue Druckrohrleitung erforderlich, um den enormen Wasserbedarf 


484 Laut Bartels (8.77 und Anm.18), der sich auf Wichtendahl beruft, durfte die städt. Baupolizei das Werksgelände 
nicht betreten; die Architekten wurden auf ihre Verschwiegenheit vereidigt. 


7.12.1936 an Ganninger, NIS 8. Auch eine Zwangsenteignung führte nicht die Stadt, sondern das RLM selbst 
durch, vgl. Antrag BFW 29.7./20.8.1936 und Sch. an RLM 27.8.1936, ZRa 12257. Zum Streit um die Trafosta- 
tion der BFW, bei dem H. nachdrücklich BFW-Interessen vertrat: ZR 15536. 


486 Tjndatierte Note, DS 132. 


#7 Verkauf 1,3 ha Gelände an BFW (1936) erwähnt in undatierter Liste Lieg., DS 797. Weitere Grundgeschäfte in 
ZR 16010, vgl. auch Prot. der Verwaltungsbeiräte 24.7.1936 sowie der Rh 14.1.1937. 


488 Notiz Sch. 23.9.1936, DS 773. In ZRa 13214 der beiläufige Hinweis (29.10.1937), daß das Einwohneramt einen 
Angestellten für das Flugzeugwerk abstellen mußte. 


> Baubeginn 21.8.1936, vgl. Rh-Prot. vom Vortag. 


“0 Sch. an RBD 10.11.1936, ZR 16775. Ebd. die Einzelheiten einschl. Betriebs- und Gemeindegrund-Benutzungs- 
vertrags RB bzw. Stadt - BFW. 


®1 Mb E-Werk 31.3.1938, DS 587, vgl. ZR 16794. 
“2 Sch, rechnete mit 670000 RM Kosten, vgl. Prot. Grundsatzbespr. über das Göringheim, 19.8.1936, DS 900. 


#3 Vgl, Mb Bauamt DS 545, 562 und 846, Pressegespräche Sch. 20.3.1937, DS 865, und 19.5.1937, PSt 502, sowie 
Notiz Sch. 14.10.1936, FIN 500. 


#4 E-Werk an Sch. 24.7.1936, DS 587, bzw. Notiz Sch. 14.10.1936, FIN 500. 


#5 Wasseranschluß, Gas und Kanalisation ca. 185000 RM, vgl. Mb Gaswerk DS 545 und 589 sowie Notiz Sch. 
14.10.1936, FIN 500. 
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des Werks zu decken“. Seine Stromversorgung verknüpfte man später über ein Verbundsy- 
stem mit der anderer Stadtteile und sicherte sie damit zusätzlich ab“. Zu bedenken bleibt, 
daß die Stadt an den Infrastrukturmaßnahmen der Werke für die BFW nicht schlecht ver- 
diente, da sich die Einrichtung der Versorgungsleitungen über erhöhte Einnahmen wieder 
amortisierte. Allerdings verweigerte sie entgegen den Forderungen des RLM die Beteiligung 


an der Planierung des Flugplatzes‘”. 


e. "Göringheim" und Erweiterung der Schottenheimsiedlung 


Angesichts der katastrophalen Wohnungsnot in Regensburg stellte sich im Zusammenhang 
mit der Ansiedlung des Flugzeugwerks die Beschaffung der erforderlichen Wohnungen für 
die neu zuziehenden Betriebsangehörigen als Hauptproblem. Hierfür wurde mit der Schaf- 
fung der Göringheim-Siedlung am Ziegetsberg, der Erweiterung der Schottenheim-Siedlung 
um einen eigenen Bauabschnitt, später dann mit der Errichtung ausgedehnter werkseigener 
Barackensiedlungen eine Lösung gefunden. 


Das Göringheim*” 


Unmittelbar nach der Entscheidung der BFW, in Regensburg ein Zweigwerk zu errichten, 
begannen die Vorarbeiten für die neue Werksiedlung””, das spätere "Göringheim", das nach 
der ersten Planung "mindestens 1000 Siedlerstellen" umfaßt hätte”. Innerhalb kürzester Zeit 
wurde seine Lage am Ziegetsberg festgelegt” - alle Vorarbeiten standen unter größtem Zeit- 
druck, da die Siedlung bereits zum Frühjahr 1937 bezugsfertig sein sollte. 


Für die Siedlungsmaßnahme waren verschiedene Finanzierungsmodelle im Gespräch’”, 
schließlich wurde sie von der "Bayerischen Heimstätte"”* als Generalbevollmächtigter ausge- 
führt. Diese Wohnbaugesellschaft mit explizit nationalsozialistischer Zielsetzung” war kurz 
zuvor auf Initiative Ministerpräsident Sieberts, ihres Aufsichtsratsvorsitzenden, gegründet 
worden und führte hier ihre erste große Baumaßnahme durch. Schon ım August 1936 konnte 
sie mitteilen, drei Viertel der geschätzten Gesamtkosten für die Siedlung von 4,4 Millionen 
RM seien durch ein Darlehen der Bayerischen Handelsbank gedeckt und das RLM stelle den 
Rest bereit, die Finanzierung sei also gesichert”. Obwohl der Oberbürgermeister eine finan- 
zielle Beteiligung mit dem Hinweis auf die hohen Erschließungskosten für das Werksgelände 


#6 Einzelheiten in ZR 11253 und StA 16425/4, vgl. auch Mb Wasserwerk (DS 545 und 586), Notiz Sch. 14.10.1936 
(FIN 500) sowie Darlehensantrag H. an RLM 3.3.1937 (ZR 11253). Grundkauf hierfür in ZR 15142. Abnahme- 
garantie des Flugzeugwerks für mindestens 150000 m” Wasser pro Jahr ohne Vorzugstarif. 


u Vgl. Mb E-Werk, DS 545 und 587. Wegen des Flugbetriebs mußte auch die Weinweg-Siedlung über unterirdi- 
sche Kabel mit Strom beliefert werden. 


498 Sch. an Kokothaki 12.3.1937, ZR 11253. Hier und in DS 509 weitere Einzelheiten; es ging um ein 260000-RM- 
Darlehen. 


Vgl. die Arbeiten von Meier und Die Woche 3.3.1988 mit Erinnerungen von "Ureinwohnern" der Siedlung. Als 
neu aufgefundene Akten grundlegend DS 900 und 901. Vgl. zur Baugeschichte auch Erinnerungen Sch. in NIS, 
hier 5.3358 ff. 


500 Zu Werksiedlungen im 3.Reich allg. Petsch $.152 ff. und Peltz-Dreckmann S.349 ff., 370 f., 394 ff. 
50! Reg. an Reichsstatthalter 28.7.1936, StA (1987) 1 blau 119 = 4029 c. 


502 Prot. 31.7.1936 (ZR 19117): Festlegung der Grundlagen für die neue Siedlung durch Stadt, Reg., RLM, 
Reichsarbeitsministeriums, BFW und "Heimstätte". 


503 Vgl, Notizen Sch. ab 28.7.1936, DS 900. 

"Bayerische Heimstätte GmbH, Treuhandstelle für Wohnungs- und Kleinsiedlungswesen (München)". 
505 BA und BOm 26.4.1937. 

>06 Notiz Sch. 28.8.1936, vgl. seine Notiz 10.9.1936 und Vermerk H. vom folgenden Tag, ebd. 


321 


selbst ablehnte, kam der Stadt bestimmender Einfluß auf die Gestaltung der Siedlung zu. 
Schottenheim wollte "um jeden Preis (...) das Heft in der Hand behalten"? und legte Wert 
auf eine aufgelockerte Bauweise parallel zum Hang; zu vermeiden sei, daß "der eine Sied- 
lungsteil auf den anderen heruntersieht"”®. Den städtebaulichen Entwurf übertrug er Baurat 
Kerler, auch die von der Heimstätte engagierten Architekten Wenz und Dorner stammten aus 
Regensburg. 


Die Stadt erstellte nicht nur den Gesamtplan für die Siedlung, sie war auch für die Geländeer- 
schließung zuständig und vermittelte der Heimstätte den größten Teil der benötigten Grund- 
stücke von der Katholischen Bruderhaus-Stiftung, die unter ihrer Verwaltung stand und allein 
23 ha Gelände abgab. Schwierigkeiten bereitete nur der Geländeerwerb vom Haus Thurn und 
Taxis, dessen Brauerei schließlich das Recht eingeräumt erhielt, das Flugzeugwerk zu belie- 
fern und in der Siedlung zwei Gaststätten zu bewirtschaften”'’; für den Fall der Weigerung 
war der fürstlichen Verwaltung mit Zwangsenteignung gedroht worden”!!. Nach der endgülti- 
gen Vereinbarung zwischen Stadt und Heimstätte trug diese die Kosten für den Grunderwerb 
und die eigentlichen Wohnungsbauten, den Straßen- und Kanalbau, für die Wasser- und bis 
zu 100000 RM für die Stromversorgung. Nur Gasanschluß und Straßenbeleuchtung erfolgten 
auf Rechnung der Stadt°'?. Später übernahm sie noch den Neubau der Horst-Wessel-Volks- 
schule und legte einen durchgängigen Fahrradweg zwischen Siedlung und Flugzeugwerk an. 


Im September 1936 legten Bauamt und Heimstätte die Haustypen für den ersten Siedlungsab- 
schnitt fest, Mit der Drohung, sämtliche Aufträge würden sonst an auswärtige Firmen verge- 
ben, wurde das örtliche Baugewerbe zu Preissenkungen genötigt. Als Lockmittel diente dabei 
der Hinweis auf einen zweiten Siedlungsabschnitt mit weiteren 1200-1400 Wohnungen, um 
die die BFW das Göringheim nach Croneiß' Aussagen später erweitern wollten’, Ende 1936 
erfolgte der Baubeginn für die ersten 608 Wohnungen?'*, die sich nun auf 228 Häuser dreier 
verschiedener Typen verteilten°'°: 152 Einfamilienhäuser mit Einliegerwohnung und 76 Vier- 
familienhäuser, teils mit Klein-, teils mit größeren Wohnungen’'®. Zu dieser Zeit rechnete 
Schottenheim noch immer mit einem späteren zweiten Bauabschnitt, der rund 1200 Wohnun- 
gen umfassen werde, nachdem das Flugzeugwerk angeblich seine Belegschaft verdoppeln 
wollte", allerdings war bald nur noch von einer Erweiterung um 4-500 Wohnungen die 
Rede°"®, 


>07 Prot. 31.7. und 19.8.1936, ZR 19117 bzw. DS 900. 
508 Notiz 29.7.1936, DS 900. 
Anweisung an Kerler 1.8.1936, ebd. 


u Vgl. Notizen Sch. 19.8. und 6.10.1936, ebd., sowie Rh-Prot. 1.10.1936. Vgl. auch ZR 14804 zum Ankauf von 
rund 5,8 ha Gelände aus Privatbesitz, 19.10.1936. 


>11 Notiz Sch. 21.10.1936, DS 900, vgl. auch ZR 19117 und Meier (1988) S.277. Später verweigerte das AA die 
Zuteilung von Baueisen für die geplante Gaststätte, vgl. z.B. Notizen Sch. 20.7.1937 und 8.3.1938, DS 900. 


Trotz Materialmangels und widriger Witterung wurden in kürzester Zeit für rd. 680000 RM 4,4 km Wasser- und 
Stromleitungen, 4,3 km Kanäle und 3,8 km Gasrohre gelegt (Mb Bauamt 1. und 30.4.1937, DS 900). 


513 Bericht Schipper 30.9.1936, DS 900, und Notizen Sch. 10.11.1936 und 6.1.1937, ebd. bzw. DS 901. 


>14 Notiz Sch. 4.12.1936, DS 900, vgl. auch Rh-Prot. 28.1.1937. Mehrfach genannt auch eine Zahl von 606 Whg., 
evtl, wegen der Unterbringung des NSV-Kindergartens und der städt. Verwaltungsnebenstelle in Privathäusern. 


Zunächst war von 608 Wohneinheiten in 199 Häusern die Rede gewesen, vgl. Bericht Schipper 7.9.1936, DS 
900. 


516 7usammenfassender Bericht Bauamt 31.7.1937, DS 545 und 900; Baukosten nach Übersicht 12.8.1936, ZR 
19118. 


200 geeignete Siedler hätte er nach Abschluß des Göringheims gern für "seine" Siedlung abgeworben, vgl. Notiz 
6.1.1937, DS 901. 


518 Vgl, Notiz Sch. 9.1.1937 und Kerlers Artikel BOm und BA 13.1.1937 (mit Planzeichnung). 
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Innerhalb weniger Monate‘'” stampften nun im Auftrag der Heimstätte 80 Unternehmen, da- 
von 75 aus Regensburg, den ersten Siedlungsabschnitt aus dem Boden, der mehr Wohnein- 
heiten umfaßte als das "Schottenheim” nach vierjähriger Bauzeit. Ende 1937 waren alle Bau- 
arbeiten an den Wohnhäusern des Göringheims beendet und etwa die Hälfte davon bezogen, 
täglich kamen neue Mieter hinzu - ausschließlich Werksangehörige der BFW, darunter rund 
150 Wohnungssuchende aus Regensburg”. Die fertigen Wohnungen gingen in das Eigentum 
der eigens zu diesem Zweck gegründeten "Heimbau Bayern" über”, der die Stadt eine Bei- 
hilfe gewährte”; die Monatsmieten betrugen je nach Wohnungsgröße 26-56 RM”. Auch 
fünf der Geschäftshäuser waren bereits fertig, ein sechstes ebenso in Bau wie die "Straße der 
SA" (vormals Grasser Weg, heute Theodor-Storm-Straße), die sich später, nach der Verwirk- 
lichung des zweiten Bauabschnitts, als breite, alleeartige Hauptachse durch die Siedlung zie- 
hen sollte’. Im folgenden Frühjahr legte das städtische Gartenamt die Grünflächen ein- 
schließlich einer Maulbeerpflanzung für die Seidenraupenzucht an’, und auch der Teilaus- 
bau der Straße der SA wurde abgeschlossen; die Gelder für den ursprünglich geplanten reprä- 
sentativen Straßenzug waren inzwischen gekürzt worden. Im September 1938, wenige Wo- 
chen nach Inbetriebnahme eines NSV-Kindergartens samt Mütterberatungsstelle”°, wurden 
die letzten Wohnungen bezogen und auch die Arbeiten an den Grünanlagen beendet’, dieje- 
nigen an der Pumpstation des Wasserwerks und am Radweg zum Werksgelände zogen sich 


noch jahrelang hin”. 


Das Göringheim erstreckte sich in terrassenförmiger, an den Hang angepaßter Lage” beid- 
seitig, überwiegend aber östlich der Augsburger Straße bis zur Straße der SA. Die Nordbe- 
grenzung der Siedlung bildete die neue Schule, in ihrer Mitte entstand eine platzartige Er- 
weiterung mit Geschäftshäusern, weitere Läden wurden an den südlichen Zufahrtsstraßen an- 
gesiedelt””. Den Namen "Göringheim", vorgeschlagen von SA-Brigadeführer Freund’, hatte 
Göring gerne genehmigt’, doch nicht nur über ihn als ehemaligem Weltkriegsflieger, erstem 
Führer der SA und mittlerweile Chef der Luftwaffe, sondern auch durch die Wahl der Stra- 
Bennamen versuchte man, eine symbolische Verknüpfung zwischen Luftwaffe und SA herzu- 
stellen: Neben der "Straße der SA" entstanden eine Albert-Leo-Schlageter-, eine Herbert- 
Norkus-”” sowie eine "Straße des 9.November", und 16 der 24 Straßen wurden nach den 


>19 Richtfest April 1937, vgl. RPB 8.5.1937. Sch. erwähnt einen "großen Krach", dessentwegen Siebert nicht zum 
Richtfest erschienen sei (NIS 30 5.3326). Zum Baufortschritt: Berichte Bauamt, Tiefbauabteilung und Werke, 
DS 545, 562, 586, 587, 589 und 900, sowie Pressegespräch Sch. 24.8.1937, PSt 502, und BA 8.9.1937. 


520 BA und BOm 3.9.1937. 
52] "Heimbau Bayern. Gemeinnützige Baugesellschaft mbH" (München). 


522 Die Stadt verzichtete faktisch auf Grund- und Haussteuerumlagen (Vereinbarung 26.11.1936, DS 900 und ZR 
19117). Vgl. zu den ersten Voranschlägen die Notizen Sch. und Bericht Schipper 27.8.1936, ebd., teils auch in 
FIN 500. 


323 Notizen Sch. 1. bzw. 7.9.1936, DS 900. 


524 Mb Bauamt und Tiefbauabteilung 31.12.1937, DS 545 und 900, vgl. Listen Bautätigkeit 1937, DS 545 und 666. 
Straßengrunderwerbungen in ZRa 14916, ZR 14972 und 15146. 


525 Mb Gartenamt 29.8.1939, DS 667. Grünflächenplan veröff. in BOm 13.7.1938. 


526 Vgl, NotizSch. 14.12.1936, DS 902, Mb Verwaltungsstelle Göringheim August 1938, DS 900, sowie BOm 
12.8.1938 und BA 9.9.1938. 


527 Mb Verwaltungsstelle Göringheim 30.9.1938 und Notizen Sch. zum Bezug der Whg. in DS 900, vgl. auch RPB 
6.5.1938. 


518 Vel. Rh-Prot. 15.9., 25.10.1938 und 5.5.1939, Mb Bauamt, DS 667 und 903, sowie allg. Meier (1988) S.278. 
Fertigstellung des Radwegs erwähnt in Croneiß an Sch. 30.1.1941, BAU 1004. 


nr Vgl. zum folgenden Kerler: Artikel in BOm und BA 13.1.1937. 

530 Insgesamt je 2 Lebensmittelläden und Bäckereien, 1 Metzgerei, 1 Milchgeschäft, vgl. Meier (1988) S.281. 
331 Notiz Sch. 20.1.1937, ebd. 

532 1.3.1937, ZR 19118. 


53 Zum Tod des 15-jr. Hitlerjungen Herbert Norkus vgl. J.v.Lang: Und willst du nicht mein Bruder sein, Wien- 
Darmstadt 1989. ` 
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"Gefallenen" des 9.November 1923, die Boelcke-, die Immelmann- und die Von-Richthofen- 
Straße nach "Fliegerhelden" des Ersten Weltkriegs, die neue Volksschule nach Horst Wessel 
benannt“, 


Eine neue Volksschule war - übrigens ebenso wie der Neubau der St.Wolfgang-Kirche”” - 


nicht nur durch die Entstehung des Göringheims, sondern auch durch die insgesamt sehr 
starke Neubautätigkeit zwischen Kumpfmühl und Ziegetsdorf erforderlich geworden’, Bis- 
lang hatten die schulpflichtigen Kinder aus diesen Stadtteilen den weiten Weg bis zur Augu- 
stenschule am Rand der Altstadt zurücklegen müssen. Daher traf man schon seit Herbst 1936 
die Vorbereitungen für einen Neubau, der 20 Schulräume und eine Turnhalle umfassen, 900 
Kinder sowie ein HJ-Heim aufnehmen und rund 600000 RM kosten sollte’. Ein späterer 
zweiter Bauabschnitt war als langgestreckter, eingeschossiger Querflügel mit 14 weiteren 
Schulsälen geplant”. Zwar erwarb die Stadt im Sommer 1937 das erforderliche Gelände vom 
Haus Thurn und Taxis”, doch verweigerte das Arbeitsamt die Zuteilung des erforderlichen 
Baueisens”“, so daß sich der Baubeginn immer wieder verschob. Hatte man noch gehofft, im 
Frühjahr 1938 endlich beginnen zu können”, so sollte es nochmals ein ganzes Jahr dauern, 
bis die Arbeiten endlich aufgenommen wurden”. In den wenigen Monaten bis Kriegsbeginn 
ergaben sich weitere Verzögerungen durch das unerwartet auftretende Grundwasser, aber 
auch infolge des großen Mangels an Hilfsarbeitern”®”. Den Dachstuhl setzte man Ende 1939 
auf, und erst im September 1941 konnte die Schule ihrer Bestimmung übergeben werden“, 
Nach dem zweiten Luftangriff auf das Flugzeugwerk im Februar 1944 verlegte die Betriebs- 
leitung das Zeichenbüro in die Horst-Wessel-Schule°*. Der Speicher des Gebäudes diente als 
Lagerraum für den Fundus des Stadttheaters, und im Winter 1944/45 wurde die Schule als 
Auffangsammelstelle für Bombengeschädigte genutzt. Beim Luftangriff vom 22.11.1944, der 
weite Teile Kumpfmühls verwüstete, hatte sie einige Schäden erlitten; die von Messerschmitt 
zur Verfügung gestellten Dachziegel wurden von den Siedlern für eigene Zwecke entwen- 
det”, und auch für die von Herrmann angeordnete Beseitigung der Schäden an diesem 
"hochwertigsten Schulgebäude der Stadt" fehlten die Mittel. Vergeblich mahnte er auch 
wiederholt die immer wieder zugesagte Räumung des Schulhauses durch das Flugzeugwerk 


534 Alle Straßennamen in BA 10.3.1937, vgl. auch Pressegespräche Sch. 9. und 20.3.1937, PSt 502 bzw. DS 865. 
Die drei nach Kampffliegern benannten Straßen wurden 1945 nicht umbenannt. 

535 Baugenehmigung It. Rh-Prot. 30.11.1937, Baubeginn 7.2.1938 nach Plänen von Dominikus Böhm (Köln), fer- 
tiggestellt 1940, vgl. BA 27.6.1938 und 5.4.1940 sowie allg. H.Reidel: St.Wolfgang in Rgbg.-Kumpfmühl, Mün- 
chen-Zürich 1978. 

536 1933-1941 stieg die Einwohnerzahl Kumpfmühls von 6400 auf 10600, darunter fast 1100 schulpflichtige Kinder, 
vgl. Aufzeichnungen Sch. NIS 18. 1936 nahmen auch eine Apotheke und eine Postagentur in Kumpfmühl den 
Betrieb auf, vgl. ZR 20490 f, bzw. ZRa 12068. 

537 Pressegespräche Sch. 23.2. und 19.5.1937, PSt 502; Einzelheiten in DS 807 und Mb Bauamt, DS 545. Vgl. allg. 
Meier (1988) S.281 f. und Ruhi (1989) 5.67 f. mit Belegen aus der Presse. 


538 Vgl. Artikel Sch. BOm und BA 4.1.1938; Textgrundlage in DS 666 und 807. 

539 Grunderwerb 22.7.1937, ZR 14903 und 15144, vgl. Rh-Prot. 14.7.1937. 

540 H, an Heimstätte 17.6.1937, ZR 19117, vgl. Rh-Prot. 1.7.1937. 

541 Das Tiefbauamt baute schon die Kanäle, vgl. Mb in DS 562. 

542 BOm 16.3.1939 zum bevorstehenden Baubeginn; Baugenehmigung It. Rh-Prot. 24.3.1939, Einzelheiten in DS 
807; ebd., in DS 667 und 901 die Mb Bauamt. Zum 750000-RM-Darlehens für beide Schulhäuser: Rh-Prot. 
3.3.1939, vgl. StA 16425. 

343 Zum Bauzustand vor Kriegsbeginn: Mb 29.8.1939, DS 667 und 807. 


54 BA und BOm 8.9.1941. Zum Antrag auf rückwirkende Finanzhilfen des Reichsarbeitsministeriums und des 
Minn: Notiz 27.11.1941, DS 951. 


545 Bericht Schulbeauftragter für den LS 1.4.1944, DS 744. 
546 Berichte Rektor Staudinger 23. und 27.11.1944, DS 743, sowie 20.12.1944, DS 745. 
547 gl. Staudinger an Schulamt 16.1.1945, H. an Bauamt 24.1.1945 und Rechtfertigungsbericht 26.1.1945, DS 745. 
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an’*. So blieb der unhaltbare Zustand bestehen, daß hier Rüstungsproduktion betrieben 
wurde, obwohl das Gebäude ab Februar 1945 als Teillazarett diente””, also dem Schutz des 
Roten Kreuzes unterstand. 


Der vierte Siedlungsabschnitt im Schottenheim 


Seit Anfang 1937 hatte Theo Croneiß die "Heimstätte" gedrängt, den zweiten Bauabschnitt 
des Göringheims vorzubereiten’, der die Talmulde östlich der schon bestehenden Häuser 
auffüllen sollte. Tatsächlich einigten sich Vertreter der Reichs- und Landesregierung, der 
BFW, der Heimstätte und der Stadt auf 400 neu zu errichtende Wohnungen, jedoch konnte 
Schottenheim die übrigen Beteiligten überreden, trotz der großen räumlichen Entfernung 60 
Siedlerstellen in "seiner" Siedlung unterzubringen” - mehr mochte Croneiß nicht garantie- 
ren, da nicht absehbar sei, wieviele Arbeiter sich eine Siedlerstelle leisten könnten”. 


4,1 ha Gelände erwarb die Heimstätte westlich der Sandgasse””, die 60 Wohneinheiten ver- 
teilten sich auf Blocks, Einfamilien- und Doppelhäuser an Eger- und Karlsbader Straße und 
bildeten die Keimzelle für den vierten, nicht nach einem eigenen Flurnamen benannten Sied- 
lungsabschnitt des Schottenheims. Für diesen hatte der Oberbürgermeister schon Ende 1936 
die erforderlichen Grundstücke erwerben und Baurat Kerler eine Grobplanung erarbeiten las- 
sen’, später übernahm Baurat Kiessig die Detailplanung, nachdem Kerler mit den Arbeiten 
für zwei Großsiedlungen überlastet gewesen wäre. 


Für die fertigen Wohnungen errechneten sich erheblich höhere Monatsmieten als für die älte- 
ren Siedlerstellen”””, da die Dachgeschosse von vorneherein voll ausgebaut wurden und die 
Siedler kein Eigenkapital mitbringen mußten, sondern jeweils 500 RM Werksdarlehen er- 
hielten, Im Juli 1937 legte das Bauamt den Lageplan für den neuen Siedlungsabschnitt 
vor”, einen Monat darauf war Baubeginn für die ersten Häuschen””; den Straßenbau über- 
nahm die Stadt, um zur Verbilligung der Mieten beizutragen”. Mitte 1938 konnten die 60 
Siedlerstellen von Mitarbeitern des Flugzeugwerks bezogen werden”, bis 1940 entwickelte 
sich dieses, bezogen auf das gesamte Schottenheim, zum wichtigsten Arbeitgeber der dorti- 
gen Siedler. 


Seit Herbst 1937 hatte Schottenheim die Erweiterung dieses Siedlungsabschnitts auf die 
vollen 300 Stellen durchplanen lassen, da er wegen des unebenen Geländes einige Schwierig- 


548 Reservelazarett V/Teillazarett Horst-Wessel-Schule an Stadt 21.3.1945 bzw. H. an Messerschmitt 27.3.1945, 
WSt 1. Vgl. auch Staudinger an Schulamt 27.11.1944, DS 743, wonach Messerschmitt in das Justizgebäude 
übersiedeln wollte, sobald die Genehmigung des RLM eingetroffen wäre. 

549 Schan RVK 22.2.1945, DS 746. 

550 Notiz Sch. 4.2.1937, DS 900. 


551 Notizen 23.3. und 12.5.1937, DS 937 bzw. 901, vgl. auch Bericht Schipper 19.5.1937, ebd. und ZR 19117, sowie 
Vermerk H. vom gleichen Tag, DS 937. 


Bericht Schipper und Vermerk H., s. vorige Anm. 
Rh-Prot. 28.10.1937, vgl. auch HM 1377. Die Stadt hatte zuerst eine Zwangsenteignung durchgeführt. 


554 Notizen Sch. 14. und 21.11.1936 sowie 8.1.1937, DS 937; weitere Einzelheiten in DS 901. Zunächst waren für 
den 4.Siedlungsabschnitt 300 Whg. vorgesehen. 

555 Kokothaki forderte von Sch. eine Begründung (30.10.1937, DS 934). Einzelheiten in DS 937. 

556 Bericht Kerler 8.11.1937, DS 934. 

557 Mb 31.7.1937, DS 545. 

558 Zum Baufortschritt: Mb Bauamt, ebd. und DS 937, vgl. auch Pressegespräche Sch. 19.5., 19.10.1937 und 
3.5.1938, PSt 502 bzw. 506. 

559 78 10.1937 an Heimstätte, ZR 16070; Kosten rd. 18000 RM, vgl. Haushaltsbericht Sailer Oktober 1938, DS 546, 
Zur o n2enn Mb Werke und Tiefbauabteilung, DS 586 und 589. Zur Baugenehmigung: Rh-Prot. 
28.10.1937. 

560 Heimstätte an Stadt 12.7.1938, ZR 19111, vgl. BOm 1.4.1938. 


552 
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keiten erwartete”'. Die Aufteilung der Grundstücke erfolgte im Frühjahr 1938°°, und noch 
zum Jahresende deutete alles darauf hin, daß man infolge der weiteren Expansion des Flug- 
zeugwerks demnächst tatsächlich mit dem Ausbau des vierten Siedlungsabschnitts beginnen 
könne°®, doch wurde stattdessen plötzlich wieder die Osterweiterung des Göringheims aktu- 
ell. 


Der zweite Bauabschnitt des Göringheims 


Seit 1937 arbeitete das Bauamt am Gesamtplan für das Göringheim und bereitete die 
Infrastrukturmaßnahmen vor“. Anfang 1939 war von 250-300 neuen Wohnungen die Rede, 
die nun südlich der Horst-Wessel-Schule entstehen sollten”, 232 Wohnungen in 20 Vier- 
und 19 Achtfamilienhäusern umfaßte schließlich die fertige Planung für diesen zweiten Ab- 
schnitt des Göringheims‘‘. Im Sommer 1939 begannen die Straßenbau- und Fundamentar- 
beiten, stark behindert durch den Mangel an Arbeitskräften”, der sich nach Kriegsbeginn 
weiter verschärfte. Die Bauarbeiten verzögerten sich zusehends, erst lange nach Kriegsbeginn 
wurde dieser Siedlungsabschnitt vollendet, mittlerweile erweitert auf 242 Wohnungen, in 
denen im Spätsommer 1941 3182 Personen lebten“. Damit gab sich das Flugzeugwerk 
zunächst zufrieden; zwar sah das Sofortprogramm für den Wohnungsbau nach Kriegsende 
noch 100 Kleinwohnungen im Göringheim vor”, doch bezeichnete das Werk den Bedarf an 
größeren Wohnungen als viel dringlicher””. 


In den letzten Kriegsjahren erwies es sich als günstig, daß die Heimstätte 1936 genügend 
Gelände für spätere Siedlungserweiterungen erworben hatte, denn nun konnte sie einen Teil 
davon für den städtischen Barackenbau abtreten, der an anderer Stelle darzustellen ist. Auch 
eine Reihe von Dachgeschossen wurden im Göringheim ab Januar 1944 noch zu Behelfs- 
wohnungen ausgebaut™!. Nach Kriegsende beschlagnahmte die Flüchtlingsorganisation der 
Vereinten Nationen das gesamte Göringheim, mittlerweile umbenannt in "Ganghofer-Sied- 
lung". Ihre Bewohner mußten im Herbst 1945 die Wohnungen räumen, stattdessen wurden 
hier vier Jahre lang zeitweise bis zu 6000 "Displaced Persons", vor allem aus Osteuropa, ein- 
quartiert, während Deutschen, auch den Behörden, der Zutritt zur Siedlung versagt war”, 
Später gab der Freistaat Bayern die Siedlung, deren Bausubstanz bis heute unverändert 
geblieben ist, wieder an die "Heimbau” zurück”. 


sa Anweisung an Bauamt 9.10.1937, DS 930, vgl. Mb Kiessig, DS 937. Bebauungspläne z.B. in DS 911 und 954. 

562 Notiz Sch. 8.6.1938, DS 952. 

563 Vermerk 30.11.1938, DS 772. 

364 Vgl. Mb Werke, Bauamt und Verwaltungsstelle Göringheim, DS 545, 562, 586 f., 667 und 900 f., vgl. auch 
Pressegespräche Sch. 19.5. und 20.7.1937, PSt 502 und 506. 

565 Bericht Schipper 9.1.1939 und weitere Einzelheiten in DS 901, vgl. Vermerk H. 28.4.1939, ZR 19117, 

> Baugenehmigung It. Rh-Prot. 4.7.1939. 

a Vgl. Mb Bauamt, DS 667 und 901; Einzelheiten auch in ZR 19117, vgl. Programmrede Sch. 20.7.1939 (Text ZR 
11243) sowie allg. Meier (1988) 5.281. 


568 Vermerk 6.9.1941, NIS 18. Am 26.3.1942 erwähnt Sch. gegenüber der Reg. beiläufig, das Göringheim sei nun 
auf rd. 840 Wohneinheiten ausgebaut (DS 775). 


56% Sofortprogramm Stadtbau GmbH April 1941, DS 779. 

>70 Vermerk H. 5.4.1941, ebd. 

>71 Mb Behelfswohnungsbau 25.5.1944 und Wb ab Juli 1944, DS 731. 
572 Die Woche 3.3.1988, 

573 Vgl, Meier (1988) S.284. 
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f. Die Baubeschränkungen zugunsten des Flughafenbetriebs 


Trotz des enormen Tempos, mit dem das Flugzeugwerk den Wohnungsbau für seine 
Betriebsangehörigen vorantrieb, blieb der neu geschaffene Wohnraum weit hinter dem 
tatsächlichen Bedarf des schnell expandierenden Betriebs zurück. Mitverantwortlich hierfür 
war der Mangel an geeignetem Baugelände in der Stadt, der sich ausgerechnet durch die An- 
siedlung des Flugzeugwerks selbst bedeutend verschärft hatte”’*. Denn dessen Flughafenbe- 
trieb bedingte, wie eingangs erwähnt, weitreichende Baubeschränkungen für den gesamten 
Stadtwesten. Rechtsgrundlage hierfür war das "Schutzbereichsgesetz"”’°, wonach Neubauten 
in militärischen Schutzzonen von der Genehmigung des zuständigen Luftamts abhingen. 


Seit 1933 lag ein Bebauungsplan für den Bereich westlich der Krankenhäuser der Barmherzi- 
gen Brüder vor, wonach das Gelände langfristig vor allem dem Wohnungsbau dienen 
sollte‘’. Nach der Ansiedlung der BFW herrschte lange Zeit Unklarheit über die künftigen 
Schutzzonen, etwa darüber, ob eine Donaubrücke im Stadtwesten zulässig sei oder nicht. 
Auch Schadenersatzforderungen bauwilliger Grundbesitzer standen zu befürchten; immer 
wieder mußte man sie auf spätere Entscheidungen übergeordneter Stellen vertrösten”’. Als 
die Schutzzonen endlich feststanden, wurde klar, wie stark sie die Stadtentwicklung behin- 
derten; so wäre beim 1938 geplanten Neubau der Kreisbauschule an der Prüfeninger Straße 
(der heutigen Fachhochschule) der vorgesehene turmähnliche Aufbau nicht genehmigungsfä- 
hig gewesen, obwohl das Gelände mehr als 1,5 km vom Rollfeldmittelpunkt des Flughafens 
entfernt und somit knapp außerhalb der Schutzzone lag°”*. 

Mit der oben erwähnten Erweiterung des Flughafens, bedingt durch die Umstellung der 
Produktion auf die Me-109 ab Herbst 1938, verschärfte sich die Lage aus der Sicht der Stadt 
erneut. Sogar der Regierungspräsident als mittlere Planungsbehörde verweigerte seine Zu- 
stimmung zur Verlängerung des Rollfelds nach Osten, bis die Frage der Schutzzonen geklärt 
sei”, jedoch zog Schottenheim schließlich seinen Einspruch zurück, nachdem das RLM die 
Maßnahme verlange und finanziere und Enteignungen auch gegen den Willen der Stadt 
durchführen könne. Dies änderte allerdings nichts an seinen erheblichen Bedenken gegen die 
neuerliche Beschränkung des Wohnungsbaus°®. Diese Koalition von unterer und mittlerer 
Verwaltungsebene festigte sich noch, nachdem monatelang weder das RLM noch das Luft- 
gaukommando XIII es für nötig hielten, endlich die Frage der künftigen Baubeschränkungen 
definitiv zu klären”. Erst unmittelbar vor Kriegsbeginn gab das Nürnberger Luftamt vier 
Zonen innerhalb des Schutzbereichs für Bauten bis zu 10 m Höhe frei’, danach wurde die 
ganze Frage angesichts des zivilen Neubauverbots ohnehin obsolet. Spannungen ergaben sich 
erst wieder Ende 1941 mit der neuerlichen Erweiterung des Flugplatzes (s.u.). 


57% Vgl, z.B. Sch. an Bayerische Bauernsiedlung 29.11.1937, ZRa 14310. 

575 Gesetz über Beschränkung von Grundeigentum aus Gründen der Reichsverteidigung 24.1.1935, RGBI I 5.499, 
sowie 1.DurchfVO 19.9.1935, RGBI I 5.1162; vgl. auch VO über den Luftverkehr 21.8.1936, RGB1 15.659 zur 
Ausdehnung der Schutzzonen. 

576 Vgl. HA-Prot. 10.5.1933. 

577 Einzelheiten in DS 507, vgl. auch DS 789 und Notiz Sch. 17.11.1938 (DS 790) zum Wohnbauprojekt der Gagfah 

in diesem Bereich. 

Der Vorgang (Okt.1938) in ZRa 12732, vgl. Änderungs- und Ergänzungsgesetz zum Luftverkehrsgesetz 

27.9.1938, RGB! I S.1246. Der Fachhochschulneubau begann 1953; 1940 war noch ein Standort an der Kreu- 

zung R 8/R 15 geplant. 

5? Reg. an Stadt (geheim) 9.11.1938, DS 549. 

580 Sch, an Reg. 15.11.1938, ebd. 

581 Einzelheiten ebd. 

582 [ uftamt an Stadt 31.8.1939, DS 507. 


578 
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g. Der Ausbau des Flugzeugwerks im Zweiten Weltkrieg 


Die Muttergesellschaft des Regensburger Flugzeugwerks, die Augsburger Messerschmitt AG, 
hatte schon in den dreißiger Jahren in enormem Maß vom Aufschwung der deutschen Rü- 
stung profitiert. Diese Entwicklung verstärkte sich noch ganz erheblich im Zweiten Welt- 
krieg, insbesondere in. den letzten Kriegsjahren, nachdem nun gegenüber den offensiven 
Bombern anderer Unternehmen das wichtigste Messerschmitt-Produkt, der Jäger Me-109, 
zunehmende Bedeutung gewann. Dadurch erklärt sich auch die eingangs erwähnte Entwick- 
lung des Regensburger Zweigwerks zur zweitgrößten Flugzeugfabrik Europas; insgesamt 
sollen hier 10718 Maschinen der verschiedenen Me-109-Baureihen hergestellt worden sein”. 


Merserschmitt 
GmbH 
kegenrbu Q 
1943 


a Mn Ad A 


Pz.-Aurdringung , „ » 


Produktionskurve der Me-109 (1943-45) 
Stadtarchiv, Materialien W.Eisenbeiß 


583 Vgl. allg. Ishoven 8.172 ff. 


584 Frdl. Hinweis P.Schmoll, vgl. auch Omgus-Report 8.130. Überblick zur dt. Kriegsflugzeugproduktion: 
Ausstoßübersicht Reichsministeriums für Rüstung und Kriegsproduktion 6.2.1945, BA Koblenz R 3/1729. 
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Über die Belegschaft des Regensburger Werks in den ersten Kriegsjahren liegen nur unzurei- 
chende Angaben vor, Fest steht jedoch, daß sich die bereits vor dem Krieg spürbare Ten- 
denz weiter verstärkte, wonach Messerschmitt - bei gleichzeitig steigendem Facharbeiter- 
mangel - Fachkräfte aller Sparten aufsog und andere Betriebe und Behörden darunter zu lei- 
den hatten. Nach Kriegsbeginn hatte auch das Flugzeugwerk erhebliche Schwierigkeiten, die 
Lücken zu schließen, die sich aus den Einberufungen zur Wehrmacht ergaben”®®; wochenlang 
blieben Hunderte neu ausgeschriebener Arbeitsplätze unbesetzt””’. Wer nicht einmal hier un- 
terkam, war üblicherweise auch für andere Betriebe und Behörden ungeeignet. Das Werk 
konnte immerhin, wenn auch mit geringem Erfolg, Umschulungskurse für Frauen anbieten, 
wozu seinen Konkurrenten auf dem Arbeitsmarkt zumeist jede Möglichkeit fehlte‘. Auch 
die Augsburger Muttergesellschaft soll ihren bevorzugten Status bei der Zuweisung von Ar- 
beitskräften weidlich ausgenutzt haben”. Als problematisch erwies sich in Regensburg aller- 
dings der gravierende Mangel an Unterbringungsmöglichkeiten für auswärtige weibliche Ar- 
beitskräfte, die zudem nur ein geringes tatsächliches Einkommen zu erwarten hatten, da das 
Werk aus betriebstechnischen Gründen zunächst nicht bereit war, von der 30-34-Stunden- 
Woche für Frauen abzugehen und diesen der Lohn auf die Familienunterstützung angerechnet 


worden wäre”. 


Im Zuge des weiteren Wachstums des Konzerns entstanden zahlreiche neue Fertigungsanla- 
gen der Messerschmitt GmbH”. Hinzu kamen zwei zunächst eigenständige Betriebe in Re- 
gensburg bzw. seiner unmittelbaren Nachbarschaft: die bereits erwähnte, 1939 gegründete 
"Leichtmetallbau GmbH" auf dem Werksgelände selbst” und das Obertraublinger Flug- 
zeugwerk. 1940 erwarb die Augsburger Muttergesellschaft förmlich die bis dahin rechtlich 
selbständige, wenn auch in Personalunion geführte "Leichtbau", die zunächst zivile Produkte, 
etwa Fenster- und Türrahmen, Geschirr etc. hergestellt hatte und nun in die Rüstungsproduk- 
tion einbezogen wurde”. Dabei unterstand sie Friedrich Mayer, der als Geschäftsführer des 
Flugzeugwerks ausschied, um nun die Leitung der "Leichtbau" zu übernehmen”. Wesentlich 
größere Bedeutung kam dem Öbertraublinger Messerschmittbetrieb zu. 


Wohl ab Ende 1936% hatte die Luftwaffe in dem Regensburger Vorort Obertraubling einen 
großen Fliegerhorst eingerichtet”. Ab Herbst 1938 waren hier im Zusammenhang mit der 
Sudetenkrise die ersten fliegenden Einheiten stationiert worden, wobei Obertraubling der 
Luftwaffe vor allem als Ausbildungsstätte diente. Mit deren Einverständnis richtete die 


585 Vgl]. z.B. Sch. an Bpb 14.10.1941, DS 549 ("Angaben hierzu werden nicht gemacht"). 

age Vgl. Kriegstagebuch Rüstungskommando Nürnberg 1.2.1941: zahlreiche freiwillige Meldungen uk-gestellter 
Messerschmitt-Arbeiter an die Front, zit. in BNS I (1977) S.297. 

587 Bericht Sch., erwähnt im RPB 8.9.1939, vgl. auch RPB 9.1.1940. 

588 RPB 9.1. und 8.7.1940. 

58 Vgl. Hetzer (s.Anm.413) 5.124, wonach der Augsburger Betrieb nach Kriegsbeginn ständig mit 

"Sonderwünschen" und "hemmungsloser Personalpolitik" auffiel. 

Vgl. Rzehak S.130 ff. zum Zusammenhang großzügiger Familienunterhalt - mangelnde Bereitschaft von Frauen, 

ins Erwerbsleben zurückzukehren. 

> Nr.1, 10, 13a, 15, 16, 18, 20, 22-24, 28 und 29 des Lageplans. Vgl. zum Weiterbau nach Kriegsbeginn Croneiß 

an Sch, 3.10.1940, NIS 29. Großer Grundverkauf (9,1 ha) der städt. verwalteten Evang. Wohltätigkeitsstiftung an 

das Flugzeugwerk genehmigt It. Rh-Prot. 12.1.1940. 

Nr.15 und 16 im Lageplan. 

59 Bericht über Demontagen 4.11.1947, ZRa 13880, vgl. auch Ishoven S.224. Lt. Survey S.33 war die Leichtbau 

{Stammkapital 1 mio RM) bei Kriegsende zu 100 % im Besitz der Augsburger Muttergesellschaft. 

Omgus-Report S.125. 

595 Zur Frühzeit des Fliegerhorsts Vilsmeier $.28 ff. (mit Lageplan) und Ehm (1989/II) S.244 f. Der Bau des 
Obertraublinger Flugplatzes beiläufig erwähnt im RPB 7.10.1937. 


5%6 Zum Richtfest am 2.7.1938 stellte die Stadt Fahnenmasten, vgl. Schreiben an Bauleitung des "Flughafens Bar- 
bing", ZRa 13439. 
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Augsburger AG hier Ende 1940 eine neue Produktionsstätte ein”, wo zunächst die Me-321 
hergestellt werden sollte, ein riesiger Gleiter, der für den Transport der schweren Panzer bei 
der Invasion in Großbritannien vorgesehen war. Erprobt wurden dieser sogenannte "Gigant" 
und sein motorisiertes Parallelmodell, die Me-323, ab Mai 1941, bis 1943 sollen in Ober- 
traubling gut 100 Maschinen davon hergestellt worden sein”. Bei der Umwandlung des 
Luftwaffenstützpunktes in ein Flugzeugwerk waren rund 2200 Soldaten der in Grafenwöhr 
stationierten Strafkompanie des Wehrkreises eingesetzt. Bis 1942 blieben diese deutschen 
Soldaten hier kaserniert, dann wurden sie durch sowjetische Kriegsgefangene, hauptsächlich 
Offiziere, ersetzt”. 


In Regensburg selbst war 1941 die Produktion der alten Me-108 ausgelaufen, für die man das 
Flugzeugwerk ursprünglich gegründet hatte. Während der Konzern in diesem Jahr rund 2600 
Me-109 - sieben Maschinen pro Tag - herstellte‘”, bereitete man zugleich in Regensburg und 
Augsburg die Serienfertigung der Me-210, eines Mehrzweck-Kampfflugzeugs vor‘. Erneut 
wurden neue Produktionshallen, aber auch eine Verlängerung der beiden Hauptrollbahnen er- 
forderlich, diesmal sogar um mindestens 550, wenn nicht 720 m nach Osten‘. Dies bewog 
den Oberbürgermeister, obwohl er keine Einwände gegen die Erweiterungspläne selbst an- 
meldete, nachdrücklich gegen jede neuerliche Ausdehnung der Schutzzonen einzutreten und 
die Einschaltung des Reichsstatthalters als Landesplanungsbehörde zu fordern‘. Allen Be- 
teiligten war klar, daß mit dieser Osterweiterung des Regensburger Flugzeugwerks, das mitt- 
lerweile einschließlich Flughafen und Leichtbaugelände schon eine Grundfläche von knapp 
1,1 km? bedeckte, sämtliche Expansionsmöglichkeiten erschöpft waren, sofern man weiter- 
hin Rücksicht auf den westlich angrenzenden Fürstlichen Rennplatz nehmen wollte‘. Denn 
an die östlich benachbarten Krankenhäuser der Barmherzigen Brüder konnte man nicht noch 
näher heranrücken, ohne sie einer zu großen Luftgefahr auszusetzen. Monatelang blieb die 
Werkserweiterung heftig umstritten, wobei sich die Einzelfragen durch die gleichzeitigen Ex- 
pansionspläne der Leichtbau GmbH weiter komplizierten; sie war lange Zeit nicht in der 
Lage, hierfür endgültige Pläne vorzulegen, was die Stadt wiederum hinderte, die vorgeschrie- 
bene Meldung an die übergeordnete Bezirksplanungsbehörde zu erstatten, und ihr entspre- 
chende Rügen eintrug®. 


In der monatelangen Unsicherheit über die künftige Entwicklung wird man die Ursache dafür 
sehen müssen, daß gleichzeitig der Obertraublinger Messerschmitt-Zweigbetrieb stark aus- 
geweitet und schließlich dem Regensburger Werk angeschlossen wurde. 1942 dehnte sich 
das Obertraublinger Flugzeugwerk nach und nach über den gesamten Fliegerhorst aus, der 
somit zum Werkflugplatz umfunktioniert wurde”; von November 1942 datiert die Rückstu- 
fung der Fliegerhorstkommandantur Regensburg in ein Flugplatzkommando°®, 


59 


~ 


Vgl. zum folgenden Vilsmeier bes. S.33 und Ehm (1989/1) 5.244 f. 

58 Vgl, Vilsmeier S.34, Omgus-Report S.129 und Survey $.62 (Bericht Kokothaki), vgl. auch Ishoven $.286 f. 
59 Vilsmeier 8.32 f. 
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Zwar bewegten sich die Produktionsziffern für das Hauptprodukt des Regensburger Werks, 
die Me-109, 1942 in gleicher Höhe wie im Vorjahr, doch erwies sich die Me-210 als kata- 
strophaler Fehlschlag, der den Gesamtkonzern an den Rand des Ruins brachte”. General- 
feldmarschall Milch, verantwortlich für das Beschaffungswesen der Luftwaffe, erzwang die 
Einstellung der Baureihe und im Zusammenhang damit Messerschmitts Rücktritt als Gene- 
raldirektor des Konzerns°!®. Allerdings konnte sich Croneiß als sein Nachfolger durchsetzen; 
im Spätsommer 1942 erholte sich der Konzern allmählich von dem Rückschlag. Nun stand 
auch fest, daß das Regensburger Werksgelände nach Osten, nicht zum Rennplatz hin erwei- 
tert würde®!', obwohl die Bezirksplanungsbehörde es als unerwünscht bezeichnete, daß man 
noch näher an die Krankenhäuser heranrückte‘'?. So wurde nun unter anderem die Augsbur- 
ger Versuchsabteilung nach Regensburg verlagert, in die äußerste Nordostecke des Betriebs- 


geländes, abseits von allen anderen Einrichtungen des Werks‘. 


Am 7.11.1942 starb Wehrwirtschaftsführer Croneiß, zuletzt Aufsichtsratsvorsitzender des 
Gesamtkonzerns, Betriebsführer der AG und der GmbH, Reichsamtsleiter der NSDAP, SS- 
Brigadeführer, Gaujägermeister und Major der Luftwaffe®'*. Mit Milchs Einverständnis 
rückten Sailer zum Chef des Gesamtkonzerns, Kokothaki zum Betriebsführer der AG auff". 
Die Leitung des Regensburger Werks lag - folgt man den teils widersprüchlichen Angaben - 
seit 1941 bei Karl Linder‘'®, ab April oder Mai 1943 bei Generalstabsingenieur Roluf Lucht 
aus dem RLM®”, der allerdings schon ein Jahr darauf das Referat "Sonderaufgaben" beim 
Reichsjägerstab übernahm‘. Ab April 1944 unterstand das Regensburger Flugzeugwerk 
wieder Linder‘'?, der darüber hinaus Anfang 1945 Produktionschef des Gesamtkonzerns 
wurde und damit die Verantwortung für die gesamte Me-262-Herstellung aller deutschen 
Flugzeugwerke trug. Otto Thieme blieb bis zum Kriegsende Geschäftsführer. Zu diesem 
Zeitpunkt waren jedenfalls Thieme, Linder und Lucht als verantwortliche Manager im Han- 
delsregister eingetragen“, dem Beirat gehörte auch Schottenheim als Vertreter der Stadt Re- 


gensburg an?!, 


h. Der Luftangriff vom 17. August 1943 und seine Vorgeschichte 


Bis 1941 hatte die Me-109 E neben der Fw-190 von Focke-Wulf den Grundstock der Luft- 
waffen-Jagdgeschwader gebildet. Abgelöst wurde sie durch die ab 1940 produzierte Me-109 
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Ebd. 5.268 ff. 


Vgl. allg. USSBS II 5.39 ff. zu den Spannungen RLM-Flugzeugindustrie. Problematisch Kaiser S.21 f. und S.25, 
der vor lauter Begeisterung über technische Fortschritte bei Messerschmitt bedauert, daß sich jeweils der Einsatz 
neuester Maschinen verzögerte. 


61! H, an Reg. auf Mitteilung Thieme 1.9.1942, DS 549. 
612 Bpb an Rüstungsinspektion 16.9.1942, Abschrift in DS 549. 
613 Survey S.63 (Befragung Kokothaki). 


614 Nachrufe in Flieger 12 (1942) und Der Deutsche Sportflieger 12 (1942), vgl. auch Ishoven $.275. Ansprachen 
bei der Beisetzung 12.11.1942: Messerschmitt und Wächtler. 
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F, ab 1942 auch die Me-109 G und K€”. Diese Typen stellte Messerschmitt bis Kriegsende in 
einer Stückzahl von über 25000 vor allem in drei Werken her: in Wiener Neustadt, in Re- 
gensburg und bei der ERLA-Maschinenwerk GmbH in Leipzig. Diese drei Werke spielten 
daher in der strategischen Planung der Alliierten eine so bedeutende Rolle, daß ihre Aus- 
schaltung minutiös vorbereitet und dann auch versucht wurde - bis kurz vor Kriegsende aller- 
dings ohne durchgreifenden Erfolg, wie zumindest für Regensburg die oben wiedergegebene 
Produktionskurve belegt. 


Bis August 1942 führte die britische RAF den Luftkrieg gegen das Reich allein, überwiegend 
mit Nachtangriffen auf West- und Norddeutschland, die zwar für den Angreifer ein vermin- 
dertes Abschußrisiko in sich trugen, doch wegen der geringen Treffergenauigkeit die deut- 
sche Rüstungsproduktion kaum gefährdeten. Dies konnten erst die Tagangriffe der 8.US- 
Luftflotte mit ihren vermeintlich besser geschützten "Fliegenden Festungen” (Boeing B-17). 
Sie führten dazu, daß das RLM Ende 1942 die Verdreifachung der Jägerproduktion ver- 
langte”. So erklärt sich das enorme Wachstum des Regensburger Werks, das schon 1943 
weit über 2000 Me-109 G auslieferte. Allerdings wurden sie nicht mehr in Regensburg allein 
hergestellt, denn mittlerweile hatten sich der Mangel an Arbeitskräften, aber auch das Fehlen 
von Erweiterungsmöglichkeiten in Augsburg und Regensburg so sehr verschärft, daß man 
andere Auswege suchte. So richtete man ab Anfang 1943 eine ganze Reihe externer Produk- 
tionsstätten ein. 


Unter anderem kam es dabei zum massenhaften Einsatz von KZ-Häftlingen durch Messer- 
schmitt. Schon seit Februar 1943 arbeiteten 3000 Insassen von Dachau, die in einem Lager 
bei Haunstetten untergebracht waren, als Hilfsarbeiter für das Augsburger Werk“, zunächst 
200, bis August 1943 800 Häftlinge aus Flossenbürg für dasjenige in Regensburg‘”. Hierzu 
wurden einzelne Fertigungsbereiche von Regensburg in die Hallen der SS-eigenen "DEST" 
(Deutsche Erd- und Steinwerke GmbH) verlegt”. Dies brachte immerhin für die Häftlinge 
einige Erleichterungen mit sich, da sie nun in geheizten Räumen arbeiteten; die von Messer- 
schmitt abgestellten Fachleute sollen sich ihnen gegenüber im allgemeinen korrekt verhalten 
haben. Sogar eine Erhöhung der Essensrationen setzte die Werksleitung durch, um die Ar- 
beitsleistung zu steigern, und gegen Kriegsende kam es vor, daß zivile Arbeitskräfte den 
Häftlingen trotz strikter Verbote Lebensmittel und Zigaretten zusteckten””. Trotz dieser Ver- 
besserungen bestand natürlich das Terrorregiment der SS-Wachmannschaften wie auch der 
Häftlings-Kapos weiter??®. 


Ebenfalls Anfang 1943 einigten sich die Alliierten in Casablanca auf die "Combined Bomber 
Offensive”: Die Luftwaffen der USA und Großbritanniens sollten ihre jeweiligen Strategien 
der Tag- bzw. Nachtangriffe weiterverfolgen, zumal man damit das deutsche Reich rund um 
die Uhr unter Druck setzen konnte. Eine Rolle spielte auch die öffentliche Meinung, da in den 
USA der Rachegedanke gegenüber Effizienzüberlegungen zurücktrat; hier konnte man die 
Verluste unter der deutschen Zivilbevölkerung, wie sie sich bei Nachtangriffen zwangsläufig 
ergaben, schwerer rechtfertigen als in Großbritannien, das selbst unter deutschen Bombardie- 
rungen gelitten hatte. Hauptangriffsziel der US-Luftwaffe in der ersten Jahreshälfte 1943 war 


622 Kaiser S.17 f. 
623 16.12.1942, vgl. USSBS III, The defeat of the German Air Force (Military Analysis Division) $.3 und $.27. 


624 Kriegstagebuch Rüstungskommando Augsburg, zit. nach BNS I (1977) S.311. Vgl. Hetzer (s.Anm.413} S.125 
und Ishoven S.284. 


= Siegert (1979) S.429-493, hier S.450 und Anm.49. Vgl. auch Siegerts Broschüre "30000 Tote mahnen!" (Weiden 
3.Aufl.1987). 


626 Nach Siegert (1979) 5.435 und Anm.15 war Flossenbürg das lukrativste aller (zuletzt 15) DEST-Werke; vgl. 
E.Georg: Die wirtschaftlichen Unternehmungen der SS, Stuttgart 1963. 


627 Siegert (1979) S.460. 
28 Ebd, 8.451. 
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die deutsche U-Boot-Produktion, während man daneben von Mitte 1943 bis Frühjahr 1944 
der Ausschaltung der Flugzeugindustrie, insbesondere der Jägerproduktion höchste Priorität 
zumaß. Denn es hatte sich erwiesen, daß die Me-109 und die Fw-190 von Focke-Wulf 
weitaus gefährlichere Gegner darstellten als jede Flakabwehr. Ihre Produktionsstätten zu ver- 
nichten und damit die deutsche Luftverteidigung entscheidend zu schwächen, schien Voraus- 
setzung für alle Invasionspläne‘”, 


In der ersten Phase dieser "High Priority Campaign” gegen deutsche Luftfahrtunternehmen, 
von April bis Oktober 1943, flogen die alliierten Luftstreitkräfte 13 strategische Angriffe ge- 
gen deutsche Flugzeugfabriken, einen gegen ein Motorenwerk und zwei gegen die Schwein- 
furter Kugellagerindustrie‘®, Teil dieser ersten Bombardierungsserie war auch der Doppel- 
schlag gegen Regensburg und Schweinfurt am 17.8.1943, der mit weitem Abstand größte, 
komplizierteste und verlustreichste Angriff, den die Alliierten bis dahin ausgeführt hatten“. 
Dabei nutzte man die enorme Reichweite der "Fliegenden Festungen"; so flog die in East An- 
glia stationierte 3.Division der 8.US-Luftflotte nach dem Angriff auf Regensburg nach Nor- 
dafrika weiter. Da allerdings zu dieser Zeit noch keine Begleitjäger mit auch nur annähernd 
ähnlicher Reichweite zur Verfügung standen, verzichtete man auf eine ausreichende Eskortie- 
rung der Bomberformation - die Eigenbewaffnung der B-17 und die Bedeutung der angegrif- 
fenen Ziele schienen dieses Risiko zu rechtfertigen. 


Der US-Geheimdienst schätzte zum Zeitpunkt der ersten Bombardierung die Stückzahl der 
täglich in Regensburg hergestellten Me-109 auf 14 Maschinen“. Diese Schätzung griff etwas 
zu hoch; für August und September 1943 lag beispielsweise das vom RLM vorgegebene, seit 
Jahresanfang ständig gesteigerte Plansoll°”® bei 300 Maschinen, wobei zwar die Planziffern 
häufig um 50-80 Flugzeuge überboten, aber nicht selten fertige Maschinen von den Beauf- 
tragten des RLM als unbrauchbar zurückgewiesen wurden. 


Bei der Planung des Angriffs hatte die US-Luftwaffe darauf gesetzt, die deutsche Luftwaffe 
durch gleichzeitige Ablenkungsmanöver an anderer Stelle täuschen zu können - eine verwe- 
gene Hoffnung, nachdem die B-17 stundenlang ohne Begleitschutz quer über das Reichsge- 
biet fliegen mußten‘. Dementsprechend hoch waren die amerikanischen Verluste: 36 B-17 
gingen beim Angriff auf Schweinfurt, 24 bei dem auf Regensburg verloren, rund 600 Besat- 
zungsmitglieder wurden getötet oder galten als vermißt, 30 Maschinen mußte man schließlich 
in Nordafrika als nicht mehr reparabel zurücklassen, sehr viele weitere waren teils schwer be- 
schädigt‘. Doch nicht nur deshalb wurde speziell dieser Angriff nach dem Krieg in den USA 
heftig kritisiert; er verfehlte auch, was Regensburg betraf, sein eigentliches Ziel: die Aus- 
schaltung der Jägerproduktion. 


Der Luftschutzgedanke hatte bereits das Gesamtkonzept für den Aufbau der Werksanlagen 
als dezentralisierte "Parklandschaft" geprägt, und noch 1941/42 war es zu einzelnen entspre- 
chenden Baumaßnahmen, etwa der Unterkellerung von Werkshallen und dem Einbau be- 


62 USSBS II 8.67 ff. Vgl. zur Entwicklung der strategischen Planung auch USSBS I, General Introduction passim, 
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helfsmäßiger Schutzräume gekommen“. All dies erwies sich am 17.8.1943 als unzureichend. 
Die meisten der im Flugzeugwerk Beschäftigten machten zum Zeitpunkt der Luftwarnung ge- 
rade Mittagspause und hielten sich in den Sozialgebäuden auf, deren Kellerdecken zwar stark 
genug waren, um Trümmerlasten zu tragen, aber keine Volltreffer aushielten. 


Mit erstaunlicher Präzision warfen die noch übriggebliebenen 127 amerikanischen B-17- 
Bomber 1100-1400 Spreng- und Brandbomben abf”, 60 % davon trafen das Flugzeugwerk, 
die übrigen größtenteils den benachbarten Fürstlichen Rennplatz°*. Einstürzende Decken, so 
die der Lehrlingswerkstatt, verursachten die meisten Todesopfer“. Unter den in den ersten 
drei Tage nach dem Angriff registrierten 277 Toten waren allein 245, die sich in Schutzräu- 
men aufgehalten hatten - ein Beleg für deren unzureichende Bauart. Außerdem hatte der 
Werkschutz Arbeiter, die zu fliehen versuchten, am Verlassen des Geländes gehindert‘. 600- 
700 in Panik geflohene russische Kriegsgefangene wurden sehr schnell ergriffen oder kehrten 
freiwillig zurück. Viele der Verwundeten erlagen in den folgenden Wochen noch ihren Ver- 
letzungen. Die halbwegs glaubwürdigen Angaben zu den Todesopfern schwanken zwischen 
377 und 397%, ihre genaue Zahl muß ebenso wie bei allen folgenden Angriffen ungeklärt 
bleiben. Zeitungsberichte aus den fünfziger Jahren, in denen von "mehr als tausend" Opfern 
die Rede war, entbehren offenbar jeder Grundlage‘“”. 


62 Einrichtungen des Betriebs, darunter alle sechs Montagehallen, und die Rollbahn des 
Flughafens waren schwer beschädigt‘, Messerschmitt konnte mindestens drei Wochen lang 
kein einziges Flugzeug ausliefern, da die Belegschaft mit Aufräumungsarbeiten und Repara- 
turen beschäftigt war. Doch für Mitte Oktober 1943 schätzte der US-Geheimdienst die tägli- 
che Stückzahl an fertiggestellten Me-109 schon wieder auf sechs Maschinen‘ - eine wohl 
zutreffende Annahme. Zwar schwanken die Angaben zum tatsächlichen Ausstoß des Regens- 
burger Werks ganz beträchtlich”, doch wurde das Gesamtjahressoll 1943 mit Sicherheit 
nicht weit verfehlt. Einen neunmonatigen Produktionsausfall hatten sich die Allnierten er- 
hofft, der sich innerhalb weniger Wochen an der Front fühlbar auswirken werde‘. Davon 
konnte keine Rede sein - ein Ausfall trat nur insofern ein, als man unterstellen kann, daß das 
Werk ohne die Bombardierung weiterhin Monat für Monat das Plansoll übertroffen hätte. 


Nachdem schließlich auch der zweite Luftangriff auf Schweinfurt im Herbst 1943 zum 
erneuten Verlust von 60 B-17-Bombern geführt hatte und monatelang zudem noch schlechtes 
Wetter über dem Kontinent die Bombardierungen sehr erschwerte, mußten die Alliierten von 
November 1943 bis Februar 1944 die strategischen Angriffe auf die deutsche Flugzeug- 


6a Vgl. z.B. Werk-LS-Bereichsstelle Bayern der Reichsgruppe Industrie an Leichtmetallbau GmbH 11.11.1941, 
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er en eines Lehrlings MZ 24.-25.6.1989, Augenzeugenberichte in MZ 17.8.1983, vgl. auch MZ 
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industrie unterbrechen, bis die eigene Industrie Langstreckenjäger zur Verfügung stellen 
konnte‘. Doch hatten auch die deutsche Führung und nicht zuletzt die Bevölkerung von Re- 
gensburg erschreckt zur Kenntnis nehmen müssen, daß es keinen Ort im Reich mehr gab, der 
weit genug von den alliierten Luftwaffenstützpunkten entfernt lag, um vor Bombardierungen 
sicher zu sein. Immerhin lernte die Werksleitung aus der Katastrophe vom 17.8.1943 und ließ 
Schutzräume außerhalb der Hauptgebäude errichten, so daß die folgenden Angriffe erheblich 
weniger Todesopfer forderten. Dabei setzten die Ingenieure der Bauabteilung ihr technisches 
Wissen unter anderem zur Konstruktion eines neuartigen Betonbunkers mit parabelförmigem 
Querschnitt ein, in dem allerdings nur 450 Personen Platz fanden; tatsächlich überstand er 
den Krieg als einziges Gebäude des gesamten Werksgeländes ohne schwere Schäden®*. 


i. Verlagerung von Produktionsstätten und weitere Luftangriffe 


Trotz der Bombardierungen erholte sich der Messerschmitt-Konzern 1943 von dem schweren 
Rückschlag des Vorjahres und erzielte einen Rekordumsatz von 255 Millionen RM. Selbst 
1944 lag diese Summe nur unwesentlich niedriger‘. Dies belegt, wie erfolgreich man ein 
neues Konzept angewandt hatte, um die Luftgefahr nach Möglichkeit zu reduzieren: die wei- 
tere Dezentralisierung der Produktion. Ursprünglich bedingt durch den Mangel an Expansi- 
onsmöglichkeiten, wurde sie nach der nächsten großen Angriffswelie zur zwingenden Not- 
wendigkeit - und erwies sich schließlich bis kurz vor Kriegsende als äußerst effektiv. 


Nach dem Angriff vom 17.8.1943 wurde Obertraubling von der Luftwaffe vollständig ge- 
räumt und dem Flugzeugwerk überlassen°°. Gleichzeitig erhöhte sich die Zahl der ausländi- 
schen Zwangsarbeiter und Kriegsgefangenen ganz beträchtlich‘. Ihre Behandlung soll in den 
werkseigenen Betrieben erträglich gewesen sein, wo aber Zulieferfirmen von der SS geleitet 
wurden, "erreichten Hunger und Mißhandlung (...) das volle extreme Ausmaß"®?. Sogar Ge- 
neralmajor Kurt Anger, seit 1942 Wehrkreis-Kommandeur der Kriegsgefangenen, mußte 
nach Kriegsende zugeben, daß der Vorwurf mangelhafter Arbeitsleistung der Gefangenen 
unbegründet war; "die Arbeitsanforderungen, die an sie gestellt wurden, waren vielmehr so 
hoch, daß sie von ihnen nicht geleistet werden konnten"®?. Schließlich stieg auch die Zahl der 
in Flossenbürg für Messerschmitt arbeitenden KZ-Insassen bis Dezember 1943 auf 1500, bis 
März 1944 auf 2200°%. 


Spätestens Anfang 1944 hatte die Produktion im Regensburger Werk wieder das vom RLM 
vorgegebene, mittlerweile erneut deutlich gesteigerte Plansoll erreicht‘. Einen schweren 
Rückschlag brachte allerdings die nächste Angriffswelle Ende Februar dieses Jahres. Nach- 
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dem den Alliierten die lange erwarteten Langstreckenjäger zur Eskortierung der B-17-Bom- 
ber zur Verfügung standen, griffen sie innerhalb von nur sechs Tagen, der sogenannten "big 
week" von 20. bis 25.2.1944, 23 deutsche Flugzeug- und drei Motorenwerke an. Diese An- 
griffsserie führte zu verheerenden Schäden und zur Umorganisation des RLM: Nun wurde 
der von Hitler mit allen Vollmachten ausgestattete "Jägerstab" gebildet, der endlich die Pro- 
duktion der Jagdflugzeuge radikal in die Höhe treiben sollte®°®. 


Unter den Angriffszielen befanden sich selbstverständlich auch die Messerschmitt-Werke in 
Augsburg, Regensburg und Obertraubling - letzterer Betrieb sogar zweimal: am 22.2.1944’ 
sowie völlig überraschend drei Tage später nochmals, nachdem die erste Bombardierung in- 
folge der präzisen Flakabwehr nicht den von den Alliierten gewünschten Erfolg gebracht 
hatte. Der Angriff vom 25.2.1944 erfolgte als Doppelschlag auf beide Werke. In Obertraub- 
ling gab es diesmal mindestens 56 Todesopfer, darunter allein 53 Flakangehörige“. Das 
Hauptwerk im Stadtwesten wurde fast völlig zerstört, sämtliche Hallen waren getroffen, den 
Produktionsausfall schätzte man unmittelbar nach dem Angriff auf 80 %°°°, auch im Auslän- 
derlager am Lohgraben hatte es Brände gegeben“. Von nun an fungierte das Werk fast nur 
noch als Sammel- und Verteilungsstätte für die Rohstoffe und als Verwaltungszentrale für die 


Auslagerungsbetriebe. 


Nach der "big week" ordnete Karl Otto Saur, der Chef des Jägerstabs, an, daß die wichtigsten 
Betriebe der deutschen Luftfahrtindustrie systematisch weiter dezentralisieren mußten“. 
Auch das Regensburger Flugzeugwerk schaffte es durch die neuerliche Ausweitung des 
Verlagerungssystems bis zum Sommer 1944 nochmals, die Produktion wieder in Gang zu 
setzen; im Juni 1944 stellten seine Zweigbetriebe fast 660 Me-109 her. Besondere Bedeutung 
kam dabei den Produktionsstätten in Flossenbürg wie auch in Mauthausen zu; Mitte 1944 ar- 
beiteten in den Flossenbürger Steinbrüchen nur noch 1000 KZ-Häftlinge, während beide KZs 
und ihre vielen Außenlager zu rund 35 % an der Gesamtproduktion des Regensburger Flug- 
zeugwerk beteiligt gewesen sein sollen. Im Herbst 1944 erreichte der Häftlingseinsatz für 
Messerschmitt in Flossenbürg mit einer Zahl von rund 5000 Mann seinen Höchststand, bevor 
der Mangel an Rohstoffen zu einem drastischen Rückgang führte. Abgesehen von der Moto- 
ren- und Leitwerksfabrikation soll praktisch die gesamte Me-109 in Flossenbürg gebaut wor- 
den sein, und zwar "rund um die Uhr in zwei Schichten von je elfeinhalb Stunden, später in 
drei Schichten zu je acht Stunden"*®. Welch enorme Einnahmen die SS aus dieser Vermie- 
tung von Arbeitssklaven zog, belegt die Monatsabrechnung für Dezember 1944, erstelit vom 
letzten Kommandanten von Flossenbürg, Obersturmbannführer Max Koegel‘. Danach hat 
die Lagerleitung allein in diesem einen Monat rund 533000 RM "Leihgebühr" von Messer- 


6° USSBS ILS.68. 

657 Lt, RPB 8.3.1944 mindestens 27 Tote und 46 Verletzte. 

658 Ebd., vgl. Abschlußmeldung Höherer SS- und Polizeiführer Nürnberg 1.3.1944, HStAM Reichsstatthalter 703. 
65% [ uftangriffsmeldung PolDir 25.2.1944 20 Uhr, DS 737. 

660 Meldung LS-Polizeirevier 3, 26.2.1944, ebd. 


Geplant 729 Auslagerungsstätten, angeblich rund 300 in Betrieb genommen, vgl. USSBS II S.24; ebd. S.25 f. zu 
Problemen mit den "dispersals" und 26 ff. zu unterirdischen Produktionsstätten. Vgl. zum Improvisationsge- 
schick des Jägerstabs auch Ishoven 8.324 f. 

Siegert (1979) 5.450. Lt. Häftlingsaussagen wurden bei Kriegsende in Flossenbürg in "Sklavenarbeit" täglich 12 
Flügelpaare der Me-109 G, im benachbarten Außenlager Altenhammer ebenso viele Rümpfe der Me-262 herge- 
stellt, vgl. Survey S.74 ff. 


663 Zu Koegel vgl. Kimmel (s.8.176 Anm.546) 5.363 f. 
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schmitt gefordert und wohl auch erhalten“. Auch in Obertraubling wurde im Februar 1945 
noch ein Außenkommando des KZ Flossenbürg eröffnet‘, 


Den Alliierten blieb die weiter gesteigerte deutsche Jägerproduktion nicht verborgen, doch 
waren sie nicht in der Lage, auf das Verlagerungskonzept flexibel genug zu reagieren‘®. Zu- 
dem gewannen Angriffe auf das deutsche Transportwesen und die Treibstoffproduktion Prio- 
rität gegenüber denen auf die Flugzeugindustrie‘”. Dennoch wurden am 19.7.1944 zum drit- 
ten Mal das Augsburger, zwei Tage darauf erneut das Regensburger und das Obertraublinger 
Messerschmittwerk bombardiert. Hier soll eine größere Anzahl fertiger Flugzeuge zerstört 
worden sein; ausgedehnte Brände, hervorgerufen durch den Abwurf von rund 6000 Brand- 
bomben und Phosphorkanistern, konnten angeblich tagelang nicht eingedämmt werden‘. Im 
Regensburger Hauptwerk brannte das Dach des Verwaltungsgebäudes zur Hälfte ab, eine 
ganze Reihe weiterer Anlagen wies schwere Schäden auf®. Das städtische Bauamt, zustän- 
dig für die Sofortmaßnahmen, bezifferte die für die Entschädigungsfrage bedeutsamen Ko- 
sten für einen Wiederaufbau auf rund 120000-130000 RM”, doch kam dieser nicht mehr in 
Frage. Der US-Geheimdienst vermutete im September 1944 einen funktionierenden Betrieb 
nur noch in einer Halle, wo Kleinteile hergestellt worden sein sollen, und in wenigen Neben- 
anlagen, vor allem aber im notdürftig reparierten Verwaltungsgebäude, von wo aus die Lie- 
ferbeziehungen zwischen den vielen Auslagerungsbetrieben gesteuert wurden”! - dies aber so 
perfekt, daß kaum ein Produktionsausfall zu verzeichnen war. 


Eine ganze Reihe dieser Produktionsstätten und Teilelager“’” befand sich in Regensburg 
selbst, wo das Flugzeugwerk bestehende Werkstätten anderer Firmen und weitere Räumlich- 
keiten requiriert hatte. Lager für Flugzeugteile befanden sich am Rennplatz, in der Ziegelei 
am Unterislinger Weg, einer Hotelgarage an der Augsburger Straße und bei der Firma Leh- 
mann an der Friedenstraße. In der näheren Umgebung von Regensburg bestanden Auslage- 
rungsbetriebe unter anderem in einem Waldwerk bei Obertraubling, bei Hagelstadt, in Köfe- 
ring und Sinzing, Winzer, Großberg und Burgweinting°”. Doch spannte sich das Netz der 
Verlagerungsbeitriebe bis nach Österreich und in die Tschechoslowakei. Vielfach wurden sie 
unter der Erde, etwa in aufgelassenen oder auch künstlich geschaffenen Bergwerkstollen und 
Autobahntunnels”, teils auch - eine Spezialität von Messerschmitt - in getarnten Waldschn- 
eisen untergebracht‘”®. Die Kontrolle über die gegenseitigen Lieferbeziehungen zwischen den 


56 Die Rechnung nennt auch Namen wie Auto-Union, Zeiß-Ikon, Witt und Siemens und beläuft sich auf ca. 3,67 


mio RM; BA Koblenz, NS 4/Flossenbürg (vorl. 32), abgedruckt bei Siegert (1987 s.Anm.625) 8.45 ff. 


Comité International de la Croix-Rouge/Internationaler Suchdienst: Vorläufiges Verzeichnis der Konzentrati- 
onslager und deren Außenkommandos, Arolsen 1969 S.100. Vgl. auch Listen der dorthin abkommandierten SS- 
Wachmannschaften 20.2. bzw. 3.3.1945, BA Koblenz NS 4/Flossenbürg (vorl. 20 fol.1). 


Auch die Geheimdienste erwiesen sich als unzuverlässig, vgl. die scharfe Kritik an der eigenen Aufklärungsar- 
beit in USSBS II S.8 und 74. 


667 Vgl. USSBS I, Generäl Introduction S.XVII f., und II $.67 ff., vgl. auch Jablonski S.36 ff. 

668 Vilsmeier 8.37. 

> Vorläufige Meldungen PolDir und Höherer SS- und Polizeiführer Main 22.7.1944, DS 745 bzw. HStAM 
Reichsstatthalter 704; ebd. Abschlußmeldung Höherer SS- und Polizeiführer 15.8.1944; RPB 10.8.1944; vgl. 
Omgus-Report S.131 und USSBS II S.62. 

670 31.7.1944, DS 738. 

ADI-Report 607/1944 S.1, vgl. Survey 5.525 (Befragung Linder u.a.), wonach nur eine Werkstatt für kleine 

Bauelemente aufgebaut wurde. 

sr Vgl. unvollständige Liste Survey S.14 f. und Omgus-Report $.130 f. sowie Karte in USSBS II nach 5.32. Vgl. 

auch ADI-Report 573 und 607/1944. 

Zur Zerstörung des Auslagerungsbetriebs in der Burgweintinger Ziegelei 20.12.1944: Abschlußbericht Höherer 

SS- und Polizeiführer Main 28.12.1944, HStAM Reichsstatthalter 703. 

Lt. Omgus-Report 5.129: Olympia-Tunnel bei Eschenlohe als erste unterird. Produktionsstätte von Messer- 

schmitt. Auch in Mauthausen wurde demnach in drei Minen der DEST (s.Anm.626) für Messerschmitt produ- 

ziert. 

5 Die US-Behörden stuften diese "Waldwerke" als sehr effektiv ein, vgl. USSBS II S.30 ff. 
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einzelnen Produktionsstätten verblieb der Regensburger Zentrale; vor allem die Transporte 
der einzelnen Flugzeugteile mußten ständig neu organisiert werden‘”°. Mit welchem Improvi- 
sationsgeschick man dabei vorging, rief sogar den Respekt der später damit befaßten US-Be- 
hörden hervor: Im Abschlußbericht über den strategischen Luftkrieg ist die Rede von der un- 
geheuren Regenerationskraft der deutschen Flugzeugindustrie, die von den heftigen Angrif- 
fen ab Sommer 1943 paradoxerweise geradezu stimuliert erschienen seif”. Erst in der aller- 
letzten Phase des Kriegs mußte das Verlagerungskonzept schließlich zum Zusammenbruch 
der deutschen Flugzeugproduktion führen, als nämlich der Treibstoffmangel und die Ver- 
wüstungen im Transportwesen dazu führten, daß Einzelteile nicht mehr rechtzeitig zur 
Endmontage eintrafen - "in the end, dispersal defeated itself"”*. Zu spät erfolgte die Ent- 
scheidung, die Flugzeugherstellung wieder in bombensicheren, unterirdischen Produktions- 
stätten zu zentralisieren, etwa in Nordhausen und Neckar-Els, im Regensburger Raum in ei- 
nem von KZ-Häftlingen bei Saal an der Donau begonnenen Werk®”. 


— 
<ommenes 
sı1a2-7 


Die Verlagerungsstätten der Messerschmitt-Betriebe und ihre gegenseitigen Lieferbeziehlungen 
USSBS II, Aircraft Division Industry Report, nach S.32 


Rn Vgl. Survey 5.526 (Befragung Linder u.a.). 
677 USSBS 118.6. 


678 Ebd. S.7. Zum Grundsatzstreit über Nutzen, Kosten und moralische Wertung des strategischen Luftkriegs: 
USSBS I, General Introduction S.XVII und S.XXI ff. 


67 Ab Ende 1944 Einrichtung einer "Bergwerksfabrik" (mine-factory). Das Außenlager Saal des KZ Flossenbürg 
galt angeblich als eines der berüchtigtsten überhaupt (frdl. Hinweis R.Ehm). 
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k. Raumfragen und Quartierbeschaffung 


Nicht nur die Zweigbetriebe des Flugzeugwerks in Obertraubling, Flossenbürg und andern- 
orts expandierten, auch die Belegschaft in Regensburg selbst muß Anfang 1944 erneut deut- 
lich gestiegen sein. Die höchste Beschäftigtenzahl, die das Werk erreichte, betrug vermutlich 
rund 11500, davon 5000 Deutsche und 6500 Ausländer‘. Im Juli 1944 schwankte sie zwi- 
schen gut 8000 und 10700%', im Oktober dieses Jahres waren im Regensburger Hauptwerk 
6098, in den Auslagerungsbetrieben 7272, zusammen also 13370 Personen beschäftigt. In 
den "sub-Kontrakt"-Betrieben kamen weitere 6777 Arbeitskräfte hinzu, so daß also zu dieser 
Zeit insgesamt über 20000 Menschen direkt für die Regensburger Flugzeugproduktion tätig 
waren“, Die Normalarbeitszeit für männliche Werksangehörige, die zu Kriegsbeginn noch 
48 Wochenstunden betragen hatte, war inzwischen auf 54, später auf 60 und von Fall zu Fall 
auf 72 Stunden angehoben worden, die der Frauen von 34,5 auf 54 Stunden‘. Im Notfall, 
also nach den Bombardierungen, wurde teilweise sogar 84-90 Wochenstunden gearbeitet. Da- 
für gab es besondere Vergünstigungen wie höhere Fleischrationen und ausgewählte Luxusar- 
tikel, etwa Schokolade, was angeblich sehr stimulierend gewirkt hat“. 


Hatte das Flugzeugwerk 1941 noch den Neubau eines Hotels für auswärtige Gäste, vielleicht 
auch als befristete Unterbringungsmöglichkeit für neu eingestellte Fachkräfte erwogen‘®°, so 
wurden die vielen Tausend Zwangsarbeiter und Kriegsgefangenen, die im Zuge der jahrelan- 
gen Expansion des Flugzeugwerks neu hinzukamen, in Holzbaracken untergebracht. Entlang 
der Prüfeninger Straße und des Lohgrabens, also nahe dem Werksgelände, und in Kumpf- 
mühl entstanden ausgedehnte Barackensiedlungen. War die Stadtverwaltung an der Errich- 
tung dieser Massenunterkünfte nur am Rande beteiligt, so mußte sie schon seit 1943 ver- 
schiedentlich eigene und Räumlichkeiten Dritter bereitstellen bzw. vermitteln‘. Darüber 
hinaus hat sie zuletzt auch nochmals Personal an Messerschmitt abgegeben“, und selbstver- 
ständlich waren die verschiedensten städtischen Dienststellen ständig mit Verwaltungsange- 
legenheiten befaßt, die mit dem Flugzeugwerk in Zusammenhang standen“: Die Stadt ver- 
mietete Teile von Lagerhäusern‘®” und verlieh Einrichtungs- und Ausrüstungsgegenstände 
wie Wolldecken und Strohsäcke an das Flugzeugwerk®”, die neue Hans-Schemm-Schule war 
monatelang mit Volksdeutschen belegt, die beim Flugzeugwerk arbeiteten‘, die Horst-Wes- 
sel-Schule diente dessen Zeichenbüro als Quartier. Anfang 1944 hatte Messerschmitt so viele 
Räumlichkeiten in der Stadt belegt, daß Schottenheim sein neugeschaffenes Quartieramt an- 
wies: "Eine Erweiterung der Quartierliste kommt grundsätzlich nicht mehr in Frage. Ein al- 


930 Omgus-Report S.130. Survey S.525 nennt als Ergebnis der Befragung Linders und anderer Spitzenmanager die 


kaum glaubhafte Zahl von rund 17000. 

Statistik der Fehlzeiten, Survey 8.538. Nach Hilmer $.64 erfaßte das Document Center in Rgbg. 8000 Perso- 
nalakten des Messerschmittwerks. 

682 USSBS I S.18 a (Quelle: Hauptausschuß Flugzeugbau). 

6g Survey S.533 (Befragung Linder u.a.). 

684 Ebd. 5.83. 

685 Einzelheiten in DS 511 und 826, vgl. Sch. an Landesfremdenverkehrsverband 19.5.1941, NIS 11. Es ging um D.- 
Martin-Luther-Straße 14, das Gebäude neben der NS-Kreisleitung, um das sich diese selbst und auch die 
Standortkommandantur bemüht hatten. 

Liste zweckentfremdeter Räumlichkeiten: 5.5.53 ff. 

Vgl. undatierte Liste (wohl Nov. 1944) von 32 für Messerschmitt dienstverpflichteten Theaterangestellten, ZR 
5089. Das Theater hatte die Spielzeit 1944/45 nicht mehr aufgenommen. 


Vgl. als ein Beispiel von vielen den Einsatz eines Bauamts-LKW bei Messerschmitt Sept. 1944, ZR 19887. 
6% Vgl, z.B. ZR 16990 (Donaulände 5). 

60 Vgl. Wb Lieg. ab April 1944, DS 732. 

691 Zur Räumung der Schule: Wb Lieg. 28.4.1944, DS 732, 
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lenfalls gesteigerter Unterkunftsbedarf muß seitens der Messerschmittwerke durch Bereit- 
stellung von Sammelunterkünften gedeckt werden" ®?. 


Im Lauf der Jahre soll Messerschmitt rund 58 Millionen RM in sein Regensburger Zweig- 
werk und dessen Verlagerungsstätten investiert haben; selbst im Augsburger Stammwerk wa- 
ren es angeblich nur 14 Millionen RM mehr. Die Bombenschäden bezifferte man auf rund 
75 Millionen RM, wobei vor allem die Angriffe Ende Februar 1944 zu Buch schlugen. Rund 
80 % der Schadenssumme wurden dem Werk durch das Kriegsschädenamt beim Regierungs- 
präsidenten ersetzt‘. Zum 1.7.1945 wurde das Regensburger Messerschmittgelände inner- 
halb der Gesamttreuhänderschaft für den Konzern einem eigenen Treuhänder, Dr. Hans Ha- 
gen, unterstellt. Kurz zuvor hatte die "Leichtbau" mit Genehmigung der Militärregierung den 
Betrieb wieder aufgenommen. In den noch benutzbaren Anlagen stellte sie Bauteile für Brüc- 
kenreparaturen sowie Hallen- und Dachkonstruktionen für das Gaswerk her, baute für das 
Rote Kreuz Eisenbahnwaggons in Lazarettwagen um, reparierte Omnibusse, Straßenbahnen 
etc. Außerdem diente das Werksgelände nach Kriegsende als Sammelstelle für die Rück- 
führung von Kriegsgefangenen; rund 50000 Menschen sollen sich hier zeitweise bis zu ihrer 
"Repatriierung" aufgehalten haben‘”. 


2. Das Holzverzuckerungswerk 


a. Werksansiedlung und städtische Leistungen bis 1939 


Im Spätsommer 1933, als sich Schottenheim und sein Hilfsbund für Arbeitsbeschaffung in- 
tensiv um neue Arbeitsplätze bemühten, schien sich ein Hoffnungsschimmer aufzutun: Die 
vielfältigen Aktivitäten des Regensburger Kaufmanns Hans Seitz verhießen die Schaffung ei- 
ner neuartigen Industrieanlage mit zahlreichen Arbeitsplätzen in Regensburg. Nachdem eine 
maßgebliche finanzielle Beteiligung der Stadt - und somit der öffentlichen Hand - vorgesehen 
war, durfte das Werk nicht in Konkurrenz zum bestehenden Gewerbe treten; weiter mußte es 
einen im Umland vorhandenen Rohstoff verarbeiten und nach Möglichkeit Produkte erzeu- 
gen, die einen Beitrag zur deutschen Autarkie zu leisten vermochten. Einen solchen Betrieb 
glaubte Seitz ausgemacht zu haben, als er sich mit neuen Verfahren zur Gewinnung von Fut- 
tereiweiß und Industriealkohol aus Holzabfällen befaßte, wie sie der Chemiker Prof. Friedrich 
Bergius, Nobelpreisträger 1931, in den späten zwanziger Jahren für die IG Farben entwickelt 
hatte. Bislang waren sie nur in zwei Versuchsanlagen erprobt worden, denn Bergius’ For- 
schungen wurden erst im Zusammenhang mit dem deutschen Autarkiestreben interessant”. 


Seitz träumte davon, nach einem erfolgreichen Abschluß der Versuche die großtechnische 
Holzverzuckerung nach Regensburg zu holen und damit zugleich die seit Jahren stillgelegten 
Zellstoffwerke wiederzubeleben. Im Sommer 1933 legte er dem bayerischen Wirtschaftsmi- 
nisterium eine entsprechende Denkschrift vor, wenig später beantragte der Oberbürgermeister 
förmlich eine auch von Gauleiter Schemm unterstützte 700000-RM-Bürgschaft des Minister- 


62 Verf. 31.1.1944, ZR 9042 und PAM 540, vgl. z.B. Streit um die Gaststätte Zur Eisenbahn, DS 767. 
693 Survey 5.68 (Befragung Sailer). 

Omgus-Report $.132. 

623 Vgl. ZRa 12836. Hier und in ZRa 12837 Einzelheiten zur Nachkriegsentwicklung des Betriebs. 

96 Omgus-Report S.133. 

67 Vgl, J.Borkin: Die unheilige Allianz der IG Farben, Frankfurt/M. 1979 S.48 ff. 
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rats aus dem bayerischen Arbeitsbeschaffungsprogramm, und noch im Oktober 1933 kam es 
zu einer ersten Grundsatzbesprechung mit Vertretern der Landesregierung; sogar die Reichs- 
monopolverwaltung für Branntwein hatte bereits eine Abnahmegarantie für den künftig zu 
produzierenden Alkohol gegeben”. Während Seitz allerdings - auf Kosten der Stadtverwal- 
tung - in München und Berlin chemische, technische und finanzielle Aspekte des Projekts zu 
klären versuchte‘”, behielt das Wirtschaftsministerium Pläne im Auge, das Bergius-Verfah- 
ren in einer großtechnischen Anlage im Bayerischen Wald einzusetzen”. 


Ende 1933 schien den laufenden Erfolgsmeldungen Seitz’ zufolge, der sich sogar auf das 
große Interesse von Reichsbank und Reichswehr berief”, die Betriebsgründung unmittelbar 
bevorzustehen’”. In vielen deutschen Zeitungen erschienen Notizen darüber”, doch war 
Seitz auf der Suche nach Geldgebern an ein obskures Londoner Bankhaus geraten und dabei 
auf ein Betrugsmanöver hereingefallen’”*. Selbst das künftige Betriebsgelände stand Anfang 
1934 noch keineswegs fest””. Nun türmten sich plötzlich von allen Seiten Schwierigkeiten 
auf. Zwar gelang es Seitz, ein Schweizer Finanzkonsortium für sein Projekt zu interessieren, 
doch wehrte sich mittlerweile die Regensburger IHK gegen die Methoden des umtriebigen 
Kaufmanns, der mit seinem Engagement für die Holzverzuckerung zugleich unlautere Wer- 
bung für sich selbst betrieb. Schemm besichtigte eine der bestehenden Versuchsanlagen, ten- 
dierte aber aus strukturpolitischen Gründen ebenfalls dazu, das geplante Werk im Bayeri- 
schen Wald anzusiedeln’%. Selbst bei einem Privatbesuch Schemms bei Schottenheim konnte 
ihn dieser nicht umstimmen, obwohl die Projektierungsarbeiten für Regensburg weiter fortge- 
schritten waren als für alle Alternativstandorte’”. Im Wirtschaftsministerium schließlich 
wurden Bedenken laut, ob die geplante Anlage überhaupt sinnvoll sei und rentabel arbeiten 
könne’®. Im Frühjahr 1934 kam es zu einer ungewöhnlich scharfen Kontroverse zwischen 
Schottenheim und der Gauleitung; sollte diese weiterhin dem Werk in Regensburg ihre Zu- 
stimmung verweigern, wollte sich der Oberbürgermeister die nötigen Unterschriften direkt 
von der Reichsregierung und der Reichsleitung der NSDAP besorgen’”. Damit errang 
Schottenheim einen Teilerfolg: Die Gauleitung erklärte ihr Einverständnis mit dem Regens- 
burger Projekt und nahm es sogar in ihr Arbeitsbeschaffungsprogramm auf”, womit aller- 
dings dem Oberbürgermeister die ganze Angelegenheit entglitt. Gegenüber dem Stadtrat 
mußte er erklären, "daß das Werk nur dadurch nach Regensburg gebracht werden konnte, daß 
der Gau den Kranz für geleistete Arbeit erhält."’!' Beleidigt stellte das Stadtoberhaupt sofort 
jede finanzielle Unterstützung des Projekts ein: "Nachdem der Gau die hohe Protektion über- 
nommen hat, soll er auch zahlen"”'?. 


698 Denkschrift 30.8.1933, Antrag der Stadt 23.9.1933 und Prot. 19.10.1933, HStAM MWi 8028. Vgl. auch VB 
2.8.1933. 


699 Einzelheiten in DS 566, ZRa 12863 und HStAM MWi 8028, 
7% 13.9.1933 an Vertretung Bayerns beim Reich, HStAM MWi 8028, 


70 Denkschrift Seitz 14.11.1933, ZRa 12863; demnach Interesse der Reichswehr an der Vergärung der Holzzuc- 
kerlösung zu Glyzerin für die Sprengstoffproduktion. 


702 Vgl. Prot. der vermeintlichen Schlußbesprechung 29.11.1933, HStAM MWi 8028. 
703 Z.B. VB 9.1.1934; gesammelt in ZRa 12863, vgl. auch ZRa 12865. 


70 Vermerk 19.3.1934, das englische Finanzierungsangebot habe sich als "Schwindel" erwiesen, HStAM MWi 
8028. 


705 Vgl. Notizen Sch. Jahreswende 1933/34, DS 566. 

706 Notizen Sch. 5. und 27.3.1934, DS 566. 

707 Notiz 2.4.1934, ebd. 

798 MWi an Reichsmonopolverwaltung 14.3.1934, HStAM MWi 8028, 
70 Notizen 8. und 12.4.1934, DS 566. 

710 Notizen Sch. 24. und 25.4.1934, ebd. bzw. ZRa 12863. 


7IL Notiz 30.3.1934, DS 566. Vgl. F.Kühnel: Hans Schemm, Nürnberg 1985 S.73 ff. zur Holzverzuckerung als 
aufgebauschtem Propagandaprojekt des Gauleiters. 


712 Notiz Sch. 8.5.1934, DS 566. 
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Schwer zu kämpfen hatte Seitz in den folgenden Monaten, um die Finanzierung seines Vor- 
habens zu ermöglichen. Denn schon zu dieser Zeit war klar, daß die neue Anlage niemals 
rentabel arbeiten würde. Wenn sie denn überhaupt errichtet werden konnte, dann keinesfalls 
auf betriebswirtschaftlicher Grundlage über die Banken, sondern allein aus "staats- 
politischen" Gründen, also finanziert von der öffentlichen Hand”. Dies erklärt die Be- 
mühungen, das geplante Werk im "Ersatzstoff-Programm" der Reichsregierung unterzubrin- 
gen’!*. Im Juli 1935 war es endlich so weit: Mit der Gründung einer Vorbereitungs-, der 
"Holzverzuckerungsgesellschaft mbH Regensburg" wurde der erste Schritt zur tatsächlichen 
Errichtung des künftigen Werks getan. Zwei Münchener Bankhäuser und die Maizena GmbH 
(Hamburg) waren ebenso an Stammkapital beteiligt wie Prof. Bergius, Hans Seitz als Ge- 
schäftsführer der GmbH und der Chefarzt der Regensburger Kinderklinik, Dr. Hans Schau- 
dig’”'s. Prompt bot die Stadt ein großes Betriebsgelände südlich des Luitpoldhafens an’'®, doch 
sollte es nochmals anderthalb Jahre dauern, bis die Finanzierung des Werk tatsächlich gesi- 
chert war; den Löwenanteil an den Baukosten von geschätzten 7,5-8 Millionen RM übernahm 
nun das Reich’”. 


Am 23.6.1937 gründete sich endlich die "Süddeutsche Holzverzuckerungswerke AG Regens- 
burg" ("Südholag”). Mit einer Belegschaft von 160-180 Arbeitern wollte die neue Chemiefa- 
brik nach dem Bergius-Verfahren jährlich 120000 Ster Holz verarbeiten. Man rechnete mit 
der Erzeugung von 100000 hl Sprit oder 10000 t Futterhefe und ebensoviel Holzfaserstoffen, 
die für Heizzwecke verwendet oder zu Treibstofföl umgearbeitet werden sollten’'®. Die Hälfte 
des Grundkapitals von 1 Million RM brachte das Münchener Bankhaus Eidenschink ein’', 
der Rest verteilte sich unter anderem auf das Haus Thum und Taxis und die Regensburger 
Baufirma Riepl. Seitz wurde alleiniger Vorstand der neuen Gesellschaft, für deren Produkte 
das Reich eine Abnahmegarantie in jeder Höhe und zu jedem Preis abgab’””. Das Werk wurde 
also ohne Rücksicht auf Rentabilität allein zu dem Zweck gegründet, das deutsche Reich auf 
dem Gebiet eiweißhaltiger Futtermittel autark zu machen’; das Reich übernahm auch die 
Bürgschaft für die zum Betriebsaufbau benötigten Darlehen’*. 


Im Sommer 1937 klärte sich schließlich die Standortfrage. Nicht mehr im Hafenbereich, son- 
dern nördlich der Donau am Ostrand von Schwabelweis, teils bereits außerhalb der Stadt- 
grenze auf Tegernheimer Gebiet, erwarb die Stadtverwaltung nun für die Südholag ein aus- 
gedehntes Gelände’, obwohl sich hier Probleme mit dem Gleisanschluß abzeichneten, nach- 
dem der Walhallabahnhof eine große Steigerung des Warenumschlags nicht mehr verkraften 
konnte. Im Oktober 1937 erhöhte die Südholag ihr Kapital auf 1,5 Millionen RM’*, wenig 
später schloß das "Amt für Roh- und Werkstoffe”, Teil von Görings Vierjahresplan-Dienst- 


733 Seitz an Schemm 16.8.1934, Abschrift ebd.; hier und in ZRa 12863 weitere Einzelheiten. Zum Hintergrund 
H.Rubner: Deutsche Forstgeschichte 1933-1945, St.Katharinen 1985 8.97 ff, 


714 Vgl. Seitz an Hitlers Wirtschaftberater Keppler 3.11.1934, Abschrift DS 566; vgl. auch Notiz Sch. 26.11.1934, 
DS 878, wonach die Werksgründung laut stellv. Gauleiter Ruckdeschei nun von höchster Stelle betrieben wurde. 


75 Abschrift Notariatsurkunde in DS 546. 
716 HA-Prot. 16.8.1935, vgl. H. an Sch. 21.8.1935, DS 838. Lagepläne für Alternativgelände am Hafen in DS 566. 


2 Vgl. Notizen Sch. 12.10. und 6.12.1936, DS 566, sowie RPR 7.11.1936. Am 14.12.1936 bot Seitz Sch. einen 
Aufsichtsratssitz an (NIS 8). 


718 Mb März 1937, DS 545. 

Pig Vgl. zu dem bei Arisierungen skrupellosen Bankhaus J.Ludwig: Boykott - Enteignung - Mord, Hamburg-Mün- 
chen 1989, 

720 Treuhänder Klenner an Stadt 16.10.1948, ZRa 12843. 

72! Landesamt für Vermögensverwaltung und Wiedergutmachung an MWi 11.10.1948, Abschrift ZRa 12843. 

2 Vel. undatierter Vertragsentwurf, DS 566. 


73 Rh-Prot. 3.9.1937 und 29.4.1938, vgl. Mb August 1937, DS 545 und 566, sowie HStAM MWi 8028. Vgl. auch 
Gesamtplan in DS 890. 
> Vgl. zur gleichzeitigen Erweiterung des Kreises der Geldgeber HStAM MWi 8028. 
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stelle, die Bauplanung ab’”. Wegen der Eigenschaft der neuen Anlage als Pilotprojekt auf 
Reichsebene durften Einzelheiten darüber der breiten Öffentlichkeit nicht bekanntgegeben 
werden, nur die beiden Lokalzeitungen erhielten die Genehmigung des Reichspropagandami- 
nisteriums, einen enthusiastischen Artikel des Oberbürgermeisters über die Südholag, der 
reichsweit ersten Musteranlage für Holzverzuckerung, zu veröffentlichen”. 


Schottenheim rechnete Anfang 1938 noch mit einer Aufbauzeit von 12 Monaten’”. Tatsäch- 
lich wurde im Februar dieses Jahres mit den Arbeiten zur Erschließung des Geländes begon- 
nen, wobei die Stadt, wie bei allen Großprojekten, für die Infrastruktur zuständig war. Im Juli 
1938 wurde in Anwesenheit des Gauleiters feierlich der Grundstein für das neue Werk ge- 
legt’, doch schon bald zeichneten sich Materialprobleme und der auf allen Großbaustellen 
herrschende Mangel an Arbeitskräften ab’”. Erst Anfang 1939 wurde das Verwaltungsge- 
bäude fertig, in den folgenden Monaten bis zum Kriegsbeginn entstanden die industriellen 
Anlagen. Im Juni 1939 konnte das Richtfest gefeiert werden”, fünf Monate später erteilte 
das bayerische Wirtschaftsministerium unter zahlreichen Auflagen die gewerbepolizeiliche 
Genehmigung zur Inbetriebnahme des Hoizverzuckerungswerks. 


Der Oberbürgermeister hatte allen Grund zur Zufriedenheit. Die neue Chemiefabrik brachte 
nicht nur - wie bereits das Flugzeugwerk - einen erneuten Prestigegewinn für Regensburg als 
Standort modernster Technologie, sondern auch 300 neue Arbeitsplätze””', weiter steigende 
Gewerbesteuereinnahmen und erhöhte Umsätze bei den städtischen Werken. Zwar mußte bei- 
spielsweise für seine Gasversorgung eine rund 4,7 km lange Rohrleitung gelegt werden, doch 
garantierte das Produktionsverfahren eine jährliche Abnahme von mindestens 500000 Ku- 
bikmetern Gas’. Als problematisch erwies sich allerdings die Wohnungsfrage für die Beleg- 
schaft des Betriebs. Ein weiterer wichtiger Aspekt für die Kommunalpolitik ergab sich aus 
der Tatsache, daß das Werksgelände nicht vollständig zum Stadtgebiet gehörte; dies nahm der 
Oberbürgermeister zum Anlaß, in sein umfassendes Eingemeindungskonzept vom Frühjahr 
1939 auch Tegernheim einzubeziehen, denn es hatten sich bereits verschiedene Betriebe für 
Gelände in der Nachbarschaft der Südholag interessiert, die deren Abfallprodukte verwerten 
wollten”. 


b. Werkswohnungsbau 


Die Stadt hatte frühzeitig den Standpunkt vertreten, daß das Reich für die neu zuziehenden 
Arbeitskräfte der Südholag Wohnungen bauen müsse, nachdem es sich hier um einen Vier- 
jahresplan-Betrieb handele’*. So kam es im Herbst 1937 zu ersten Verhandlungen zwischen 
Stadtbau GmbH, Gauheimstättenamt und Südholag. Dabei ergab sich eine Zahl von 60-80 
auswärtigen Familien, für die Schottenheim den Bau neuer Häuschen in seiner Siedlung 
durchsetzen konnte, und ein Restbedarf von 30 Werkswohnungen auf dem Betriebsgelände 


725 Mb 31.12.1937, DS 545 und 566. 

726 Der Schriftwechsel in PSı 504, vgl. BA 29.10.1937; Textentwurf in NIS 4. 

727 Notiz 24.1.1938, DS 566, vgl. auch Rh-Prot. 4.2.1938, 

728 Mb Juli 1938, DS 566, und RPB 8.8.1938, vgl. VB, BOm und BA 9.7.1938. 

729 Zum Baufortschritt: Mb und Notizen, DS 566, 589 und 667, vgl. allg. HStAM MWi 8028. 
730 Liste Festlichkeiten Juni 1939, DS 667, vgl. BA und BOm 1.7.1939. 

BI Notiz Sch. 24.1.1938, DS 566. 

732 Mb 31.12.1937, DS 545, 566 und 589. 

73 Vgl. allg. ZRa 13757. 

Pt Sch. an Seitz 26.10.1937, DS 913. 
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selbst”. Das Reichsarbeitsministerium ordnete den Neubau von 100 Wohneinheiten an’, 
und Schottenheim bat die "Bayerische Heimstätte”, die auch das Göringheim errichtet hatte, 
die Trägerschaft zu übernehmen. Die Geländeerschließung war dagegen wieder von der Stadt 


zu finanzieren’. 


Im Sommer 1938 schien festzustehen, daß demnächst mit 70 Häuschen in einem eigenen 
fünften Abschnitt der Schottenheimsiedlung begonnen würde’®®, doch verzögerte sich in der 
zweiten Jahreshälfte durch die allgemeine Kreditsperre auch dieses Projekt”. Erst im Fe- 
bruar 1939 begannen die Erdarbeiten, nun nur noch für 51 Siedlerstellen und einige Pri- 
vathäuser im Bereich Isonzo-/Dolomitenstraße; bis Kriegsbeginn waren erst fünf Häuser be- 
zogen, der Bau der übrigen allerdings schon recht weit fortgeschritten’. Im Juni 1939 be- 
gannen die Bauarbeiten für den zweiten Neubaukomplex, allerdings entstanden nun nicht 30, 
sondern nur 20 oder 21 komfortable Werkswohnungen für leitende Angestellte, und auch 
nicht, wie zunächst geplant, auf dem Betriebsgelände selbst, sondern ihm gegenüber nördlich 


der Donaustaufer Straße’*. 


c. Die "Südholag” im Zweiten Weltkrieg 


Geschäftsführer Seitz hatte nicht nur die Kosten für den Betriebsaufbau deutlich unterschätzt, 
er war wohl auch mit der Führung eines industriellen Großbetriebs überfordert. Jedenfalls 
wuchsen die erforderlichen Reichsdarlehen ın einem solchen Ausmaß an, daß das 
Reichswirtschaftsministerium Ende 1939 die Aktienpakete der Privataktionäre übernahm und 
den gesamten Vorstand der Südholag entließ. Von nun an führten die IG Farben den Be- 
trieb’. Sie planten auch eine Erweiterung der Südholag nach Osten sowie daran anschlie- 
Bend eine neue Fabrik zur Herstellung von Bleitetraethyl, das die Luftwaffe als Benzinzusatz 
benötigte. Mit diesen und einigen weiteren Ansiedlungsprojekten begründete Schottenheim 
seine Hartnäckigkeit in der Eingemeindungsfrage, doch im Frühjahr 1940 - zur gleichen Zeit, 
als die Hefefabrikation der Südholag anlief”* - scheiterten die Pläne zur Erweiterung des 
Stadtgebiets endgültig. 


Offenbar gelang es lange nicht, die enormen organisatorischen und technischen Probleme des 
Werks in den Griff zu bekommen, denn erst Mitte 1941 begann die Verarbeitung der aus dem 
Bayerischen Wald gelieferten Holzabfälle, die eigentliche "Holzverzuckerung"”*. Die dabei 


735 Vgl. Notiz Sch. 24.1.1938, DS 566 und 913, sowie H. an Reg. 14.5.1938, ZR 19119. 
736 Reg. an Stadt 30.5.1938, ZR 19119. 

737 Reg. an MWi 11.7.1938, Abschrift ebd. 

38 Notiz Sch. 8.6.1938, DS 952, und Übersicht für sein Pressegespräch 5.8.1938, DS 792. 
739 Einzelheiten in DS 667 und 952. 


74 Baugenehmigung It. Rh-Prot. 14.4.1939, zum Baufortschritt: Mb in DS 667 und 913; weitere Details in ZR 
19119, nachträglicher Grundverkauf genehmigt It. Rh-Prot. 15.3.1940. 


rd Vgl. laufende Mb, DS 566, 667 und 782. Lageplan der Lieg. für die Fellingerbergstraße 29.3.1939 in ZR 16364. 
Ausführlich hierzu Hübschmann $S.112 ff. und 136 ff. 


iA Vgl. Rh-Prot. 24.11.1939, Vermerk 5.12.1940, HStAM MWi 8028, sowie Landesamt für Vermögensverwaltung 
und Wiedergutmachung an MWi 11.10.1948, Abschrift ZRa 12843. 


743 Frankfurter Zeitung 21.4.1942. 


744 Einzelheiten in HStAM MWi 8028; vgl. ZR 20368 zur Lärm- und Geruchsbelästigung für die Nachbarschaft des 
Werks. 
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produzierte Hefe soll angeblich so hochwertig gewesen sein, daß sie sogar für die menschli- 
che Ernährung geeignet gewesen wäre’®. Informationen über betriebsinterne Vorgänge und 
die geplante Werkserweiterung auf Tegernheimer Gebiet erhielt die Stadtverwaltung aller- 
dings nur im Zusammenhang mit dem weiteren Wohnungsbau’” und dem Projekt eines 
Stichhafens, den Südholag, Maxhütte und Reichsmonopolverwaltung für Branntwein ge- 
meinsam planten’. Im April 1941 erkannte der Generalbevollmächtigte für das Bauwesen 60 
von 100 beantragten Volkswohnungen der Südholag als kriegswichtig an, und im Juni 1941 
begannen die Bauarbeiten in der Schottenheim-Siedlung, die sich bis Kriegsende hinziehen 
sollten. 


Mitte 1942 mußte Baurat Schipper feststellen, daß die Südholag verschiedene Neubauten 
begonnen hatte, ohne das Bauamt zu verständigen, darunter ein 36 m hohes Betriebsge- 
bäude’®. Der Betrieb umfaßte zu dieser Zeit ein Gelände von 30 ha und bot 660 Ar- 
beitsplätze, von denen 140 mit Kriegsgefangenen besetzt waren’”. Die Belegschaftsstärke 
hielt sich auch in den folgenden Jahren ungefähr in gleicher Höhe, wobei allerdings die Zahl 
der beschäftigten Ausländer deutlich stieg; für Anfang 1943 sind 102 Gefangene und 105 
polnische Zwangsarbeiter belegt, für Herbst 1944 insgesamt 341 Ausländer’. Zu dieser Zeit 
war das Holzverzuckerungswerk derjenige Betrieb in Regensburg, der mit Abstand den 
größten Bedarf an der extrem knapp gewordenen Kohle hatte; über ein Viertel der gesamten 
Bedarfsanmeldungen für das örtliche Gewerbe entfiel auf die Südholag’“'. 

Bei den Luftangriffen, die nun einsetzten, erlitt das Werk erhebliche Zerstörungen. Der Nach- 
kriegstreuhänder bezifferte die Schäden bei rund 200 Bombentreffern auf etwa 2 Millionen 
RM’, Erschwerend kam beim Wiederaufbau hinzu, daß die Produktion der Südholag un- 
wirtschaftlich gewesen war und nun auf andere Erzeugnisse umgestellt werden mußte’. 
1948 gingen die Betriebsanlagen auf das Hamburger Maizena-Werk, später auf die Chemi- 


sche Fabrik von Heyden über’. 


D. Hafen und Schiffahrt 


1. Die Ausgangssituation 


Der Donauhandet hatte seit jeher zentrale Bedeutung für die wirtschaftliche Entwicklung 
Regensburgs. Der 1910 vollendete, nach Prinzregent Luitpold benannte Staatshafen’”” war 
nach denen in Ludwigshafen und Aschaffenburg der drittwichtigste in Bayern und der be- 


T45 Vermerk 2.8.1941, HStAM MWi 8028. 

746 Undatierte Liste Stadtbau GmbH über bevorstehende Wohnbauprojekte, u.a. drei für Südholag, DS 952. 
747 Prot, 17.2. 1942, DS 890, vgl. auch Grunderwerbsplan 16.4.1942, ebd. und DS 566. 

748 Schipper an H. 23.7.1942, DS 549. 

749 H, an Bpb 9.10.1942, DS 549. 

750 Vgl. Meldungen H. 8.3.1943 und 30.9.1944, ebd., vgl. auch Bericht 14.1.1943, ZR 17180. 

751 Undatierte Übersicht, wohl Anfang 1945, EWA 501. 

752 Treuhänder Klenner an Stadt 16.10.1948, ZRa 12843. 

753 Landesamt für Vermögensverwaltung und Wiedergutmachung an MWi 11.10.1948, Abschrift ebd. 
754 Vgl. ZRa 12842-12844. 

i Vgl. ZRa 14554 zur Vorgeschichte des Luitpoldhafens und den Grunderwerbungen hierfür. 
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deutendste im Südosten des Deutschen Reichs’; verwaltet wurde er vom Staatlichen Hafen- 


amt. Enge Beziehungen bestanden zu den nordwestdeutschen und holländischen Seehäfen, als 
Ausgangs- und Endpunkt der Donauschiffahrt bildete Regensburg die Kontaktstelle zwischen 
dem Rheinland, den Balkanstaaten und dem Schwarzen Meer”. Seine Verkehrsverbindungen 
zum ostdeutschen Raum, Berlin oder der Tschechoslowakei blieben demgegenüber unbe- 
deutend. 


Nach dem Ersten Weltkrieg war die Donauschiffahrt für alle Länder freigegeben worden. Die 
Internationale Donaukommission, bis 1927 in Preßburg, bis 1936 in Wien, dann in Belgrad 
angesiedelt, wachte über den freien Verkehr auf dem Strom und sorgte in Zusammenarbeit 
mit den Anliegerstaaten für den Ausbau der Schiffahrt”, Seit 1913 gab es mit dem Bayeri- 
schen Lloyd ("BL") auch wieder eine reichsdeutsche, maßgeblich von der Landesregierung 
beeinflußte Schiffahrtsgesellschaft””. Sitz des BL war Regensburg; 1933 verfügte er über 
Transportkapazitäten von 110000 t, erwirtschaftete in diesem Geschäftsjahr allerdings einen 
Verlust von knapp 60000 RM’®. Neben dem BL betrieben zu dieser Zeit vier ausländische 
Schiffsunternehmen selbständige Vertretungen in Regensburg’, während sich die ungari- 
sche, die beiden österreichischen Gesellschaften’® und der BL zu einer Betriebsgemeinschaft 
zusammengeschlossen hatten. 1935 schieden die Ungarn aus dieser aus, und es kam zu lang- 
wierigen Quotierungsverhandlungen. Als Hauptgegner sah man dabei auf deutscher und un- 
garischer Seite die österreichischen Gesellschaften an’®, Nun schlossen sich die 
"Continentale", 1939/40 auch die slowakische und die jugoslawische Gesellschaft der Be- 
triebsgemeinschaft an’*. 


Nachdem die Stadt Regensburg geringfügig am Kapital des BL beteiligt war, stand ihr von 
Anfang an ein Aufsichtsratsposten darin zu. Ihn nahm 1933 Gewerbereferent Sachs ein, be- 
vor die Gemeindeordnung ihn ab 1935 dem Oberbürgermeister zuschrieb’®. Darüber hinaus 
war die Stadt als alleinige Gesellschafterin der Stadtlagerhaus GmbH und über den städti- 
schen Kranbetrieb’% direkt, über Steuereinnahmen und Arbeitsbeschaffung, Gebühren und 
Mieten indirekt mit dem Hafen verbunden. Alle Aufgaben, die sich daraus ergaben, gehörten 
zu Herrmanns Geschäftsbereich, der auch als nebenamtlicher Geschäftsführer der 1920 neu- 
gegründeten Stadtlagerhaus GmbH fungierte’; diese selbst wurde von Heinrich Schlegel ge- 
führt ®. 


129 Vgl. Referat H. bei Kölner Binnenhafen-Konferenzen Juni 1937; Text: ZR 16848. Vgl. auch Voggenreiter 
(1936) $.130. Vergleichsziffern für Deggendorf und Passau bei Weißleder $.123. 


m Vgl. Voggenreiter (1936) S.140 f.; ebd. $.133 und 135 Statistiken zum Güterempfang und -versand 1933. 


"Übereinkommen betreffend das endgültige Donau-Statut” bzw. "Statut über die Wasserwege von internationaler 
Bedeutung” 1921; vgl. Weißleder S.53 f. 


75° Zum Donauumschlag im 19. und frühen 20.Jahrhundert: ZR 16838 ff. Zur Gründung des BL ZR 18028. 

760 Gb 1933, ZR 18027. 

Tschechoslowakische, ab 1939 Slowakische Donau-Schiffahrtsgesellschaft (zur Namensänderung: 28.3.1939 an 

Stadt, DS 619), Flußschiffahrt des Königreichs Jugoslawien, Continentale Motorschiffahrt und die Navigation de 

Danube. 

15: Ungarische Fluß- und Seeschiffahrts-AG, Süddt. Donaudampfschiffahrtsgesellschaft und die Ende 1938 vom 
Göring-Konzern geschluckte DDSG; vgl. hierzu Mb Hafenverkehr 31.12.1938, DS 585 und 667, vgl. auch BA 
Koblenz R 126-41,42. 

763 Vgl. Gb und Aufsichtsratsunterlagen BL 1935-1937, ZR 17031, 17060 und DS 525 ff. 

764 Gb 1939 Stadtlagerhaus GmbH und 1940 BL, DS 590 bzw. 525. 

75 Vgl, allg. ZR 17031 und 17060 sowie Gb 1933, ZR 18027. Aufsichtsratsunterlagen Sch. in DS 526-528. 
Vorstandsvorsitzender des BL war bis Ende 1939 Dr. von Donle, der auch dem Aufsichtsrat der RMD-AG ange- 
hörte, vgl. deren Gb 1940, ZR 17053. 

288 Vgl. allg. Metschl (Kranenbetrieb). 

767 Zeitungsartikel und Texte H. hierzu in NIH 7, vgl. 75 Jahre Stadtlagerhaus Rgbg, Text: M.Hammer, Rebe. 1985. 

768 Zur Geschichte der Stadtlagerhaus GmbH: Rede Sch. zu Schlegels 25-jr. Dienstjubiläum 2.1.1939, NIS 13 und 
DS 590, Schlegels histor. Überblick 1941, DS 590, und ZR 16960 ff., 17030 sowie 17057. 
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«Ir Osiheim 


Das Hafengelände 
Stadtarchiv, Stadtplan 1936 


Bis Mitte der dreißiger Jahre soll die Stadt weit über 2 Millionen RM in die Infrastruktur des 
Luitpoldhafens investiert haben’. Dieser bestand aus einem Umschlag- und Winter- sowie 
einem Ölhafen, weitere Ländeanlagen gab es an der offenen Donau und am Regen vor dessen 
Mündung. An der Nordseite des Winter- und Umschlaghafens befanden sich die Lager- und 
Ladeeinrichtungen des BL, an der Südseite die der Stadtlagerhaus GmbH, darunter vor allem 
ein riesiges, 1911 in Betrieb genommenes Getreidelagerhaus. Teils bewirtschaftete die GmbH 
die hier befindlichen Lagerhäuser selbst, teils waren sie an die ausländischen Schiffahrtsge- 
sellschaften vermietet’”; nur die Bavaria AG verfügte im Südosten des Hafengeländes über 
eine eigene Lagerhalle’””'. Am Ölhafen hatten sich verschiedene Gesellschaften angesiedelt”. 
Ende 1934 bestanden hier offene Benzintanks mit einem Fassungsvermögen von 73000 m’, 
was die Standortkommandantur aus Luftschutzgründen schon zu diesem Zeitpunkt fordern 


18 Undatierter, nicht unterzeichneter Bericht, ZR 16948, vgl. Vertrag Land-Stadt 24.3.1936, DS 546, der die 
Vereinbarung von 1906 ersetzte. 

770 Einzelheiten in ZRa 14505-14509, 14512, ZR 16307, 16948 und 16969, vgl. StA 4137. 

Kostenloses Nutzungsrecht der Stadt für die Grundstücke, auf denen sich die Lagerhäuser befanden, da sie beim 

Hafenneubau das Gelände gestellt hatte; weitere Einzelheiten in ZR 16307. Ankauf Hansa-Lagerhaus 1928: ZRa 

14507. 

Zur Nutzung des ehem. Danubia-Geländes, das 1935 vom Staat zur Erweiterung des Ölhafens erworben wurde: 

ZR 15574-15576 und DS 878, vgl. Sr-Prot. 27.6. und 13.11.1934, Sch. an Reg. 16.10.1934 (StA 9595) und an 

MWi 1.10.1935 (ZRa 12807). 
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ließ, Neuanlagen auf Reichskosten in den Keilberg einzusprengen’”. 1940 betrieben vier Ge- 
sellschaften - die Rhenania-Ossag (Shell), die Olex-Bayerische Petroleum GmbH, die 
Deutsch-Amerikanische Petroleum-Gesellschaft (DAPG) und die Runo Öl-AG - im Ölhafen 
teils ausgedehnte, häufig unterirdische Tanklager, teils Raffinerien’”*. Darüber hinaus war 
eine Reihe wichtiger Industriebetriebe und Behörden im Hafenbereich tätig, vor allem die 
beiden Werften Ruthof und Hitzler, der städtische Schlachthof, die Reichsmonopol- 
verwaltung für Branntwein, eine Malzkaffeefabrik und die BayWa’”. Für den Umschlag 
stand eine Gesamtfläche von 80 ha mit insgesamt 4 km Verladeufern und 36 km 
Reichsbahngleisen sowie einem eigenen Hafenbahnhof zur Verfügung. Die Gesamtkapazität 
aller Anlagen war auf einen Umschlag von maximal 1 Million Tonnen im Jahr ausgelegt” - 
eine Zahl, die bis 1937 nie auch nur annähernd erreicht worden ist. 


2. Die Entwicklung des Regensburger Hafens in den dreißiger Jahren 


Der Güterumschlag des Regensburger Hafens stellte immer einen Gradmesser für die 
ökonomische Entwicklung der Stadt dar. Auch hier hatte die Weltwirtschaftskrise ihre Spuren 
hinterlassen, 1933 wurde der Güterverkehr des Jahres 1926 unterschritten’””’. Einem Auf- 
schwung standen mehrere Hindernisse entgegen, darunter vor allem die Dumpingpreise der 
Seeschiffahrt. Es war zu dieser Zeit billiger, polnische, für Budapest bestimmte Kohle auf 
dem Umweg über die Nordsee, rund um Gibraltar und durch das Schwarze Meer zu transpor- 
tieren als donauabwärts’’®. Zudem wählten viele Handelsgesellschaften wegen der neu einge- 
führten internationalen Eisenbahn-Verbandstarife für den Verkehr mit der Schweiz den Um- 
schlag auf die Bahn in Wien oder Linz. Der Geschäftsrückgang mit den Balkanstaaten 
schließlich beruhte auf der verschärften Devisenbewirtschaftung, nationalen Ein- und Aus- 
fuhrverboten - deutscherseits begründet durch das Autarkiestreben -, Zollschranken und 
Kontingentierungen, daneben bei Industriegütern auch auf dem Auftreten neuer Konkurren- 


ten wie Japan’”. 


Zur Sicherung der gefährdeten Arbeitsplätze und der Steuereinnahmen hatte sich die 
Stadtverwaltung schon unter Oberbürgermeister Hipp stark für die Belange des Hafens enga- 
giert. Immer wieder bedrängte man die Reichsbahn, die Landes- und Reichsregierungen, der 
Donauschiffahrt günstigere Rahmenbedingungen zu schaffen’®, doch erst 1934 belebten sich 
der Umschlag- wie auch der Lagerverkehr wieder. Gegenüber dem Vorjahr war eine Steige- 
rung um rund ein Viertel zu verzeichnen, der BL erwirtschaftete erstmals wieder beträchtli- 


773 Kommandantur an Wehrkreiskommando 24.1 1.1934, BA-MA RH 26-10/533; vgl. undatierte Liste der 
Mineralölbetriebe (wohl 1934) in DS 614 und allg. StA 9595. Zu Ansiedlungsprojekten "Nohag GmbH" und 
"Pennsylvania" (1933-1935): ZR 11236 bzw. 16917 und Notizen Sch. DS 666 bzw. 878, zum Erwerb eines La- 
gers durch die Mannheimer Olimport OHG (1940/41): ZR 16082. 

Anlage zum Sitzungsprot. RB-Gebietsverkehrsleitung Süd 3.12.1940, DS 602. In DS 549: Erweiterungsprojekt 
Olex 1941/42. Zum Streit um den Brandschutz der Rhenania: ZR 18225. 

RB-Gebietsverkehrsleitung, s. vorige Anm. Zur Ansiedlung der Schweißerei Hamm 1934: ZR 15633, vgl. Notiz 
Sch. 23.3.1934, DS 878. 


776 Fragebogen für Statistisches Jahrbuch dt. Gemeinden, ZRa 13544, vgl. auch Reg. an Minn 2.12.1937, Abschrift 
DS 602. 


774 


775 


777 
718 


Vgl. ZR 16980 zur katastrophalen Lage der bayer. und dt. Lagerhausbetriebe um 1933. 


Gb 1933 Stadtlagerhaus GmbH, ZR 16960, vgl. auch Verhandlungen über Ansiedlung einer neuen Raffinerie, 
Frühjahr 1934, ZRa 12807 und DS 878. 


P? Gb Stadtlagerhaus GmbH 1933, ZR 17057, vgl. Prot. a.o. Verwaltungsratssitzung 23.1.1934, ZR 16960. 


ago Vgl. ZR 16875-16878 und 16918 zu hartnäckigen Versuchen Stadt, Stadtlagerhaus, BL u.a., den Getreide-, 
Kohlen- bzw, Öltransport von Ost- nach Mitteleuropa über Rgbg. zu leiten. 
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che Gewinne und gab sofort drei neue Schiffe in Auftrag, zwei davon bei der Ruthofwerft”®' - 
Schottenheim zeigte sich stolz, die Schiffahrtsgesellschaft in Regensburgs Mauern zu wis- 
sen”. Auch in den folgenden Jahren, insbesondere ab 1937, als mit Dr. Albert Schlegel ein 
Duzfreund des Oberbürgermeisters in den Vorstand berufen wurde, blieb nach außen die enge 
Bindung zwischen Stadt und BL erhalten’®, wenn Herrmann auch intern vermerkte, er traue 
dem Vorstandsvorsitzenden des BL v. Donle "nicht über den Weg"”**, 


Im Jahr 1934 kam es auf Reichsebene zu verschiedenen Initiativen zur Förderung und 
Zentralisierung der Donauschiffahrt. Unter Papens Vorsitz gründete sich in Berlin eine 
Kommission, die den Handel mit der Türkei erschließen wollte; für Regensburg schien sich 
die Perspektive einer Direktverbindung nach Konstantinopel abzuzeichnen’®®. Wenig später 
richtete das Reichsverkehrsministerium (RVM) einen "Reichsausschuß der deutschen Bin- 
nenschiffahrt" als Spitzenverband aller beteiligten Behörden und Betriebe ein; für die am Do- 
nauhandel beteiligten Häfen und Gesellschaften entstand eine eigene Untergliederung, gelei- 
tet von Regierungsbaurat Lippert, dem Chef des Regensburger Hafenamts’®. 1935 machte die 
Reichsverordnung über den organischen Aufbau des Verkehrs’ eine neuerliche Umorgani- 
sation erforderlich, die beteiligten Stellen wurden nun Teil der "Reichsverkehrsgruppe Bin- 
nenschiffahrt""*. 


1934 kristallisierten sich allmählich die hervorragenden Zukunftsperspektiven heraus, die das 
deutsche Autarkiestreben bot. Überall im Reich mangelte es an Lagerhäusern, und wer als er- 
ster bereit war, die Kapazitäten zu erweitern, "der macht das Geschäft"”. So fiel die Ent- 
scheidung der Stadtlagerhaus GmbH, einen neuen Großsilo zu errichten”; auch die anderen 
Hafengesellschaften profitierten kräftig von der "Reichsstelle für Getreide"”'. Anfang 1935 
begannen die Fundierungsarbeiten für den neuen, 45 m hohen Silo der Lagerhausgesellschaft 
(Wiener Straße 5a)’”, und mit einem Gesamtaufwand von rund 550000 RM entstand hier nun 
der größte Silobau Süddeutschlands, der ein Fassungsvermögen von 10000 t aufwies - 
zugleich das höchste Profangebäude im Stadtgebiet. Im August 1935 konnte das Richtfest ge- 


feiert werden, im November wurde der Neubau in Betrieb genommen’”. 


781 Werftdirektor Rumpf an Sch. 13.9.1934, DS 878, vgl. Reg. an RMdI 9.11.1934, StA 22037. Zur Auflassung der 
alten Ruthof-Werft 1934: ZR 16842. Vgl. zur Geschäftsentwicklung BL den Jb 1934, ZR 17031, 17060 und DS 
525. 


782 Vgl. seine Notiz 13.2.1935, DS 846. 


183 Vgl. Gb 1937, ZR 17031 und DS 525; vgl. auch Umbenennung der inneren Straubinger Straße ab Ostentor in 
"Von-Stauß-Straße" nach dem Gründer des BL und Vizepräsidenten des Reichstags (Verf, Sch. 1.8.1933 zum 
25-jr. Betriebsjubiläum, DS 847, vgl. Rh-Prot. 26.7.1938). 


784 Notiz Sch. 25.10.1934, DS 878, zum Konkurrenzplan des BL für einen Siloneubau, der am LS scheiterte. Wei- 
tere Einzelheiten zu Spannungen Stadt-BL bis 1935 ebd., in DS 526 und ZRa 12921, 


785 Vgl. Notizen Sch. 16.2. und 27.7.1934, DS 846 bzw. 878. 

786 Prot, Gründungsversammlung 10.9.1934, ZRa 13948. 

787° VO 25.9.1935, RGBI1S.1169. 

1939/40 leitete H. einige Monate lang die Bezirksgruppe Donau der Fachgruppe Hafen- und Umschlagbetriebe, 

vgl. DS 621. 

789 Notiz Sch. 17.11.1934, DS 666, vgl. auch Gb 1934 Stadtlagerhaus GmbH, ZR 16960, sowie ZR 17057. Zur in 
diesem Zusammenhang eingerichteten Getreide-Trocknungsanlage: ZR 16981, vgl. auch Werkausschuß-Prot. 
19.1.1934 und Verwaltungsrats-Sitzung 23.1.1934, ZR 16960. 


in Bewilligung von 450000 RM durch Verwaltungsrat Stadtlagerhaus GmbH 10.11.1934, ZR 16958. 


Pl Einzelheiten in ZRa 12921, ZR 16993, 17057 und DS 666. Zum Lagerhaus-Projekt BayWa 1938: DS 887 und 
Mb Bauamt Mai 1938, DS 805. 


792 Liste Bauprojekte und Notizen Sch. 2. und 14.1.1935, DS 666, vgl. Sr-Prot. 26.2.1935. 
73 Ansprache H. 17.8.1935, NIH 7, Einzelheiten in ZRa 12921, ZR 16959, 16978, DS 666, SWE 502 und NIS 17. 
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In diesem und dem folgenden Jahr hielt trotz verschärfter Devisenbestimmungen der 
Tschechoslowakei und Rumäniens’” die allmähliche, dann immer schnellere Aufwärtsten- 
denz auch beim Umschlag im Regensburger Hafen an’. Im März 1935 wurde - vergleichbar 
dem plötzlich überall in der Stadt einsetzenden Bauboom - der höchste Hafenumschlag seit 
vielen Jahren erreicht, im Herbst dieses Jahres herrschte bereits Vollbeschäftigung bei allen 
am Umschlag beteiligten Betrieben, und auf den Auslandsstrecken mangelte es schon an La- 
deraum’*. 1936 stieg der Güterumschlag weiter; vom Herbst dieses Jahres an verzeichnete 
man ununterbrochene starke Getreide-, daneben auch Bauxit-Einfuhren aus den Öststaaten. 
Zu dieser Zeit waren bei der Stadtlagerhaus GmbH 187, bei der Betriebsgemeinschaft der 
Schiffahrtsgesellschaften 352 Personen beschäftigt, hinzu kamen rund 100 Mitarbeiter des 
Hafenamts, der Zollbehörden und des städtischen Kranbetriebs’”. 


Im Jahr 1937 wuchsen die Umschlagzahlen geradezu explosionsartig auf fast 1,3 Millionen 
Tonnen’®. Dem war der Hafen nicht mehr gewachsen, es mußte ständig in Nacht- und Wo- 
chenendschichten gearbeitet werden, und dennoch wurden die Wartezeiten für die Schiffe 
immer länger”. Hafenamt, Reichsbahn und städtische Werke führten erste Maßnahmen zur 
behelfsmäßigen Erweiterung der bestehenden Anlagen durch", der städtische Kranbetrieb 
schaffte eine pneumatische Getreideförderanlage an, die allerdings erst im Sommer 1938 in 
Betrieb ging?®', und die Stadtlagerhaus GmbH legte umfassende Vorschläge für Betriebsver- 
besserungen vor; mit einem Aufwand von 1,5 Millionen RM wollte sie die Umschlagkapazi- 
täten um eine halbe Million Tonnen erhöhen”. Nachdem zugleich die Nachfrage auswärtiger 
Betriebe nach Ansiedlungsgelände am Regensburger Hafen zunahm®””, gewann Ende 1937 
auch das alte Projekt für einen großzügigen neuen Osthafen erstmals wieder Konturen. 


Da sich der Umschlag auch noch im Jahr 1938 - und dies trotz der verschärften Konkurrenz 
durch die vereinigten deutschen und österreichischen Reichsbahnen - weiter steigerte‘, 
mußte die behelfsmäßige Erweiterung der bestehenden Hafenanlagen noch forciert werden”. 
Allein für 1938/39 beantragte das Hafenamt vom Staat eine halbe Million RM Sondermittel 
hierfür®, Damit wurden vor allem der Hafenbahnhof erweitert, ein zusätzliches Abstellgleis 
geschaffen?” und das Hafenamtsgebäude selbst vergrößert". Vermutlich im Frühjahr 1938 


794 Im Herbst 1936 Auflösung des kgl. rumän. Konsulats in Rebg., vgl. Bek. Staatskanzlei 17.9.1936, RegAnz 
23.9.1936, vgl. auch ZRa 12089. 

795 Vgl, Gb 1936 des BL, ZR 17060; Monatsmeldungen Stadtlagerhaus GmbH in DS 591. 

796 Vgl, Mb H., ZR 3725 c, und Reg. an RMdI 6.2.1936, StA 22037. 


797 Undatierte Denkschrift zum Osthafen (wohl 1938), DS 601 und 602, vgl. Notiz Sch. 20.11.1936, DS 612, zu 
jahrelangen Bemühungen um einen Neubau des Hauptzollamts. 


793 Vgl. Gb 1937 des BL, ZR 17031 und DS 525, vgl. auch Pressemitteilung Sch. 27.4.1937, DS 614, sowie RPB 
9.7. und 7.10.1937. 


799 Gb 1937 des BL, ZR 17031 und DS 525, vgl. Mb Kranbetrieb, DS 545 und 585, sowie Pressegespräch Sch. PSt 
502, veröff. in BA und BOm 13.12.1937. 


u Vgl. allg. ZR 17058, vgl. z.B. Mb E-Werk 30.4. und 30.11.1937 sowie 31.1., Okt. und Nov. 1938 zur enormen 
Steigerung des Stromverbrauchs und der Vergrößerung der Trafostation, DS 587. 


Vgl. Schlegel an Sch. 15.7.1937, DS 591, und Mb Kranbetrieb, DS 585. 


802 Bericht 11.10.1937 sowie Reg. an Minn 2.12.1937 (Abschrift), DS 602. Näheres zur Stadtlagerhaus GmbH in 
ZR 16969, 16971 und StA (1987) 1 blau 258 = 4114 a. Zu Neubauprojekten der GmbH auch: Mb März und 
Sept. 1937, DS 545. 


303 Ansiedlungsprojekte in DS 623-627, 879 und 882. 


804 Gb 1938 des BL, ZR 17031 und DS 525. Um dieser Konkurrenz zu begegnen, senkte der BL im Sommer 1938 
die Tarife. 


805 Vgl. RPB 8.6. und 7.11.1938. 
306 Hafenamt an Stadt 15.1.1938, ZR 16095. 


807 Grundverkauf Stadt an Land 23.4.1940, ZR 16095; ebd. Einzelheiten zu behelfsmäßigen Erweiterungen. Vgl. 
auch Rh-Prot. 18.11.1938. 
808 Mb 31.12.1938, DS 667. 


g0 
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siedelte sich die IG Farben mit einem Lagerplatz am Regensburger Hafen an (Budapester 
Straße 15)°®, und auch der BL und die Stadtlagerhaus GmbH erweiterten ihre Anlagen“°. Für 
die hervorragende Ernte dieses Jahres mußte die Reichsstelle für Getreide in großem Ausmaß 
Ausweichlager in Regensburg anmieten, darunter Räume der BayWa, der Schiffahrtsgeseli- 
schaften, aber selbst der Sportvereine, der evangelischen Kirchenverwaltung oder auch der 
fürstlichen Rentkammer®'!. Gaststättensäle beschlagnahmte man ebenso wie Fabrikhallen und 
schließlich auch Räume in städtischen Einrichtungen, etwa bei der Stadtlagerhaus GmbH, die 
Turnhallen der Von-der-Tann- und der Pestalozzischule, Stallgebäude im Schlachthof und 
vor allem die Stadthalle®'?. Ständig war man auf der Suche nach Ersatzlagerraum®'*, und so 
entstand ab Juli 1938 mit einem Aufwand von 130000 RM ein neues Hülsenfrüchte-Lager- 
haus (Wiener Straße 7a)*'*. 


Während der außenpolitischen Spannungen im Herbst 1938 und den daraus entstandenen 
Kapazitätsproblemen der Reichsbahn?!” mangelte es nun nicht mehr nur an Umschlagein- 
richtungen, sondern vor allem an Waggons für den Transport der umgeschlagenen Güter. Im 
Regensburger Hafen und auch auf dem offenen Fluß stauten sich die Schiffe so sehr, daß sie 
kaum noch zu manövrieren waren und erhebliche Verzögerungen beim Entladen entstan- 
denë!ć. Zeitweise warteten 30000 t Getreide auf den Abtransport?'’; 1939 verlegte man sogar 
eine eigene Trinkwasserleitung für die Schiffsbesatzungen in den Staubereich an der Do- 
nau®"®, Bis dahin hatte sich die Stadtlagerhaus GmbH zum mit Abstand größten und modern- 
sten Lagerhausbetrieb Süddeutschlands und einem der größten im ganzen Reich entwickelt®'?, 
doch expandierte sie noch weiter: Neben dem erwähnten neuen Lagerhaus für Hülsenfrüchte 
entstand mit erheblichen Zuschüssen der Reichsstelle®” ein zweiter, seit 1937 projektierter 
neuer Getreidesilo mit einem Fassungsvermögen von 9400 t. Die Arbeiten an dem 950000- 
RM-Projekt begannen im April 1939 mit dem Abbruch des alten Verwaltungsgebäudes der 
GmbH, und unmittelbar vor Kriegsbeginn konnte man bereits die Aufmauerung des neuen 
Silos in Angriff nehmen””', doch sollte es unter Kriegsbedingungen bis 1941 dauern, bis er 


809 Erwähnt in Notiz Sch. 22.4.1938, DS 629, vgl. Rh-Prot, 15.7.1938, Referentenbespr. 17.10.1939 (DS 555) zur 
Erweiterung des Lagers sowie Rh-Prot. 30.11.1942: Baugenehmigung für eine Halle. 

Zum neuen, im Sept. 1938 bezogenen Dienstwohngebäude der Stadtlagerhaus GmbH: ZR 17058, weitere Details 
in ZR 16031, 16307, 17052, 17057 f., DS 590 f., 598, 600 und 622, 


81 Ygl, fortlaufende Listen Reichsstelle an Stadt (ZR 20224), Sch. an MWi 5.4.1938 (ZRa 12921) und undatierte 
Liste sämtlicher Lagerkapazitäten (DS 614). Vgl. zur Reichsstelle Görings Anordnung 10.8.1938 (Abdruck in 
DS 546, weitere Anordnungen in DS 622). Vgl. Reg. an Stadt 6.9.1938, ZR 20213, wo polizeiliche Zwangsmaß- 
nahmen angeordnet wurden, und MInn an Stadt 13.3.1939, ZR 20224. 


812 Vgl. Mb Kranbetrieb 30.9.1938, DS 585, zur Anmietung von Wirtshaussälen. Zur Vermietung der Stadthalle an 
die BayWa: Rh-Prot. 15.9.1938, vgl. auch Turngemeinde Walhalla an Stadt 30.4.1941 zur Getreidelagerung in 
ihrer Turnhalle durch die BayWa, ZRa 12792. 


#13 Gb 1939, DS 590, vgl. auch RPB 9.10.1939. 


314 Gb 1938, DS 591, weitere Einzelheiten in DS 593 und 602. Baugenehmigung It. Rh-Prot. 30.6.1938. Zu 
Verzögerungen: Mb in DS 605. Pläne der Reichsstelle für einen 10000-t-Silo in Rgbg. (Ende 1938) belegt in DS 
622 und 626. 


> vgl. Mb Kranbetrieb, DS 585, sowie Klage einer Ölfirma im Hafen über den Mangel an Tankwagen 2. und 
13.12.1938, ZRa 12054. 


816 Vgl. z.B. Beschwerde Stadtlagerhaus GmbH beim Hafenamt 15.11.1938, DS 590; ebd. weitere Einzelheiten. 
317 Vg], Mb ab Okt. 1938, DS 839 bzw. 667. 
818 ZR 16307. 


819 Bericht Prüfungsverband öffentlicher Kassen, ZR 16969. Neuinvestitionen der Lagerhaus GmbH 1933-1940 It. 
Sch.: 2 mio RM (23.10.1940 an Hafenamt, DS 602). 


220 Vgl. zur Finanzierung ZR 17058, DS 590, 595 f. und Notizen Sch. DS 599, vgl. auch Sch. an Hafenamt 
15.2.1939, ZR 16307. Zum Darlehen StA 16425. 


821 Vg], Mb Bauamt, DS 667, und Notizen Sch., DS 599. 
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fertiggestellt war”. Nun verfügte die Stadtlagerhaus GmbH über fünf Lagergebäude mit ei- 


ner Kapazität von 35000 t und eine Reihe weiterer, angemieteter Behelfslager?*. 


GÜTERVERKEHR IM REGENSBURGER HAFEN (in Tonnen)” 
EA 
1930 580 - 600000 1938 1250-1330000 
1931 530000 1939 1249-1300000 
1932 450000 1940 980000 
1933 390 - 410000 1941 1170000 
1934 520 - 530000 1942 1100000 
1935 550 - 560000 1943 770- 880000 
1936 700 - 710000 1944 430- 490000 
1937 1260 -1280000 
1400000 y 
Hafenumschlag (Tonnen) 
1200000 
1000000 
800000 
600000 
400000 


200000 


1930 1931 1932 1933 1934 1935 1936 1937 1938 1939 1940 1941 1942 1943 1944 


Mit dem Kriegsbeginn schieden die Schiffahrtsgesellschaften der "Feindstaaten" aus den Ta- 
rif- und Quotierungsvereinbarungen aus”. Ende 1940 bestand die Betriebsgemeinschaft der 
Schiffahrtsgesellschaften neben dem BL, der DDSG und der Süddeutschen 
Donaudampfschiffahrtsgesellschaft aus der ungarischen, der slowakischen und der früher 
holländischen Gesellschaft Comos, ansonsten betrieben in Regensburg noch je ein bulgari- 
sches, rumänisches, jugoslawisches und italienisches Unternehmen eigene Vertretungen?”®. 


822 Die Einzelheiten in DS 595, 


823 Bericht Bayerischer Prüfungsverband öffentlicher Kassen, ZR 16969; Gesamtkapazität It. undatierter Denkschrift 
in DS 590 42000 t. In DS 879 Hinweis auf Lagerung großer Gütermengen für die Wehrmacht durch die Stadtla- 
gerhaus GmbH auf dem früheren Danubia-Gelände (10.11.1942). 

824 Erstellt aus DS 544, 591, 593, 602, 614-618, 620, ZR 3725 c, 16969, 16978 und 18057. 

825 Gb 1939 des BL, DS 525. Von nun an keine Einzelheiten mehr in den Jb zu transportierten Gütern, Kapazitäten 
und Belegschaft. 

826 Anlage zum Sitzungsprot. RB-Gebietsverkehrsleitung Süd 3.12.1940, DS 602. 
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3. Osthafen-Projekt und Henkel-Ansiedlung 


Schon in den frühen zwanziger Jahren hatte es Pläne gegeben für einen neuen, ebenfalls vom 
Staat zu errichtenden Massengüterhafen im Bereich des Kreuzhofs bei Barbing, an der östli- 
chen Stadtgrenze von Regensburg. Mit dessen Projektierung war die Rhein-Main-Donau-AG 
befaßt, und 1924 hatte sich unter dominierendem Einfluß der Stadtverwaltung eine eigene 
"Osthafen AG" gegründet, die in der Folgezeit ausgedehnten Grundbesitz im Stadtosten und 
den Nachbargemeinden erwarb”. Allerdings zerschlug sich das Projekt, und 1929 gingen 
Kapital und Verbindlichkeiten der Gesellschaft auf die Stadt über. Dennoch blieb die Ostha- 
fenidee als Zukunftsoption lebendig, und im Herbst 1935, als sich die Wachstumsziffern im 
Luitpoldhafen konsolidierten, erstellte die städtische Liegenschaftsverwaltung bereits wieder 
Listen über den eventuell nun doch erforderlichen Grunderwerb*. 


Im Herbst 1937 erreichte die Überlastung des Hafens ein solches Ausmaß, daß sich Schotten- 
heim nun das Osthafenprojekt endgültig zu eigen machte; die Pläne der Rhein-Main-Donau- 
AG seien in überarbeiteter Form ohnehin fertig, nun solle man sich bemühen, das Reich für 
den Neubau einzuspannen®”. Die Landesregierung zeigte grundsätzliches Einverständnis, je- 
doch keine Bereitschaft, sich finanziell zu engagieren®”. Dagegen erfuhr der BL von den zu- 
ständigen Reichsbehörden, daß in Regensburg ohnehin ein Schutzhafen geplant sei, um im 
"A-Falle” die Donauflotte sicher unterbringen zu können®?'. Wie allerdings die geschätzten 
Kosten von rund 24 Millionen RM®? aufgebracht werden sollten, war zu dieser Zeit noch 
völlig unklar - es begann ein zäher Kampf um die Finanzierung des Projekts. Als Marsch- 
route galt dabei: "Die Stadt Regensburg begrüßt die Schaffung eines neuen Umschlaghafens 
und ist bereit, Trägerin dieses Unternehmens zu sein, erklärt jedoch, daß es ihr finanziell 
nicht möglich ist, sich wesentlich an dem Bau zu beteiligen. Die Stadt würde jedoch Zug um 
Zug je nach den verfügbaren Mitteln für die Erstellung der benötigten Verladevorrichtungen 
und Lagerhäuser Sorge tragen."?* 


Im wesentlichen änderte sich nichts mehr an dieser Strategie der Stadt, obwohl sie größtes 
Interesse an dem Projekt hatte. Denn man versprach sich davon nicht nur einen gewaltigen 
Anstieg des Donauumschlags, sondern wollte vor allem auch an einem eigenen Hafenbecken 
das inzwischen dringend benötigte Gelände für neue Industrieansiedlungen schaffen, also die 
weitere Industrialisierung mit all ihren Auswirkungen planmäßig vorantreiben. Interessenten 
gab es inzwischen genug; wenn der Östhafen erst einmal fertig sei, werde es "nicht schwer- 
fallen, verschiedene Werke und Unternehmen nach hierher zu gewinnen"®*, Verschiedene 
Schwierigkeiten stellten sich dem neuen Großprojekt entgegen. So erwies sich die alte Pla- 
nung der Rhein-Main-Donau-AG als viel zu aufwendig. Eine Koalition aus Reichsbehörden 
und Stadtverwaltung befürwortete eine weiter westlich situierte, kleinere und damit billigere 
neue Hafenanlage, während das Hafenamt - und damit das Land Bayern - aus praktischen und 
finanziellen Erwägungen zeitweise gar nur noch für die Erweiterung des bestehenden Ölha- 


827 Vgl. Bericht H. 4.4.1929, ZR 16860, vgl. allg. Reind! $.28 und Schmetzer S.94 zum ersten Osthafen-Projekt. 
Lagepläne in ZR 16860, zu den Grundgeschäften: ZR 16855 ff. 


28 Z.B. Aufstellung 16.9.1935, DS 604. 

82 Notiz 4.10.1937, DS 601. 

830 MInn an Stadt und BL 20.10.1937, DS 602. 
#31 Sch. an H. 5.11.1937, ebd. 


#32 Reg. an MInn 2.12.1937 (Abschrift mit Plänen), ebd., vgl. auch RPB 8.12.1937 und undatierte Denkschrift in DS 
601 und 602. 


833 Notiz Sch. 23.12.1937, DS 601. 
Programmrede Sch., vgl. Rh-Prot. 4.7.1940. 
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fens plädierten®”°. Anfang 1938 stellte dann die Rhein-Main-Donau-AG die neuen Entwürfe 
fertig. Zu dieser Zeit liefen die Verhandlungen längst an der Stadt vorbei; von der Landesre- 
gierung wurde ihr bedeutet, sie solle nichts mehr auf eigene Faust unternehmen. Dennoch 
nützte Schottenheim einen Besuch in Berlin, um Reichsleiter Rosenberg für den Osthafen zu 
interessieren, und erfuhr bei dieser Gelegenheit, daß die Reichsleitung der NSDAP das Pro- 
jekt ganz energisch betrieb und eine Trägerschaft des Landes befürwortete®. Tatsächlich fiel 
unmittelbar darauf die Vorentscheidung der bayerischen Regierung, den Hafen doch selbst zu 
bauen - wohl um eine mögliche Konkurrenz zum bereits bestehenden Hafen auszu- 
schließen®?”. Der Anschluß Österreichs im März 1938 veränderte die Lage. Unsicherheit be- 
stand nun über die künftige Entwicklung des Donauverkehrs, über die Auswirkungen des 
Rhein-Main-Donau-Kanals und die Frage, inwieweit die Häfen Linz und Wien ausgebaut 
würden?®®. Dennoch genehmigte das bayerische Finanzministerium Mitte 1938 den Kredit für 
ein Vorprojekt zum Regensburger Osthafen, und das Hafenamt begann mit dessen Skizzie- 
rung. Es deutete also alles auf einen baldigen Baubeginn hin, denn auch das soeben vom Gö- 
ring-Konzern "arisierte” Kalkwerk (ehemals Funk), das zunächst einen eigenen Kalkhafen 
links der Donau geplant hatte”, drängte nun auf den neuen Hafen, und das Aushubmaterial 
wäre dringend für die Reichsautobahn benötigt worden, deren Bau demnächst beginnen 
sollte®*, Einigkeit schien auch darüber zu bestehen, daß das Reich die Kosten für einen 
Schutzhafen übernehmen werde, dessen Ausbau zu einem Verkehrs- und Umschlaghafen je- 
doch von Land und Stadt zu tragen gewesen wäre, 


Bis Herbst waren die Bauplanung und die städtischen Vorarbeiten zum Grunderwerb 
abgeschlossen, die Stadt begann mit den Kaufverhandlungen für die benötigten Grund- 
stücke®*, und das RVM sah bereits 4 Millionen RM für das Projekt im Reichshaushalt vor’*. 
Doch obwohl die Stadt, wie von der Reichsregierung verlangt, verbindlich erklärte, sie werde 
ihren Anteil an den Grundstückskosten übernehmen®*, wurde sie von nun an monatelang 
vertröstet: Die Pläne würden geprüft, die Kostenverteilung sei noch nicht endgültig verbe- 
schieden®®. Erst im Juni 1939 kam es zu einer Vereinbarung zwischen Reich und Land, die je 
ein Drittel der mittlerweile schon auf 12 Millionen RM geschätzten Gesamtkosten für den 
Osthafen übernehmen wollten. Es begannen erste Versuchsbohrungen im künftigen Hafen- 
gelände, ein Baubeginn noch 1939 schien in greifbare Nähe gerückt®*. Ungeahnte Perspekti- 
ven für Regensburgs künftige Entwicklung schienen sich aufzutun; mit einer Verdoppelung 
des Umschlags auf 2,5 Millionen Tonnen rechnete man schon für die nächsten Jahre, für die 
weitere Zukunft war sogar von zehn Millionen Tonnen die Rede®”. 


835 Vermerk H. 30.12.1937, DS 602. Hier und in DS 601 die weiteren Verhandlungen. 

#36 Notiz Sch. und Vermerk H. 29.1. bzw. 3.2.1938, DS 601, vgl. Rh-Prot. 4.2.1938. 

837 Vermerk H. 3.2.1938, DS 602. 

nn Vgl. laufende Berichte und Notizen in DS 601. 

#39 Vgl, Prot. Referentenbesprechung 17.10.1939, DS 555, und RPB 9.1.1940; die Einzelheiten in DS 875. 

8go Y mak H. über Verhandlungen mit Lippert und Notiz Sch. 13.6.1938, DS 602 bzw. 601, vgl. auch RPB 
7.7.1938. 

341 Vermerk H. 15.8.1938, DS 602, vgl. auch RPB 8.9.1938. 

842 Reg. an Minn 23.10.1939, Abschrift in DS 602, vgl. Vermerk H. 1.10.1938, ebd., Listen Lieg., DS 607, und Rh- 
Prot. 5.12.1938. 

843 Vermerk H, 18.11.1938, DS 602. 

844 Erklärung Sch. an Minn 6.12.1938, ebd. 

345 Vgl. laufende Mb, DS 667; Einzelheiten in DS 601 und 602, 


846 Mb 29.6.1939, DS 667, vgl. RPB 8.6.1939, Eingemeindungsantrag für Ir} 14.4.1939, ZR 13757, und umfassen- 
den Grunderwerbsplan Juni 1939, DS 604. 
#7 Referentenbespr. 17.10.1939, DS 555, bzw. Sch. an Hafenamt 23.11.1939, DS 602. 
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Ebenfalls im Juni 1939 ergab sich ein neuer, geradezu sensationeller Aspekt: Vertreter des 
Düsseldorfer Chemiekonzerns Henkel wandten sich - wie schon einmal Ende 1933°* - an die 
Stadt und erklärten, im Zuge der "derzeitigen Dezentralisierungsbestrebungen” sei ein 
Zweigwerk mit 500 Arbeitsplätzen in einer größeren Stadt an der Donau geplant; man halte 
Regensburg nach Prüfung verschiedener Alternativen für sehr geeignet’. Sofort ließ Schot- 
tenheim mögliche Standorte prüfen®”, und sehr schnell konzentrierte man sich auf die Idee, 
die Planung für das künftige Henkel-Werk mit der für den Osthafen zu verknüpfen. Trotz des 
Kriegsbeginns ließen sich die Detailverhandlungen mit Henkel durchaus erfolgversprechend 
an®°!, obwohl sich eine Fülle neuer Probleme ergab, darunter vor allem die von der Stadt zu 
finanzierende Südverlegung der Reichsstraße 8%” und die Frage des Autobahnanschlusses für 
das riesige neue Industriegebiet, an welchem auch der Obertraublinger Fliegerhorst interes- 
siert war®”. Jedoch griff das RVM zur allgemeinen Überraschung nun wieder die alten Pläne 
für einen einfachen Schutzhafen auf?” - aus Sicht des Chemiewerks eine betriebstechnisch 
untragbare Lösung. Auch die anderen örtlichen Stellen - Regierung und Stadtverwaltung, 
Reichsbahn und Hafenamt - erhoben schärfsten Protest, da Regensburg damit seiner großarti- 
gen Zukunftsperspektive beraubt werde, und bestanden auf der Errichtung eines vollständigen 
neuen Umschlaghafens®°°,. Sogar mit der Möglichkeit, durch den Einsatz polnischer Kriegsge- 
fangener die Baukosten zu drücken, wurde argumentiert”. Tatsächlich gelang es, das RVM 
zum Einlenken zu bewegen“”’, und der Generalbevollmächtigte für die Bauwirtschaft nahm 
den Regensburger Osthafen in die Liste der kriegswichtigen Bauvorhaben auf’. Die Stadt 
wurde beauftragt, für das Land den Grunderwerb durchzuführen?”, und Schottenheim wie- 
derholte trotz des mittlerweile geltenden Verbots für die Änderung von Gemeindegrenzen in 
diesem Zusammenhang seinen Eingemeindungsantrag vom Frühjahr 1939. Der Baubeginn 
für den Osthafen schien erneut unmittelbar bevorzustehen®®, ungeklärt blieb allerdings die 
Finanzierung des Projekts, das mittlerweile auf 15-16 Millionen RM veranschlagt wurde®®!. 
Nachdem der Osthafen sogar in die Dringlichkeitsliste kriegswichtiger Bauten aufgenommen 
worden war’”, galt seine Errichtung in der erweiterten Form im Frühjahr 1940 als gesi- 
chert?®. Er sollte aus zwei Parallelbecken bestehen: einem bereits fertig durchgeplanten für 
den Massengüterumschlag, getragen vom Land Bayern, und dem von der Stadt sowie den 


848 Notiz Sch. 31.12.1933, DS 878, und Seitz an Henkel 3.1.1934, Abschrift in ZRa 12863. Seitz war der Initiator 
der Südholag-Ansiedlung. 


84 Vermerk H. 14.(9)6.1939, ZRa 12833, vgl. Reg. an MInn 23.10.1939, Abdruck in DS 602. Grundlegend zum 
Henkel-Projekt Ehm (1987). 


850 Notiz 20.6.1939, DS 885, vgl. verschiedene Pläne in ZRa 12832. 


851 Einzelheiten in ZRa 12833, vgl. auch Sch. an Hafenamt 12.10.1939, DS 602, und an Wächtler 22.12.1939, DS 
601, sowie Rh-Prot. 15.12.1939. 


852 Voranschlag Schipper 24.11.1939, DS 833. 
853 Vgl. Vermerke Schipper 24.-27.2.1941, ebd. 
854 Vermerk H. 5.10.1939, DS 602. 


855 Sch. an Hafenamt 12.10.1939, ebd., und Referentenbespr. 17.10.1939, DS 555. Lagepläne und Skizzen Okt.- 
Dez. 1939 in DS 602 und 833. 


856 Reg. an MInn 23.10.1939, DS 602. 
857 RVM an RMD-AG 25.10.1939, Abschrift ebd. 
858 RVM an Minn 22.11.1939, Abschrift ebd. 


85 H, an Hafenamt 11.10.1940, DS 606. Grundbesitzerlisten und Einzelheiten in DS 604 und 607, vgl. auch ZR 
15333 und Kreisbauernschaft an Hafenamt 15.12.1939, PUW 1. 


860 RPB 9.12.1939. 


86! Vermerk H. 17.1 1.1939, DS 602, bzw. Sch. an Gauleiter 22.12.1939, DS 601. Nach wie vor wollte die Stadt ein 
Drittel der Grunderwerbskosten tragen, lehnte aber eine weitergehende Beteiligung entschieden ab (Erklärung an 
RVM 8.11.1939 und Vermerke H. 17. und 22.11.1939, DS 602). 


862 Entsprechende Mitteilung BWA 9.3.1940 erwähnt im Prot. 10.12.1941, DS 603. 


863 Stellungnahme Reg. zum Eingemeindungsantrag der Stadt 23.5.1940, ZRa 13757, vgl. auch Rh-Prot. 
15.12.1939. 
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Anliegerbetrieben zu finanzierenden Industriebecken”*. Auch die Ansiedlung des Henkel- 
Zweigwerks, gelegen zwischen Irl und Kreuzhof, sowie der Bau eines Stichkanals zum neuen 
Osthafen galten als beschlossene Sache - allerdings erst nach dem bald erwarteten Kriegs- 
ende®%,. Dann wollte Henkel hier mit rund 400 Beschäftigten zunächst Wasch- und Reini- 
gungsmittel produzieren und später eine Sodafabrik errichten“. Auch weitere Ansiedlungs- 
pläne wurden schon recht konkret. So planten Raab & Karcher am Industriebecken einen 
Umschlagplatz für Kohle und andere Massengüter, Ruthof eine neue Werft”, und sogar die 
Stadt München wollte sich "in irgend einer Form Hafengelände sichern”. Inzwischen trieb 
die Stadt vor allem den Grunderwerb voran. Benötigt wurden über 73 ha, von denen sich al- 
lein 43 ha im Besitz des Hauses Thurn und Taxis befanden. Für das von der Stadt selbst be- 
reitzustellende Drittel des Hafengeländes rechnete Herrmann mit Kosten von 300000 RM°®, 
Daneben bereitete man intensiv die Erschließungsmaßnahmen für das neue Hafengelände und 
den Straßenbau einschließlich der Verlegung der Reichsstraße 8 (Straubinger Straße / R 8) 
auf einer Länge von fast 3 km vor’™®. Doch erwies sich dies alles als voreilig: Nachdem 
gleichzeitig der Umschlag im bestehenden Hafen zurückging, zögerte das RVM mit der Ge- 
nehmigung für den Neubau. Zum allgemeinen Entsetzen war im Juni 1940 erstmals die Rede 
davon, daß die Verwirklichung des Osthafenprojekts vor Kriegsende allein schon wegen des 
Mangels an Arbeitskräften und Material unwahrscheinlich sei?”'. Zwar genehmigte das RVM 
das Projekt im Juli 1940 noch grundsätzlich, doch wurde es definitiv bis nach Kriegsende zu- 
rückgestellt; nur die Vorarbeiten seien so zu beschleunigen, daß man dann sofort mit dem 
Bau beginnen könne®””, 

Als zutiefst enttäuschend empfand man in Regensburg, daß die Häfen Linz und Wien, die 
bislang mit ihrem Umschlag weit hinter Regensburg zurückgeblieben waren, trotz der 
Kriegsverbältnisse weiter ausgebaut wurden. Offenbar spielte bei der Entscheidung gegen 
den Regensburger Osthafen Hitlers persönliche Intervention zugunsten seiner "Führerstadt" 
Linz eine Rolle”. Jedenfalls versuchte die Stadt in den folgenden Monaten noch mehrfach, 
auf dem Umweg über Landesregierung und Gauleitung einen sofortigen Hafenneubau durch- 
zusetzen: "Sollte es nicht gelingen, die Genehmigung zum Baubeginn spätestens im Frühjahr 
1941 zu erreichen, dann wird die im besten Zuge befindliche wirtschaftliche Entwicklung der 
Stadt Regensburg derart schwerwiegend gehemmt und geschädigt, daß die mit Sicherheit 
eintretenden Rückschläge und Verluste kaum mehr wieder gut gemacht und aufgeholt werden 
können."?”* Allerdings war im Sommer und Herbst 1940 die militärische Entwicklung nicht 
absehbar, man rechnete allseits noch mit der schnellen Beendigung des Kriegs und daher auf 
jeden Fall mit einem baldigen Baubeginn. Dies belegen auch die heftigen Auseinanderset- 
zungen um die Nutzung des künftigen ersten Hafenbeckens. Alle Beteiligten hätten dessen 


a Vgl. H. an Stadt München 25.4.1940, DS 879, und Sch. an Landesplanungsbehörde beim Reichsstarthalter 
14.9.1940, DS 833. Revidierter Lageplan 12.3.1940, ebd. und in DS 602, 


Stellungnahme Reg. zum Eingemeindungsantrag der Stadt 23.5.1940, ZRa 13757. 

866 H, an Schipper 14.2.1941, DS 833. Einzelheiten in ZRa 12833 f., vgl. auch Ehm (1987) 3.94 ff. 

367 Einzelheiten in DS 879 bzw. 886. 

868 Notiz Sch. 11.4.1940, DS 611. Vgl. auch seine Programmrede Anfang 1941, DS 523. 

89 H, an Sailer 28.5.1940, DS 607. Einzelheiten in DS 604, 606 und PÜW 1. 

870 Einzelheiten zu den Alternativen für die Straßenverlegung in DS 602 und 833; soweit die RP betroffen war, auch 
in DS 678. 

#7! Vermerk mit unleserlicher Unterschrift 11.6.1940, DS 602. 

872 RVM an MWi, HStAM MWi 9036, vgl. Vermerk H. 1.8. und MInn an Reg. 2.8.1940, DS 602. 

873 Lt. RVM an Siebert 14.2.1941 (Abschrift DS 603) hielt man dort den Rgbg.er Hafen für nötig, doch habe Göring 
den Ausbau von Linz und Wien angeordnet. Vgl. auch W.A.Boelcke (Hg.): Deutschlands Rüstung im Zweiten 
Weltkrieg, Frankfurt/M. 1969, S.110, wonach sich Hitier vor Speer noch 1942 besorgt zeigte, große Investitio- 
nen in Rgbg. und Wien Könnten der Entwicklung von Linz schaden. 

874 Sch. an Siebert 9.11.1940, DS 602, und an Wächtler 16.11.1940, DS 601; vgl. auch Denkschriften H., IHK und 

BL als Grundiage für Sch.s Vorgehen in München und Bayreuth, ebd. 
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Südseite gern mit Verladeeinrichtungen und Lagerhäusern bebaut, die Stadt bestand aller- 
dings auf bevorzugter Berücksichtigung. Begründet wurde dies mit den schon erbrachten 
Leistungen für den alten Staatshafen”””. Um die Jahreswende 1940/41 beantragten die 
Landesregierung und die Reichsbahn-Generalbetriebsleitung Süd die höchste Dringlichkeits- 
stufe für den Regensburger Osthafen?”, und bis März 1941 kam es noch zu weiteren Ver- 
handlungen über Einzelfragen wie den Grunderwerb, die Verlegung der R 8 und den 
Autobahnanschluß®”. Auch bezüglich der Ansiedlung des Henkel-Zweigwerks erzielte man 
in allen wichtigen Fragen noch Übereinstimmung, und so beantragte die Konzernleitung die 
Baugenehmigung für eine chemische Fabrik in Regensburg; das Werk sei erforderlich, um 
den Bedarf der "neu hinzugetretenen” Gebiete an Reinigungsmitteln zu decken, außerdem 
sollten bestimmte Abfallprodukte zu Dynamit-Glyzerin verarbeitet werden”. Die Stadt hätte 
fast 40 ha Gelände zu erwerben und an Henkel abzugeben sowie den Stichkanal zwischen 
dem eigentlichen Ost- und dem Werkshafen zu finanzieren gehabt, während das Hafenbecken 
selbst und die Gleisanlagen auf Kosten des Betriebs errichtet werden sollten?”. Die Wasser- 
und Stromversorgung des Werks sowie dessen künftige Steuerbelastung waren geregelt, und 
man hatte sich sogar schon über den Wohnungsbau für die Werksangehörigen geeinigt, der 


vor allem in der Schottenheim- und einigen Werkssiedlungen rund um Irl vorgesehen war?®”. 


f 
f 


Osthafenprojekt und Henkelansiedlung (Stand Anfang 1941) 
Stadtarchiv, ZR 12834 


875 Seit dessen Errichtung habe die Stadt für Ländeanlagen, Lagergebäude und Umschlagvorrichtungen rund 3,1 mio 


RM aufgewendet, hinzukämen Ausgaben der Stadtlagerhaus GmbH von knapp 2 mio RM, vgl. Stadt an Hafen- 
amt 23.10.1940, DS 602. Hier auch die Einzelheiten. 


876 Einzelheiten in DS 602 f. und HStAM MWi 9036. Vgl. Programmrede Sch. Anfang 1941, DS 523 und ZR 3723, 
wonach er nach wie vor auf einen Baubeginn im selben Jahr hoffte, 


en Vgl. Prot. der umfassenden Bespr. 19.3.1941, DS 833 und ZRa 12206, sowie Landesplanungsbehörde an Auto- 
bahn-Bauleitung 31.3.1941, Abschrift DS 833. 


#78 Antrag 19.2.1941; Einzelheiten in ZRa 12833 f., vgl. Ehm (1987) S.93 ff. 
879 Vgl. Ehm (1987) 5.99 ff. 


880 Prot. Abschlußbesprechungen 8.-9.1.1941, ZRa 12834, vgl. DS 833 und Programmrede Sch. Anfang 1941 (DS 
523) zur Verlegung der R 8 und dem Autobahnanschluß. Umfassender Lageplan 10.3.1941 in PUW 1, vgl. auch 
Bespr. mit hochrangigen Partei- und Reg.-Vertretern 19.3.1941, ZRa 12206. 
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Im April 1941 kam dann das vorläufige Aus für das Gesamtprojekt. Der Chef des Transport- 
wesens beim OKH erkannte den Regensburger Östhafen nicht als dringlich an, wobei sich die 
Wehrmacht auf den unübersehbaren Umschlagrückgang im bestehenden Hafen berief®®'. Der 
Oberbürgermeister vermerkte, mit den zuständigen Regierungsstellen sei "sehr schwer zu ar- 
beiten”, ihnen fehle "jeglicher Schwung und jegliche Initiative". Dennoch wurde die fol- 
genden Monate über noch an verschiedenen Einzelfragen gearbeitet”. Anfragen ansied- 
lungswilliger Betriebe verliefen allerdings im Sande oder mußten mit dem vagen Hinweis auf 
die Nachkriegszeit beantwortet werden. 


Nach dem deutschen Überfall auf die Sowjetunion unternahmen Stadt und Land, BL, IHK 
und Reichsbahn nochmals einen Versuch, wegen der nunmehr veränderten Gesamtsituation - 
man bezog sich auf die Überlastung der Bahn - den Osthafen vielleicht doch noch während 
des Kriegs zu realisieren®®*. Eine Kommission des RVM kam Ende 1941 bei einer Besichti- 
gung des Regensburger Hafens zu dem Ergebnis, daß dort Verkehrsverbesserungen nicht 
mehr möglich seien, ein Neubau allerdings nur von der Wehrmacht durchgesetzt werden 
könne’, Neue Hoffnung auf einen zumindest provisorischen Teilausbau des Osthafens kam 
daher auf, als auch die Wehrmachtstransportleitung Südost in Wien und der Generalinspektor 
für Wasser und Energie dem OKW gegenüber eine befürwortende Stellungnahme abgaben’“. 
Voraussetzung sei allerdings, daß nur die allernötigsten Anlagen errichtet würden, und auch 
dies "möglichst nur mit russischen Kriegsgefangenen unter Ausschaltung aller Diesel- und 
Vergaserkraftstoff verbrauchenden Geräte" - also in Handarbeit°”. Ein neuer, mit 7,7 Millio- 
nen RM Gesamtkosten nur noch halb so teurer Entwurf wurde erarbeitet und seine Aufnahme 
in die höchste Dringlichkeitsstufe der kriegswichtigen Bauten betrieben“. Plötzlich schienen 
auch die übrigen Projekte, insbesondere der Neubau der R 8, wieder aktuell zu werden’. 
Doch wiederholten sich nun die leidvollen Erfahrungen der Vergangenheit: Das neue provi- 
sorische Projekt wanderte monatelang zur Begutachtung von Behörde zu Behörde”, und 
schießlich scheiterte es am Mangel an Arbeitskräften, Baumaterial und Treibstoff®'. Je nach 
Position der am Osthafen Interessierten kam es von wütenden bis zu devot insistierenden Re- 
aktionen. Das Regensburger Göringwerk und der inzwischen in Holland als "Generalkom- 
missar für Verwaltung und Justiz" eingesetzte ehemalige Regierungspräsident Wimmer 
schalteten sich ein, Siebert wandte sich "überrascht, ja bestürzt" an Speer”, mußte jedoch im 
vertraulichen Gespräch erfahren, daß das Regensburger Projekt derzeit tatsächlich nicht 
durchführbar seif”. 


881 RVM an Siebert 5.4.1941 (Abschrift DS 603) und Siebert an Stadt 23.4.1941, HStAM MWi 9036. 

882 Rn-Prot. 21.3.1941, vgl. RVM an MInn 14.3.1941, HStAM MWi 9036. 

883 Einzelheiten zu allen 3 Projekten in ZR 12834, DS 524 (Eichhom-Memoiren S.74 f.), 559, 606, 610, 833-835 
(mit Plänen) und PÜW 1. 

884 BL und RB-Generalbetriebsleitung Süd an Landesreg. 27.10. bzw. 30.11.1941 und Siebert an RVM 6.11.1941, 
Abschriften DS 603. 


an Besichtigungsprot. 10.12.1941, HSTAM MWi 9026 und DS 603; ebd. weitere Plädoyers für sofortigen Neubau 
und Bitte Sch. an Reg., die Sache wieder in Gang zu setzen. 


886 Vermerk H. 15.1.1942, DS 603. 

887 Generalinspektor für Wasser und Energie an Siebert 19.2.1942, HStAM MWi 9036 und DS 603. 

888 Minn an Reg. 17.3.1942 (Abschrift) und Vermerk H. 21.3.1942, ebd. Pläne in DS 831 und ZRa 12834. 

en x Bericht Schipper 31.3.1942, Sch. an Reg. 7.4.1942, DS 834 (mit Plänen), und H. an Hafenamt 6.6.1942, DS 
03. 


18) 


8% Einzelheiten in DS 603. 


891 Generalinspektor für Wasser und Energie an Siebert 30.6.1942, HStAM MWi 9036, und entsprechende Mittei- 
lung an Reg. und Stadt 4.7.1942, DS 603. 


#92 Einzelheiten in HStAM MWi 9036, Abschriften in DS 603. 
893 Siebert an Sch. 26.8.1942, DS 603. 
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Weder der Osthafen noch die Ansiediung des Henkelwerks konnten im Zweiten Weltkrieg 
noch verwirklicht werden. Später zog es der Chemiekonzern dann vor, sich mit seinem 
Zweigbetrieb in Augsburg niederzulassen®”', denn nun gab es keine "neu hinzugetretenen" 
Gebiete und auch keine Wehrmacht mehr, die man von einem Standort an der Donau aus mit 
Waschmitteln und Sprengstoff versorgen mußte. Der heute bestehende Regensburger Ostha- 
fen wurde erst in den sechziger und siebziger Jahren errichtet. 


4. Die Entwicklung des Hafens im Zweiten Weltkrieg *5 


Nach Kriegsbeginn mangelte es im Hafen noch stärker als zuvor an Waggons der Reichs- 
bahn. Als schwere Behinderung für die Nachtarbeit erwiesen sich zudem die Verdunke- 
lungsmaßnahmen®”. Außerdem wurde inzwischen der Deggendorfer Hafen in beachtlichem 
Umfang zur Entlastung Regensburgs herangezogen. All dies führte dazu, daß der Umschlag - 
nun in großem Umfang auch für Südosteuropa bestimmte Rüstungsgüter - im Jahr 1940 deut- 
lich zurückging‘”’. Dennoch erwarb der Staat in den frühen Kriegsjahren noch mehrfach Ge- 
lände von der Stadt für die Erweiterung der überlasteten Gleisanlagen®”, der städtische Kran- 
betrieb richtete 1940/41 eine zweite Getreidesauganlage ein®”, und der Oberbürgermeister 
ließ bis zum Frühjahr 1941 Ausbaumaßnahmen der Stadtlagerhaus GmbH planen. Nach dem 
baldigst erhofften Kriegsende sollten die bestehenden Lagerhallen vergrößert, ein Büroge- 
bäude und vor allem ein "Gefolgschaftshaus” errichtet werden”. Auch der Neubau eines 
großen Kühlhauses stand auf der Wunschliste, wobei man hier auf die tatkräftige Unterstüt- 


zung durch Gauleiter Wächtler zählen konnte”. 


Zu dieser Zeit herrschte noch allgemeine Euphorie, ein ungeahnter Aufschwung schien dem 
gesamten Donauhandel und damit auch Regensburg bevorzustehen: "In der neuen, deutsch 
bestimmten Donauperiode des an Mitteleuropa angeschlossenen Stromes wird der Donau die 
Aufgabe zufallen, Rückgrat und leistungsfähige Grundachse des werdenden Großwirtschafts- 
raums zu sein", Gerade aus dieser zunehmenden Bedeutung des Donauverkehrs erwuchs 
der Stadt Regensburg allerdings auch eine Bedrohung: Der bekanntermaßen expansive Gö- 
ring-Konzern, der sich 1938 schon die DDSG einverleibt hatte, versuchte auch den BL zu 
schlucken. Hierin erblickte man die Gefahr, daß nach einer Fusion von DDSG und BL neuer 
Geschäftssitz wohl Wien werden würde - ein schwerer Verlust für die Stadt, allein schon we- 
gen der Mindereinnahmen an Gewerbe- und Bürgersteuer, aber auch wegen des damit ver- 
bundenen Abbaus an Arbeitsplätzen; Ende 1940 beschäftigte der BL über 1500 Gefolg- 
schaftsmitglieder”” - 1937 waren es noch 1300 gewesen? -, über die Hälfte davon allerdings 


#94 Vermerk Zwick 25.3.1946, ZRa 12834. 

995 Zu Art und Umfang des Hafenumschlags: Mb Sept. 1941 - März 1945, DS 620. 

896 Anlage zum Sitzungsprot. RB-Gebietsverkehrsleitung Süd 3.12.1940, DS 602. 

#7 Vgl. BL-Gb. 1940, DS 525, und RPB 8.7.1940. 

en Kaufverträge 6.1.1941 und 18.4.1942, ZR 16095 (erwähnt auch in DS 798, vgl. Rh-Prot. 21.2.1941 und 

8.5.1942), vgl. RVM an Siebert 5.4.1941, HStAM MWi 9036, Abschrift DS 603, wonach auch das OKH Ver- 

besserungen der Gleisanlagen gefordert hatte. 

Inbetriebnahme It. Gb 1941 (DS 582) 28.5.1941. 

Zu den mangelhaften Sozialeinrichtungen der Lagerhaus GmbH, die vor dem Krieg schon zu Kündigungen ge- 

führt hatten und weitere befürchten ließen: Schlegel an Sch. 27.7.1939, DS 590 und 591. Ebd. und in DS 592 

Einzelheiten zu den Neubauprojekten. 

a0 Programmrede Anfang 1941, DS 523 und ZR 3723. Zum Kühlhaus-Projekt der Wiesbadener Linde AG (1938- 
1941): ZR 17072 und 15218 bzw. Schlegel an Sch. Juli 1944, DS 590. Erst 1962 hat Linde das Kühlhaus 
schließlich errichtet. 

902 Weißleder 8.26. 

203 BL an H. 30.12.1940, DS 602. 
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im Schiffsdienst. Einen starken Partner in dem Bemühen, das Vorhaben des Göringkonzerns 
zu unterlaufen, glaubte man in Ministerpräsident Siebert zu finden, dem Aufsichtsrats- 
vorsitzenden des BL, der die Gesellschaft verständlicherweise in Bayern halten wollte”, 
Doch selbst dessen Proteste halfen nichts”®, im April 1941 trat der BL in die "Reichswerke 


AG für Binnenschiffahrt "Hermann Göring” ein”. 


Der Mangel an Waggons der Reichsbahn, an Arbeitskräften wie auch die nächtliche Verdun- 
kelung machten nach wie vor Wartezeiten der Schiffe von durchschnittlich drei Tagen bis zu 
ihrer Entladung unvermeidbar’; eine Wochenarbeitszeit von mehr als 60 Stunden der Ha- 
fenarbeiter war eher die Regel als die Ausnahme®. So behalf man sich ab 1941 mit dem Ein- 
satz von Kriegsgefangenen; von den Beschäftigten der Betriebsgemeinschaft waren im Som- 
mer 1941 nur noch die Hälfte Stammarbeiter, dagegen schon 30 % Kriegsgefangene, der Rest 
SHD- und Wehrmachtsangehörige, die ausschließlich für den Güterverkehr der Wehrmacht 
eingesetzt wurden. Bei der Stadtlagerhaus GmbH übertraf die Zahl der Gefangenen sogar die 
der verfügbaren Stammarbeiter - ein Teil von diesen war für den Umschlag der Slowakischen 
Schiffahrt abgestellt worden, wie üblich jeweils auch viele wegen der Staubentwicklung bei 


der Arbeit krankgeschrieben?'”. 


Nach den Umschlageinbußen 1940 wurde im Regensburger Hafen in beiden folgenden Jahren 
die 1-Million-Tonnen-Marke nochmals deutlich überschritten, obwohl der Getreideverkehr 
mit Südosteuropa zurückging, nachdem die Wehrmacht die Getreideernten in den Balkanlän- 
dern für die deutschen Besatzungstruppen benötigte”'!'. Allerdings war sie zur Entlastung der 
Schienenwege zugleich dringend auf die Erhöhung der Kapazitäten in der Donauschiffahrt 
angewiesen. Daher hatte die Reichsregierung ein Schiffbauprogramm eingeleitet”, von dem 
auch beide Regensburger Werften profitierten und aus dem nun nach und nach die fertigen 
Fahrzeuge an die einzelnen Gesellschaften ausgeliefert wurden’. Dementsprechend expan- 
dierte auch der BL weiter. Innerhalb eines Jahres, von Frühjahr 1941 bis Frühjahr 1942, 
wuchs die Belegschaft der Gesellschaft von knapp 1700 auf über 1900 Personen, darunter 
150 Kriegsgefangene”'*, Ende 1943 waren es schon über 2300 Beschäftigte, davon knapp 
1200 Ausländer”. Die Flotte des BL wuchs von 1938 bis Sommer 1944 um 81 Fahrzeuge, 
davon über die Hälfte Tankkähne?'*; 70 % der Kapazität standen der Wehrmacht zur Verfü- 
gung’. In Regensburg selbst entstanden 1943 eine neue Lagerhalle, ein Werkluftschutzge- 


?04 Gb 1937, ZR 17031 und DS 525; im RPB 9.7.1937 noch knapp 1200 Beschäftigte genannt. Vgl. zum rapiden 
Wachstum der Belegschaft die Gb in DS 527 f. 


Sch. an Siebert 3.1.1941, DS 602. Siebert kam mehrfach zu Aufsichtsratssitzungen nach Rgbg., vgl. z.B. seinen 
Betriebsappell beim BL mit anschließender Besichtigung des Flugzeugwerks 20./21.6.1940, ZRa 14136. 


906 Siebert an Aufsichtsratsvorsitzenden Göringwerke, undatiert, Abschrift DS 602, und an Sch. 15.3.1941, DS 526. 


207 Gb 1940/41 des BL, DS 525, und Prot. der a.o. Hauptversammlung, DS 526 und 527. Satzungsgemäß schied ein 
Drittel der Aufsichtsratsmitglieder aus, darunter auch Sch., der allerdings sofort wiedergewählt wurde und bis 
Kriegsende im Amt blieb. 


?08 BL an Siebert 27.10.1941, DS 603. 

30? Vgl. Beschwerden H. bei Reichsverkehrsgruppe Binnenschiffahrt 29. und 30.4.1940, DS 590. 
919 Prot, Bespr. Landesreg.-Stadt-Schiffahrt 12.7.1941, DS 603.. 

91 Gb Stadtlagerhaus GmbH 1941, DS 591. 

912 Einzelheiten: Vorstandsbericht BL 1.4.1941, DS 526. 


u. Vgl. RPB 9.12.1939 über eine von Hitzler geplante Vergrößerung. Verzeichnis von 10 Schiffen, die Hitzler 
1940-1944 gebaut hat, im Ordner "Binnenschiffahrtsgesellschaften u.a.” des Vereins Schiffahrtsmuseum Rgbg. 
Vgl. Gb BL 3.Quartal 1943 zur Überlastung der Ruthof-Werft, DS 526. 


Gb BL 1.Quartal 1942, DS 525. Danach wurden 4 Schiffe aus dem Reichsbauprogramm übernommen. Vgl. auch 
Gb 1942, ZR 17031. 


215 Gb 4.Quartal 1943, DS 526. 
916 Aufsichtsratsprot. 8.8.1944, DS 528; Einzelheiten in DS 526. 
?17 Gb 3.Quartal 1943, DS 526. 
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bäude und eine weitere Ausländerbaracke”'*® 


kehr allerdings deutlich zurück, was vor allem die Stadtlagerhaus GmbH zu spüren bekam 


. Gegenüber dem Umschlag ging der Lagerver- 
919 


Der Rückgang des Güterumschlags ab 1943 - im Talverkehr zu dieser Zeit fast nur noch 
"Heeresgut"””” - beruhte großenteils auf monatelangem Niedrigwasser”?!. Erst ab Mai 1944, 
mit dem deutschen Rückzug im Osten, machten sich dann auch kriegsbedingte Einbußen zu- 
nehmend bemerkbar, darunter die Schiffsverluste infolge der systematischen Verminung der 
Donau?”. Auch das Patenschiff der Stadt, der Schleppdampfer "Regensburg", lief in Ungarn 
auf eine Mine und sank; 15 Besatzungsmitglieder kamen ums Leben, die Stadt wies den 
Hinterbliebenen eine symbolische Spende an”. Immer mehr Schlepps wurden von der Front 
überrollt und mußten verloren gegeben werden”. Bis Kriegsende verlor der BL 37 versenkte 
und 121 im Ausland zurückgelassene Schiffe oder 62,5 % seiner Gesamttonnage?”. 
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Der Hafenumschlag in den letzten Kriegsjahren 
USSBS VI, The Effects of Strategic Bombing on German Transportation, nach S.40 


918 Gb 1943, DS 525. Einzelheiten zu neuem Materiallager und Werk-LS-Gebäude in DS 549. 


219 Vgl. Gb und Mb bis März 1945, ZR 17058 f., DS 590 und 620. Zur Personalnot: 22.1.1943 an Reichsverkehrs- 
gruppe Binnenschiffahrt, DS 590. 


920 Vgl, z.B. Mb 28.10.1943, DS 620. 
921 Mb Januar 1944, ebd., vgl. Kopfleiste der Graphik. 


922 Ebd. S.26 und 39. Danach war durch Bombardierung und Verminung des Flusses bis Ende 1944 die Hälfte der 
gesamten Donauflotte zerstört oder beschädigt worden. 


923 BL an Stadt 21.6.1944 bzw. Zahlungsanweisung H. 12.7.1944, ZRa 13988 b. 
924 Vgl. Gb BL 2.Quartal 1944, DS 526, und Aufsichtsratssitzung 8.8.1944, DS 528. 
925 Gb zur DM-Fröffnungsbilanz 21.6.1948, ZR 18027. 
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Ab September 1944 kehrten für Rumänien und Bulgarien bestimmte Schlepps häufig samt ih- 
rer Fracht wieder nach Regensburg zurück. Der Talverkehr endete zu dieser Zeit in Belgrad, 
im November in Budapest, zum Jahresende in Wien’”, Daraus ergab sich in Regensburg 
selbst ein ungeheurer Stau wertvoller Waren. Die Hoffnung des Rüstungskommandos Re- 
gensburg, im Hafenbereich Produktionsstätten für auswärtige Verlagerungsbetriebe einrich- 
ten zu können, zerschlug sich: "Es mußten sogar Wehrmachtslager geräumt werden, um Gü- 
tern des zivilen Sektors Platz zu machen."”’ Beim Bombenangriff vom 20.10.1944 wurden 
allerdings das Lagerhaus III der Stadtlagerhaus GmbH, das der DDSG und ein weiterer Tal- 
güterschuppen zerstört bzw. schwer beschädigt, große Mengen an eingelagertem Mehl, Hül- 
senfrüchten und Sämereien vernichtet. Auch die Zufahrtswege zum Hafen waren unterbro- 
chen, die Gleisanlagen, die Kaimauer, zwei Getreideförderanlagen, vier Kräne und ein 
Schleppkahn wiesen teils erhebliche Beschädigungen auf. Nicht zuletzt waren zwei Hallen 
der Hitzlerwerft völlig verwüstet worden’. Auch bei den folgenden Bombardierungen gab es 
immer wieder schwere Schäden im Hafen, so am 4.11.°” und am 20.12.1944, als unter an- 
derem Hafenbahn und Kaimauern, das Zollgebäude sowie zwei Lagerhallen getroffen wur- 
den?°®. Beim Angriff vom 28.12.1944 wurden zahlreiche Anlagen der Stadtiagerhaus GmbH 
einschießlich eines Lagerhauses zerstört”, Ende Januar 1945 war die Gesamtkapazität des 
Hafens auf ein Drittel reduziert. 


Endgültig verwüstet wurde der Hafen beim Angriff vom 5.2.1945. Totalschaden meldeten die 
Bavaria-Schiffahrtsgesellschaft für ihr Lagerhaus, die DDSG für ihre Verwaltung und die 
Stadtlagerhaus GmbH für ihr Gefangenenlager, hundertprozentigen Produktionsausfall auf 
einen bis drei Monate die Rhenania-Össag, die Olex, die DAPG und Ruthoff, weitere schwer- 
ste Schäden der BL, die Ungarische Schiffahrtsgesellschaft, Hitzler, die Baufirma Klug und 
die IG Farben”. Der Lagerraum war zur Hälfte zerstört, von 19 Kränen nur noch drei be- 
triebsbereit, jede Benzinproduktion unmöglich”. So forderte man die Organisation Todt zur 
"vordringlichen Gleisschädenbehebung" an, obwohl der Schiffsverkehr selbst brachlag. Im 
Januar und Februar 1945 wurden nur noch wenige Tausend Tonnen umgeschlagen, im März 
1945 fast überhaupt nichts mehr”. Die Großangriffe vom 13.3. und 11.4.1945 dienten vor 
allem der endgültigen Vernichtung der Treibstoffreserven im Ölhafen; dieser wurde noch- 
mals schwer verwüstet”. 


926 Vgl. laufende Mb ab Sommer 1944, DS 620. 

927 Rüstungskommando Rgbg. an Stadt 14.10.1944, WSt 4, vgl. auch H. an RVK 7.9.1944, DS 889. 

28 Vgl, Hafenamt an Generalinspektor für Wasser und Energie 24.10.1944, HStAM Oberste Baubehörde 12813. 
Vgl. auch ZRa 13590, ZR 16949, 16961 und Mb Okt. 1944, DS 544, sowie die S.500 Anm.35 genannten 
Quellen. 

° Vgl. Vermerk 6.11.1944, HStAM Oberste Baubehörde 12813. 

930 Bericht Werk-LS-Gemeinschaft Hafen-Nord 20.12.1944, DS 745. 

931 Vgl. Gb Stadtiagerhaus GmbH 1944 (verfaßt April 1945), ZR 16961. 

932 Aufstellung Bauamtmann Pfenning 6.2.1945, DS 749, vgl. auch ZR 16949 und 17064, Klitta S.11 und die S.500 
Anm.35 angegebenen Quellen. Einzelheiten zur IG Farben (bes. 25.7.1944 an Wehrmachtstelle) in DS 766, vgl. 
auch Bericht Rüstungskommando Rgbg. 14.10.1944, WSt 4. 

933 Minn an Generalbevollmächtigten für Wasser und Energie 13.2.1945, HStAM Oberste Baubehörde 12813. 

9%## Mb März 1945, DS 544, vgl. auch DS 618 und letzten Mb Stadtlagerhaus GmbH (März 1945), DS 620. Danach 
nur noch 3-6000 t Umschlag in den ersten beiden Monaten 1945. 

= Vgl. Bericht Wehrbereichsverwaltung, HStAM Oberste Baubehörde 12813, und Werk-LS-Gemeinschaft an 
Stadt 12.4.1945, DS 745. 
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E. Weitere wichtige Entwicklungen im Zweiten Weltkrieg ?°*° 


1. Ansiedlungsprojekte neuer Betriebe 


Seit Kriegsbeginn drohte den nicht kriegswichtigen Firmen die Stillegung, sei es wegen 
Verknappung der Rohstoffe, sei es wegen des Mangels an Arbeitskräften; schon im Frühjahr 
1940 wurden derartige Maßnahmen in Regensburg akut””. So wurden immer wieder Ge- 
schäfts- und Lagerräume oder auch Produktionshallen geräumt und zumeist sehr schnell für 
die Zwecke kriegswichtiger Behörden und Betriebe beschlagnahmt. Dabei verwischten sich 
die Grenzen zwischen Privatwirtschaft und öffentlicher Hand immer mehr - Bürgermeister 
Herrmann als Sachbearbeiter für die "Regelung des kriegswichtigen Raumbedarfs” wurde im 
Interesse der Reichsbahn oder der Wehrmacht ebenso tätig wie für die Zwecke des Flug- 
zeugwerks, der Werften oder der Südholag. Deshalb wird die Raumbeschaffung für Behörden 
mit derjenigen für das Gewerbe an anderer Stelle zusammengefaßt, während hier ausschließ- 
lich privatwirtschaftliche Ansiedlungsprojekte der Kriegsjahre zu behandeln sind, 


Vor allem vom neuen Östhafen hatte sich die Stadtverwaltung das mittlerweile dringend 
benötigte Industriegelände versprochen. Denn die Anfang der dreißiger Jahre noch brachlie- 
genden Flächen, etwa das dann mit den Kasernen bebaute Zellstoffwerk, die ehemalige Ge- 
wehrfabrik oder das Danubia-Gelände am Hafen, waren längst anderweitig genutzt, und für 
das Flugzeugwerk hatte man sogar ein der Wohnbebauung gewidmetes Stadtviertel als Indu- 
striegelände ausweisen müssen. So ergab sich in den ersten Kriegsjahren die früher undenk- 
bare Situation, daß es nicht an ansiedlungswilligen Betrieben mangelte, sondern an Raum, um 
sie unterzubringen. Eine ganze Reihe potentieller Interessenten mußte auf die Nachkriegszeit 
vertröstet werden, wie am Beispiel des Henkel-Konzerns bereits belegt wurde”. Dies galt 
auch für den Konzern Brown & Boveri, der sein Saarbrücker Werk bei Kriegsbeginn räumen 
mußte und als Ersatzstandort die Regensburger Gewehrfabrik erwerben wollte”, oder die 
Kelheimer Zellstoffwerke, die sich im Frühjahr 1940 interessiert zeigten, im Bereich des Ost- 
hafens eine Zweigfabrik zu errichten’. Die ortsansässige Seilerei Seyboth hatte schon Mitte 
der dreißiger Jahre Betriebsgelände am Hafen gesucht und bemühte sich noch 1941 darum”, 
das Leichtsteinwerk Obpacher und eine ganze Reihe weiterer Betriebe konnten mit ihren 
Grundstückswünschen nur vorgemerkt werden?” 


So erklären sich auch die nach Kriegsbeginn weiterverfolgten Eingemeindungspläne für 
Tegernheim. Östlich des Holzverzuckerungswerks wollte die Stadt, wie sie mehreren an- 


»6 Zur örtlichen Organisation der Kriegswirtschaft vgl. DS 870; vgl. allg. R.-D.Müller: Die Mobilisierung der deut- 
schen Wirtschaft für Hitlers Kriegsführung, in Das Deutsche Reich und der Zweite Weltkrieg V/l, hg. Militärge- 
schichtliches Forschungsamt, Stuttgart 1988 S.347-689. Überblick bei van Eylis und Boelckes Beiträgen zu 
DVG IV S.682-695 bzw. S.774-793. 

97 Vgl. RPB 9.1. und 9.5.1940; nach letzterem waren z.B. alle Ziegeleien in Rgbg. stillgelegt worden. 

298 Lageplan Industriegebiet Hafensüdseite mit Einzeichnung verschiedener Projekte, Okt. 1939, in DS 631, 

?39 Einzelheiten in ZR 12862, vgl. auch Referentenbespr. 17.10.1939, DS 555. Das Projekt hätte 3000 Arbeitsplätze 
in die Stadt gebracht und zerschlug sich an der Weigerung der Wehrmacht, ihr Nebenzeugamt zu verlegen, so 
daß sich BBC in Mannheim ansiedelte. 

940 Einzelheiten in DS 879. 

Vgl. Notizen Sch. 4.1.1935, DS 666, aus den Jahren 1937/38 in DS 893; Einzelheiten zum Projekt 1940/41 in DS 
892. 

942 In DS 800, 879 und 889 weitere Ansiediungs- bzw. Expansionsprojekte, darunter Schenker & Co (1939), Ger- 
hard & Rauh (1940), Bergisches Kraftfutterwerk (Düsseldorf-Rgbg., 1940), Richter & Frenzel (1941), Braun- 
kohle-Benzin AG/Berlin (1941-43), Spedition des Ratsherrn Otto Heyder (1943-1944). 
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siedlungswilligen Betrieben zusagte™, ein neues Gewerbegebiet schaffen. Hierzu trugen die 


Expansionspläne der Südholag selbst ebenso bei wie das unmittelbar anschließend geplante 
Projekt einer Bleitetraethyl-Fabrik der IG Farben, das allerdings wegen seiner giftigen Ab- 
wässer Probleme aufwarf und bereits im Frühjahr 1940 "vorerst zurückgestellt" wurde”. 
Darüber hinaus traten unter anderem 1939/40 die ausschließlich für das OKH tätige Barac- 
kenbaufirma Lutz & Söhne aus München” sowie 1940-41 das Regenstaufer Zweigwerk der 
Berliner Dachpappenfabrik Büsscher & Hoffmann?“ als Interessenten für dieses Gelände 
auf”. 1941 bahnte sich ein neues Großprojekt an: Die Regensburger Zweigstelle der 
Reichsmonopolverwaltung für Branntwein, die beengt an der Donaulände untergebracht war, 
suchte ein Gelände von mindestens 10-12 ha, um für die "Ausdehnung des deutschen Wirt- 
schaftsraums" gerüstet zu sein’®. Obwohl sich Reichsbahn und Bezirksplanungsbehörde 
schon früher gegen jede weitere Industrieansiedlung in diesem Bereich ausgesprochen hatten, 
da der Walhalla-Bahnhof ohnehin überlastet war, und obwohl die Gemeinde Tegernheim 
weitere staub- oder abgasentwickelnde Betriebe an ihrem Ortsrand ablehnte“, kam auch für 
die Reichsmonopolverwaltung nur das Gelände östlich der Südholag in Frage. Beide Betriebe 
einigten sich Anfang 1942 über einen gemeinsamen Werkshafen’”, an dem sich noch die 
Maxhütte beteiligen wollte, sobald sie mit der Ausbeutung der Keilberger Erzvorkommen 
begonnen hätte. Im Sommer 1942 wurde die Betriebsansiedlung in allen Einzelheiten vorbe- 
reitet, obwohl auf Kriegsdauer keine Aussicht bestand, die benötigten Grundstücke zu erwer- 
ben, und noch 1944 hielt die Reichsmonopolverwaltung an ihrem Projekt fest?”'. 


2. Der Arbeitsmarkt für Deutsche”? 


Das zentrale Problem bei der Umstellung auf die Kriegswirtschaft blieb der Mangel an 
Arbeitskräften. Eine Reihe neuer Bestimmungen erschwerte den Arbeitsplatzwechsel noch 
mehr als bisher und sah Urlaubsbeschränkungen sowie den Wegfall der Überstundenvergü- 
tungen vor”. Behörden und Privatbetriebe bemühten sich verzweifelt, unentbehrliche Ar- 
beitskräfte unabkömmlich ("uk") stellen zu lassen, wobei sie verpflichtet waren, ihre Perso- 
nalanforderungen "auf das äußerste Mindestmaß zu beschränken" und "sofort mit aller Ener- 
gie die Umschulung von Berufsfremden oder von Frauen in Angriff zu nehmen"; als Sabo- 


943 Undatierte Liste mit 32 an einer Ansiedlung interessierten Betrieben und Behörden, wohl Ende 1940, in DS 879. 


%4 Einzelheiten in DS 567 und ZRa 13757, vgl. auch RPB 9.12.1939, Rh-Prot. 15.12.1939, Sch. an Wächtler 
22.12.1939 (DS 601), sowie Sch. an Reg. 10.5.1940 (StA/1987 1 blau 119 = 4029 c). Zur Bedeutung einer sol- 
chen Anlage vgl. J.Borkin: Die unheilige Allianz der IG Farben, Frankfurt/M. 1979 $.75 ff. 

95 Vgl. Notiz Sch. 7.2.1939 (DS 897), Vermerk H. 1.8.1940 (DS 879) und Sch. an Reg. 10.5.1940 (StA/t987 1 blau 

119 = 4029 c). 

Beschwerden über giftige Abwässer des Betriebs in DS 568. 

Einzelheiten ebd. Als Interessenten harten sich auch die Münchener Lignin-Verwertungs-KG Refle & Co. und 

das Ludwigsburger Zündkerzenwerk Beru gemeldet, vgl. Sch. an Reg. 10.5.1940 (StA/1987 1 blau 119 = 4029 

c) sowie zu letzterem Betrieb auch DS 879. 

Einzelheiten (mit Plänen) in DS 890. Ein erster Plan hatte einen Standort an der Schwabelweiser Eisenbahn- 

brücke und einen gemeinsamen Stichhafen mit dem Göring-Kalkwerk vorgesehen, vgl. ZR 16904. 

#9 Bpb an Stadt 23.5.1940, ZRa 13757. 

250 Einzelheiten zu dem neuen Projekt in DS 890 f. 

I 15.9.1944 an Sch., DS 890; bis heute befindet sich die Monopolverwaltung an der Donaulände. 

= Vgl. allg. BNS 111977) 5.287 ff. D.Petzina: Soziale Lage der deutschen Arbeiter und Probleme des Arbeitsein- 
satzes während des Zweiten Weltkrieges, in W.Dlugoborski (Hg.): Zweiter Weltkrieg und sozialer Wandel, Göt- 
tingen 1981 S.65-86. M.-L.Recker: Zwischen sozialer Befriedung und materieller Ausbeutung, in Der Zweite 
Weltkrieg (1989) S.430-444. Umfassend B.R.Kroener: Die personellen Ressourcen des Dritten Reiches im 
Spannungsfeld zwischen Wehrmacht, Bürokratie und Kriegswirtschaft 1939-1942, in Das Deutsche Reich und 
der Zweite Weltkrieg V/1, hg. Militärgeschichtliches Forschungsamt, Stuttgart 1988 S.693-1001. 

253 Vgl. z.B. Arbeitsplatzwechsel-VO 1.9.1939, RGBI I $.1685. 
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tage bezeichnete es das Reichsinnenministerium, wenn Betriebe, die ihre Produktion einge- 
954 


schränkt hätten, freiwerdende Facharbeiter nicht meldeten’”*. 

Von seiten der Behörden rissen andererseits aber auch die Klagen über die Arbeitsüberla- 
stung nicht ab - die Flut neuer Vorschriften war angesichts der Personalnot kaum noch zu 
bewältigen, qualifizierte Arbeitskräfte bevorzugten die besser bezahlten Stellen in der Rü- 
stungsindustrie””. Doch selbst ein attraktiver Betrieb wie das Regensburger Flugzeugwerk 
hatte wochenlang mehrere hundert Arbeitsplätze für Frauen ausgeschrieben, ohne daß sich 


genügend Interessentinnen gemeldet hätten”. 


Im Frühjahr 1942 zählte Regensburg bei rund 100000 Einwohnern 7446 Beamte und Ange- 
stellte des öffentlichen Dienstes”’, Die Gesamtzahl von 26 staatlichen Behörden bestätigt, 
daß die Stadt trotz des mittlerweile stark gestiegenen Anteils an Industriearbeitern nach wie 
vor ein wichtiges Verwaltungszentrum geblieben war. Die größten Arbeitgeber unter den Be- 
hörden waren: 


Beamte und Angestellte 


Reichsbahndirektion: 1711 

Wehrmacht: 1451 

Reichspostdirektion: 1086 9° 

Kreisregierung: 861 (einschl. Lehrer} 
Stadtverwaltung: 772 

Polizeidirektion: 364 (davon 103 Gestapo) 
Reichsarbeitsdienst: 233 

Heil- und Pflegeanstalt: 180 

Finanzamt Regensburg-Stadt: 139 


Verschiedene Entwicklungen behinderten den Arbeitseinsatz weiblicher Kräfte, darunter vor 
allem die großzügige Regelung des Familienunterhalts für die Angehörigen der Soldaten, da 
von dieser Frage die Kampfmoral der Truppe entscheidend abhing””. So rentierte es sich für 
die Ehefrau eines Eingezogenen häufig nicht oder nicht mehr, selbst zu arbeiten”. Die Zahl 
der berufstätigen Frauen ging nach Kriegsbeginn erheblich zurück, und bis 1943 nahmen ge- 
nerell nur wenige Frauen, die vorher nicht berufstätig gewesen waren, eine Arbeitsstelle neu 
an. Auch die Dienstverpflichtungen beschränkten sich weitgehend auf Frauen, die nach 
Kriegsbeginn aus ihren früheren Berufen ausgeschieden waren”', während man den Rest der 
weiblichen Bevölkerung jahrelang vor allem durch Propaganda zu motivieren suchte, ihre 


954 RdErl 17.10.1939, RMBIiV 8.2163. Eine über die Kenntnisnahme hinausgehende Reaktion der Stadt war nicht 
feststellbar, vgl. ZR 4149. Zu Umschulungsplänen der Werften: RPB 8.7.1940. 


955 RPB 8.11.1939. 
956 RPR 8.9.1939. 
957 Sch. an RFM 20.4.1942, ZRa 13141. 


958 Zum 30.3.1943 wurde die Regbg.er der Nürnberger RP-Direktion angegliedert, vgl. Reg. an Stadt 6.4.1943, ZRa 
12061. 


959 Vgl. allg. Kroener (s.Anm.952) bes. S.769 ff. 
960 Vgl, z.B. RPB 9.12.1939 und 9.6.1940. 


%61 Einzelheiten aus städt. Sicht u.a. in ZR 397, vgl. Görings Anordnung 20.6.1941, zit. bei Eiber S.578. Zur Frau- 
enarbeit in Rgbg. während des Kriegs: Rzehak bes. S.134 ff. und 153 ff. 
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Arbeitskraft zur Verfügung zu stellen’”. Doch selbst Parolen wie "Frauen helfen siegen” 
wirkten eher kontraproduktiv, da sie den Glauben an den Sieg erschütterten und den Krieg 
schlecht vorbereitet erscheinen ließen. Berufstätige Frauen wechselten zwar häufig in attrak- 
tivere Arbeitsplätze, so daß der Regierungspräsident bei dieser Gruppe eine "sichtbare Wan- 
derlust” ausmachte”®, aber der eigentlich erhoffte Zustrom bislang unbeschäftiger weiblicher 
Kräfte blieb aus. 


Dem verschärften Mangel an Arbeitskräften versuchte die Reichsregierung auf mehrere Arten 
zu begegnen. Zum einen erhöhte sie mehrfach die gesetzliche Arbeitszeit, zuletzt auf bis zu 
72 Wochenstunden, zum zweiten wurden immer mehr polnische, später auch Zivilarbeiter 
anderer Nationen zwangsverpflichtet. Darüber hinaus griffen die Arbeitsämter im Interesse 
der kriegswichtigen Betriebe und zu Lasten der Konsumgüterindustrie auch bei Deutschen 
immer stärker auf das Instrument der Dienstverpflichtung zurück”. Offenbar täuschten sie 
dabei die Betroffenen vielfach über die Bedingungen des Arbeitseinsatzes hinweg; häufig 
wurden diese von ihren Familien getrennt und bei geringem Lohn in Notquartieren unterge- 
bracht - Hilfskräfte der Regensburger Hitzlerwerft etwa im städtischen Obdachlosenheim am 
Sandberg“, dienstverpflichtete RAD-Maiden beim Regensburger Ruderverein”°. Die Folge 
war allgemeine Unzufriedenheit, aus der sich "Störungen in der Betriebsgemeinschaft" erga- 
ben, so beim Flugzeugwerk und der Stadtlagerhaus GmbH’. Betriebsappelle wurden erfor- 
derlich, um die Arbeiterschaft über den "Ernst der derzeitigen Lage" aufzuklären’®. Einer 
stärkeren Ausweitung der Dienstverpflichtungen stand nach wie vor die Raumnot in Regens- 
burg entgegen’” - in den Sommerferien 1940 wurden erstmals mehrere hundert Regensburger 
Volksschüler bei der Zuckerrübenernte eingesetzt”. 


1941 sprach das Regensburger Arbeitsamt in seinem Bezirk rund 2400 Dienstverpflichtungen 
aus””!, Hitler hatte im Spätsommer dieses Jahres die Einführung der allgemeinen Dienst- 
pflicht für Frauen erneut abgelehnt. Eine effektivere Organisation der Arbeitsverwaltung ver- 
suchte er im März 1942 mit der: Berufung des Thüringischen Gauleiters Fritz Sauckel zum 
Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz zu erreichen?”?, doch erst nach der Wende im 
Kriegsgeschehen Anfang 1943 verfügte Sauckel eine allgemeine Meldepflicht?”?. Selbst jetzt 
noch verzichteten die Arbeitsämter vor allem aus psychologischen Gründen vielfach darauf, 
die gemeldeten Personen auch tatsächlich zu verpflichten. Stattdessen intensivierte man er- 


Vgl. allg. Eiber bes. S.574 ff. Ebd. Anhang S.642 Tab.5 zu Auswirkungen der 1.Meldepflicht-VO, Stand 
30.9.1943. 


763 RPB 8.2.1940, vgl. für Rgbg. Rzehak 8.153 f. 


Nach RPB 8.4.1940 nun erstmals Dienstverpfl. in größerem Umfang, u.a. ca. 500 Arbeitskräfte für Messer- 
schmitt, Fliegerhorst Obertraubling und beide Werften. 


Vgl. Schriftwechsel in NIS 1; es ging um Quartiere für 400 dienstverpfl. Arbeitskräfte. Vor dem Krieg sollte das 
Heim der HJ überlassen werden, vgl. Rh-Prot. 14.4.1939. 


%6 Meldung Reinemer über von 7 Stellen angeforderte RAD-Maiden 4.9.1941, ZR 398. U.a. hatten die Stadt 12, die 
NS-Kreisleitung 10 und die Gestapo 5 Frauen angefordert. 


967 Wb DAF-Kreiswaltung Rebe. 2.-9.10.1939, zit. in BNS I (1977) S.288. Beispiele für Klagen über Ungerechtig- 
keiten bei den Dienstverpfl. bei Rzehak S.138 und 154 f., vgl. auch RPB 8.6.1940, 9.2. und 8.4.1941. 


968 Wie Anm.967, Wb 4.-11.9.1939. 

2 Vgl. RPB 8.7.1940 und Vermerk H. 24.2.1941, DS 779. 

%70 RPB 8.8.1940. 

PN Statistik Zweigstelle Nürnberg des Landesarbeitsamts, ZR 19577. 
972 Führererlaß 21.3.1942, RGBI1S.179. 


PT3 VO über Meldung von Männern und Frauen für Aufgaben der Reichsverteidigung 27.1.1943, RGB! I 5.67, auf 
Grundlage eines Führererlasses 13.1.1943, vgl. allg. L.Herbst: Der totale Krieg und die Ordnung der Wirtschaft, 
Stuttgart 1983 sowie Rebentisch (1989) $.476 ff. Vgl. auch Gb 1943 des Standesamts (DS 530), das dem AA für 
jeden Einwohner zwischen 14 und 80 Jahren eine eigene Karteikarte zusenden mußte. 
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neut die "Auskämm-" und Umsetzungsaktionen im öffentlichen Dienst und der gewerblichen 
974 


Wirtschaft, die zu zahlreichen weiteren Betriebsstillegungen führten”. 

Die Tatsache, daß die NSV ab Sommer 1943 zahlreiche Kindergärten neu einrichtete, ließ 
sich auf die verstärkte Eingliederung von Frauen in den Arbeitsprozeß zurückführen””®. Selbst 
die Fürsorgezöglinge sollten nun in ihren Heimen und Anstalten oder im geschlossenen Ein- 
satz bei Rüstungsbetrieben für kriegswichtige Arbeiten herangezogen werden?”, allerdings 
fehlten bei den in Regensburg bestehenden Erziehungsheimen die Voraussetzungen hierfür”. 
Noch schwieriger gestalteten sich die Verhältnisse für den zivilen Arbeitsmarkt, als wegen 
des totalen Kriegseinsatzes die gerade erst mühsam angelernten weiblichen Aushilfen an die 
Rüstungsindustrie und die Verwaltungsstellen der Wehrmacht abgegeben werden mußten, wo 
sie häufig gar nicht so dringend benötigt wurden, während sie an ihren alten Arbeitsplätzen 
nicht mehr zu ersetzen waren’. Zudem ergaben sich Spannungen zwischen den bisher schon 
erwerbstätigen und den nun dienstverpflichteten Frauen, und auch die Arbeitsmoral der letz- 
teren Gruppe scheint im allgemeinen nicht sehr hoch gewesen zu sein - die Zahl der Krank- 
meldungen stieg ebenso wie die Bereitschaft zu öffentlich geäußerter Kritik”. 


Obwohl die Wochenarbeitszeit fast schon unerträglich ausgedehnt worden war und die 
Dienstverpflichtungen inzwischen konsequenter betrieben wurden, herrschte in den letzten 
Kriegsjahren überall, insbesondere aber im zivilen Bereich, eine katastrophale Personalnot. 
Dies galt auch für die Regensburger Stadtverwaltung, wie noch zu zeigen sein wird. Doch 
nicht nur die Behörden und die Partei?’ wurden der Dienstaufgaben nicht mehr Herr, auch im 
Privatgewerbe waren selbst dringendste Arbeiten nicht mehr zu bewältigen”. Als ein Beleg 
für die zugespitzte Situation mag die Anfang 1944 geäußerte Forderung des Arbeitsamts an 
die Stadt dienen, die Schülerzahlen an der Handels- und der Haushaltsschule zu begrenzen; es 
erscheine "nicht notwendig, daß die Mädchen heute im Kriege diese umfangreiche theoreti- 
sche Ausbildung erhalten", während sie "dringendst in kinderreichen Haushaltungen ge- 
braucht würden oder der Wirtschaft als Lehrlinge verloren gingen”””. 


3. Arbeitseinsatz ausländischer Zivilarbeiter, Kriegsgefangener und KZ-Häftlinge®* 


1944 arbeiteten über 7 Millionen Kriegsgefangene und ausländische Zivilarbeiter im Reichs- 
gebiet, davon ein Viertel Frauen?**, die Gesamtzahl bis Kriegsende ist unbekannt, die Schät- 
zungen schwanken zwischen knapp acht und rund zehn Millionen Menschen, davon etwa ein 


974 Vgl. Rebentisch (1989) 5.488 ff. 

75 1939 hatte die NSV 2 Kindergärten geführt, bis 1942 kam jährlich einer hinzu, 1943 dann 5 weitere, vgl. 
Tätigkeitsbericht Jugendamt 1939-1943, PAM 540. Einzelheiten hierzu in DS 767. 

976 Verf. RMdI 21.4.1943, Abdruck im Jugendamtsakt "X.Fürsorgeerziehung. E.Anstalten" (Stadtarchiv). 

7’ Sch. an Reg. 10.3.1944, JUG 543. 

78 Vgl. z.B. RPB 10.10.1943. 

u Vgl. z.B. RPB 10.7. und 9.9.1944 mit Zitat einer Hamburgerin: sie lasse sich lieber in Hamburg bombardieren 

als "den bayerischen Bauern ihre Arbeit (zu) tun”. 

Noch 3.2.1945 Antrag Kreisleitung an Stadt auf Dienstverpfl. einiger Personen, die teils in der Privatwirtschaft 

beschäftigt waren, für NSDAP-Kriegsnotdienst in Wien (WSt I). 

981 Vgl, z.B. Mb über die wirtschaftliche Lage Sept. 1944, DS 544. 

982 AA an Stadt 28.2.1944, DS 684. 


Vgl. zu Rekrutierung, Lebens- und Arbeitsbedingungen der ausländ. Arbeitskräfte C.Streit: Keine Kameraden, 
Stuttgart 1978. Ders.: Sowjetische Kriegsgefangene - Massendeportationen - Zwangsarbeiter, in Der Zweite 
Weltkrieg (1989) S.747-760. D.Majer: "Fremdvölkische" im Dritten Reich, Boppard 1981. U.Herbert: Fremdar- 
beiter, Berlin-Bonn 1983. K.-J.Siegfried: Das Leben der Zwangsarbeiter im Volkswagenwerk 1939-1945, Frank- 
furt/Main 1988. Kroener (s.Anm.952) S.774 ff. 


984 Eiber S.574. 
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Drittel Sowjetbürger, ein Viertel Polen und ein Fünftel Franzosen. Die Rekrutierungsmetho- 
den der deutschen Besatzungsbehörden reichten bis zu Gefangennahmen auf offener Straße 
und in Osteuropa zu regelrechten Treibjagden””. Die Lebens- und Arbeitsbedingungen der 
Ausländer unterschieden sich nach ihrer Nationalität und ihrem Status als zivile Arbeitskräfte 
oder Kriegsgefangene ganz beträchtlich’. Vor allem die Osteuropäer, und hier insbesondere 
die sowjetischen Kriegsgefangenen, wurden als Menschen zweiter Klasse behandelt. Entge- 
gen der Genfer Konvention mußten sie, oft bis zur physischen Vernichtung, in kriegswichti- 
gen Bereichen und für die deutsche Rüstung Zwangsarbeit leisten, sie konnten vom Arbeitge- 
ber beliebig lange ohne Überstunden-, Nacht- oder Sonntagszuschlag eingesetzt werden. Die 
Löhne der polnischen und sowjetischen Arbeitskräfte lagen noch niedriger als bei Zwangsar- 
beitern anderer "Feindstaaten”, die Arbeitszeit betrug zumeist über 60 Wochenstunden bei 
mangelhafter Ernährung, Bekleidung und medizinischer Betreuung, die Quartiere in Barac- 
ken, requirierten Wirtschaftssälen oder Schulen waren überbelegt, Schikanen im Alltagsleben 


kamen hinzu”. 


a. Der Beginn des "Ausländereinsatzes” in Regensburg 


Zwar hatte sich der Verwaltungs- und Polizeisenat in einem Einzelfall nach der NS- 
Machtergreifung gegen die Einbürgerung eines nicht deutschstämmigen Hilfsarbeiters ausge- 
sprochen, da er "weder in staatsbürgerlicher noch in kultureller noch in wirtschaftlicher Hin- 
sicht einen wünschenswerten Bevölkerungszuwachs” darstelle”; doch verfügte man in Re- 
gensburg, wo bis in die späten dreißiger Jahre hinein kaum Ausländer gelebt hatten”®®, insge- 
samt über wenig Erfahrung in der innumanen Behandlung von "Fremden". Noch im Herbst 
1939 kritisierte die Gauleitung die zu fürsorgliche Betreuung eines Interniertentransports 
durch die örtliche NSV””, Anfang 1940 setzte dann auch hier der massenhafte Zustrom 
zunächst polnischer Landarbeiter, aber auch schon der ersten Kriegsgefangenen ein; der erste 
Tote wurde im Januar 1940 bestattet”. Von Februar bis April 1940 trafen elf Züge mit 1615 
Polen ein, die anschließend auf den ganzen Arbeitsamtsbezirk verteilt wurden; ob es sich um 
Zivilarbeiter oder Kriegsgefangene handelte, ist unklar”. Die Insassen dieser Züge befanden 
sich bei ihrer Ankunft zumeist in einem menschenunwäürdigen Zustand, waren halbverhun- 
gert, verlaust und für die kalte Jahreszeit völlig unzureichend bekleidet. Dementsprechend 
unzufrieden zeigten sich die deutschen "Empfänger" dieser Transporte; so nannte Gesund- 
heitsamts-Direktor Scharff ältere Steinbrucharbeiter, die beim Kalkwerk Büechl eingesetzt 
werden sollten, ein "ganz minderwertiges Menschenmaterial"””°. Allseits begehrt waren da- 
gegen die polnischen Kriegsgefangenen - zumeist kräftige junge Männer. Schon im Herbst 


985 Überblick bei R.-D.Müller: Die Zwangsrekrutierung von "Ostarbeitern“ 1941-1944, in Der Zweite Weltkrieg 


(1989) S.772-783. 


209 Vgl. VO über Behandlung von Ausländern 5.9.1939, RGBI I $.1667. Zum Umgangsverbot mit Kriegsgefange- 
nen: VO 25.11.1939, RGB! I 5.2319, Gesetz 2.12.1939, GVBi S.341, und VO 11.5.1940, RGBI I 5.769. Vgl. 
auch W.Ziegler (1973) $S.272. 


Vgl. z.B. A.Streim: Die Behandlung sowjetischer Kriegsgefangener im "Fall Barbarossa”, Heide!berg-Karlsruhe 
1981. 


Prot, 27.9.1933. 
989 Vgl. Sch. an Reg. 3.1.1936, ZRa 12090. 
0 Der Vorgang in ZR 395. 

91 BES 500. 


922 Übersicht in StA (1987) 2 orange 760 = 620 ac I; ebd. Einzelheiten zur Gesundheitsüberwachung der poln. 
Landarbeiter. Vgl. auch Ortspol. Vorschrift ab 15.5.1942, Rh-Prot. 8.5.1942. 


93 Scharff an Reg. 4.6.1940, StA (1987) 2 orange 760 = 620 ac I. 
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1939 hatte die Landwirtschaft sie geradezu herbeigesehnt””, als sie eintrafen, wurden sie 
größtenteils schnell in zivile Arbeitsverhältnisse überführt”, Verständlicherweise scheint es 
allerdings vielen der Polen an Arbeitswillen gemangelt zu haben - im Frühjahr 1940 nahm die 
Stapostelle Regensburg 40 von ihnen wegen Arbeitsverweigerungen fest?”, 


Als städtisches Massenquartier für die polnischen Arbeiter diente "unter Trennung der Räume 
in rein und unrein” seit dem Frühjahr 1940 die geräumte Von-der-Tann-Schule””, Hier be- 
trieb die Stadt auch eine provisorische, als "Gaskammer" bezeichnete Desinfektionsanlage für 
die verlausten osteuropäischen Zivilarbeiter und Kriegsgefangenen””, Die Reichsregierung 
gewährte Beihilfen für Entlausungsanlagen, und die Stadt bezeichnete einen Neubau als un- 
umgänglich””, doch erwies er sich als zu aufwendig. Auch die ersatzweise Vergrößerung ei- 
ner bestehenden Anlage im Altenheim Kumpfmühl verzögerte sich immer wieder, obwohl 
Schottenheim sie mehrfach in geradezu ultimativer Form anmahnte!®. 


Für Juni 1940 ist der Saal der Gaststätte Schmidt in Weichs als Quartier für 45-50 polnische 
Zivilarbeiter belegt, die bei der Fa.Richtberg eingesetzt waren'"". Kriegsgefangene müssen 
bereits im Sommer 1940 bei der Stadtlagerhaus GmbH und im Holzverzuckerungswerk be- 
schäftigt gewesen sein’. Ebenfalls schon zu dieser Zeit richtete vermutlich die Kreishand- 
werkerschaft ein Lager für Gefangene ein, um deren Arbeitseinsatz auch kleineren Betrieben 
zu ermöglichen, nachdem die Stammlager nur geschlossene Kommandos von mindestens 20 
Mann abgaben. Ob es sich bei diesem Lager bereits um die später mehrfach genannte Sam- 
melunterkunft der Handwerkskammer am Oberen Wöhrd (Lieblstraße 28) handelte, bleibt 
unklar'®, jedenfalls machte diese sich die Anweisungen des Reichsarbeitsministeriums zu 
eigen und appellierte an die betroffenen Handwerksmeister, "die Arbeitskraft der Gefangenen 
auf das Schärfste anzuspannen"!%, 


Während die Kriegsgefangenen ohnehin unter Bewachung standen, galten auch für die zivi- 
len, zunächst also die polnischen Zwangsarbeiter von Anfang an nächtliche Ausgangssperren, 
die wöchentliche Meldepflicht bei der Polizei, die eingeschränkte Benutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel sowie das Verbot, Gaststätten, kulturelle und kirchliche Veranstaltungen zu 
besuchen!" Später kamen weitere Verschärfungen hinzu, so im Sommer 1940 die Abschaf- 
fung der Arbeitsverträge, dann auch das Verbot, Fahrräder und Telefone zu benutzen oder 
Parks, Bäder und Sportplätze zu besuchen. Schließlich wurde der Umgang mit Deutschen, der 
für Kriegsgefangene von Anfang an galt, auch den Zwangsarbeitern generell verboten! - 


>94 RPR 9.10.1939. 


995 RPB 8.8.1940. Broschüre zur Behandlung der Kriegsgefangenen (verteilt Anfang 1940 an betroffene städt. Stel- 
len) in ZR 395. 


°% RPR 9.6.1940. Lt. RPB 10.3.1945 Verhaftung von 48 Ostarbeitem wegen des angebl. Versuchs, eine 
"bolschewistische Widerstandsorganisation” zu gründen. 


997 Sch, an Reg. 10.6.1940, ZR 20598. 

2a Vgl. Kassenbuch zur Entseuchung polnischer Landarbeiter 1939/40, HM 1 540. 

> H, an Reg. 2.3.1940, ZR 20598. Auch wegen des lebhaften Donauverkehrs mit Südosteuropa sei eine Neuanlage 
nötig. 

1000 Sch. an AA 29.4.1941, ebd., vgl. allg. StA (1987) 2 orange 760 = 620 ac I. 

t001 Eormblattmeldung GesA an Stadt bei Typhusverdacht 25.6.1940, ZR 8504 b. 

1002 Nach RPB 9.9.1940 mehrere Festnahmen Deutscher, die sich Gefangenen gegenüber zu human verhalten hatten, 
vgl. auch Kammerbauer (1981} S.329 ff. Allerdings verzeichnet erst der Gb 1941 der Lagerhaus GmbH eigene 
Kriegsgefangene (DS 591). 

1093 Baugenehmigung für Erweiterung Barackenlager Lieblstraße It. Rh-Prot. 26.11.1943. 

1004 Faltblatt Reichsarbeitsministeriums 10.7.1940 und undatiertes Flugblatt Kreishandwerkerschaft, ZR 395. Ebd. 
spätere Anweisungen zum Verhalten gegenüber Kriegsgefangenen. 

1005 Val, zum folgenden PolizeiVO Reg. 28.5.1940, ZR 10879; Grundlage: Polizeistrafgesetzbuch. 


1006 Yol, PolizeiVO Reg. 26.10.1940, 5.1.1942 und 14.1.1944 sowie weitere Einzelheiten ebd., in ZR 18959, StA 
(1987) 3 gelb 131/132 = 2016 e I und HStAM Reichsstatthalter 498. 


369 


geduldet blieben nur polnische Ammen als "beste Milchspenderinnen” für deutsche Säug- 
linge”, 


Im Herbst 1940 lebten in Regensburg insgesamt rund 950 Ausländer, vorwiegend polnische 
Industriearbeiter'®, Ende 1940 stellte Schlachthofdirektor Kolb der Handwerkskammer als 
Quartier für die in Metzgereien beschäftigten Kriegsgefangenen einen Pferdestall und einen 
Magazinraum zur Verfügung. Bald war dieses Lager mit 34 Franzosen belegt”, von denen 
drei Kolb selbst unterstanden'"'®. Für den Arbeitseinsatz bei anderen städtischen Stellen, etwa 
zum Schneeräumen und zur Straßenreinigung, mußte die Stadt dagegen Kriegsgefangene 
ausleihen, so im Winter 1940/41 von der Bauleitung der Reichsautobahn, die zu dieser Zeit in 
ihrem Lager auf der Napoleonhöhe im Südosten der Stadt über 115 Gefangene verfügte’. 
Daß man auf dieses Mittel zurückgriff, lag nicht nur am generellen Mangel an Arbeitskräften, 
es war auch billig: Ein Kriegsgefangener kostete das Bauamt inclusive Leihgebühr 3,64 RM 
pro Tag, für einen deutschen Hilfsarbeiter hätte man 4,64 RM aufwenden müssen!”?. Auch in 
den folgenden Jahren lieh die Stadt daher regelmäßig Kriegsgefangene, teils auch Zivilaus- 
länder von den Hafenbetrieben, der Baufirma Riepl und anderen Firmen, aber auch von ein- 
zelnen Bauern aus dem Umland aus’®?, 


Unter den Arbeitgebern befanden sich auch der Bayerische Lloyd und die Stadtlagerhaus 
GmbH. Ihre Belegschaftszahlen im Sommer 1941 zeigen, welche Bedeutung dem Gefange- 
neneinsatz zu dieser Zeit bereits zukam: Die Lagerhausgesellschaft verfügte über 79 Stamm- 
arbeiter, von denen aus verschiedenen Gründen nur 45 einsatzfähig waren, dagegen über 64 
Kriegsgefangene. Bei der vom Bayerischen Lloyd geführten Betriebsgemeinschaft der Schif- 
fahrtsgesellschaften waren neben 235 Stammarbeitern sowie 90 Wehrmachts- bzw. Sicher- 
heits- und Hilfsdienst-Angehörigen 123 Kriegsgefangene eingesetzt. Wegen der insgesamt 
unbefriedigenden Arbeitsleistungen bei den Hafenbetrieben bemühte man sich allerdings, 
vom Arbeitsamt weitere 110 kroatische Arbeiter zugewiesen zu erhalten ™*, 


b. Neue Massenlager 


Im Herbst 1940 hatten, wie erwähnt, rund 950 ausländische Zivilarbeiter und Kriegsgefan- 
gene in Regensburg gelebt. Bis Anfang 1943 schnellte ihre Zahl rapide in die Höhe, in den 
letzten beiden Kriegsjahren verdoppelte sie sich nochmals. Die Unterlagen des Standesamts 
belegen von 1942 bis 1945 204 uncheliche Geburten mit mindestens einem ausländischen 
Elternteil!” sowie insgesamt eine stark zunehmende Zahl an Heiratsgesuchen ausländischer 
Zivilarbeiter'‘'. 


1007 GesA an Reg. 13.12.1943, StA (1987) 2 orange 760 = 620 ac I. 

1008 Besichtigungsprot. PolDir durch Vertreter des RfSSuChdDtP 11.-15.10.1940, HStAM MInn 71891. 

1009 Kolb an Zwick 19.12.1940 bzw. 20.1.1941, ZR 395. 

1010 personalstandserhebung 1.6.1941, ZR 3824. 

10N Bericht Tiefbauabteilung 27.12.1940, BAU 1004. 

1012 Ebd. 

1013 Einzelheiten ebd., danach rund 16000 Arbeitsstunden der Gefangenen beim Schneeräumen im Winter 1940/41. 
1014 Prot. Bespr. Landesreg.-Stadt-Schiffahrt 12.7.1941, DS 603. 


1015 ZRa 12137 a bzw. JUG 542. Die meisten ledigen Mütter stammten aus Polen, der Ukraine und Rußland, die Vä- 
ter waren, soweit bekannt, meist Landarbeiter, die bei Bauern in der Umgebung eingesetzt waren. Zum Aufga- 
benzuwachs beim Jugendamt infolge des Ausländereinsatzes vgl. dessen Bericht 1939-1943, PAM 540. 


1016 Gb 1943 Standesamt, DS 530. 
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AUSLÄNDER IN REGENSBURG IN DEN SPÄTEN KRIEGSJAHREN'"'” 
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Das für Ende 1940 nachgewiesene Gefangenenlager am Napoleonstein dürfte nach der Ein- 
stellung der Arbeiten an den Autobahnen aufgelöst worden sein. Nähere Angaben hierzu 
fehlen, vor allem bleibt unklar, wie die Gefangenen untergebracht waren. Ansonsten behalf 


1017 DS 541 (März-Dez. 1943), 542 (1944), 129 (Jan.-Juni 1945). Leichte Abweichungen in einigen GesA-Berichten, 
GES 502. 
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man sich, soweit ersichtlich, bis zum deutschen Überfall auf die Sowjetunion mit bestehen- 
den Einrichtungen. So beschlagnahmte die Wehrmacht das ehemalige Obdachlosenheim am 
Sandberg für die Zwangsarbeiter des Bayerischen Lloyd, womit die Stadt zugleich auf eine 
weitere Entlausungsanlage verzichten mußte'"*. Wohl ab Spätsommer 1941’ nutzte die 
Reichsbahn auch den Nockherkeller an der Kirchmeierstraße als Gefangenenlager. Doch 
mußten von nun an für die immer zahlreicher eintreffenden sowjetischen Kriegsgefangenen 
und Zwangsarbeiter auch Barackenlager errichtet werden. 


Für elf Messerschmitt-Baracken in der Nachbarschaft des Werks, südlich der Prüfeninger 
Straße und am Lohgraben, erteilte die Stadt im Oktober 1941 die rückwirkende Baugenehmi- 
gung’, Über die Herkunft der Lagerinsassen scheint man sich allerdings im Unklaren gewe- 
sen zu sein, der Oberbürgermeister rechnete mit 4500 Spaniern, die in Regensburg unterge- 
bracht werden müßten. Wegen ihres "feuerigen Temperaments" drohe die "Gefahr einer Ver- 
bindung von Ausländern mit deutschen Frauen und Mädchen", doch müsse "jede Vermi- 
schung fremden mit deutschen Blutes” vermieden werden. Dennoch wehrte sich Schotten- 
heim gegen die Einrichtung von Bordellbarakken'”'; erst im Sommer 1943 genehmigte er ein 
solches Gebäude'!”, obwohl man hierfür ein Schrebergartenprojekt aufgeben mußte”, 


Ungefähr gleichzeitig mit den Gefangenenlagern des Flugzeugwerks entstanden diejenigen 
am Hohen Kreuz (An der Irler Höhe 20), auf dem Betriebsgelände des Göring-Kalkwerks 
(Donaustaufer Straße 207) und des Bayerischen Lloyd (Budapester Straße). Im erstgenannten 
Lager lebten im September 1941 rund 500, vier Wochen später vermutlich bereits 600 sowje- 
tische Gefangene, die vom Heeresnebenzeugamt als Hafenarbeiter eingesetzt wurden. Bei 
den Lagerinsassen des Kalkwerks handelte es sich im November 1941 um 183 Kriegsgefan- 
gene'”*, während der BL bis zum Jahresende Baracken für 145 Gefangene fertigstellte'. 
Insgesamt wies das Regensburger Arbeitsamt 1941 in seinem Bezirk 1583 Kriegsgefangene 
eins, Anfang 1942 waren hier 3742 ausländische Zivilarbeiter, darunter 678 Frauen be- 
schäftigt - je zur Hälfte in der Land- und Forstwirtschaft und im Gewerbe!””, 


Ende 1941 regelte Göring den Bau von Holzhäusern für die Flugzeugindustrie durch die 
"Neue Heimat". Nach deren Programm sollten 150 dieser massiven Häuser auf das Regens- 
burger Messerschmittwerk entfallen’; die Stadt hatte den Bauplatz festzulegen’. Sie ent- 
schied sich für einen Standort in Kumpfmühl, den Bereich zwischen Königswiesenweg, Haf- 


1018 GesA an AA 18.7.1941, ZR 20598. Es ging um 83 Ostarbeiter, vgl. BL an Stadt 12.8.1942, ZR 20598. Vgl. auch 
Bericht Wehrmachtstelle 8.3.1943, ZR 20603. 

1019 Erdl, Hinweis R.Ehm. 

1020 Rn-Prot. 9.10.1941, vgl. auch Bespr. 26. und 28.1.1942 über Unterbringung 600 sowjetischer Gefangener, NIS 
12. 

1021 Sch, schlug nach Nationalitäten getrennte Ausländerkolonien vor, wo auch ausländische Frauen leben, 
“hausfrauliche Arbeiten” verrichten und "sexuelle Wünsche befriedigen" sollten (3.10.1941 an Kreisleitung, NIS 
l1, vgl. Rh-Prot. 9.10.1941). 1940 war auf Anordnung der PolDir "in höherem Auftrag” zum Mißfallen der 
Ratsherren hinter dem Alten Rathaus ein Bordell eingerichtet worden, vgl. Rh-Prot. 8.8.1940. 


1022 Rn-Prot. 19.7.1943. Nach Mb GesA Juli 1944 (GES 502): starke "Inanspruchnahme" der sieben “Dimen”, vgl. 
auch Bericht EWA 7.6.1944 (EWA 500). 


1023 Erwähnt in ZR 11266. 


1024 17. an Reg. 2.12.1941, DS 549. H. an Reg. 4.7.1942: 245 Kriegsgefangene, 61 Zwangsarbeiter des Göringwerks; 
20.3.1943 nur noch 170 Gefangene, 66 Zwangsarbeiter (ebd.). Nach Unterlagen des Kalkwerks (z.T. bestätigt 
bei Hübschmann S.118): Frühjahr 1942 bei 313 Mann Belegschaft 120 Russen, 40 Franzosen; 1943: 159, 1944: 
134 Gefangene. 


1025 H, an Bpb 2.12.1941, DS 549; Baugesuch des BL 28.8.1941 erwähnt in Schipper an H. 2.10.1941, ebd. Vgl. zu 
den Kriegsgefangenen des BL dessen Gb in DS 528. 


1026 Statistik Zweigstelle Nürnberg des Landesarbeitsamts, ZR 19577. 

1027 Meldung Stand 20.1.1942, ZR 19577. 

1028 Rundschreiben Reichskommissar für sozialen Wohnungsbau, der Stadı bekanntgegeben 25.11.1941, DS 775. 
1029 Vermerk H. über entsprechende Mitteilung Neue Heimat 7.11.1941, DS 774. 
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nersteig und Simmernstraße'"°®. Im Lauf des Jahres 1942 errichtete die "Neue Heimat" hier 
100 Holzhäuser'”'! - vermutlich Wohnstätten für Zivilarbeiter des Flugzeugwerks, denn in 
den Queilen tauchen immer wieder Hinweise auf eine eigene Holzhaussiedlung neben dem 
ausgedehnten Gefangenenlager auf, das sich östlich anschließend an den genannten Bereich, 
unterhalb der St.Wolfgangs-Kirche (Simmernstraße 28) befand’”?. Auf dieses Massenlager 
selbst finden sich dagegen nur wenige Hinweise, nicht einmal der Zeitpunkt seiner Entste- 
hung ist belegt. Nur das Bauamt und die Stadtwerke haben mehrfach Arbeiten im Bereich al- 
ler drei großen Messerschmitt-Lager - Kumpfmühl, Prüfeninger Straße und Lohgraben - aus- 
geführt!®, 


Anfang 1942 reichte auch das Kalkwerk Büechl, das zu dieser Zeit 160 Deutsche, 87 auslän- 
dische Arbeiter und 90 Kriegsgefangene beschäftigte, ein Baugesuch für Gefangenenbarac- 
ken auf dem Werksgelände (Brandlberger Straße 182) ein”; ein Jahr darauf meldete das 
Werk, es müsse auf Weisung des Reichswirtschaftsministeriums seine Produktion sogar noch 
verdoppeln!®, Für Frühjahr 1942 ist eine betriebseigene Baracke des Milchwerks nachge- 
wiesen, wo im Herbst des folgenden Jahres 25 bulgarische Arbeiter untergebracht waren!”®, 
Die Stadtlagerhaus GmbH errichtete barackenartige Anbauten an die Betriebskantine!”” und 
erhielt weitere 50 sowjetische Gefangene zugewiesen!”® Schlegel. Dem Bayerischen Lloyd, 
der schon das Obdachlosenheim am Sandberg für seine Zivilarbeiter nutzte, diente für seine 
sowjetischen Kriegsgefangenen bis Ende 1944 ein weiteres städtisches Gebäude, die ehema- 
lige Reitschule am Unteren Wöhrd (Wöhrdstraße 44) als Quartier'”®. Ab Ende 1942 wurde 
schließlich südlich der Simmernstraße eine weitere Holzhaussiediung des Flugzeugwerks mit 
14 Doppelwohnhäusern entlang der Bogenstraße errichtet. 


Im Frühjahr 1943 erteilte die Stadt Baugenehmigungen für Ausländerbaracken der Lederfa- 
brik Günther, der Hitzlerwerft und des Flugzeugwerks''*, spätestens zum Jahresende 1943 
war das Erhardi-Haus mit französischen Zivilarbeitern und italienischen Kriegsgefangenen 
belegt”. Für das Frühjahr 1944 ist ein weiteres Lager in der stadteigenen, längst stillgeleg- 
ten Ziegelei am Unterislinger Weg nachgewiesen; es handelte sich um rund 600 Kriegsgefan- 
gene der Luftwaffe, die hier wohl für den Wiederaufbau des Messerschmitt-Werks eingesetzt 
werden sollten’. Zur gleichen Zeit strömten verstärkt "Volkdeutsche”, also deutschstäm- 


1030 Notiz H. 20.3.1942 und Sch. an Reg. 26.3.1942, DS 775. Hier und in DS 774 Einzelheiten und Pläne. 

1031 Gb Neue Heimat 1942, DS 830. Vgl. zum Streit über die Grundstückspreise auch Schriftwechsel 1944, DS 774. 

1932 Lageplan 1.9.1943 in ZR 11265. Viele Opfer der Messerschmitt-Bombardierung 17.8.1943 waren hier unterge- 
bracht, vgl, Listen der Luftkriegsopfer, ZRa 12137 a. 


1033 Trafostation des E-Werks für die Baracken an der Prüfeninger Straße erwähnt im Jb 1941 der Stadtwerke, DS 
580. Einzelheiten zu den Kanalbauten im Bereich des Kumpfmühler Lagers in ZR 11265 und HM 1551. 


Be Schipper an H. 21.2.1942 und H. an Reg. 19.3.1942, DS 549, vgl. Rh-Prot. 8.5.1942 und 21.9.1944 zur Bau- 
bzw. Erweiterungsgenehmigung. Lt. Listen Luftkriegsopfer (ZRa 12137 a) gab es hier auch Tote unter den aus- 
länd. Zivilarbeitern. 


1035 Einzelheiten in ZR 17635. 
1036 Baugenehmigung It. Rh-Prot. 24.2.1942 bzw. undatierter Bericht Milchwerk (Herbst 1943), ZR 20283. 
1037 Aufsichtsratsbeschluß 23.4.1942, DS 590. 


103% Antrag Direktor Schlegel 21.8.1942, Schlegel an Gauarbeitsamt Bayreuth 22.9.1943 und Gb 1942, ebd. Nach 
Rückgang der Gefangenenzahl auf 45 "durch verschiedene Ausfälle" beantragte Schlegel italien. Arbeitskräfte 
(22.9.1943 an Gauarbeitsamt Bayreuth, ebd.). Später bescheinigte ihm H., Gefangene immer korrekt behandelt 
zu haben (22.1.1947, NIH 5). 


1039 April 1942 mit 130 Mann belegt, vgl. BL an Stadt 10.4.1942, ZR 20598, vgl. Haushaltsbuch "Ersätze für 
Einquartierungen”, WSt 2. Am 31.3.1942 beschäftigte der BL 150 Gefangene, vgl. 1.Quartalsbericht 1942, DS 
525. Anfang 1945 mietete die RB die Reitschule als Ukrainerlager. 


1040 Akt "Straßenbenennungen 001-500", Stadtplanungsamt; vgl. Verf. 6.1.1944, ZR 9042. 
1041 Rh-Prot. 19.3.1943. 

[2 Vo]. Wehrmachtstelle an Dompfarrei 14.12.1943, DS 767. 

1943 Einzelheiten in DS 757; als RB-Lager erwähnt im Wb Wasserwerk 3.2.1945, DS 743. 
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mige Flüchtlinge aus Osteuropa in die Stadt, die nicht als Ausländer erfaßt wurden. Anfang 
1944 lagen zeitweise in den von der Wehrmacht nicht mehr genutzten Kasernenbauten 1150 
Volksdeutsche, davon 800 aus Rußland und 300 aus Bulgarien“, Nachdem das Obertraub- 
linger Flugzeugwerk im Februar 1944 ausgebombt worden war, mußte die Stadt weitere Mas- 
senquartiere schaffen. Unter anderem wurde bei dieser Gelegenheit die neue Hans-Schemm- 
Schule in der Schottenheim-Siedlung geräumt; die Pestalozzi- und die Von-der-Tann-Schule, 
die Knabenschule Reinhausen oder auch die städtische Berufsschule am Haidplatz dienten 
nun als Quartiere für die verschiedensten ausländischen und deutschen Einsatztrupps, darun- 
ter größere Gruppen von Östlegionären, italienischen Zivilarbeitern und Kriegsgefangenen 
oder auch zwei holländische Baukompanien. In der Musikschule an der Sedanstraße bestand 
Ende 1944 ein Litauerlager''*, weitere Sammelunterkünfte für ausländische Arbeiter und 
Kriegsgefangene befanden sich Anfang 1945 in der ehemaligen Städtischen Reitschule, die 
vom Bayerischen Lloyd geräumt und Anfang 1945 der Reichsbahn als Ukrainerlager überlas- 
sen wurde!’ sowie in zahlreichen Gastwirtschaften!”. 


Für die Belegung der stadteigenen Gebäude in der letzten Kriegsphase liegen detaillierte 
Unterlagen vor, zu den nichtstädtischen Massenlagern, zu Herkunft und Lebensbedingungen 
ihrer Insassen fehlen dagegen genaue Angaben, nachdem auch die Akten der Mittel- und 
Landesbehörden große Lücken aufweisen'”* und die städtischen Dienststellen nur wenig 
Einblick erhielten. Bei der Stadt selbst, nämlich im Bauamt, waren 1943 zwei ukrainische 
und ein polnischer Zivilarbeiter tätig”, Ende 1943 lieh man erneut Arbeitskräfte, diesmal 
Bulgaren, vom Bayerischen Lloyd aus'®, Zu dieser Zeit beschäftigte auch Schottenheim rus- 
sische Zivilarbeiterinnen als Haushaltshilfen!®'. Im Mai 1944 arbeiteten je ein ukrainischer 
und ein französischer Zivilarbeiter beim Straßenbau bzw. als "Sanitätsmetzger", zwölf 
Kriegsgefangene bei der Müllabfuhr und zwei weitere bei der Tiefbauabteilung'””. Darüber 
hinaus müssen jahrelang mindestens neun polnische Arbeiter im Stadtgut Tremmelhausen 
eingesetzt gewesen sein", Als sich die Bombardierungen häuften, d.h. ab Herbst 1944, wur- 
den der Stadtverwaltung schließlich größere Gruppen von Ausländern für die 
"Sofortmaßnahmen" zugewiesen. Das Problem lag dabei nicht so sehr darin, überhaupt 
ausländische Arbeitskräfte zu erhalten, als vielmehr in deren Unterbringung, zumal wenn die 
Betroffenen ihre Familien mitbrachten'®*, Nicht immer konnten sie auch im erwünschten 
Ausmaß eingesetzt werden, sei es wegen der zunehmenden Zahl an Krankmeldungen, sei es 
wegen fehlender Arbeitskleidung - kurz vor Kriegsende waren dem Leiter der Sofortmaß- 
nahmen bei der Stadtverwaltung zwar rund 300 Ausländer zugeteilt, doch fehlten ihnen die 
Schuhe'°, 


104 Notiz Sch. 18.2.1944, DS 749. 
1045 GesA: Typhusmeldung Dez. 1944, ZR 8504 c. 
1046 Sie brachte hier 159 Mann unter, vgl. H. an RBD 23.1.1945 und deren Berichte 1.3. und 3.4.1945, WSt 1. 


2 RB-Lager It. Übersichten DS 746: Jakobiner-Saal (Schottenstraße 4), Blauer Hecht (Keplerstraße 7), Edelweiß 
(Silberne-Kranz-Gasse 1), Silberner Mondschein (Am Olberg 11). Ruthof-Werft: Schindler-Saal (Untere Regen- 
straße 10). RP: Prößl-Keller (Nürnberger Straße 28). Nicht genannte Benutzer: Gaststätte Niedermayer 
(Amberger Straße 91), Goldenes Lamm (Westendstraße 1), Walfisch (Unter den Schwibbögen 21), Massinger 
(Amberger Straße 136), Roter Hirsch (Untere Regenstraße 7). 


194% Vgl. StA (1987) 3 gelb 126 und 132 = 2016 a b bzw. 2016 e I, vgl. auch HStAM Reichsstatthalter 711 
(Kriegsgefangenen-Statistik Wehrkreis VII, nicht aber Wehrkreis XIH, dem Rgbg. angehörte). 


en Personalstandserhebung 1.6.1943, ZR 3824. 

1050 Einzelheiten in WSt 2. 

a2 Belege zur Östarbeiterabgabe für die Russinnen Maria Wacha und Olga Gameso u.a. in NIS 7 und 21. 
1052 Personalstandserhebung 1.5.1944, ZR 3824. 

1053 Bericht über die Gutsbesichtigung, ZR 19478. 

1054 Vef, RBD an RVK, zit. in dessen Schreiben 18.12.1944, WSt 1. 

1055 H. an LWA 3.4.1945, WSt 1. 
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Folgt man den Erhebungen, die das Wohnungsamt unmittelbar nach dem Krieg anstellen ließ, 
so war neben dem mittlerweile für Internierte verwendeten Lager am Hohen Kreuz” das 
größte, mindestens 13 Baracken umfassende Massenquartier das Messerschmitt-Lager an der 
Simmernstraße. Darüber hinaus verfügte das Flugzeugwerk an der Prüfeninger Straße und am 
Lohgraben über zwölf weitere Baracken, davon fünf zuletzt für Gefangene, sieben überwie- 
gend wohl für italienische Zivilarbeiter; fünf Baracken waren beim Luftangriff vom 
21.7.1944 abgebrannt'®’. Weitere Barackenlager verschiedener Eigentümer bestanden unter 
anderem auf der sogenannten "Echowiese" in Verlängerung der Reichsstraße!”® und auf dem 
Oberen Wöhrd'®°, In dieser Liste waren zum einen die Lager nördlich der Donau noch nicht 
erfaßt, etwa diejenigen beider Kalkwerke und des Holzverzuckerungswerks. Zum zweiten 
fehlen darin die nicht aus Baracken bestehenden Sammelquartiere für Ausländer, etwa das 
Reichsbahnlager im Nockherkeller'®, das Erhardi-Haus (Kalmünzergasse) als Quartier ita- 
lienischer und französischer Kriegsgefangener oder ein werkseigenes Lager der Fa.Beton- 
Geyer (Donaulände 23)'°', Auch die ausländischen Arbeitskräfte der Druckerei Pustet, der 
Tabakfabrik Bernard!°, des Leichtsteinwerks!°® oder der Sauerkrautfabrik Hengstenberg''* 
scheinen in betriebseigenen Räumlichkeiten oder aber in Wirtshaussälen und ähnlichen ge- 
schlossenen Quartieren untergebracht gewesen zu sein’, 


Nachdem es im Herbst 1941 in den Regensburger Massenlagern zu ersten Epidemien ge- 
kommen war, erteilte der Gebietsbeauftragte für das Bauwesen Ende 1941 endlich eine Aus- 
nahme vom Bauverbot, und so konnte die Stadt bis August 1942 die Kumpfmühler Desinfek- 
tionsanlage erweitern!”°, Diese wäre auch Dritten zur Verfügung gestanden, wenn man einen 
Fachmann für ihren Betrieb gefunden hätte'°”. Daß dies jahrelang nicht gelang, hat wohl ent- 
scheidend dazu beigetragen, daß Typhus, Ruhr und Fleckfieber in den Lagern nicht einzu- 
dämmen waren. Geradezu makaber mutet dabei an, daß die Frankfurter Heerdt-Lingler 
GmbH zur Desinfektion von Massenunterkünften - 1942 etwa des Umsiedlerlagers Stern- 
bräukeller - das auch in den Vernichtungslagern eingesetzte Blausäuregas Zyklon B verwen- 
dete; die Gesellschaft warb für ihr Produkt unter dem Motto "Ungestörter Schlaf ist das beste 
Nahrungsmittel" 1%, 


Mas Lageplan bei K.Hermes: Zur Stadtgeographie Regensburgs im 19. und 20.Jahrhundert, in D.Albrecht (Hg.): 
Zwei Jahrtausende Regensburg, Rgbg. 1979 5.205-232, hier S.217. Vgl. auch R.Ehm: 93839 Meter Stacheldraht 
zwischen dem "Hohen Kreuz” und der "Irler Höhe”, in Regensburg 1945-1949 S.39-58. Zur Verteilung der Ba- 
racken nach Auflösung des Lagers 1948: ZRa 14131 f. 


1057 Berichte über die Barackenlager im Stadtwesten, die bis in die 50er Jahre mit Flüchtlingen belegt waren, in ZR 
20376 f. 


1938 Baugenehmigung zur Erweiterung dieses Lagers lt. Rh-Prot. 23.2.1944. 


1959 Eigentümer RP und RAD: BL, Ruthof, Zuckerfabrik, Baufirma Lachner und Handwerkskammer, vgl. Tiefbau- 
abteilung an Wohnungsamt 1.6.1945, DS 4. Baugenehmigung der Baracke für Josef Lachner (Reichsstraße 24): 
Rh-Prot. 19.7.1943. Zum Gefangenenlager der Zuckerfabrik, das zuletzt 500 Russen beherbergt haben soll: 
Wehrmachtstelle an H. 10.1.1945 (DS 743) sowie werksinterne Berichte 6.6. und 5.7.1945, s.5.500 Anm.36. 


1060 Listen der Lufikriegsopfer, ZRa 12137 a. 
1061 Typhusmeldung GesA 28.10.1943, ZR 8504 b, wonach dort 8 Franzosen untergebracht waren. 


nr Vgl. Luftangriffsberichte Tiefbauabteilung mit Nennung der Firmen, von denen man Einsatztrupps zur 
Schadensbehebung erhielt, DS 743. 


1063 Erwähnt in Schlußmeldung PolDir zu den Fliegerschäden 13.3.1945, HStAM Reichsstarthalter 703. 
1064 21 hei Hengstenberg eingesetzte Ausländer erwähnt im Bericht Gewerbeinspektor 15.9.1944, DS 549. 
1065 Gasthaus Schindler (Reinhausen): bis zu 100 französ. Zivilarbeiter, vgl. Quellen S.500 Anm.35. 


1066 Baubeginn 23.3.1942, Einzelheiten in ZR 20598. Vgl. auch städt. Entseuchungsordnung, Rh-Prot. 3.9.1942. Zur 
Vorgeschichte und einer ersten Erweiterung 1933: ZRa 14321-14323 und ZR 20604, vgl. auch ZR 20359. 


1067 Finzelheiten in ZR 20371 und StA (1987) 2 orange 760 = 620 ac I. Messerschmitt betrieb offenbar eine eigene 
Desinfektionsanlage, vgl. Vermerk 3.9.1943, ZR 20592. 


1068 Werbebroschüre 1934 in ZR 20599, weitere Lieferangebote für Zyklon B in NIB Akt "Museumsbau/Technische 
Angebote"; Anmeldungen für Desinfektionsmaßnahmen in ZR 20157. 
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In der Versorgung der Massenlager mit echten, allerdings minderwertigen Nahrungsmitteln 
spielte der städtische Schlachthof eine wichtige Rolle. Anfang 1943 gab er Freibankerzeug- 
nisse an die Kantinen der Reichsbahn, des Göring-Kalkwerks, des Bayerischen Lloyd, der 
beiden Werften, der Südholag, der Firma Richtberg und der Zuckerfabrik ab. Weiterhin er- 
hielten solche Lieferungen die Heil- und Pflegeanstalt Karthaus, das Obertraublinger und das 
Kriegsgefangenenlager am Hohen Kreuz, das Landgerichtsgefängnis, das Umsiedierlager 
Sternbräukeller - und die Altersheime im Stadtgebiet!’®. Soweit die einzelnen Kantinen der 
Zivilverwaltung unterlagen, waren sie vom Schlachthofdirektor in seiner Eigenschaft als 
Amtstierarzt zu besichtigen. Dabei ergab sich, daß etwa das Göringwerk und die Hitzler- 
Werft überhaupt kein vollwertiges Fleisch an die Belegschaften abgaben!"””. Insgesamt setzte 
der Regensburger Schlachthof 1941 290 t, 1942 375 t, 1943 fast 490 t Freibankfleisch ab, von 
der letztgenannten Menge gingen immerhin 80 t an Lager und Sammelunterkünfte'””, 


Vor allem im Gesundheitswesen'®” bereitete die Trennung der Ausländer von den Deutschen 
erhebliche Schwierigkeiten. Bei erkrankten Ausländerkindern war sie wegen der Überbele- 
gung der städtischen Kinderklinik von vorneherein undurchführbar, für kranke Ostarbeiter 
und Kriegsgefangene entstanden zunächst abgesonderte Abteilungen in einigen der bestehen- 
den Krankenhäuser und Lazarette. Schon im Spätsommer 1940 erwies es sich jedoch als nö- 
tig, das Teillazarett in der Heil- und Pflegeanstalt Karthaus in ein Reservelazarett für Kriegs- 
gefangene umzuwandeln!’”. Doch auch dessen Kapazität - Ende 1943 90 Betten - reichte bei 
weitem nicht aus. Die vorgeschriebene Trennung von Ausländern und Deutschen konnte im 
allgemeinen nicht als "einwandfrei durchgeführt” gemeldet werden”, Nachdem der Stadt- 
süden ab Ende 1944 mehrfach bombardiert wurde, gab es auch unter den Lazarettinsassen in 
Karthaus zahlreiche Todesopfer'””°. Zu dieser Zeit hatte die Verlausung der Ausländer im 
Stadtgebiet zwar wesentlich abgenommen, doch traten dafür nun vermehrt Flöhe und Wanzen 
auf's, 


c. Das Stadtamhofer Außenkommando des KZ Flossenbürg 7 


Das Konzentrationslager Flossenbürg hat für die Stadt Regensburg nicht nur insofern eine 
bedeutende Rolle gespielt, als die große Mehrzahl der dortigen Häftlinge in den späten 
Kriegsjahren für die Produktion des Messerschmittwerks eingesetzt war und hiesige Betriebe 
wie die Bauartikelfabrik Otto Lehmann verschiedentlich Materialien für die Lagereinrichtun- 
gen lieferten’, Vielmehr wurde auch kurz vor Kriegsende im Stadtamhofer "Colosseum" 
ein Außenkommando dieses Konzentrationslagers eingerichtet, und schließlich berührte bei 


1069 Aufstellungen Schlachthofdirektor Kolb, ZR 17180. 


1070 Genehmigung Zwick 28.1.1943, ZR 17180. Werftbesitzer Walter Hitzler wurde nach Kriegsende von KPD-Seite 
beschuldigt, Gefangene besonders brutal behandelt zu haben, vgl. RTA 47. 


107 Bericht Kolb Jan. 1944, ZR 17312. 
nn Vgl. allg. StA (1987) 2 orange 760 = 620 ac I zur Gesundheitsüberwachung der Ausländer. 


g Vgl. allg. Registratur der Heil- und Pflegeanstalt, Akten 309 und 372, vgl. auch Zwick an Kassenärztliche Verei- 
nigung 30.11.1943, ZR 20662. 


1074 Vgl, GES 502 und StA (1987) 2 orange 760 = 620 ac I. 

1075 Listen der Luftkriegsopfer, ZRa 12137 a. 

1076 Mb GesA Nov. 1944, GES 502. 

m Vgl. Brendel passim. Zum 1938 errichteten KZ Flossenbürg vgl. Siegert (1979) passim. 
nn Rechnungen 13.7.1942, BA Koblenz NS 4/Flossenbürg, vorl. 32. 
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dem am 20.4.1945 begonnenen Versuch, die Insassen des nordoberpfälzischen Lagers nach 
Dachau zu treiben, mindestens eine der Marschsäulen die Stadt”. 


Bei der letzten Zählung, am 28.2.1945, umfaßte das KZ Flossenbürg knapp 46000 Häftlinge, 
von denen 22000 aus 30 Nationen in Außenlagern und -kommandos arbeiteten. Auch in 
Obertraubling, wohin am 20.2.1945 ein Häftlingstransport abgegangen war, befand sich ein 
solches Außenkommando'"®. Vier Wochen später kam es zur Einrichtung eines weiteren Au- 
Benkommandos in der bislang von Messerschmitt als Quartier genutzten Gaststätte 
"Colosseum" im Regensburger Stadtteil Stadtamhof. Schon um den 10.2.1945 hatten sich ein 
SS-Obersturmführer Josef Schmid aus Berlin und ein Oberscharführer Koch in Regensburg 
um die Behebung von Fliegerschäden an den Bahnanlagen gekümmert"; Schmid soll die 
Überweisung des Häftlingskommandos aus Flossenbürg veranlaßt und seinen Einsatz befeh- 
ligt haben'®?. Nachdem der Luftangriff vom 13.3.1945 zum wiederholten Mal schwere Schä- 
den an den Bahnanlagen hervorgerufen hatte, wurde das Kommando, bestehend aus 50 SS- 
Wachen und rund 400 Häftlingen - darunter 20 Kapos - am 19.3.1945 nach Regensburg in 
Marsch gesetzt''®. Seine Führer waren die Oberscharführer Plagge und Erich Liedtke, ein 
Oberschlesier'®*; Einsatzort war das Reichsbahn-Ausbesserungswerk. Tag für Tag trieb man 
die zerlumpten, fast verhungerten, völlig unzureichend bekleideten Häftlinge, nicht selten 
unter brutalen Mißhandlungen, um 6 Uhr morgens über die Steinerne Brücke und quer durch 
die Innenstadt zu ihren Arbeitsstätten im Bahnhofsbereich; nach zwölfstündiger Abwesenheit 
kehrten sie wieder in das Colosseum zurück'®. Das Lager selbst unterstand zuletzt Liedtke, 
der als äußerst brutal galt!” und auch als Henker des zum Tode verurteilten Johann Igl eine 
unrühmliche Rolle spielte!®’. Sein Stellvertreter war ein Unterscharführer Paul Mantke aus 
Albrechtsdorf/Niederlausitz!®®. Bei den Häftlingen, die teils über längere Erfahrung in 
verschiedenen KZs verfügten, soll das Kommando als eines der schlechtesten gegolten ha- 
ben: "Nicht nur im Lager selbst, sondern auch auf der Arbeitsstelle wurden wir grund- und 
wahilos geschlagen." 


Unter den Häftlingen befanden sich etwa 130-150 Juden, vor allem aus Polen’, weiter 


verzeichnen die Quellen Häftlinge aus Frankreich, Rußland, der Slowakei, Belgien und 
Deutschland'®', aus Rumänien und den USA'®, evtl. auch aus Ungarn, Italien und Kroa- 


1079 Einzelheiten bei Klitta 5.36 ff. und Anhang 8.67; danach habe am 24.4.1945 ein Häftlingstransport mit rund 
1000 Gefangenen Rgbg. berührt, wobei hier allerdings keine Todesopfer nachgewiesen sind. 

1080 Namensliste der 50 SS-Bewacher und Ergänzungsliste mit weiteren 11 Namen 3.3.1945 in BA Koblenz, NS 
4/Flossenbürg, vorl. 20. 

1081 Aussage eines RB-Beamten, zit. in OB Titze an Militärreg. 26.10.1945, DS 9. Vgl. auch Hinweis auf eine in 
Rebe. eingesetzte SS-Eisenbahn-Baubrigade in Comite International de la Croix-Rouge/Internationaler Such- 
dienst: Vorläufiges Verzeichnis der Konzentrationslager und deren Außenkommandos, Arolsen 1969 S.247. 


1082 Titze an Militärreg. 26.10.1945 nach Feststellungen der RBD, DS 9. Schmids Personalien sind unbekannt, er war 
verheiratet mit einer gebürtigen Gretl Groh aus Düren (ebd.). 

1083 PolDir an Stadt 20.7.1946, DS 55. 

1084 Namensliste der Wachmannschaft in BA Koblenz, NS 4/Flossenbürg, vorl. 20. 


1085 Aussage der Pächterin des Colosseums 25.9.1945, zit. in Titze an Militärreg. 26.10.1945, DS 9. Ebd. und bei 
Brendel 5.258 ff. Zeugenberichte zu Tagesablauf und unmenschlicher Behandlung der Häftlinge. 


1086 Pachterin des Colosseums, wie vorige Anm. 
1087 W Kick 5.256. 
1088 Wie vorletzte Anm. 


1089 Zeugenaussage Tadesz W. 25.9.1945, zit. ebd., vgl. auch Zeugenaussage von Hersch S., zit. bei H.Simon-Pe- 
landa: "Wir mußten doch wieder anfangen...”, in Regensburg 1945-1949 5.80. 


1090 Fragebogen der "Historischen Kommission beim Zentral-Komitee der befreiten Juden in der Amerikanischen 
Zone" 1.8.1946, DS 55, vgl. auch W.Kick 8.192. 


1091 Vermerk zu den Todesopfern auf einem Rundschreiben des Landesentschädigungsamts 27.8.1951, ZR 20805, 
m Fragebogen, wie vorletzte Anm. 
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tien”. Bei den SS-Wachen soll es sich überwiegend um nur gebrochen deutsch sprechende 
Männer aus Südosteuropa gehandelt haben!”*. Unter ihnen befand sich auch John Demjan- 
juk, dessen Fall in den letzten Jahren durch die Weltpresse ging; im Sommer 1993 wurde er 
in Israel mangels Beweisen von dem Vorwurf freigesprochen, der "Schlächter von Treblinka" 
gewesen zu sein. 


In der Nacht vom 22. auf den 23.4.1945, drei Tage nach dem Beginn der Todesmärsche in 
Flossenbürg, wurde gegen 2 Uhr morgens auch das Außenkommando Colosseum aufge- 
löst!®®, Die überlebenden Häftlinge trieb man mit Ausnahme von 27 oder 28 Transportunfä- 
higen zu Fuß über die kurz darauf gesprengte Steinerne Brücke Richtung Landshut. Am 
1.5.1945 erreichten sie Berg, Laufen und Leobendorf'™®. Die zurückgelassenen Kranken, teils 
Verwundete des Luftangriffs vom 16.4.1945, wurden auf Veranlassung der Polizeidirektion 
und des Gesundheitsamts in das Hilfslazarett Klerikalseminar eingeliefert!””. 


Das Regensburger Standesamt beurkundete bis zum 10.4.1945 35 verstorbene Häftlinge, da- 
nach ging die Zuständigkeit hierfür auf die Leitung des Flossenbürger Hauptlagers über”. 
Bis zum 20.4.1945, eine Woche vor dem Einmarsch der US-Truppen in Regensburg, müssen 
mindestens fünf weitere Häftlinge gestorben sein, denn noch an diesem Tag stellte die Stadt 
der Flossenbürger Lagerleitung Beerdigungskosten in Höhe von 1582 RM für 40 Bestattun- 
gen in Rechnung!”. Möglicherweise wurden auch Leichen einfach in die Donau gewor- 
fen''®, Ein überlebender Häftling vermutete, 70 Mann des Arbeitskommandos seien in den 
genau fünf Wochen seines Bestehens gestorben, nachdem es durch ebensoviele neue Häft- 
linge ergänzt worden sei", Von den Kranken, die in Regensburg zurückgelassen wurden, 
sind später noch zehn im Hilfslazarett Klerikalseminar gestorben'!”. Einige der Toten wurden 
vielleicht gemeinsam mit Soldaten und Bombenopfern am sogenannten "Heldenfriedhof” in- 
nerhalb des Oberen Katholischen Friedhofs beigesetzt, ein eigentlicher KZ-Friedhof mit 45 
Gräbern entstand dagegen im Evangelischen Zentralfriedhof. Ende 1950 wurde hier auch 
ein Ehrenmal für die getöteten Häftlinge errichtet, allerdings schon im Frühjahr 1955, im Zu- 
sammenhang mit der Exhumierung einiger der Leichen, wieder abgebrochen’ '*. 


d. Todesopfer unter den in Regensburg eingesetzten Ausländern 


Die Lebensverhältnisse der ausländischen Zivilarbeiter waren zwar hart, doch bei weiten 
noch nicht mit denen der polnischen und vor allem der sowjetischen Kriegsgefangenen zu 
vergleichen. Diese galten als bedenkenlos auszubeutendes Arbeitskräftepotential, dem ge- 
genüber jede humanitäre Regung überflüssig war. Von den insgesamt gut 5,5 Millionen so- 


1093 Brendel $.256. 


m Zeugenaussagen einer Hausbewohnerin und eines überlebenden Häftlings 25.9.1945, zit. in Titze an Militärreg. 
26.10.1945, DS 9. 


1995 polDir an Stadt 20.7.1946, DS 55. 
10% Internationaler Suchdienst (s.Anm.1081) 8.102. 


i Aussagen der Pächterin des Colosseums und eines überlebenden Häftlings 25,9.1945, zit. in Titze an Militärreg. 
26.10.1945, DS 9. 


1098 Ebd. 

1099 Nicht unterzeichnetes Schreiben, BES 501. 

1100 Aussage einer Augenzeugin, zit. bei Brendel $.260. 

1101 Zeugenaussage Tadesz W. 25.9.1945, zit. in Titze an Militärreg. 26.10.1945, DS 9. 
1102 W Kick 8.193. 

1103 Stadt an Landesentschädigungsamt 5.12.1951, ZR 20805. 

1104 Brendel $.263 ff. zur sonderbaren Geschichte des Ehrenmals. 
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wjetischen Soldaten, die im Zweiten Weltkrieg in deutsche Gefangenschaft gerieten, sind 
etwa 3,3 Millionen umgekommen. Dabei starben mindestens 1,5, eher wohl 2,5 Millionen 
Rotarmisten bereits in den ersten Monaten ihrer Gefangenschaft, vor allem an Hunger, durch 
Erfrieren und Seuchen. Auch in den Regensburger Lagern gab es seit dem Spätsommer 1941 
im Durchschnitt täglich zwei Tote unter den sowjetischen Gefangenen. Dr. Reiß, der Leiter 
der Heil- und Pflegeanstalt, der das Gefangenenlazarett angeschlossen war, beklagte die un- 
haltbaren Zustände im Leichenhaus, wo die verlausten Leichen der Sowjetsoldaten ungerei- 
nigt durcheinander lägen'!”. 


Zunächst setzte das städtische Bestattungsamt gestorbene Kriegsgefangene unabhängig von 
der Konfession am Oberen Katholischen, bald auch am Evangelischen Zentralfriedhof bei" 
- möglichst unauffällig und kostensparend, wie vom Reichsinnenministerium vorgeschrieben, 
d.h. ohne Särge; das Ölpapier zum Einwickeln der Leichen lieferte Messerschmitt kosten- 
los”, Allein in drei Massengräbern auf dem Evangelischen Zentralfriedhof wurden bis Ende 
1941 vermutlich 179 Sowjetsoldaten bestattet. Damit war die Kapazität des Friedhofs er- 
schöpft, und Rechtsrat Zwick nannte "die Schaffung eines eigenen Russenbegräbnisplatzes” 
vordringlich'!®. Die Wehrmacht ließ daraufhin mit Einverständnis des Gesundheitsamts ne- 
ben dem Lager am Hohen Kreuz einen eigenen Russenfriedhof anlegen''”®. Dort entstanden 
im Lauf der Jahre zwölf Gräberfelder, bis Mitte März 1945 gefüllt mit den Leichen von min- 


destens 470-480 sowjetischen Soldaten!!''?, 


AUSLÄNDERGRÄBER IN REGENSBURG (1939-1945)!!! 


Oberer Katholischer Friedhof Kriegsgefangenen-Abteilung (3 Reihen) 129 
Ausländer (Ostarbeiter etc.) 443 
Ausländische Kinder 154 
Zentralfriedhof Sowjetische Kriegsgefangene 179 
Russenfriedhof Sowjetische Kriegsgefangene 478 
Summe 1383 


Zur Gesamtzahl der im Zweiten Weltkrieg in Regensburg gestorbenen bzw. getöteten Aus- 
länder finden sich zahlreiche, allerdings sehr widersprüchliche Angaben. Die Bestattungssta- 


1105 Reiß an Reservelazarett II 17.11.1941, Registratur der Heil- und Pflegeanstalt, Akt 309. 

1106 Vgl. Zwick an Kommandantur 24.1.1940, ZRa 12136, bzw. Verwaltung Evang. Zentralfriedhof an Stadt 
22.12.1941, ZR 20837. Wohl übertrieben die Angabe derselben Stelle, 6.2.1946 (ZR 20753), 1941 seien "einige 
100 russische Kriegsgefangene” beerdigt worden. 

1107 Schnellbrief RMdI 27.10.1941 und Friedhofsamt an Zwick 17.11.1941, ZR 20837. 

1108 Zwick an GesA 18.11.1941, ebd. 

1109 Einzelheiten samt Lageplan des Russenfriedhofs 16.12.1941 ebd. Das Grundstück hatte die Stadt von der Thurn- 
und-Taxis’schen Verwaltung gepachtet; die Leichenschau übernahm ein gefangener serbischer Arzt. 

1110 Kassenbuch mit Namensliste bis Nov. 1944, BES 502, und Tabellen bis 15.3.1945, BES 501. 

IN Verzeichnis Stand 24.5.1946, ZRa 12130. Ebd. Verzeichnis 2.10.1946: Fremdarbeiter-Abteilung des Oberen 
Kath. Friedhofs nur 295 Gräber, dafür aber Gemeinschaftsgrab für 45 KZ-Häftlinge am Zentralfriedhof; vgl. 
auch undatierte Bilanz in BES 501. Lt. undatiertem Kostennachweis (ZRa 12130) wurden bis Frühjahr 1944 57 
ausländ. Zivilarbeiter am Oberen Kath., 2 am Evang. Zentralfriedhof beerdigt. 
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tistik ergab folgende Zahlen, wobei zumindest das am Zentralfriedhof eingerichtete Gemein- 
schaftsgrab für 45 KZ-Häftlinge noch zu ergänzen ist: 


Demnach betrug die Zahl der in Regensburg bestatteten Kriegsgefangenen 786. Eine Summe 
von 864 ergibt sich demgegenüber aus einer weiteren, ebenfalls nach Kriegsende erstellten 
Liste, die neben 651 sowjetischen Opfern folgende Zahlen nennt": 


Todesfälle Frühestes Todesdatum Häufigst genannte Sterbeorte 
- 

Franzosen 104 Aug. 1940 Lazarette, Lager Wolfgangssaal 
und Göring-Kalkwerk 

Ungam 52 Okt. 1944 Lazarette, Kasernen 

Serben 22 Juli 1941 Lazarette, vereinzelt 
Obertraubling 

Italiener 16 Sept.1943 Lazarett Karthaus 

Engländer 8 Okt. 1943 

Belgier 8 Juni 1941 

Polen 3 Jan. 1940 

Summe: 213 


Als Todesursachen wurden zumeist allgemeine Erschöpfung, Kreislaufschwäche und Herz- 
schlag, Unterernährung bzw. Hungerödem und Krankheiten, vor allem Ruhr, Fleckfieber und 
Tbc angegeben. Daneben tauchen auch "Feindeinwirkung” und Unfälle auf, Methylalkohol- 
vergiftung und Schußverletzungen - unter anderem wegen Arbeitsverweigerung, "auf der 
Flucht" bzw. "beim Plündern" erschossen, in einem Fall sogar "mit Eisenbahnschiene be- 
schwert in der Donau gelegen". Bei den in der Flakkaserne untergebrachten Ungarn handelte 
es sich allerdings nicht um Gefangene; allein 21 Angehörige dieser Gruppe starben hier beim 
Luftangriff vom 13.3.1945. 


Die Gesamtzahl der in Regensburg bestatteten Kriegsgefangenen bezieht sich auf Todesopfer 
aus dem ganzen Kommandanturbezirk, also auch auf solche, die etwa in Obertraubling ums 
Leben gekommen waren. Außerdem befand sich darunter eine unbekannte Zahl nicht in Re- 
gensburg eingesetzter Ausländer, so die Insassen eines während des Transports bombardier- 
ten Lazarettzugs oder auch ein "auf der Landstraße" Erschossener. Während sich damit die 
tatsächliche Zahl der Regensburger Opfer reduziert, erhöht sie sich wieder um die in hiesigen 
Lagern zur "Sonderbehandlung” ausgesonderten Gefangenen, vor allem diejenigen, die dem 
berüchtigten "Kommissarerlaß" von 1941 zum Opfer fielen'''?, Im Regierungsbezirk Nieder- 
bayern/Oberpfalz wurde seine Durchführung von Kriminalrat Kuhn geleitet, einem Regens- 
burger Stapobeamten. Bis Sommer 1942 überprüften er und seine Mitarbeiter mindestens 
2344 Kriegsgefangene in 27 Lagern und Kommandos, 330 davon wurden nach offenbar recht 
willkürlichen Kriterien ausgesondert und im KZ Flossenbürg exekutiert!''*. Neueren Untersu- 


1112 Namensliste mit Personendaten, Heimatadressen, Beisetzungsort und Todesursache, BES 500. Die Leichen wur- 
den größtenteils 1957 exhumiert und in den zentralen Friedhof für ausländische Soldaten in Neumarkt überführt, 
vgl. unveröff. Manuskript R.Ehm, vgl. auch Die Woche 8.10.1987. 


1113 Vgl. allg. H.-A.Jacobsen: Kommissarbefehl und Massenexekutionen sowjetischer Kriegsgefangener, in 
H.Buchheim u.a. (Hg.): Anatomie des SS-Staates Bd.2, Olten-Freiburg 1965 S.161-279. 


114 Siegert (1979) S.464. 
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chungen zufolge lagen die Zahlen noch höher; demnach soll die Regensburger Stapostelle bis 
Ende 1941 3598 Gefangene überprüft und 608 von ihnen ausgesondert haben, darunter 80 aus 
den Regensburger Lagern Nockherkeller, Kalkwerk und Hohes Kreuz!!", 


Wie ersichtlich, ist es unmöglich, genau festzustellen, wieviele der in Regensburg eingesetz- 
ten Ausländer ums Leben gekommen sind; doch geht die Annahme, daß es sich um mehr als 
1000 Personen gehandelt haben dürfte, wohl nicht an den Tatsachen vorbei. 


115 Unveröffentlichtes Manuskript R.Ehm, vgl. auch Ders.: Schicksalsort Regensburg, in Stadt und Mutter in Israel 


S.113-116. 
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Die 1936/37 erbaute Polizeidirektion am Minoritenweg (nach einer Aufnahme vom August 1941). 
Stadt Regensburg, Städtische Lichtbildstelle. 
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Der „Gefolgschaftssaal“ in dem von 1936 bis 1938 erbauten Technischen Rathaus — heute Neues Rathaus — 
mit zeittypischer Ausstattung. 
Stadt Regensburg, Städtische Lichtbildstelle. 
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III. BAUWESEN UND VERKEHR 


A. Überblick 


Der hohe Stellenwert, den die Architektur im Dritten Reich einnahm, ist von der Forschung 
seit langem herausgearbeitet worden’. Auch in Regensburg amtierte mit Schottenheim ein 
Oberbürgermeister, der sich stark für das Bauwesen engagierte, zunächst für den Siedlungs- 
gedanken als Beitrag zur Wohnraumbeschaffung, aber auch für alle anderen größeren Bau- 
maßnahmen in der Stadt, insbesondere die Verschönerung des Stadtbilds und die beginnende 
Altstadtsanierung?. Zwar entstanden in Regensburg im Dritten Reich keine monumentalen 
Parteibauten; dennoch kam es zu wesentlichen, das Stadtbild bis heute nachhaltig prägenden 
Eingriffen’. Auch hier gewann Architektur die Qualität eines Gradmessers für erfolgreiche 
Kommunalpolitik: Neubaumaßnahmen dienten nicht nur der Arbeitsbeschaffung, sondern 
symbolisierten generell den Fortschritt in der Stadtentwicklung. 


1. Die organisatorischen Grundlagen 


Seit dem Kaiserreich hatten sich die Aufgaben der kommunalen Baubehörden bedeutend 
vermehrt. Damals waren sie üblicherweise nur für Errichtung und Unterhalt gemeindlicher 
Bauten, für Bebauungs- und Baulinienpläne sowie für die örtliche Baupolizei zuständig ge- 
wesen, schon während der Weimarer Republik kam als wichtige neue Aufgabe das Woh- 
nungswesen hinzu, mancherorts begann die Sanierung von Altstadtvierteln, und in vielen 
deutschen Städten - so ab 1932 auch in Regensburg - wurden vorstädtische Siedlungspro- 
gramme begonnen’. Um künftig die "planvolle Umgestaltung verfehlter Stadt- und Sied- 
lungsgebilde" und eine "städtebaulich einwandfreie Entwicklung der Gemeinden" zu sichern’, 
bemühten sich die Reichs- wie auch die Landesregierung nach 1933 um eine Vereinheitli- 
chung der Bauplanung; individuell geprägtes, "liberalistisches” Bauen wie in der verhaßten 
"Systemzeit" sollte unterbunden werden. Auch Schottenheim konstatierte, damals seien "im 
wirren Kunterbunt neue Stadtviertel" entstanden, "der Jude” habe "auch der Baukunst seinen 
zersetzenden Stempel aufgedrückt"*. Dennoch gelang es in Regensburg im gesamten Verlauf 
des Dritten Reichs nicht, einen verbindlichen Baulinienplan für das ganze Stadtgebiet zu er- 
stellen; nur für einzelne Viertel entstanden Bebauungspläne’, ansonsten galt immer noch der 
Generalbaulinienplan des Münchener Professors Lasne aus dem Jahr 1917°, von dem Schot- 
tenheim erst im Frühjahr 1941 mit der Vorlage eines neuen Gesamtverkehrskonzepts ab- 
rückte’. 


Vgl. A.Teut: Architektur im Dritten Reich 1933-1945, Berlin 1967; Petsch; Dülffer/Thies/Henke. Überblick mit 
neuer Lit. bei J.-D.Kühne: Bauverwaltung zwischen Städtebau und Raumordnung, DVG IV 5.823-831, 


Belege bei Stratmann (1987) 5.3 ff. 

Vgl. Maier/Schmidt S.11 und passim. 

In Rgbg. wurde 1925 unter Adolf Holtschmidt eine eigene Abteilung "Stadterweiterung” eingerichtet. 

RdErl des RMdI 31.12.1936, Abdruck ZR 19901, ebd. Vorschriften zum kommunalen Bauwesen. 
Programmrede 1941, DS 523. 

Vgl. Rh-Prot. 1.7., 30.9.1937 und 15.9.1938: Weißenburg-/Straubinger Straße, Prüfeninger Straße/Margaretenau, 
Prinz-Rupprecht-/Landshuter Straße; weitere Beispiele in PUW 9. Zur Richtpreisfestsetzung im Krieg für Nach- 
kriegsbaugelände: PUW 10 und 11. 

Vgl. Schmetzer 8.51. Der Lasne-Plan enthielt u.a. das berüchtigte Domstraßenprojekt. 


?  Rh-Prot. 18.4.1941. 


Jy åw Aa wN 


383 


Das Regensburger Stadtbauamt unterstand bis kurz vor Kriegsende Oberstadtbaudirektor (ab 
1935 Stadtbaurat) Philipp Schipper, ab 1944 Oberbauamtmann Pfenning. Wichtigste Ab- 
teilung des Bauamts war die für Hochbau, zuständig für die Baumaßnahmen an städtischen 
Gebäuden, für die - später zur eigenen Abteilung erhobene - Stadterweiterung und das Sied- 
lungswesen sowie für die Bau- und Feuerpolizei'!. Die abschließende Genehmigung einer ge- 
planten Baumaßnahme traf der Stadtrat bzw. ab 1935 der Oberbürgermeister als Gemeinde- 
behörde'*, sofern es sich nicht um Reichs- und Landes-, später auch Parteibauten oder solche 
geheimen Charakters handelte, die nicht der kommunalen Aufsicht unterlagen”. Die Tiefbau- 
abteilung betreute das Straßen- und Kanalnetz, den Wasser- und Brückenbau, die Müllabfuhr 
und die Straßenreinigung, außerdem die Fragen, die sich im Zusammenhang mit den Reichs- 
autobahnen im Stadtsüden ergaben. Schließlich wurde das Bauamt bei der Abwicklung der 
Grundstücksgeschäfte und im Wohnungswesen aktiv, ihm unterstanden die Stadtgärtnerei, 
das Kleingartenwesen, Wasser- und Luftschutz sowie der Geschäftsbereich "Verschönerung 
des Stadtbilds”. 


Dem Bauamt angegliedert war ein Unterreferat, das Dr. Walter Boll unterstand, dem Kreis- 
kulturwart der NSDAP". Jahrgang 1900, war er mit 29 Jahren als städtischer Konservator 
eingestellt worden und hatte von Oberbürgermeister Hipp die Aufgabe erhalten, ein großes 
neues Museum zu schaffen und auszugestalten. Schottenheim beließ ihn im Amt und unter- 
stützte ihn in jeder Hinsicht". Sein Geschäftsbereich trug den Titel "Referat für Museums-, 
Archiv- und Bibliothekswesen", daneben hatte er an der Fremdenverkehrswerbung mitzuwir- 
ken, vor allem aber - gemeinsam mit Schipper - den Denkmalschutz und die "Pflege des 
Stadtbilds" zu betreiben. 


Schippers Dezernat mußte im Verlauf der dreißiger Jahre infolge des ungeheuren Baubooms 
ständig erweitert werden'®, erfuhr aber auch eine Reihe struktureller Veränderungen wie die 
erwähnte Aufwertung des Sachgebiets "Stadterweiterung”. In den ersten Jahren nach Kriegs- 
beginn bildeten dann Luftschutzmaßnahmen und das Rettungswesen neue Schwerpunkte von 
zunehmender Bedeutung, ansonsten verlagerte sich das Gewicht angesichts des Neubauver- 
bots und der großen Personalnot im Bauamt auf die Planungs- statt die eigentliche Bautätig- 
keit”, Überall im Reich wurden nach dem Sieg über Frankreich großartige Projekte für die 
nunmehr baldigst erwartete Nachkriegszeit vorbereitet, so auch in Regensburg: Hier entstan- 
den bis 1941 ein Gesamtverkehrsplan, Pläne für den Wohnungsbau - insbesondere eine gi- 
gantische Erweiterung der Schottenheim-Siedlung - und für die Kanalisation der Stadt. Gegen 
Kriegsende hatte man dagegen mit ganz anderen Problemen zu kämpfen: Immer mehr 
drängte sich der Neubau von Schutzräumen, Splittergräben und Behelfswohnungen in den 
Vordergrund", die Behebung der Bombenschäden und die Sofortmaßnahmen nach Luftan- 


10 Pfennings Berufung 9.11.1943 in DS 132. 


Telefonverzeichnis 15.3.1938, ZRa 13451. Verfahren zum Entzug der Gewerbekonzession (unsachgemäß ausge- 
führte Arbeiten, Unzuverlässigkeit etc.) u.a. in ZR 19905, 19914 und 19926, vgl. auch Bek. Reg. 11.12.1933, 
veröff. Wbi 3.1.1934. 


Auch HA und Verwaltungs- und Polizeisenat waren ständig mit der Vorberatung von Baugesuchen befaßt, vgl. 
die Prot. 


u Vgl. VO über Bauordnungen 29.9.1937, GVBl 5.289, sowie ZR 19903. Zu den Parteibauten: VO 20.11.1938, 
RGB! E S.1677 und S.1678. Mit ME 19.12.1938 wurden auch LS-Bauten aller Art genehmigungs- und gebühren- 
frei (Abdruck ZR 19903). 


13 Geschäftsverteilung 18.10.1933, PAM 508, DS 131 f. und 867. 
5 Zu Bolls Wiedereinstellung nach dem Krieg: Sr-Prot. 13.8.1948. 
16 Vgl. Meldungen über DAF-Mitgliedschaften in ZR 16540. 


u Vgl. Zwick an Reg. 2.11.1939, ZR 3820, und Ämterverzeichnisse 1.5.1940, 1.10.1941 (ZRa 13451) und 1943 
(ZRa 13453). 


1% Vgl. allg. Petsch S.137 ff.; für Rgbg. Ruhl (1989) S.76. 
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griffen, die Arbeiten für das "Deutsche Wohnungshilfswerk", also der Barackenbau, und die 
Gewinnung von Wohnraum durch Dachgeschoßausbauten'”. 


2. Die Entwicklung der Baukonjunktur in Regensburg” 


Das Bauwesen stellte in den ersten Jahren nach der NS-Machtergreifung den Motor der 
Konjunkturbelebung dar. Zwar konnte man die Lage am Arbeitsmarkt optisch auch dadurch 
erfreulicher gestalten, daß man Wohlfahrtserwerbslose mit verschärften Beurteilungskriterien 
aus der Statistik herausfallen ließ, doch tatsächlich Arbeit geschaffen wurde zunächst fast 
ausschließlich im Baubereich. 


Die erste größere Baumaßnahme im nationalsozialistischen Regensburg war die im Septem- 
ber 1933 begonnene, nach Schottenheim benannte Siedlung im Nordosten der Stadt. Schon 
Anfang 1934 führte die langsam zunehmende Nachfrage nach Baumaterial zu Preissteigerun- 
gen?', und ab Sommer 1934 brachten insbesondere die Kasernenbauten im Südosten der Stadt 
und der neue Donaudüker Hunderten von Regensburgern wieder längerfristige Beschäfti- 
gung. Nach dem Ende der kalten Jahreszeit, im Frühjahr 1935, setzte die allgemeine Bautä- 
tigkeit mit derartiger Vehemenz ein, daß ein "fühlbarer Mangel an gelernten Bauarbeitern” 
spürbar wurde”; man verzeichnete einen Bauboom wie seit Jahrzehnten nicht mehr, und es 
mußten bereits in größerem Umfang auswärtige Arbeitskräfte herangezogen werden” - si- 
cherlich ein geradezu sensationelles Gefühl nach den langen Jahren der Krise, obwohl die 
Arbeitslosigkeit in den meisten anderen Branchen noch längst nicht überwunden war. 


Hauptträger der Baukonjunktur im Jahr 1935% blieb die Wehrmacht mit ihren großen Kaser- 
nenbauten, Werkstätten, einer Waffenmeisterei und Baracken für Infanterie und Pioniere. 
Weitere Behörden schlossen sich an, so die Reichsbahn mit Plänen zur Erweiterung des Di- 
rektionsgebäudes und ihrem Kraftwagenbetriebswerk. Gleichzeitig führte das wachsende 
Vertrauen der Wirtschaft in den Aufschwung auch hier zu steigender Investitionsbereit- 
schaft”. 1933 waren insgesamt nur 14 gewerbliche Neubauten in Regensburg entstanden“, 
im Herbst 1934 hatte das Münchener Architekturbüro Hönig & Söldner für die BayWa an der 
Drei-Kronen-Gasse mit dem Neubau eines Verwaltungsgebäudes begonnen” - übrigens ge- 
gen heftigen Widerstand der benachbarten Reichsbank, der erst durch Schottenheims Inter- 
vention gebrochen werden konnte”. Im Frühjahr 1935 folgten die OWAG mit ihrem Neubau 


Geschäftsverteilung 22.2.1944, DS 132; vgl. undatierte Übersicht zum Bauamt, DS 757, und Telefonverzeichnis 
15.2.1945, ZRa 13451. 


20 Undatierte Listen der Baumodelle aus den 30er Jahren in DS 666 und 803. Erhalten geblieben ist nur das Modell 
für das Ostmarkhaus. 


Sch. schlug vor, zur Abwehr von Preistreibereien und als Exempel für die Lieferanten "1 oder 2 nach Dachau" zu 
schicken (Notiz 22,2.1934, DS 666). 

22 H, an Reinemer 3.5.1935, ZR 3725 c, vgl. auch Mb 8.4.1935, ebd. 

23 Vgl. die Mb, ebd. 

4 Verzeichnis größerer Baumaßnahmen 1935 in DS 666. 

Schon 27.12.1933 Notiz Sch. zu Umbau- bzw. Erweiterungsplänen des jüdischen Kaufhauses Tietz an der Ma- 
ximilianstraße (DS 666). 

Statist, Jahrbuch für das Deutsche Reich 53, 1934 S.159. Gezählt wurde jede Garage, jeder Schuppen etc; grö- 
Bere gewerbliche Neubauten für 1933 nicht belegt. 

27 Vgl. BAP V S.120 f. Baubeginn 19.11.1934, Fertigstellung Okt. 1935 (erwähnt in DS 666). 

Sch. lancierte "gehamischte Artikel" in der BOw und gab die Weisung, die BayWa ohne Genehmigung der 
Reichsbank den Bau beginnen zu lassen. Diese selbst forderte er auf, die Stadt zu verklagen, "damit wir auf diese 
Weise Gelegenheit erhalten, das Verhalten der Berliner Herren in der Öffentlichkeit zu brandmarken." (Notiz 
12.9.1934, DS 666). 
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am Stadtpark?” und die Bayerische Zentraldarlehenskasse”. Die Stadtlagerhaus GmbH er- 
stellte einen ersten neuen Getreidesilo am Hafen, das Kalkwerk Büechl einen Kalksilo. Die 
Schottenheim-Siedlung wuchs mit zunehmender Geschwindigkeit, an öffentlichen Bauten 
entstanden dort 1935 die Hans-Schemm-Schule, die St.Konrad-Kirche samt Pfarrhaus, das 
Schwesternheim der NSV und eine Gaststätte der fürstlich Thurn-und-Taxis’schen Brauerei. 
Die Turngemeinde Walhalla baute eine neue Turn-, die Fliegerortsgruppe eine Flugzeughalle. 
Es begannen die vollkommene Umgestaltung des Bereichs um Moltke-, heute: Dachauplatz 
und Minoritenweg, wo in den folgenden Jahren eine ganze Reihe neuer Verwaltungsbauten 
entstand, und zum Jahresende die Arbeiten an der neuen Donaubrücke. Schließlich entwik- 
kelten 1935 verschiedene Baugenossenschaften und -firmen Pläne für neue Wohnhäuser, 
nicht zuletzt zur Unterbringung der seit Herbst dieses Jahres in der Stadt stationierten Wehr- 
machtsangehörigen. Zunehmend neigten nun auch Privatleute dazu, endlich lang gehegte 
Bauprojekte auszuführen; immer neue Baugebiete mußte das städtische Tiefbauamt von nun 
an erschließen?!. 


Der Winter 1935/36 brachte einen schweren Konjunktureinbruch”, doch im Frühjahr 1936 
begann sofort wieder der Aufschwung in der Baubranche. In diesem und dem folgenden Jahr 
wurden ständig neue Rekordzahlen an privaten und gewerblichen Baugesuchen gemeldet’”. 
Angeheizt wurde der Boom durch die verschiedenen Großprojekte, darunter in erster Linie 
die Aufträge bei der Errichtung des Flugzeugwerks, aber auch durch Brücken-, Siedlungs-, 
Wohnungs- und Straßenbauten. Im Gegensatz zu den frühen dreißiger Jahren lag das Problem 
nun - trotz zeitweiliger Kreditsperren in der zweiten Jahreshälfte 1938 - nicht mehr so sehr in 
der Beschaffung des Kapitals, als vielmehr im Mangel an Facharbeitern” und Baumaterial. 
Mit Fritz Todts Berufung zum Generalbevollmächtigten für die Bauwirtschaft wurde Ende 
1938 das gesamte Bauwesen in Dringlichkeitsstufen eingeteilt”; der Kampf um die erforder- 
liche, vom Arbeitsamt zu vergebende Kennziffer für Baueisen” zog sich ab 1936/37 wie ein 
roter Faden durch alle größeren Projekte”. 


2 Erste Erwähnung noch an anderer Stelle in Notiz Sch. 22.10.1934, DS 666; ebd. Einzelheiten. Bauantrag 


10.4.1935 in ZR 16362, zu Baubeginn und Richtfest BA 27.8.1935., Einladung zur Einweihung 2.5.1936 in NIS 
5. Zur Baugeschichte: Bericht 12.1.1938, ZR 17040, vgl. auch BA 20.-21.5.1936. Zeichnung des fertigen Ge- 
bäudes s.S.150 (links oben im Bild). 

#0 Am 23.5.1934 erwarb die Genossenschaft die ehem. städt. Domschule (Schäffnerstr.1) und begann zum Jahre- 

sende mit dem Abbruch, vgl. ZRa 14429 und Sr-Prot. 11.5.1934. 

Ab Frühjahr 1935 Bereich Schiller-/Prebrunnstraße/Hochweg, Teile des Kasernenviertels und die Erweiterungs- 

gebiete für das Schottenheim, vgl. DS 666. Rechtsgrundlage: Gesetz über Aufschließung von Wohnsiedlungsge- 

bieten 22.9.1933, RGB! I $.659, vgl. Peltz-Dreckmann S.116 ff. 

a2 Vgl. Bericht H. 3.10.1935, ZR 3725 c, wo vor dem Einbruch der Baukonjunktur nach Fertigstellung der Kaser- 
nen gewarnt wurde. 

= Vgl. zu wichtigeren Baumaßnahmen RPB 7.4.1937 und Liste "Aufbautätigkeit 1937", DS 666. Insgesamt gingen 
1937 594 Baugesuche ein (Bericht Bauamt 31.1.1938, DS 666), vgl. allg. die Rh-Prot. dieser Jahre. 

#4 Vgl. laufende Mb in DS 667. 

35 Zusammenfassend W.A.Boelcke: Arbeit und Soziales, DVG IV $.793-807, hier S.798. 

= Aufgrund VO über Errichtung von Überwachungsstellen 4.9.1934 war für die Eisen- und Stahlbewirtschaftung 
eine solche Stelle eingerichtet worden. 

“ Vgl. z.B. RPB 8.12.1936, 5.6.1937 und 11.4.1939. RPB 8.9.1937 zitiert Sch.s Sorgen über Stockungen im Bau- 
wesen; die Neubauten der AOK und der Horst-Wessel-Schule sowie die Erweiterung der Hans-Schemm-Schule 
waren nicht genehmigt, die neue Pionierkaserne und das Gamisonslazarett zurückgestellt worden. 
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Im Sommer 1939 wurde überall im Stadtgebiet gleichzeitig gebaut. Die wichtigsten laufen- 
den Großprojekte waren: 


- die Autobahnen im Stadtsüden, 

- die Arbeiten am Rhein-Main-Donau-Kanal, vor allem am Protzenweiher, 

- im Bereich Moltkeplatz/Minoritenweg das Arbeitsamt, das AOK-Gebäude und das Ost- 
mark-Museum, 

- die Flakkaserne, 

- die Anlagen des Holzverzuckerungswerkes in Schwabelweis, wo soeben Richtfest gefeiert 
worden war, 

- die beiden Siedlungsschulen im Göring- bzw. im Schottenheim sowie die Erweiterung des 
dortigen Kindergartens, 

- die Erweiterung der Kinderklinik, deren Zwischentrakt gerade überdacht wurde, 

- die Innenausstattung der fast vollendeten Jugendherberge am Unteren Wöhrd, die im 
Herbst 1939 eröffnet werden sollte, 

- die Kreisschule der NSDAP in Königswiesen, 

- neue Volkswohnungsblocks entlang der Augsburger Straße in Kumpfmühl und weitere 
Wohnanlagen, etwa in der Schottenheim-Siedlung, die Werkssiedlung der Holzverzucke- 
rung in Schwabelweis, der Block des Gemeinnützigen Bauvereins an der Landshuter 
Straße, neue Unteroffizierswohnungen im Kasernenviertel und ein neues Wohngebiet in 
Steinweg, das die für die Kanalbauten in Stadtamhof abzubrechenden Häuser ersetzen 
sollte?®. 


3. Zukunftspläne vor Kriegsbeginn 


Im Frühjahr 1939 hatte Schottenheim seine weitreichenden Pläne für neue Eingemeindungen 
mit den großartigen Perspektiven für die künftige Entwicklung der Stadt begründet; auch für 
sie gehe es um die "Gewinnung neuen Lebensraums”, gewaltige Neubauprojekte stünden be- 
vor, neues Industriegelände werde dringend benötigt”. Kurz vor Kriegsbeginn verkündete er: 
"Ich habe den festen Willen, aus unserer Stadt die erste Stadt des Gaues Bayerische Ostmark 
zu machen, sie zum Rückgrat dieses Gaues zu machen"”. Seine Vision von Regensburg als 
dem reichsdeutschen Ausfalltor nach Südosteuropa, als einem Handelsplatz von europäi- 
schem Rang entbehrte nicht gänzlich der realen Grundlage: Mit dem Anschluß Österreichs, 
des Sudetenlands und der Einrichtung des Protektorats Böhmen und Mähren entfielen Stand- 
ortnachteile, die die Entwicklung Ostbayerns seit dem Ende des Ersten Weltkriegs gebremst 
hatten. Regensburgs vermeintlich bevorstehende Anbindung an das Autobahnnetz und seine 
Funktion als Anfangs- und Endpunkt der Donauschiffahrt erhöhten die Attraktivität der Stadt 
so sehr, daß sich beispielsweise der Düsseldorfer Henkel-Konzern im Sommer 1939 zu sei- 
nem bereits dargestellten Projekt für ein Zweigwerk in Regensburg entschloß. Dieser Plan 
war im Zusammenhang mit der Entwicklungsmaßnahme zu sehen, die Schottenheim als 
wichtigste überhaupt für die Zukunft der Stadt ansah?': dem Neubau des Osthafens. Denn die 
Anfragen ansiedlungswilliger Betriebe nach Industriegelände mit Wasseranschluß häuften 
sich, und der alte Luitpoldhafen hatte seine Umschlagkapazität schon 1937 weit überschrit- 
ten. Bis zur Fertigstellung des Osthafens mußten allerdings die Anlagen im bestehenden Ha- 


38 Rh-Prot. 20.7.1939; Text in ZR 11243 und NIS 13. 

3° Sch. an Reg. 14.4.1939, ZRa 13757. 

0 Rh-Prot. 4.7.1939. 

*! Ansprache vor den Rh. 20.7.1939 (Text in ZR 11243 und NIS 13). Vgl. auch Programmrede 1941 (DS 523 und 
ZR 3723) mit ähnlichen Akzenten. 
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fen behelfsmäßig weiter ausgebaut werden, und so liefen gerade die Vorarbeiten für einen 
weiteren Getreidesilo, neue Verwaltungs- und Gefolgschaftsgebäude der Stadtlagerhaus 
GmbH an, der Bayerische Lloyd und die BayWa projektierten ebenfalls neue Silos, das 
Kalkwerk des Hermann-Göring-Konzerns - vormals Kalkwerk Funk - wollte sogar einen ei- 
genen Industriehafen gegenüber der alten Hafeneinfahrt errichten”. 


Daneben maß Schottenheim den Autobahnen, die in zwei bis drei Jahren fertig sein sollten, 
zentrale Bedeutung bei. Die Stadtverwaltung mußte daher schleunigst die Zubringerstraßen 
projektieren, insbesondere das Haupteinfallstor für den Fernverkehr in die Altstadt über den 
Galgenberg, was einen großzügigen Ausbau der Brücke gleichen Namens über die Bahnanla- 
gen voraussetzte. Schließlich versprach sich das Stadtoberhaupt kräftige Impulse für die In- 
dustrialisierung vom Rhein-Main-Donau-Kanal, der Bahnhofserweiterung und dem künftigen 
Ostbahnhof. Der Aspekt der Fremdenverkehrsförderung trat demgegenüber deutlich zurück”. 


Rechnete man schon fest mit der Ansiedlung neuer und der Erweiterung bestehender Betriebe 
in der Stadt, so mußte dringend die Wohnungsnot bekämpft werden - nach Schottenheim die 
wichtigste Zukunftsaufgabe der Stadtverwaltung, die hierzu den privaten und genossen- 
schaftlichen Wohnungsbau zu fördern, vor allem aber ihre eigenen Siedlungsaktivitäten vor- 
anzutreiben habe. Die Schottenheim-Siedlung sollte weiter expandieren, für das Göringheim 
bereitete das Flugzeugwerk den Bau von über 200 Wohneinheiten vor, zudem plante es ein 
Ledigenheim in Dechbetten, die Reichspost Wohnungsbauten an der Furtmayrstraße. Die 
Hofgartensiedlung sollte arrondiert und ein städtisches Altersheim errichtet werden, wovon 
sich das Stadtoberhaupt rund 100 freiwerdende Wohnungen in der Stadt versprach. Die 
großen Industrieansiedlungspläne der Zukunft seien undurchführbar, wenn die interessierten 
Firmen nicht selbst Werkssiedlungen erstellten. Nicht zuletzt zur Beschaffung des hierfür 
benötigten Geländes betrieb man seit einigen Monaten die beschriebenen Eingemeindungs- 
pläne. 


Als weitere große Bauaufgabe der Stadt bezeichnete Schottenheim die Ausgestaltung der öst- 
lichen Altstadt vom Krauterermarkt bis zum Ostende des Minoritenwegs. Das neue Museum 
am Moltkeplatz sollte Ende 1939 der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden, der Erwerb 
des "Neumeier-Blocks" an der Südseite dieses Platzes dessen völlige Neugestaltung ermögli- 
chen, die teils begonnenen, teils geplanten Behördenneubauten entlang des Minoritenwegs 
ein neues Verwaltungsviertel entstehen lassen. Doch nicht nur die östliche Altstadt hätte ihr 
Aussehen verändert. Am Oberen Wöhrd war ein neues Familienbad geplant, da das alte an 
der Schillerwiese dem Rhein-Main-Donau-Kanal, eventuell auch einer neuen Pionierkaserne 
weichen mußte. Das Bad im alten Winterhafen sollte modernisiert werden, und schließlich 
wollte man östlich der Hofgartensiedlung eine neue Dauerkleingartenanlage schaffen. Auch 
dem städtischen Wasserwerk standen große Investitionen für einen neuen Hochbehälter sowie 
für neue Förderanlagen in dem gerade erst erschlossenen Quellgebiet nördlich der Stadt be- 
vor. 


Ein neues städtebauliches Großprojekt, das Schottenheim den Ratsherren vorstellte, hatte sich 
kurz zuvor angebahnt, nämlich die Entstehung eines weiteren Behördenviertels im Kreu- 
zungsbereich der Reichsstraßen R 8 und R 15 im Nordosten der Stadt. Die Stadtverwaltung 
wollte "ihren Ehrgeiz dareinsetzen, dieses neue Verwaltungsviertel städtebaulich und archi- 


42 Vgl. ZR 16904. Statt eines großen Kalkhafens enstand nur ein kleines, nach dem Krieg als Bootshafen genutztes 


Stichbecken, das erst in den 80er Jahren beim Neubau der Ostbrücke zugeschüttet wurde; Baugenehmigung 
5.5.1943 und Einzelheiten ebd. und in DS 890. 

Tourismuswerbung nur mit aller Vorsicht, solange die Bettenkapazität in der Stadt so gering blieb, wie sie zu 
dieser Zeit war; Sch. setzte auf die Initiative der Hoteliers und Gastwirte. 


Zu den seit Jahren betriebenen, nie verwirklichten Piänen für ein städt. Altersheim: DS 665 und GES 505, vgl. 
auch Notiz Sch. 27.2.1934, DS 679. 
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tektonisch den Bauten des 3.Reiches würdig zu errichten"®. Das bayerische Wirtschaftsmini- 


sterium plante bereits den aufwendigen Neubau eines Flurbereinigungsamts, das für das 
ganze Gaugebiet zuständig sein sollte; selbst Gespräche über die Wohnungsbeschaffung für 
dessen rund 120 Mitarbeiter waren schon geführt worden“, Daneben sollten hier die künftige 
Hauptfeuerwache, die neue Kreisbauschule?’ und eine weitere Volksschule entstehen, ein- 
gerahmt von zahlreichen privaten Wohnhäusern‘*. Das Gesamtprojekt, das umfangreiche Er- 
schließungsarbeiten erforderlich gemacht und die Stadtteile Reinhausen und Weichs mit der 
Schottenheim-Siedlung zusammenwachsen lassen hätte, wurde in der Planungsphase bis An- 
fang 1941 sogar noch erheblich ausgedehnt: Neben den genannten Behörden sollten sich nun 
auch noch das Straßen- und Flußbauamt, das Landbau-, das Messungs- und das Kulturbauamt 
sowie nach Möglichkeit auch der Gaustab des Reichsarbeitsdienstes hier niederlassen und 
damit die Keimzelle für ein vollständiges neues Stadtviertel bilden”. 


Der Schulhausbau an dieser Stelle trug der voraussichtlichen Bevölkerungsentwicklung 
Rechnung, denn die bereits im Bau bzw. Ausbau befindlichen beiden Siedlungsschulen 
konnten den Erfordernissen der Zukunft nicht genügen. Im Schulbereich standen der Stadt 
weitere kostenintensive Aufgaben bevor, darunter nach der bereits vollzogenen Übernahme 
der "Englischen Fräulein" die Erwerbung des Instituts der Armen Schulschwestern von Nie- 
dermünster - Maßnahmen aus dem Kirchenkampf. Schließlich mußten mittelfristig die Be- 
rufs- und die Landwirtschaftsschule neue Räumlichkeiten erhalten. 


Als wichtigste Tiefbaumaßnahme neben dem Straßenbau in allen Erschließungsgebieten war 
die umfassende Kanalisierung des Stadtnordens, zunächst die von Stadtamhof vorgesehen. 
Sie hing mit den Neubaumaßnahmen für den Rhein-Main-Donau-Kanal zusammen, die die 
städtische Planungsarbeit auch in anderer Hinsicht ganz erheblich beeinflußten. Verschiedene 
Brückenbauten wurden dadurch erforderlich, die künftige Kanalpromenade mußte vorbereitet 
werden, und die nötige Verlegung der Straßenbahn ließ sogar den Gedanken aufkommen, den 
öffentlichen Personennahverkehr hier auf Omnibusbetrieb umzustellen. 


Schließlich standen im Sommer 1939 zahlreiche weitere Großbauten Dritter vor der Ausfüh- 
rung. Der Ostmarkhaus-Bauverein plante seine monumentalen Parteigebäude im Stadtpark, 
die Ufa ein Großkino an der Maximilianstraße”, die NSV Kinderheime in der Schottenheim- 
siedung und anderen Stadtteilen. Das NSKK wollte die Motorsportschule erweitern, die 
Reichspost ein Fernmeldeamt an der Stelle der abgebrochenen Synagoge”, die OWAG ein 
neues Werkstattgebäude‘” und verschiedene Sportvereine neue Turnhallen errichten. Nach 
wie vor waren ein Offizierskasino und das neue Standortlazarett der. Wehrmacht im Ge- 
spräch, an der Donaustaufer Straße sollten Großgaragen für Luftschutzfahrzeuge entstehen, 
die Daimler-Benz-AG wollte an der Ecke Galgenberg-/Friedenstraße eine Verkaufsstelle 
samt Großwerkstatt errichten. 


#5 Sch. an Hauptamt der NSDAP für Technik 19.7.1939, DS 811. 

46 Siebert an Stadt 4.7.1939, DS 653. Ebd. Einzelheiten zu dem 1,2-1,5 mio-RM-Projekt; sie waren im Landes- 
haushalt bereits vorgesehen. 

* Neubauprojekt Bauschule 6.11.1940 und Einzelheiten in DS 690. Auch eine Abteilung für Kolonialtechnik war 
vorgesehen. 


# Vgl. Sch. an Hauptamt der NSDAP für Technik 19.7.1939, DS 811, Programmrede 1941, DS 523 und ZR 3723, 
und Rh-Prot. 21.3.1941. Bebauungsplan 4.10.1940 für den Bereich zwischen Reinhausen und "Schottenheim” in 
DS 916. 


# Auch dem Hauptzollamt schlug Sch. diesen Standort für einen Neubau vor (11.6.1940, DS 613). Zum Projekt für 
das Gaustabsgebäude des RAD: Verf. H. 1.9.1943, DS 956. 


Genehmigung des Bauplatzverkaufs It. Rh-Prot. 3.3.1939. 


Am 23.10.1941 verkaufte die Stadt der RP ein nicht näher bezeichnetes anderes Grundstück für das neue Fern- 
meldeamt, vgl. DS 798 und Sch. an Reg. 30.10.1941, ZRa 14487. 


Geplant Hemauer Straße 12a, vgl. Mb ab Aug, 1937, DS 570. Das Projekt scheint wegen Eisenmangels einge- 
stellt worden zu sein. 
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4. Stadtplanung in den ersten Kriegsjahren”” 


Der Kriegsbeginn brachte einen tiefen Einschnitt mit sich, die zivile - private wie öffentliche 
- Bautätigkeit kam fast völlig zum Erliegen. Bereits begonnene Bauten durften nur noch in 
dem Umfang weitergeführt werden, "als ihre Fertigstellung kriegswichtig ist oder die Siche- 
rung des Bauzustands es erfordert"’*, und Anfang 1940 erging schließlich ein generelles Neu- 
bauverbot Görings, des Beauftragten für den Vierjahresplan°. Ausgenommen waren neben 
Instandhaltungsmaßnahmen nur noch kriegswichtige und solche Bauten, für die der General- 
bevollmächtigte für die Bauwirtschaft eine Sondergenehmigung erteilte. Herrmann als Ver- 
treter des zum Polenfeldzug eingezogenen Oberbürgermeisters mußte zahlreiche Haushalts- 
sperren verfügen, so für größere Vorhaben in der Schottenheim-Siedlung, Investitionspro- 
jekte der städtischen Werke und verschiedene Straßenbauten, darunter die Rücklagen für den 
geplanten Autobahnzubringer” - eine Maßnahme, die entscheidend dazu beitrug, die erhöhten 
Leistungen in anderen Verwaltungsbereichen finanzieren zu können. 


Zur Untätigkeit verurteilt, verlegte sich der Oberbürgermeisier in der ersten Phase des Kriegs, 
d.h. solange ein Ende der deutschen Siege noch nicht absehbar war, auf die Planungsarbeit 
für die Nachkriegszeit. Noch im Sommer 1941 war die Rede von der unvorstellbaren wirt- 
schaftlichen Blüte, die Regensburg nach dem Endsieg erleben werde und für die es vorzusor- 
gen gelte: "Wenn nach dem Kriege die Ukraine, dieses fruchtbare Land, unter deutschem 
Schutz steht, wird die Wirtschaft im Osten eine gewaltige Steigerung erfahren. Unsere Stadt 
wird dann wieder die Stärke und Größe erhalten, die sie einst im Mittelalter besaß". Schot- 
tenheim sah "die baulichen Aufgaben, die uns erwarten, zu einem Gebirge ansteigen". Bis 
zum Einsetzen der stürmischen Bautätigkeit nach dem Krieg müsse man "an allen Ecken und 
Ende der Stadt Pläne zur Hand zu haben, welche der zukünftigen Entwicklung unseres Ge- 
meinwesens Rechnung tragen." Dann müsse "mit doppelter Kraft" all das in Angriff ge- 
nommen werden, was sich bis dahin an alten und neuen Problemen aufgestaut habe”. 


Im Mittelpunkt der intensiven, vom Neubauverbot aufgezwungenen, aber auch erst ermög- 
lichten Planungsarbeit der folgenden Jahre standen nach wie vor die Wohnraumbeschaffung, 
die Lösung der Verkehrsprobleme und die Schaffung von Industriegelände. Für die Teilbe- 
reiche, die der Oberbürgermeister 1939 als wichtigste Zukunftsaufgaben bezeichnet hatte, la- 
gen bis zum Frühjahr 1941 umfassende Nachkriegsplanungen vor, darunter ein Gesamtver- 
kehrsplan für Regensburg, das Endkonzept für die Erweiterung der Schottenheimsiedlung, 
das für die Kanalisation des gesamten Stadtgebiets, für das neue Verwaltungsviertel im Kreu- 
zungsbereich von R 8 und R 15 und für das neue Wasserwerk nördlich der Stadt. 


Ein weiterer Schwerpunkt der Stadtplanung lag im Bereich der Wirtschaftsförderung. Das 
Osthafenprojekt und der Rhein-Main-Donau-Kanal beschäftigten den Oberbürgermeister und 


5% Vgl. allg. Mattausch S.210 ff. 
%* DurchfVO zur KriegswirtschaftsVO 26.9.1939, GVBl 5.277. 


55 DRuPrStA 21.2.1940. Vgl. z.B. Rh-Prot. 10.5.1940: Beschluß, für weit fortgeschrittene Bauten wie die Erweite- 
rung der Hans-Schemm-Schule die Fortführung zu beantragen. 


3° Verf. 6.10.1939, DS 680. Auch die Grundstücksgeschäfte gingen zurück, vgl. DS 798. 
57 Rh-Prot. 23.7.1941. 


Ansprache bei der Vorstellung des Verkehrsgesamtplans, Rh-Prot. 18.4.1941. Vgl. auch Sch.s Grundsatzreden 
vor den Rh. 4.7.1940, 21.3. und 18.4.1941 sowie BA 17.2.1941, 


5? Programmrede Anfang 1941, DS 523 und ZR 3723. 


Verf. Sch. 31.5.1940, schon jetzt Straßenführung und Bebauung im Detail festzulegen und die benötigten Grund- 
stüçke zu erwerben, NIS 11 und 19. 
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seine Spitzenbeamten ebenso stark wie die Henkel-Ansiedlung, die Projekte der IG Farben 
oder der Reichsmonopolverwaltung für Branntwein, der Reichsbahn und der Reichspost. Da- 
neben beherrschten die bereits genannten Infrastrukturmaßnahmen und Hochbauprojekte die 
Debatte‘, wohingegen die Schwierigkeiten des Verwaltungsalltags in den frühen Kriegsjah- 
ren völlig zurücktraten. Nur selten waren etwa die Arbeitsüberlastung der städtischen Bedien- 
steten, die Einberufungen zur Wehrmacht, Fragen der Ernährungswirtschaft oder der Altma- 
terialsammlung Thema der Besprechungen zwischen Schottenheim und seinen Spitzenbeam- 
ten. Man hoffte und glaubte, die vorübergehenden Beschränkungen im Bauwesen als Atem- 
pause für die Planung nutzen zu können - an eine militärische Niederlage scheint bis 1941 
kein Gedanke verschwendet worden zu sein. 


B. Großbauten und Projekte 


1. Das neue Verwaltungsviertel an Moltkeplatz und Minoritenweg 


Kernpunkt städtebaulicher Erneuerung in Regensburg während des Dritten Reichs war die 
Umgestaltung des Areals um den Minoritenweg und den Moltke-, heute Dachauplatz‘°. Wäh- 
rend weite Teile der Regensburger Altstadt in ihrem mittelalterlichen Baubestand erhalten 
geblieben waren, hatte für ihren Südosten und Osten die napoleonische Beschießung im Jahr 
1809 erhebliche Veränderungen mit sich gebracht. Die damals neu entstandene Maximilian- 
straße hatte sich mittlerweile zu einem Hauptgeschäftszentrum von Regensburg entwickelt, 
ihre weiter östlich verlaufende Parallele "Klarenanger" - Ende 1933 umbenannt in "D.-Mar- 
tin-Luther-Straße” - wirkte dagegen vor allem in ihrem Nordabschnitt recht verwahrlost. Sie 
mündete in den Moltkeplatz, der als "unwürdigster Platz von ganz Regensburg" galt“. 


Schon unter Oberbürgermeister Hipp setzte die Neugestaltung dieses Bereichs ein. Man er- 
warb das heruntergekommene, als Kaserne genutzte frühere Minoritenkloster samt -kirche 
vom bayerischen Staat und begann mit seiner umfassenden Sanierung, um hier ein neues, 
großzügiges Museum zu errichten. In Schottenheims Amtszeit setzten sich diese Arbeiten 
fort, daran schloß sich der große Neubaukomplex der Polizeidirektion an. Ab dem Frühjahr 
1935, parallel zum beginnenden Bauboom in Regensburg, setzte eine geradezu hektische Ak- 
tivität in der Frage der Umgestaltung dieses Stadtviertels ein. Die Neubauten der Sanitätsko- 
lonne, des Neuen Rathauses und der Polizeidirektion wurden zu dieser Zeit beschlossen, und 
auch das erst später konkretisierte Projekt der Ortskrankenkasse schien schon entscheidungs- 
reif zu werden. Obwohl es sich also überwiegend um nichtstädtische Bauvorhaben handelte, 
erwies sich die Stadtspitze, insbesondere Schottenheim persönlich, als treibende Kraft. Ihm 
schwebte ein neues Verwaltungszentrum vor, das sich, beginnend am Moltkeplatz, allmählich 
entiang des Minoritenwegs nach Osten ausdehnen sollte, allerdings wäre er zunächst auch be- 
reit gewesen, Wohnbauten oder die Ansiedlung von Gewerbebetrieben® zu dulden. Hinter 


a Vgl. Liste Schipper für die Nachkriegszeit geplanter Neubauten 27.7.1940, DS 805. Ebd. weitere Listen mit 34, 
später 56 Projekten, die sofort nach Kriegsende abgeschlossen bzw. begonnen werden sollten. 


62 Vgl. Tagesordnungen der Referentenbespr. 1.Halbjahr 1940, DS 555. 
63 Bis 1930 "Kasernplatz”, vgl. ZR 17518. Zusammenfassend Stratmann (1987) S.7 ff. 


$i Nachtausgabe 19./20.6.1935. Zum Aussehen um 1900 (vor dem Abbruch des "Blechernen Ecks”, das sich an der 
Stelle des Neuen Rathauses befand): BAP VII S.130 und BA 17.6.1935. 


Notizen Sch. 6.1. und 4.12.1936 zu Projekten Baufirma Brunner für Offizierswhg. am Minoritenweg bzw. eines 
nicht genannten Auto-Konzerns für eine Verkaufsstelle, DS 888. 


391 


den öffentlich verkündeten Plänen über die künftige "Herzkammer" der Stadt, den Kristalli- 
sationspunkt städtischen Lebens, der hier entstehen solle, steckte also anfangs noch längst 
kein schlüssiges Gesamtkonzept - willkommen war, wer immer hier bauen wollte. 


Tatsächlich entstanden gegenüber der Polizeidirektion, an der Südseite des Minoritenwegs, 
die Neubauten der Freiwilligen Sanitätskolonne des Roten Kreuzes und des Technischen Rat- 
hauses, begonnen wurde außerdem mit neuen Verwaltungsgebäuden des Arbeitsamts und der 
Ortskrankenkasse, das Gesundheitsamt sollte mit einem repräsentativen Großbau die Lücke 
dazwischen schließen“. Der Südteil des Moltkeplatzes selbst veränderte durch den Rathaus- 
neubau ebenfalls sein Aussehen, vor allem durch die Arkadenüberbauung der D.-Martin-Lu- 
ther-Straße. Weitere Planungen, die nicht mehr ausgeführt wurden, sahen vor, den sogenann- 
ten "Neumeier-Block", der die Südfront des Moltkeplatzes bildete, durch neue Verwaltungs- 
gebäude zu ersetzen, die schließlich auch die Westfront des Platzes bis hin zur Maximilian- 
straße einnehmen sollten, Angesichts der Vielzahl von Einzelprojekten sind diesen jeweils 
gesonderte Abschnitte zu widmen, obwohl sie zeitlich teils parallel liefen oder zumindest in- 
einander übergriffen. 


nädt 
Mufamz 


Neubauten und Projekte an Minoritenweg und Moltkeplatz (Stand Mai 1939) 


Stadtarchiv, DS 644 


6° Vgl, zum begleitenden Straßenbau Mb Tiefbau, DS 545 und 562, vgl. PolDir an Stadt 25.1.1939, DS 637. 
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a. Das Östmarkmuseum‘’ 


Nach langen Verhandlungen war es der Stadt 1931 gelungen, vom bayerischen Staat die 
ehemalige Minoritenkaserne am Moltkeplatz zu erwerben, bestehend aus den ursprünglichen 
Klostergebäuden und der profanierten, vom Kulturbauamt als Bauspeicher genutzten Mino- 
ritenkirche®®. Ursprünglich hatte man hier neuen Wohnraum schaffen wollen; in den zwanzi- 
ger Jahren bestanden zahlreiche Wohnungen in dem Kasernenkomplex, der zeitweise auch 
die Landespolizei, den "Reichsverband derzeitiger und ehemaliger Berufssoldaten" und die 
Kreisleitung der Einwohnerwehr beherbergte. An den Schwierigkeiten mit der Unterbringung 
der Mieter waren frühere Kaufgesuche der Stadt gescheitert. In der zweiten Hälfte der zwan- 
ziger Jahre - mit dem Scheitern des Osthafen-Projekts, der Ford-Ansiedlung und dem Zu- 
sammenbruch des Zellstoffwerks - bahnte sich ein Wandel in der langfristigen Zukunftspla- 
nung der Stadtspitze an, die zunehmend vom Industrialisierungsgedanken abrückte und Re- 
gensburg stattdessen zur Touristenattraktion entwickeln wollte“. In diesem Zusammenhang 
entstand wohl der Gedanke, endlich ein angemessenes Domizil für die wertvollen städtischen 
und weitere private Sammlungen zu schaffen”, die bislang unter unbefriedigenden, teils aus- 
gesprochen feuergefährlichen Umständen gelagert worden waren. So befanden sich die 
Sammlungen des Historischen Vereins teils in der Ulrichskirche, teils im Dachgeschoß des 
katholischen Gesellenheims "Erhardihaus" (Kolpinghaus)’”'. Nun sollte nicht nur für Regens- 
burger Objekte ein neues städtisches Museum geschaffen werden, vielmehr wollte man mit 
einem "Ostmarkmuseum" einen neuen kulturellen Mittelpunkt für ganz Ostbayern schaffen”. 
Noch in Hipps Amtszeit begannen die Instandsetzungsarbeiten an den früheren Klosterge- 
bäuden, betrieben vor allem von Dr, Boll, dem zu diesem Zweck eingestellten Konservator 
und künftigen Museumsdirektor. Neben Geldspenden hatte er schon Ausstellungsobjekte ge- 
sammelt, darunter die wertvolleren Grabdenkmäler der aufgelassenen Friedhöfe St.Peter und 
St.Lazarus’””. Den gesamten Museumsbesitz des "Historischen Vereins von Oberpfalz und 
Regensburg" übernahm die Stadt wenige Tage vor Schottenheims Amtsantritt”, der Muse- 
umsausbau selbst ging allerdings aus Geldmangel’° äußerst schleppend vor sich, obwohl man 
sogar versucht hatte, ihn als "wahre Tat praktischer Östhilfe" aus dem Gereke-Programm för- 
dern zu lassen”. Erst 1936 gelang es, dem letzten Mieter eine Ersatzwohnung zu beschaffen. 


Erstmais 1934/35 stellte der Finanzreferent eine größere Summe für den Museumsausbau im 
Haushalt ein”, 1935 wurde der Haupttrakt des Gebäudes am Moltkeplatz fertiggestellt’, im 


67° Vgl. Ruhl (1987) 8.62 f., vgl. allg. Petsch S.123 ff. 

$s Eingetauscht gegen Landshuter Straße 36, Luitpoldstraße 20 und einen Bauplatz an der Straubinger/Prinz-Lud- 
wig-Straße. Tauschvertrag und Einzelheiten in ZR 18523 und NIB, Akt "Museumsbau", vgl. auch Rückkaufan- 
gebot für Luitpoldstraße 20 24.6.1938, DS 643. Einige Sanitätsfahrzeuge waren noch im Kirchenchor unterge- 
stellt, vgl. ZRa 14348. 

© Frdl, Hinweis G.Reindl, vgl. vorläufig Reindl (1989) $.29. 

19 Denkschriften dreier BVP-Stadträte 14.9.1926, des Histor. Vereins Mai 1927 (ZR 18522) und Bolls 1929 (ZR 

18523). Ahnliche Unterlagen in ZR 18521. 

Daneben Reichstagsmuseum im Alten Rathaus, private Sammlungen des naturwiss. Vereins, das fürstlich Thurn- 

und-Taxis'sche Schloß- und Marstallmuseum und die Diözesansammlung, vgl. ZR 18524. 

72 Begleitbericht zum Antrag auf Mittel aus dem Siebert-Programm 13.11.1933, ZR 11311. Ebd. Umbaupläne Mi- 
noritenkaserne Nov. 1932. 

2 Vgl. NIB, Akt "Museumsbau". 

a Vertrag 15.3.1933, ZRa 13901, in NIB, Akt "Histor. Verein. Verträge", und Notariatsurkunde 1670 (Stadtarchiv). 
Vgl. auch Boll an Reichskammer der Bildenden Künste 2.6.1934, NIB Akt "Museumsbau. Minoritenkirche." 

5 vgl. Notiz Sch. 24.11.1934, NIB Akt "Museumsbau". 

76 Darlehensantrag 4.2.1933, ZR 11310: 66900 RM für Haupttreppenhaus; die Maßnahme diene der Steigerung des 
Fremdenverkehrs und sei volkswirtschaftlich "besonders vertretbar”. 

7 Haushaltsbericht 1934/35, ZRa 13671. In diesem Etatjahr bezuschußte die Stadt die Museen mit rund 63000 RM, 
davon dienten nur 7000 RM Neuanschaffungen, vgl. Stadt an DGT 29.11.1935, ZR 18550. 


71 
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Lauf des Jahres 1936 wuchs der Südflügel am Minoritenweg allmählich in die Höhe”, und im 
Herbst dieses Jahres begannen auch die Arbeiten am Ostflügel und dem Dachstuhl des Ge- 
samtkomplexes°°. Im Frühjahr 1937 konnte man den neu entstandenen Innenhof des Muse- 
ums und die Grünfläche vor der Minoritenkirche für den "Führerbesuch" herrichten?'; Hitler 
hatte im Zusammenhang mit der Brucknerfeier und dem Festkonzert in der Kirche eine neue 
Orgel für diese gestiftet. Noch im Jahr 1937 wurden am Erweiterungsflügel im Museumshof 
die letzten Dacharbeiten abgeschlossen, während Boll daran ging, den Haupttrakt des Muse- 
ums mit Teilen der Sammlungen aus der Ulrichskirche auszugestalten. Auch die Sammlun- 
gen des bischöflichen Stuhls hätte er gern als Dauerleihgabe in das neue Museum integriert?”. 


In den folgenden Jahren mußten die Bauarbeiten aus Geldmangel zeitweise eingestellt wer- 
den°”, und Boll konnte fast nur noch die Ausgestaltung der bereits fertigen Säle vorantreiben. 
War im Frühjahr 1939 die Rede davon, daß der erste Teilabschnitt des Museums im Sommer 
eröffnet werden könne‘, so mußte Schottenheim den Festakt schließlich "in Anbetracht der 
außenpolitischen Lage" verschieben®”. Der Zweite Weltkrieg hat schließlich verhindert, daß 
das neue Museum noch im Dritten Reich eröffnet worden wäre°®. Stattdessen wurde es unter 
anderem als Lager für Einrichtungsgegenstände genutzt, die aus städtischen Schulen entfernt 
wurden, um dort Platz für Massenquartiere zu schaffen. Die Minoritenkirche erlitt zudem 
beim Bombenangriff vom 20.10.1944 schwere Schäden”’. Nach Kriegsende befanden sich im 
Museumsbau Dienststellen der US-Militärregierung und des Wirtschaftsamts, es diente als 
Quartier für durchreisende Flüchtlinge sowie als Kleider- und Uniformlager“. Erst 1949 
konnte der damalige Kultusminister Hundhammer das "Städtische Museum Regensburg" fei- 
erlich eröffnen”. 


b. Der Neubau der Freiwilligen Sanitätskolonne 


Den Anstoß für die weitere Umgestaltung des Bereichs um Moltkeplatz und Minoritenweg 
gab die Freiwillige Sanitätskolonne des Roten Kreuzes, als dessen Kreisvorsitzender Schot- 
tenheim seit 1934 fungierte”. Kolonnenführer waren bis Mai 1933 Sanitätsrat Dr. Joachim, 
ein früherer BVP-Stadtrat, dann der SA-Arzt und Kreisamtsleiter Dr. Heinrich Seboldt'. 


2 Ankündigung BA 3.1.1935. Lt. Bericht Bauamt 13.8.1935 (ZR 11074 d) durchschnittlich 15 WE als Notstands- 
arbeiter auf der Baustelle. 


7? BA 14.9.1936, vgl. Liste Bauprojekte, DS 666. 


so Vgl. Bolls Tätigkeitsbericht 1933-1936 und weitere Einzelheiten in NIB, Akt "Museumsbau. Minoritenkirche". 
Vgl. auch Sch. an Wächtler 25.9.1936, DS 641, sowie BA 13.10. bzw. 4.11.1936. 


3} Mb Bauamt April 1937, DS 545. 


i Vertragsentwurf Okt. 1936, ZR 18526, vgl. Sch. an Buchberger 11.2.1938, DS 657. Zum entsprechenden Leih- 
vertrag 23.4.1938: ZR 18526. 


Einzelheiten in NIB, Akten "Museumsbau” und "Museumsbau. Minoritenkirche", vgl. auch Rh-Prot. 20.1.1939 
sowie BA 13.7.1937 und dazu PSt 502. 


84 Vgl. laufende Mb in DS 667. 


85 Sch. an Siebert 6.7.1939, DS 653. Den Rh. nannte Sch. Ende 1939 als Öffnungsiermin (20.7.1939, Text in ZR 
11243). 


"Eine unserer ersten Aufgaben nach dem Kriege (...), diese Kulturstätte in würdiger Form der Öffentlichkeit zu 
übergeben” (Programmrede 1941, DS 523). 


Zum LS für das Museum vgl. NIB, gleichnamiger Akt. 

u Vgl. NIB, Akt "Museumsbau. Minoritenkirche", vgl. auch H. an Militärreg. 30.6.1945, NIB, Akt ohne Titel. 
#°  Frdl. Hinweis L.Hilmer, vgl. auch ZR 18528. 

0 Ygl. Notiz 23.1.1935, DS 846. 


ee 1933, ZR 20615. 1933: 7 Ärzte, 6 Berufssanitäter, 4 Krankenkraftwagen, 189 aktive Mitglieder; nach 
Zwangsauflösung des Arbeiter-Samariter-Bundes 22.12.1933 kamen 27 weitere hinzu. 
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Bislang war die Kolonne im ehemaligen städtischen Polizeigefängnis untergebracht, einem 
langgestreckten Gebäude mit Schmalseite zum Klarenanger”, das als verwahrlost, feucht und 
geradezu gesundheitsschädlich für die hier untergebrachten Berufssanitäter galt”. Schon in 
der Weimarer Zeit hatte es daher Pläne für einen Neubau gegeben. Mit dem Grundtausch 
zwischen Stadt und Staat im Jahr 1931, der dem Museumsprojekt diente, traten auch diese 
Pläne in ein konkretes Stadium. Nun wollte das Rote Kreuz seinen Neubau an der Ecke Molt- 
keplatz/Minoritenweg errichten, wo später das Neue Rathaus entstand. Konzipiert war das 
Gebäude als vierstöckige Anlage, die auch die Polizeidirektion, das städtische Einwohner- 
und Paßamt und den Amtsarzt aufnehmen sollte”. Auch Schottenheim unterstützte dieses 
Gemeinschaftsprojekt nachdrücklich, da er darin eine großangelegte Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahme sah und sich die Räumung des alten städtischen Bibliotheksgebäudes am Haid- 
platz versprach, wo bislang die Polizeidirektion notdürftig untergebracht war. Daher hätte er 
auch die benötigten städtischen Grundstücke kostenlos zur Verfügung gestellt”. Bald ergab 
sich jedoch, daß die Polizeidirektion nicht mehr an einer Beteiligung am Kolonnengebäude 
interessiert war”; ihr eigener Neubau an der Nordfront des Minoritenwegs, östlich anschlie- 
Bend an das Museum, war seit 1934 im Grundsatz beschlossene Sache. Nach diversen weite- 
ren Schwierigkeiten? entschied sich Schottenheim im Februar 1935 in Absprache mit Kreis- 
leiter Weigert, gegenüber ein neues städtisches Verwaltungsgebäude errichten zu lassen”. 
Ein Gemeinschaftsbau mit der Sanitätskolonne hätte diese überfordert, und so ließ Schotten- 
heim das Rathausprojekt unabhängig vom Kolonnenneubau vorantreiben”. Als Standort für 
diesen legte er nun einen weiter nach Osten in den Minoritenweg gerückten Bauplatz fest!” 
Die Finanzierung galt als gesichert”; Schottenheim selbst erreichte vom "Ärztlichen Versor- 
gungsverband bei der Bayerischen Versicherungskammer", daß dieser der Sanitätskolonne 
die benötigten Summen zur Verfügung stellte”. Das Engagement des Oberbürgermeisters für 
die Belange des Roten Kreuzes beruhte nicht nur auf seiner Eigenschaft als dessen Kreisvor- 
sitzender, sondern auch darauf, daß der Neubau des Kolonnenhauses zeitlich vor dem des 
Neuen Rathauses entstehen mußte, wenn man den beim Abbruch der Wohnhäuser am Mino- 
ritenweg entstehenden Wohnungsmangel durch die Nutzung des alten Kolonnenhauses auf- 


fangen wollte!®. 


Im Sommer 1935 begannen die Abbrucharbeiten am Minoritenweg'”, mit Herbstbeginn die 
eigentlichen Baumaßnahmen am Kolonnenhaus'” nach den Plänen des Regensburger Archi- 
tekten und Regierungsbaumeisters Beckers. Im Lauf des Jahres 1936 wurden auch die Finan- 


92 Adresse: Klarenanger 3, vgl. ZRa 14352 und ZR 20618. 

93 Bericht Zwick 15.3.1935, ZR 20620. 

9 Baupläne Landbau- und Stadtbauamt 19.1. bzw. 3.4.1933, ZR 20620, mit Erläuterungen (24.1.1933) auch in ZR 
19610. 

95 Sch. an PolDir 3.4.1933, ZR 19610. 

% Vermerk H. 6.9.1933, ZR 20620. 


97 Vgl. Stadt an Minn 16.10.1934, ZR 19610. Der Standort auch im Gespräch für die neue OWAG-Verwaltung und 
einen NS-Repräsentationsbau (Notiz Sch. 22.10.1934, DS 666, bzw. Schemm an Sch. 8.2.1935, ZR 20620). 


%8 Notiz 23.2.1935, DS 634; ebd. ein erstes Finanzierungsmodell. 
9 Notiz 4.3.1935, ebd. 
Spätere Adresse: Minoritenweg 4. 


101 Wgl], Notizen Sch. 8. und 22.3.1935, DS 634; Bericht Zwick 15.3.1935, ZR 20620: Neubaukosten 260000 RM, 
dann mit Einbau von Whg. für die Berufssanitäter 300000 RM, vgl. Sch. an Bayerische Versicherungskammer 
27.8.1935, ebd. 


102 Notiz Sch. 18.3.1935, DS 634, sowie 16.3. und 3.9.1935, ZR 20620; vgl. auch ZR 16305. 
103 Notiz Sch. 2.4.1935, DS 634. 


104 H, an Reichskommissar für Orts- und Landkrankenkassen Bayern 16.7.1936, DS 642. Erwähnt auch in Liste Ab- 
bruchmaßnahmen 1935, DS 666; vgl. BA 17.6.1935. 


105 Notiz Sch. DS 634. 
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zierungsverhandlungen abgeschlossen, und nach nur einjähriger Bauzeit, am 15.11.1936 - 


wenige Wochen nach der Grundsteinlegung für das westlich benachbarte Neue Rathaus - 
konnte der Neubau mit einem Festakt eingeweiht werden. Kolonnenführer Seboldt nannte das 
Gebäude ein künftiges Zentrum für den Zivilschutz bei Luftangriffen, während Schottenheim 
bereits das nächste Großprojekt am Minoritenweg öffentlich bekanntgab: ein Verwaltungsge- 
bäude der Ortskrankenkasse östlich des Kolonnenhauses'””. Dieses wurde lange nach Kriegs- 
ende ins Neue Rathaus einbezogen. 


c. Der Neubau der Polizeidirektion 


Schon 1932 hatte Polizeidirektor Bernreuther Neubaupläne für ein Direktionsgebäude ent- 
wickelt, um seine Behörde endlich aus ihrem äußerst beengten Notquartier, dem ehemaligen 
Bibliotheksgebäude der "Neuen Waag" am Haidplatz, verlegen zu können'®, Zunächst kon- 
zentrierten sich die Überlegungen auf einen Umbau des staatseigenen ehemaligen Garni- 
sonslazaretts an der Greflinger Straße, sogar fertige Pläne lagen bereits vor'”; doch scheiterte 
dieses Projekt schließlich, und die Lazarettgebäude wurden, wie bereits beschrieben, ander- 
weitig genutzt, unter anderem als Quartier der SS- und SA-Hilfspolizei. Nach Bernreuthers 
Ablösung im März 1933 sah sich sein Nachfolger Popp gezwungen, einen neuen Standort zu 
suchen. Sehr schnell legte man sich nun auf den Bereich am Minoritenweg fest. Zwar zer- 
schlugen sich im Spätsommer 1933 die erwähnten Pläne eines Gemeinschaftsbaus mit der 
Sanitätskolonne, doch nachdem sich Ministerpräsident Siebert vom heruntergekommenen 
Zustand des bisherigen Hauptquartiers am Haidplatz überzeugt hatte, ordnete das Innenmini- 
sterium einen beschleunigten Neubau an und genehmigte als Bauplatz hierfür den Hof der 
ehemaligen Minoritenkaserne''°. Daß sich dieser noch in Staatsbesitz befand, verbilligte das 
Projekt; zu dieser Zeit waren noch Gesamtaufwendungen von 400000 RM im Gespräch'!", 
wovon die Stadt zwangsläufig die Hälfte übernehmen mußte. 


Als die Polizeidirektion ihren Raumbedarf festgestellt hatte, ergab sich die Notwendigkeit, 
auch die östlich an den Hof anschließenden Gebäude entlang der Fahrbeckgasse in den Neu- 
bau einzubeziehen''?, obwohl die Umsiedlung der hier lebenden Mieter angesichts der Woh- 
nungsnot in Regensburg erhebliche Schwierigkeiten bereitete!””. Parallel zu den Grunder- 
werbsverhandlungen waren Finanzierung und technische Abwicklung des Neubaus zu klä- 
ren''*. Im März 1935 erklärte sich die Stadt bereit, ihren Kostenanteil - mittlerweile war die 


106 Vgl, Notiz Sch. 28.10.1935, DS 666; Einzelheiten in ZR 16305, vgl. Rh-Prot. 7.5.1936. Der städt. Zuschuß 
(20000 RM pro Jahr, begründet v.a. durch die Leistungen der Kolonne im Rettungsdienst) 1933 auf 15000 RM 
gekürzt und zu teilen mit dem SA-Sanitätssturm, vgl. ZR 20612. Allg. zum Rettungswesen: Fragebogen DGT 
2.9.1936, ZRa 13544, vgl. auch Gesetz 9.12.1937, RGBI 1S.1330. 


107 Text in NIS 17, auch erwähnt im RPB 8.12.1936. Presseberichte bei Weinmann $.235 und Ruh! (1989) $.62, vgl. 
auch BAP VII S.131. Zum baukünstlerischen Aspekt Jaumann 5.132. 


108 Vgl. allg. ZR 19610 und StA (1987) 3 gelb 632 = 2098 d. Vgl. HStAM MInn 72323-72325 zu den Polizeirevie- 
ren und 72327 zur Anmietung von Teilen des alten Stallgebäudes im Fürstl. Schloß (Waffnergasse 6) für Büro- 
und Lagerzwecke (Vertrag 30.4.1938). 


109 Pläne Landbauamt 21.1.1933, ZR 10416. 
110 Notizen Sch. 10.10. bzw. 27.11.1934, DS 637 und 666, sowie 16.10.1934 an MInn, HStAM MInn 71912. 


II Notiz Sch. 10.10.1934, DS 637, vgl. Vermerk H. 6.2.1935, ZR 19610. Ebd, der Streit um den Wert des Bauplat- 
Zes. 


H2 Notiz Sch. 4.2.1935, DS 637. 


113 Antrag Popp auf Zwangsenteignung 15.2.1935, ZR 19610, Genehmigung Reg. 27.3.1935, ZR 12254; Details in 
ZR 15941 und 19610. Der Bauplatz umfaßte rund 0,64 ha, sein Wert war mit 43000 RM veranschlagt, vgl. 
HStAM Minn 72322 (Beschriftung des dem Akt beiliegenden Lageplans). 


114 Einzelheiten in DS 637 und ZR 19610. 
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Rede von rund 650000 RM Gesamtkosten - in außerordentliche Haushaltspläne für 1935 und 
1936 aufzunehmen!". Allerdings hatte man die Begehrlichkeit der Polizei unterschätzt, die 
nun ständig neue Wünsche in ihre Pläne einarbeitete, so daß sich die veranschlagten Gesamt- 
kosten rapide erhöhten''°. Als das Innenministerium das Neubauprojekt im Sommer 1935 ge- 
nehmigte'!’, ergab sich bereits eine veranschlagte Bausumme von über 860000 RM, von der 
rund 390000 RM auf die Stadt entfielen! '®. 


Im Herbst 1935 erwarb die Polizeidirektion die Häuser an der Fahrbeckgasse''”, doch schei- 
terte ein sofortiger Baubeginn am Mangel an Arbeitskräften'”. Erst im folgenden Frühjahr 
begannen unter Leitung des Architekten Sepp die Abbrucharbeiten, im September wurde in 
Sieberts Anwesenheit das Richtfest gefeiert'”'. Auch an dieser Baustelle ergaben sich wie 
beim gegenüber entstehenden neuen Rathaus erhebliche Verzögerungen durch den Mangel an 
Baumaterial; der Bezugstermin mußte immer wieder verschoben werden!?”, Dennoch plante 
der Polizeidirektor bereits umfangreiche Erweiterungen, denn infolge der laufenden Vermeh- 
rung des Personals reichte der Gestapo-Flügel an der Fahrbeckgasse nicht mehr aus. So be- 
antragte Popp, auch den Ostflügel des Versorgungsamts (Bertholdstraße 2) in den Baukom- 
plex einzubeziehen”. Das Reichsarbeitsministerium, dem das Versorgungsamt unterstand, 
war einverstanden'”*, und während der erste Bauabschnitt Ende 1937 allmählich vollendet 
wurde, schloß man die Planung auch für diesen Erweiterungsflügel ab'”. 


Gleichzeitig setzten die Überlegungen der Stadtverwaltung über die künftige Nutzung der 
bisherigen Polizeidirektion am Haidplatz ein. Weigert wollte hier ein zentrales HJ-Heim ein- 
richten, Schottenheim zumindest einige der Räume für die Bibliothek reservieren, die aus 
dem Alten Rathaus hierher zu verlegen gewesen wäre. Schließlich kam auch noch die SS als 
Bewerber ins Gespräch'”‘. Tatsächlich haben - nach den von der Stadt finanzierten Umbauten 
- die SS im August 1938, die HJ kurz darauf die inzwischen instandgesetzten Räume am 


Haidplatz bezogen'”. 


Erst Anfang 1938 konnte das Hauptgebäude der neuen Polizeidirektion vollständig bezogen 
werden!®®. Das Hoheitszeichen über dem Haupteingang stammte von dem Regensburger 
Bildhauer Roider, der Entwurf dazu von seinem Münchener Kollegen Goebl'”, Im Haupt- 
treppenhaus wurden Reliefs angebracht, die stilisierte Stadtwappen ostbayerischer Städte 
darstellten, und in die Säulen des ersten Obergeschosses meißelten Roider und der Bildhauer 
Obermaier Kriegergedenktafeln ein'”. Noch nicht eingezogen war das Einwohneramt, über 


115 Sr-Prot. 15.3.1935. Zur Finanzierung vgl. Notiz Sch. und Bericht Ehrhardt 27.3.1935, DS 634 bzw. 637. 
116 Einzelheiten in HStAM MInn 71912. Notiz Sch. 17.5.1935 (DS 637): schon ca. 700000 RM. 

17 3.7.1935, HStAM Mlnn 71912. 

18 Vgl. Bericht Sailer 16.11.1936, DS 637, und Popp an Stadt 15.2.1938, StA (1987) 3 gelb 633 = 2098 d. 
u? Hierzu ZR 19610. 

2 BOm 17.3.1936. Baugenehmigung It. Rh-Prot. 13.3.1936. 


2! BA und VB 6./7.9.1936. Zum Baufortschritt: Mb DS 545 und 637 sowie Erinnerungen Sch., NIS 30 8.3597 ff. 
Presseberichte bei Ruhl (1987) S.15 ff. und (1989) S. 60 ff. 


22 Vgl. z.B. PolDir an MInn 16.4.1937, HStAM MInn 72322, und Mb 30.6.1937, DS 545 und 637. 
123 Popp an MInn 20.1.1937, HStAM Minn 71912. Es handelte sich um vom Reich gemietete Staatsgebäude. 
> 17.6.1937, HStAM Minn 72322. 


125 Popp an RfSSuChdDtP 21.12.1937, ebd. Die unter dem 20.1.1937 im BAP VII S.130 genannten Pläne offenbar 
aus einem früheren Planungsstadium. 


26 Vgl. Notizen Sch. Okt. 1937 bis Feb. 1938, DS 662. 
127 Mb Aug. 1938, DS 847, vgl. auch BOm 25.10.1938. 
28 BOm 25.1.1938. 

19 Mb 30.9.1937, DS 637. 


130 Mb 30.11.1937, ebd. Innenaufnahmen im Nachlaß Beschoren/Fotoalbum 7 (Stadtarchiv). Zum kunstgesch. 
Aspekt Jaumann $.132. 
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dessen Verstaatlichung seit langem verhandelt wurde. Und auch die Arbeiten am 
Erweiterungsbau sowie am Ostflügel des Versorgungsamts waren noch in Gang'”. Schließ- 
lich kam ab April 1938 ein Turnhallenneubau im Innenhof des Gesamtkomplexes hinzu'”. 
Erst im Mai 1938 wurden die Arbeiten an den Bürogebäuden abgeschlossen, und die Staats- 
polizeistelle Regensburg bezog ihr neues Quartier an der Fahrbeckgasse'”*. Der Turnhallen- 
bau sollte dagegen nochmals ein ganzes Jahr in Anspruch nehmen'”*. Insgesamt hatten nun 
alle Baumaßnahmen zusammen 1,54 Millionen RM verschlungen’, da sich die Stadt an den 
Kripo- und Stapoeinrichtungen allerdings nicht in voller Höhe beteiligen mußte, blieb es bei 
knapp 390000 RM, die sie letztlich zugeschossen hat. Das fertige Gebäude der Polizeidirek- 
tion war also Eigentum des Deutschen Reichs, im Jahr 1952 wurde es der Stadt übergeben’. 


d. Der Neubau des Technischen Rathauses 


Überlegungen zur Erweiterung des überlasteten (Alten) Rathauses hatte es seit langem gege- 
ben, doch waren sie an den hohen Kosten für den Ankauf der Nachbargebäude und der da- 
durch zu erwartenden Verschärfung der Wohnungsnot gescheitert. Auch für ein neues Ver- 
waltungshochhaus an anderer Stelle hatte es schon in den frühen zwanziger Jahren Pläne ge- 
geben, die man nun, im Jahr 1935, als Beispiel einer dekadenten Bauplanung hinstellte'”. Im 
Februar 1935 fiel die Entscheidung für ein neues städtisches Verwaltungsgebäude, die Orts- 
krankenkasse hatte soeben ihre Bereitschaft signalisiert, mit der Sanitätskolonne gemeinsam 
einen Neubau zu errichten, und nun entwickelte Schottenheim die Idee, daß auch die städti- 
sche Sparkasse, die über genügend Geld verfüge, sich anschließen solle'*. Im Zuge dieser 
Gespräche ergab sich, daß die Sparkasse ebensogut der Stadtverwaltung einen repräsentativen 
Neubau vorfinanzieren könne. 


Im Juni 1935 stellte Schottenheim das Projekt eines Gemeinschaftsbaus mit der Sanitätsko- 
lonne der Öffentlichkeit vor. Er sollte an der Stelle des früheren "Blechernen Ecks”, an der 
Ecke Moltkeplatz/Minoritenweg entstehen und rund 1 Million RM kosten'””. Das neue 
"Technische Rathaus" sollte Dimensionen erhalten, daß "auch nach Generationen mit einer 
flächenmäßigen Erweiterung nicht mehr gerechnet werden braucht", Während man noch 
den Raumbedarf festlegte, entschied sich Schottenheim wegen der überhöhten Ansprüche der 
Sanitätskolonne allerdings doch für einen Alleingang der Stadt. Gegenüber der Öffentlichkeit 
rechtfertigte er den aufwendigen Neubau natürlich nicht mit dem Bedürfnis der Stadtspitze 
nach architektonischer Selbstdarstellung, sondern mit einem ganzen Bündel sachlicher Mo- 
tive. Sie reichten von der Vereinfachung der Verwaltungsarbeit über die gebotene größere 
Bürgernähe und die Stimulierung des Arbeitsmarkts bis zur Behebung der Wohnungsnot, 
denn bislang lagen die städtischen Dienststellen überall im Stadtgebiet verstreut, teils auch in 
angemieteten Büroräumen - ein Zustand, der von vielen Bürgern als äußerst lästig empfunden 


BI Mb 31.1.1938, DS 637. 
132 Mb 1.3.1938, ebd. Einzelheiten in HSCAM Minn 72326. 


133 Mb 30.5.1938, DS 637. In StA (1987) 3 gelb 632 = 2098 d Pläne, demnach 2 Untergeschosse im Gestapoflügel; 
im tieferen Keller angeblich die Folterzentrale. 


133 Vgl, Mb ab Ende 1938, DS 667. 

135 Gesamtabrechnung 25.10.1939, festgestellt vom RfSSuChdDtP, HStAM Minn 72322. 
136 TA 14.11.1952. 

137 BA 27.9.1935. 

138 Notizen 6.2.1935, DS 666. 


139 BA 17.6.1935, vgl. BA und BOm 21.6.1935, Nachtausgabe 19./20.6.1935, RE 21.-27.6.1935. Die Meldung auch 
in auswärtigen Blättern. 


140 Notiz Sch. 8.3.1935, DS 634. 
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wurde, da er Behördengänge zu einer zeitraubenden und komplizierten Angelegenheit werden 
ließ. Doch nicht nur diese praktischen, auch ideologische Überlegungen flossen ein: Schot- 
tenheim verwies auf die Stadt als Organismus, bei dem sich wie in der Familie, aber auch in 
der Volksgemeinschaft, die einzelnen Glieder um einen zentralen Punkt scharen sollten. Es 
lag also nahe, einen derartigen Kristallisationspunkt künstlich zu schaffen, von dem aus das 
Leben der Bürger organisiert - und überwacht - werden konnte: die "Herzkammer" städti- 
schen Lebens’. Sicherlich hat auch der Wunsch des Oberbürgermeisters eine Rolle gespielt, 
sich selbst mit einem monumentalen Großprojekt ein Denkmal zu setzen, gerade in Konkur- 
renz zur Gauhauptstadt Bayreuth. Zumindest die Presse sprach jedenfalls davon, daß das neue 
Rathaus "den gesunden Geltungswillen einer Stadt von der Bedeutung Regensburgs entspre- 
chend wirkungsvoll betonen" solle!”. Hinzu kam das Moment einer symbolischen, der 
"natürlichen Entwicklung" entsprechenden Öffnung der Stadt nach Osten: Es "öffnet sich im 
Osten die Donauebene, liegt im Stadtosten die wichtigste Industrie und liegt nicht zuletzt im 
Osten das weite Grenzland, dem Regensburgs Gesicht immer zugewandt sein muß. Der 
Stadtwesten wird, wie fast überall, die bevorzugte Wohngegend bleiben; die Altstadt das 
ehrwürdige Denkmal einer großen Vergangenheit; dem Osten aber gehört die Zukunft des 
schaffenden Regensburgs."'** Der Autor dieser Zeilen konnte nicht ahnen, daß sich ein Jahr 
später mit den Flugzeugwerken der größte Industriebetrieb, den es in Regensburg je gegeben 
hat, ausgerechnet im Stadtwesten ansiedein würde. Will man die Motive der Standortwahl für 
das Neue Rathaus daher ein wenig prosaischer zusammenfassen, so ergibt sich, daß im Alt- 
stadtbereich - einen zweifellos vorhandenen Respekt vor der historischen Bausubstanz vor- 
ausgesetzt - sonst nirgends genügend Platz für Neubauprojekte dieser Größenordnung zur 
Verfügung stand. Das erforderliche Gelände befand sich größtenteils in städtischem Besitz, 
und mit der Erwerbung der Restflächen und der Räumung der abzureißenden Gebäude hatte 
man sich bereits bei der Planung der anderen Neubauprojekte ausführlich befaßt'*. 


Die Finanzierung des Rathausneubaus erfolgte mit Hilfe der Sparkasse und der städtischen 
Werke!*, Diese mußten entsprechend dem künftig von ihnen belegten Anteil an den 
Büroräumen einen Baukostenzuschuß leisten'“, die Hauptlast hatte dagegen die Sparkasse 
aufzubringen, den Verwaltungsneubau zu errichten und ihn anschließend an die Stadtver- 
waltung zu vermieten“. 


Zunächst oblag die Bauplanung dem Stadtbauamt, doch war Schottenheim von den Ergebnis- 
sen entsetzt. Die Vorlage sei "unmöglich; es fehlt jeder Schwung, es fehlt jede architektoni- 
sche Schönheit, die gelieferte Zeichnung hätte genau so gut von einem tOjährigen Schulmä- 
del erstellt sein können"'®. Auch Innenminister Wagner soll sich mit den Worten: "Was soll 
das sein ? So etwas gibt es im 3.Reich nicht" über die Rathausplanung geäußert haben'”. 
Nachdem sich somit Bayerns "starker Mann" eingemischt hatte, entschloß sich Schottenheim, 
die ganze Angelegenheit auf den Regierungspräsidenten abzuwälzen: Wichtig sei, "daß Holz- 


141 RE 21.6.1935 und BA 17.9.1936. 
142 RE 25 21.6.1935. 
143 Ebd. 


14 D_M.-Luther-Straße 3-5, Minoritenweg 4-6. Erwerb des letzteren 22.8.1935 durch die Stadt, die Vorbesitzer 
kauften dafür der jüd. Familie Landauer Sternbergstraße 9 ab (ZRa 14357). Weitere Grundgeschäfte in ZRa 
14239, 14280, 14304 und 14655. Zum Abbruch D.-M.-Luther-Straße 5: ZRa 14354. 


145 Vg], Notizen Sch. Frühjahr 1935, DS 634. 
46 Verf. Sch. 28.6.1935, DS 633. 


Beschluß Verwaltungsrat der Sparkasse (14.5.), Erbbaurechtsvertrag (18.5.) und abschließende Vereinbarung 
(24.5.1935), ebd. Am 20.4.1936 nannte Schipper Gesamtkosten von 1,1 mio RM, von denen die Werke 390000 
RM tragen sollten, vgl. Rh-Prot. 7.5.1936. 


148 Notiz 26.6.1935, DS 634. 
149 Notiz Sch. 22.6.1935, ebd. 
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schuher dafür seinen Kopf hinhält"'”. So kam es kurz nach Beginn der Abbrucharbeiten am 
Minoritenweg zum Abschluß eines Vertrags mit dem angesehenen Münchener Architektur- 
büro Hönig & Söldner'”'. Erneut ergab sich jedoch eine unerwartete Komplikation durch 
Wagners Eingreifen, der sich zufällig am Tag des Vertragsabschlusses in Regensburg aufhielt 
und die Ausschreibung eines Architektenwettbewerbs verlangte. Die Stadt fand eine elegante 
Lösung, indem sie tatsächlich einen solchen Wettbewerb ausschrieb, ihn aber mit 
"Städtebauliche Ausgestaltung des Moitkeplatzes” betitelte, während die Rathausplanung 
selbst dem Büro Hönig & Söldner verblieb'”. Im Herbst 1935 legte es erste Entwürfe vor'?, 
doch sollte nochmals ein ganzes Jahr vergehen, bis man den Bau tatsächlich beginnen konnte; 
vor allem die Arkadenüberbauung der D.-Martin-Luther-Straße bereitete erhebliche Pro- 
bleme. 


Erst im Frühjahr 1936 lagen die Baupläne vor. Es ergaben sich nun Gesamtkosten von 
1,3 Millionen RM, womit Schippers erster Voranschlag um fast 100 % überschritten war'*. 
Im Juni 1936 begannen die Arbeiten'°°, und kurz vor der Fertigstellung des benachbarten 
Sanitätskolonnengebäudes, im Herbst 1936, legte Schottenheim den Grundstein für das 
Technische Rathaus'°*. Zunächst entstand der Nordflügel am Minoritenweg, dann derjenige 
entlang der D.-Martin-Luther-Straße samt deren Arkadenüberbauung. Dabei ergaben sich die 
üblichen Verzögerungen, bedingt durch den Mangel an Material und Facharbeitern'”. Erst 
nach einem Jahr konnte das Richtfest gefeiert, Anfang 1938 die Arkadendurchfahrt der 
D.-Martin-Luther-Straße für den Verkehr freigegeben werden; die feierliche Einweihung des 
neuen Technischen Rathauses erfolgte am 9.7.1938'°®. Der Bevölkerung wurde es als bei- 
spielhaft für einen gelungenen modernen Zweckbau vorgestellt”: Sämtliche Steuer-, Abga- 
ben-, Miet- und Pachtangelegenheiten könne der Bürger nun hier erledigen!®. Daneben be- 
herbergte das Gebäude die Verwaltung der städtischen Werke sowie die verschiedenen Ab- 
teilungen des Bauamts. Den Ratsherren diente der große Saal im Arkadenüberbau als Sit- 
zungssaal, und im Untergeschoß, das auch für den Luftschutz ausgebaut worden war, befand 
sich eine Kantine für die städtische Belegschaft. 


Schon bei seiner Einweihung reichte der Rathausneubau nicht mehr aus. Entgegen der ur- 
sprünglichen Planung hatte man aus Platzmangel verschiedene Ämter nicht dorthin verlegen 
können, nach wie vor wurden heftige Klagen über die Raumnot in einzelnen Dienststellen 
laut, und schon Ende 1938 forderte Schottenheim Berichte aller Geschäftsabteilungen über 


150 Ebd. 


151 Vermerk Schipper 16.7.1935, ZR 17536. Prof.Hönig war zeitweise Präsident der Reichskammer der Bildenden 
Künste, sein Honorar für den Rathausneubau betrug 40000 RM, vgl. Notiz Sch. 1.7.1935, DS 634. 


152 Plastischer Fassadenschmuck vom Münchener Bildhauer Prof.Baur (Vergütung 7000 RM, vgl. ZR 18562). Zum 
kunstgesch. Aspekt: Ruhl (1987) S.12 ff. und Jaumann S.132, vgl. auch DS 635 und BA 29.5.1937. Zur Kunst- 
uhr: Akt A 1972/52 (Stadtarchiv). 


153 Notizen Sch. 16.7., 19.9. und 30.10.1935, DS 634, bzw. 28.10.1935, DS 666; vgl. undatierte Notiz, wohl 
Aug.1935, DS 838. 


Vgl. Notiz Sch. zur Liste laufender Bauprojekte, DS 666 ("das gleiche Bild, das wir in Rgbg. schon so oft erlebt 
haben"). Zu seinen Finanzierungsplänen: Notiz 7.4.1936, DS 634. 


135 Ankündigung Baubeginn und Klärung der Auftragsvergabe: Rh-Prot. 17.6. und 29.7.1936, vgl. BA 3. und 
22.7.1936. 


156 Alle städt. Beamten hatten an der Feier am 26.9.1936 teilzunehmen (Verf. 22.9.1936, ZRa 14103). Textentwurf 
für Grundsteinurkunde in DS 636, vgl. Rh-Prot. 12.8.1936. Zum Baufortschritt: Mb Bauamt, DS 545 und 634; 
Presseartikel bei Ruhl (1989) S.59 f, 


157 Vgl. RPB 7.11.1936. 
158 Ansprache Sch. in NIS 13, vgl. BOm 11.7.1938. 


15% BOm, BA und VB 16.3.1938; Textgrundlage in PSt 500. Vgl. auch BA 11.-12.6.1938, Grundlage: offizielle 
Presseführung (vgl. PSt 506), und BA 9.-10.7.1938. 


Zur Verlegung städt, Dienststellen: ZRa 14299. Auch im Alten Rathaus wurden Räume frei, vgl. DS 675. 
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ihren zusätzlichen Raumbedarf'‘'. Es entstand der Plan für ein weiteres neues Verwaltungs- 
gebäude in unmittelbarer Nachbarschaft zum Rathaus, an der Stelle des sogenannten Neu- 
meier-Blocks, der die Südfront des Moltkeplatzes bildete. 


Im Sommer 1939 ging das neue Rathaus in städtischen Besitz über. Der Kaufpreis, identisch 
mit den Baukosten, belief sich auf 1,14 Millionen RM. Zusammen mit den Erwerbungskosten 
selbst ergab sich eine Gesamtsumme von 1,19 Millionen RM, von der mittlerweile 
780000 RM aus Rücklagen zur Verfügung standen. Der Rest wurde vor allem dadurch 
beglichen, daß die Stadt der Sparkasse die Anwesen Am Spielhof 1 und Brauergasse | 
abtrat'®. 


e. Arbeitsamts-Neubau und Erweiterung der Kinderklinik 


Das staatliche - 1939 vom Reich übernommene - Arbeitsamt befand sich im Anwesen D.- 
Martin-Luther-Straße 21, das der Holzhandelsgesellschaft Regensburg gehörte und an die 
städtische Kinderklinik angrenzte; sein Mietvertrag lief bis 1940'%,. Von dem ständig über- 
belegten, von Dr. Schaudig geleiteten Krankenhaus, dem einzigen seiner Art in Ostbayern’, 
ging die Initiative für eine Veränderung des bestehenden Zustands aus, denn es suchte drin- 
gend Räume zur Erweiterung seiner Kapazität und wollte hierzu das Nachbargebäude erwer- 
ben. Bei den ersten Sondierungsgesprächen mit dem Landesarbeitsamt im Sommer 1936 
zeigte dieses allerdings nur geringe Bereitschaft, das Anwesen an der D.-Martin-Luther- 
Straße vor Vertragsablauf zu räumen und einen Neubau an anderer Stelle zu errichten. Auf 
größeres Entgegenkommen stieß man dagegen beim Reichsarbeitsministerium. Vor allem fiel 
hier kein Wort davon, daß die Stadt dem Arbeitsamt ein Ersatzquartier beschaffen solle. 
Nachdem sie Ende 1936 das Arbeitsamtsgebäude erworben hatte und dabei in den bestehen- 
den Mietvertrag eingetreten war'®, zeigten sich die Berliner Stellen, wenn auch ungern, zu 
einem Neubau bereit, der möglichst parallel zu dem der Ortskrankenkasse entstehen sollte'®. 
Als Bauplatz hierfür schlug Schottenheim das Gelände östlich des geplanten Neubaus der 
AOK an der Ecke Minoritenweg/Kirschgäßchen vor'®’. Dieser Standort paßte vorzüglich in 
sein Konzept, das hier entstehende Verwaltungsviertel mit weiteren Behördenbauten nach 
Osten auszudehnen. Zudem wollte er "durch den Eingang von der Kirschgasse aus (...) öf- 
fentliche Plätze und Straßen durch das Bild von Arbeitslosen nicht beeinträchtigt” sehen'®. 
Zugleich begannen die Vorarbeiten für den Zwischentrakt, der das bisherige Arbeitsamt mit 


161 Verf. 20.12.1938, u.a. in ZRa 14358. 


Im letzteren seit 1937 Steinweger Zweigstelle der Sparkasse (vgl. Notiz Sch. 6.10.1934, DS 666). Details in DS 
633 und ZRa 14471 (Kaufvertrag 3.7.1939), vgl. auch HM 1378 (Grundstücksverkehr 1939), Rh-Prot. 25.5. und 
7.6.1939 sowie Programmrede Sch. 20.7.1939 (Text ZR 11243). Zu den Verwaltungskosten für das Neue Rat- 
haus: HM 1549. 


Vermerk Zwick 16.11.1936, DS 638; Außenstelle des AA im städt. Verwaltungsgebäude Kassiansplatz 3, vgl. 
ZR 10821. 


164 Einzelheiten in DS 638. Zur Geschichte der Klinik vgl. Jb 1926, DS 67t; damals war sie in das der Stadt ver- 

machte Anwesen D.-M.-Luther-Straße 19 verlegt worden. Betriebsberichte Kinderklinik in ZRa 13590 und ZRa 

13597, 

Zu den Kaufverhandlungen mit der Holzhandelsgesellschaft: DS 638 f. 

166 Vermerk Zwick 25.1.1937, DS 638 und 639; hier und in DS 671 die weiteren Verhandlungen. 

167 Notizen Sch. 28.7., 9.9. und 5.10.1936, DS 666, 639 bzw. 671, vgl. Vermerk Zwick 16.11.1936, DS 638 und 
639, 


168 Note an Zwick 9.12.1936, DS 638. 
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der bestehenden Kinderklinik verbinden sollte, ihre unbedingt nötige Erweiterung diente als 
169 


Hauptargument für eventuelle Enteignungen am Minoritenweg ””. 
Nach den Angaben des Arbeitsamts über seinen Raumbedarf errechneten sich Gesamtkosten 
von rund 250000 RM für den Neubau!”. Daß sich in der Angelegenheit nun monatelang 
nichts mehr bewegte'”', lag allerdings weniger am Kapitalbedarf als an der angespannten 
Lage auf dem Baumarkt. Da jedoch die Kinderklinik dringender denn je auf ihr Nachbarge- 
bäude angewiesen war!’*, überzeugte man in mühevollen Verhandlungen schließlich die zu- 
ständigen Stellen in Berlin, daß ein Arbeitsamtsneubau in Regensburg in die höchste Dring- 
lichkeitsstufe gehöre!”. So gab es Ende 1937 hierfür berechtigte Hoffnungen'”. Seit kurzem 
lagen auch die von Regierungsbaumeister Beckers erarbeiteten Entwürfe vor, wonach ein 
möglichst großer Flügel entlang des Kirschgäßchens entstehen sollte, um am Minoritenweg 
selbst Platz für den späteren Neubau des Gesundheitsamts zu sparen. Die Baufirma Schricker 
hatte sich bereit erklärt, als Trägerin des Neubaus aufzutreten, und somit war seine Finanzie- 
rung gesichert'”°, Die Eisenzuteilung war genehmigt, Ersatzwohnungen für die umzuquartie- 
renden Mieter standen bereit, die Stadt mußte nur noch das benötigte Gelände erwerben’. 
Dies gelang allerdings erst im Frühjahr 1938'’’. Ein Vierteljahr später, als auch das Modell 
für die Erweiterung der Kinderklinik fertiggestellt wurde'”®, begannen die Abbrucharbeiten 
für das neue Arbeitsamt am Minoritenweg!””. Nun zeigten sich gravierende Planungsmän- 
gel’, und kaum war dieses Problem gelöst, ergab sich der nächste Rückschlag: Der Neubau 
mußte aus Eisenmangel zurückgestellt werden'®'. Erst Ende 1938 begannen die Bauarbeiten 
an der Kinderklinik'®, im Februar 1939 diejenigen am neuen Arbeitsamtsgebäude'”. Bis 
Sommer 1939 konnte man beide Rohbauten noch fertigstellen; für das neue Arbeitsamt 
wurde kurz vor Kriegsbeginn Richtfest gefeiert, während man dem Zwischentrakt der Kin- 
derklinik gerade den Dachstuhl aufsetzte'**. Somit zählten beide Baumaßnahmen zu der Ka- 


19 Berichte Zwick 10.11.1937, ebd., und Kinderklinik 12.1.1938, DS 671; Näheres in DS 639, vgl. auch BOm und 
BA 4.2.1938 sowie PSt 500 und NIS fQ. 


170 Vermerk Zwick 25.1.1937, DS 638 und 639. Am 7.11.1936 (DS 638) hatte Sch. noch bis zu 250000 RM ange- 
setzt. Geplanter AA-Neubau und Erweiterung der Kinderklinik auch im RPB 8.12.1936 erwähnt. 


11 Vgl. Mb Bauamt März 1937, DS 545. 


172 Sch. bot dem AA sogar an, ihm das Thurn-und-Taxis’sche Erbprinzenpalais (Bismarckplatz 8) zu vermitteln, wo 
das Bauamt untergebracht war, das nun ins Neue Rathaus umzog (Sch. an AA-Direktor Miersch 17.9.1937, DS 
638). Weitere Einzelheiten in ZR 16408, 


173 Bericht Zwick über Berliner Verhandlungen, wohl Nov. 1937, DS 638 und 639. 

U4 Vgl. Notizen Sch. 3., 11. und 13.11.1937, DS 639 bzw. 641. 

IR Vertrag Reichsanstalt-Schricker 14.5.1938, vgl. DS 638. Einzelheiten und Pläne 17.11.1937 ebd. und DS 639. 
176 Lt, Mb Bauamt Dez. 1937 (DS 545) Baubeginn Frühjahr 1938. 


er Baupläne Oberfinanzpräsidium Nürnberg 31.1.1938, DS 638. Zur Geländebeschaffung: ebd. und DS 639, vgl. 
Rh-Prot. 4.2.1938. Kaufvorvertrag 24.3.1938 in ZR 16078 und DS 638, vgl. ZR 15032 zum Ersatzbauplatz für 
die Besitzer von Minoritenweg 16. Erwerbung Kirschgäßchen 4 am 4.7.1938, vgl. DS 640, ZR 16078 und Rh- 
Prot. 39.6.1938. 

178 Mb 20.6. und Notiz Sch. 5.7.1938, DS 671. Geplant ein Zwischentrakt (130 statt bisher 80 Betten), dann 
"Adaptierung” des Gesamtkomplexes; Gesamtkosten 250000 RM, vgl. Rh-Prot. 27.5. und 18.11.1938, Mb 
31.12.1938, DS 667 und 671 sowie VB, BOm und BA 12.12.1938, 

179 BA 4.5.1938 (Text PSt 506), Rh-Prot. 12.5.1938 und Notiz Sch. 8.6.1938. 


180 Ohne Verhandlungen über den Abriß des Privathauses gegenüber war an der engsten Stelle des Minoritenwegs 
ein Säulenvorbau geplant; so mußte der gesamte Neubau zurückversetzt werden. Einzelheiten in ZR 16078 und 
DS 638 f. 


181 AA an Sch. 18.8.1938 und dessen Einspruch beim Landesarbeitsamt 26.8.1938, DS 638. 

182 Vgl. Rh-Prot. 5.12.1938. 

183 Pressegespräch Sch. 12.12.1938, PSt 500, Mb Bauamt 28.2.1939, DS 667, vgl. BOm 14.2.1939. Endgültige 
Baupläne 20.12.1938, vg]. BAP VI S.133. 

184 Einladung zum Richtfest in DS 638 und NIS 1, vgl. BA und BOm 21.7.1939. Zum Baufortschritt bis Herbst 
1939: Mb Bauamt, DS 667 und 671, vgl. auch Programmrede Sch. vor den Rh. 20.7.1939, Text ZR 11243. Zur 
Presse Ruhi (1989) S.63. 
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tegorie, die trotz des Bauverbots, wenn auch langsam und immer wieder unterbrochen durch 
den Mangel an Baueisen, weitergeführt werden konnten. Anfang 1941 stand das Arbeitsamt 
"vor der Vollendung"'®, im Herbst dieses Jahres berichtete Schottenheim von der Schritt für 
Schritt durchgeführten Vereinigung des Gebäudes der Kinderklinik mit dem nunmehr ge- 
räumten alten Arbeitsamt, Um die Mängel der Lage an der verkehrsreichen D.-Martin-Lu- 
ther-Straße auszugleichen, spielte der Oberbürgermeister außerdem mit dem Gedanken, nach 
Kriegsende entweder einen kompletten Neubau an anderer Stelle zu errichten oder aber zu- 
mindest Nachbargrundstücke zu erwerben, um der Kinderklinik einen Garten zu schaffen'”. 


f. Das Neubauprojekt der Ortskrankenkasse 


Seit 1920 war die AOK im Gebäude Wittelsbacherstraße 1 untergebracht, einem ehemaligen 
Cafehaus aus dem 19.Jahrhundert. Von Anfang an herrschten dort beengte Verhältnisse, die 
sich mit der steigenden Mitgliederzahl der ADK zunehmend verschärften. Sie betreute An- 
fang der zwanziger Jahre rund 20000, Mitte der dreißiger Jahre etwa 30000, nach der Ein- 
gliederung einiger Nachbarbezirke im Jahr 1936 sogar 37000 Versicherte'®. Die Neuansied- 
lung des Flugzeugwerks wie auch die allgemeine Konjunkturbelebung ließen eine weitere 
sprunghafte Steigerung erwarten. Auf Dauer war ein Neubau nicht zu umgehen, der vor allem 
endlich eine großzügige Schalterhalle beherbergen mußte'””, 

Schon während der Vorbereitungen für die Neubauten der Sanitätskolonne und des Rat- 
hauses, Anfang 1935, hatte die Ortskrankenkasse eigene Neubaupläne bekannt gegeben!” 
und sehr schnell ihre Bereitschaft erklärt, sich an der Neugestaltung des Minoritenwegs zu 
beteiligen'”'. Unter der Hand bemühte sich die Stadt daraufhin, die restlichen Gebäude an der 
Südseite des Minoritenwegs bis zum Kirschgäßchen zu erwerben”, Bald ergaben sich jedoch 
erhebliche Spannungen mit der Leitung der AOK, der Schottenheim intern mangelnde Ent- 
scheidungsfreude vorwarf'”°. Dies ging so weit, daß er Innenministerium und Gauleitung ein- 
schaltete und seine Referenten anwies, "Schwierigkeiten mit Schwierigkeiten zu beantwor- 
ten": "Bis auf weiteres werde ich jede Baumöglichkeit der örtlichen Krankenkasse polizei- 
lich verhindern"!”, Endlich gab diese nach, und Ende 1936 kam es zum Vertragsabschluß. 
Die AOK erklärte sich nun bereit, den größten Teil des fraglichen Geländes am Minoriten- 
weg zu erwerben, während die Stadt erhebliche Gegenleistungen zusicherte'” und sofort mit 


185 Programmrede Sch. 1941, DS 5323. Bauplatzverkauf an Reichsarbeitsministerium: Rh-Prot. 4.7.1940, vgl. ZR 
16078. Kaufvertrag 14.6.1940 auch erwähnt in DS 798 und HM 1381. 

186 22.9.1941 an Kollegen in Warschau, NIS 15. 

187° Programmrede Sch. 1941, DS 523 und ZR 3723. 

188 H, an Reichskommissariat für Orts- und Landkrankenkassen Bayerns 16.7.1936, DS 642. 


nan Vgl. zum Gedränge vor und hinter den Benutzerschaltern das Foto BOm 14.1.1938, vgl. auch AOK an Sch. 
21.3.1938, DS 641. 


190 Notizen Sch. 5. und 6.2.1935, DS 666, vgl. HA-Prot. 20.2.1935; Standort noch Wittelsbacher Straße. 

191 Vgl. Notizen Sch. Frühjahr 1935, DS 634. 

192 Zu den Kaufverhandlungen Minoritenweg 6, 8 und 10 vgl. DS 642. 

193 Vgl, Notizen DS 634 und 641, mehrfach mit scharfer, teils verächtlicher Kritik. Vgl. auch Erinnerungen Sch. 
NIS 30, hier $.3395 f. 

194 Notizen 16. und 18.7.1935, DS 641 und 666; gemeint wohl die Konzession für ein Cafe im AOK-Gebäude Wit- 

telsbacherstraße. Weitere Einzelheiten in DS 641 f., 666 und 834. 

Notiz 7.9.1936, DS 641. 

2 Vertrag 6.11.1936 und Einzelheiten, auch zur Finanzierung des Neubaus, in DS 641 f. Mit Beschluß 30.6.1944 
bezifferte ADK-Direktor Süß die städt. Leistungen auf rd. 29000 RM (DS 642). Der geplante Neubau bereits er- 
wähnt im RPB 8.12.1936. 
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den Abbrucharbeiten begann”. Baubeginn sollte im Frühjahr 1937 sein!”®, als Architekt er- 
neut Regierungsbaumeister Beckers fungieren'”. 


Sehr bald erwies sich der Eisenbedarf als entscheidendes Hindernis für den Neubau”, und 
die AOK mußte ihr Baugesuch vorübergehend zurücknehmen. Erst im Mai 1938 teilte das 
Reichswirtschaftsministerium überraschend das erforderliche Eisen zu?”, und das letzte 
benötigte Grundstück wurde erworben?”, doch kamen nun das Neubauverbot von Sommer 
1938, dann die generelle Kreditsperre dazwischen””. Erst Anfang 1939 genehmigte das 
Reichsversicherungsamt gut eine halbe Million RM für den Neubau”. So konnten nun, nach 
über vierjähriger Vorlaufphase, endlich die Bauarbeiten beginnen”. Zunächst nahm man das 
geplante Rückgebäude mit der großen Schalterhalle in Angriff, das bis Kriegsbeginn immer- 
hin im Rohbau fast fertiggestellt wurde, während man beim dreigeschossigen Hauptgebäude 
über die Fundamente kaum mehr hinauskam; die Baustelle mußte stillgelegt werden?”. Im 
Frühjahr 1941 genehmigte das Reichsarbeitsministerium - als reichsweite Ausnahme - den 
Weiterbau zur Sicherung der bereits bestehenden Bauteile, die als stark witterungsgefährdet 
galten. Zwar wurde Architekt Beckers zum gleichen Zeitpunkt zum Wehrdienst eingezo- 
gen”, doch stellte man offenbar die Schalterhalle im Rohbau noch fertig, denn in den späten 
Kriegsjahren stand sie als Quartier für ein ausgebombtes Nürnberger Speziallabor zur De- 
batte?®, Erst 1951/52 konnte die Gesamtanlage vollendet werden, 1977/78 wurde sie ins 
Neue Rathaus einbezogen?®, 


g. Weitere Neubauprojekte am Minoritenweg 


Der geplante Neubau des (1936 eingerichteten) Gesundheitsamts am Minoritenweg wurde 
nicht mehr verwirklicht. Diese Behörde war bislang völlig unzureichend im Anwesen Drei- 
Kronen-Gasse 3 untergebracht”. Ihr Leiter, Bezirksarzt Dr. Pius Scharff, dachte zunächst an 
einen Neubau neben dem Finanzamt an der Landshuter Straße?!', ging jedoch Ende 1937 be- 
reitwillig auf Schottenheims Vorschlag ein, die Baulücke zwischen AOK und Arbeitsamt zu 
füllen?'”. Im März 1938 lagen die Pläne des Landbauamts vor, und auch die Finanzierung 
schien durch ein ähnliches Modell wie beim Arbeitsamt gesichert, die Firma Tausendpfund 


19 


< 


Ab 7.11.1936: Minoritenweg 6, vgl. Mb Bauamt 30.4.1937, DS 545 und 666. Am 22.12.1936 erwarb die Stadt 
Minoritenweg 8 und 10 und begann mit der Räumung der Häuser, im Frühjahr 1937 mit den Abbrucharbeiten 
{Mb Bauamt 30.4.1937, DS 545 und 666). 


198 Notiz Sch. 14.12.1936, DS 641. 

19 Süß an städt. Versicherungsamt 10.5.1937, DS 642. 

209 Vgl. RPB 5.6.1937 und Notizen Sch. 3., 11. und 13.11.1937, DS 639 bzw. 641. Einzelheiten in DS 642. 
201 Erlaß 16.5.1938, DS 642. 

202 Minoritenweg 12 (11.6.1938), vgl. HM 1377. 

203 Vgl. Notizen Sch. 5.7. und 4.10.1938, DS 641. 

204 8.3.1939, Abschrift DS 642. 

205 Sch. wohl an AOK 24.5.1939, DS 642, vgl. BOm 4.4.1939. 


206 Zustand nach der Stillegung nach Beckers 13.11.1940, DS 642. Vgl. zum Baufortschritt bis dahin Mb Bauamt, 
DS 641 und 667, vgl. auch Rh-Prot. 12.1.1940 und allg. Ruhl (1989) S.63. 


207 Süß an Reichsversicherungsamt 14.5.1941, DS 642. 


208; Vgl. Schriftwechsel H.-Gauleitung, LWA und Fa.Pfrimmer, die hier Blutserum produzieren wollte 
(Okt./Nov.1943, DS 889). Gescheitert an der Unterbringung auswärtiger Arbeitskräfte und den zu aufwendigen 
Installationsarbeiten. 


209 BAP VIIS.132. 

210 Sch. an Bayer. Finanzministerium 24.6.1938, DS 643. 

211 Notiz Sch. 20.1.1937, ebd. 

212 Notiz Sch. 2.12.1937, DS 641. Vgl. Bericht Zwick 12.1.1938 (DS 638) zu Vorarbeiten des MInn, 
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wollte als Bauträgerin auftreten”. Zwar genehmigte das Innenministerium den Neubau noch, 


und die Stadt erwarb die benötigten Grundstücke?'*, doch traten nun die gleichen Verzöge- 
rungen ein wie bei allen anderen Bauvorhaben”'”. Unter Kriegsbedingungen war nicht mehr 
an eine Ausführung des Neubaus zu denken?'‘, erst in den Jahren 1955/56 entstand an der ur- 
sprünglich für das Gesundheitsamt vorgesehenen Stelle ein Erweiterungsbau des benachbar- 
ten Arbeitsamts. 


Waren die Pläne des Gesundheitsamts immerhin noch bis zur Baureife gediehen, so blieb der 
von Schottenheim seit Ende 1937 verfolgte, noch Anfang 1941 als vordringlich angesehene 
weitere Ausbau des neuen Verwaltungsviertels nach Osten?" letztlich nur vage Zukunftsvi- 
sion. Schottenheim hatte hierzu vermerkt, er wolle die gesamte Nordfront des Minoritenwegs 
ab der Polizeidirektion bis zum Prinzenweg abbrechen und durch weitere Behördenbauten er- 
setzen lassen?'®. Das von der Polizeidirektion verdrängte Versorgungsamt hätte er am liebsten 
hier angesiedelt”, und als Innenminister Wagner Anfang 1939 für das Landratsamt einen re- 
präsentativen Neubau forderte, schlug er ebenfalls dieses Gelände hierfür vor””. Sehr schnell 
kristallisierte sich heraus, daß auch die Staatspolizei schon wieder unter Raumnot litt. So ent- 
stand die Idee für ein kombiniertes Verwaltungsgebäude von Stapo und Landratsamt östlich 
der Fahrbeckgasse. Die Ermittlungen der städtischen Liegenschaftsverwaltung ergaben, daß 
man rund 600000 RM aufwenden müsse, um die sofort benötigten Grundstücke zu erwerben; 
hätte man das Gesamtgelände bis zum Prinzenweg einbezogen, wären rund 1,12 Millionen 
RM zu veranschlagen, außerdem im ersten Fall 144, im zweiten 259 Mietsparteien umzu- 
quartieren gewesen - angesichts der Wohnungsnot in Regensburg eine unlösbare Aufgabe?! 
So wurde das Neubauprojekt des Landratsamts nun in die Planung für die Umgestaltung des 
Moltkeplatzes einbezogen. 


h. Die Planung für den Moltkeplatz 


Voraussetzung für die Neugestaltung des Moltkeplatzes, die schon seit 1935 diskutiert wurde, 
bildete der Ankauf des sogenannten "Neumeier-" oder "St.-Klara-Blocks", der die Südfront 
des Platzes einnahm”””. Es kam zu ersten Sondierungsgesprächen, und Schottenheim ver- 
suchte, verschiedene Interessenten mit der Eigentümergemeinschaft des Baukomplexes zu- 
sammenzubringen””®, Darüber hinaus schlug Rechtsrat Sachs vor, sogar schon vertraulich 
über den Erwerb der Westfront des Moltkeplatzes zu verhandeln sowie ein Umbauverbot zu 


213 Vgl. laufende Notizen Sch., DS 643. 


214 Erwerbung Minoritenweg 14 schon 30.12.1937 (Kaufvorvertrag ZR 16078, vgl. ZRa 14359, Notiz Sch. 
2.12.1937, DS 641, und Mb Bauamt 31.1.1938, DS 666). Am 11.6.1938 kaufte sie Minoritenweg 12 (Rh-Prot. 
2.6.1938, Notiz Sch. 8.6.1938 und Sch. an Finanzministerium 24.6.1938, DS 643). 


215 Vgl. Vermerk Zwick 22.4.1939, DS 643. 


216 Nicht einmal die für den Grunderwerb vorgeschossenen Gelder wurden der Stadt erstattet, vgl. Vermerk Sailer 
6.4.1943, ZRa 14359. 


217 Programmrede 1941, DS 523 und ZR 3723. 
218 Notiz 29.11.1937, DS 639. 
21? Notiz 17.12.1938, DS 651. 


220 Notiz 16.3.1939 und Auftrag an Zwick, die Vorarbeiten aufzunehmen, 1.4.1939, DS 645. Nötig erschien der 
Neubau wegen der bevorstehenden Gebietsreform: Dem Landkreis Rgbg. sollten 1940 Teile der angrenzenden 
Kreise eingegliedert werden, die Zahl der Gemeinden hätte sich von 135 auf 198, die Einwohnerzahl von 62000 
auf 90000 erhöht, vgl. Bericht Zwick 22.4.1939, DS 645 und 646. 


°21 Aufstellungen 21.7., 28.8. und 5.9.1940 sowie H. an Reg. 9.9.1940, DS 646; ebd. Lagepläne. 


Der Baublock reichte bis zur Königstraße und umfaßte D.-M.-Luther-Str. 6, Moltkeplatz 5 sowie Königstr. 9, 11 
und 13. Rund 60 Mietsparteien, viele Läden und die St.-Klara-Gaststätten waren hier untergebracht, 


223 Notiz 10.7.1935, DS 644. 
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erlassen””*. Als Innenminister Wagner mit seiner Intervention zum Rathausneubau den bereits 
erwähnten Architektenwettbewerb auslöste, stellte die Stadt ihn unter den Titel "Städte- 
bauliche Neugestaltung des Moltkeplatzes". Im Sommer 1935 wurde er bayernweit ausge- 
schrieben - eine Farce, denn Schottenheim, Schipper und die Rathausarchitekten Hönig & 
Söldner waren sich zuvor schon einig, daß er kein positives Ergebnis bringen werde”. Jeder 
Teilnehmer hatte sich am Baustil des Neuen Rathauses wie auch des Arkadenbaus zu ori- 
entieren, der weit in den Moltkeplatz hineinragte. Dennoch fand der Wettbewerb großes In- 
teresse, 30 Arbeiten wurden eingereicht, im Herbst 1935 tagte unter Vorsitz Prof. Bestel- 
mayers das Preisgericht und wählte sogar einen Entwurf aus, der allerdings nicht realisiert 
wurde?®, 


Die Sondierungsgespräche mit den Besitzern des Neumeierblocks verliefen lange Zeit ergeb- 
nislos und wurden auch nicht sehr zielstrebig vorangetrieben. Erst im Herbst 1937, im Zu- 
sammenhang mit der Idee, hier das Ostmarkhaus der NSDAP zu errichten, kam vorüberge- 
hend Bewegung in die Verhandlungen?”’, die jedoch sofort wieder an Intensität verloren, als 
sich der Ostmarkhaus-Bauverein für den Stadtpark als Standort seines Neubauprojekts ent- 
schied. Anfang 1938 kam eine neue Idee ins Spiel: Schottenheim schlug vor, an Stelle des 
Neumeierblocks einen Erweiterungsbau für das Neue Rathaus zu schaffen, der das Wohl- 
fahrtsamt aufnehmen sollte. Aus dem Verkauf des alten Wohlfahrtsamts an der Kreuzgasse 
wollte man den Erwerb des Neumeierblocks teilweise finanzieren”®®. Auch die seit längerem 
geplanten Neubauten der IHK und der städtischen Sparkasse wollte er in dieses neue Konzept 
integrieren’. Die Eigentümergemeinschaft blieb allerdings auf ihren hohen Forderungen be- 
stehen?°®, so daß die Umgestaltung des Moltkeplatzes gegenüber der gleichzeitigen des Mino- 
ritenwegs erneut in den Hintergrund trat. Erst wenn hier die einheitliche Front bis zum Ar- 
beitsamt geschlossen sei, wollte der Oberbürgermeister sich wieder diesem Projekt zuwen- 
den”!. 


Im Frühjahr 1939 waren Neubauten der Stadt, der IHK. und der Handwerkskammer am Molt- 
keplatz im Gespräch”. Beide Kammern legten Wert auf repräsentative neue Verwaltungs- 
zentralen, die keinesfalls "irgendwo eingepfercht werden” dürften; zusammen stünde schon 
fast 1 Million RM bereit”, Gemeinsam wollte man nun den Neumeierblock erwerben, not- 
falls auf dem Weg der Zwangsenteignung””*, doch kam es vor Kriegsbeginn nicht mehr dazu. 
Erst 1941 erwarb die Stadt den Block für 510000 RM?°. Später wurde dieses Geschäft immer 
wieder als Beispiel dafür herangezogen, daß eine ım Detail unklare Rechtslage zu erheblichen 
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Bericht 20.5.1935, DS 666, vgl. Notizen Sch. 23.5. und 6.6.1935, ebd. 

225 Vermerke 12. und 16.7.1935, ZR 17536; ebd. Lageplan. 

= Vgl. Notizen Sch. DS 634. Bild des preisgekrönten Modells des Münchener Architekten Haindl in BA 
24.10.1935; Pläne eines angekauften Entwurfs in der Plansammlung Stadtarchiv HG 132-139. Vgl. auch Ruhi 
(1989) S.64. 

227 Einzelheiten in Notizen Sch., DS 644. 

u nr 15.2.1938. Der fürstl. Brauerei als Betreiberin der Klara-Gaststätten sollte der Kantinenbetrieb übertragen 
werden. 

2 Notiz 22.1.1938, DS 647, und undatierte Notiz DS 644. 

>30 Notizen Sch. 22.3. und 19.4.1938, DS 644. 

231 Notiz 31.3.1939, ebd. und DS 648. 


232 Über die Zusammenlegung der Kammerbezirke Niederbayern und Oberpfalz liefen bereits Verhandlungen, vgl. 
DS 650 und Vermerk Zwick 1.4.1939, DS 649. 


Vermerke Zwick 1. und 5.4.1939, DS 649 bzw. 648. Vermerk zur Sitzung Sch.-Kammerpräsidenten Meierhofer 

und Knab 12.4.1939 in ZR 18492. 

234 Undatierte Notiz Sch., DS 644; ebd. Lageplan. Vgl. Rh-Prot. 20.7. und 24.11.1939, letzteres zum Enteignungs- 
antrag. 

235 DS 798, vgl. Rh-Prot. 9.10.1941 und Privatbrief Sch. 1.12.1941, NIS 27. 
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Preissteigerungen führen konnte”; sogar das Reichskommissariat für Preisbildung verhan- 
delte mit dem Reichsfinanzministerium, um ähnliche Vorfälle wie hier in Regensburg künftig 
zu vermeiden”. 


Die endgültige Planung sah rund um den Moltkeplatz weitere Behördengebäude vor: neben 
dem zweiten Rathausblock””® die Verwaltungszentralen der IHK und der Handwerkskammer 
sowie das neue Landratsamt. Abgeschlossen werden sollte die Umgestaltung des Areals mit 
einer Fassaden- und Dachstuhländerung am Hotel Karmeliten. Nicht nur die Süd- und die 
Neord-, sondern auch die Westfront des Platzes wäre somit bis hin zur Maximilianstraße voll- 
kommen neu gestaltet worden”””. Diese Form der Bebauung blieb dem Platz schließlich er- 
spart, nicht jedoch die mit einem monumentalen Parkhaus Anfang der siebziger Jahre. 


2. Sonstige größere Baumaßnahmen in der Altstadt 


Sieht man vom Bereich um Moltkeplatz und Minoritenweg ab, so gab es während des Dritten 
Reichs in der Regensburger Altstadt nur wenige große Baumaßnahmen. Als wichtigste ist die 
Umgestaltung des Domplatzes und des Alten Kornmarkts zu nennen, ausgelöst durch die um- 
fangreiche Bautätigkeit der Oberpostdirektion. Die jahrelangen Versuche der Stadtverwal- 
tung, den Bereich um Krauterermarkt und Bischofshof neu zu gestalten, standen in Zusam- 
menhang mit den innerstädtischen Verkehrsproblemen und sind daher an anderer Stelle zu 
behandeln. Immerhin kam es in diesem Bereich zur Sanierung des "Coppenrath-Hauses" 
(auch "Haus Heuport"). An zahlreichen weiteren Gebäuden der insgesamt sehr herunterge- 
kommenen Altstadt wurden Renovierungsarbeiten durchgeführt, darunter an exponierten 
stadteigenen Anwesen wie dem Gebäude Neue-Waag-Gasse 2 oder dem ehemaligen Biblio- 
theksgebäude Haidplatz 1”. Die Synagoge in der Schäffnerstraße fiel dem Pogrom im No- 
vember 1938 zum Opfer, und auch das "Steyrerhaus" (Untere Bachgasse 5), wo ihre Vorläu- 
ferin untergebracht gewesen war, verfiel dem Abbruch. Die Alte Kapelle wurde auf Initiative 
des Stiftskapitels ebenso renoviert” wie zahlreiche Fassaden repräsentativer Altstadthäuser, 
und schließlich führte der Hitlerbesuch im Jahr 1937 zur Instandsetzung der Kurfürstenzim- 
mer im Alten Rathaus, wo der "Führer" während seines Besuchs wohnte. Neben diesen Ein- 
zelprojekten gab es einen ersten Versuch zur planmäßigen Sanierung eines Wohnbezirks, der 
allerdings mit einem Desaster endete; weitere Ansätze in dieser Richtung unterblieben daher. 


a. Der Umbau der Dompost 


Die umfangreichen Baumaßnahmen am Domplatz und Alten Kornmarkt, ausgelöst durch die 
Umbauten der Ober- bzw. (ab 1935) Reichspostdirektion, waren die aufwendigste, langwie- 
rigste und auch von der Öffentlichkeit am stärksten beachtete Baumaßnahme im Herzen der 
Altstadt. Nicht nur die Hauptfassade der Dompost wurde dabei grundlegend verändert, durch 
den Abriß des Westteils der mittelalterlichen Herzogsburg und einen Flügelbau entstand auch 


si Vgl. z.B. H. an Preisüberwachungsstelle der Reg. 2.9.1942, PÜW 11. 

237 Reg. an Stadt 16.8.1941, ebd. 

238 Aufstellung Schipper über künftige Raumverteilung 5.2.1941, DS 644. 

239 Entwürfe Ortsplanungsstelle bei der Reg. in Plansammlung Stadtarchiv HG 171-182; Beschreibung des Projekts 
bei Ruhl (1987) 5.95 f. 

%0 Haushaltsbericht Sailer 1938, DS 546. Ebd. lange Liste von Reparaturen an städt. Gebäuden. 

1 Einzelheiten in ZRa 12331. 
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der Altdorferplatz. Die Herzogsburg selbst erfuhr eine grundlegende Sanierung, der alte Post- 
stall am Kornmarkt mußte einem Neubau weichen, der ganze Platz wurde neugestaltet. 
Schließlich entfernte man in diesem Zusammenhang das Reiterdenkmal Ludwigs I. 


In den zwanziger Jahren hatte die Oberpostdirektion versucht, ihren wachsenden Raumbedarf 
durch den Ankauf des früheren Poststallgebäudes am Alten Kornmarkt zu decken?*. Bald ge- 
nügte diese Neuerwerbung nicht mehr, und so bemühte sie sich um die alte, im Eigentum des 
Landes Bayern befindliche Herzogsburg”*, um sie in ihren Gebäudekomplex einzubeziehen. 
Ende 1934 ordnete das Reichspostministerium den Ankauf an’. Die Stadtverwaltung war 
nicht nur durch einen kleineren Grundstückstausch in das Projekt einbezogen, sie unterstützte 
auch die Kaufabsicht der Post gegenüber der bayerischen Regierung?”, beschaffte Ersatz- 
wohnraum für einige der Bewohner der alten Herzogspfalz”, verzichtete auf den Zuschlag 
zur Grunderwerbssteuer”” und hatte als untere Denkmalschutzbehörde über die Ausführung 
der Umbauten zu wachen?®. Diese begannen im Sommer 1936. Über ihren Fortgang samt den 
üblichen Verzögerungen ließ sich der Oberbürgermeister laufend unterrichten”. Noch 1936 
entfernte man das Reiterdenkmal König Ludwigs aus dem Jahr 1902, das in der Mittelachse 
vor der Dompost plaziert gewesen war und den Charakter des Domplatzes entscheidend ge- 
prägt hatte, nun aber einen wenig beachteten neuen Standort in den Grünanlagen vor dem 
Bahnhof fand”. Anfang 1937 konnte das Richtfest für den neuen Ostflügel und den Verbin- 
dungstrakt der Dompost gefeiert werden, dann begannen die Umbauten am Herzogshof. Im 
Mittelpunkt des Interesses stand dabei aus denkmalpflegerischer Sicht die Erhaltung des 
großen Saals der Herzogsburg, des "schönsten Gemeinschaftssaals von Regensburg". Auf- 
sehen in der Öffentlichkeit erregte dagegen vor allem die Wiederherstellung der romanischen 
Hauptfassade der Dompost, d.h. die Entfernung des Neurenaissance-Dekors””. Ende 1937 
waren die Umbauten am Altbau fast abgeschlossen, der Verbindungstrakt teils schon bezo- 
gen, der Umbau des Herzogshofs in vollem Gang und die Vorbereitungen für den letzten 
Bauabschnitt, den Um- bzw. Neubau an der Stelle des alten Poststalls getroffen”. Im März 
1938 konnte die Dompost wieder für den Publikumsverkehr öffnen, im Juli dieses Jahres be- 
gann der Abbruch des alten Poststalls”*, der nach vielen Verzögerungen bis Ende 1940 durch 
einen Neubau ersetzt wurde”, 


An den eigentlichen Baumaßnahmen war die Stadt nur insoweit beteiligt, als davon Verkehrs- 
fragen berührt wurden. Dieser Fall ergab sich beim Abriß des Westteils der alten Burg, da der 
weiter östlich entstehende Neubau zurückversetzt wurde, so daß der bislang für Fußgänger 
außerordentlich gefährliche Engpaß an dieser Stelle wegfiel. Das Interesse der Stadt an dieser 


#2 Alter Kornmarkt 9, dazu BAP V 5.57 ff. und Fotos 96-105. Zum Dompost-Hauptgebäude BAP V S.114 ff. und 
Fotos 205-232, 


#3 Alter Kommarkt 10, vgl. BAP V S.61 ff. und Fotos 106-136. 


24 Notizen Sch. und H. 19.1 1.1934, DS 666 bzw. ZR 15335, Ebd. Einzelheiten zu den Baumaßnahmen der RP-Di- 
rektion. 


245 Sch. an Siebert 6.2.1935, ZR 15335, vgl. Notiz 5.2.1935, DS 666. 

246 Sch. an RP-Präs. Eusebius Walberer 13.5.1935, ZR 15335, vgl. Notizen 27.3. und 9.5.1935, DS 666. 
247 HA-Prot. und Verf. Sch. 19. bzw. 21.6.1935, Kaufvollzug 18.7.1935. 

248 Baugenehmigung It. Sr-Prot. 26.2.1935. 


249 Baubeginn 6.7.1936, vgl. Liste Bauprojekte, DS 666. Mb zum Baufortschritt in DS 545, 631 f. und 666 f. Be- 
gleitende Presse bei Ruhl (1987) S.25 ff., vgl. auch Stratmann (1987) S.11 ff. 


Vorschläge für einen neuen Standort in DS 654. 

1 BA 13.9.1939, vgl. auch Rh-Prot. 7.5.1937. 

252 Vgl. BAP V 5.115. Zum kunstgesch. Aspekt Jaumann $.132 ff. und Stratmann (1989) 5.125 ff. 
253 Mb 31.12.1937, DS 545 und 632. 

234 Mb 31.3. bzw. Juli 1938, DS 632; vgl. BAP V S.57 und 61. 


255 Vgl. Mb ab Aug. 1938, DS 632, ab 1939 auch DS 667. Beurkundung eines kleinen Grundtausches RP-Stadt 
11.5.1943 in ZR 15355. 


250 
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Maßnahme zur Verkehrsverbesserung war so groß, daß sie hierfür einen erheblichen Zuschuß 
leistete”, Außerdem übernahm sie die Neugestaltung des Alten Kornmarkts; die malerische 
alte Brunnenanlage mußte verbreiterten Gehwegen und einem großen Parkplatz weichen, die 
Mauer der Alten Kapelle wurde zurückversetzt und der ganze Platz nach und nach neu ge- 
pflastert”””, 


Der neu entstandene Altdorferplatz diente als Marktfläche für den Blumenverkauf. Ein lange 
geplanter, von Schottenheim schon zum 400. Todestag Altdorfers im Jahr 1938°°° angekün- 
digter repräsentativer Brunnen konnte dagegen nicht mehr errichtet werden. Ursprünglich 
hätte Arno Breker ihn gestalten sollen?°”, später wurden verschiedene andere Entwürfe disku- 
tiert?®. Im Jahr 1942 kam es noch zu einer Vereinbarung zwischen Post und Stadt?®, doch 
mußten schließlich die Arbeiten an dem Brunnen aus kriegswirtschaftlichen Gründen einge- 
stellt werden’, Erst 1982 wurde hier der von Fritz König gestaltete moderne Brunnen er- 
richtet. 


b. "Coppenrath-Haus", "Alte Wache" und "Neue Waag” 


1921 hatte die Stadt das nach dem Verlagsbuchhändler Coppenrath benannte Anwesen Dom- 
platz 7 (auch: "Haus Heuport") erworben. Der Kaufpreis entsprach nach der Währungsreform 
einem Betrag von rund 77000 RM. Der Gebäudekomplex bestand aus mehreren Wohnhäu- 
sern mit Ladeneinbauten, darunter der Dombuchhandlung, die 1932 von Dr. Josef Habbel, 
dem Verleger des "Regensburger Anzeigers", übernommen worden war”®. Allein schon we- 
gen des Alters der denkmalgeschützten Gebäude und ihrer Größe, aber auch wegen ihrer ex- 
ponierten Lage gegenüber der Westfassade des Doms handelte es sich um eines der wertvoll- 


sten, übrigens auch recht ertragreichen Einzelobjekte im ganzen Stadtgebiet”*. 


Im Jahr 1934 begannen unter Bolls Leitung und großer Anteilnahme der Öffentlichkeit Re- 
staurierungsarbeiten an der Fassade des. Anwesens”®. Ziel der Maßnahme war es, eine neue 
Touristenattraktion zu schaffen und hierzu einen Betreiber für eine "vornehme und gediegene 
größere Kaffee-Gaststätte"° anzulocken, der das Anwesen erwerben und dann selbst sanie- 
ren sollte. Doch schreckten die hohen Umbau- und Einrichtungskosten die zahlreichen Inter- 
essenten jahrelang ab”. Nur die beiden Regensburger Großbrauereien "Brauhaus AG" und 
"Bischofshof" blieben als Bewerber übrig, letztere erhielt schließlich den Zuschlag. Im Früh- 


256 HA- bzw. Sr-Prot. 20. und 26.2.1935, vgl. ZR 15335 und Notizen Sch. 19.11.1934 und 27.3.1935, DS 666. La- 
gepläne in BAP V 5.62 und 64. 

297 Vgl. Mb Tiefbau, DS 545, 562 und 655, die Nov.1938 mit dem Hinweis abbrechen, die Arbeiten würden erst 
fortgesetzt, wenn der Postneubau fertig sei. Zur Verlegung Christkindimarkt 1939 vom Neupfarrplatz hierher 
vgl. ZR 17139. 


258 Zu den Altdorferfeiern: ZRa 14037 und Rh-Prot. 4. und 11.2.1938. 
259 Bericht Bolis 30.7.1938, ZR 17378. 

260 Val, Notiz Sch. 18.11.1938, ebd. 

261 Vertrag 6./16.5.1942 und Einzelheiten ebd. 

262 Sch. an Walberer 20.3.1942, ebd. 

263 Vgl. ZRa 14207. 


264 Jährl. Miete rd. 12300 RM, Betriebs- und Unterhaltskosten nur 6300 RM, vgl, Gutachten Lieg. 30.10.1934, ZRa 
14210. 


265 Vgl. ZRa 14209, vgl. z.B. BA 10.3.1934; It. Gedenkbuch für Hitler ein Beispiel gelungener Altbausanierung 
(Entwurf in ZRa 13549). 


266 H, an Reg., ZRa 14210. 


267 Lt. Voranschlag eines Architekturbüros (10.9.1938, ebd.) Mindestsumme 80000 RM. Zu Versuchen, den Ausbau 
Coppenrathhaus mit dem der St.-Klara-Gaststätten zu verknüpfen, vgl. Notizen Sch, Wende 1937/38, DS 644. 
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jahr 1939 erwarb sie den Gebäudekomplex für 150000 RM, erklärte sich bereit, ihn auf ei- 
gene Kosten umzubauen, dabei Bolls Weisungen zur Denkmalpflege zu beachten und das 
fertige Café einem von der Stadt zu benennenden Bewerber zu verpachten?®. Tatsächlich ge- 
lang es bis Kriegsbeginn, den Innenausbau der neuen Gaststätte größtenteils abzuschließen. 
Auch ein öffentlicher Luftschutzraum wurde eingerichtet’®, eine Tanzkonzession für das 
Cafe lehnte Bischof Buchberger allerdings "aus sozialen und sittlichen Gründen" ab?”. 


Daß das Anwesen ausgerechnet einem kircheneigenen Betrieb verkauft worden war, führte zu 
einer heftigen Intervention der Partei. Gauleiter Wächtler persönlich legte "schärfsten Ein- 
spruch" bei Schottenheim ein”, "auf's Äußerste betroffen" schilderte dieser daraufhin die 
langen Versuche, einen anderen Käufer zu finden. Zudem könne man hier wie beim Cafe 
Fürstenhof, das ebenfalls dem Bischofshof gehöre, aber dennoch vielfach von Parteigenossen 
besucht werde, endlich einmal kirchliches Kapital für die Allgemeinheit arbeiten lassen. 
Auch seien die künftigen Betreiber der Gaststätte, die Brüder Ludwig und Walter Schmidt, 
die in Würzburg bereits zwei repräsentative Cafes betrieben, von Boll als einwandfreie Na- 
tionalsozialisten empfohlen worden?” - was Bürgermeister Herrmann nicht hinderte, Ludwig 
Schmidt 1946 als Nichtaktivisten zu bezeichnen?”°. 


Auch für die "Alte Wache” (Neupfarrplatz 8) fanden sich verschiedene Bewerber, die hier 
eine Gaststätte vornehmer Art einrichten wollten. Bei der Stadtverwaltung stießen sie auf 
Entgegenkommen, da sich Schottenheim und Boll davon eine zusätzliche Touristenattraktion 
versprachen; der Bedarf sei "ohne weiteres gegeben"”’*. Im Hinblick auf die Verwertung des 
Coppenrath-Hauses und die ungeklärten Verhältnisse um die St.-Klara-Gaststätten am Molt- 
keplatz, deren Erweiterung ebenfalls lange diskutiert wurde, stellte man das Projekt aller- 
dings zurück?” Schließlich scheiterte es an den Kriegsverhältnissen, denn die Alte Wache 
war mit verschiedenen Behörden belegt, die man auf Kriegsdauer anderweitig nicht unter- 
bringen konnte?”®, 


Dies galt auch für die "Neue Waag", die spätmittelalterliche, später als Stadtwaage genutzte 
Ratsherren-Trinkstube. Die denkmalgeschützte Vierflügelanlage hatte früher vor allem als 
städtisches Bibliotheksgebäude gedient”, Anfang der vierziger Jahre waren darin zahlreiche 
städtische, Polizei- und Parteidienststellen untergebracht. Der Keller beherbergte einen öf- 
fentlichen Luftschutzraum, weitere Räume waren als Läden vermietet. Dennoch plante das 
Staatliche Hofbräuhaus, hier eine repräsentative, in historischem Stil gehaltene Gaststätte 
einzurichten, wofür Prof. Esterer, nach dem Krieg Präsident der bayerischen Schlösser- und 
Seenverwaltung, die Umbaupläne erarbeitete. Schottenheim erklärte sich zum Verkauf des 
Anwesens weit unter dessen Wert bereit, um den Fremdenverkehr zu fördern, und so ging der 
Baukomplex im Herbst 1941 auf das Bayerische Hofbrauamt über””®. Auf Kriegsdauer konnte 
ein Umbau allerdings nicht in Frage kommen, außerdem wurde der Südflügel des Anwesens 


268 Einzelheiten in ZRa 14210, vgl. ZRa 14207 und Rh-Prot. 24.3.1939. Vertrag 28.4.1939 auch erwähnt in HM 
1378. 

2% Zum Baufortschritt vgl. Mb Bauamt, DS 667, danach wurde der größte Teil der Räume am 18.8.1939 der Öff. 
übergeben. Vgl. zum LS-Keller Vertrag Stadt-RLM 16.12.1938, ZRa 14210. 


270 Vermerk H. 17.4.1939, ZRa 14210. 

271 Schreiben 11.7.1939, ebd. 

72 Sch. an Wächtler 18.7.1939, ebd. 

273 Erklärung 11.12.1946, NIH 5. 

274 Notiz Sch. 2.11.1937, DS 660, vgl. allg. ZRa 14375. 

275 Notizen Sch. 11.11.1937, 4.1. und 15.2.1938, DS 660. 

H. an den Kaufinteressenten 28.9.1943, DS 661; ebd. Einzelheiten samt Planzeichnungen. 
277 Vgl. ZRa 14266-14269. 

2778 ZRa 14271, vgl. Rh-Prot. 9.10.1941 und Liste Immobiliengeschäfte, DS 798. 


410 


bei einem Luftangriff kurz vor Kriegsende schwer beschädigt, und nach dem Krieg fehlten 


dem Hofbräuhaus die Mittel für die ursprünglich geplanten Baumaßnahmen”. 


c. "Verschönerung des Stadtbilds" und Ansätze zur Altstadtsanierung”” 


Die Verschönerung des Stadtbilds und die Erhaltung der wertvollen, großenteils spätmittel- 
alterlichen Bausubstanz der Regensburger Altstadt waren Schottenheim ein persönliches An- 
liegen. Zumindest den bestehenden Zustand wollte er erhalten, "damit eine finanziell besser 
gestellte Zeit an die Restaurierung herangehen kann. Hier sehe ich noch für Jahrzehnte ein 
herrliches Aufgabengebiet für den Leiter des Regensburger Gemeinwesens."”*' So wurde 
Bolls gutachtliche Äußerung zur Voraussetzung für jede Fassadenänderung in der Altstadt”*”. 
Tatsächlich kam es im Verlauf der dreißiger Jahre zu zahlreichen Außenrenovierungen, vor- 
wiegend an repräsentativen Patrizierhäusern, während umfassende, auch die Innenräume ein- 
schließende Sanierungen die Ausnahme blieben””, Der Respekt vor den steinernen Zeugen 
mittelalterlicher Größe erwies sich also vor allem dort als wirksam, wo attraktive Schenswür- 
digkeiten betroffen waren - ebenso alte, jedoch weniger repräsentative Wohnhäuser im Gas- 
sengewirr der Altstadt verfielen dagegen dem Abbruch”®. 


Zu den touristischen kamen sozial- und gesundheitspolitische Gesichtspunkte hinzu. Über die 
Wohnverhältnisse in Teilen der Altstadt meinte der Oberbürgermeister: "So schön für den 
Kunsthistoriker und vielleicht auch für den Ästheten von der Ferne betrachtet unsere alte 
Stadt sein mag, die Jugend müßte und würde verkümmern in den engen Gassen und düsteren 
Hinterhöfen"?® - eine Zustandsbeschreibung, die durchaus den Tatsachen entsprach. Abhilfe 
sollte nicht nur der Siedlungsbau am Stadtrand schaffen, vielmehr ermöglichte der allmähli- 
che Konjunkturaufschwung auch verschiedene Maßnahmen im bereits bebauten Gebiet der 
Stadt. So entstand zum einen eine "schwarze Liste” häßlicher Punkte, die nach und nach 
durch Einzelmaßnahmen beseitigt werden sollten”®®, etwa durch die Entfernung verrotteter 
Reklameschilder, verwahrloster Zäune oder wilder Mülldeponien, aber auch der häßlichen 
Notwohnbaracken”®”’. Andererseits forderte man die Hausbesitzer auf, ihre Häuser mit Blu- 
men zu schmücken?®, und gewährte ihnen Zuschüsse zu privat finanzierten Renovierungsar- 
beiten an alten Gebäuden”®. Auch neue Grünanlagen und kleinere Baumaßnahmen wie die 


Einzelheiten in ZRa 14271. Noch Mitte der 50er Jahre war der Südtrakt des Anwesens teilweise ohne Dach. 

Vgl. Stratmann passim und allg. Petsch S.192 ff. Zu ersten Sanierungsmaßnahmen an städt. Gebäuden: Schipper 

an Zwick 11.7.1934, ZR 11077. 

281 Entwurf für einen Artikel, NIS 10 und PSt 500, vgl. BA und BOm 1.4.1938. 

282 Verf. Sch. 13.2.1941, DS 132. Vgl. auch Bolls Einspruch gegen den Einbau einer Whg. über dem Ratskeller 
(Zieroldsplatz 3), ZRa 14525. 

283 Fresko des Kunstmalers Jobst am städt. "Roten Hahn” (Rote-Hahnen-Gasse 14), vgl. Mb Bauamt Sept. 1937, DS 
545. Liste der Restaurierungen ab 1933 in BA und BOm 1.4.1938 (Entwurf: NIS 10 und PSt 500). Weiterge- 
hende Sanierung nur am Coppenrath-, am Baumburgerhaus (Watmarkt 4), der Arch (Haidplatz 4) und am "Bär 
an der Kette" (Ostengasse 16). 

284 Vgl, Stratmann (1987) S. 27 ff. sowie (1989) S.124 und 128: Positive Ansätze, aber häufig problematische Pra- 
xis. 

285 Eröffnungsansprache Schullandheim Regendorf 16.9.1938, DS 685. 

Die oft erwähnte Liste ist verschollen. Sch. hatte Beigeordnete, Rh. und Öff. aufgefordert, Beobachtungen zu 

melden; einige Anregungen in DS 666 bzw. 802, vgl. auch die Beispiele in Programmrede Sch. 1941 (DS 523 

und ZR 3723). 

Anfang 1941 (s. vorige Anm.) kündigte Sch. an, nach dem Krieg mit "eisernem Besen” aufräumen zu wollen. 

288 Vgl, Notizen Sch. Frühjahr 1934, DS 666. 

289 Vgl. ZR 19937. 
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immer wieder punktuell betriebene Neugestaltung der Uferpromenaden entlang der Donau 
dienten der Verschönerung des Stadtbilds””. 


Erheblich größere Dimensionen gewann der erste planmäßige Versuch zur Sanierung eines 
ganzen Altstadtquartiers - allerdings nicht durch die behutsame Renovierung gefährdeter 
Bausubstanz, sondern in Form der Kahlschlagsanierung. Im April 1934 leitete Schottenheim 
die Räumung mehrerer baufälliger alter Häuser zwischen Haidplatz und Donau ein, die Mie- 
ter kamen teils in der Obdachlosensiedlung am Sandberg, teils in anderen Notquartieren un- 
ter, die zu diesem Zweck ausgebaut wurden”. Ein halbes Jahr darauf begannen die Abbruch- 
arbeiten, durch die nun die enge, abgewinkelte Gasse "Im Drießl" verschwand”. Anschlie- 
Bend sollte ein benachbartes, ebenfalls baufälliges Haus an der Baumhackergasse abgerissen 
werden, die so gewonnene Freifläche war als potentieller Marktplatz im Gespräch?”. Die Er- 
gebnisse dieses Vorgehens waren wenig ermutigend: Nach der Abbruchmaßnahme am Drießl 
drohten auch die Nachbargebäude einzustürzen, und die enorme Wohnungsnot in der Stadt 
verbot weitere Eingriffe selbst in baufälligste Wohnquartiere. So erklärt sich auch, daß ein 
weiteres ähnliches Projekt nicht mehr begonnen wurde: Im Bereich der Südrampe der Eiser- 
nen Brücke, östlich des Hunnenplatzes, war die gesamte Bebauung entlang des Heldengäß- 
chens zum Abbruch vorgesehen; hier hätte sich Schottenheim den Neubau einer großen 
Markthalle gewünscht?”*, Obwohl man letztlich auf diese Maßnahme verzichtete, verschwand 
die Idee selbst nicht aus dem Blick, vielmehr wurden im Sommer 1936 - wie auch in anderen 
bayerischen Städten - die Vorerhebungen für eine planmäßige Altstadtsanierung abgeschlos- 
sen und dem Wirtschaftsministerium vorgelegt. Noch 1941 mußte Schottenheim allerdings 
zugeben, daß künftige Sanierungsmaßnahmen erst beginnen könnten, wenn Ersatzwohnungen 
für die betroffenen Mieter zur Verfügung stehe. Vorsorglich legte er trotzdem eine lange Li- 
ste mit Straßenzügen vor, die in ferner Zukunft dem Abbruch verfallen sollten, darunter die 
Gäßchen westlich des Alten Rathauses. 


In seltsamem Widerspruch dazu stehen seine grundsätzlichen Ausführungen zur Altstadtsa- 
nierung, die - betrachtet man die Neubauten, die bis in die siebziger Jahre entstanden sind - 
recht modern anmuten: Nicht wahllos solle man abreißen, vielmehr sei der "beste Architekt 
gerade gut genug” für eine künftige behutsame Sanierung. Und zu jeder einzelnen Verände- 
rung im Baubestand der Altstadt sei nicht nur der Bausachverständige, sondern auch der Hi- 
storiker heranzuziehen, der verhindern müsse, daß weiterhin ohne zwingenden Grund histo- 
risch wertvolle Gebäude abgerissen würden’. Fernziel war es, die alten Patrizierburgen in 
städtischen Besitz zu bekommen, um sie nach dem Vorbild Nürnbergs, Rothenburgs oder 
Dinkelsbühls sanieren zu können””. Darüber hinaus sollten alte Fassaden wiederhergestellt, 
neuere, als häßlich empfundene Bauten entfernt und auch das Plakat- und Auslagenwesen 
eingeschränkt werden. Hausbesitzer, die die Sanierungsarbeiten nicht finanzieren konnten, 
sollten künftig gezwungen werden, ihre Häuser zu verkaufen, denn "mit ihren verwahrlosten 


#0 Vgl. Notizen Sch. und entsprechende Berichte Bauamt in DS 846 f. 


21 Vgl. Notizen Sch. 27.4., 12. und 17.9.1934, DS 666. 

22 HA-Prot. 13.6.1934 und Liste Abbruchmaßnahmen 1935, DS 666. 

23 Notiz Sch. 23.5.1935, DS 666. 

29 Notizen 25.9., 1. und 3.10.1934 sowie 8.1.1935, ebd. Das Heidengäßchen verschwand erst lange nach dem 

jeg. 

5 Programmrede 1941, DS 523 und ZR 3723, vgl. auch Verf. Sch. 13.2.1941, ihm Veränderungen an Altstadtge- 
bäuden vor der baupolizeilichen Genehmigung zur Kenntnis zu geben, NIS 11. 

2% Vgl, schon Gutachten Boll 20.2.1934, NIB, Akt "Fremdenverkehr 1933-1960". 
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Objekten schädigen sie das Ansehen der ganzen Stadt"””; allerdings fehlten die Rechts- 
grundlagen für entsprechende Enteignungsverfahren”®. 


Immerhin verhinderten sowohl die Wohnungsnot als auch der Respekt vor mittelalterlichen 
Repräsentativgebäuden ein berüchtigtes altes Projekt, nämlich den Durchbruch der 
"Domstraße" vom Bismarck- zum Domplatz, quer durch die westliche Altstadt, wie ihn der 
Lasne-Plan von 1917 vorgesehen hatte. Sogar ein weiterer Durchbruch vom Alten Kornmarkt 
bis zur Straubinger Straße, die damals am Ostentor begann, war zeitweise geplant’. Neben 
gravierenden Eingriffen in die Bausubstanz der Altstadt hätte das Projekt unabsehbare Folgen 
für den innerstädtischen Verkehr gehabt. Spätestens mit dem Beschluß zur Renovierung des 
Coppenrath-Hauses wurde die Idee allerdings hinfällig, da dieses dem geplanten Straßenzug 
im Weg gestanden wäre. Zudem hat sich Schottenheim bei verschiedenen Gelegenheiten da- 
für ausgesprochen, den Individualverkehr um die Altstadt herum, nicht in sie hinein zu leiten. 
So war es nur konsequent, daß er das Domstraßen-Projekt schließlich auch förmlich fallenließ 
- es sei "schon für die damalige Zeit, noch vielmehr aber für die heutige" eine "zwar sehr 
teure, in ihrem Endeffekt jedoch absolut nutzlose Planung" gewesen”, 


Auch verschiedene weitere Straßenbauprojekte, die teils erhebliche Eingriffe in die Bausub- 
stanz der Altstadt mit sich gebracht hätten, kamen letztlich nicht zur Ausführung. Dies galt 
sowohl für den lange diskutierten Straßendurchbruch vom Krauterermarkt zur Steinernen 
Brücke als auch für die Idee, die D.-Martin-Luther-Straße nach Norden über die Donau hin- 
weg zu verlängern, um hier den Anschluß an die neue Brücke über den Rhein-Main-Donau- 
Kanal zu gewinnen, 


C. Wohnungsmarkt und Wohnraumbeschaffung 


1. Die Ausgangslage 


Der Erste Weltkrieg hatte reichsweit eine Zäsur im Wohnungsbau mit sich gebracht: Die Ein- 
stellung der zivilen Bautätigkeit führte allenthalben zum Auseinanderklaffen von Angebot 
und Nachfrage am Wohnungsmarkt. Daher wurde der Wohnungsbau als öffentliche Aufgabe 
in der Weimarer Verfassung verankert, denn langfristig konnten nur großzügige Neubaupro- 
gramme zur Entspannung der Lage führen. Daneben erwiesen sich aber auch dirigistische 
Maßnahmen zur Wohnraumlenkung und zum Mieterschutz als unvermeidbar”. Allerdings 
erleichterte die Möglichkeit zur Zwangsbewirtschaftung des Wohnraums nur die Verwaltung 
des Mangels, war jedoch der Neubautätigkeit alles andere als förderlich und wurde von der 
Regierung Hitler schon nach wenigen Wochen aufgehoben. 


297 Programmrede 1941, DS 523 und ZR 3723, vgl. auch Rh-Prot. 9.10.1941. 

RPB 6.8.1936, vgl. auch Notizen Sch. zu Fällen, in denen man Hausbesitzern nahelegte, Baumaßnahmen zu er- 

greifen, DS 666. 

9 Undatierter Plan in ZR 17931. Noch Voggenreiter (1936) S.107 plädierte für Straßendurchbrüche durch die Alt- 
stadt in West-Öst-Richtung. 


300 Rp-Prot. 18.4.1941. Noch 1934 hatte man sich beim Verkauf von Hinter der Grieb 1 und 3 ein Rückkaufrecht 
einräumen lassen, falls die Domstraße gebaut werde, vgl. Notiz 17.3.1934, ZRa 14279. 


Rechtsgrundlage: Gesetz über Mieterschutz und Mieteinigungsämter 1.6.1923, RGBI I $.353, vgl. Bek. 
27.4.1933, RGB] 18.235, und Klagen des Mietervereins 16.4.1934, ZR 19207. Aus Furcht vor den Vermietern 
wollten die meisten Betroffenen anonym bleiben, vgl. Bericht Wohnungsamt 21.12.1934, ebd. 
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Auch der Regensburger Stadtverwaltung stellte sich seit dem Kriegsende 1918 die Woh- 
nungsnot als zentrales Problem. Vor allem durch Zuzüge aus dem Grenzland zur neu entstan- 
denen tschechoslowakischen Republik hatte sich die ohnehin gespannte Lage auf dem Woh- 
nungsmarkt dramatisch verschärft. Zwar entstanden von Mitte 1918 bis Ende 1932 3786 neue 
Wohnungen oder 261 Wohneinheiten pro Jahr”, doch war dies kaum genug, um den laufen- 
den, durch die Bevölkerungsentwicklung bedingten Bedarf abzudecken, und viel zu wenig, 
um den Ausfall der Kriegsjahre auszugleichen?®. 


Ein weiteres gravierendes Problem ergab sich aus der mittelalterlichen Bausubstanz Regens- 
burgs. Unter allen größeren bayerischen Städten hatte sie den höchsten Anteil an Kleinwoh- 
nungen?*, und viele davon, vor allem in der Altstadt, waren längst nicht mehr in einem men- 
schenwürdigen Zustand. Bis zu 900 Personen lebten hier pro Hektar - am dichtesten gedrängt 
in der Donau- und der Westnerwacht - vielfach in feuchten, dunklen, überbelegten Wohnun- 
gen mit katastrophalen sanitären Einrichtungen’”. 


Die Betriebe und Behörden, die sich in der NS-Zeit in Regensburg niederließen oder ihre 
Anlagen erweiterten - Flugzeugwerk, Holzverzuckerung, Wehrmacht, Reichsbahn und -post, 
um die wichtigsten zu nennen - mußten alle von sich aus Wohnraum für ihr Personal schaf- 
fen. Die Stadtverwaltung?” konnte dabei nur durch die Vermittlung von Darlehen, vor allem 
aber durch die Bereitstellung und Erschließung von Baugelände tätig werden®”. Jedoch stand 
der Beschaffung von Gelände für Wohnbauten ein historisch bedingtes Problem entgegen: 
Seit dem Anschluß an das Königreich Bayern im Jahr 1810 verfügte die Stadt Regensburg 
über außerordentlich geringen eigenen Grundbesitz. 


2. Die Entwicklung des Regensburger Wohnungsmarkts 1933 bis 1939? 


Trotz intensiver Neubautätigkeit war es also in der Ära Hipp nicht gelungen, der Wohnungs- 
not Herr zu werden. Auch unter Schottenheim sollte dies - nicht zuletzt infolge schwerer kon- 
zeptioneller Fehler - nicht gelingen. 


Anfang 1933 nahm das städtische Wohnungsamt bei einer Einwohnerzahl von rund 81000 
etwa 3900 Wohnungssuchende an, ein "normaler Ausgleich zwischen Angebot und Nach- 
frage" sei "nicht gegeben". Scharf kritisierte man daher, daß die neue Reichsregierung die 
Zwangsbewirtschaftung des Wohnraums ab April 1933 aufhob: Auf den freien Markt habe 
man nun keinen rechtlich gesicherten Zugriff mehr, es bestehe nicht einmal mehr die Mög- 
lichkeit, "die Bewegung auf dem Wohnungsmarkte zu verfolgen und Wohnungssuchenden 
(...) wenigstens durch Benennung der freiwerdenden Wohnungen an die Hand zu gehen"?”. 


302 
303 


Dem kommunalen Wohnungsbau diente auch die Gründung der Stadtbau GmbH 1921. 

Vgl. Voggenreiter (1936) S.68 zum Wachstum der Stadt nach 1918. Zum Wohnungsbau während der Weimarer 
Zeit künftig Reindl, s. Vorwort. 

ei Vgl. Voggenreiter (1936) 5.95 ff. 

305 Berichte Wohnungsamt 21.12.1934 und 9.2.1935, ZR 19207, 19053, DS 778 und 793; vgl. Voggenreiter (1936) 
Karte 5.88 f. und 5.93 ff., vgl. auch K.Hermes: Zur Stadtgeographie Regensburgs im 19. und 20. Jahrhundert, in 
D.Albrecht (Hg.): Zwei Jahrtausende Regensburg. Rgbg. 1979, S.205-232, hier $.214 f. 

Für die Unterbringung eigener Bediensteten hat die Stadt wenig getan, vgl. Bericht Schipper 9.11.1938, DS 781. 
Die Werke waren wegen der hohen Ablieferungen an die Stadthauptkasse kaum in den Werkswohnungsbau ein- 
geschaltet, vgl. Bericht Betriebsamıs 17.12.1938, DS 781. 

307 Vgl. z.B. Sch. an RB-Präs. Wehrmann 19.1.1940, DS 765. 

308 Rechtsgrundlagen zur Finanzierung von Kleinsiedlerstellen, Werkswhg., Eigenheimen etc, in FIN 512, Vgl. allg. 
Pesch S.165 ff. 

Bericht 3.3.1933, ZR 19052. 
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Um überhaupt eine Handlungsgrundlage zu haben, forderte das Wohnungsamt daher die 
Wiedereinführung des früheren kommunalen Wohnungsnachweises?'°. Schottenheim kam 
dieser Forderung sofort nach und erließ ortspolizeiliche Vorschriften über die Wohnungsmel- 
depflicht: Alle freiwerdenden Wohnungen waren an-, alle vermieteten abzumelden’''. Nun 
konnte dies nicht mehr sein als ein Tropfen auf den heißen Stein - Neubauten waren gefor- 
dert, nicht nur die etwas gerechtere Verteilung des knappen Wohnraums. Jedoch verfügten zu 
dieser Zeit weder Behörden noch Genossenschaften?!” oder Privatleute - und am allerwenig- 
sten die Stadtverwaltung - über genügend freies Kapital, um den Wohnungsbau entscheidend 


zu beleben’?'?, 


Im Herbst 1933 faßte Bürgermeister Herrmann zusammen: "Die Wohnungsnot in Regensburg 
ist so groß, daß jede Zwangsräumung zu außerordentlichen Schwierigkeiten führen muß. Die 
Stadt Regensburg hat in ihren zahlreichen Mietshäusern eine große Zahl von Mietern, die die 
Miete nicht bezahlen können. Es bleibt nichts anderes übrig, als diese Mieter im Besitze der 
Wohnungen zu belassen, weil eine anderweitige Unterbringung nicht durchgeführt werden 
kann."?!* Selbst Baracken waren so knapp, daß man entgegen allen Beteuerungen zum 
"nationalsozialistischen"” Wohnungsbau die 1929 entstandene Obdachlosensiedlung am 
Sandberg mehrfach erweitern”'” und mit dem Nord- und dem Keilbergheim später sogar neue 
Barackensiedlungen errichten mußte?'*. 

Abhilfe gegen die Wohnungsnot konnten also nur großzügige Neubauprogramme schaffen, 
wie sie insbesondere in der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre tatsächlich von verschiedener 
Seite durchgeführt wurden. Während Privatleute, Genossenschaften, Betriebe und Behörden 
insgesamt den größeren Anteil an allen neuen Wohnungen errichteten, ist für die vorliegende 
Arbeit vor allem der städtische bzw. von der Stadtverwaltung initiierte Wohnungsneubau von 
Interesse®'’, Dabei bildete eine neue Siedlung im Nordosten des Stadtgebiets, für die Schot- 
tenheim im September 1933 den Grundstein legte und die bald darauf nach ihm benannt 
wurde, die herausragende Initiative. Die Schottenheim-Siedlung entwickelte sich aber, ge- 
messen am tatsächlichen Wohnungsbedarf, viel zu langsam. Die Zahl der Wohnungssuchen- 
den stieg weiter, nachdem sich Behörden und Betriebe neu ansiedelten, die Wehrmacht als 
wichtiger neuer Nachfragefaktor auftrat, die Heiratsziffer seit 1933 in die Höhe schnellte und 
auch der allgemeine Lebensstandard stieg. Hinzu kamen die Bewohner abgebrochener Häuser 
in der Altstadt als Wohnungssuchende. Die Wohnungen, die hier, etwa durch den Bezug 
neuer Siedlerstellen im Schottenheim frei wurden, konnten zumeist nicht wieder belegt wer- 
den, da sie teils vom Hausbesitzer selbst in Anspruch genommen wurden, teils aus gesund- 


310 
Ebd. 
SIL Ortspol. Vorschrift 29.3.1933, Wbl 8.4.1933. Unterlagen zur Mietüberwachung in PÜW, vgl. zum Mieteini- 
gungsamt auch ZR E 1 f., ZR 19197 und HA-Prot. 7.6.1934. 1943 gingen die Aufgaben kommunaler Mieteini- 
gungsämter auf die Justiz über (VO 15.12.1942, RGB! 15.709). 
Liste der 10 gemeinnützigen Wohnungsbauunternehmen in Rgbg. in Sachs an Reg. 21.11.1940, ZR 19187. 
313 1933 erweiterte die Tabakfabrik Bernard ihre 1932 begonnenen Wohnblocks im Stadtosten, Sch. dankte über- 
schwenglich und versprach sich einzusetzen, daß ein Grundstücksnachbar "keine unnötigen Schwierigkeiten” 
mache. Einzelheiten in ZR 14923, zur Vorgeschichte ZRa 14462 und ZR 14902. 
H. an Finanzamt 19.9.1933, ZR 19053, auf dessen Vorschlag, Zwangsgeräumte in Baracken unterzubringen. 
22.9.1934 übertrug Sch. dem Wohnungsamt wegen Überlastung der Lieg. die Zuweisung städt. Whg. (DS 778, 
ZRa 14115 und ZR 19051). 
315 ZR 15285 (1933) und 15541 f. (1935). Einzelheiten in DS 515, 666 und StA 16424 (Bewilligung der Reichsdar- 
lehen 11.10.1933). Vgl. auch Sr- und HA-Prot., immer wieder mit Baugenehmigungen für Notwohnbaracken. 
316 Namensliste Nordheim-Bewohner (11.6.1935) in DS 940, vgl. laufende Berichte Wohlfahrtsamt, DS 696. 
nn Vgl. Notizen Sch. zu jeder Bewegurig auch im privaten und genossensch. Wohnungsbau, DS 666. 
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heitspolizeilichen Gründen gesperrt werden mußten, teils auch so überbelegt gewesen waren, 


daß sie mit den darin verbliebenen Familienmitgliedern noch immer als voll genutzt galten?'®. 


Das Wohnungsamt kam Anfang 1935 in einer eingehenden Bedarfsanalyse zu dem Schluß, es 
müßten jährlich rund 1000 Wohnungen zusätzlich zum laufend eintretenden Neubedarf ent- 
stehen?!” - eine utopische Forderung, zumal Schottenheim weiterhin darauf bestand, aus- 
schließlich sein "Steckenpferd”*, den Siedlungsbau, zu fördern. Bis dahin waren in seiner 
Siedlung allerdings erst 168 Wohnungen entstanden®”'. Dagegen 309 unerledigte Anträge auf 
Zuweisung städtischer Wohnungen vor, 26 der Antragsteller standen vor der Obdachlosig- 
keit”. Die gespannte Lage verschärfte sich noch durch das rücksichtslose Vorgehen einzel- 
ner Hausbesitzer und durch willkürliche Mieterhöhungen. Selbst der Regierungspräsident be- 
stätigte den besonders großen Wohnungsmangel, der in Regensburg herrsche; die Stadt allein 
sei mit dieser Entwicklung überfordert”. 


Ende 1935 gab es in Regensburg - abgesehen von vielen Fällen, in denen ein Wohnungs- 
wechsel aus gesundheitlichen Gründen dringend erforderlich gewesen wäre - nicht weniger 
als 80 Familien, die schon obdachlos waren oder deren Obdachlosigkeit unmittelbar bevor- 
stand. Für 14 gerade erstellte Barackenwohnungen hatte es 85 Bewerber gegeben, alle Not- 
quartiere einschließlich der vom Wohlfahrtsamt angemieteten Betten in Gastwirtschaften wa- 
ren überfüllt - die Lage kam "einer Katastrophe auf dem Wohnungsmarkt sehr nahe". In 
dieser Situation klagte das Wohnungsamt, es sei "auf die Dauer nicht mehr in der Lage, diese 
verzweifelten, wohnungslosen Menschen noch länger zu vertrösten, wenn nicht endlich der 


Bau von Volkswohnungen in Angriff genommen" werde”. 


In dieser Formulierung steckte erheblicher Zündstoff. Es gehörte schon der Mut der Ver- 
zweiflung dazu, wenn ein nachgeordneter Beamter gegenüber dem als Siedlungsfanatiker be- 
kannten Oberbürgermeister die unbequeme Wahrheit derart deutlich äußerte, daß man nun 
endlich Wohnblocks statt Siedlerhäuschen bauen müsse. Dennoch klammerte sich Schotten- 
heim weiter an sein Konzept der Wohnraumbeschaffung durch den Siedlungsbau; sein Ent- 
schluß, "das Siedeln mit allen Kräften fortzusetzen", sei unabänderlich’”°. Daß er dies seinen 
engsten Mitarbeitern gegenüber ausdrücklich anordnen mußte, belegt, wie laut nicht nur in 
der Stadtspitze inzwischen die Kritik am Siedlungsbau geworden war; auch in der Öffent- 
lichkeit muß die Meinung recht verbreitet gewesen sein, die Siedlung verschlinge Gelder, die 
der Altstadt fehlten, denn Schottenheim setzte sich dagegen öffentlich zur Wehr’. Gleich- 
zeitig appellierte er erneut und besonders eindringlich an die ortsansässige Wirtschaft, die 
Restfinanzierung neuer Siedlerstellen zu übernehmen?*®. Immerhin enthielt sein Appell zwi- 


318 Sch. an Reg. 27.11.1935, DS 793. Von der Wohnungsaufsicht wurden 1937 341 Wohnungen (1938: 427) be- 
sichtigt, davon 325 (388) beanstandet, und zwar wegen Überbelegung 179 (203), aus gesundheitl. Gründen 57 
(121), aus sonstigen 89 (64), vgl. Schipper an MWi 20.1.1938 und 20.1.1939, PUW 7. 


319 Bericht 9.2.1935, DS 778 und 793, dazu Notiz Sch. 20.2.1935, DS 666. 
a Ansprache im Horst-Wessel-Haus, wohl Frühjahr 1936, NIS 16. 
321 Verzeichnis 11.2.1935, ZR 19053. 


322 Bericht 9.2.1935, DS 778 und 793. Wohnungsamt-Meldung 30.8.1935: 48 obdachlose Familien, der Verlust 
weiterer 50 Wohnungen durch Abbruch stehe bevor, bis Jahresende mindestens 100 neue Kleinwhg. erforderlich 
(DS 793). 


323 RPB 9.2.1935. Liste der 1935 erstellten und abgebrochenen Gebäude in DS 666. 


324 Sch. an Reg. 27.11.1935, DS 793, vgl. Mb Wohlfahrtsamt, DS 696. Zum "Blauen Hecht" (Keplerstraße), wo das 
Wohlfahrtsamt nicht nur Obdachlose einquartierte, sondern auch "vielfach sehr zweifelhafte Elemente” verkehr- 
ten: ZR 10291 a und 19095. 


325 Bericht 30.8.1935, DS 793. 
326 Dienstanweisung an H., Sailer, Kerler und die Lieg. 4.11.1935, DS 940, vgl. auch Notiz Sch. 13.11.1935, ebd. 


Rede für "lokalpolit. Aussprache” im Horst-Wessei-Haus, wohl Frühjahr 1936 in Anwesenheit der Presse, NIS 
16. 


328 Denkschrift Okt. 1935, DS 779, 923 und 939. 
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schen den Zeilen erstmals auch das Eingeständnis von Versäumnissen: Die bisherige Neu- 
bautätigkeit genüge nicht mehr, alle größeren Betriebe und Arbeitgeber müßten sich auch an 
der Schaffung von Kleinwohnungen beteiligen. 


Durch großes persönliches Engagement, intensive Werbung, komplizierte Finanzierungsmo- 
delle und nicht zuletzt das Auftreten Dritter als Bauträger gelang es dem Oberbürgermeister 
ab 1936, sein "Steckenpferd" nicht nur vor der Einstellung zu bewahren, sondern die Erweite- 
rung der Siedlung sogar deutlich zu beschleunigen. Damit konnte er der Öffentlichkeit später 
die gesamte Siedlungsmaßnahme als einen auf einem durchgängigen Konzept basierenden 
Erfolg präsentieren - eine Einschätzung, die noch heute weit verbreitet ist; die Errichtung der 
Schottenheim-Siedlung ist in der Nachkriegszeit und teils bis heute als große persönliche Lei- 
stung des Oberbürgermeisters gefeiert worden””. 


Den Bau von "Volkswohnungen” betrieb Schottenheim dagegen trotz jenes dramatischen Hil- 
ferufs aus dem Wohnungsamt nur gezwungenermaßen und mit Widerwillen. Die ersten dieser 
extrem billigen, kaum 40 m? Wohnfläche umfassenden Wohnungen” entstanden sogar in 
"seiner" Siedlung - sehr zu seinem Ärger: "Der große Gedanke, auch beim Wohnen und in- 
nerhalb einer Wohngemeinschaft das deutsche Volk in all seinen Schichten einander näher zu 
bringen, wird durch den Bau von Volkswohnungen sabotiert. Wenn ich auch, durch die Not 
gezwungen, mich zum Bau von Volkswohnungen entschließen mußte, so erkläre ich ganz of- 
fen, daß mich nur die entsetzliche Wohnungsnot mit all ihren Folgen diesen Weg hat ein- 
schlagen lassen."*! Dies war das Eingeständnis, daß Schottenheim aus Liebe zu seinem 
"Steckenpferd” zweieinhalb Jahre lang viel Energie und Geld in eine Art des Wohnungsbaus 
gesteckt hatte, die ungeeignet war, den tatsächlichen Bedarf zu decken. Das Konzept, die 
Wohnungsnot ausschließlich durch den Siedlungbau zu bekämpfen, erwies sich als im Ansatz 
verfehlt - von seiten der Stadt wären statt Siedlerstellen dringend billige Mehrfamilienhäuser 
zu errichten gewesen; und genau deren Entstehung war daran gescheitert, daß der Oberbür- 
germeister alle Energien in den Siedlungsbau steckte. 


Erst nach dem dramatischen Appell des Wohnungsamts forderte Schottenheim seinerseits, 
Regensburg bei der Zuteilung von Reichs- und Landesmitteln für den Volkswohnungsbau zu 
berücksichtigen. 200 dieser Wohnungen meldete er dem Wirtschaftsministerium noch im 
gleichen Jahr als Mindestbedarf’”, die Darlehen für die erste Hälfte von ihnen wurden sofort 
bewilligt”. Daraufhin reaktivierte Schottenheim die Stadtbau GmbH, die Anfang der zwan- 
ziger Jahre den kommunalen Kleinwohnungsbau getragen hatte, dann jedoch stillgelegt wor- 
den war’”*, Von 1936 an stampfte sie wieder Häuser aus dem Boden?” - allein in diesem Jahr 


323 Vgl. zu Plänen, die in Konradsiedlung umbenannte Siedlung wieder nach Sch. zu benennen, MZ und TA 


18.8.1952. Eine Unterschriftensammiung soll von 85-90 % der Siedler unterstützt worden sein. 

330 Zum Begriff der Volkswohnungen: Peltz-Dreckmann S.137 ff. und 296 ff. H. rechnete mit ca. 4000 RM Her- 
stellungskosten pro Volkswhg., Monatsmiete trotz Billigbauweise rd. 1 Wochenlohn des Bewohners (Sch. an 
Reg. 9.2.1938, PUW 7, vgl. Vermerke H. 10.9. und 14.12.1936, DS 779). 

3I Entwurf für Leitartikel Sept.1937, PSt 503, veröff. in BOm 25.9.1937. 

332 Berichte an MWi und Reg. 11. bzw. 14.9.1935, DS 793; Grundlage ME 24.8.1935, RegAnz. 28.8.1935. Darle- 
hensanträge für Wohnbau ab 1936 in StA 16425. 

333 Bescheid der Reg. 7.11.1935, DS 793. 

aat Vgl. Reind! $.26 f. 1930 hatte die Stadtbau nochmals Whg. nach dem städt. Sonder- und dem Reichswohnungs- 

bauprogramm errichtet, vgl. ZR 11309. Rückblick zur Stadbau GmbH (13.2.1946) in ZR 17064; ebd. Gb ab 

1930. Vgl. allg. Schmetzer S.86, 30 Jahre Stadtbau-GmbH Rgbg. und F.Schmid: Größtes gemeinnütziges Woh- 

nungsbauunternehmen von Ostbayern, Regensburger Almanach 1971 (1970) S.83-90. H. war das ganze 3.Reich 

hindurch Aufsichtsratsvorsitzender. 

Urspr. 88 Volkswhg. der Stadtbau, 12 der Baugenossenschaft Margaretenau geplant, vgl. Sch. an Reg. 

27.11.1935, DS 793. Insgesamt baute die Stadtbau 1936 für 920000 RM 120 Wohnungen und 62 Kleinsiedler- 

stellen, vgl. 30 Jahre Stadtbau-GmbH Rgbg. Jahresabschlüsse in ZR 17064. 
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Blocks mit 102 Volkswohnungen’”. Zudem wurde sie nun - zu Vorzugsbedingungen - auch 


als Trägerin in den Siedlungsbau eingeschaltet, um diesen zu beschleunigen”. 1936-1938 hat 
sie zusammen 187 Kleinsiedlerstellen errichtet, die bis 1944 fast alle an ihre Bewohner über- 
eignet wurden”. 


STADTBAU GMBH: KLEINSIEDLUNGEN UND BETREUUNGSBAUTEN °” 
= 
Stellen Bezug 
Sandgasse 24 1938 
Vogesenstraße 22 1939 
Vogesenstraße 8 1939 
Vogesenstraße 4 1939 
Ardennenstraße 18 1939 
Karpatenstraße 17 1939/40 
Im Reichen Winkel 26 1939/41 3# 
Im Reichen Winkel l 1941 *! 
J 


Schottenheims halbherzig vollzogene Wende in der Wohnungspolitik kam zu spät. 1935 hatte 
das zunächst langsame, dann sprunghafte Bevölkerungswachstum durch den Zuzug auswärti- 
ger Arbeiter begonnen, im Herbst 1936 mußte Schottenheim eingestehen, daß nach wie vor 
Hunderte der vordringlichsten Wohnungsgesuche nicht befriedigt werden konnten. So bean- 
tragte er die Reichsdarlehen für weitere 60 Volkswohnungen der Stadtbau GmbH. Minde- 
stens 300 hielt er zwar für erforderlich’, doch abgesehen davon, daß so viele Reichsdarlehen 
kaum bewilligt worden wären, hätten auch die Eigenmittel zur Restfinanzierung nicht ausge- 
reicht”. Noch 1936 erwarb die Stadt das benötigte Baugelände an der Walderdorffstraße’**, 
zum Jahresende wurden die Darlehen bewilligt, ein Jahr darauf waren die 60 Wohnungen be- 
reits bezogen’. Im Spätsommer 1937 projektierte die Stadtbau GmbH die nächsten 11 
Wohnblocks mit 102 Volkswohnungen, diesmal an der Guericke-, Ehrenfels-, Gumprecht- 
und Lerchenfeldstraße; ein Jahr darauf waren sie bezugsfertig”*. Zu dieser Zeit - im Herbst 


336 54 an der Haymostraße (Gesamtkosten 228000 RM, vgl. Gb Stadtbau 1936, DS 827), 48 am Flachlberg. 
Zunächst kostenlose, 1941 vergütete Veräußerung des Geländes Haymostraße in ZR 15955, vgl. DS 797. Fi- 
nanzplan Stadtbau GmbH 11.9.1936 in DS 779. 


337 Dienstanweisung Sch, 26.10.1937, DS 779, vgl. 30 Jahre Stadtbau-GmbH Rgbg. und deren Gb 1938, DS 827. In 
den späten 30er Jahren versch. förmliche Kaufverträge für Grundstücke, die der Stadtbau Jahre früher übertragen 
worden waren, vgl. z.B. ZR 15886. 


338 Bericht 13.2.1946 über Geschäftsjahr 1944, ZR 17064. 
ae Sog. "Erwerbshäuser"; Quellen s.S.419 Anm.348. 

340 Eigensiedier. 

n Eigenheim. 


342 Bericht an MWi und Reg. 11.9.1936, DS 779 und 793. Nach Bericht Schipper 23.1.1937 (PÜW 7 und DS 796), 
betrug der Fehlbedarf "nur" 2000 Whg. 


383 Vgl. Vermerke H. 10.9. und 14.12.1936, DS 779. 

3# Erwähnt in DS 797, vgl. Rh-Prot. 20.8.1937 zum Bauplatzverkauf an Stadtbau. 

343 Vgl. Notizen Sch. DS 792 und Mb Bauamt, ebd. und DS 545. Gesamtkosten 240000 RM, vgl. Gb Stadtbau 
1936, DS 827. Darlehensaufnahme in StA 16425. 

346 Vorarbeiten ab Aug., Baubeginn Herbst 1937, vgl. Mb in DS 545, 562 und 792 sowie Gb Stadtbau 1938, DS 
827; Gesamtkosten 447000 RM. Grundverkauf an Stadtbau in ZR 16032, vgl. Rh-Prot. 3.3.1939. Darlehensan- 
trag in StA 16425. 
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1938 - besaß die Stadt selbst 174 Gebäude, darunter neben den Verwaltungsgebäuden und 


Schulen 147 Wohnhäuser mit insgesamt 699 Kleinwohnungen’”. 


STADIBAU GMBH ’® Häuser Wohnungen bezogen Kosten (RM) 
Wittelsbacher Straße 7a-e 5 18 1925 400000 ?*° 
Kleinwohnungsbauprogramm 10 72 1931 558000 °% 
Volkswohnungen Haymostraße 6 54 1936 240000 
Volkswohnungen Flachlberg 8 48 1936 187000 
Militärkleinwohnungen Auweg 2 18 1937 76000 
Militärkleinwohnungen Baltenstraße 21 21 1937 140000 
Volkswohnungen Walderdorff-/ 11 60 1937 245000 
Gumprechtstraße 
Volkswohnungen Guericke-/Gumprecht-/ 18 102 1938 445000 
Ehrenfels-/Lerchenfeldstraße 
Volkswhg. Augsburger Straße 22 132 1939/41 660000 35! 


Andere Bauträger schlossen sich an. Unter anderem’? errichteten ab 1936 die Baugesell- 
schaft "Bayern" Blocks mit 63 Volkswohnungen für die Reichsbahn an der Kirchmeierstraße, 
1937/38 der Gemeinnützige Bauverein 18 dieser Wohnungen an der Admiral-Hipper- 
Straße?”’, 1938 die Baugenossenschaft des Verkehrspersonals 36 an der Graf-Spee- und Von- 
Reiner-Straße”*. Für Angehörige der Reichspost entstanden gleichzeitig ebenfalls im Kaser- 
nenviertel 54 Volkswohnungen der "Bayern"””, der Gemeinnützige Bauverein errichtete 
weitere fünf Sechsfamilienhäuser an Graf-Spee- und Mackensenstraße?”, die unter fürstlicher 
Verwaltung stehende Marie-Christinen-Stiftung und das Baugeschäft Sechser & Klug planten 
1938/39 weitere 26 bzw. 22 Wohnungen an der Greflinger Straße”, die "Bayern" 36 Reichs- 
bahnwohnungen an der Balwinus- und Ostendorferstraße”* sowie 108 Volkswohnungen an 
der Guerickestraße®’. Gescheitert sind unter anderem Projekte des St.Wolfgang-Bauvereins 


7 Etatbericht Sailer Okt. 1938, DS 546. 

348 Nach den Gb (DS 827), Aufsichtsratsunterlagen und Prüfbericht des Verbands bayer. Wohnungsunternehmen, 

15.9.1944 (DS 828). Insgesamt 9 Baumaßnahmen (103 Häuser, 525 Whg.) - außer im Dörnbergblock aus- 

schließlich Klein- und Volkswhg. 

Sogenannter "Dörnbergblock”. 

- Haymo-, Baumburger-, Alte Straubinger Str., Auweg (6 Häuser aus Sonderwohnungs-, 4 aus dem zusätzl. 
Reichswohnungsbauprogramm 1930). 

31 Die Häuser trugen Hausnummern der Straße der SA, der Nibelungen-, Siegfried- und Kriemhildstraße. 

352 Auch der RegPräs vermerkte die besonders starke Wohnbautätigkeit in Rgbg. (RPB 6.5.1938, vgl. auch Mb Bau- 
amt 31.1.1938 mit Jahresüberblick 1937, DS 666). 

353 en Bezug Juni 1938, vgl. Mb Bauamt Dez. 1937, 30.5. und 5.8.1938 (DS 792), vgl. BOm 
21.12.1937. 

354 Erwähnt in ZR 15096, vgl. Rh-Prot. 17.6.1938. 

355 Vgl. Mb Bauamt ab Juni 1938, DS 792, vgl. auch Pressegespräch Sch. 5.8.1938, PSt 506, und Rh-Prot. 
25.10.1938. Lt. Mb Bauamt 30.5.38 (DS 792) waren weitere 44 Postwhg. an der Furtmayrstraße geplant. 

356 augenehmigung It. Rh-Prot. 15.7.1938, vgl. Mb Bauamt 5.8.1938 (DS 792). 

357 Mb Bauamt 30.5. bzw. Nov. 1938, DS 792. 

358 Darlehensaufnahme (60000 RM) in StA 16425, vgl. Rh-Prot. 17.9. und 12.11.1937. 

2 Baugenehmigung im Rh-Prot. 17.2.3939, 
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für 24 Wohnungen” und der "Gagfah", mit 19 Blocks (114 Volkswohnungen) die Baulücke 
zwischen den Kasernen und den bereits bestehenden Blocks an der Guerickestraße zu schlie- 


Ben?! 


Die Ansiedlung des Flugzeugwerks machte es erforderlich, mit dem "Göringheim” am Zie- 
getsberg eine vollständige neue Werkssiedlung anzulegen, ohne diese Maßnahme wäre die 
Betriebsgründung in Regensburg völlig undenkbar gewesen. Die Wohnraumbeschaffung für 
die Vier-Jahres-Plan-Betriebe unterlagen allerdings ohnehin Sonderregeln, die sich in Re- 
gensburg vor allem bei den späteren Wohnungsbauten des Flugzeug- und des Holzverzucke- 
rungswerks auswirkten. Zur Beschleunigung solcher Baumaßnahmen mußte "notfalls in Kauf 
genommen werden, daß dieser oder jener Stelle nicht soviel Zeit zur Prüfung des Vorhabens 
bleibt, wie dies unter normalen Verhältnissen geboten wäre". Die Gemeinden selbst sollten 
unter Hinweis auf ihre künftig steigenden Steuereinnahmen zur Finanzierung auch unge- 
wöhnlich hoher Erschließungs- und Grundstückskosten herangezogen werden’, 


Trotz des beginnenden Aufschwungs im Wohnungsbau hatte das städtische Wohlfahrtsamt 
auch im Herbst 1936 wieder Notquartiere für Obdachlose in Gasthäusern anmieten müssen; 
der Bau weiterer Behelfswohnungen sei "unaufschiebbar"“. Hieraus und aus den Plänen für 
das neue Garnisonslazarett der Wehrmacht, das den Abriß einiger Obdachlosen-Baracken am 
Pulverturm erforderlich machte, erklärt sich das weitere Wachstum der von Schottenheim so 
verabscheuten Barackensiedlungen. Im Nordheim und am Sandberg lebten Ende 1936 120 
Familien mit rund 660 Personen’“, während die Stadt bereits das Gelände für eine neue Ob- 
dachlosensiedlung, das "Keilbergheim" erwarb?®. Es entstand 1937/38 mit zunächst 40 Woh- 
nungen in fünf Baracken, die teils aus dem aufgelassenen Reichsarbeitsdienstlager an der 
Straubinger Straße stammten”, und wurde in der Presse als "erzieherische Maßnahme" 
Schottenheims für "verantwortungslose Mieter" seiner Siedlung dargestellt’”. 


360 Erwähnt in Mb Bauamt, 30.5.1938, DS 792, vgl. auch Rh-Prot. 12.5.1938. Lt. Auskunft des Vereins (19.2.1988) 
kein Wohnungsbau im gesamten 3.Reich. Vgl. auch ZR 11308 zur Sanierung des Vereins 1933-1938. 

36! Erste Erwähnung Spätsommer 1937, vgl. ZR 16085 (mit Einzelheiten), Rh-Prot. 12.5.1938 und Mb Bauamt, DS 
545 und 792. Baubeginn It. Pressegespräch Sch. 5.8.1938 (DS 792) Herbst 1938, doch wären die Baukosten und 
damit die Mieten zu hoch geworden, um an Reichsdarlehen und -bürgschaften zu gelangen, 

362 Richtlinien und Erlaß Reichsarbeitsministerium 18. bzw. 27.8.1937, Abschrift ZR 19119 bzw. 19079, vgl. allg. 
Mattausch S.114 ff. 

Bi Bericht 1.10.1936, DS 696, vgl. auch Bericht Siedlungsverwaltung 23.7.1936, DS 919 und 954. 

64 Bericht Zwick 18.12.1936, DS 696. 

365 Vertrag 24.10.1936, ZR 14826. 

Einzelheiten in DS 787 und 794: 70000 RM für neue Barackensiedlung, zu tragen von der Heeresverwaltung als 

Auslöserin der Verlegung. Vgl. Pressegespräch Sch. 11.12.1937, PSt 502, sowie Mb Bauamt DS 545 und 696, 

wonach die erste Baracke Ende 1937 bezogen wurde. Erwerbungen für Erweiterung Keilbergheim in ZR 15199, 

vgl. Rh-Prot. 23.12.1938. 


BA 4.1.1938. Vgl. auch Polizeistrafen für Eltern aus Pulverturm-Siedlung und Nordheim wegen Schulversäum- 
nis der Kinder, DS 691, sowie Wartner 8.3. 
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Be IN NOTUNTERKÜNFTEN ’® 


m 
1933 1934 1935 1936 1937 1938 

in Baracken 120 170 184 195 237 262 
in Eisenbahnwaggons 27 27 27 27 11 7 
in sonstigen Notunterkünften 49 15 26 23 0 57 
Summen 196 212 237 245 248 326 


Neben den Neubaumaßnahmen wurde es angesichts ständig steigender Grundstückspreise er- 
forderlich, den von der Reichsregierung zunächst gelockerten, nun zunehmend wieder ausge- 


bauten Mieterschutz verschärft zu kontrollieren’? und auch die weitreichenden Befugnisse 


zur Preisüberwachung bei Mieten voll auszuschöpfen, die sich aus dem Vierjahresplan und 
der Preisstop-Verordnung ergaben””. Dennoch besserte sich die Lage in Regensburg nicht: 
Im Sommer 1937 berichtete die Presse, nahezu 150 Familien seien obdachlos, obwohl seit 
1933 über 1800 neue Wohnungen errichtet worden waren”. Ein Jahr darauf bezifferte das 
Stadtoberhaupt selbst den Fehlbedarf noch immer auf 3000 Wohnungen, die Not sei drücken- 
der als 1933°?, Erneut beantragte er Reichsmittel für den Volkswohnungsbau, diesmal gleich 
für 300 neue Wohnungen’”’, und Kämmerer Sailer mußte fast 120000 RM Zuschuß zur Woh- 
nungsfürsorge zusätzlich in den Haushalt einstellen, davon allein zwei Drittel für die Restfi- 
nanzierung der 102 Volkswohnungen an der Guerickestraße”*. 

Dem privaten Wohnungsbau mangelte es zu dieser Zeit, anders als in den frühen dreißiger 
Jahren, nicht mehr in erster Linie am Kapital, sondern an Facharbeitern und Baumaterial, ins- 
besondere Baueisen. Hinzu kamen ab der zweiten Jahreshälfte 1933 die erwähnten Kredit- 
sperren, ausgelöst durch die Überhitzung des Kapitalmarkts, der von der Reichsregierung 
übermäßig zur Rüstungsfinanzierung in Anspruch genommen wurde. Viele Wohnbauprojekte 
lagen bis zur Baureife fertig vor, konnten aber, obwohl die Stadt im Einzelfall die Materialan- 
forderungen nachdrücklich unterstützte”, nicht ausgeführt werden. Im Frühjahr 1939 war der 
private Bausektor praktisch gelähmt, es geschah fast nichts mehr zur Behebung der Woh- 
nungsnot’”°, 


368 Stand jeweils 31.12., erstellt aus PÜW 7, DS 778, 796 und ZR 19053, vgl. auch Verf. Sch. 16.3.1938, ZR 19094. 
? Kündigungsschutz-VO 28.8.1937, RGBI I S.917, VO 4.12.1937, RGBLI 5.1325, und 31.8.1938, RGBI 1S.1070. 
Vgl. Sch. an MWi 3.1.1938, DS 796, zu den Folgen der urspr. Lockerung. Vgl, auch VO Reichskommissar 
Wagners 19.4.1939, veröff. Wbl 23.8.1939, zur starken Position der (nichtjüdischen) Mieter und der kommuna- 

len Preisüberwachung. 

370 DurchfGesetz zum Vierjahresplan/Bestellung eines Reichskommissars für die Preisbildung 29.10.1936, RGB] I 
5.927, und VO 26.11.1936, RGBI I 5.955, vgl. auch das geänderte Reichsmieten- und Mieterschutzgesetz 
18.4.1936, RGBI 15.369. Klagen über steigende Mieten schon in Reg, an RMdI 6.2.1936, StA 22037. 

371 BA und BOm 25.8.1937, vgl. Artikel Sch. in PSt 503 und Berichte Wohlfahrtsamt, DS 696. Zwangsumquartie- 

rungen in Gaststätten beim Brückenprojekt in ZRa 14293. 

BA 8.6.1938, vgl. Bericht an Reg. 13.7.1938, DS 793, und Befürwortung eines privaten Neubauprojekts 

13.7.1938, ZR 15796. 

373 Antrag 13.7.1938, DS 793. 

37% Haushaltsbericht Okt. 1938, DS 546; 27000 RM für weitere Baracken im Keilbergheim, 5000 RM für ein Werk- 
heim am Sandberg vorgesehen. 

375 Vgl. z.B. Projekt für 18 Whg. der Fa. Sechser & Klug (Christliebstraße), ZR 15796 und Mb Bauamt 5.8.1938, 
DS 792 - symptomatisch für absurde Folgen der Zwangsbewirtschaftung: Das Baueisen war vorhanden, doch 
verzögerte sich immer wieder die Genehmigung, es auch verwenden zu dürfen. 

376 RPB 11.4.1939. 
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Das letztgenannte, bislang weitaus größte Volkswohnungsprojekt der Stadtbau GmbH sah die 
Auffüllung der Baulücke entlang der Augsburger Straße zwischen Göringheim und Hofgar- 
tensiedlung vor”. 346 Wohnungen sollten hier entstehen, für 132 von ihnen liefen im Som- 
mer 1938 die Vorbereitungen noch an?”®, da die Stadt mehr nicht finanzieren konnte?”. Nach 
der Aufhebung der Kreditsperre, im Frühjahr 1939, begannen die Bauarbeiten für die 22 
Sechs-Familien-Häuser an der Nibelungen-, Siegfried- und Kriemhildstraße, einige der 
Blocks wurden im Rohbau bis Kriegsbeginn noch fertig. Per Sondergenehmigung wurden 
sie trotz des Neubauverbots zur Fertigstellung freigegeben, die vermutlich bis Frühjahr 1941 
dauerte! - obwohl Schottenheim das Projekt eigentlich "hinhaltend behandelt" wissen 
wollte”. Demnach diente also die Würdigung dieser großen Volkswohnungs-Baumaßnahme 
in der Öffentlichkeit nur der Propaganda, während der Oberbürgermeister sie in Wahrheit 
nach Möglichkeit verzögern wollte, um stattdessen den Siedlungsbau zu forcieren, - Nach 
Kriegsende beschlagnahmte die UN-Flüchtlingsorganisation UNRRA diese 132 Wohnungen 


ebenso wie das benachbarte Göringheim’®”. 


Im Sommer 1939 gab Schottenheim gegenüber der Presse an, in seiner Amtszeit seien bis 
Ende 1938 4019 neue Wohnungen in Regensburg entstanden, davon 716 Siedierstellen im 
Schottenheim und 608 in der Göringheim-Siedlung. 446 Wohnungen seien von Baugenossen- 
schaften, 1968 von privater Seite sowie durch die Wehrmacht errichtet worden, bei 281 han- 
dele es sich um Volkswohnungen, 550 weitere seien im Bau°**. Andere Quellen ergeben eine 
deutlich niedrigere Gesamtsumme. Dennoch machte sich eine solche Erfolgsbilanz gegenüber 
den Neubauzahlen aus der Zeit der Weimarer Republik natürlich gut, doch ist zu bedenken, 
daß darin die ebenfalls ungewöhnlich hohe Zahl der durch Abbrüche verlorenen Wohnungen 
nicht enthalten war, und daß sich die Stadt und die Stadtbau GmbH selbst nur (716 + 281 =) 
997 neue Wohnungen zuzuschreiben hatten. Der offizielle Wohnungsfehlbestand in Regens- 
burg hielt sich Ende 1938°®° und bis zum Kriegsbeginn, als die zivile Bautätigkeit größtenteils 
eingestellt wurde, auf einer Höhe von mindestens 3000-3500 Wohnungen, intern war sogar 
noch von wesentlich höheren Zahlen die Rede: Der Regierungspräsident berichtete, in Re- 
gensburg bestehe ein Bedarf von mindestens 5000 Wohnungen - eine Zahl, wie sie später 
auch die Stadtbau GmbH für 1939 geschätzt hat”. 


Obwohl sich gezeigt hatte, daß - wenn überhaupt - allenfalls der Volkswohnungsbau die Aus- 
sicht bot, die Wohnungsnot zu lindern, blieb Schottenheim bei seiner Auffassung, diesen nur 
"in besonders gelagerten Fällen" weiterzuführen; dagegen sei dem Siedlungsgedanken nach 
wie vor der Vorzug zu geben. 


377 Vgl. Notiz Schipper 24.6.1938 über die Auswahl dieses Geländes, DS 793; ebd. Skizze 13.6.1938. 


378 Einzelheiten in DS 791 und 793, vgl. BOm 6.8.1938 und Rh-Prot. 5.12.1938. Von den veranschlagten Kosten 
(4600 RM pro Whg.) It. Bewilligungsbescheid 31.10.1938: 306000 RM Sparkasse, 198000 RM Reich, 108000 
RM Stadt (Gb Stadtbau 1938 und 1939, DS 827). 


379 Vermerk Schipper 27.1.1939, DS 793. 
380 Vgl, laufende Mb Bauamt, DS 667. Baugenehmigung It. Rh-Prot. 3.3.1939. 


l Vgl. Gb Stadtbau GmbH, DS 827. Danach mußte man einen Teil der Whg. dem Wasserstraßenamt Rgbg. zur 
Verfügung stellen. Darlehensanträge für die 132 und weitere 108 Volkswhg. der Stadtbau in StA 16425, 


382 Undatierter Vermerk (zweite Hälfte 1940), DS 952, 
383 Gb Stadtbau GmbH 1945, ZR 17064. 


2 Undatierter, nicht unterschriebener Entwurf in DS 791, abgedruckt in BOm 31.8.1939, vgl. auch BOm 
24.12.1938. 


385° Rechenschaftsbericht Sch., BA 24.-25.12.1938. 
386 RPB 9.6.1940 bzw. Gb Stadtbau GmbH 1946 (ZR 19103). 
387 Redetext 13.6.1939, DS 952. 
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DER WOHNUNGSMARKT ®® 


Wohnungen l-4Räume 5-6 Räume ab7 Räume 

31.12.1932 20765 

31.12.1933 20905 16214 3503 1188 
31.12.1934 21337 16551 3570 1216 
31.12.1935 21815 16914 3666 1235 
31,12.1936 22485 17393 3836 1256 
31.12.1937 23489 18221 3995 1273 
31.12.1938 24557 19033 4237 1287 


WOHNUNGSNEUBAU°® 1.7.1918 - 31.12.1932: 3786 


insgesamt Abgang Reinzugang davon Kleinwohnungen in städt.Gebäuden 


1933 189 50 139 92 20 
1934 525 92 433 337 218 
1935 545 67 478 363 67 
1936 790 120 670 479 105 
1937 1078 74 1004 828 967% 
1938 595 38 557 380 51 
Summen: 3722 441 32813?! 2479 557 
Finanzierung: 49 % durch Privatleute, 


11 % durch Genossenschaften, 
40 % durch öffentliche Gelder 


3. Die Schottenheim-Siedlung 
a. Vorläufer 


Schottenheims Siedlungsprogramm war nicht neu. Ein Reichssiedlungsgesetz hatte es schon 
1919 gegeben’, und der Förderung der vorstädtischen Kleinsiedlungen galt auch eine Not- 
verordnung von 1931°”°, gerade unter den Aspekten der Arbeitsbeschaffung, der Selbstver- 


338 
389 


390 
391 
392 
393 


Erstellt aus PÜW 7, DS 778 und 796. Leichte Abweichungen in Pressegespräch Sch. 24.8.1937, PSt 502. 

Wie vorige Anm. Teils starke Abweichungen in den von Maier Anhang S.167 verwendeten Statist, Jahrbüchern 
der deutschen Gemeinden. 

Dazu 60 in nichtstädt. Gebäuden, aber von der Stadt bezuschußt. 

Abweichend Pressebericht Sch. (BA 24.-15.12.1938): bis Ende 1938 insgesamt 4019 Whg. und 28] Volkswhg. 
11.8.1919, RGB! 1S.1429, vgl. Peltz-Dreckmann S.72 ff. 

23.12.1931, RGBITS.790. 
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sorgung und der Minderung sozialer Spannungen, die sich aus der Wohnungsnot ergaben®”. 


Schon zu dieser Zeit entsprachen die Rahmenbedingungen der Praxis, wie sie auch nach 1933 
geübt wurde, etwa die mindestens dreijährige Probezeit für den Siedler mit anschließender 
Eigentumsübertragung, die Finanzierung der Kleinsiedlerstellen durch niedrig verzinste 
Reichsdarlehen und die extreme Billigbauweise. So gab es gegen Ende der Weimarer Zeit be- 
reits rund 50000-70000 Kleinsiedler im Deutschen Reich; in Bayern entstanden von 1919 bis 
1933 1402 Siedler- und 8930 "Anliegerstellen mit Landzulagen zu Eigentum", 


Von nationalsozialistischer Seite wurde die Siedlungsbewegung überaus positiv beurteilt. 
Schon für die Reichstagswahl im Juli 1932 erhob die NSDAP die Förderung der vorstädti- 
schen Kleinsiedlung zum Programm, nach 1933 kamen gemäß der verbreiteten agrarromanti- 
schen Strömung irrationale Volksgemeinschaftsideen wie auch nationalchauvinistisches Ge- 
dankengut und Blut-und-Boden-Mystik hinzu. Allerdings kritisierte man - und nicht zu un- 
recht” - die Ghetto-Situation derartiger Stadtrandsiedlungen. Dort lebten tatsächlich über- 
wiegend Wohlfahrtsempfänger, die Siedlungen verfügten zumeist über keine eigene Infra- 
struktur, und sie waren schlecht an die Stadtzentren und Gewerbegebiete angebunden. Auch 
hatten sie im allgemeinen keinen besonders guten Ruf; sie galten als Keimstätten der Krimi- 
nalität, auch des politischen Aufruhrs, ihre Bewohner als asozial. So mußten sich die Siedler 
geradezu an den Rand gedrängt fühlen - an den Rand der Stadt wie auch der Gesellschaft. Er- 
folge bei der Aufwertung des Siedlungsgedankens im Nationalsozialismus hingen also davon 
ab, daß es gelang, den Stadtrandsiedlungen dieses Image zu nehmen”. 


All dies galt auch für Regensburg. 1932 gab die Stadtverwaltung erstmals 50000 RM für vor- 
städtische Kleinsiedlungen aus”, es begannen die Vorarbeiten für je 20 Siedlerstellen am 
Brandlberg”” und in der Pfälzer Siedlung an der Lappersdorfer Straße sowie für das 
"Westheim" am Weinweg mit 40 Wohneinheiten. Nachdem die Eröffnung dieser Siedlungen 
erst nach Schottenheims Amtsantritt erfolgte, konnte die nationalsozialistische Stadtführung 
der Öffentlichkeit gegenüber die Entstehung der 80 Wohnungen als eigene Leistung präsen- 
tieren. Jedoch lagen auch hier alle drei Standorte weitab vom Stadtzentrum und den wichti- 
gen Gewerbegebieten. 


Die billigste Bauweise verwendete man am Brandlberg. Mit einem Gesamtaufwand von 
79000 RM entstanden hier 20 Kleinsiedlerstellen; zwei Drittel davon stammten aus Reichs- 
darlehen“'. Im Juli 1933 konnte Schottenheim die neue Siedlung einweihen®”, 1937 lebten 
hier 84 Personen®”, Ende 1939 gingen die Häuschen in das Eigentum ihrer Bewohner über”, 
Für das geplante "Westheim" erwarb die Stadt ebenfalls schon 1932 die erforderlichen 
Grundstücke. Nach Schottenheims Amtsantritt gingen - gewissermaßen als Probelauf - die 
Vorarbeiten für diese kleine Siediung weiter, man beantragte Reichsdarlehen für die ersten 


3% Vgl, Peltz-Dreckmann $.80 ff. und Maier (1986) S.19 ff. 
395 Statist. Jahrbuch für das Deutsche Reich 53 (1934) 8.67. 
396 Vgl, Mattausch 8.3 ff. und Maier (1986) S.75 f. 

3? Vgl. allg. Mattausch und Peltz-Dreckmann. 

398 Erwähnt in Etatrede Sch. 1934, NIS 16. 

399 Presseberichte bei Weinmann $.243. 


#0 Errichtet vom Gemeinn. Bauverein Stadtamhof und Umgebung. Zur Einweihung: RA 3.9.1933. 1937 lebten 76 
Personen in den 20 Siedlerhäuschen, vgl. Voggentreiter (1937) S.5. 


41 Bericht Siedlungsverwaltung 20.3.1939, DS 911, bzw. Revisionsbericht 1941, PAM 534, $.118; vgl. auch Ab- 
rechnung 1933, FIN 513, und Bericht Siedlungsverwaltung 23.7.1936, DS 919 und 954. Siedlerliste 11.6.1935 in 
DS 940. 


#2 RA 26.6. bzw. 3.7.1933, vgl. auch RA 25.8.1933. 

> Voggenreiter (1937) 5.5. 

404 Zur Eigentumsübertragung 10.12.1939: DS 911. Frühere Bauplatzverkäufe z.B. in ZR 15640 und 15685. 
#05 Erwerbung von der Klerikalseminarstiftung St.Jakob in ZR 15406. Vgl. allg. HA-Prot. 18.1.-8.3.1933. 


on 


~< 
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Siedlerstellen*®, im Sommer 1933 konnten sie fertiggestellt und bezogen werden“. Anfang 
1934 wohnten 21 Familien im Westheim“, nach dem Endausbau auf 40 Stellen lebten hier 
252 Personen*”. Eine geplante Erweiterung!” ist vermutlich am Ausbau des Flughafengelän- 
des für das Flugzeugwerk gescheitert. Die Gesamtkosten für das Westheim beliefen sich auf 
knapp 160000 RM, davon brachten die Siedler selbst rund 20000 RM auf, während fast 
100000 RM aus Reichshaupt- und -zusatzdarlehen stammten*'!. 1940 und 1941 erhielten die 
Siedler ihre Häuschen als Eigentum übertragen?” 


Nicht verwirklicht wurde das Projekt einer vorstädtischen Kleinsiedlung auf dem Gelände der 
ehemaligen Ziegelei am Unterislinger Weg", nachdem der Stadtrat alle entsprechenden Ak- 
tivitäten auf die neue Siedlung im Nordosten der Stadt konzentrieren wollte®'*. Auch das 
Projekt der ehemals gewerkschafts-, nun DAF-eigenen "Oberpfälzisch-niederbayerische 
Bauhütte GmbH" für eine SA- und SS-Eigenheimsiedlung im Bereich Landshuter/Guericke- 
straße zerschlug sich*'. Ersetzt wurde es durch einen Alternativplan in Kumpfmühl, doch 
erklärte die Stadt nach der Entmachtung der SA, sie könne für andere als ihre eigenen 
Siedlungsmaßnahmen keinerlei Leistungen übernehmen‘'‘, Die Idee einer eigenen SA- und 
SS-Siedlung erledigte sich endgültig, als die erforderliche Mindestzahl an Siedlungswilligen 
nicht mehr zur Verfügung stand - teils hatten sie infolge der "Besserung ihrer Wohnver- 
hältnisse die Baulust aufgegeben", teils auch schon selbst gebaut”, 


Eine weitere Siedlung, die ab 1934 auf dem Gelände des ehemaligen Fürstlich Thurn-und- 
Taxis’schen Hofgartens in Kumpfmühl heranwuchs*'®, kann nicht im eigentlichen Sinn als 
NS-Siedlungsmaßnahme angesehen werden, da sie ausschließlich aus privaten Eigenheimen 
bestand*'?. Insgesamt entstanden hier über 100 Häuser", 1941 lebten darin 685 Menschen?”'; 
die Straßen trugen die Namen früherer Fürsten von Thurn und Taxis*”. Hier wie auch bei al- 
len übrigen Wohnvierteln, die im Verlauf der dreißiger Jahre neu entstanden, war die Stadt 
nur über Grundstücksgeschäfte, Bebauungspläne und Geländeerschließung eingeschaltet”. 
Dies galt für die Bebauung des Pfaffensteiner Hangs mit einer Reihe großzügiger, teils ausge- 


406 Anträge für 13 bzw. 4 Siedlerstellen, 28.4. und 18.5.1933, Bewilligung durch MWi am 21.6. bzw. 8.7.1933, vgl. 
StA 16424. 

407 Vgl, RA 19.7. bzw. 24.8.1933 zur Einweihung des Westheims: Lageplan in DS 911. 

08 Notiz Sch. 31.1.1934, DS 899. 

40 Voggenreiter (1937) S.5. Siedlerlisten 11.6.1935 (u.a. 16 Heeresarbeiter) in DS 940. 

#10 Erwerbung von Erweiterungsgelände z.B. in ZR 15435, vgl. ZRa 14568, 

HL Bericht Siedlungsverwaltung 23.7.1936, DS 919 und 954. 

412 Einzelheiten in DS 911, vgl. auch ZRa 14504 und ZR 16040. 

> Grundstücksangebot Bayerische Zentral-Darlehenskasse 12.10.1933, ZR 16388. 


44 HA-Prot. 22.11.1933. Das Gelände wurde 1934 von der Baufirma Tausendpfund erworben und ging dann auf die 
Stadtbau GmbH über, die es 11.1.1943 der Stadt verkaufte, vgl. Bericht Verband bayer. Wohnungsbauunterneh- 
men 4.2.1944, DS 828, sowie allg. ZRa 14486 und ZR 16388. 


#15 Informationsblati des DAF-eigenen Verbands sozialer Baubetriebe GmbH 22.1.1934 und Bauhütte an Stadt 
6.4.1934, ZR 19114, vgl. HA-Prot. 11.5.1934, 


#16 Vermerk Schipper nach Rücksprache mit Sch. 19.7.1934, ZR 19114. 
+7 Bauhütte an Schipper 7.8.1934, ebd. 
Begrenzt durch Karthauser Straße, Hofgartenweg und Am Vitusbach. 


“9 Vgl. RA 4. bzw. 5.9.1933 und BA 12.3.1934 zur Ausstellung "Regensburg baut", die den Eigenheimbau ankur- 
beln und so zur Arbeitsbeschaffung beitragen sollte, 


“20 Vgl. HA-Prot. 24.10.1934, Notiz Sch. 13.11.1934, DS 940, und Pressegespräch 24.8.1937, PSt 502. Pressebelege 
zur Hofgartensiedlung bei Weinmann 5.245, vgl. auch Voggenreiter (1936) S.84. 


#1 Vermerk 6.9.1941, NIS 18, bzw. Rede vor den Rh. 20.7.1939, ZR 11243. 
#22 Zum Straßenbau: ZRa 14664 und Sr-Prot. 19.7. bzw. 19.10.1934. 


#23 Mb Straßenbau in DS 545 und 562, vgl. auch Mb 31.12.1938 zur Geländeerschließung östlich der Hofgarten- 
siedlung, DS 667. 
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sprochen luxuriöser Villen?” ebenso wie im Stadtwesten, wo allmählich die ältere Margare- 
tenau-Siedlung mit der Stadt zusammenwuchs®”, an der Lappersdorfer Straße bei einer 
Siedlung der Baufirma Tausendpfund, in Schwabelweis und schließlich auch bei der er- 
wähnten Bebauung des Kasernenviertels mit Volkswohnungsblocks verschiedenster Träger 
für Wehrmachts-, Reichsbahn- und Postangehörige. 


b. Motive für den Siedlungsbau in Regensburg‘ 


"15 Jahre lang war ich Arzt in Regensburg und habe als solcher mehr in die Hütten der Ar- 
men als in die Paläste der Reichen Einblick bekommen. Damals lernte ich die Wohnungsnot 
und die Wohnverhältnisse kennen. Damals wurde ich Siedler. Als mich die Revolution im 
Jahre 1933 an das Bürgermeisteramt dieser Stadt berief, da konnte ich meinen Wunschtraum 
in die Wirklichkeit umsetzen. Und da wurde ich aus einem Theoretiker ein Praktiker." So er- 
klärte Schottenheim rückblickend, wie es zur Anlage der nach ihm benannten Siedlung ge- 
kommen seit”. Aus gesundheits- und bevölkerungspolitischen Gründen wollte er also den 
Siedlungsgedanken gefördert haben, "fanatisch" habe er Häuschen um Häuschen gebaut, 
Tausende von Volksgenossen hätten dadurch "in Licht, Luft und Sonne" ein Heim gefunden. 
"Die Kinder, die ich früher blaß und blutarm und rachitisch kannte, sie blühten auf und waren 
nicht wieder zu erkennen."”* Tatsächlich hat sich der Oberbürgermeister umfangreiche Un- 
terlagen zur Kindersterblichkeit in den Regensburger Elendsvierteln im Vergleich zu der in 
seiner Siedlung erstellen lassen - wie zu erwarten mit dem Ergebnis, daß hier die Ziffer be- 
deutend niedriger ausfiel’, 


Schottenheims Kritik am Wohnungsbau der Weimarer Zeit verband sich mit phrasenhafter 
Polemik: Damals sei "planlos", "unorganisch", "liberalistisch" gebaut worden; die zersetzen- 
den Kräfte der parlamentarischen Demokratie und des Judentums seien am Werk gewesen; 
das Interesse des einzelnen habe Vorrang vor dem Gemeinwohl gehabt. Ohne "schöpferisches 
Gemeinschaftsschaffen" seien "Straßenzeilen ohne jeden Charakter” entstanden, "Bilder der 
Unklarheit und inneren Hohlheit"; in Mietskasernen sei grausam "die Verbindung mit der 
Heimaterde unterbunden” worden. In den "nur mit dem Verstand" gebauten ersten Stadtrand- 
siedlungen habe man neue Unzufriedenheit erzeugt”, schließlich hätten sich verzweifelte 
Wohnungssuchende "in Eisenbahnwaggons und in Baracken Dörfer gezimmert, welche in ih- 
rer Gestaltung tief unter dem kulturellen Niveau von Negerdörfern gestanden” seien*”', Dem 
setzte Schottenheim seine eigenen, oft recht pathetisch vorgetragenen Vorstellungen entge- 
gen: Stadtplanung habe von höheren Gesichtspunkten auszugehen, Harmonie, Schönheitssinn 
und Achtung vor der Natur müßten ebenso einfließen wie das Gefühl des "Miterlebens einer 
großen Aufbauzeit” - konkret: die gemeinsame Unterordnung unter die nationalsozialisti- 


#24 Modell Baurat Kerlers veröff. in BA 13.10.1936, vgl. zur Erschließung ab 1938 Mb Tiefbau, DS 562. 

“> Vgl. z.B. Baugenehmigungen im Verwaltungsbeirat (Prot. 19.2.1936). Vgl. zur Baugenossenschaft Margaretenau 
vor 1933 ZR 17039 und 18865. Grundverkäufe v.a. 1933/34 in ZR 18852. 

#26 Vgl, allg. Maier (1989) S.81 f. 

#7 Ansprache Sch. zu Hitlers Besuch am 6.6.1937, NIS 30. 

428 
Ebd. 

#9 DS 940, bes. Bericht Standesamt 10.10.1935. Ein Vergleich mit normalen Wohnvierteln wird nicht gezogen. 
"Sozialhygienische" Betrachtungen zur "mustergültigen Volksgesundheitspflege" im Schottenheim bei Wartner. 
Zum bevölkerungspolit. Aspekt des NS-Siedlungsbaus Peltz-Dreckmann 5.322 ff. 

430 Leitartikel "Der Mensch in der Siedlung” für "Bayerland" 6.6.1936, NIS 4, vgl. auch BA 21.7.1939 und Voggen- 
reiter (1936) 5.84. Vgl. dagegen z.B. Hübschmann $.52 ff. (zur Arber-Siedlung); vgl. allg. Peltz-Dreckmann 
S.110 ff. 

= Ansprache zum Erntedankfest im Schottenheim 3.10.1937, DS 667. 


426 


schen Ideen. Als Motto wählte er: "Willst Du eine Siedlung bauen, so lass’ das Herz sprechen 
und nicht den Verstand!"*? Ähnliche, wohl ziemlich unreflektiert vorgetragene Phrasen 
Schottenheims tauchen immer wieder auf: Der neue Staat lehne "jedes Zweckdenken, jedes 
Ichdenken" ab, er wolle vielmehr "den inneren Menschen (...) und die in ihm schlummernden 
volkseigenen Kräfte" erfassen; die Siedlung sei die "Keimzelle des neuen Staates", als 
Siedler solle der Mensch zur Gemeinschaft, aber auch zum "Boden" zurückgeführt werden: 
"Wenn ich Blut und Boden wieder harmonisch verbinden will, so kann ich das nur, wenn 
1. der Boden einigermaßen dem Fleiße dankt und 2. wenn das Blut gesund ist"**. Verwurzelt 
mit dem Boden, sollte der Siedler also "den wahren Sinn der Volksgemeinschaft" ahnen und 
so zu einem "verschworenen Kämpfer für Deutschlands endgültigen wirtschaftlichen und gei- 
stig-kulturellen Wiederaufstieg" werden*” - Grenzlande seien noch immer am besten ge- 
schützt worden "durch das gesunde Blut der Nation, und besser als Wälle aus Stein, Eisen 
und Beton sind Wälle gesunder deutscher Familien"**®, 


Ein handfesteres Motiv für den Siedlungsbau ergab sich aus dem allumfassenden Streben der 
Staatsführung nach wirtschaftlicher Autarkie‘”. Gartenbau und Kleinviehhaltung wurden in 
allen NS-Siedlungen nachdrücklich gefördert, damit sich deren Bewohner zumindest teil- 
weise selbst versorgen konnten. So hielten im Frühjahr 1941 über 500 Familien in der Schot- 
tenheim-Siedlung Geflügel*”, und im Rahmen des Vierjahresplans versuchte man gar, hier 
als Beitrag zur Fallschirm-Produktion eine Seidenraupenzucht aufzuziehen. 


Auch der ordnungspolitische Aspekt spielte eine nicht zu unterschätzende Rolle. Die Bindung 
des Siedlers an die "Scholle" paßte ebenso hierher wie die Einbindung einkommensschwa- 
cher Bevölkerungskreise in die "Volksgemeinschaft" durch die Möglichkeit, Hausbesitz zu 
erwerben. Klar erkannte man auf nationalsozialistischer Seite, daß der Siedlungsbau dazu 
beitrug, das Protestpotential einer Schicht zu entschärfen, die seit Jahren am Rande des Exi- 
stenzminimums lebte*”. Siedlungsbau wurde so zum sozialen Sedativ. 


Schließlich ging es bei der Schottenheim-Siedlung zumindest anfangs auch um die Verdrän- 
gung der Wohlfahrtsempfänger aus der Altstadt. Zwar läßt sich nicht leugnen, daß für sie der 
Hausbesitzerstatus subjektiv einen sozialen Aufstieg bedeutete, doch entwickelten sich die 
Lebensbedingungen in der Siedlung zumindest in den ersten Jahren ausgesprochen schlecht: 
Die Häuschen waren extrem klein und häufig feucht, wegen der Billigbauweise wiesen viele 
schon bald schwere Schäden auf, die Straßenbeleuchtung funktionierte nicht einwandfrei”, 
Verkehrsverbindungen zur Altstadt gab es kaum, und nicht zuletzt galten auch hier die ersten 
Siedler der alteingesessenen Bevölkerung als asozial“. Noch Anfang 1935 standen über drei 
Viertel der Siedlerfamilien in öffentlicher Unterstützung, die sie vom Wohlfahrts- oder vom 


#2 Leitartikel Sch. für "Bayerland" 6.6.1936, NIS 4. 

== Voggenreiter/Kerler S.6 

$4 Ebd. 

1 Voggenreiter (1937) S.6. 

#6 BOm 9.6.1936. 

#37 Vgl. Peltz-Dreckmann $.320 ff. 

48 Statistik Siedlungsamt 21.4.1941, NIS 21. 

#9 "Das Kleinhaus, besonders das Eigenheim, schafft Selbstbewußtsein und Heimatliebe, es fördert die Familie und 
die Kinderaufzucht. Die Bewohner werden und bleiben krisenfest." (E.Neumann: Das städtische Siedlungswe- 
sen, Stuttgart 1933 S.27, zit. nach Maier 1986 8.79). Ahnlich Voggenreiter (1937) S.3: "In den Städten füllten 
sich feuchte, lichtlose Löcher, pferchten sich die Menschen zusammen, spielten Kinderscharen in Hinterhöfen 
und engen dunklen Gassen, Das soziale Elend marschierte und mit ihm der Klassenkampf, die Zersetzung der 
Volksgemeinschaft." 

#0 Vgl. HA-Prot. 11.9.1935. 


41 Vegl Maier (1986) S.86 und Anm.456. 
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Arbeitsamt erhielten“ - insgesamt hatte sich die Ghetto-Situation der Stadtrandsiedler trotz 
aller nationalsozialistischer Kritik an den Verhältnissen der Weimarer Zeit keineswegs ver- 
bessert. So konnte das ordnungspolitische Ziel erst erreicht werden, als sich das Image der 
Gesamtsiedlung grundlegend gebessert hatte; und dies war frühestens im Sommer 1935 der 
Fall**. 


c. Siedlungsideologie und Wirklichkeit'* 


Solidarität galt vor der Öffentlichkeit als wichtigstes Strukturmerkmal der Siedlung. Das 
Reich als Darlehensgeber, die Stadt als Planungsinstanz und Bauträger, der Arbeitsdienst im 
Straßenbau und die Siedlergemeinschaft mit ihrer Eigenleistung - diese Kette sollte den 
"Volksgenossen" vor Augen führen, daß in der "neuen Zeit" durch die Zusammenarbeit aller 
großartige Aufbauleistungen möglich würden, daß "Gemeinnutz vor Eigennutz" gehe“. 
Schottenheim forderte mit großem Pathos, der Siedler habe für die entstehende Volksgemein- 
schaft im Dritten Reich eine Vorbildfunktion zu übernehmen, und hierfür sei der "beste 
Volksgenosse (...) gerade gut genug”. 


Wollte man tatsächlich versuchen, eine echte Solidargemeinschaft heranzubilden, so kam 
natürlich schon der Auswahl der Siedler zentrale Bedeutung zu. Sie mußten anfangs nur Ar- 
beitslosigkeit und Arbeitswillen, nicht immer auch die Mitgliedschaft in der NSDAP nach- 
weisen. Die Frau hatte sich bereitzuerklären, ihren Beruf aufzugeben; spätestens nach drei 
Jahren mußten Kinder vorhanden seint”. Später wurde das Auswahlverfahren stärker forma- 
lisiert, die Bewerber hatten nun detaillierte Angaben zu ihrer finanziellen Lage, ihrer politi- 
schen Einstellung, zu Abstammung, Familienstand und Gesundheitszustand sowie zu ihrer 
bisherigen Unterkunft zu machen. Außerdem wurden Gutachten der Gestapo, der Polizeidi- 
rektion, der NSDAP-Kreisleitung und des Gesundheitsamts eingeholt”. Auswärtige Antrag- 
steller schieden von vorneherein aus, soweit sie nicht Eigenheime errichten wollten; Bewer- 
ber, die "zu alt" oder kinderlos waren und als "politisch unzuverlässig" galten, hatten nur 
noch geringe Aussichten auf eine Zulassung”. Für die Abweisung eines Bewerbers genügte 
schon ein Vermerk wie der folgende: "In politischer Hinsicht ist G. nicht als einwandfrei zu 
betrachten. Sein ganzes Verhalten kennzeichnet ihn als versteckten Gegner. (...) Er tritt nur 
nicht öffentlich hervor, weil er die Bestrafung fürchtet." Jede nähere Begründung für diesen 
Vorwurf fehlte, Denunziationen war Tür und Tor geöffnet”. 


Bearbeitet wurden die Bewerbungen zunächst von einem Vorprüfungsausschuß, dem unter 
anderem der Ortsgruppenleiter der NSDAP, Fritz Ulrich, sowie je ein Vertreter des Bauamts 


442 Bericht Zwick 8.3.1935, DS 679. 
#3 Vgl. Maier (1989) 5.91 ff. 


= Vgl. Schriftwechsel mit dem Gauheimstättenwerk, NIS 2, vgl. allg. Maier (1986) 5.56 ff. und (1989) 5.88 ff. so- 
wie Wartner S.23 ff. Siedlerlisten in DS 940, 946-949 und 954, Bewerberfragebögen in DS 928, 945 und 953 
sowie im noch ungeordneten Teil der Aktenabgabe 1988, Stadtarchiv. 


H Voggenreiter (1937) S.8. 

Vorwort Sch. zu Voggenreiter/Kerler. 

“7 Vgl. RA 25.8.1933, vgl. auch Maier (1986) 8.53 und $.81 ff. zur Rolle der Frau in der Siedlung. 
#8 | eerformulare in DS 941. 


Verweigerte Genehmigungen und Verzichtserklärungen in NIS 25 und DS 941, Fragebögen "politisch unzuver- 
lässiger" Bewerber in DS 944. 


“50 Vermerk Kripo Schwandorf 13./14.3.1940, NIS 19. 
Denunziationen etc. in DS 905 und 950; ebd. vorgemerkte Ersatzsiedler samt Berichten über ihr Sozialverhalten. 
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und des Gauheimstättenamts Bayreuth angehörten®””. Dessen Regensburger Kreisamtsleiter 


Ewald Mühleisen war als städtischer Oberinspektor zugleich Untergebener Schottenheims; 
aus dieser Doppelfunktion ergaben sich erhebliche Spannungen. Schon seit 1934 strebte das 
Reichsheimstättenamt in der DAF die Kontrolle über die kommunale Wohnungspolitik an“? - 
Teil des allgemeinen Expansionsdrangs der NS-Fachabteilungen in der Kommunalpolitik**. 
Daß sich somit das Bayreuther Gauheimstättenamt in die Siedlerauswahl einmischte, 
empfand Schottenheim als äußerst lästig, und er scheute sich nicht, sich hierüber mit Mühlei- 
sen anzulegen. So kam es zu einer scharfen Kontroverse: Das Gauheimstättenamt beschwerte 
sich über die geringe Kooperationsbereitschaft Schottenheims und der Stadtverwaltung, die 
gegenseitigen Vorwürfe eskalierten und gipfelten in der Forderung des Oberbürgermeisters 
an Weigert, Mühleisen sofort seines Amtes als Kreisamtsleiter zu entheben, da er völlig un- 
geeignet sei und sich als städtischer Beamter bei einer außenstehenden Instanz über die 


Stadtverwaltung beschwert habe“. 


Schon an solchen Machtkämpfen zeigte sich, daß die Praxis im Siedlungsalltag anders aussah 
als in den Sonntagsreden dargestellt. Rückblickend sollte Ortsgruppenleiter Ulrich klagen, die 
ersten Siedler hätten "allen erdenklichen Lagern und Gesinnungen" angehört”. Trotzdem 
hatten sie sich noch stärker, als dies ohnehin für alle Bürger galt, in die Gemeinschaft einzu- 
fügen. So kam es auch zu "Säuberungen": Mehrfach griff Schottenheim rücksichtslos durch 
und entfernte Familien aus der Siedlung, die sich "gemeinschaftsschädlich” verhielten, sei es 
durch Betteln, Streitereien mit Nachbarn, Alkoholismus oder auch Mietrückstand®”. Bei- 
spielsweise ordnete er an, einem Siedler "wegen Verächtlichmachung des bestehenden Staa- 
tes und wegen politischer Unzuverlässigkeit" sofort zu kündigen*, andere Kündigungs- 
gründe waren Mietrückstände und widerrechtliche Untervermietung, "sittliche und morali- 
sche Minderwertigkeit", pauschal "mangelnde Eignung" oder auch die Tatsache, daß eine 
Familie "einen schlechten Eindruck" mache. Ein Siedler habe sich als "zu alt" erwiesen, bei 
einem anderen sei die "Frau kränklich", mehrere wurden als "Trinker" eingestuft, und selbst 
wegen "Streitsucht” kam es zur Ausweisung aus der Siedlungt”. Dies war selbstverständlich 
erst der äußerste Schritt - bis dahin mußten alle anderen repressiven Mechanismen, vom Ap- 
pell an die Solidarität über den Gruppenzwang bis zu offenen Drohungen, bereits versagt ha- 


bent? 


452 Vgl. z.B. Prot. 3.10.1936, NIS 2. Auch Rh. Scheugenpflug nahm oft an den Sitzungen teil. Vertreter des Gau- 


heimstättenamts im Vorprüfungsausschuß neben Mühleisen seit 14.11.1935 der örtliche DAF-Führer Richard 

Staeffler (ZR 19121). 

Vgl. Gesetz über einstweilige Maßnahmen zur Ordnung des deutschen Siedlungswesens 3.7.1934, RGBI I 5.568, 

sowie Führererlaß über das Siedlungs- und Wohnungswesen 4.12.1934, RGBI I S.1225; vgl. allg. Peltz-Dreck- 

mann $.125 ff. und Mattausch S.76 ff. 

44 Vgl. Rebentisch (in Schwabe 1981) S.139 und 153 f. Tagebuch Kreisheimstättenamt (1935-1937) in NIS 18. 

#55 Sch. an Weigert 30.4.1936, NIS 5; hier der ganze Schriftwechsel, Vgl. auch Notiz Sch. 29.2.1936 ("Ich allein be- 
stimme den, der einziehen wird.) und Verf. 27.7.1939, die Schlüssel jedes fertigen Häuschens in seinem Amts- 
zimmer abzuliefern, DS 940. 

= "Tätigkeitsbericht der Ortsgruppe", wohl Ende 1936, NIS 8. Ulrich soll vor 1933 und nach 1945 der SPD ange- 

hört haben; 1932/33 war er Siedlungswart der Brandlbergsiedlung, vgl. Maier (1986) S.99. Im März 1934 wurde 

er Ortsgruppenleiter, It. Sr-Prot. 28.4.1948 wieder im städt. Siediungsamt angestellt. Zur inneren Differenzierung 
der Siedlung Maier (1986) S.73 ff. 

Ungenau Babl S.4, der von nur 4-6 Fällen spricht, in denen Siedler wieder entfernt worden seien. 

#58 Verf. 28.5.1936 mit Vollzugsmeldung 4.6.1936, NIS 2. Vgl. z.B. auch Verf. 10.11.1942, DS 944, zur Inhaftie- 
rung des Siedlers L.: Wenn dieser "wegen irgendwelcher staatsfeindlicher Handlungen inhaftiert wurde, so ist 
mit sofortiger Wirkung seiner Familie die Siedlerstelle zu entziehen." L. war nach Flossenbürg geschafft worden, 
angeblich wegen Abhörens von Feindsendern. Schließlich wurde seiner Familie das Häuschen doch belassen, 
vgl. Vermerk Bewerbungsbogen der Ersatzfamilie 15.2.1943, ebd. 

#5 Alle Beispiele aus NIS 2, vgl. z.B. auch Caritasverband an Zwick 28.1.1938 zum Fall Johann W. (ZR 10864). 

ago Vgl. z.B. NS-Kreisleitung an Sch. 13.5.1936 (NIS 5), wonach ein Gastwirt sich weigerte, der NSV beizutreten. 
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Durchaus glaubhaft erscheint, daß zwei Drittel der Siedler im Schottenheim der NSDAP an- 
gehörten*!. Bei der Reichstagswahl 1936 zogen sie geschlossen in das vorzeitig geöffnete 
Wahllokal und wählten unter hundertprozentiger Beteiligung und mit 100 % Ja-Stimmen die 
Einheitsliste der NSDAP - um 8.05 Uhr morgens war die "Wahl" beendet, um 8.30 Uhr 
konnte ihr Ergebnis telegrafisch dem "Führer" gemeldet werden““. Die Teilnahme an Schu- 
lungs- und Parteiveranstaltungen war Pflicht, häufig wurden Wohnungsbesichtigungen vor- 
genommen, laufend ließ sich Schottenheim über Mietrückstände, aber selbst über unaufge- 
räumte Schlafzimmer oder schlampig gekleidete Kinder berichten. Immer wieder gab es Be- 
schwerden über Trunksucht, Betteleien und Nachbarschaftsgezänk*“. Ortsgruppenleiter Ul- 
rich trug dem Oberbürgermeister ständig Details über solche Vorgänge zu und machte sich 
selbst so zum Beteiligten an den Intrigen** 


Reibereien innerhalb der Siedlung faßte der Oberbürgermeister ebenso wie unpünktliche 
Mietzahlungen als persönlichen Affront auf - er träumte von einer "in sich gefestigten und 
abgerundeten neuen Zelle”, einer selbständig lebensfähigen Dorfgemeinschaft außerhalb der 
engen, licht- und luftarmen Altstadt”. In Wahrheit jedoch war seine Siedlung von vorneher- 
ein als reines Wohngebiet konzipiert, es entstanden also fast keine gewerblichen Ar- 
beitsplätze. Die Siedler mußten durchwegs zu ihren Arbeitsstellen in der Altstadt, im Hafen- 
bereich und den großen Industriebetrieben pendeln. Schon mit dem Beschluß, keine größere 
Gewerbeansiediung zu dulden, war also die Idee von einem autonomen Siedlungsdorf, einer 
"großen Familie” hinfällig**. Dies galt erst recht mit zunehmender Größe der Siedlung. Die 
Privatsiedler standen ohnehin abseits, doch auch zwischen den ersten Siedlern und denen der 
späteren Bauabschnitte gab es Reibungen. Daran änderten auch die Schulungsabende nichts; 
allenfalls die Gründung der Siedlergenossenschaft und die großen Siedlerfeste der späten 
dreißiger Jahre trugen zur Entwicklung eines Gemeinschaftsbewußtseins bei*”. 


Im Mittelpunkt dieser Schulungsabende stand die fachliche Beratung der Siedler über alle 
Fragen der Haus- und Gartenwirtschaft”® - eine dringend nötige Maßnahme, denn die meisten 
von ihnen verfügten zumindest im Gartenbau über keinerlei Erfahrung. Daneben wurde aber 
auch ideologische Gleichrichtung angestrebt. Wenn das Niveau der Vorträge allerdings dem 
der Berichte Ulrichs darüber entsprach, so erscheint es fraglich, ob sie Erfolge bringen konn- 
ten: "Stadtgruppenführer gab dann noch verschiedene Andeutungen über Anpflanzen der 
Gärten mit Arzneikräutern, da vom Ausland um Millionen von Mark Heilkräuter bezogen 
werden. Wenn es auch heißt das kann ich schon, oder ich verstehe es besser, dann soll er 
Kameradschaft pflegen und seinem Nachbarn helfen. Obwohl in der Erlanger Gegend fein- 
fühlige Siedler sind, aber keine Kameradschaft kennen sie nicht. Derjenige der sich den 
Schulungen abseits stellt, ist ein Verräter am Vaterlande. Zugleich möchte ich bekanntgeben, 
daß wenn sich ein Siedler eine Fahne anschafft, für uns kein anderes Symbol in Frage kom- 
men darf als nur die Hakenkreuzfahne."*® 


Mit seiner Arbeitsleistung für das Gemeinschaftshaus erwarb jeder Siedler die Mitgliedschaft 
in der 1935 entstandenen "Siedlerselbsthilfe", Vorläuferin der Genossenschaft "Gemein- 


“1 Babl S.2. 

462 RPB 7.4.1936, vgl. BOm 30.3.1936, vgl. auch Maier (1986) S.103 f. und Weinmann S.245. 
463 Zahlreiche Belege z.B. in NIS 14. 

464 Ulrich war sich nicht zu schade, Listen der "besten" Siedler anzulegen, vgl. DS 940. 
Konzept für einen Zeitungsartikel, NIS 4. 

#66 Vgl, Maier (1989) S.86 f. 


#7 Vgl], Maier (1986) bes. S.104 f., vgl. auch BA 4.10.1937, 23.-24.7., 2. und 6.-7.8.1938. Ansprache Sch. 
3.10.1937 zum erstmals groß gefeierten Erntedankfest in DS 667. 


#8 Vgl. z.B. ZRa 12965. 
469 Prot, Siedlerbesprechung 17.1.1935, DS 940. 
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schaftshilfe der Siedler Regensburg eGmbH". Mit den Beiträgen wurden verbilligte Großein- 
käufe getätigt, und in Notfällen gab die Genossenschaft auch Darlehen oder Beihilfen an be- 
dürftige Mitglieder. Ende 1937, ein Jahr nach ihrer Gründung, gehörten ihr allerdings nur 497 
der zu dieser Zeit rund 650 Siedlerfamilien an, denn viele der Privatsiedler, denen der Gar- 
tenbau nicht vorgeschrieben wurde, verzichteten auf die für sie überflüssige Mitgliedschaft”. 


Faßt man zusammen, so zeigt sich also, daß von der Siedlung als Keimzelle der künftigen 
neuen Volksgemeinschaft keine Rede sein konnte - in vielen Fällen herrschte, wie übrigens 
auch im "Westheim"’”', nicht Solidarität der Siedler, sondern gegenseitige Überwachung und 
Bespitzelung. 


d. Die Baugeschichte 


Vorbereitungsphase 


Im Sommer 1933 waren die Vorarbeiten für das Siedlungsprojekt des soeben zum Oberbür- 
germeister gewählten Stadtoberhaupts angelaufen. Eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit sollte 
bestehende Vorbehalte abbauen“? und die Spendenfreudigkeit der Bevölkerung erhöhen; 
zugleich warb man damit potentielle Siedler. Dieses Konzept erwies sich als sehr wirksam, 
selbst Bischof Buchberger zeigte sich hocherfreut über das Projekt und erklärte sich bereit, 
für dessen finanzielle Unterstützung zu werben‘”. 


Wichtigste Voraussetzung für den tatsächlichen Baubeginn waren umfangreiche Grund- 
stücksgeschäfte. Die Keimzelle der neuen Siedlung bildeten die rund 100 ha umfassenden 
Besitzungen des Guts Harthof, das seit 1918 der Stadt gehörte”*. Teils wurde dieses Gelände 
selbst bebaut, teils diente es als Tauschobjekt gegenüber dem Kalkwerksbesitzer Franz 
Büechl, der in Absprache mit der Stadt zahlreiche Grundstücke rund um den Harthof erwarb 
und sie gemeinsam mit firmeneigenem Gelände nun für die Siedlung zur Verfügung stellte. 
Er selbst erhielt dafür das gesamte Steinbruchgelände aus dem Besitz des Harthofs””®. In den 
nächsten Monaten folgte eine ganze Reihe weiterer Grunderwerbungen“’®; nur weil es sich 
um geringwertige Böden handelte, gelang es überhaupt, Flächen der benötigten Größe zu- 
sammenzukaufen. Zeigte sich ein Grundbesitzer widerspenstig, drohte man mit Zwangsent- 
eignung””’, und selbst wenn es sich um Teile von Erbhöfen handelte, die an sich nicht veräu- 


470 BA 29.11.1937; vgl. auch Maier (1986) S.101 f. Einzelheiten zum Deutschen Siedlerbund, dem die Siedler als 
Zwangsmitglieder angehörten, in NIS 2. 

#1 Vgl. Notiz Sch. 25.10.1937 (DS 899) zu Sticheleien im Westheim, Diebstählen, Denunziationen, Gestapo-Ver- 
hören etc. 

#2 Ygl. Sachs an Baurat Dölger 25.9.1933 (ZR 19111) über die Angst der Obst- und Gemüsebauern vor Konkur- 
renz. 

473 Vermerk H. über Besuch mit Sch. beim Bischof 26.8.1933, NIH 7. Selbst Versicherungsgeschäfte versuchte man 
von der Gewährung von Hypotheken abhängig zu machen, vgl. NIB Akt "Histor. Verein. Verträge". 

474 Vgl. zur Vorgeschichte des Guts ZRa 14594, 14602, ZR 15421 und 16183; vgl. Maier (1986) S.47. 

#5 Tauschgenehmigung Sch. 4.9.1933, ZR 15421, vgl. HA-Prot. 29.7., 23. und 30.8.1933. Tauschurkunde 
12.9.1933 und Grundstücksliste in ZRa 14594, vgl. auch ZR 15436, 15460 und 15890. 

#76 Erwerbungen 1934 über 1 ha für den Abschnitt Harthof, teils schon für die weitere Ausdehnung der Siedlung, in 
ZR 14753, 14946, 15436, 15441 und 15469. Notariatsurkunden im gleichnamigen Bestand des Stadtarchivs. 

#7 Vel, z.B. 16.9.1933 an einen Landwirt, ZRa 12259. Enteignungsrecht für Siedlungszwecke in DS 797 sowie den 
PUW-Akten, vgl. Peltz-Dreckmann 8.318 ff. 
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Bert werden durften, bedeutete dies kein Hindernis - regelmäßig genehmigte das Anerbenge- 
478 


richt beim Amtsgericht Regensburg solche Verkäufe”. 

Die Finanzierung des Siedlungsprojekts erfolgte auf verschiedenen Wegen. Als Vorstand des 
"Opferrings" hatte Schottenheim früher Spenden der Regensburger Geschäftswelt an die 
NSDAP organisiert, und diese Kontakte kamen ihm nun zugute, als er sich, nun als Vorsit- 
zender des "Hilfsbunds für Arbeitsbeschaffung”, an die wohlhabendere Bürgerschaft wandte 
und um Darlehen, Geld- und Sachspenden für sein Projekt bat”. Spendenunwilligen vergaß 
Schottenheim ihr Verhalten nicht; so untersagte er später beispielsweise Lieferaufträge an das 
Leichtsteinwerk Obpacher - dessen Besitzer habe sich an keinem einzigen Siedlungshäuschen 
beteiligt und damit "eine Oppositionsstellung bezogen, welche zu allen Konsequenzen 
zwingt." 


Um die Privatkredite, die der "Hilfsbund” gesammelt hatte, auf die Stadt übernehmen zu 
können, beantragte Schottenheim die Genehmigung für ein 150000-RM-Darlehen, die auch 
prompt erfolgte*', sowie anschließend die Reichsdarlehen für 70 Siedlerstellen”?. Im 
Spätsommer 1933 legte er mit seinen Spitzenbeamten und Baurat Dölger, dem Architekten 
des ersten Siedlungsabschnitts“®°, die Rahmenbedingungen für die neue Siedlung fest***, und 
die Presse stellte das Projekt erstmals der Öffentlichkeit vor. Alle Mittel aus den verschie- 
denen Quellen gingen in einen Fond zur "Errichtung und finanziellen Verwaltung der Stadt- 
randsiedlungen" ein, den Bürgermeister Herrmann vorgeschlagen hatte. Bis Anfang 1934 soll 
es sich um rund 330000 RM gehandelt haben, 110000 RM davon allein auf dem Spenden- 
konto des "Hilfsbunds”“*; auch die städtischen Grundstücke wurden dem Fond zur Nutzung 
übertragen. In der Anfangsphase trat er als Bauträger auf, und die einzelnen Häuschen gingen 
in sein Vermögen ein. Verwaltet wurde er von der Stadtkämmerei, allerdings behielt sich 
Schottenheim die Zeichung sämtlicher Einnahme- und Ausgabeanweisungen persönlich 
vor”. 


Am 17. September 1933 begannen die Bauarbeiten; von nun an bis zum Ende seiner Amtszeit 
ließ sich Schottenheim wöchentlich darüber berichten*”*. Auch der Name der neuen Siedlung 
stand schon fest: Auf Weigerts Vorschlag wurde sie nach ihrem Initiator "Dr. Otto-Schotten- 
heim-Siedlung" getauft”””. 


478 Beispiele in ZR 15436, 15441, 15459 f. und 15469, 

er Vgl. zum persönl. Engagement Sch. auch Streit um Beteiligung der Evang. Wohltätigkeitsstiftung an der Sied- 
lung, DS 940. 

480 Notiz Sch. 20.11.1935, DS 940. 

#1 Verf. Sch. und Bericht an Reg. 29.7.1933 sowie Genehmigung der zu erwartenden Darlehen 15.9.1933, StA 
16424; vgl. Revisionsbericht Prüfungsamt 19.12.1934, DS 932 und 954, sowie HA-Prot. 20.9.1933. Der Darle- 
hensaufruf auch erwähnt bei Voggenreiter (1937) 5.5. 

#2 170000 RM, bewilligt Nov. 1933; Anträge samt Genehmigungsbescheiden in StA 16424, vgl. Sr-Prot. 

30.11.1933 und Bericht Prüfungsamt 19.12.1934, DS 932 und 954. Ebd. zitiert: Weiterer Antrag auf 98000 RM 

Reichsdarlehen für 40 neue Stellen und Bewilligung Ende 1933, vgl. auch Sr-Prot. 5.7.1934. 

Dölger schied kurz darauf aus dem städt. Dienst aus, vgl. Note H. an betroffene Dienststellen 1.12.1933, DS 132 

(Ursache nicht genannt). 

484 Prot, Grundsatzbespr. in ZRa 13664. 

485 RA 25.8.1933; Bebauungsplan und Schaubild veröff. in RA 15.9.1933. 

486 Bericht Oberinspektor Wilhelm 12.2.1934, DS 696; starke Abweichungen in anderen Quellen. Vgl. auch Verf. 
Sch. 12.12.1933 (ZRa 13644), zuerst die Reichsmittel auszugeben und erst dann das Sonderkonto in Anspruch 
zu nehmen. 

487 1A-Prot. 30.8.1933, Abschrift in DS 132, vgl. ZRa 13644. Verf. Sch. 2.9.1933, den Fond einzurichten, zit. im 
Bericht Prüfungsamt 19.12.1934, DS 932 und 954. 

a88 Die Wb, oft mit Plänen, verstreut in NIS und vielen DS-Akten, z.B. DS 953; letzter Wb 13.4.1945. Kaum ein Sr- 
bzw. Rh-Prot. befaßte sich nicht in irgendeiner Form mit der Siedlung. 

#9 RA 18.9.1933. 
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Harthof 


Der erste Siedlungsabschnitt war die sogenannte Harthof-Siedlung. Bei der Grundsteinlegung 
für das erste Haus sprach Schottenheim vor den ausgewählten Siedlern vom "Geist der Ka- 
meradschaft und Treue", von der "Keimzelle des neuen Staates” und der "großen Familie", 
die hier entstehen werde“. Tatsächlich jedoch waren in dieser Anfangsphase, wie sich der 
NS-Ortsgruppenleiter später erinnerte, "kein Vertrag von Seiten der Stadtgemeinde, keine 
Vorschriften über Bebauung des Grundstücks, rein gar nichts" vorhanden”. Verschiedentlich 
klagte auch Schottenheim über den schleppenden Baufortschritt”””, denn schon wenige Wo- 
chen nach Baubeginn zeigte sich, daß die Siedler damit überfordert waren, alle Arbeiten al- 
lein auszuführen, Die ersten Häuschen hatten sie noch unter Anleitung städtischer Fachleute 
in Trupps von jeweils rund 20 Mann selbst errichtet, nun mußte eine von der Handwerks- 
kammer initiierte Arbeitsgemeinschaft des Regensburger Handwerks eingeschaltet werden, 
die auch professionelle, vom Wohlfahrtsamt vorgeschlagene Hilfskräfte beschäftigte, um den 
Baufortschritt zu beschleunigen“”, Allein dadurch diente die Siedlungsmaßnahme, was ur- 
sprünglich nicht geplant war, auch der Arbeitsbeschaffung, allerdings verteuerten sich damit 
die Baumaßnahmen ganz erheblich: Rund 16000 RM waren von den Siedlern ım Lauf der 
Jahre abzutragen, und für manchen von ihnen, vor allem wenn er nicht kontinuierliche Eigen- 
arbeit geleistet hatte, ergab sich daraus eine untragbar hohe Monatsmiete; eine Reihe von 
Siedlern mußte ihre Häuschen wieder aufgeben und in die Altstadt zurückziehen”. 


Bis zur Bewilligung der ersten Reichsdarlehen begann man mit 58 Siedlerstellen, die teils 
vom städtischen Siedlungsfond, teils mit Hilfe von Eigenkapital der Siedler finanziert wur- 
den®”°. Der zweite, Anfang 1934 begonnene Teil der Harthofsiedlung bestand aus 110 Klein- 
siedlerstellen, die aus städtischen und den inzwischen bewilligten Reichsmitteln finanziert 
wurden®®. 


18 Siedlerstellen im Harthof waren Einfamilienhäuser, die übrigen bestanden aus Doppel- 
haushälften*”. Sie erstreckten sich in strenger Reihenbauweise auf flachem Gelände vom Gut 
Harthof - dieses wurde erst im Winter 1935/36 abgerissen - entlang der Bahnlinie Regens- 
burg-Hof nach Norden. Fertiggestellt waren beide Teile dieses ersten Siedlungsabschnitts im 
Sommer 1934. Nun umfaßte der gesamte "Harthof" also 168 fertige Wohneinheiten und 
näherte sich schon seiner Vollendung; später kamen nur noch einzelne kleine Erweiterungs- 
maßnahmen hinzu”: Im Westen und Süden des Siedlungsabschnitts zweimal zehn Häuschen 
der NSKOV für "Frontkämpfer"‘”, dann an der Baltenstraße, nördlich der Hans-Schemm- 


#0 Ansprache 17.9.1933 zit. bei Voggenreiter (1937) S.5 f. und Maier (1986) S.47, vgl. RA 25.8. bzw. 18.9.1933. 


Tätigkeitsbericht der Ortsgruppe, wohl Ende 1936, NIS 8. Auch das Prüfungsamt kritisierte die anfangs chaoti- 
sche Rechnungsführung (Revisionsbericht 19.12.1934, DS 932 und 954). 


Vgl. Notizen Sch., DS 940: spürbare Erleichterung, wenn neue Raten oder Zusagen über weitere Darlehen ein- 
trafen. 

493 Bericht Ortsgruppenführer Ulrich 17.11.1935, DS 940. 

Siedlerlisten mit Aufschlüsselung der einzelnen Belastungen ebd. 

495 Bericht Siedlungsverwaltung 15.10.1936 und Fazit Prüfungsamt 19.4.1938, DS 954. 

Ebd., vgl. Notizen Sch. zum Eintreffen der Darlehen, DS 940, vgl. auch Genehmigungsantrag an Reg. 29.3.1934, 
StA 16424. 139 Bewerber hatten sich gemeldet, vgl. Bericht 12.2.1934, DS 696. 

#7 Liste der 168 Familien 11.4.1935 ebd. 


#8 Notiz Sch. 18.2.1935, DS 940, vgl. Verzeichnis 11.2.1935 in ZR 19053; je 10 NSKOV-Stellen in Bau und ge- 
plant. Angeblich war die Harthof-Siedlung zunächst auf 245 Siedlerstellen ausgelegt (Bericht 23.4.1937, NIS 4). 


49 Bebauungsplan Jan. 1936 in DS 953. 


500 Erste Erwähnung in Notiz Sch. 26.1.1934, DS 940. Baubeginn der ersten 10 Häuschen Dez. 1934, vgl. Notiz 
Sch. 11.12.1934, DS 666. Einzelheiten in DS 918, ZR 15634 und 15968. Zum Grundverkauf DS 931 und Sr- 
Prot. 13.11.1934, zum Baufortschritt die Mb, DS 937. 
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Schule, 21 Siedlerstellen der Stadtbau GmbH für Zivilarbeiter der Wehrmachtsverwaltung””' 
sowie schließlich sechs Wohnhäuser für kinderreiche Familien”. 1937 lebten in 214 Siedler- 
stellen über 1000 Menschen in der Harthofsiedlung°”. Ihren westlichen Abschluß fanden sie 
und der anschließende Siedlungsabschnitt Flachlberg mit der Randbebauung der Sandgasse. 
Diese erfolgte ab Herbst 1937 durch 24 Siedlerstellen der Stadtbau GmbH für kinderreiche 
Familien”, an die sich weiter westlich ab 1938 15 Doppelhäuser, also 30 Siedlerstellen des- 
selben Typs anschlossen°”. 


Die Herstellungskosten der ersten 58 Siedlerstellen betrugen knapp 280000 RM, pro Stelle 
also 4100-4500 RM, je nachdem, ob das Dachgeschoß ausgebaut wurde oder nicht. Davon 
entfieien 3300 RM auf die reinen Baukosten samt Wasser- und Stromanschluß, 150 RM auf 
Inventar und 650 RM auf den Grunderwerb. 2300 RM stammten üblicherweise aus den 
Reichsdarlehen, 600 RM wurden in Form von Eigenarbeit aufgebracht. Die Grundstücksko- 
sten trug der Siedlungsfond, der auch die restlichen 550 RM als Darlehen bereitstellte. Til- 
gung und Verzinsung der Darlehen erfolgte durch eine Mietzahlung, so daß der Siedler im er- 
sten Bauabschnitt mit einer monatlichen Leistung von 12-15 RM für die Doppelhaushälfte, 
12-18 RM für ein Einzelhaus nach einigen Jahren das Eigentum an seinem Gebäude erwor- 
ben hatte“, Diese Miete lag allerdings höher als die für ein billiges Altstadtquartier und war 
von manchen der hier angesiedelten Wohlfahrtserwerbslosen nicht aufzubringen. Dies galt 
erst recht für die ab 1934 entstandenen, etwas größeren und nicht mehr ganz so billig gebau- 
ten 110 Siedlerstellen: Ihre Herstellung verschlang insgesamt 520000 RM, die Miete betrug 
hier rund 20-25 RM, so daß Wohlfahrterwerbslose als Siedler nicht mehr in Frage kamen’”. 


Den zentralen Platz im rasterförmigen Straßennetz der Harthofsiedlung bildete die "Danziger 
Freiheit", der einzige Ort mit zweistöckiger Bebauung, wo Geschäfte untergebracht werden 
sollten". Hier pflanzte man als Symbol für das tausendjährige Bestehen des Dritten Reichs 
einige "Hitler-Linden"°”. Lange Zeit gelang es allerdings nicht, genügend Geschäftsleute zu 
finden, die bereit gewesen wären, sich hier niederzulassen. Während die Siedlerstellen selbst 
schon bezogen wurden, begann erst der Bau des ersten Geschäftshauses°', und die Hoffnung, 
die Bebauung der Danziger Freiheit schnell vollenden zu können, zerschlug sich’'', Frühe- 
stens Ende 1935 war wohl für Gewerbetreibende erkennbar, daß sich das Risiko eines Um- 
zugs aus der Altstadt lohnen werde‘'?, und erst 1937 wurde die Bebauung dieses "Markt- 


50! Baubeginn 25.9.1936, vgl. DS 912 und ZR 19077 f. Finanzierung durch Wehrkreisverwaltung: vgl. Bericht 
30.10.1936, DS 919. Gesamtkosten It. Gb Stadtbau 1936 (DS 827) 116000 RM. Bauplatzverkäufe in ZR 15969- 
15989, vgl. Rh-Prot. 28.1.1937. Aufstellung der Grundstückspreise in DS 933. 

502 Notiz Sch. 13.10.1937, DS 916. 


Sch. an Rasse- und Siedlungshauptamt beim RfSS 23.4.1937, NIS 4. Leichte Abweichungen in Zusammenstel- 
lung Lieg. 17.11.1937, DS 942. 


504 Gesamtkosten It. Gb Stadtbau 1938 165000 RM (DS 827). 


508 Einzelheiten in DS 916 und 934, vgl. auch Mb Bauamt, DS 545 und 937. Baubeginn der ersten 12 Häuser 
11.11.1937, Bezug Okt. 1938 (Mb, DS 952), Grundverkauf an Stadtbau 9.2.1939, ZR 16024. 


306 Übersicht über Finanzierung der Gesamtsiedlung Oktober 1936, NIS 8; teils höhere Summen in Liste 1938, DS 
911. 


507 Maier (1986) S.54 f. 

508 Vgl. Notizen Sch. 29.12.1933, 9. und 10.1.1934, DS 940. 
50% Maier (1986) S.98. 

510 Notiz Sch. 4.6.1934, DS 940. 


5IL Notiz Sch. 4.12.1934, ebd. Er plante sogar den Verkauf des "Münchner Hofs", um die fehlenden Geschäftshäuser 
finanzieren zu können, vgl. Notiz 23.11.1935, ebd. 


ale Vgl. Notizen Sch. über Meldungen ansiedlungswilliger Geschäftsleute, ebd. 
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platzes" mit seinen acht größeren Wohn- und Geschäftshäusern, darunter einem Leh- 
rerwohnhaus°', vollendet. 


Das Nordende der Harthofsiedlung bildete der mit Abstand größte Gemeinschaftsbau der 
Siedlung, die Hans-Schemm-Volksschule (heute Konradschule), benannt nach dem tödlich 
verunglückten ersten Gauleiter der Ostmark und bayerischen Kultusminister”'*. Schon die er- 
sten Pläne für die Siedlung hatten ein Schulhaus vorgesehen°'°, doch mußte man zunächst im 
Gut Harthof ein provisorisches Schulzimmer einrichten, in dem bald fast 70 Kinder der drei 
ersten Jahrgangsstufen unterrichtet wurden®'®. Nachdem die Finanzierung des Schulhausneu- 
baus gesichert war°'’, gab Schottenheim im Frühjahr 1935 die Planung hierfür in Auftrag®'‘; 
das Gebäude sollte "nicht in zu großen Dimensionen aufgezogen werden", vielmehr den 
"ländlichen Charakter" der Siedlung wahren“. Den Zuschlag erhielt das Baugeschäft des 
Ratsherren und NS-Ortsgruppenleiters, Xaver Schwarz’”°. Der erste Bauabschnitt umfaßte 
zehn Lehrsäle für 540 Kinder”; im Mai 1935 konnte der Grundstein gelegt, im August das 
Richtfest gefeiert werden?”, zum Schuljahresbeginn nach den Osterferien 1936 wurde die 
Hans-Schemm-Schule - von vorneherein als Gemeinschaftsschule konzipiert - in Betrieb ge- 
nommen’. Gekostet hatte sie 150000 RM; 650 RM waren für eine Holzplastik und ein 
Fresko Jo Lindingers in der Eingangshalle bestimmt”, die Glasmalereien mit astronomi- 
schen Motiven im Treppenhaus stammten von der Hofglasmalerei Schneider”. 


Infolge des schnellen Wachstums der Siedlung wurde die Schule bald zu klein. Anfangs wa- 
ren acht Klassen für 450 Kinder eingerichtet worden, 1937 besuchten schon 635 Kinder 12 
Klassen, zwei davon waren notdürftig in Kellerräumen untergebracht”. Wieder ein Jahr 
später hatte sich die Zahl der Schüler auf 740 erhöht, die durchschnittliche Klassenstärke be- 
trug über 60 Kinder??’,. So wurde der von Anfang an geplante, im Frühjahr 1937 beschlossene 
zweite Bauabschnitt immer dringlicher; er hatte wegen der Schwierigkeiten bei der Beschaf- 
fung des Baueisens noch nicht begonnen werden können. Als nach zähen Kämpfen das Ei- 
senkontingent endlich bewilligt war, kamen in der zweiten Jahreshälfte 1938 das generelle 
Neubauverbot und die üblichen Probleme bei der Aufnahme eines 750000-RM-Darlehens da- 
zwischen, das für diesen Erweiterungs- und den Neubau der Horst-Wessel-Schule bestimmt 


513 Vol. ZRa 14211 und ZR 15683; Einzelheiten in DS 940. Daß kein Lehrer das fertige Gebäude beziehen wollte, 
quittierte Sch. mit "glänzendes Versagen von Weigert” (Notiz 2.12.1936, DS 940). Eröffnung Zahnarztpraxis 
Dr.E.Büechl: vgl. ZRa 14212. Gesamtkosten für dieses und das Lehrerwohnhaus Keilberg 66000 RM (Gb Stadt- 
bau 1936, DS 827). 


>14 Vgl. Maier (1986) S. 96 f. und Ruhl (1989) S.67 f. 


515 Yg], RA 15.9.1933 und Notiz Sch. 20.1.1934, DS 940. Einzelheiten zu Schulhausneubauten und -erweiterungen 
in ZRa 12418, 12569, DS 687 und 694. 


516 Notiz Sch. 29.11.1934, DS 940, vgl. Erinnerungen des ehemaligen Konrektors F.Brand in "Festschrift Siedler- 
fest” (1986). 


>17 Vgl. laufende Notizen Sch. in DS 940. 


518 Undatierte Notiz, DS 634, vgl. Sch. an Reg. 21.11.1935, ZR 15650. Lt. Lageplan in ZRa 12555 und 12556 am 
21.9.1935 463 schulpflichtige Kinder im Nordosten der Stadt, It. Reg. an Stadt 17.4.1936, ZRa 12555 341 in der 
Siedlung und ihrer Umgebung. 


319 Notizen Sch. 5. und 6.10.1934, DS 940. 

520 Notiz Sch. 11.5.1935, ebd. 

21 Bericht 9.2.1939, DS 807. 

522 Vgl. ZRa 12555, H. an Sch. 21.8.1935, DS 838, BA 15.5. und 29.8.1935 sowie RE 17.-23.5.1935. 
>23 Notiz Sch. 21.4.1936, DS 940. Seine Eröffnungsrede 6.5.1936 in ZRa 12555, vgl. BA 6.-8.5.1936. 
524 Einzelheiten in ZR 18562. . 

525 Pressegespräch Sch. 19.5.1937, PSt 502. 

526 Bericht Weigert 2.2.1937 und Mb April 1937, DS 807. 

527 Bericht 6.2.1939, ebd., vgl. BA 9.3.1939; Abweichung in DS 687 und ZRa 12418. 
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war. So konnte man erst Anfang 1939 den neuen Ostflügel der Schule beginnen’”, der im 
Keller auch Platz für die HJ bot. Unmittelbar vor Kriegsbeginn war der Bau bis zum Dach- 
stuhl gediehen‘”® und konnte daher trotz des generellen Bauverbots fortgeführt werden’”'; 


tatsächlich begann im September 1940 in acht neuen Schulsälen der Unterricht”. 


Am südlichsten Punkt der Harthof-Siedlung, anstelle des mittlerweile abgebrochenen Guts- 
gebäudes, errichteten in den Jahren 1936-1938 die Siedler ihr Gemeinschaftshaus”””. Schot- 
tenheim hatte sie aufgefordert, "freudig mit Pickel und Schaufel das Werk zu beginnen"; die 
näheren Anweisungen für die "freiwilligen" Leistungen gab NS-Ortsgruppenleiter Ulrich’. 
Jeder Siedler hatte 24 Arbeitsstunden zu leisten, konnte sich allerdings davon freikaufen””. 
Ende 1936 war der Rohbau fertig”, zum Erntedankfest 1937 konnte das Gebäude eingeweiht 
werden’”’. Ein Saal diente Parteiveranstaltungen und Schulungsabenden, die NSV nutzte den 
Keller für das Winterhilfswerk, die Bauleitung des Stadtbauamts erhielt ebenso ein Büro wie 
die neugegründete Siedlergenossenschaft; der angrenzende Schuppen beherbergte deren Wa- 
renlager”*. Selbstverständlich mußte auch dieser Gemeinschaftsbau ideologisch überhöht 
werden: "Schwache Staaten werden ihre Kräfte in der Ich-Sucht der Einzelnen verzetteln, 
aufblühende Reiche jedoch werden die Geschichte ihrer Zeit immer in monumentalen Ge- 
meinschaftsbauten als Denkmäler aus Stein und Erz unvergänglich der Nachwelt übermit- 
teln"”, 


Im Westteil des Harthofs entstand ein NSV-Schwesternheim mit angeschlossenem Kinder- 
garten, und bis zur Fertigstellung des Gemeinschaftshauses diente die Gaststätte "Schloß Ti- 
rol" als Versammlungs- und Schulungssaal. Sie war ab April 1934, wie von Schottenheim 
gefordert”, von der Thurn-und-Taxis-Brauerei errichtet worden. Sie erhielt im Gegenzug die 
Zusage, im Harthof werde keine weitere Gaststätte angesiedelt, sowie das Vorkaufsrecht für 
einen künftigen Gaststättenbauplatz im zweiten Siedlungsabschnitt. Damit bedankte sich die 


Stadt ausdrücklich für die früheren Bauholzspenden des Fürstlichen Hauses”! 


Für die zunächst ungepflasterten Wege im Schottenheim mußten arbeitspflichtige Wohl- 
fahrtsempfänger in den benachbarten Kalkwerken Abfallsteine sammeln. Die Wege selbst 
legte der Arbeitsdienst an, allerdings nicht in dem Tempo und der Qualität, wie es dem Ober- 
bürgermeister vorschwebte. Ständig kam es hierüber zu Streitereien, zeitweise zu offener Ob- 
struktion beim RAD. So wurden die Straßen im Harthof erst Ende 1934 fertig, mehrere Mo- 
nate nach dem Bezug der Siedlerstellen”". Später übernahm daher das Bauamt zunehmend 
selbst den Straßenbau. - Die Auswahl der Straßennamen kann nicht überraschen; ebenso wie 


528 Einzelheiten in DS 545, 807 und 940, vgl. Mb in DS 667, 915 und 952. Zur Finanzierung auch Notiz Sch. 
13.1.1937, DS 686 und 940, Rh-Prot. 26.2.1937 sowie Verf. Sch. 13.4.1938, ZR 7949. 


2a Baugenehmigung: Rh-Prot. 20.1.1939. Genehmigung des Darlehens: Rh-Prot. 3.3.1939. 

530 Vgl. Bericht 6.2.1939 und Mb, DS 667 und 807, vgl. auch BA 3.8.1939. 

31 Vgl. Rh-Prot. 10.5.1940. 

a Erinnerungen Friedrich Brandls, s.Anm.516. 

533 Anweisung Sch. an Kerler zur Bauplanung 16.5.1936, DS 940; vgl. auch BA 23.2.1938. 

># Rundschreiben Sch. 27.6.1936, NIS 2. 

535 Tätigkeitsbericht Ortsgruppe, NIS 8, sowie BA und BOm 23.2.1938 (Artikel Sch., Manuskript in DS 921). 
536 Einzelheiten zu Finanzierung und Verzögerungen in DS 921, vgl. auch Mb Bauamt, DS 545 und 937. 


537 Artikel Sch., BA und BOm 23.2.1938, Manuskript in DS 921 und PSt 500. Kostenlose Abtretung des Grund- 
stücks an Siedlergenossenschaft in ZR 16026. 


58 Vgl. BA 23.-24.7.1938. 


539 Artikel Sch. über das Gemeinschaftshaus, BA und BOm 23.2.1938, Manuskript in DS 921. Zu den Gemein- 
schaftshäusern in NS-Siedlungen vgl. Mattausch 8.98 ff. 


540 Notiz 10.1.1934, DS 940. 


2i Verhandlungen mit der Brauerei in ZR 15945, vgl. Notizen Sch. in DS 940. Grundverkauf Meraner Straße 13 an 
die Brauerei in ZR 15990. 


542 Gesamtkosten rund 35000 RM, davon 20000 RM aus dem Siebert-Programm; Einzelheiten in ZR 11221. 


wa 
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die Fresken an einigen der Häuschen sollten sie an die nach dem Ersten Weltkrieg verlorenen 
deutschsprachigen Gebiete erinnern und somit als "Mahnzeichen an Deutschlands Größe" 


dienen’*. 


Im Jahr 1939 wurden die Siedlerstellen im Harthof ihren Bewohnern feierlich übereignet. 17 
der Familien waren nicht als geeignet befunden worden, hatten also ihre Zahlungsverpflich- 
tungen nicht regelmäßig erfüllt oder ihre Siedlersteile nicht vorschriftsgemäß bewirtschaf- 
tet”. Die Kaufpreise schwankten je nach einbezahltem Eigengeld und geleisteter Arbeit zwi- 
schen 3000 und 8000 RM°*. Diese Summen mögen niedrig erscheinen; kaum einer der Käu- 
fer hätte wohl vor 1933 davon zu träumen gewagt, Hausbesitzer zu werden. Doch verklärt die 
idealisierende Rückschau den Blick. In Wahrheit erwies sich das Gelände der Harthof-Sied- 
lung, insbesondere wegen des hohen Grundwasserspiegels, als denkbar ungeeignet für den 
Wohnungs- und Gartenbau. Ständig gab es Klagen über mangelhaften Wasserabfluß, feuchte 
Keller und auch Wohnräume, und der sehr verbreitete Hausschwamm mußte systematisch 


bekämpft werden“. 


Flachlberg 


Bis Mitte 1934 war an eine Erweiterung der Harthofsiedlung um einen zweiten Bauabschnitt 
überhaupt nicht gedacht worden; mit den zu dieser Zeit gerade vorbereiteten Häuschen sei die 
Siedlung "vollständig ausgebaut", jedes freie Gelände vergeben. Erst jetzt leitete Schotten- 
heim Verhandlungen ein, um weitere Gelder freizubekommen?”. Mittlerweile versuchte das 
Reichsheimstättenamt in Berlin, alle Siedlungsprojekte an sich zu ziehen“, und es geneh- 
migte auch für Regensburg zunächst 40 neue Stellen - die Keimzelle für den zweiten Sied- 
lungsabschnitt, den "Flachlberg"”*”. Genügend Bewerbungen lagen vor, noch bevor das neue 
Projekt in der Presse bekanntgegeben wurde°®. 


Beim Flachlberg handelte es sich um den nach Südosten steil, nach Norden flach abfallenden 
Hügel südwestlich der Harthofstedlung. Entlang ihrer Zufahrt, der Brandlberger Straße, sollte 
nun einfach nach Westen weitergebaut werden. Im Oktober 1934 begannen die Arbeiten”, 
doch bald ergab sich überraschend die viel weiterreichende Perspektive, nicht nur ein paar 
neue Häuschen am Abhang des Flachlbergs, sondern diesen selbst bis zur Sandgasse voll- 


543 Sch. an Rasse- und Siedlungshauptamt beim RfSS 23.4.1937, NIS 4. In Wahrheit zeigen die Fresken v.a. bäuer- 

liche Motive, vgl. Notiz Sch. 18.7.1935, DS 940, BA und BOm 15.7.1936 und BA 31.10.-1.11.1935; vgl. auch 

Jaumann 5.134. Zu den Straßennamen: Notiz Sch. 29.12.1933, DS 940; Verzeichnis bei Maier (1986) 5.193, vgl. 

auch ZR 17655 und BA 3.10.1935. 

Standardformel bei Eigentumsübertragungen: "Die Siedlerfamilie zeigt Gemeinschaftsgeist, ist lebenstüchtig, 

sparsam und strebsam. Von einer Verschuldung der Familie ist nichts bekannt.” 

Berichte Siedlungsverwaltung 19.10., 19.12.1938 und 10.7.1939, sowie Kassenanweisung Schipper 12.10.1939, 

DS 911 und 954. Vgl. auch Revisionsbericht Prüfungsamt 19.12.1934, DS 954, und Bericht Siedlungsverwal- 

tung 23.7.1936, DS 919. Lt. Revision Prüfungsverband 1941 (PAM 534, S.118) 175 Siedlerstellen im Harthof 

übereignet. i 

546 Beschwerden u.a. in DS 938, vgl. Notiz Sch. 16.2.1935, DS 940, wonach Keller unter Wasser standen, sowie 
ständig Meldungen über Feuerwehreinsatz in der Siedlung, Bestand Brandschutzamt (verschiedene Nummern). 
Vgl. auch Rh-Prot. 7.1.1938 und Mb Bauamt 30.5.1938, DS 937, sowie Maier (1986) S.71 ff. und Wartner S.16 
f. und 36 ff. 

54 Notizen 18. und 23.5. sowie 4.6.1934, DS 940. 

548 Vgl. Notizen Sch. Mitte 1934, ebd. 

549 Zum folgenden allg. Maier (1986) S.50 f., vgl. BA 12.2.1935 nach Beschreibung Kerler; diese in DS 940. Lage- 
pläne Flachlberg Mai bzw. Sept. 1935 in DS 953. 

550 Notizen 17.7. und 3.8.1934, DS 940. 

551 Notiz Sch. 20.9.1934, ebd. 


544 


545 
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ständig bebauen zu können. Anfang 1935 erwarb man im Tauschweg den gesamten Hügel”. 
Mit der Planung beauftragte Schottenheim Baurat Albert Kerler, der kurz zuvor in städtischen 
Dienst getreten war und zum wichtigsten Architekten der Schottenheimsiedlung werden 
sollte. Geboren im Jahr 1900°°°, hatte er 1919 einem Freikorps angehört und im Jahr darauf 
mit der "Brigade Epp” im Ruhrgebiet linke Aufständische bekämpft. NSDAP und SA trat er 
1933 bei, sein höchster Rang war der eines Oberscharführers. An seinem dienstlichen Ver- 
halten wurden seine "vorbildliche" Opferbereitschaft und seine aktive Parteiarbeit gelobt, in- 
tern zeigte sich Schottenheim nicht ganz so zufrieden mit ihm“. 

Im Februar 1935 lag Kerlers Modell der Flachlberg-Siedlung vor, die einzelnen Parzellen 
wurden abgesteckt, eine Werbeaktion vorbereitet””. Das staatliche Heimstättenamt, zuständig 
für die Überprüfung aller Siedlungspläne auf Landesebene, und das Gauheimstättenamt, das 
die Auswahl, Betreuung und Schulung der Siedler durchzuführen hatte, begrüßten es, daß 
Kerler ausschließlich Einzelhäuser vorgesehen hatte”. Auch ein neues Finanzierungsmodell 
gewann allmählich Umrisse: Die Banken sollten die schon bestehenden Siedlerstellen mit 
Hypotheken belasten und mit den dadurch freiwerdenden Geldern neue Häuschen finanzie- 
ren”. 


Im Zuge der Werbeaktion zeigte man das Modell des neuen Siedlungsabschnitts in den 
Schaufenstern wichtiger Altstadtgeschäfte; verstärkt wollte man Privatsiedler anlocken, um 
der Gesamtsiedlung das "Odium einer Arbeitslosensiedlung zu nehmen"°®. In den Beschrei- 
bungen war von einer großzügigen neuen Gartenstadt in herrlichster Lage die Rede, von der 
hier entstehenden Gemeinschaft in echt nationalsozialistischem Geist; auch eine bessere Ver- 
kehrsanbindung an die Stadt wurde zugesichert. Der Umkehrschluß ergibt die Kernpunkte der 
bisherigen Kritik: Die Siedlung galt noch immer als Arbeitslosen-, wenn nicht Asozialen- 
siedlung; die Siedler selbst genossen offenbar den Ruf besonderer Streitlust,; die Uniformität 
der Bebauung am Harthof hatte ebenso wie die baulichen Mängel und die schlechten Ver- 
kehrsverbindungen viele Regensburger abgeschreckt, sich hier anzusiedeln. Darin bewirkte 
die Werbeaktion nun einen Umschwung. Neben der attraktiven Hanglage und der etwas grö- 
Beren Nähe zur Stadt trug dazu vor allem das Musterhaus bei, das Schottenheim bauen und 
von seiner Frau einrichten heß°®. Es war unterkellert, umfaßte immerhin schon 65 m? Wohn- 
fläche und sollte mit ausgebautem Dachgeschoß rund 5500 RM kosten. So errechnete sich für 
einen aus dem Siebert-Programm (s.u.) geförderten Siedler je nach Eigenkapital eine Mo- 
natsmiete von 22,50 - 25 RM°°. Das Musterhaus soll im Sommer 1935 von den Regensbur- 
gern in "langen Prozessionen” besichtigt worden sein”'; es meldeten sich zahlreiche neue 
Bewerber, darunter eine ganze Reihe mit größerem Eigenkapital”, und endlich auch Ge- 


552 Vgl. Notiz Sch. 3.1.1935, ebd. 
553 Zum folgenden PAM 28. 


Vgl. Notiz Sch. in DS 918, daß Kerler Verhandlungen beinahe "wieder durch Nichtswissen und falsche Aus- 
kunft" zum Scheitern gebracht habe. 


Notiz Sch, 18.2.1935, DS 940. Inzwischen auch Klärung der überörtlichen Kompetenzen, vgl. Gesetz über 
einstweilige Maßnahmen zur Ordnung des deutschen Siedlungswesens 3.7.1934, RGBi I 8.568, und DurchfVO 
5.7.1934, RGBI I S.582. {für kommunale Siedlungsvorhaben und Grunderwerb hierfür: nur Anzeigepflicht ge- 
genüber Staatsaufsicht). 


556 Vermerk Schipper 5.2.1935, DS 940. 
557 Notiz Sch. 25.2.1935, ebd. 


358 Dienstanweisung Sch. an Kerler zur Werbeaktion 12.2.1935, ebd., vgl. auch Notizen 11. und 18.2.1935, Briefe 
an Geschäftsbesitzer und Entwürfe für Presseartikel Kerlers, ebd. 


559 Vgl. BA 20.7.1935 und 29.8.1935, vgl. auch Wartner $.8. 
Undatierter Pressetext Bauamt, DS 940. 

561 Wartner S.8. 

562 Vgl, Notizen Sch. Frühj. und Sommer 1935, DS 940. 
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schäftsleute, die bereit waren, Läden zu errichten”. Somit bestand nun also auch Aussicht, 
die Danziger Freiheit im "Harthof" vollenden zu können. 


Den Kern des neuen Siedlungsabschnitts bildeten 90 Häuschen, die mit Hilfe des Siebert-, 
des außerordentlichen Wohnbauprogramms der Landesregierung, errichtet wurden. Diese 
stellte 330000 RM zur Verfügung, die andere Hälfte mußte die Stadt über die städtische 
Sparkasse aufbringen und auch die Erschließungskosten tragen’. Kinderreiche Familien - 11 
der 90 ausgewählten Familien hatten fünf oder mehr Kinder - konnten außerdem ein Reichs- 
zusatzdarlehen erhalten”. Mitte 1935 begannen die Arbeiten, zum Jahresende ergab sich die 
Möglichkeit, weitere Siedlerstellen aus dem Siebertprogramm gefördert zu erhalten’. So 
konnten schließlich Mitte 1936 120 Siedlerstellen fertiggestellt und bezogen werden. 


Hauptachse des Geländes am Flachiberg wurde die S-förmige Memeler Straße, die auf die 
Hügelkuppe führt. Dort entstand der freie Platz "Am Flachlberg". Sehr zum Ärger Schotten- 
heims gruppierten sich um ihn herum zweistöckige Volkswohnungsblocks, die mit Hilfe der 
neuen Reichdarlehen nach den eigentlichen Siedlerhäusern entstanden’. Zwei Geschäfte, 
eine Postagentur und die städtische Verwaltungsnebenstelle fanden ebenfalls hier Platz°*®. Im 
Frühjahr 1936 baute die Fürstliche Brauerei an der Memeler Straße die Gaststätte 
"Flachlberg"”®, und am nördlichsten Punkt des Siedlungsabschnitts entstand die St.Konrad- 
Kirche. Für sie stellte die Stadt den Bauplatz kostenlos bereit und leistete einen kleinen Zu- 
schuß°”, und dies trotz des beginnenden Kirchenkampfes mit Einverständnis des Innenmini- 
steriums”’' - eine seltene Ausnahme im NS-Siedlungswesen. 


Im Sommer 1934 hatte Bischof Buchberger die Siedlung wegen der Kirchenbaufrage offiziell 
besichtigt, wobei der Oberbürgermeister "im Interesse des Gesamtbildes" auf einem Neubau 
mit "ländlichem Charakter" bestand°”?. Zunächst jedoch wurde im Gut Harthof ein provisori- 
scher Betsaal eingerichtet”, während der Schwabelweiser Architekt Wittmann bereits den 
Neubau plante?”*, Spannungen ergaben sich erst, als Buchberger versuchte, auch der kirchli- 
chen Sozialarbeit im Schottenheim einen Platz zu schaffen: Er bot an, das Pfarrhaus der 
neuen Kirche durch die Mallersdorfer Schwestern vorfinanzieren zu lassen, wenn diese hier 
ein Kinderheim und eine Krankenstation einrichten dürften”. Schottenheim ging dies zu 
weit, er schaltete Kreisleiter und Regierungspräsident ein% und bat schließlich die Gauamts- 


56% Notiz Sch. 5.11.1935, vgl. allg. Notizen 2.Jahreshälfte 1935, ebd. 


354 Vgl. Notizen Sch, 7., 19.12.1934 und 20.2.1935 (DS 940), Bericht Schipper 22.1.1935 (DS 666) und Sch. an 
Reg. 6.7.1935 (StA 16424). Vgl. auch StA 16425. 


Einverständnis Gauheimstättenamt mit 90 vorgeschlagenen Familien 22.5.1935, DS 940. 
566 Notiz Sch. 4.12.1935, vgl. auch Bericht Sailer 7.11.1935, ebd. 


567 Einzelheiten zur kostenlosen Abgabe des Geländes an die Stadtbau, die später wegen rechtlicher Bedenken doch 
noch einen mäßigen Kaufpreis bezahlte, in ZR 15955, vgl. auch DS 797. Kosten der 48 Volkswhg. It. Gb Stadt- 
bau 1936 175000 RM (DS 827). 


568 Maier (1986) S.51, vgl. BA 30.6.1936 zum Brunnen am Flachlberg. Auf Wunsch des MInn wurde er als Zier-, 
nicht als Monumentalbrunnen errichtet, doch waren weder Sch. noch Kerler mit der Ausführung zufrieden, vgl. 
DS 904. 


56 Auch die Brauhaus AG hatte sich beworben, vgl. Notiz Sch. 23.7.1935, DS 940. Am 5.12.1935 (ebd.) lagen die 
Pläne des Architekten Beckers für die Gaststätte vor. Beurkundung des Verkaufs Memeler Str. 13, 13.12.1935, in 
ZR 15638, Baubeginn 6.5.1936, vgl. Verzeichnis Baumaßnahmen 1936, DS 666. 


70 Vgl, allg. ZR 12342 und 15628, vgl. auch Maier (1986) 8.97. 

57! Vermerk Schipper 5.2.1935, ebd. 

572 Notiz Sch. 20.8.1934, DS 940 und ZR 15628. 

>73 Dank Stadtpfarramt Rebg.-Schwabelweis an Sch. und Einladung zur Einweihung 24.10.1934, ZR 5741. 
57% Notiz Sch. 13.12.1934, DS 940. 


55 Der Vorgang ebd. und in ZR 15628. Zur Arbeit der Mallersdorfer Schwestern mit ihren 126 Niederlassungen in 
der Diözese vgl. M.Ziegler 5.279. 


576 Notizen 18. und 20.3.1935, DS 940. 


565 
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leitung der NSV, die Trägerschaft des neuen Kindergartens zu übernehmen’”. So blieb es 
beim Neubau eines nur als Pfarrhaus genutzten Wohngebäudes. Die im Sommer 1935 begon- 
nene St.Konrad-Kirche selbst konnte zum Jahresende eingeweiht werden’”. Kurz zuvor hatte 
an der Meraner Straße 2, also im Siedlungsabschnitt Harthof, auf einem städtischen Grund- 
stück der Neubau des NSV-Schwesternheims begonnen. Eingeweiht wurde es gemeinsam mit 
dem angeschlossenen Kindergarten und der städtischen Mütterberatungsstelle Anfang 
1937°”, betrieben von der Gauamtsleitung der NSV*®. Eine evangelische Kirche wurde zwar 
noch geplant™!, aber nicht mehr gebaut. 


Insgesamt war der Flachlberg, vor allem sein sonniger Südhang, bei der Bevölkerung we- 
sentlich beliebter als der Harthof. Neben extrem billigen und beengten Kleinsthäusern, die 
ohne ausgebautes Dachgeschoß nur rund 3600 RM kosteten, waren je nach Eigenkapital des 
Siedlers auch größere Haustypen eingeplant”, die schon vorwiegend von Facharbeitern, An- 
gestellten und mittleren Beamten bezogen wurden’. Die attraktiven Häuser am Südhang des 
Flachlbergs und dann auch im dritten Siedlungsabschnitt blieben dagegen Privatsiedlern vor- 
behalten. Daß sich mit dem von Osten nach Westen fortschreitenden Ausbau der Gesamt- 
siedlung vorwiegend besser situierte Bevölkerungskreise ansiedelten‘”*, war jedoch keines- 
wegs auf das Bestreben zurückzuführen, etwa alle Schichten im Schottenheim zur "wahren 
Volksgemeinschaft" zusammenwachsen zu lassen. Vielmehr ergab sich diese Entwicklung 
zwangsläufig aus der Absenkung der Reichs- und Landesdarlehen: Fürsorgeempfänger hatten 
keine Chance mehr, ein Siedlungshäuschen zu erwerben. Wenn daher Schottenheim im 
Herbst 1935 vermerkte, die ganze Siedlungstätigkeit hänge davon ab, daß "in irgend einer 
Form ein neuer großer Siedlungsplan finanziert werden kann", so war dies nur mit Pri- 
vatsiedlern möglich, die über genügend Eigenkapital verfügten, um den erworbenen Grund 
und Boden bar zu bezahlen. Diese Gelder konnte man sofort wieder dem Grundstücksfond 
zuführen. Auch die vom Reich bzw. von ihren Arbeitgebern mit Darlehen bedachten Siedler 
wurden nun nach ihrem Einkommen ausgewählt, also danach, inwieweit sie die Baukosten 
möglichst rasch erstatten konnten. So fanden sich entgegen der ursprünglichen Befürchtun- 
gen“ bis Mitte 1936 immerhin schon 42 Privatsiedier°®’, die im Flachlberg nach den Richtli- 
nien des Bauamts Häuser erstellten. Wenn ein auswärtiger Bewerber sein Haus großenteils 


577 Sch. an Gauamtsleiter Lossin 8.4.1935, NIS 3. 

578 Einzelheiten in ZR 15628, vgl. BA 12.8.1935. Entschließung Sch. zur kostenlosen Überlassung des Bauplatzes 
13.11.1935 in ZR 15628, Genehmigung Reg. 4.12.1935 ebd. und ZR 15650, vgl. Rh-Prot. 22.1.1936. Teile der 
Innenausstattung aus der Kirche der Heil- und Pflegeanstalt Deggendorf, vgl. Reg. an Heil- und Pflegeanstalt 
Karthaus 5.7.1935, Registratur Karthaus 107. 

= Vgl. Rh-Prot. 22.1.1936. Einzelheiten zum Neubau in ZR 15650, vgl. auch Notizen Sch. in DS 666 und BA 
8.5.1937, 

580 Satzung NS-Schwesternschaft in ZR 18575, Vertrag mit der Stadt 11.11.1936 und Einzelheiten in ZR 18677. 
Erweiterung des Kindergartens: Notizen Sch., DS 806 und 908, Pläne 25.11.1937 in ZR 18678, vgl. Rh-Prot. 
24.3.1939. 

581 Notiz Sch. 25.11.1937, DS 909. 

582 Pressetext Kerler Feb.1935, DS 940. Haustypen-Pläne u.a. in DS 911, 953 und 954. Zur normierten Architektur 

der Siedlungshäuser allg. Maier (1986) S.62 ff., vgl. Peltz-Dreckmann $.264 ff. 

Verstärkt sollten die Arbeitgeber der Siedler Darlehen geben, vgl. Appell Sch. an die örtliche Wirtschaft 

Okt.1935, u.a. in DS 779; vgl. auch Finanzierungsplan Stadtbau für 30 Häuschen am Flachlberg 24.11.1935, NIS 

29, und Notizen Sch. in DS 940. 

Maier (1986) S.55 und 6l, nach Auswertung der Berufsstatistiken und der Einwohnerbücher; vgl. auch 

Mattausch 5.38 ff. 

58° Notiz 4.10.1935, DS 940. 

586 Anfrage Sch. an Kerler 30.4.1935 und dessen Bericht 2.5.1935, DS 940. Lt. Notizen Sch. 9, und 10.1.1934, ebd., 

arbeitete Schipper "ständig gegen die Eigenheime" und mußte zurechtgewiesen werden. 

Bericht Siedlungsverwaltung 23.7.1936, DS 919, mit Liste der Privatsiedler und Details zur Finanzierung ihrer 

Häuser. 
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alleın finanzieren konnte, rückte man sogar von dem anfangs streng durchgehaltenen Prinzip 


ab, ausschließlich Regensburger Familien in der Siedlung zuzulassen”®. 


Auch der Siedlungsabschnitt Flachlberg wurde später noch durch Einzelmaßnahmen ergänzt, 
so durch 42 von der Stadtbau GmbH errichtete Siedlerstellen”” und zehn weitere Häuschen 
der NSKOV®®, Nach seiner Vollendung, im Frühjahr 1937, umfaßte der Flachlberg insge- 
samt 230 Siedlerstellen, davon 48 Eigenheime, sowie 48 Volkswohnungen””'. Die Gesamtko- 
sten der 120 aus dem Siebert-Programm geförderten Siedlerstellen betrugen 872000 RM, so 
daß sich nach Abzug der Eigengelder bei der Eigentumsübertragung Ende 1939 ein Ver- 
kaufspreis von durchschnittlich rund 6000 RM pro Siedlerstelle ergab”. 


Reicher Winkel 


Im Frühjahr 1935 lagen bereits so viele Siedlungsbewerbungen vor, daß Schottenheim nach 
und nach die Grundstücke für eine Erweiterung der Gesamtsiedlung nach Westen ankaufen 
lassen konnte””. Mit Drohungen und Nötigungen gelang es Bürgermeister Herrmann dabei in 
mehreren Fällen, Enteignungsverfahren gerade noch zu vermeiden’”*. Während also gerade 
die Kernbebauung des Flachlbergs begann, wurden zu Schottenheims Entsetzen, wie bereits 
angedeutet, die Reichsdarlehen auf Siedlerstellen drastisch gesenkt. Auch mit der NSKOV 
schienen weitere Geschäfte unmöglich, da sie ihre freiwerdenden Gelder im "heimgekehrten" 
Saarland investieren mußte”. Gleichzeitig wurden die Meldungen über die Wohnungsnot in 
Regensburg immer alarmierender - die städtische Siedlungspolitik geriet in die oben darge- 
stellte tiefe Krise, von der die Öffentlichkeit allerdings nur Gerüchte erfuhr; den einzigen 
Ausweg schien der schnelle Volkswohnungsbau darzustellen. Dies traf den Oberbürgermei- 
ster zutiefst, er setzte alle Hebel in Bewegung, um trotz allem Gelder für sein Lieblingspro- 
jekt locker zu machen”, Letztlich gelang ihm dies mit Hilfe auswärtiger Bauträger” und 
auch der Umwegfinanzierung über die hypothekarische Belastung bereits fertiger Häuser”. 
Im Herbst 1935 stellte sich heraus, daß mit den daraus gewonnenen Geldern die Restfinanzie- 
rung für die nächsten angemeldeten Siedlerstellen aufgebracht werden konnte. Sie bildeten 
den Grundstock für das Siedlungsprogramm 1936 und somit für den dritten Siedlungsab- 


a Vgl. z.B. Notiz Sch. 13.9.1934, DS 940. Statistik Siedlungsamt zu den Hauseigentümern 21.4.1941 in NIS 21. 
Dieselben Zahlen im undatierten Vermerk wohl von H., DS 779; Abweichungen in Sch. an Prüfstelle Reichsar- 
beitsministerium für Gemeinschaftssiedlungen 26.8.1941, DS 951. 

582 Gesamtkosten It. Gb Stadtbau 1936 (DS 827) 240000 RM. 

50 Dienstanweisung Sch. an Kerler 4.12.1935, DS 940. 

591 Sch. an Rasse- und Siediungshauptamt beim RfSS April 1937, NIS 4. 

52 Kassenanweisung Sch. 29.6.1940, DS 911, vgl. auch Bericht Siedlungsverwaltung 23.7.1936, DS 919, und Liste 
Grundstückspreise, DS 933. Zum Verkauf an die Siedler: Rh-Prot. 25.10.1938 (erneut nur 114 der 120 Familien 
"geeignet", vgl. Bericht Siedlungsverwaltung 14.11.1939, DS 911). Lt. Revisionsbericht 20.3.1941 (PAM 534 
S.t18) nun 160 Siedlerstellen am Flachlberg übereignet; weitere 6 Stellen Mitte 1943 in DS 920. 

53 Notiz 18.5.1935, DS 940. 

94 Einzelheiten in ZRa 12259. Insgesamt erwarb die Stadt 1936 29 ha Siedlungsgelände für ca. 210000 RM, vgl. 
undatierte Liste Lieg., DS 797. Erwerbungen über | ha ab Sommer 1935 in ZRa 12259, 14638, 14694, ZR 
14795, 14820, 14824, 15512 sowie ZRa 14635 und ZR 15478. Das Geld für die beiden letztgenannten Ankäufe 
stammte aus dem Verkauf des Guts Oberhinkofen 7 an die Wehrmacht für deren Exerzierplatzprojekt, vgl. ZRa 
14378, Sch. an Reg. 19.3.1936, ZR 15995, und Vermerk 29.5.1936, DS 504. 

595 Notiz Sch. 29.6.1935, ebd. 

Vgl. seine Notizen Sommer 1935, ebd. 

597 Übersicht Bauträger bei Maier (1986) $.191. Für nur 1 RM pro m” verkaufte die Stadt regelmäßig die von ihr 
erworbenen und parzellierten Grundstücke an die Bauträger weiter. Hunderte von Akten hierzu in ZR 15000 ff. 

98 Sammelakt zur Finanzierung der Siedlung: DS 923, vgl. auch NIS 8 und DS 954 sowie Notizen Sch. in DS 940. 
Vgl. allg. Peltz-Dreckmann $.340 ff. 


441 


schnitt, benannt nach dem alten Flurnamen "Im Reichen Winkel", Um die Jahreswende 
1935/36 stellte Baurat Kerler die Pläne fertig‘, und sofort setzte die Werbung ein, diesmal 
ergänzt um eine eigene große Siedlungsausstellung”. Angelockt durch die attraktivere Lage 
dieses Siedlungsabschnitts, der auch schon an das städtische Gasnetz angeschlossen wurde, 
durch das insgesamt deutlich verbesserte Image der Siedlung und nicht zuletzt durch die 
komfortabler geplanten Haustypen fanden sich zahlreiche Privatsiedier bereit, hier Häuser zu 
errichten. 


Im Frühjahr 1936 begannen die Bauarbeiten, bis zum Sommer 1937 wurde der größte Teil 
der neuen Eigenheime an der Brandiberger Straße und der Siedlerstellen nördlich davon be- 
zugsfertig°”. Rund um zwei kleine Freiflächen an dieser Straße entstanden mehrere Ge- 
schäfte. Auch auswärtige Bauträger traten wieder auf, zunächst vor allem die Münchener 
Zweigstelle der Weimarer "Gemeinnützigen AG für Angestellten-Heimstätten" (Gagfah), die 
ab dem Frühjahr 1937 17 Häuser errichtete, wodurch die Klausenburger Straße entstand‘”; 
die letzten dieser Häuser wurden im Sommer 1938 bezogen“. Die NSKOV plante schließ- 
lich doch noch zehn Häuschen in diesem Siedlungsabschnitt, und zunächst 44, dann weitere 
sechs Siedlerstellen erstellte die Stadtbau GmbH mit Hilfe des eingeschränkten Reichspro- 
gramms und beträchtlichem Eigenkapital der Siedler‘. Mit den Hypotheken-Zusagen Re- 
gensburger Betriebe und Behörden war zudem die Restfinanzierung für weitere 40-50 Häus- 
chen, verteilt auf alle drei Siedlungsabschnitte, gesichert‘. Die Baukosten für die einzelne 
Siedlersteile hatten sich mittlerweile bedeutend erhöht”; die Gesamtherstellungskosten der 
44+6 Häuschen aus dem Jahr 1936/37 betrugen rund 260000 RM, und als sie im Jahr 1943 an 
die Bewohner übereignet wurden, lagen die Verkaufspreise zwischen 5500 und 7900 RM°®. 


Zwischenbilanz 1937 


Schätzungen Baurat Schippers ergaben für Ende 1936 eine Zahl von 2360 Einwohnern des 
Schottenheims°"”. Ein halbes Jahr darauf waren in der Gesamtsiedlung 434 Siedlerstellen, 87 
private Eigenheime und 17 öffentliche und Geschäftsgebäude fertiggestellt, in Vorbereitung 
bzw. im Bau befanden sich 147 Siedlerstellen, 12 Privathäuser und ein Geschäftshaus®'. 


59 Notizen Sch, 1. und 4.10.1935, ebd. Vgl, zur Vorbereitungsphase die chronolog. Übersicht ab Okt. 1935, NIS 29. 

6% Bebauungsplan Jan. 1936 in DS 953. 

601 Vgl. Notizen Sch. in DS 940, vgl. z.B. BA 8.5. und 25.-26.9.1936. 

602 Vgl. Notizen Sch. zum Baufortschritt in DS 940 und ab 1937 die Mb Bauamt, DS 937. Bis Ende 1937: 54 Pri- 
ne an der Brandlberger Straße, vgl. Bericht an Rasse- und Siedlungshauptamt beim RfSS April 1937, NIS 

603 Erste Erwähnung in Notiz Sch. 10.8.1936, DS 940. 

604 Vgl. Rh-Prot. 22.3. und 3.9.1937, Notizen Sch., DS 940, sowie Mb Bauamt, DS 937; vgl. auch Liste Aufbautä- 
tigkeit 1937, DS 545 und 666. Grundverkäufe an Gagfah in ZR 19098. Lt. Sch. hatte sich die Gagfah verpflich- 
tet, nach Kriegsende weitere 100 Häuser zu errichten (4.4.1942 an Reg., ZR 16085). 

605 Einzelheiten in DS 920, vgl. Jb Stadtbau 1938, DS 827, sowie ZR 11259 und StA 16425 zum Darlehen für die 

44 Reichssiedlerstellen (unter diesen Siedlern auch Rupert Hilmer, Rh. und NSKK-Staffelführer). 

Dienstanweisung Sch. an Kerler 4.12.1935, DS 940; zur Finanzierung auch: Berichte Siedlungsverwaltung 2.9. 

und 1.10.1936, DS 940 bzw. 919; ebd. Liste der ersten Bewerber. 

607 Übersicht Okt. 1936 in NIS 8. 

608 Entschließung Sch. 17.2.1943, DS 911 und 920, Bericht Siedlungsamt 22.2.1943, DS 920, sowie Rh-Prot. 
19.3.1943. In DS 920 einzelne spätere Übereignungen. 

2E Hochrechnung 11.2.1936, ZR 20492. Tatsächlich zogen 1936 rund 200 Familien zu, vgl. Wb in NIS 14 und 21. 
Mit Verf. 11.8.1936 (u.a. in DS 779) richtete Sch. eine "Städt. Siedlungsverwaltung" ein, Mitte 1940 umbenannt 
in "Siedlungsamt". 

a Pressegespräch Sch. 24.8.1937, PSt 502. 
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BEBAULUNGSSPLAN VÖN 
SCHOTTENHEIM 


Masstae 
RT 388 


O JEANNE Bauten 
ED A Sstt OnNQIE PAUTEN 


REGENSBURG 1937 
STADTBAUAMT. ABTLG. 
STADTERWEITERUNG: 


Stadtarchiv, Plansammlung 


Es gab drei Kolonialwarenläden, zwei Bäckereien, je ein Milchgeschäft, eine Metzgerei, 
einen Friseur, einen Weißwaren- und einen Tabakladen°'!. Zwei Gaststätten, eine 
Mütterberatungsstelle sowie schließlich eine Postagentur und eine städtische 
Verwaltungsnebenstelle waren entstanden‘'?. Ärzte und auch ein Zahnarzt°'? hatten Praxen 
eröffnet; die von Schottenheim jahrelang betriebene Ansiedlung einer Apotheke war dagegen 
gescheitert, da die Regensburger Apotheker, die AOK und das Gesundheitsamt die 


61 Vgl. Notizen Sch. in DS 940, vgl. auch ZR 15765 f., 15791, 15963, 16054 ff. und 16101 sowie Maier (1986) 
5.92 ff. Bewerbungen von Geschäftsleuten auch in DS 925 f. 

er Antrag Stadt an RP-Direktion 3.12.1935, ZRa 12069, vgl. Notizen Sch. in DS 940, Vermerk H. 13.6.1936, DS 
779, und Anweisung Sch. an Stadtbau GmbH vom gleichen Tag, den Neubau zu beginnen, ZRa 12069. Grund- 
verkauf an Stadtbau in ZR 15649, vgl. zur weiteren Entwicklung ZRa 14211. 


613 Einzelheiten (ab Ende 1935) in DS 940, vgl. auch ZRa 14212 und ZR 20390. 
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Bedarfsfrage verneinten‘'*. Bebaut bzw. zur Bebauung vorgesehen war eine Gesamtfläche 
von rund 130 ha - ebensoviel, wie die gesamte, vom Alleengürtel umgrenzte Altstadt 
umfaßte; die Erweiterung um 30 ha wurde gerade geplant‘'”. Das Straßennetz in der Siedlung 
umfaßte eine Gesamtlänge von 10,6 km, geplant war die Erweiterung auf 13,4 km, doch 
verzögerte sich auch hier der Baufortschritt durch den Material- und Personalmangel°'®. 


Ein Blick auf die Bautätigkeit im Jahr 1937 zeigt, zu welch komplexem Gebilde sich die 


Siedlung bis dahin schon entwickelt hatte®'”. 


1937 errichtete In Bau Insgesamt Haushalte'? 
Siedlerstellen bezogen 
————— 

Stadt 44 6 352 352 
Stadtbau 21 - 63 63+48 
Heimstätte - 60 - - 
NSKOV 10 - 30 30 
Gagfah - 17 - - 
Eigenheime 17 2 ? 95+25 
Geschäftshäuser 7 1 ? 33 
Summen: 445 646 


Ständig druckte die Lokalpresse die jeweils neuesten Erfolgsmeldungen und Projekte ab, und 
auch in den überregionalen Medien und vielen Fachzeitschriften fand das Regensburger 
Siedlungsmodell große Beachtung“. Der Geograph Franz Voggenreiter, ein großer Bewun- 
derer Schottenheims, tat sich mit zahlreichen, häufig recht schwülstigen Arbeiten über die 
Siedlung hervor‘, und an der Universität München entstand sogar eine - ausgesprochen sub- 
stanzlose - Doktorarbeit in Medizin über die "mustergültige Volksgesundheitspflege" in der 
Schottenheim-Siedlung“?'. Reichs-, Landes- und Parteistellen bezeichneten das Regensburger 
Siedlungswerk immer wieder als vorbildlich. Bayerns Innenminister Wagner soll sogar geäu- 
Bert haben, er werde den Münchener Stadtrat nach Regensburg schicken, "um zu lernen, wie 
man siedelt"°”. Für die Berliner Ausstellung "Die deutsche Gemeinde" im Jahr 1936 wurde 


614 Vgl. ZR 20492, DS 907 und Notizen Sch. in DS 940. 

615 Pressegespräch Sch. 19.10.1937, ebd. 

616 Vgl. Mb Tiefbau, bes. DS 562. 

617 Notiz Sch. 22.11.1937, DS 666. 

618 Einschließlich 48 Volkswhg. der Stadtbau und 25 Mietwhg. in Eigenheimen. 

619 Vgl. z.B. BA 28.10.1936 und Notiz Sch. 12.11.1936 (DS 940), wonach die Siedlung Pressevertretern aus dem 
ganzen Reich vorgestellt worden war. Vgl. z.B. auch Bayern im ersten Vierjahresplan S.441 f. 


Albrecht (1984) 5.234 Anm.97. Voggenreiters Dissertation (1936) weist gravierende Mängel auf, etwa wenn er 
Parallelen zwischen ruhmreichem deutschen Hochmittelalter und NS zieht und hierfür ausgerechnet Zahlen aus 
der Weimarer Zeit benutzt (S.97 ff.). Einzelheiten zu seinen Arbeiten und den Vergütungen hierfür in ZRa 
12202, 13548, 13574 und DS 940. Nach dem Krieg wurde er städt. Studienrat, vgl. EWA 1 und Sr-Prot. 
28.4.1948. 

621 Wartner (s. Lit.verz.), vgl. Notiz Sch, 12.11.1936, DS 940. Wartners Arbeit erschien 1940 im Druck, umfaßt 38 
eigentliche Textseiten ohne wiss. Apparat, beschränkt sich größtenteils auf architektonische Fragen und weist 
schwere Fehler auf. 


622 Notiz Sch, 19.9.1935, DS 940, Einzelheiten ebd. und in DS 951. 


620 


444 


ein Modell des Schottenheims angefertigt”, 1938/39 zeigten es Reichspropagandaministe- 
rium und Auswärtiges Amt als einziges Beispiel für eine vorbildliche Stadtrandsiedlung bei 
einer großen Deutschland-Ausstellung in Japan und der Mandschurei®*. Auch Hitler, dem 
Schottenheim bei seinem Besuch 1937 dieses Modell vorgeführt hatte, soll die Regensburger 
Siedlungsaktivitäten in positiver Erinnerung behalten haben; jedenfalls berichtete später ein 
Neffe des Oberbürgermeisters, der im Führerhauptquartier Dienst tat, Hitler habe sich sehr 
lobend über "einen ausgezeichneten Bürgermeister und zwar in Regensburg" geäußert, denn 
dieser habe "eine vorbildliche Siedlung geschaffen, in der man sich vor Kindern kaum retten 
kann." Bei dieser Gelegenheit soll Hitler gesagt haben: "In dieser Art, wie es dort in Regens- 
burg gemacht wurde, muß es überall werden." 


Die weiteren Siedlungsabschnitte 


Nicht nur im Reichen Winkel wurde 1937 noch allenthalben gebaut, auch an mehreren ande- 
ren Stellen expandierte die Siedlung gleichzeitig von nun an bis zum Kriegsbeginn - behin- 
dert nur durch den zunehmenden Mangel an Baumaterial und Facharbeitern; immer wieder 


beklagte das Bauamt den zögerlichen Fortgang der Arbeiten‘. 


Hatte schon der Zuzug auswärtiger, kapitalkräftiger Siedler nicht ins ursprüngliche Konzept 
gepaßt, so wurde nun Schottenheims Siedlungsgedanke nochmals durchbrochen: Die ersten 
drei Abschnitte der Schottenheimsiedlung waren nacheinander, als räumlich in sich geschlos- 
sene, nachträglich nur noch geringfügig ergänzte Baumaßnahmen entstanden, die vor allem 
der Wohnraumbeschaffung für die Regensburger Bevölkerung dienten. Für die folgenden 
Siedlungsabschnitte galt dies nicht mehr: Beim vierten und fünften Abschnitt ging es um die 
Schaffung von Werkswohnungen für die beiden großen Vierjahresplanbetriebe in der Stadt: 
Flugzeug- und Holzverzuckerungswerk; nur der sechste Abschnitt, die Norderweiterung des 
"Reichen Winkels", folgte noch dem früheren Siedlungskonzept?”. 


Der vierte, im Zusammenhang mit dem Flugzeugwerk bereits beschriebene Bauabschnitt war 
als reine Werkssiedlung konzipiert und nicht nach einem eigenen Flurnamen benannt. Er- 
richtet hat ihn die "Bayerische Heimstätte", die gleichzeitig für Messerschmitt das Göring- 
Heim im Stadtsüden aus dem Boden stampfte. Auch für das Schottenheim hatte sie 200 neue 
Siedlerstellen zugesagt‘, 60 von ihnen entstanden in den Jahren 1937/38 im Bereich west- 
lich der Sandgasse und nördlich des "Reichen Winkels", von letzterem durch die gleichna- 
mige Straße getrennt - schnell und billig gebaute Werkswohnungen an der Karlsbader und 
Egerstraße. 


Im Frühjahr 1938 entstanden Plan und Modell der Stadtbau GmbH für 56, dann 59 Siedler- 
stellen westlich der Sandgasse, an der Vogesen-, Karpaten- und südlichen Ardennenstraße‘”. 


623 Abbildung in "Dt. Gemeindebeamten-Zeitung" 14.6.1936, vgl. Bericht Sch. vor den Rh., Rh-Prot. 17.6.1936. 


624 Vgl. Mb Bauamt 30.6.1938, DS 937, das "Dt. Propaganda-Atelier" habe im Auftrag beider Ministerien das Mo- 
dell angefordert; vgl. auch BA 2.7.1938 sowie Pressegespräch Sch. 7.2.1939, ZR 19112. 


Ba Hauptmann Kurt Leythäuser an Sch. 19.1.1942, NIS 27. 

626 Vgl. Mb in DS 667 und 952. 

627 Grunderwerbungen 1937/38 über 1 ha in ZR 14998, 15027, 15092, 15094, 15098 und 15177. In ZRa 14523 das 
weitaus größte Grundstücksgeschäft seit 1933: Ankauf von 39 ha für 122000 RM, 12.11.1937, vgl. auch Rh- 
Prot. 14.7.1937 und ZR 5874 a. 

#8 Notiz Sch. 21.11.1936, DS 937. 

629 Mb 1.3. und 30.5.1938, DS 937, sowie 31.3.1938, DS 952. Kosten der 34 Siedlerstellen Vogesenstr.: 257000 
RM, der 30 Stellen Ardennenstr.: 210000 RM. Für 25 Einzelhäuser an der Ardennenstr. sah die Stadtbau Kosten 
von 185000 RM vor, vgl. Gb 1938, DS 827. 
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Schon im Sommer begannen die Bauarbeiten, gleichzeitig liefen die Vorbereitungen für zahl- 
reiche Eigenheime in diesem Bereich an”. Südwestlich davon wurde der fünfte Siedlungsab- 
schnitt geplant, der im Bereich um Isonzo-, Dolomiten- und östliche Argonnenstraße Werks- 
wohnungen der Holzverzuckerung umfaßte, also ebenfalls keineswegs der Wohnraumbe- 
schaffung für die Regensburger Bevölkerung diente. 


Der sechste Siedlungsabschnitt an Siebenbürgener und Laibacher Straße bestand dagegen 
überwiegend aus komfortablen Eigenheimen; es handelte sich um eine Norderweiterung des 
Reichen Winkels. Noch bis Kriegsbeginn kamen hier immer wieder neue Privatsiedlerstellen 
hinzu“, darunter solche für Betriebsangehörige des Kalkwerks Büechl. 


Seit Herbst 1937 ließ Schottenheim auch Zukunftsprojekte für die Gesamtsiedlung entwik- 
keln. So legte Kerler im März 1938 einen Bebauungsplan vor‘. Er sah unter anderem einen 
durchgehenden Grünstreifen quer durch die Gesamtsiedlung vor. Der Osthang des Flachl- 
bergs war bereits bepflanzt, zum Teil mit den Maulbeersträuchern, die im Rahmen des Vier- 
jahresplans der Seidenraupenzucht dienten; von hier aus sollte sich die Grünanlage nach Nor- 
den bis zur Konrad-Kirche, von dort als Allee nach Westen bis zum Regen fortsetzen. An 
diesem neuen Straßenzug, der Aussiger Straße, waren ein HJ-Heim, daran anschließend ein 
Sportplatz und ein neues Geschäftsviertel samt Kino vorgesehen“. Im Sommer 1938 waren 
die Bauplätze für das Kino und drei Läden bereits vergeben, doch konnte das neue Ge- 
schäftsviertel trotz baureif vorliegender Pläne vor Kriegsbeginn nicht mehr begonnen wer- 


den“ 


Seit 1937 stand mit der Eröffnung des Nordteils der Adolf-Hitler-Brücke endlich auch eine 
bessere Verkehrsverbindung zur Altstadt und dem Gewerbegebiet am Hafen zur Verfügung. 
Die Straßenbahn endete allerdings immer noch bei St.Joseph in Reinhausen, war also von der 
Siedlung aus nur mit einem Fußmarsch von mindestens 1,5 km zu erreichen“. Am Bahn- 
übergang Brandlberger Straße sollte das Schottenheim nun eine eigene Reichsbahnhaltestelle 
erhalten®, doch ist auch dieses Projekt, das im Zusammenhang mit dem Umbau des Wal- 
hallabahnhofs zu sehen wart”, nicht mehr verwirklicht worden. Stattdessen wurde noch vor 
dem Krieg eine Omnibuslinie eröffnet, die das Stadtzentrum mit der Siedlung verband“. 


1938 suchte das Flugzeugwerk Erweiterungsgelände im Schottenheim, das Holzverzucke- 
rungswerk wollte mindestens 70 Siedlerstellen errichten, das Göringwerk°”, das Kalkwerk 


630 Mb Bauamt Juli und Bericht Aug. 1938, DS 937 und ZR 16073; ebd. Entschließung Sch. 2.9.1938 zum Grund- 
verkauf an Stadtbau. Vgl. auch ZR 16013 und 16042 f, Vorarbeiten für weitere 60 Stellen It. Bericht an Rasse- 
und Siedlungshauptamt beim RfSS April 1937, NIS 4, und Mb Bauamt Dez. 1937, DS 545. 


61 Vgl. allg. ZR 16068 und Mb Bauamt, DS 667, 937 und 952, vgl. Gb Stadtbau 1938, DS 827. Vgl. auch Liste 
Lieg. 17.11.1937, DS 942, sowie Übersicht für Pressegespräch Sch. 5.8.1938, DS 792. Bewerbungen potentieller 
Privatsiedlern 1938-1944 in DS 925 f. 


632 Notiz Sch. 11.11.1937 und Mb Kerler 31.3.1938, DS 937. 


gps Vgl. Notizen Sch., DS 906, und Pressegespräch 19.10.1937, PSt 502. Vgl. zum geplanten Geschäftsviertel: Noti- 
zen Sch. ab Okt. 1937, DS 930. 


634 Zustandsbericht Bauamt Aug. 1938, DS 937; Einzelheiten in DS 952 und 930. Zum Kinoprojekt: Rh-Prot. 
11.3.1938 und Mb Bauamt 31.1. und 28.4.1939, DS 667. 


Vgl. RA 2.10.1933 zur schon damals diskutierten Idee, die Straßenbahn bis zur Siedlung zu verlängern. 

636 Vgl. Rh-Prot. 21.3.1941. 

637 Erste Erwähnung in Notiz Sch. 22.4.1937, DS 910, ebd. Einzelheiten zu dem Projekt, das Anfang 1938 fesızu- 
stehen schien (Notizen 11.1. und 4.2.1938). Vgl. Mb Bauamt 30.5.1938, DS, 937. 

68 BA 1. und 2.5. sowie 20.7.1939, 

639 It, Notizen Sch. 5.8.1938 (DS 876) und Wb Kerler 10.9.1938 (NIS 14) plante das Göringwerk zunächst 50 

Siedlerstellen, stellte das Projekt jedoch zurück (Mb Bauamt 31.12.1938, DS 667); Einzelheiten in DS 915 und 

952, 


635 
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Büechl”, die Baufirma Tausendpfund und nicht zuletzt die Stadtbau GmbH bemühten sich 
um Bauplätze‘, während an den Häusern der Gagfah und an mehreren Eigenheimen im Rei- 
chen Winkel, an 24 Siedlerstellen entlang der Sandgasse und verschiedenen anderen Projek- 
ten in den früheren Siedlungsabschnitten noch gearbeitet wurde“. Insgesamt litt jedoch der 
Baufortschritt auch hier am Arbeiter- und Materialmangel. Im August 1938 mußten die Ar- 
beiten am fünften Siedlungsabschnitt erstmals eingestellt werden; Kerler berichtete, es sei 
kein einziger Sack Zement im freien Handel erhältlich - dieser werde nur noch "gegen Dring- 
lichkeitsbescheinigung für Heeresbauten geliefert". Dennoch meldete die Siedlungsver- 
waltung für 1939 weitere 120 Siedlerstellen an und ließ sich von der städtischen Sparkasse 
500000 RM für Darlehen reservieren‘. Und kurz vor Kriegsbeginn breitete Schottenheim 
erstmals sein großes Zukunftsprojekt aus: Die Siedlung solle durch neue Eigenheime nach 
Westen wachsen; die sich nordwestlich anschließende Höhenzunge und überhaupt das ge- 
samte Gelände bis zum Regen sei für künftige Erweiterungen vorgesehen‘*. 


Der Kriegsbeginn führte zur weitgehenden, wenn auch nicht völligen Einstellung der Bautä- 
tigkeit an der Siedlung“. Dies verärgerte und bedrückte Schottenheim zutiefst‘, hinderte 
ihn jedoch nicht, ihre weitere Ausdehnung zumindest planen zu lassen, solange der Endsieg 
in greifbarer Nähe schien‘. Dabei hoffte er sogar auf einen Geldsegen infolge britischer Re- 
parationszahlungen“”. Die konkrete Planung oblag Baurat Kiessig für den zur Wehrmacht 
eingezogenen, später in Rußland vermißten Baurat Kerler zu‘. Anfang 1940 konnte Kiessig 
erste Zahlen nennen; rund 1030 Siedlerstellen schwebten ihm vor®', 42 davon versuchte die 
Stadtbau GmbH in der zweiten Jahreshälfte 1940 noch als Sofortprogramm genehmigt zu er- 
halten‘?, Zu dieser Zeit, als die Bautätigkeit fast völlig zum Erliegen gekommen war, be- 
deckte die Siedlung eine Fläche von rund 105 ha. Sie bestand aus 829 Siedlerstellen und 
Volkswohnungshäusern mit 961 Haushalten, 4539 Menschen lebten im Schottenheim. Größ- 
ter Arbeitgeber für die Haushaltsvorstände - Erwerbstätigkeit der Frauen wurde nicht erfaßt - 
war das Flugzeugwerk, das 118 der Siedler beschäftigte, gefolgt von der Reichsbahn (94), der 
Stadtverwaltung (77), der Wehrmacht (73), der Holzverzuckerung (50), der Reichspost (45), 
der Polizei (26) und dem Bayerischen Lloyd (17). 


Die Siedlung war nun bereits so groß, daß das Bewußtsein ihrer Bewohner, als Randgruppe 
an den Rand der Stadt gedrängt zu sein, allmählich verblaßte. Dies galt umso mehr, als inzwi- 
schen die Siedlerstellen in den ersten Bauabschnitten Zug um Zug in das Eigentum ihrer Be- 
wohner übergegangen waren”. Dennoch nahmen sich die genannten Zahlen im Verhältnis zu 
dem geradezu gigantischen Gesamtkonzept noch bescheiden aus, das Kiessig im Frühjahr 


0 Von Büechl geplante Siedlerstellen für Kalkarbeiter erstmals erwähnt im Mb Bauamt Okt. 1937, DS 937. Ein- 
zelheiten in DS 917, einige Berichte auch in DS 792, 937 und 952. 


6 Notiz Sch. 8.6.1938, DS 952. 

642 Vgl. z.B. Mb Bauamt 30.6.1938, DS 937. 

643 Berichte 19., 23.8.1938 und Zustandsbericht Bauamt Aug. 1938, ebd. 

# Notiz Sch. 22.11.1938, DS 914. 

5 Textentwurf 13.6.1939, DS 952, vgl. auch den undatierten Bebauungsplan in DS 953. 


646 So konnte die Stadıbau 23 baureife Siedlerstellen nicht mehr beginnen, vgl. Gb 1940, DS 827, vgl. auch Liste der 
vor Kriegsbeginn gesicherten Bauvorhaben im Gb 1943, ebd. 


647 Zahlreiche Belege verstreut in NIS, v.a. NIS 11, 15 und 22. 
8 Verf. an seine wichtigsten Mitarbeiter 31.5.1940, NIS 11 und 19. 
Undatierter Vermerk 2.Hälfte 1940, DS 952: "wenn nicht nach dem Siege Neues kommt (English money)." 


Albert Kerler kam als Hauptmann der Heeresküstenartillerie vermutlich am 10.5.1944 beim Untergang eines 
Transportschiffs vor Sewastopol ums Leben; er galt seither als vermißt (PAM 28). 


651 Bericht 26.1.1940, DS 952, vgl. auch Rh-Prot. 4.7.1940. 
652 Undatierter Vermerk Sch. und Liste Stadtbau über vorbereitete Projekte, DS 952. 


63 Zu Übereignungen allg. DS 911, 920 und 954. Lt. Revisionsbericht Prüfungsverband 1941 (PAM 534, 5.118) 
waren insgesamt 391 Siedlerstellen übereignet worden. 
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1941 als Ergebnis seiner Planungen vorlegte - ein Sinnbild für den völligen Realitätsverlust, 
der damals angesichts des vermeintlich bevorstehenden Endsiegs die Stadtplanung generell 
prägte. 


Zukunftskonzept 1941 


Baurat Kiessigs Gesamtkonzept, vorgelegt im Februar 1941, sah vor, daß sich das Schotten- 
heim nach Kriegsende zu einer vollständigen neuen Kleinstadt entwickeln sollte”. Wie 
schon 1939 angekündigt, wäre das gesamte Gebiet bis zum Regen im Westen und der 
Chamer Straße im Norden bebaut worden, eine vollständige neue "Stadt im Grünen” mit 
zunächst rund 22000, vielleicht sogar 26000 Einwohnern hier entstanden, bestehend aus rund 
6000 Wohneinheiten in Einfamilien- und Doppelhäusern, Siedlerstellen für Kinderreiche, 
Volkswohnungen in Reihenhäusern und - in den bevorzugten Lagen - privaten Eigenheimen 
sowie zahlreichen Geschäftshäusern und Gemeinschaftsbauten. Schon der Flächenbedarf ver- 
bot die Beibehaltung des Prinzips, nur Kleinsiedlerstellen zu errichten. Am höchsten Punkt 
der Siedlung war ein Gemeinschaftshaus der NSDAP samt HJ-Heim, Glockenturm und Auf- 
marschgelände geplant - das lange Warten der HJ auf neue Quartiere in der Stadt sollte 
"durch eine besonders schöne und großzügige Anlage belohnt werden"®°. Vier Volksschulen, 
je eine Mittel- und eine Fortbildungsschule sowie sechs Kindergärten waren vorgesehen, 
ebenso Schwimmbäder, Sport- und Grünflächen, sechs neue Gaststätten, zwei Kinos und 
nach vorsichtiger Schätzung allein je 17 Lebensmittel-, Milchgeschäfte und Bäckereien. 


Ende 1941 legten die beteiligten städtischen Dienststellen ihre Voranschläge für die Erschlie- 
Bung des Gesamtgeländes vor, die in vier Abschnitten durchgeführt werden sollte. Danach 
hätten allein die Kanalbauten rund 2,7 Millionen RM, die Straßenbauten 2 Millionen RM ver- 
schlungen, die Wasser-, Strom- und Gasversorgung war zusammen auf weitere 2,4 Millionen 
RM veranschlagt‘. Hinzuzurechnen waren nochmals rund 6 Millionen RM für "Neben- 
anlagen": Schulhäuser und Kindergärten, ein Verwaltungsgebäude, eine "Volks- und Spiel- 
wiese" und die gärtnerische Ausgestaltung der Siedlung. Insgesamt ergaben sich somit Ko- 
sten von rund 13,1 Millionen RM, die ausreichen sollten, um 5000 neue Wohneinheiten zu 
errichten. 


Noch Anfang 1942 verhandelte man mit dem Reichsarbeitsministerium, das die Planungen 
der Stadt grundsätzlich akzeptierte und zu recht günstigen Bedingungen Reichshilfen in Aus- 
sicht stellte°°’. Bis 1942 - in geringem Umfang noch danach - erwarb auch die Stadt, teils 
wieder unter Androhung der Zwangsenteignung““®, noch ausgedehnte Grundstücke in den für 
die nächste Bebauung vorgesehenen Gebieten°”. Nun verbot allerdings die Personalnot im 


an Bebauungsplan u.a. in Plansammlung Stadtarchiv G 47, DS 951 und 953. Hier und in StA (NSDAP) 12 Kiessigs 
Erläuterungen, Vgl. auch Artikel Sch. über Zukunftsaufgaben, BA 17.2.1941, Programmrede Anfang 1941 (DS 
523), Rh-Prot. 21.3.1941 und Sch. an Reichsarbeitsministerium/Prüfstelle für Gemeinschaftssiedlungen 
26.8.1941, DS 951. In Zusammenhang mit der Planung für das Schottenheim entstand ein umfassendes Kanali- 
sierungskonzept für den Stadtnorden. 

655° Programmrede Sch. Anfang 1941, DS 523 und ZR 3723. 

656 Die Berichte in DS 951. Vgl. zur Kanalisierung der Siedlung DS 922 und Mb Tiefbau, bes. DS 562. 

67 Vermerk H. 9.2.1942, DS 951. 

69s Vgl. z.B. ZR 15552, Amtmann Ecki (Leiter der Lieg.) schlug eine Zwangsenteignung vor, damit der Widerstand 
des Grundbesitzers nicht Schule mache. Eine Zwangsenteignung in ZR 15530, in ZR 15526 Nachkriegsver- 
handlungen über Rückgabe eines 1941 unter "moralischem Druck” erworbenen Grundstücks. 

659 Erwerbungen über 1 ha ab 1939 in ZR 15099, 15174, 15278, 15283, 15289-15291, 15294, 15300 f., 15333 und 
15529, vgl. auch Kaufangebot 3.5.1941 in DS 936. Zu den Verkäufen an die Stadtbau: ZR 16042 f. und Liste 
Grundgeschäfte, DS 798. 
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Bauamt jede weitere Planungstätigkeit: Baurat Kiessig war inzwischen zur Wehrmacht ein- 
gezogen worden‘, und neben kriegswichtigen Bauvorhaben konnte man nur noch die not- 
wendigsten laufenden Verwaltungsarbeiten erledigen“. Allein für die Parteibauten samt dem 
HJ-Heim wurden die seit Herbst 1941 getroffenen Vorbereitungen noch mindestens ein Jahr 


lang fortgesetzt, ohne allerdings zu greifbaren Ergebnissen zu führen”. 


Fortsetzung des Siedlungsbaus im Krieg 


Die Kriegsverhältnisse hatten auch eine Eigenheimsiedlung der Gagfah nördlich der Sonnen- 
straße verhindert. Mit dieser Westerweiterung des Reichen Winkels - des laut Schottenheim 
"schönsten Teiles meiner Siedlung" - wären der alte Stadtteil Reinhausen und die Neubau- 
gebiete zusammengewachsen. Schließlich konnte auch der Neubau des Standortlazaretts der 
Wehrmacht östlich des Sallerner Bergs nicht mehr begonnen werden. Verwirklicht wurden 
die gewaltigen Pläne nur noch in einem winzigen Teilbereich. Der im folgenden beschriebene 
Vorgang mag als Beispiel für die Schwierigkeiten gelten, mit denen der Wohnungs- und 
Siedlungsbau in den Kriegsjahren generell behaftet war. Es geht dabei um den Neubau von 
fünf Blocks an der Argonnenstraße mit 60 Volkswohnungen für Mitarbeiter der Holzverzuk- 
kerungs-AG; Trägerin der Maßnahme war die Stadtbau GmbH, die Bauleitung lag bei der 
Siedlungsabteilung des Bauamts und somit in Händen Baurat Kiessigs. Die gesamten Bauko- 
sten betrugen rund 750000 RM, von denen allein 290000 RM aus Reichs- und 150000 RM 
aus Werksdarlehen stammten“. 


Im April 1941 erkannte der Generalbevollmächtigte für das Bauwesen diese 60 von 100 ge- 
planten Wohnungen der Südholag als kriegswichtig an und gab sie zur sofortigen Herstellung 
frei", Daraufhin beantragte Schottenheim beim Reichsarbeitsministerium die Anerkennung 
seiner Siedlung als "nationalpolitisch wichtig", um in den Genuß von Reichszuschüssen zu 
den Erschließungskosten zu kommen“. Im Sommer begannen die Bauarbeiten‘, und schon 
nach acht Wochen konnte man den Dachstuhl des ersten Blocks aufsetzen. An den übrigen 
Blöcken verzögerten sich jedoch die Arbeiten, da die Beschaffung der Arbeitskräfte enorme 
Schwierigkeiten bereitete. Die Südholag mußte sowjetische Kriegsgefangene abstellen, und 
das Landeswirtschaftsamt, das selbst ebenfalls unter Personalnot litt, teilte die Bezugsscheine 
für die Baumaterialien entgegen früherer Zusagen nur sehr zögernd zu. So mußten Bauamt, 
Stadtbau GmbH und vor allem die beteiligten Firmen am Rande der Legalität improvisieren, 
um überhaupt weiterbauen zu können. Beispielsweise gelang es, Schalholz zu organisieren, 
ohne hierfür Bezugsscheine beizubringen - ein Vorgehen, das Kiessig dem Oberbürgermei- 


ster mit der Bitte um strengste Vertraulichkeit meldete, da darauf harte Strafen standen‘®. 


660 Reinemer an Reg. 3.12.1941, PAM 519. 

661 H, an Reg. 7.9.1942, DS 951. 

662 Einzelheiten in DS 935 und 943; vorgesehener Architekt: Prof. Norkauer. 

663 Sch, an Gagfah 19.4.1941, DS 952. Ebd. Einzelheiten und Plan zu diesem Siedlungsteil. 


664 Pianänderung gemäß Bewilligungsbescheid 28.11.1941 und Vertrag Stadtbau-Südholag 2.4.1942, vgl. Gb und 
Aufsichtsratsunterlagen der Stadtbau GmbH, DS 827 f., sowie Prüfbericht des Verbands bayer. Wohnungsbau- 
unternehmen, DS 828. 

Vierjahresplan-Dienststelle und Generalbevollmächtigter für das Bauwesen an Stadt 23.4.1941, DS 951. 

666 Anträge 30.5. bzw. 10.9.1941 (DS 951); demnach 100000 RM Erschließungskosten, davon 70000 RM vom 
Reich abgedeckt, vgl. Reg. an Stadt 24.1.1942, ebd. 

Der Versuch, das Projekt in die höchste Dringlichkeitsstufe einreihen zu lassen, um die beteiligten Firmen vom 
"Arbeiterentzug" zu verschonen, war gescheitert, vgl. Prot. Bespr. im LWA 23.5.1941, DS 792 und 951. Bauge- 
nehmigung erst 24.2.1942, vgl. Rh-Prot. 

Beilage zum Wb 15.9.1941, NIS 21. Kiessig rechtfertigte sich hier gegen Kritik der Stadtbau am langsamen Bau- 
fortschritt. Vgl. auch Vermerk 9.7.1941 (DS 952) über Sicherstellung von Zement. 


667 


668 
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Mit zunehmender Kriegsdauer nahmen auch die Beschaffungsprobleme weiter zu. Erst 1942 
konnten zwölf, 1943 weitere 20 der 60 Wohnungen bezogen werden, In normalen Zeiten 
hätte man bei einem Projekt dieser Größenordnung mit einer Bauzeit von etwa einem halben 
Jahr rechnen müssen, doch war es angesichts der allgemeinen Mangelerscheinungen fast un- 
möglich, die einzelnen Arbeiten sinnvoll aufeinander abzustimmen: Hatte man glücklich 
einen Hafnermeister organisiert, dann wurde er zur Wehrmacht eingezogen, und die Suche 
nach einem fachkundigen Kriegsgefangenen begann. Dabei erwies sich, daß die Südholag 
wesentlich leichteren Zugang zu Material- und Personalreserven hatte als die Stadtverwal- 
tung. Dennoch gelang es bis Kriegsende - also in einem Zeitraum von fast vier Jahren - nicht, 
die Baumaßnahme abzuschließen: Sechs Wochen vor Kriegsende waren erst 51 der 60 Woh- 
nungen bezogen®"' - wie die gesamte Schottenheim-Siedlung, blieb auch dieses kleine Teil- 
projekt unvollendet. 


4. Wohnraumbeschaffung im Zweiten Weltkrieg 


a. Zukunftsplanung in den ersten Kriegsjahren”' 


Mitte 1939 gab es in Regensburg rund 25800 Wohnungen‘, während die Zahl der Woh- 
nungssuchenden, wie erwähnt, auf 3-5000 geschätzt wurde. Zwar erhöhte sich der Woh- 
nungsbestand im Verlauf des Kriegs durch einige Neubauten und Wohnungsteilungen auf 
278006, doch verschärften der Zuzug auswärtiger Arbeitskräfte und die vielen Kriegstrau- 
ungen die drückende Wohnungsnot weiter. So bestand eine bemerkenswerte Diskrepanz zwi- 
schen den realen Verhältnissen und den großartigen Zukunftsvisionen, denen sich der Ober- 
bürgermeister in den ersten Kriegsjahren hingab. Auch er hatte erkannt, die "wichtigste Auf- 
gabe für unser Gemeinwesen nach Beendigung des Krieges" werde die Lösung der Woh- 
nungsnot seint”, schon 1940 mußte er allerdings zugeben: "Wir sind heute so weit, daß man 
nicht mehr von einer Wohnungsnot, sondern schon bereits von einer Bettennot sprechen 
muß"‘”5, Als eines von vielen Beispielen hierfür sei der Fall eines Rentnerehepaars angeführt, 
das nach der Zwangsräumung seiner Wohnung notdürftig in einem Hausgang unterkam. So- 
gar auf die an sich dringend erwünschte Zuweisung von Arbeitskräften mußte die Stadtver- 
waltung verzichten, weil man sie nicht mit Wohnungen versorgen konnte”. Sozialdezernent 
Zwick faßte zusammen: "Die rücksichtslose Ausmietung von Familien schafft bei der herr- 
schenden Wohnungsnot und bei der Überfüllung aller Einrichtungen für die Unterbringung 
Obdachloser schwerste Notstände. Das Wohlfahrtsamt ist nicht mehr in der Lage, den Aus- 
gemieteten auch nur eine notdürftige Unterkunft zu verschaffen." 


669 Gb Stadtbau GmbH 1942 und 1943, DS 827. 
670 Vgl, Wb zum Baufortschritt, NIS 21 und DS 544, sowie Gb Stadtbau 1944, ZR 17064. 
671 Vgl. allg. Mattausch S.211 ff. 
972 Statistik Wohnungsamt 20.11.1946, Wohnungsamt 73 (Stadtarchiv). 
673 
Ebd. 
67% Undatierte Ansprache, wohl 1940, DS 952. 
675 
Ebd. 
676 Vgl, z.B. Schriftwechsel zur Übernahme "rückgeführter Volksdeutscher” aus Südtirol in städt, Dienst, ZR 3823. 
67 Bericht an Sch. 28.2.1942, DS 847. 
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Im Frühjahr 1940 kam die zivile Bautätigkeit fast völlig zum Erliegen, das Neubauverbot des 
Generalbevollmächtigten für die Bauwirtschaft traf Regensburg besonders hart“. Wohnun- 
gen konnten nur noch in Einzelfällen gebaut werden, soweit sie Kriegswichtig waren, also 
etwa Wehrmachtsangehörigen oder Mitarbeitern von Rüstungsbetrieben dienten“. Zur Untä- 
tigkeit verdammt, ließ daher der Oberbürgermeister, solange der militärische Sieg noch greif- 
bar nahe schien, die künftige Wohnbautätigkeit in allen Einzelheiten vorbereiten. Wie vom 
Reichsarbeitsministerium vorgeschrieben“, ordnete er an, ein Sofort- und ein langfristiges 
Nachkriegsprogramm zu erstellen. Als deren Ergebnis verkündete die Stadtbau GmbH, für 
das Sofortprogramm stünden 400000 RM an Eigenmitteln bereit, die auch in voller Höhe 
benötigt würden, um mit einem Gesamtaufwand von rund 12 Millionen RM, verteilt auf zwei 
bis drei Jahre nach Kriegsende, das Schottenheim um 1000 Siedlerstellen erweitern und 500 
neue Volkswohnungen bauen zu können“. Erheblich niedrigere Zahlen stellte allerdings der 
Regierungspräsident förmlich fest und listete für das Sofortprogramm nur 544 Wohnungen 
aller Bauträger als geeignet auf, darunter nur rund 200 Siedlerstellen bzw. Wohnungen der 
Stadtbau GmbH. Alle darüber hinausgehenden Maßnahmen müssen daher eher als vage Zu- 
kunftspläne, nicht als konkrete Bauvorhaben bezeichnet werden‘. 

Kurz darauf legte der - als Beruhigungsmaßnahme für das deutsche Volk gedachte - Füh- 
rererlaß "zur Vorbereitung des deutschen Wohnungsbaus nach dem Kriege"“” die Grundla- 
gen für den künftigen sozialen Wohnungsbau fest. Reichsorganisationsleiter Ley wurde hier- 
für zum Reichskommissar bestellt, die Lenkung auf Gauebene übernahmen die Gauleiter als 
Gauwohnungskommissare mit Anweisungsbefugnis gegenüber allen mit dem Wohnungsbau 
befaßten Behörden. Auf der kommunalen Ebene übertrug Schottenheim der Stadtbau GmbH 
den gesamten künftigen städtischen Wohnungs- und Siedlungsbau“, doch auch von der 
DAF-eigenen "Neuen Heimat Bayreuth” - sie war im Herbst 1940 auf Gauebene verselbstän- 
digt worden“? - versprach er sich bedeutende Impulse. Eine Konkurrenz zur Stadtbau GmbH 
wollte er in dieser Neugründung nicht erblicken, da "für beide Baugenossenschaften für 20 
Jahre Arbeit genug vorhanden sein wird". Für Regensburg plante die "Neue Heimat" zu 
dieser Zeit 168 Volkswohnungen für das Flugzeugwerk und die Reichspost‘”. 


Der genannte Führererlaß schrieb auch die Vorbereitung von Neubaugebieten vor. Besonders 
am Herzen lag dem Oberbürgermeister dabei, wie beschrieben, die Erweiterung seiner Sied- 
lung, daneben ließ er detaillierte Bebauungspläne für die bereits angesprochenen Viertel erar- 
beiten: die Umgebung der Volkswohnungsblocks in Kumpfmühl, die Baulücken im Kaser- 


67% RPB 9.6.1940. 

679 Vgl. allg. Recker mit statist. Material. 

680 Erlaß Reichsarbeitsministerium 13.6.1940, Reichsarbeitsblatt 18/1940 S. I 305 und V 293, vgl. Stadtbau an 
Sparkasse 4.7.1940, DS 779. 

68! Undatierter Vermerk Sch., 2.Hälfte 1940, DS 952, vgl. Bericht Stadtbau (ebd.), Anfrage an Sparkasse (DS 779) 
und Rh-Prot., alle 4.7.1940, Programmrede Sch., DS 523 und ZR 3723, sowie undatierte Liste Stadtbau über 
Bauvorhaben, DS 952. 

682 Undatierter Vermerk H. April 1941, DS 779. 

#833 15.11.1940, RGBI1S.1495, vgl. BA 19.11.1940 und Rh-Prot. 21.3.1941. Alig. dazu Peltz-Dreckmann $.219 ff., 
Mattausch $.216 ff., Recker §.124 ff. und Dies.: Der Reichskommissar für den sozialen Wohnungsbau, in Re- 
bentisch/Teppe 8.333-350. 

684 Dienstanweisung 16.12.1940, DS 779. 

Kurz vor Kriegsbeginn war in Nürnberg eine "Neue Heimat” für Franken und Bayerische Ostmark gegründet 

worden; Sch. saß ab Okt. 1940 im Aufsichtsrat der nun selbständigen Bayreuther "Neuen Heimat”. Seine Unter- 

lagen in DS 829 f. und 927, vgl. auch Gesetz über Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen 29.2.1940, RGB! I 

5.438. . 

Rh-Prot. 21.3.1941. Hinweise auf dennoch vorhandene Konkurrenz Neue Heimat - Gemeinn. Bauverein in DS 

795. 

687 Vgl. Aufsichtsratsprot. 21.10.1940 und 1.7.1941, DS 927. Projekt für 60 RP-Wohnungen der Neuen Heimat auch 
erwähnt in Vermerk H. April 1941, DS 779. 
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nenbereich, Schillerstraße und Margaretenau im Stadtwesten, Pfaffensteiner Hang, Furtmayr- 
straße und Schwabelweis. Sobald diese Gebiete fertig durchgeplant seien, könne man an die 
Erschließung weiterer Viertel denken, insbesondere im Bereich um die Kreuzung der Reichs- 
straßen R 8 und R 15 sowie im Stadtteil Königswiesen‘®®. Die Bewohner der Obdachlosen- 
siedlungen am Pulverturm und im Nordheim schließlich gedachte Schottenheim möglichst 
weit entfernt von den Wohngebieten der übrigen Bevölkerung anzusiedeln, damit der An- 
sporn für "asoziale Elemente”, sich "durch Arbeit und Fleiß (...) ein anständiges Heim" zu si- 
chern, nicht durch billige Miete und bequeme Stadtnähe der Notquartiere zunichte gemacht 
werde®®, 


b. Wohnungsbau im Krieg 


In geringem Umfang waren, wie die Beispiele der Werkswohnungen für die Südholag an der 
Argonnen- und der Volkswohnungen an der Augsburger Straße zeigen, Ausnahmen vom 
Bauverbot möglich. Dies führte dazu, daß man versuchte, die Bedingungen für weitere Aus- 
nahmegenehmigungen zu schaffen” - ein verzweifelter Versuch, aus der extremen Woh- 
nungsnot Kapital zu schlagen und wenigstens einige Neubauten genehmigt zu erhalten. Dabei 
schienen neben Wohnungsbauten für die Vier-Jahres-Plan-Werke solche für Wehrmachtsan- 
gehörige noch am leichtesten zu verwirklichen. Herrmann verhandelte daher mit dem Flug- 
zeug- und dem Holzverzuckerungswerk, und es gab Überlegungen, alle Rüstungsbetriebe der 
Stadt zum gemeinschaftlichen Bau von Werkswohnungen zusammenzuspannen. Selbst das 
an den hohen Kosten gescheiterte Volkswohnungsprojekt der "Gagfah" an der Guerickestraße 
griff man wieder auf: Schottenheim verwies die Gagfah auf die Heeresverwaltung‘” und 
zeigte sich noch im Frühjahr 1941 optimistisch, daß die geplanten Blocks als "Erpro- 
bungstyp" zu Kriegszeiten tatsächlich gebaut werden könnten. Sogar das Baugelände, das die 
Stadt der Gagfah jahrelang zinslos reserviert hatte, erwarb die Gesellschaft noch‘”, doch 
schließlich verweigerte der Gauwohnungskommissar die Genehmigung für das Projekt - es 
blieb lediglich die vage Hoffnung, es nach Kriegsende im Rahmen des sozialen Woh- 
nungsbaus durchführen zu können. Trotz dieses Fehlschlags vertrat Schottenheim die An- 
sicht, man solle weiter versuchen, zumindest für Teile des Sofortprogramms der Stadtbau 
Ausnahmen vom Bauverbot zu erreichen und dabei mit den Zuzügen von Arbeitskräften der 
kriegswichtigen Betriebe - Messerschmitt, Holzverzuckerung und Werften - argumentieren. 
Zu diesem Zweck wollte er sogar in Berlin beim Generalbevollmächtigten für das Bauwesen 
und dem Reichswohnungskommissar vorsprechen‘”. Wie die weitere Entwicklung der Bau- 
tätigkeit in Regensburg zeigt, kann er damit keinen großen Erfolg erzielt haben, denn nur der 
Ausbau der Volkswohnungen an der Augsburger und an der Argonnenstraße wurde fortge- 
setzt. Gerade 17 neue Wohnungen hat die Stadtbau GmbH im Jahr 1942 fertiggestellt, in den 
folgenden Jahren lag der Schwerpunkt ihrer Tätigkeit auf der Verwaltung ihrer Mietshäuser 
und Siedlerstellen, größere Neubauten sind dagegen nicht nachweisbar‘”. 


688 Undatierte Ansprache, wohi 1940, DS 952. 

6e Programmrede Anfang 1941, DS 523 und ZR 3723. 

60 Die Vorschriften in DS 779. 

61 73,1940, ZR 16085. 

a Kaufvertrag 17.4.1941 und Einzelheiten in ZR 16085. Der Kauf auch erwähnt in DS 798. 
693 Vermerke H. 24.2.1941 und Anfang April 1941, DS 779. 


64 Vgl, Gb und Aufsichtsratsunterlagen ab 1939 in DS 827 f. und ZR 17064 sowie "30 Jahre Stadtbau-GmbH 
Rebe." (1951). Listen städt. Hausbesitz aus den Kriegsjahren in FIN 502. 
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Nach dem deutschen Überfall auf die Sowjetunion im Juni 1941 war auch für den Kommu- 
nalpolitiker absehbar, daß der Krieg erheblich länger dauern werde als zunächst erwartet. Die 
folgenden Jahre kennzeichnete daher das Bemühen, den an sich knappen Wohnraum durch 
die sogenannte "Wohnraumlenkung” (s.u.) ein wenig gerechter zu verteilen - eine Aufgabe, 
die durch Sonderaktionen wie die Einquartierung norddeutscher Bombengeschädigter zusätz- 
lich erschwert wurde. 


Seit Mitte 1943 wurde die Wohnraumlenkung ergänzt durch den Ausbau von Dachgeschos- 
sen. 176 von ihnen meldete die Stadt zunächst als ausbaufähig, für 51 von ihnen erteilte der 
Gauwohnungskommissar eine Ausnahmegenehmigung vom Neubauverbot‘”. Im November 
1943 begannen in den ersten Wohnhäusern die Bauarbeiten, für die es, wie überall, an Ar- 
beitskräften und Material mangelte‘”. Unter größten Schwierigkeiten organisierte man den 
Nachschub, doch wurden die Hilfskräfte nach der Bombardierung vom 25.2.1944 für die 
Aufräumungsarbeiten abgezogen, so daß die Dachgeschoßausbauten erst im Mai wieder fort- 
geführt werden konnten‘. Geplant waren zu diesem Zeitpunkt 64 Dachwohnungen®”, doch 
selbst von dieser geringen Zahl konnte nur der kleinste Teil tatsächlich begonnen werden - 
einmal ging der Ernteeinsatz der Hilfskräfte vor, dann mangelte es wieder an Baustoffen und 
Transportfahrzeugen. Ende 1944 waren erst 25 Dachwohnungen bezogen, davon fünf in 
städtischen Gebäuden‘”. Soweit ersichtlich, konnte die Aktion auch in den folgenden Mona- 
ten nur noch in ganz geringem Umfang fortgesetzt werden, da die vielen Bombardierungen 
ab Oktober 1944 den Einsatz sämtlicher Arbeitskräfte für die Sofortmaßnahmen erforder- 
ten’®, 


Dieselbe Entwicklung kennzeichnete den Behelfsheimbau. Mit diesem hatte Schottenheim 
Baurat Eichhorn betraut, der bei Kriegsbeginn zu Entwurfsarbeiten für den Osthafen und die 
Autobahntrassierung eingestellt, 1942 dann mit der Verkehrsplanung beauftragt worden 
war™, Seit Ende 1943 arbeitete Eichhorn nur noch an den Tagesgeschäften des Tiefbauanıs, 
"nachdem die Planung von Straßen und Wegen für die Dauer des Krieges zu unterbleiben" 
hatte”, und nun mußte er also den Barackenbau organisieren. Soeben hatte Hitler das 
"Deutsche Wohnungshilfswerk" eingerichtet, das Reichswohnungskommissar Ley unterstand 
und auf Reichskosten Barackensiedlungen für Luftkriegsgeschädigte schaffen sollte”, mit 
1700 RM prämierte das Reich jede fertiggestellte Wohneinheit’. In Regensburg liefen nun 
mehrere Einzelmaßnahmen an, die wichtigste davon südlich des Göringheims’”®: Herrmann 
erwarb 4,5 ha Gelände von der "Bayerischen Heimstätte”, genug, um 150 Behelfsheime un- 


terzubringen”, und seit Anfang 1944” bereitete man das Baugelände vor. Zudem entstand 


©5 Vermerk H. 29.9.1943 und Verf. Sch. 2.10.1943, DS 746. 

66 Mb Bauamt 1.11.1943, DS 746, vgl. auch Sch. an PolDir 8.11.1943 (NIS 27) mit der Bitte, SHD-Kräfte abzu- 
stellen. Mehr als 3 Mann konnte sie wegen des gleichzeitigen Baus von Löschwasseranlagen nicht entbehren. 
Baugenehmigungen für Dachwhg. in Rh-Prot. 23.2. und 9.6.1944. 

na Vgl. laufende Mb bzw. Wb Bauamt ab Anfang 1944, DS 746 bzw. 731, vgl. auch Rh-Prot. 23.2.1944. 

69% Davon 14 in städt. Gebäuden, vgl. Mb Bauamt 25.5.1944, DS 731. 

Mb Bauamt Dez. 1944, DS 544. Nur in Gebäuden an Furtmayr- und Hermann-Geib-Straße wurden noch städt. 

Dachwhg. fertig. 

700 Vgl. letzten Mb Bauamt (März 1945), DS 544. 

Rudolf Eichhorn war im preuß. Kommunaldienst tätig gewesen und am 1.9.1939 zur Stadt gekommen. Sch. hätte 

ihn auch für den Verwaltungseinsatz in den Ostgebieten freigesteilt; vgl. Meldung Sch. 12.9.1939, ZR 3715. 

Eichhorns Typoskript "Memoiren eines Achtzigers" (1959) in DS 524. 

702 Verf. Sch. 9.11.1943, DS 132. 

703 Erlaß 9.9.1943, RGBI I S.535. Abdrucke von Ausführungserlassen Leys in DS 754, vgl. auch Recker $.131 ff. 

704 Gb Stadtbau 1944, ZR 17064. 

705 Lagepläne in DS 752 und 754, ebd. Musterbauplan einer Behelfsbaracke und Bericht Schipper 24.11.1943: erste 
umfassende Bespr. aller Beteiligten. 


706 Kaufvorvertrag 7.2.1944, ZRa 14118 und ZR 15112; ebd. Kaufvertrag 19.9.1944 (erst 1949 grundbuchamtlich 
vollzogen). Vgl. auch Rh-Prot. 23.2.1944. 
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im Stadtpark eine Musterbaracke; hauptsächlich das Flugzeugwerk und der Bayerische 
Lloyd, aber auch Privatleute interessierten sich lebhaft dafür. Die Baumaterialien bezog man 
aus den Trümmern des bombardierten Messerschmittwerks, den Transport übernahmen SA 
bzw. NSKK, später vor allem die städtische Müllabfuhr mit ihren Pferdefuhrwerken und die 
Straßenbahn”®. 


Im Frühjahr 1944, sobald das Wetter es zuließ, begannen unter Eichhorns Leitung im Stadt- 
süden die Bauarbeiten an den Baracken, für die die Stadt, die Reichsbahn und der Bayerische 
Lloyd gemeinsam 14 Mann abstellten’. Gleichzeitig bereitete man die Aufstellung der Ba- 
racken vor, die das Reichsministerium für Rüstung und Kriegsproduktion dem Flugzeugwerk 
zugewiesen hatte und die an der Kriemhildstraße in Kumpfmühl ihren Platz finden sollten”. 
Im Mai 1944 konnte man am Ziegetsberg das Richtfest für das erste Behelfsheim feiern, kurz 
darauf begannen die Fundamentarbeiten an der Kriemhildstraße, dann die gemeinsame Vor- 
bereitung eines weiteren Baugeländes im Stadtnorden mit dem Kalkwerk Büechl, im Bereich 
nördlich des Brandlbergs. Zum Herbstbeginn 1944 schließlich nahmen der Bayerische Lloyd, 
die OWAG und Privatleute den Bau von 16 Behelfsheimen an der Iselrinne auf”''. 


Schon seit dem Frühjahr 1944 mußten wegen des immer mehr verschärften Mangels an Ar- 
beitskräften alle städtischen Bediensteten einen Tag pro Woche auf den verschiedenen Bau- 
stellen mithelfen. Sogar Regierungspräsident Bommel, Schottenheim, die Beigeordneten und 
Ratsherren traten an, damit sie "gemeinsam den anderen etwas vormauern, vorzimmern und 
vorgraben” konnten’'?. In den Sommerferien hatten auch die Regensburger Schüler mitzuar- 
beiten, daneben setzte die Organisation Todt für den Bau der vom Reich gelieferten Baracken 
russische Gefangene ein, und selbst den Einsatz von Frauen im Straßenbau schlug Baurat 
Eichhorn vor. Die Arbeitsdisziplin der städtischen Bediensteten ließ allerdings deutlich zu 
wünschen übrig’'. 


Die häufigen Bombardierungen ab Oktober 1944 erzwangen den Einsatz fast aller Kapazitä- 
ten zur Schadensbehebung, und zudem wurden auch noch mehrere der ohnehin nur langsam 
wachsenden Barackensiedlungen von Bomben getroffen, so diejenige an der Iselrinne am 
20.12.1944”'* und Kumpfmühl am 28.12.1944”. Trotz aller Anstrengungen und dem Zu- 
sammenwirken von Parteidienststellen und Behörden konnten daher bis Anfang 1945 nur gut 
30 Behelfsheime fertiggestellt werden. 


Am Brandiberg hatte man, wie ersichtlich, die Bauarbeiten noch immer nicht aufgenommen. 
Dies gelang erst Anfang März 1945, kurz bevor durch den Angriff vom 13.3.1945 die städti- 
sche Infrastruktur weitestgehend zusammenbrach. Dennoch wurde der Barackenbau sogar 
jetzt noch im Rahmen des Möglichen fortgesetzt”; die letzte verfügbare Meldung nannte 38 
fertiggestellte und 271 in Bau befindliche Heime’. 


a Vgl. zum Baufortschritt wöchentl. Notizen H., DS 754, teils auch in DS 757. 
708 Vgl. z.B. Mb Sept. 1944, DS 544. 

70 Wh 27.3.1944, DS 754, 

710 Vgl, Notizen in DS 751 und Wb in DS 752. 

TIl Wb, 29.9.1944, DS 754. 

712 Rh-Prot. 9.6.1944. 

713 Sch. drohte mit Sonntagseinsätzen (Verf. 19.6.1944, ZR 3726 und 9042). 

714 Bericht Eichhorn 23.12.1944, DS 544. 

75 Wb 5.1.1945, DS 752. 

716 Vg]. Wb in DS 751 und 754 (letzter Wb; 13.4.1945) sowie Berichte Eichhorn, DS 544. 
717 Mb März 1945, DS 544. 
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BEHELFSHEIMBAU UND -PLANUNG’'® bis 15.1.1945 
genehmigt bezugsfertig 


—— 
Behelfsheimsiedlung Ziegetsberg 


Stadt Regensburg 32 

Reichsbahn 35 

Bayerischer Lloyd 16 

Privat 12 
Behelfsheimsiedlung Brandlberg 

Stadt Regensburg 27 
Behelfsheimsiedlung Iselrinne 

Bayerischer Lloyd 6 

OBAG 6 

Privat 4 
Behelfsheimsiedlung Kumpfmühl 

Messerschmitt 50 
Einzelsiedlungen 19 
Summen: 207 


c. Maßnahmen zur Wohnraumlenkung’" 


Bei Kriegsbeginn war der Mieterschutz weiter verschärft worden, um den Frontsoldaten die 
Angst zu nehmen, ein Vermieter könne ihre Abwesenheit zu einer Kündigung mißbrau- 
chen’?°. In Regensburg übernahm im März 1940 der neue städtische Syndikus Pellkofer die 
Wohnungsmeldestelle und hatte somit nicht nur die Meldungen über die Vermietungen zum 
Zweck der Preisüberwachung entgegenzunehmen, sondern auch die Mieterauswahl zugunsten 
kinderreicher Familien zu lenken’*!. Die Meldepflicht für Vermietungen und die Richtlinien 
zur Mieterauswahl verschärfte Schottenheim ebenfalls, eine generelle Höchstpreisregelung 
für die örtlichen Mieten, wie sie etwa das Flugzeugwerk gefordert hatte, lehnte er allerdings 
ab, da dann eine noch schlimmere Verknappung des Wohnraums zu befürchten sei und man 
den Vollzug solcher Vorschriften aus Personalnot ohnehin nicht kontrollieren könne’”?. Bei 
dieser Stellungnahme blieb er trotz vielfacher Forderungen, endlich eine allgemeinverbindli- 
che Mietpreisregelung zu treffen, auch in den folgenden Jahren’”®. Ausdrücklich behielt sich 
die Stadt dagegen vor, den Hausbesitzern noch detailliertere Auflagen über den Personenkreis 


718 Tabelle Eichhorn 20.1.1945, DS 754. Zur Vergabe der Behelfsheime auch wöchentl. Notizen Sch., DS 734. 
719 Vgl. allg. Recker S.131 ff. 


720 3 AusfVO zur VO über Kündigungsschutz, RGB] I S.1670, vgl. Pressekommentare in DS 796. Weitere Ausdeh- 
nung des Mieterschutzes durch 4. und 5. AusfVO 26.9.1939 (RGB! I S.1944) bzw. 14.8.1940 (RGBI I S.1104) 
und Änderung bzw. Neufassung Reichsmietengesetz 15.1.1941 (RGBI I 5.37) bzw. 15.12.1942 (RGBI1S.712). 


721 Reinemer an DGT 6.6.1942, ZRa 13881. 


Eingaben Flugzeugwerk und Standortkommandantur wegen überhöhter Mieten in PÜW 8. Keinen Handlungs- 
bedarf ergab eine Untersuchung der städt. Preisüberwachung über BFW-Angestellte in Untermiete. 


Materialien und Entwürfe für eine ortspol. Vorschrift zum Mietpreis ebd. 
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zu machen, an den sie vermieten durften”. Auf Beschlagnahmungen verzichtete sie aller- 


dings zunächst, doch kam man später auch um dieses Mittel nicht mehr herum, um für ausge- 
bombte Familien aus Norddeutschland, ab 1944 auch für Ortsansässige Wohnraum zu be- 
schaffen. 


Im Frühjahr 1943 richtete Schottenheim auf der Grundlage einer neuen Reichsverordnung zur 
Wohnraumlenkung””° wieder ein städtisches Wohnungsamt ein. Es hatte eine Bestandsauf- 
nahme des gesamten vorhandenen einschließlich des zweckentfremdeten Wohnraums durch- 
zuführen, den "bevorrechtigten” und "begünstigten” Volkskreisen Wohnungen zuzuteilen und 
die Gewinnung von Wohnraum durch Teilung, Um- und Ausbauten zu forcieren”. Im Herbst 
1943 wurde innerhalb des Wohnungsamts eine eigene Wohnungstauschstelle geschaffen, die 
Tauschwünsche sammelte und monatlich veröffentlichte”. Wenn sich ein Vermieter ohne 
hinreichenden Grund weigerte, einem Tausch zuzustimmen, konnte diese Dienststelle ihn er- 
zwingen’, Trotz der Personalnot bei der Stadtverwaltung mußte dem Wohnungsamt 
schließlich Anfang 1944 ein Quartieramt angeschlossen werden, das die Luftkriegsbetroffe- 
nen, also durch Bombardierung obdachios Gewordene, daneben Rückwanderer, Umsiedler 
und Evakuierte zu betreuen und für einen etwaigen "Großschadensfall" in Regensburg Not- 
unterkünfte zu erfassen hatte. Die städtische Wehrmachtstelle, die bislang für Beschlagnah- 
mungen nach dem Reichsleistungsgesetz verantwortlich gewesen war, blieb zuständig für die 
Ausstattung der "Auffangsammelstellen” der einzelnen NSDAP-Ortsgruppen für obdachlos 
gewordene Regensburger, und das Quartieramt hatte Unterkünfte für Wehrmachtsangehörige, 
Rüstungsarbeiter, Kriegsgefangene, ausländische Zivilarbeiter und solche Arbeitskräfte nach- 
zuweisen, die bei den Sofortmaßnahmen nach Luftangriffen in Regensburg eingesetzt wur- 
den’, 


d. Evakuierung und Umquartierung’” 


Sonderaktionen wie die erwähnte Umquartierung Bombengeschädigter aus Norddeutschland 
verschärften die Lage am Regensburger Wohnungsmarkt weiter, Die ersten ausgebombten 
Hamburger trafen im August 1943 in Regensburg ein’”', wenige Tage nach dem großen 
Bombenangriff auf das Messerschmitt-Werk. Sie wurden für einige Monate im Kloster 
St.Klara und der Klarenangerschule untergebracht, dann kehrten sie teils nach Hamburg zu- 
rück, teils wies man ihnen neue Quartiere im Landkreis Griesbach zu. Die Erfahrungen mit 
diesen ersten Umquartierungen waren nicht sonderlich positiv, es kam, angeblich infolge der 
Mentalitätsunterschiede, zu Reibereien zwischen den Norddeutschen und ihren Gastfamilien, 


en Anordnung Sch., WbI 3.5.1941, Grundlage die VO zur Erleichterung der Wohnraumbeschaffung für kinderrei- 
che Familien 20.4.1939 (RGB! 18.815) samt DurchfVO 15.6.1939 (RGB! 18.1034). 

73 37.2.1943, RGBI I S.127. Das GesA legte 1944 521 Gutachten über die bisherige Unterbringung von Gesuch- 
stellern vor, vgl. Mb Jan. 1945, GES 502. 

726 Verf. Sch. 3.5.1943, PAM 540, vgl. Rh-Prot. 29.4.1943. Listen ab Mai 1943 erfaßter Whg. in WOH 24, neu ver- 

gebener Whg. in WOH 25. 

Übersicht Tauschgesuche Juni-Okt. 1944 in DS 734. Belegexemplar "Wohnungstausch-Anzeiger" in NIS 12. 

728 Bek, Wbl 25.9.1943, 

72% Verf. Sch. 31.1.1944, ZR 9042 und PAM 540. Grundlage für Dauereinquartierungen durch das Quartieramt die 

VO zur Wohnraumversorgung der luftkriegsbetroffenen Bevölkerung 21.6.1943, RGBI I 5.355, sowie allg. das 

RLG, zu dessen Anwendung das Amt ermächtigt war. 

Rechtsgrundlagen zur Kostenverteilung in DS 758. 

25. und 27.8.1943 erste Belege der Wehrmachtstelle (WSt 2). Vgl. auch Feststellungsbehörde im Aufnahmegau 

Bayreuth/Zweigstelle Rgbg. an Stadt 6.9.1943, wonach sie am 31.8. im Justizpalast den Betrieb aufgenommen 

hatte, ZR 18113. Rundschreiben Reg. 23.6.1943 (DS 544) mit undatiertem Vermerk: aus dem Entsendegau 

Hamburg 215, aus sonstigen Gebieten 216, 
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vor allem aber bereitete die Versorgung der Ausgebombten durch das städtische Wirtschafts- 
amt erhebliche Schwierigkeiten. Denn zwar konnte man Bezugsscheine für Bedarfsgegen- 
stände oder Textilien ausstellen, doch war der Handel im Herbst 1943 kaum noch in der 
Lage, die entsprechenden Waren auch zu beschaffen’. Trotz dieser Probleme wurden 1944 
weitere auswärtige Umsiedler und Evakuierte nach Regensburg verlegt, wofür unter anderem 
die Stadtverwaltung einen Teil des Säuglingsheims an der General-von-Epp-Straße (heute 
Dr.-Johann-Maier-Straße) bereitstellte; dessen Betrieb war teilweise nach Haus Werdenfels 
bei Undorf/Eichhofen in der Umgebung von Regensburg ausgelagert worden’®”. In der Stadt 
selbst sollen sich im Februar 1945 knapp 2000 Evakuierte aufgehalten haben’*. 


Genau ein Jahr vorher, nach dem zweiten großen Bombenangriff auf die Stadt, hatte auch die 
Evakuierung Regensburger Mütter mit ihren Kindern begonnen, bezeichnet als Maßnahme 
zur "Auflockerung der Bevölkerung” in dichtbewohnten Altstadtquartieren. Zunächst war die 
Verschickung von rund 780 Personen in Landgemeinden der näheren und weiteren Umge- 
bung geplant, die von der NSV betreut und weiterhin vom städtischen Ernährungs- und Wirt- 
schaftsamt versorgt werden sollten’®. Anfang März 1944 waren bereits 190 Familien mit 578 
Personen verschickt worden, in den folgenden Monaten steigerte sich diese Zahl kontinuier- 
lich, nicht zuletzt infolge der Werbung für diese Maßnahme, die auf Freiwilligkeit basierte’, 
Ende Oktober 1944 hatten 499 Familien mit 1459 Personen die Stadt verlassen’, in den 
nächsten Wochen sollen nochmals 238 Familien mit 649 Personen nachgefolgt sein’”*; doch 
konnte all dies nur in geringem Umfang tatsächlich zur Auflockerung der übervölkerten Stadt 
beitragen, da ja zugleich annähernd ebensoviele auswärtige Umquartierte nach Regensburg 
drängten und noch erheblich mehr Bewohner der Stadt selbst durch die Bombardierungen 
obdachlos geworden waren. 


Anfang 1945 meldete Rechtsrat Zwick dem Landeswirtschaftsamt 1437 Auswärtige, die in 
459 Regensburger Haushalten untergebracht seien, Anfang März 1945 waren es angeblich 
1985 Personen in 611 Haushalten’”, doch finden sich auch stark abweichende Zahlenanga- 
ben”, Zwar unterlag zu dieser Zeit sämtlicher verfügbarer Raum zur Unterbringung von 
Flüchtlingen, Umquartierten und Evakuierten, Bombengeschädigten und Verwundeten, Ost- 
legionären und Angehörigen der verschiedensten Wehrmachtsorganisationen, Kriegsgefange- 
nen und ausländischen Zivilarbeitern der schärfsten Kontrolle’*', doch war eine systematische 
Erfassung der verschiedenen Bevölkerungsbewegungen im Frühjahr 1945 wohl nicht mehr 
möglich; nicht einmal die Meldungen des städtischen Wohnungs- und Quartieramts - ab Ok- 
tober 1944 erfolgten sie täglich - ergeben ein klares Bild, denn sie unterschieden nicht zwi- 
schen den verschiedenen Personenkreisen, denen Unterkünfte zugewiesen worden waren”. 
Daß allerdings bei Kriegsende, nach all den Verwüstungen und wahren Völkerwanderungen 
riesigen Ausmaßes, eine aus heutiger Sicht kaum vorstellbare Wohnungsnot herrschte, ist un- 
bestreitbar: Noch Ende 1946 waren in Regensburg neben 1400 total zerstörten weitere 940 


Bericht Sch. 16.9.1943, ZR 18116. Die Stadt leistete daneben "Räumungsfamilienunterhalt" (einmalige Beklei- 
dungs- und laufende Beihilfen zum Lebensunterhalt). 


733 Mb GesA August 1944, GES 502. 

734 Distler 8.13. 

735 Bericht Wehrmachtstelle 18.2.1944, DS 735. 

736 Vgl. NS-Kreisstabsamt an Ortsgruppen 16.3.1944, Abschrift in NIB Akt "Chemie". 
737 Vgl, HMB Wohnungs- und Quartieramt, DS 735 und 757. 

738 Undatierte Notiz, DS 749. 

739 Meldungen 4.1. bzw. 3.3.1945, EWA 501. 

#0 Vgl. Listen in DS 735 und Übersicht bei Distler $.13. 

Vgl. entsprechende Anweisungen in DS 746. 


Tagesberichte der Wehrmachtsstelle, die auf diesen Meldungen beruhten, in DS 743; letzter Bericht 17.4.1945, 
DS 745. 
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schwer beschädigte Wohnungen nicht zu benutzen, von den verbleibenden 25500 Wohnein- 
heiten hatten US-Militärregierung und UNRRA 2200 beschlagnahmt, die Belegungsdichte 
schwankte zwischen 2,7 und 3,1 Personen pro Raum - auch in der vergleichsweise noch we- 
nig zerstörten Stadt herrschte eine unglaubliche Wohnungsnot’*. 


D. Innerstädtischer Verkehr und Fernverkehr 


Mit wachsender Einwohnerzahl bereitete die mittelalterliche Bausubstanz Regensburgs schon 
im 19.Jahrhundert dem zunehmenden Individual-, aber auch dem öffentlichen Personennah- 
verkehr erhebliche Schwierigkeiten. Die Steinerne Brücke aus dem 12.Jahrhundert ließ sich 
den Bedürfnissen des modernen Verkehrs nicht anpassen und wurde für Tausende von Re- 
gensburgern, vor allem für die Bewohner der nördlich der Donau gelegenen Stadtteile, zum 
täglichen Ärgernis. Dasselbe galt für eine Reihe von Straßenzügen in der Altstadt, die eben- 
falls nicht nur dem innerstädtischen Verkehr einschließlich der Straßenbahn, sondern als Teil 
mehrerer Reichsstraßen, die das Stadtgebiet durchquerten, auch dem Fernverkehr dienten und 
teilweise hoffnungslos überlastet waren. Probleme der Verkehrsführung stellten somit eine 
der wichtigsten Aufgaben der Stadtplanung dar. Mit zahlreichen, häufig als Notbehelf ge- 
dachten Einzelmaßnahmen versuchte man daher im Verlauf der dreißiger Jahre, das steigende 
Verkehrsaufkommen halbwegs in den Griff zu bekommen. 


1. Fernverkehr 


a. Autobahnbau’* 


Im Juni 1933 erließ die Regierung Hitler das Gesetz zur Errichtung des Unternehmens 
"Reichsautobahnen"’* und berief Fritz Todt zum Generalinspekteur für das deutsche Straßen- 
wesen. Dessen Konzept griff bedeutend weiter aus als alle früheren Pläne: Mit einem Ge- 
samtaufwand von 1,25 Milliarden RM sollten im ganzen Reichsgebiet rund 5000 km Auto- 
bahnen entstehen, gebaut vor allem durch Wohlfahrtsempfänger. Teil dieses Konzepts war 
auch die Linienführung von Köln über Frankfurt, Nürnberg und Regensburg nach Passau, die 
sogenannte "Nibelungenstraße". Man rechnete anfangs mit einem Aufwand von rund 120 
Millionen RM für die 400 km von Frankfurt bis zur österreichischen Grenze’*. Die an dieser 
Trasse gelegenen größeren Städte wurden in den Planungsprozeß eingeschaltet, und für Re- 
gensburg nahm Oberstadtbaudirektor Schipper im August 1933 in Frankfurt an der Grün- 
dungsversammlung der "GEZUVOR”, der "Gesellschaft zur Vorbereitung der Reichsauto- 
bahnen" teil’. Die beteiligten Städte schlossen sich zu einer Arbeitsgemeinschaft zusam- 


74 


fas 


Statistik Wohnungsamt 20.11.1946, Wohnungsamt 73 (Stadtarchiv). Nähere Aufschlüsse sind von Hilmers Un- 
tersuchung zu erwarten. 


14a Vgl. allg. R.Stommer: Reichsautobahn, Marburg 1982; Petsch $.142 ff.; Überblick bei J.Salzwedel: Das Ver- 
kehrswesen und seine Verwaltung, DVG IV S.911-923, hier S.918 f. Vgl. für Rgbg. Ruhl (1989) 5.73. 


27.6.1933, RGBI II S.509. 
76 BOw 15.9.1933. 
tu Vertretungsvollmacht für Schipper in ZRa 12206, sein Bericht 18.8.1933 in DS 515. 
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men’*, und mit seinen Kollegen aus Nürnberg und Passau einigte sich Schipper darauf, daß 
Regensburg - je nach Streckenführung - für den Autobahnabschnitt von Kelheim / Hemau / 
Dietfurt im Westen bis Plattling / Isar im Osten zuständig sein sollte. Sofort wollte die Stadt 
nun die Planungsunterlagen beschaffen und erklärte sich auch bereit, aus ihren Mitteln ein 
kommunales Baubüro zu betreiben’”, doch verflog die erste Euphorie schon nach wenigen 
Wochen. Nicht trassenweise, sondern regional wurde nämlich letztlich geplant. Für Bayern 
übernahm diese Aufgabe eine eigene Sektion der "Gezuvor" in München, die anderen 
Autobahnprojekten im Land Vorrang einräumte, vor allem den Verbindungen München- 
Berlin und München-Salzburg. Erst dann war die Linie Aschaffenburg-Nürnberg vorgesehen, 
deren Verlängerung bis Passau erst in ungewisser Zukunft erfolgen könne”. 


Während Hitler schon im September 1933 den ersten Spatenstich für die Autobahn Frankfurt- 
Heidelberg vollzog, kritisierte man in der Bayerischen Ostmark zunächst deren stiefmütterli- 
che Behandlung”°'. Dennoch trat die Stadt Regensburg der "Gezuvor" förmlich bei, und 
schließlich konnte man befriedigt zur Kenntnis nehmen, daß Todt die Strecke Bayreuth-Re- 
gensburg in das Reichsautobahnprogramm aufgenommen hatte’. Im Sommer 1935 wurde 
die Teilstrecke Nürnberg-Regensburg zur Planung freigegeben”, während im Herbst 1936 
schon die Eröffnung des tausendsten, Ende 1937 die des zweitausendsten Autobahn-Kilome- 
ters erfolgte. Zu dieser Zeit waren von den rechtsrheinischen bayerischen Strecken die von 
Hof bis zur Landesgrenze Richtung Berlin und die von München nach Traunstein bereits fer- 
tig, die Linien München-Nürnberg-Hof und München-Augsburg-Ulm befanden sich im Bau. 
Projektiert waren die Trassen München-Lindau mit der Stichverbindung nach Garmisch, 
Nürnberg-Ansbach mit Fortsetzung Richtung Heilbronn und Bamberg-Hof. 


Anfang 1937 liefen die konkreten Vorarbeiten für die beiden aus Regensburger Sicht bedeut- 
samen Strecken Nürnberg-Passau und Regensburg-Wolnzach an, der Verbindungslinie zur 
Landeshauptstadt, die später bis Augsburg weitergeführt werden sollte. Hierfür richtete die 
Oberste Bauleitung der Reichsautobahn-Gesellschaft’””' im ehemaligen Regensburger Büro 
des SS-Sicherheitsdienstes ein örtliches Baubüro ein”, und Baurat Schipper vermutete 
"wehrtechnische Gründe" als Ursache dafür, daß nun doch so schnell mit dem Autobahnbau 
begonnen werde’. Militärische Gesichtspunkte spielten auch bei der Trassenplanung eine 
zentrale Rolle: Lange Zeit war auf Betreiben der Wehrmacht, die eine große Donaubrücke 
westlich von Regensburg und damit ein potentielles Ziel für Luftangriffe vermeiden wollte, 
die Führung der West-Ost-Linie nördlich von Regensburg geplant, entweder in einem Ab- 
stand von etwa 15 km parallel zur Donau oder direkt nördlich der Walhalla. Bei Brennberg, 
Bogen oder gar erst Deggendorf wären diese Alternativrouten mit der aus Wolnzach kom- 
menden Münchener Autobahn zusammengetroffen’””. Im Herbst 1937 kam dann wieder das 
später verwirklichte Projekt eines Donauübergangs westlich von Regensburg und der Linien- 
führung südlich der Stadt ins Spiel, allerdings verzögerten sich die Vorarbeiten, etwa die Bo- 
denuntersuchungen für die nunmehr erforderliche Donaubrücke, da es in der Stadt keine Ar- 
beitslosen mehr gab’. 


748 Beitritt der Stadt und Personalvermehrung im Bauamt It. HA-Prot. 23.8.1933. 


749 Prot. Bespr. 6.9.1933 in DS 515 und ZRa 12206, vgl. HA-Prot. 13.9.1933. 

750 Prot. Sitzung der "Gruppenverwaltung Bayern" 20.9.1933, ZRa 12206. 

75! Beschwerde IHK Rgbg. beim MWi 23.9.1933, Abschrift in ZRa 12206. 

75? IHK an Stadt 17.11.1933, ZRa 12206. 

753 Notiz Sch. 17.7.1935, DS 846. 

754 Geschäftsordnung 29.9.1934, ZR 16065, Satzung 1.6.1938 in RGB] II $.207. 

755 Greflinger/Ecke Weißenburgstr., erwähnt in Liste Aufbautätigkeit 1937, DS 666. 
756 Bericht Schipper 27.1.1937, DS 557, und Mb Bauamt Feb. 1937, DS 545. 

757 Vgl. Mb Bauamt ab Feb. 1937, DS 545, 557 und 562. 

758 Ebd. 
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Immerhin begannen Ende 1937 die Arbeiten an der Stichstrecke Wolnzach-Regensburg’”, 


und Todt teilte mit, daß die Stadt bis 1940 an das Reichsautobahnnetz angeschlossen sein 
werde’‘. Im März 1938, zu einer Zeit, als an der Strecke Wolnzach-Regensburg bereits inten- 
siv gearbeitet wurde, fiel die Entscheidung für die Linienführung, wie sie heute besteht: Von 
Nürnberg kommend, sollte die Autobahn an Nittendorf und Sinzing vorbeiführen, mit einer 
gewaltigen Brücke das Donautal überwinden und sich dann südlich der Stadt nach Osten zie- 
hen. Allerdings war damals im Bereich Ziegetsdorf/Graß ein Kleeblatt geplant, wo die 
Wolnzacher Autobahn und als wichtigste Zufahrt zur Stadt Regensburg die Galgenbergstraße 
einmünden sollten. Bei Burgweinting schließlich war schon damals die Anbindung der 
Landshuter Straße an die Passauer Autobahn vorgesehen’, und die Reichsbahn setzte noch 
Veränderungen an der geplanten Trassierung im Stadtosten durch, die ihr eigenes Projekt für 
einen neuen Rangierbahnhof gefährdete’. An mehreren Stellen westlich und südlich der 
Stadt sowie an einer Reihe weiterer Streckenabschnitte begannen nun die Erdarbeiten: Im 
September 1938 erfolgte bei Burgweinting der Baubeginn für die Linie Regensburg-Passau, 
bei Saalhaupt für die nach Wolnzach’”“, im Oktober für die Sinzinger Donaubrücke. Ende 
1938 sollen bereits 3000 Arbeiter beim Autobahnbau südlich der Stadt beschäftigt gewesen 
sein, ein Großteil davon neue sudetendeutsche Reichsbürger’*, die zwei Barackenlager bei 
Sinzing und Oberisling bezogen’®. Zur gleichen Zeit kam, verursacht durch die außenpoliti- 
schen Veränderungen, auch der Gedanke an eine weitere Autobahnverbindung Regensburg- 
Karlsbad-Dresden auf“. 


Als Grundbesitzer war auch die Stadt, die einige Grundstücke abgeben mußte, vom Auto- 
bahnbau betroffen’°. Bedeutsamer war aus ihrer Sicht allerdings der Ausbau der Galgenberg- 
straße als Autobahnzubringer. Ihn projektierte man ebenfalls bis zum Jahresende 1938’%. 
Zentrales Interesse bestand daneben an der Anbindung des geplanten Östhafens an die Auto- 
bahn, wobei sich diese Frage mit der Betriebsansiedlung des Henkelkonzerns und der erfor- 
derlichen Verlegung der Reichsstraße 8 in diesem Bereich überschnitt. 


Soweit die Witterung es zuließ, wurde den ganzen Winter 1938/39 hindurch an der Fundie- 
rung der Sinzinger Brücke, kleineren Straßenbrücken und Erdbewegungen rund um die Stadt 
gearbeitet, während man gleichzeitig die Planung für einen Autobahnanschluß bei Dechbetten 
vorantrieb und überregional die Vorarbeiten für die Karlsbader Autobahn weitergingen. Eine 
direkte Verbindung Regensburg-Vohenstrauß-Karlsbad erwies sich allerdings als technisch 
kaum durchführbar, so daß eine Alternativtrasse von Straubing über die Further Senke zu- 
nehmend wahrscheinlicher wurde’. Im Frühjahr 1939 begann der Bau der Pfeiler für die 
Sinzinger Brücke, jedoch behinderte der Mangel an Arbeitskräften den Baufortschritt an allen 


759 Mb Bauamt 31.12.1937, DS 545 und 557. 
760 17.1.1938, DS 557. 


76! Mb Bauamt 31.3. und 30.4.1938, DS 557, vgl. BA 17.2.1939. Undatierter Übersichtsplan über beide Autobahnen 
in DS 836. 


762 Vgl. Mb Bauamt und Vermerk 30.6.1938, DS 557. Vgl. auch Todts Schreiben 12.7.1938, ZR 17689. 
763 RPB 8.9.1938. ; 
764 Rh. Kugler, Rede zum Jahresabschluß, Rh-Prot. 23.12.1938, vgl. auch Mb Bauamt ab Okt. 1938, DS 557. 


765 Mb Bauamt 31.12.1938, DS 557 und 667, und RPB 8.12.1938, vgl. BOm 14.12.1938. Die Stadt übernahm die 
Patenschaft für ein Wohnlager an der Autobahn Breslau-Wien, vgl. Schriftenreihe "Straße" Heft 21 (Amtsblatt 
des GdS), ZRa 12206. 


766 Mb Bauamt 30.11. und 31.12.1938, DS 557 und 667. 


107 Vgl. Liste Grundstücksgeschäfte ab 1940, DS 798, sowie Rh-Prot. 10.5., 8.8., 23.9.1940 und 5.12.1941, vgl. 
auch Einladung an alte Grundbesitzer zur Kaufverhandlung 14.8.1940, DS 546. Beschaffung von Tauschgrund 
durch die Stadt (1941/42) m ZR 16065. Anbauflächen im Bereich der Autobahn in DS 558. 


768 Kosten rd. 500000 RM, davon 20 % Stadt, vgl. Notiz Sch. 8.11.1938, DS 836 (mit Plan) und Mb Bauamt 
31.12.1938, DS 557 und 667. 


76 Mb Bauamt 28.2.1939, DS 557 und 667. 
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Baustellen im Stadtsüden. Die verbliebenen Arbeiter scheinen sehr selbstbewußt aufgetreten 
zu sein; elf von ihnen wurden Anfang März 1939 festgenommen, womit einer "drohenden 


Arbeitsverweigerung (...) vorgebeugt werden" konnte”. 


Im Juni 1939 kam der Autobahnbau rund um Regensburg fast völlig zum Erliegen”, bis 
Kriegsbeginn blieb man schon weit hinter dem Plansoll zurück, "da es sich hier um keine 
Dringlichkeitsstrecke handelt". Bald darauf müssen die Bauarbeiten endgültig eingestellt 
worden sein”. Die Pfeiler der Sinzinger Brücke waren nur noch halb, also für eine zweispu- 
rige Straßenführung aufgeführt worden und mußten bei der Fertigstellung der Autobahn in 
den sechziger Jahren ergänzt werden. 


b. Baumaßnahmen der Reichsbahn 


In Regensburg bestand eine eigene, für Ostbayern zuständige Reichsbahndirektion, die im 
Dritten Reich von Dr. Emil Wehrmann geleitet wurde. In der Wirtschaftskrise Anfang der 
dreißiger Jahre stand zwar zeitweise ihre Auflösung zur Debatte, doch verzeichnete der Di- 
rektionsbezirk Regensburg dann in den Jahren 1933 bis 1937 nach Halle an der Saale die pro- 
zentual höchste Steigerung des Verkehrsaufkommens im ganzen deutschen Reich”’*. So wur- 
den mit dem beginnenden Konjunkturaufschwung, aber auch aus strategischen Gründen 
große Neuinvestitionen erforderlich, die sich allerdings schon in der überschäumenden Kon- 
junktur und unter den veränderten außenpolitischen Bedingungen der Jahre 1938/39 als nicht 
ausreichend erwiesen. Die Regensburger Reichsbahndirektion, bis zur Ansiedlung des Flug- 
zeugwerks der größte Arbeitgeber der Stadt, mußte selbstverständlich in überregionalen Zu- 
sammenhängen denken, doch wirkten sich ihre Planungen und Baumaßnahmen einschließlich 
der Wohnraumbeschaffung für das immer stärker vermehrte Bahnpersonal auch auf Stadt- 
entwicklung und Stadtbild aus”. 

Das erste größere Bauprojekt der Reichsbahn im nationalsozialistischen Regensburg sah die 
Erweiterung des Direktionsgebäudes am Hauptbahnhof vor. Schon Anfang 1934 notierte 
Schottenheim entsprechende Pläne’’®, die allerdings - nach einigen provisorischen Umbauten 
- erst ab 1938 verwirklicht worden sind. In diesem Zusammenhang gestaltete das 
Reichsbahnbetriebsamt in der zweiten Jahreshälfte 1937 auch den Bahnhofsvorplatz neu’”. 


Größtes öffentliches Interesse bestand auch an der Einrichtung eines Fußgängerstegs entlang 
der Schwabelweiser Eisenbahnbrücke”’®. Jahrzehntelang waren alle Verhandlungen hierüber 
zwischen Stadt und Reichsbahn an der Kostenfrage gescheitert”, erst 1932 nahm die Stadt- 
verwaltung Umbauten an der Brücke zum Anlaß, endlich auch den Steg zu verwirklichen”. 


770 RPB 11.4.1939, vgl. auch BNS I (1977) S.282. 
771 Ygl. Mb Bauamt 29.6. und 29.7.1939, DS 667; für leichtere Arbeiten stellte man Frauen ein. 
772 Mb Bauamt 28.8.1939, ebd. 


ar Vgl. Bericht Tiefbau 9.12.1941 (BAU 1004), wonach dort keine Kriegsgefangenen abgezogen werden könnten, 
da die Bauarbeiten eingestellt seien. 


774 Mb Bauamt 30.10.1937, DS 545, 562 und 839. 

775 Liste städt. Einnahmen aus Verwaltungskostenzuschüssen von RB und RP ın ZR 11332. 

776 Notizen 16.1. und 12.3.1934, DS 666. 

am Vgl. Mb Bauamt Juli-Nov. 1937, DS 545 und 562. Das jahrzehntealte Fußgängersteg-Projekt über die Bahnanla- 
an a. des Hauptbahnhofs scheiterte; Einzelheiten in ZR 17676, vgl. HA- und Rh-Prot. 20.9.1933 bzw. 

a Vgl. z.B. schon Volksbote 13.11.1906. 

779 Einzelheiten in ZR 17670. 

780 HA-Prot. 16.4.1932. 
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Vor allem die vielen Arbeiter, die nördlich der Donau wohnten, aber ihre Arbeitsplätze im 
Hafenbereich hatten, benutzten die Brücke trotz strikter Verbote. Wenn auch noch die 
Schwabelweiser Fähre, etwa wegen Hochwasser, nicht verkehren konnte, herrschte ein derart 
starker Fußgänger- und Fahrradverkehr auf den Gleisen, daß die Polizei sich genötigt sah, die 
Brücke ständig zu bewachen’®. Schottenheim konnte auch hier die Früchte der Arbeit seines 
Vorgängers ernten”: In den ersten Monaten seiner Amtszeit entstand endlich der von vielen 
Bürgern herbeigesehnte Fußgängersteg’”, finanziert mit Hilfe einer Vereinbarung, wonach 
die Stadt der Reichsbahn in den folgenden Jahren schrittweise Grundstücke abtrat, die diese 
ihrerseits für den Ausbau des sogenannten Gleisdreiecks benötigte. 


Bei diesem handelte es sich um die wichtigste Gleisbaumaßnahme im nationalsozialistischen 
Regensburg. Sie ermöglichte den direkten Zugverkehr auf der Bahnlinie München-Hof-Ber- 
lin’®*; bis dahin hatten die Züge auf dieser bedeutenden Fernverbindung in den Regensburger 
Hauptbahnhof einfahren und hier die Fahrtrichtung wechseln müssen. Seit dem Frühjahr 
1936 stand dieses Bauprojekt im Raum, das vor allem von der Wehrmacht forciert wurde und 
auch der Entlastung des Güterbahnhofs vom Nord-Süd-Verkehr diente”, ein Jahr später 
wurde es tatsächlich begonnen’. Auch die Stadtverwaltung war von dem Projekt betroffen, 
denn sie mußte Unter- bzw. Überführungen der Straubinger und der Einhauser Straße planen, 
da das Gleisdreieck den gesamten Ost-West-Verkehr in diesem Bereich unterband”””. Wäh- 
rend diese Brücken Ende 1937 weitgehend fertiggestellt wurden, legte die Reichsbahn den 
Damm für die Gleisanlage an, und zum Beginn des Sommerfahrplans im Mai 1938 konnte 
die neue Verbindungslinie in Betrieb genommen werden; die gesamte Maßnahme hatte rund 
788 


3 Millionen RM verschlungen”, 


Zu diesem Zeitpunkt, insbesondere seit dem "Anschluß" Österreichs, herrschten bereits 
chaotische Verkehrsverhältnisse im Direktionsbezirk Regensburg. Zwar waren seit 1937 auf 
der Strecke Nürnberg-Passau bzw. Frankfurt-Wien mehr und schnellere Züge eingesetzt’, 
und für die Doppelgleisigkeit der Strecke Regensburg-Ingolstadt liefen die Vorarbeiten’”, 
doch gelangte die Reichsbahn nun an die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit””'. Im Zusammen- 
hang mit der Sudetenkrise verschärfte sich die Situation sogar noch: Im Oktober 1938 nahm 
der Verkehr, bedingt durch die Truppentransporte und geänderten Verkehrsströme, "zeitweise 
unvorstellbare Formen an” und mußte erheblich eingeschränkt werden. Die Waggongestel- 
lung für den Regensburger Hafen und der Massengüter-Transport brachen zeitweise zusam- 
men, die Zuckerfabrik mußte wegen Kohlenmangels vorübergehend stillgelegt werden”. 
Auch in den folgenden Monaten gelang es der Reichsbahn trotz der Wiederaufnahme des 


781 Vgl. z.B. RBD an Stadt 6.2.1925, ZR 17670, RA 10.4.1931 und noch BA 18.-19.12.1937. 

782 Vgl, Sch. an Reg. 31.3.1933, StA 16424. 

783 Vegl, Sr-Prot. 29.5.1933 zur Kreditaufnahme, vgl. allg. ZR 17670 f. 

Vgl. ZR 17903 zur Forderung, die Strecke München-Berlin über Rgbg. hinaus zu elektrifizieren. 

785 Liste aktuelle Bauprojekte, wohl April 1936, DS 666. Auch Mb Bauamt 6.11.1936, DS 561, nannte einen Bau- 
beginn noch 1936. 


786 Bis dahin erwarb die RB das benötigte Gelände als Materiallager; Einzelheiten in DS 561. Vgl. allg. ZR 15845 
zu Grundgeschäften Stadt-RB für das Gleisdreieck, vgl. auch Rh-Prot. 1.10.1936 und 26.2.1937. 


787 Notiz Sch. 23.10.1936 über Verhandlungen Schipper-Wehrmacht, DS 838, vgl. auch Bericht 22.10.1936, DS 
678, Einzelheiten zur geplanten Einhauser Überführung in ZR 17591, vgl. auch Rh-Prot. 2.6.1938. 


788 Vgl, Mb Bauamt ab März 1937, DS 545, 561 f. und 839, sowie BA 16.5.1938. 
78% Mb Bauamt Feb. und 30.4.1937, DS 545 und 562. 


Vgl. Mb 30.10.1937, DS 545, 562 und 839, wonach ein eigenes Dezemat der Direktion Rgbg. den Ausbau 
plante, der wegen der Überlastung der Strecke Rgbg.-Saal nötig wurde (Güterverkehr zum Kelheimer Zellstoff- 
werk, Verkehrssteigerung nach Ansiedlung einer Schwefelsäurefabrik in Affecking und aus "militär. Gesichts- 
punkten"). 

Mb Juli 1938, DS 839; der Verkehr habe "geradezu katastrophale Formen angenommen". 


792 Mb Okt. 1938, ebd. Liste Eisenbahnsperren ab 1938 in DS 602. 


791 
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Verkehrs mit der Tschechoslowakei, der Absage sämtlicher Sonderzüge für Wintersportler 
und der Einrichtung eines Behelfsbetriebswerk im Regensburger Ostbahnhof” nicht, den 
Verkehrsstau abzubauen - Abhilfe sei erst zu erwarten, wenn der fieberhaft betriebene Aus- 
bau der Bahnanlagen in Österreich abgeschlossen und die Zollschranken zu diesem neuen 
Reichsland und den Sudetengebieten gefallen seien’”. Doch erst im Frühsommer 1939 
herrschten wieder halbwegs normale Verkehrsverhältnisse, bevor dann "Sonderleistungen" 
der Reichsbahn im August 1939 dazu führten, daß "die Verkehrslage momentan aufs Höchste 
angespannt" war und sich "großer Wagenmangel (...), insbesondere für die Wirtschaft, unan- 
genehm bemerkbar" machte’. 


Angesichts dieser Entwicklung kann es nicht überraschen, daß in Regensburg ab 1937 zahl- 
reiche neue Einrichtungen der Reichsbahn entstanden’”, darunter ein neues Stellwerk, aber 
auch Sozialräume für die erheblich gewachsene Belegschaft”. Im Hafen wurden, wie bereits 
beschrieben, die bestehenden Gleisanlagen ständig erweitert, im Güterbahnhof eine Abferti- 
gungshalle erheblich vergrößert”, der Neubau einer Zollhalle war geplant, wurde nach dem 
Anschluß Österreichs allerdings verschoben. Weitere geplante Umbauten, etwa die Erweite- 
rung der Stadtrandbahnhöfe Prüfening und Walhallastraße””, eine Einsteigstelle für die 
Wehrmacht und für KdF-Sonderzüge bei Burgweinting®”, der Neubau eines LKW -Betriebs- 
werks?! oder auch ein neuer Bahnsteig im Hauptbahnhof konnten bis Kriegsbeginn nur noch 
teilweise verwirklicht werden. Aus städtischer Sicht kam dabei insbesondere der Erweiterung 
des Walhallabahnhofs erhebliche Bedeutung zu, denn durch die Hochkonjunktur, die auch die 
Schwabelweiser Großbetriebe erfaßt hatte, vor allem aber infolge der Inbetriebnahme des 
Holzverzuckerungswerks ergaben sich hier schon im Frühjahr 1938 erhebliche Schwierig- 
keiten bei der Waggonzuführung®”. Sie beeinflußten alle Pläne für weitere Betriebsansied- 
lungen in diesem Bereich und auch das Eingemeindungsprojekt für Tegernheim. 


Schon während der Bauarbeiten für das Gleisdreieck erfuhr die Stadtverwaltung auch vom 
Plan der Reichsbahn für einen neuen Rangier- und Güterbahnhof bei Burgweinting. Zunächst 
war die Rede von zwölf, bald nur noch von vier oder fünf neuen Abstellgleisen, die den be- 
stehenden Rangierbahnhof westlich des Hauptbahnhofs entlasten sollten“. Bei den ab Früh- 
jahr 1938 tatsächlich durchgeführten Bauarbeiten“ handelte es sich offenbar nur um eine 
provisorische Sofortmaßnahme. Dennoch beeinflußte der viel weiter ausgreifende Plan der 
Reichsbahn zum Neubau eines großzügigen neuen Ostbahnhofs schon ab 1938 alle Planun- 
gen für den Stadtosten nachhaltig, wie am Beispiel der Autobahntrasse bereits dargestellt 
wurde und auch am städtischen Eingemeindungsprojekt für Burgweinting nachweisbar ist”. 
Während an der Erweiterung der bestehenden Anlagen schon Ende 1938 mit Hochdruck ge- 


793 Mb 28.2.1939, DS 667 und 839. 

79% Vgl. Mb ab Okt. 1938, ebd. 

795 Mb 28.8.1939, ebd. 

796 Vgl. Mb ab 1937, DS 545 bzw. 839, ab Ende 1938 auch DS 667. 
797 Mb 31.12.1937, DS 839. 


798 Baubeginn 15.5.1937. Im Feb. 1938 wurde die Halle dem Betrieb übergeben, vgl. Mb März, April, Okt. 1937, 
31.1.1938, DS 545, 666 und 839. 


799 Mb ab März 1939, DS 667 und 839. 
800 Mb Feb. 1937, DS 545, und 31.1.1938, DS 839. 


801 Richtfest 21.5.1938, vgl. Mb 30.5.1938, DS 839. Inbetriebnahme der Anlage an der Kirchmeierstr. 4.2.1939 
(Liste Festlichkeiten, DS 667). 


802 Mb Bauamt 30.4.1938, DS 839. 


80% Erste Erwähnung im Mb Bauamt 30.10.1937, DS 545 und 839. Einzelheiten im Mb Dez. 1937, DS 545, vgl. 
auch Stellungnahme IHK 15.3.1938, DS 561, und Notizen Sch., DS 560. 


394 Vol. Mb, DS 560.und 839. 
Vgl. Begleitbericht Sch. an Reg. zum Eingemeindungsanırag 14.4.1939, ZRa 13757. 
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arbeitet wurde®”, erfuhr die Stadtspitze nun vom ganzen Ausmaß dieses Projekts: Mit einem 


Aufwand von 30 Millionen RM wollte die Reichsbahn zwischen dem bestehenden Ostbahn- 
hof und Obertraubling bis 1940 den nach Nürnberg größten Rangier- und Güterbahnhof Süd- 
deutschlands errichten‘, der erste Bauabschnitt sollte schon im Herbst 1939 fertiggestellt 
sein‘. Bis Kriegsbeginn wurde daher der Ausbau des bestehenden Ostbahnhofs mit größter 
Beschleunigung vorangetrieben®”, und noch im August 1939 legten die beteiligten Stellen die 
wichtigsten Einzelheiten für das neue Großprojekt fest’, doch konnte es unter Kriegsbedin- 
gungen in der vorgesehenen, aufwendigen Form nicht mehr verwirklicht werden®"', 


Im Zusammenhang mit dem Ostbahnhofprojekt war noch 1941 eine neue Großsiedlung der 
Reichsbahn mit 800 Wohnungen für ihre Betriebsangehörigen im Gespräch®'”. Damit ist be- 
reits deren Rolle als Nachfragefaktor auf dem örtlichen Wohnungsmarkt angedeutet. Immer 
wieder ließ die Regensburger Direktion in den dreißiger Jahren in verschiedenen Teilen des 
Stadtgebiets Volkswohnungsblocks für ihre wachsende Belegschaft errichten, zumeist auf 
Grundstücken, die von der Stadt bereitgestellt wurden®'?”. Vor allem im Bereich südlich des 
Güterbahnhofs und im Kasernenviertel entstanden ausgedehnte Wohnsiedlungen für Bahnbe- 
dienstete, ab 1936°'* beispielsweise 63, ab 1937 weitere 36 Volkswohnungen®" an der Kirch- 
meierstraße sowie - nach vielen Verzögerungen - ab Herbst 1938 Blocks mit geplanten 162 
Wohneinheiten verschiedener Größe im Bereich Lerchenfeld-/Guericke-/Runtingerstraße*'°. 
Die Stadtspitze war der Reichsbahndirektion für diese Wohnungsbauten sehr dankbar, ob- 
wohl deren Präsident selbst zugeben mußte, daß er beim Verkehrsministerium nicht soviele 
Neubauten durchsetzen konnte, wie eigentlich nötig gewesen wären?””. 


c. Der Rhein-Main-Donau-Kanal 


Der Mitte des 19.Jahrhunderts entstandene Ludwig-Donau-Main-Kanal hatte sich schnell als 
technischer wie ökonomischer Fehlschlag erwiesen, da er mit der Eisenbahn nicht konkurrie- 
ren konnte. Erst gegen Ende des Jahrhunderts verstärkten sich wieder die Bestrebungen, Main 
und Donau mit einem neuen, leistungsfähigeren Kanal zu verbinden, und 1892 gründete sich 
der "Verein zur Hebung der bayerischen Fluß- und Kanalschiffahrt", der spätere "Bayerische 
Kanalverein", dem auch die Stadt Regensburg beitrat*'*. Noch vor dem Ersten Weltkrieg be- 


306 Mb Nov. 1938, DS 839, 

307 Vertraulicher Vermerk, Unterschrift unleserlich, 30.1.1939, ebd., vgl. auch Mb 31.1.1939, ebd. und DS 667. 
808 Mb 28.3.1939, DS 667 und 839. 

80% Vgl, Mb, ebd. 


Prot, Grundsatzbespr. 17.8.1939, DS 832. Es ging um Geländebeschaffung, Straßenbauten und umstrittene Kies- 
gruben mitten im von der Stadt für Industrieansiedlung vorgesehenen Gebiet; Einzelheiten ebd. 


Vel. Schriftwechsel mit der Bpb zur Eingemeindungsfrage Frühj. 1940, ZRa 13757. 
812 Vermerk H. April 1941, DS 779. 


a Vgl. Rh-Prot. 29.6.1936, 25.3. und 8.4.1938 sowie ZRa 14629, ZR 14797 und 16033, vgl. auch StA 16425 zu 
den Darlehen. 


#14 Vgl. ZRa 14629 und Rh-Prot. 29.6.1936, vgl. auch Mb Tiefbau Mai/Juni 1937 über den Straßenausbau, DS 545 
und 562. 


nn Vgl. zu Baufortschritt und Eisenmangel Mb ab Sommer t937, DS 545 und 792. 


#16 Vgl. ZR 16033 und 16086, Rh-Prot. 5.4.1938 und Mb ab Mai 1938, DS 792. Ebd. und in DS 788 Notizen Sch. 
Zur Geländeerschließung: Mb Tiefbau, DS 562, sowie BOm 6.8.1938. 


817 Vgl. Schriftwechsel Sch./RB-Präs. Wehrmann Jan. 1940, DS 765. 


818 Zur Gleichschaltung des Vereins: Prot. Hauptvers. 28.10.1934, ZR 18043. Leitung nun bei Nürnbergs OB Lie- 
bel, Ehrenvorsitz: Adolf Wagner; Sch. führte die Ortsgruppe Rgbg. und gehörte dem Führerbeirat des Vereins 
an. Weitere Mitglieder aus Rgbg. u.a. der BL, die DAPG und die Stadtlagerhaus GmbH. 
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gann man mit dem Ausbau des Mainsë”, Ende 1917 gründete sich die Rhein-Main-Donau- 
AG, und 1921 kam es zur Neugründung, an der neben dem Reich, den betroffenen Ländern 
und einigen Banken auch 25 Städte einschließlich Regensburgs beteiligt waren”. Aufgabe 
der Gesellschaft war der Ausbau der 677 km langen Schiffahrtsstrecke zwischen Aschaffen- 
burg und Passau, die bis 1945 fertiggestellt sein sollte”, doch verzögerten sich die 1922 
begonnenen Baumaßnahmen zunächst durch die Inflation, später durch die Folgen der 
Wirtschaftskrise®??. Der permanente Geldmangel ließ auch die Nutzung der Wasserkraft zur 
Energiegewinnung immer stärker in den Vordergrund treten, und so entstanden in den Jahren 
1929 bis 1932 insgesamt sieben Kraftwerke, darunter kurz vor Passau das Kachletwerk. 


Mit der NS-Machtübernahme®”” schienen sich große Perspektiven aufzutun. Vom Rhein- 
Main-Donau-Kanal als "Achse Mitteleuropas" und "unerhört wichtigem Instrument der 
kommenden deutschen Südostpolitik" war nun die Rede, Regensburg sollte "als östlichster 
süddeutscher Kulturmittelpunkt zum Träger der großen Aufgaben im Donauraum"” aufrüc- 
ken®”*. Ähnlich wie heutige Politiker sah die Stadtspitze die Funktion Regensburgs nach Fer- 
tigstellung der Schiffahrtsstraße als Dreh- und Angelpunkt des Schiffsverkehrs zwischen 
Rotterdam und dem Schwarzen Meer. Bedenken, daß der Stadt damit ihre bedeutende Um- 
schlagfunktion verloren gehen könnte, die sie bislang als Ausgangs- und Endpunkt der 
reichsdeutschen Donauschiffahrt zwangsläufig hatte, scheinen gegenüber der Hoffnung auf 
großartige Perspektiven im Osthandel vom Tisch gewischt worden zu sein”. Das Kanalpro- 
jekt wurde allenthalben als Jahrhundertaufgabe gepriesen, die ungeahnte Entwicklungsmög- 
lichkeiten für die Zukunft erschließe. 


Im Jahr 1933 verbaute die Rhein-Main-Donau-AG rund 6 Millionen RM, überwiegend an der 
Mainstrecke, aber auch zur Niederwasserregulierung der Donau zwischen Regensburg und 
Deggendorf. Beiden Maßnahmen galt auch in den folgenden Jahren das Hauptinteresse‘*, 
1934 und 1935 wurde zudem je ein neues Kraftwerk eröffnet, insgesamt waren 13 vorgese- 
hen?”’. Anfang 1937 fiel die Entscheidung über die Linienführung der eigentlichen, 110 km 
langen Kanalstrecke®?; das staatliche Wasserstraßenamt in Regensburg wurde zunächst zu- 
ständig für den Ausbau vom Scheitel des Kanals bis Passau, später übernahmen neu einge- 
richtete Parallelbehörden in Neumarkt und Passau Teile dieser Strecke. Finanziert werden 
sollten die Schiffahrtsanlagen, deren Baukosten auf rund 750 Millionen RM veranschlagt 
wurden, aus den öffentlichen Haushalten, die Kraftwerke auf dem Darlehensweg®””. Wollte 
man nun das Kanalprojekt nicht nochmals jahrzehntelang vor sich hinschleppen, dann erwies 
sich ein Kraftakt als nötig, und so verkündete Göring unmittelbar nach dem deutschen Ein- 


an Vgl. ZR 18043 sowie allg. Weißleder 5.92 ff. 
Schmetzer 8.93, vgl. allg. J.S.Geer: Zur Gründungsgeschichte der Rhein-Main-Donau AG, in Der Donauraum 17 
(1972) S.30-47. 


821 Gesellschafisvertrag in ZR 18018. Vorgeschichte vor 1933 aus städt. Sicht: ZR 17027, 17053 ff. und 18008 ff. 
822 Vgl. Weißleder S.95 f. 

823 Vgl. Gb RMD-AG 1933 (ZR 17028) zu den Veränderungen im Aufsichtsrat (Neuwahl 7.7.1933). 

Voggenreiter (1936) 5.142 bzw. 151. Seine Antrittsvorlesung an der Würzburger Hochschule für Lehrerbildung 
galt den "Rhein-Main-Donau-Verbindungen in ihrer geschichtlichen, geopolitischen und wirtschaftlichen Be- 
deutung", vgl. Notiz Sch. 12.11.1936, DS 609 und ZR 18009. Mit städt. Förderung wurde 1936 und 1938 in 
Rgbg. der Werbefilm "Die Großschiffahrtsstraße Rhein-Main-Donau - ein Werk deutschen Aufbauwillens” ge- 
zeigt, vgl. ZR 18018 und Notiz Sch. 8.6.1938, DS 614. 

Diesen Aspekt betont aber eine Denkschrift zum Osthafen (DS 601); wenn die Kanalverbindung mit Nürnberg 
bestehe, sei "zu befürchten, daß Rgbg. zu einem Durchgangshafen mit wesentlich verringertem Umschlag herab- 
sinken wird.” 

826 Vgl. Gb RMD-AG 1933 (ZR 17028), 1935 (ZR 18007) und 1937/38 (ZR 17028). 

#27 Weißleder S.96. 

828 Gb RMD-AG 1937/38, ZR 17028. 

329 Weißleder S.94 und 103 f. 
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marsch in Österreich in seinem "Programm für die Ostmark"*”° den Führungsanspruch des 
Reichs beim Kanalbau und dessen radikale Beschleunigung®”'. Kurz darauf legte ein eigenes 
Rhein-Main-Donau-Gesetz fest’, daß die Schiffahrtsstraße vom Rhein bis zur Reichsgrenze 
unterhalb von Wien bis 1945 fertiggestellt werden sollte, und zwar mit Mitteln aus dem 
Reichshaushalt, nicht mehr auf Rechnung der Rhein-Main-Donau-AG®”. Hatten das Reich 
und das Land Bayern mittlerweile jährlich rund 9 Millionen RM für den Kanal ausgegeben, 
so stieg diese Summe schon 1938 auf 80 Millionen RM®*. Im Jahr 1939 gelang es, den Aus- 
bau des Mains bis Würzburg weitgehend abzuschließen?”, und es entstand auch die erste 
Staustufe der Trasse zwischen Würzburg und Bamberg; an der Donau lag der Schwerpunkt 
der Arbeiten auf den Baumaßnahmen in Regensburg°*. 


Hier ergaben sich erhebliche Veränderungen aus dem Kanalbau, der vor dem Zweiten Welt- 
krieg nur noch begonnen, im großen und ganzen aber Jahrzehnte später so durchgeführt 
wurde wie damals geplant®”. Vor allem mußte der Schiffsverkehr an der Steinernen Brücke 
vorbeigeführt werden. Hierzu leitete die Rhein-Main-Donau-AG noch 1937 das Planfeststel- 
lungsverfahren für den Kanalbau durch den Protzenweiher ein®®. Als Folge daraus mußte 
zunächst ein Ersatzgelände für den dortigen Viehmarkt, den zweitgrößten nach demjenigen 
im Schlachthof gefunden werden". Bedeutsamer war jedoch, daß der Kanaldurchbruch 
Stadtamhof zur Insel machte, die durch eine Brücke mit dem nördlich angrenzenden Stadtteil 
Steinweg verbunden werden mußte. Als Zufahrt zu dieser Brücke in Verlängerung der Dre- 
hergasse war ein Straßenzug geplant, der am Nordende der Steinernen Brücke von der Stadt- 
amhofer Hauptstraße nach Osten abbog, also einen Durchbruch durch die geschlossene 
Häuserzeile erforderlich machte. Später sollte eine breite Verbindungsstraße zur Eisernen 
Brücke hinzukommen. Die zusammenhängende Kanalisation von Stadtamhof und Steinweg, 
die durch den Kanal zerteilt wurde, und der gesamte Bereich um die Kanalanlagen zwischen 
Stadtamhof und Steinweg mußten grundlegend neugestaltet werden®”. Auch auf die Verhält- 
nisse an der Donau im Stadtwesten wirkte sich der Kanalbau aus, denn die hier geplante 
Staustufe machte den Badebetrieb an der Schillerwiese unmöglich. Somit führte der Kanal- 
bau dazu, daß die Stadt auf dem Oberen Wöhrd eine ausgedehnte Freizeitanlage samt neuem 


Familienbad einrichtete®*. 


Im Frühjahr 1938 wurde mit der Detailplanung für den Kanaldurchbruch am Protzenweiher 
begonnen. Dabei nahm man an, daß diese große Freifläche im folgenden Jahr letztmals als 
Dultplatz und Viehmarkt benutzt werden könne". Die Bauarbeiten selbst begannen im 
Herbst 1938 mit der Verlegung des Wehrlochs, im Sommer 1939 sollte das neue Wehr an der 


830 26.3.1938, vgl. Weißleder S.104. 
831 Das Reich steigerte seine Beteiligung an der RMD-AG auf knapp zwei Drittel, fast den gesamten Rest hielt das 
Land Bayern; vgl. Weißleder S.96. 


832 RGBIIIS.149. 

833 Sogar verkürzte Verfahren im Wasser- und Enteignungsrecht, vgl. VO 26.7.1938, RGBI 11 S.281. 

834 Weißleder $.105. 

85 Zum 1.4.1942 ging der fertige Mainabschnitt auf das Reichs über, vgl. Gb RMD-AG 1942, ZR 17028. 

336 Gb RMD-AG 1939, ebd. 

#7 Vegl. allg. Stratmann (1987) S.22 f. und Ruhl (1989) 5.74. 

88 Gb RMD-AG 1937/38, ZR 17028. Grundverkäufe von der Stadt verwalteter Stiftungen It. Rh-Prot. 18.11.1938. 


839 Einzelheiten in ZR 16207 und 17159, vgl. auch Rh-Prot. 14.4. und 25.8.1939. Sogar das alte Markthallenprojekt 
kam wieder ins Gespräch, hatte aber nach Kriegsbeginn keine Realisierungschance mehr. 


840 Vegl. Rh-Prot. 25.10.1938, Pressegespräch Sch. 28.12.1938, PSt 500, und BA und BOm 31.12.1938, vgl. auch 
Programmrede Sch. 1941, DS 523 und ZR 3723. 


84i Vgl. Mb Bauamt 28.4.1939, DS 667. 
> Vgl. Schriftwechsel Stadt-Wasserstraßenamt Rgbg., ZR 17158. 
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Schillerwiese entstehen, alle Kanalbauten wollte man bis Ende 1940 fertigstellen®*. Mit 
größter Beschleunigung projektierte daher auch die Stadt ihre Neubauten; das Hauptinteresse 
galt zunächst den Ersatzwohnungen für die Mieter der Häuser, die an der Nordrampe der 
Steinernen Brücke abgebrochen werden mußten, wo der Straßendurchbruch zur geplanten 
Kanalbrücke entstand. Für diese selbst liefen ebenfalls noch Ende 1938 die Vorarbeiten an, 
im Sommer 1939 wollte man sie in Angriff nehmen“. Ab Anfang 1939 erwarb die Stadt 
nach und nach die zum Abbruch vorgesehenen Häuser und ließ die ersten von ihnen abrei- 
Ben®, doch mußte man diese Maßnahme sofort wieder unterbrechen und sie solange ver- 
schieben, bis die Ersatzwohnanlage am Regenufer in Steinweg fertiggestellt war”*. 


Erst im Mai 1939 ging die offizielle Genehmigung des Reichsverkehrsministeriums für die 
Kanaltrasse durch Regensburg ein“, in den folgenden Monaten intensivierte man die begon- 
nenen Arbeiten. Noch vor Kriegsbeginn konnte die Verlegung des Wehrlochs abgeschlossen 
werden, mit dem Aushub der Baugrube für den Kanal am Protzenweiher und mit der Fundie- 
rung für das nördliche Widerlager der Kanalbrücke hatte man begonnen, die Vorarbeiten für 
das neue Familienbad am Oberen Wöhrd und der Bau von Ersatzwohnhäusern in Steinweg 
waren in Gang"®. Nach Kriegsbeginn schien es so, als ob der Weiterbau der Schiffahrtsstraße 
von der Reichsregierung wichtig genug genommen würde, um ihn auch jetzt noch fortzuset- 
zen, und tatsächlich ordnete das Reichsverkehrsministerium an, die Arbeiten in Regensburg 
möglichst unvermindert weiterzuführen’“, doch erwiesen sich auch hier der Arbeiter- und 
Baustoffmangel als schweres Hemmnis. 1940 mußte die Rhein-Main-Donau-AG den größe- 
ren Teil ihrer Einzelprojekte unterbrechen, und wo noch gearbeitet wurde, setzte sie häufig 
Kriegsgefangene ein’. 

In Regensburg waren die Baumaßnahmen selbst Anfang 1941 noch nicht völlig eingestellt, 
doch ersetzte auch hier die Planungstätigkeit mehr und mehr den tatsächlichen Baufortschritt. 
Das Bauamt stellte Anfang 1940 seine Pläne für die Verbindung zwischen Eiserner und neuer 
Kanalbrücke vor”, doch hielt der Oberbürgermeister diese aus Kostengründen auf Kriegs- 
dauer für nicht ernsthaft diskutierbar®”. Dennoch erwarb die Stadt noch 1942 Häuser in 
Stadtamhof, die später für diesen Straßenzug abgebrochen werden sollten?°?. Große Bedeu- 
tung kam auch der Frage der künftigen Kanalisation des Stadtnordens zu; der Rhein-Main- 
Donau-Kanal gab den Anlaß für eine umfassende Planung, die Ende 1940 vorlag. 


Seit 1943 hat die Rhein-Main-Donau-AG in Regensburg fast keine Neubaumaßnahmen mehr 
durchgeführt®*, die heutigen Kanalbauten entstanden erst in den siebziger Jahren. 


83 Vgl. Mb Bauamt und Notizen Sch., DS 609, vgl. auch RPB 8.6. und 7.11.1938 sowie BOm 15.10. bzw. 
1.12.1938. 

844 Einzelheiten in DS 609, vgl. auch Mb Bauamt 31.12.1938, DS 667, und Pressegespräch Sch. 28.12.1938, PSt 
500. 

845 Mb 31.1., 28.2. und 29.7.1939, DS 609 und 667. Hinweise auf Zwangsenteignungen in ZRa 14472 und Wb! 
25.2.1941, weitere Grundgeschäfte für den Kanalbau in ZRa 14334 und DS 608. 


846 Mb 28.4.1939, DS 609 und 667. 


#47 Reg.-Entschl. 4.5.1939, DS 546, vgl. Mb Bauamt 30.5.1939, DS 609 und 667, sowie Presseberichte, z.B. BA 3.- 
4.6.1939 und BOm 1.8.1939. 


sag Vgl. Mb Juni-Aug. 1939, DS 609 und 667, vgl. auch BA 30.-31.12.1939 und 15.1.1940. Grundgeschäfte Wasser- 
straBenamt - städt. verwaltete Stiftungen erwähnt in DS 798. 


84 Prot, Referentenbespr. 17.10.1939, DS 555, vgl. auch Grundverkauf It. Rh-Prot. 8.8.1940. 
850 Vgl. Gb RMD-AG ab 1940, ZR 17053 bzw. 17028. 


851 Bericht 1.3.1940, DS 657; demnach erhebliche Eingriffe in die Bausubstanz der östl. Altstadt und Stadtamhofs 
sowie Neubauten anstelle der Eisernen Brücke und des Grieser Stegs. 


852 Bericht an Reg. 3.5.1940, DS 657. 
853 Vgl. ZRa 14463. 


854 Gb RMD-AG 1943 und 1944 (entstanden 1947) in ZR 17028. Zum 1.4.1944 ging der Unterhalt der bestehenden 
Einrichtungen auf die Wasserstraßendirektion München über, so daß die RMD-AG faktisch stillgelegt war. 
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2. Adolf-Hitler- und neue Regenbrücke®” 


a. Die Ausgangslage 


Jahrhundertelang war Regensburg mit einem festen Donauübergang ausgekommen, dem 
1135 bis 1146 erbauten "mittelalterlichen Wunderwerk" der Steinernen Brücke. Mit ihrer nur 
gut 5 m breiten Fahrbahn war sie schon Ende des 19.Jahrhunderts überlastet, denn sie hatte 
nicht nur den Hauptverkehr zwischen der Altstadt, der Donauinsel "Oberer Wöhrd” und den 
nördlich der Donau gelegenen Vororten aufzunehmen, sondern war auch noch Bestandteil der 
Reichsstraßen R 8 und R 15%, - Eine gewisse Entlastung der Steinernen Brücke brachte der 
1901 als Fußgängerübergang zum Oberen Wöhrd errichtete Eiserne Steg. Zum Unteren 
Wöhrd führte die (später verstärkte) Eiserne Brücke aus dem Jahr 1863. Sie fand zwar 1924 
ihre Fortsetzung weiter östlich über eine Pontonbrücke zum Nordufer der Donau, doch lag 
dieses Behelfsbauwerk zu weit abseits der Altstadt und war für schwere Fuhrwerke oder gar 
Kraftfahrzeuge ungeeignet. Die einzige Verbindung zwischen den nördlich der Donau gele- 
genen Vororten stellte schließlich die alte Regenbrücke zwischen Steinweg und Reinhausen 
dar, errichtet um die Mitte des 19.Jahrhunderts auf mittelalterlichen Pfeilern und mit einer 
Fahrbahnbreite von nur knapp 5 m ebenfalls völlig überlastet”. 


Ihre Arbeitsstätten hatten die meisten Regensburger südlich der Donau, insbesondere in der 
Altstadt und im Hafenbereich. Die Bewohner der nördlich des Flusses gelegenen Stadtteile 
mußten also zweimal täglich das "Nadelöhr" der Steinernen Brücke passieren. Hinzu kam der 
Durchgangsverkehr, den die Führung der Reichsstraßen über die Brücke mit sich brachte. 
Selbst einigen der engsten Altstadtgassen kam der Status von Überlandstraßen zu‘. Eine 
Verkehrszählung an einem Samstag im Frühjahr 1934 ergab rund 40000 Fußgänger, 14500 
Radfahrer, gut 5500 Fahrzeuge aller Art und nicht zuletzt 278 Straßenbahnwagen der Linie 
Bahnhof-Reinhausen, die die Steinerne Brücke passierten. In Höhe der Rampe zum Oberen 
Wöhrd bestand zudem noch eine Straßenbahnhaltestelle‘”. An gewöhnlichen Werktagen be- 
nutzten rund 52000, an Samstagen etwa 68000 Menschen die Brücke, der Fahrradverkehr 
hatte sich gegenüber 1925 vervierfacht, der Lastwagenverkehr versechs-, der PKW-Verkehr 
veracht- und der Motorradverkehr gar versiebzehnfacht”®. Fanden größere Veranstaltungen 
statt, etwa in der Jahnturnhalle am Oberen Wöhrd, so brach der Verkehr auf der Steinernen 
Brücke regelmäßig zusammen, die Presse berichtete von lebensgefährlichem Gedränge, jede 
vernünftige Verkehrsregelung erwies sich als unmöglich“®' - der Neubau einer weiteren Do- 
naubrücke wurde zur "gebieterischen Notwendigkeit"*”. 


855 
856 


Vgl. allg. Bayern im ersten Vierjahresplan S.298 ff. 
München-Landshut-Hof bzw. Nürnberg-Passau. 


857 Denkschrift Bauamt zur Brückenfrage 5.7.1930, ZR 17674 und 17685, vgl. auch Denkschrift Baurat a.D. Ernst 
Ruoff Mai 1933 und Einzelheiten in ZR 17657. 


R 8: Weiße-Lamm-Gasse - Thundorferstr. - St.-Georgen-Platz - Ostengasse; R 15: Brückstr. - Goliathstr. - 
Weiße-Hahnen-Gasse - Krauterermarkt - Domplatz - Domstr. - Alter Kornmarkt - Speichergasse (Haupt- 
verkehrsadern noch It. ortspol. Vorschriften, Wbl 24.12.1935). Einzelheiten in ZR 17440 und 17443. 


859 Aufgelassen Dez. 1935 auf Drängen Reg. und PolDir, vgl. ZR 16799. 


860 Bericht Schipper 6.6.1934, VÜW 500, Hier und in ZR 17685 Verkehrszählungen der 20er und 30er Jahre, be- 
nutzt auch von Voggenreiter (1936) S.104 f. 


861 Vgl. Bericht Bauamt 23.8.1934, NIH 7, und BA-MA RH 26-10/534. 
862 Bericht Schipper 6.6.1934, VÜW 500. 


858 
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Schon seit dem späten 19.Jahrhundert gab es entsprechende Pläne?®. Um 1930 standen drei 
Projekte zur Diskussion: Die Fortführung der Eisernen Brücke durch einen zweiten Brücken- 
bau über den Nordarm der Donau in Verlängerung der Proskestraße, eine neben dem Eisernen 
Steg gelegene neue Brücke sowie die großzügige Ostumgehung der Altstadt durch eine Ver- 
längerung der Weißenburgstraße über die Donau hinweg. Das Stadtbauamt favorisierte das 
erstgenannte Projekt, dessen Gesamtkosten einschließlich der erforderlichen Anschlußstraßen 
mit rund 900000 RM zu veranschlagen seien, während die zweite und dritte Lösung einen 
Aufwand von 3,3-3,8 Millionen RM erfordere. Hinzuzurechnen waren unabhängig davon, für 
welche Alternative man sich entschied, die Kosten einer neuen Regenbrücke, für die noch- 


mals rund 1,5 Millionen RM veranschlagt werden mußten“, 


Daneben stand - und steht bis heute - die Idee einer neuen Donaubrücke westlich der Stadt, 
von Großprüfening nach Sinzing, im Raum“, Betrieben wurde dieses Projekt damals vor al- 
lem von den betroffenen Gemeinden, dem Bezirksamt und der IHK Regensburg®*, doch 
scheiterte das Projekt an der Finanzierung und daran, daß die Kreisregierung die Entlastung 
der Regensburger Altstadt als vordringlich ansah®®. Nicht einmal die Notlösung, der beste- 
henden Sinzinger Eisenbahnbrücke eine Fahrbahn einzubauen“, konnte man durchsetzen, 
nachdem Mitte der dreißiger Jahre bereits ein neues Projekt ganz anderer Größenordnung Ge- 
stalt annahm: eine gewaltige Autobahnbrücke westlich der Stadt. 


b. Die Planungsphase 


Der Machtwechsel in Regensburg bewirkte einen Umschwung in der Brückenfrage. Nun 
häuften sich die Plädoyers für die großzügige, wenn auch teurere Ostumgehung der Altstadt: 
Nur so könnten der Durchgangsverkehr wirksam umgeleitet und der Stadtnorden von Re- 
gensburg erschlossen werden, und diese Linienführung sei auch aus Gründen der Landesver- 
teidigung vorzuziehen®®. In ein konkretes Stadium traten die Vorarbeiten Ende 1933, als 
Schottenheim das Bauamt anwies, dieses Projekt "keinen Tag aus dem Auge zu verlieren"*”. 
Ein schon früher damit befaßtes Münchener Ingenieurbüro”' schaltete nun auf Vorschlag des 
bayerischen Innenministeriums den angesehenen Architekten Roderich Fick ein, der auch am 
Ausbau des Obersalzbergs und den Plänen für die "Führerstadt" Linz beteiligt war und nun 


die künstlerische Detailplanung der neuen Regensburger Brücken bearbeiten solltet”. 


Anfang 1934 fiel die Entscheidung für die genannte Linienführung, also eine Verlängerung 
der Weißenburgstraße über beide Donauarme hinweg”, und im städtischen Haushalt tauchte 


863 Zwei Alternativplanungen (Schmetzer 1896) im Stadtplanungsamt (frdl. Hinweis von H.Heilmeier). Vgl. auch 
BA 30.8.1935 zu Plänen aus der Weimarer Zeit. 


un Nachtrag Bauamt zur Brückendenkschrift 1930 18.4.1933, ZR 17685; ebd. Einzelheiten. Die früheren Kostenan- 
schläge des Münchener Ingenieurbüros Streck&Zenns in ZR 17681. 


865 Vgl. allg. StA (1987) 1 blau 1670 = 4520 b. 

866 Ir Angebot der MAN hätte der Neubau ca, 370000 RM gekostet, vgl. ZR 17677 und 17687. 

Reg. an Bezirksamt 16.11.1933, ZR 17687, vgl. MInn an Kreise über erschwerte Zuschüsse zu Brückenbauten 
23.5.1934, ZR 17657. 

868 Die RB wäre einverstanden gewesen (28.2.1934 an Bezirksamt, ZR 17677). Einzelheiten in ZR 17677 b und c. 
86 Vgl. z.B. HA-Prot. 4.5.1933 und PolDir an Reg. 11.5.1933, ZR 17682. 

870 Notizen Sch. 27.12.1933 bzw. 10.1.1934, DS 838, vgl. HA-Prot. 20.12.1933. 


Vgl. ZR 17683. Stadtrat Ruoff hatte Bedenken gegen das Büro, da verwandtschaftl. Beziehungen zu Schipper 
bestünden, und forderte einen Wettbewerb, vgl. Notiz Sch. 10.2.1934, DS 838. 


37? Bauleiter Wittstatt an MInn 4.12.1935, ZR 17684, vgl. auch BA 24.12.1935. 


Notiz Sch. zu Ortsbesichtigung und Grundsatzbespr. mit MInn und SA-Gruppenführer Rakobrandt 6.-7.2.1934, 
DS 838. 
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erstmals ein Posten für die Projektierungsarbeiten auf. Sie sollten mit größter Beschleunigung 
vorangetrieben werden, doch war nach wie vor völlig ungeklärt, wer den Brückenbau finan- 
zieren würde®”‘, Selbstverständlich wäre die Stadt allein damit völlig überfordert gewesen, 
und sie versuchte daher, über SA-Gruppenführer Rakobrandt die Partei, möglichst auch die 
Wehrmacht für das Brückenprojekt zu interessieren®”. Zur allgemeinen Überraschung stieß 
man dabei überall auf größtes Entgegenkommen; auch auf höherer Ebene waren längst Vor- 
überlegungen für einen Brückenbau in Regensburg angestellt worden. Vom Gauleiter erfuhr 
man, daß die Brücke auf jeden Fall gebaut werde und auch das Reichswehrministerium sie 
wünsche; Schemm zeigte sich sogar verwundert, daß man ihn bisher nicht in die Finanzie- 
rungsverhandlungen eingeschaltet habe?”®. 


Das Gesamtprojekt, für das man sich nun entschieden hatte, umfaßte als Hauptstück die spä- 
tere "Adolf-Hitler-Brücke" (heute Nibelungenbrücke), eine 350 m lange, 16,3 m breite Brük- 
ke über die Bruderwöhrdstraße, die Hafenbahn, den südlichen Donauarm, den Unteren 
Wöhrd und den nördlichen Flußlauf. Hinzu kamen die neue Regenbrücke (heute Franken- 
brücke) und rund 3,5 km Zufahrtsstraßen, mit denen die Reichsstraßen R 8 und R 15 an die 
neuen Brücken herangeführt werden mußten. Als problematisch erwies sich der Grunder- 
werb, denn vor allem nördlich der Donau wurde wertvolles Gartenbaugelände benötigt; dar- 
über hinaus waren mehrere Wohngebäude abzubrechen®”. 


Im Sommer 1934 waren die Vorarbeiten soweit gediehen, daß das Ingenieurbüro einen de- 
taillierten Finanzplan vorlegen konnte. Dieser sah unter der Voraussetzung, daß es gelingen 
werde, die erforderlichen Grundstücke größtenteils unentgeltlich zu erwerben, Gesamtkosten 
von 5,05 Millionen RM vor?”®. Trotz der enormen Belastung gab der Stadtrat die förmliche 
Erklärung ab, sich mit bis zu 2 Millionen RM an den Gesamtausgaben zu beteiligen®””. Damit 
war der Weg frei für die Genehmigung der Baumaßnahme durch die Landesregierung. 


c. Die Finanzierungsverhandlungen 


Der Grundsatzentscheidung für den Brückenbau folgten äußerst zähe Detailverhandlungen. 
Längst war noch nicht klar, ob es überhaupt gelingen werde, die benötigten Summen aufzu- 
bringen. Die Zusage für ein erstes Darlehen in Höhe von 500000 RM vermittelte Innenmini- 
ster Wagner der Stadt von der "Deutschen Lebensversicherung AG" in Berlin®®®. Doch blieb 
die Lastenverteilung zwischen Stadt, Land und Reich heftig umstritten - so umstritten, daß 
die Finanzierung des Gesamtprojekts mehrfach unmöglich erschien. Erst jetzt zeigte sich, 


#74 Vermerk Schipper 16.2.1934, ebd. 

875 Notiz Sch. 17.2.1934, ebd. 

#76 Notizen Sch. 5., 27.3. und 10.4.1934, ebd. 

877 Liste Grunderwerbungen für das Brückenprojekt (1935-1938) in HM 1356, für 1936 in DS 797. Zu einzelnen 
Abbrüchen z.B. ZRa 14293 und ZR 14933. Die Mieter wurden teils in Notquartieren, etwa in der "Blauen 
Traube" (Reinhausen) untergebracht. 

878 Kosten It. Presse 5,4 mio RM, immerhin aber 2 Jahre Arbeit für 200 WE (BOw 26.7.1934, vgl. auch BA 
8.10.1935). Planänderungen aus Kostengründen: So entfiel das in der Mitte der Brücke vorgesehene Rondell, 
vgl. BOw 16.7.1934. 

379 Sr-Prot. und Notiz Sch. 25.7.1934, DS 838. Lt. BOw 26.7.1934 stand die Stadt nur vor der Wahl, die Steinerne 
Brücke samt Anschlußstraßen zu verbreitern oder sich kräftig am Neubau zu beteiligen. Das Argument, Land 
und Reich sollten als Verantwortliche für Reichsfernstraßen die Neubauten allein finanzieren, hatte somit keine 
Chance. 

880 HA- bzw. Sr-Prot. 16.8. und 14.9.1934, vgl. Notiz Sch. 8.8.1934, DS 838. Gegenüber GdS Dr. Todt verwahrte 
sich die Versicherung gegen die Pressebehauptung, allein er habe die Darlehen vermittelt (9.10.1935, Abschrift 
in ZR 17683). 


a 
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welche Kräfte auf höherer Ebene das Regensburger Brückenprojekt protegiert hatten: Im 
Spätsommer 1934 kam die Reichswehr ins Spiel. 


Schottenheim setzte auf die richtige Karte, als er gemeinsam mit Innenminister Wagner den 
Standortkommandanten General Wäger ersuchte, die Notwendigkeit des Brückenbaus aus 
militärischer Sicht zu begründen. Kurz zuvor hatte der Chef der Heeresleitung Regensburg 
besucht und "sich sehr für die Brücke interessiert". So fiel Wäger seine Stellungnahme 
leicht: "Die zentrale Lage der Stadt Regensburg und die operative Bedeutung dieses Punktes 
macht für jede beliebige Operation in dieser Gegend das Vorhandensein einer leistungsfähi- 
gen Brücke, deren Zugänge nicht bei jedem Fliegerangriff gesperrt werden können, zum Le- 
bensbedürfnis"®. Das Reichswehrministerium schloß sich an: Die "militärischen Interessen 
im Frieden wie die Notwendigkeit der Landesverteidigung im Kriege" erforderten "zwingend 
den Bau einer neuzeitlichen Brücke"?®*. Tatsächlich hätte die ständige Benutzung der Steiner- 
nen Brücke und ihrer engen, verwinkelten Zufahrtswege durch Marschkolonnen und Panzer 
nach der bevorstehenden Garnisonsvermehrung katastrophale Verkehrsverhältnisse heraufbe- 
schworen. 


Neben den strategischen Bedürfnissen der Wehrmacht waren noch weitere Interessen im 
Spiel. So wandte sich das Innenministerium an den Generalinspekteur für das deutsche Stra- 
Benwesen, da die Eisenkonstruktionen für die Regensburger Brücken als Winterarbeit für die 
bayerische Stahlindustrie dringend erforderlich seien®®. Dr.Todts Dienststelle entwickelte 
sich damit zur zentralen Instanz für alle Finanzierungsfragen®“. Ende 1934 wurde bereits auf 
höchster Ebene intensiv verhandelt, das Reichswehrministerium drängte auf "rascheste Erle- 
digung” und beauftragte die Regensburger Standortkommandantur, "mit allen Mitteln der Sa- 
che nachzugehen" - jedoch ohne Geld in Aussicht zu stellen®®’. Todt selbst zeigte größtes In- 
teresse an dem Brückenprojekt?**, jedoch ebenfalls keinerlei Bereitschaft, es zu finanzieren®®. 
Daraufhin spannte Schottenheim die Beziehungen des Regierungspräsidenten Holzschuher zu 
Hitlers Stellvertreter Rudolf Heß ein; auch der "Führer" selbst soll das Brückenmodell be- 
sichtigt und sich sehr anerkennend geäußert haben‘”. Und Anfang 1935 erwies sich, daß 
Reichswehr und Generalinspekteur nur gepokert hatten - es konnten eben doch Gelder frei- 
gemacht werden, und Todt stellte endlich eine Kostenbeteiligung des Reichs in Aussicht”. 
Voller Optimismus wiederholte der Regensburger Stadtrat, wie von Todt gefordert®”, seine 
Zusage, sich mit bis zu zwei Millionen RM an den Gesamtkosten zu beteiligen®”, doch 
plötzlich kam der Rückschlag: Schottenheim erfuhr in München, daß der Stadt ein Darlehen 
in dieser Höhe nicht genehmigt werden würde und bei der Aufstellung des Landesetats von 
dem Brückenprojekt nicht einmal die Rede gewesen sei. Verbittert notierte er: "Die Schuld an 


881 Vgl, Notizen Sch. 14. und 18.9.1934, DS 838. 

882 Notiz Sch. 12.9.1934, ebd. 

883 Wäger an Wehrkreiskommando VII 19.9.1934, BA-MA RH 26-10/534, Abschrift in ZR 17684. 
884 Oberstleutnant Zorn an GdS 20.10.1934, BA-MA RH 26-10/534. 


885 Vermerk Schipper 3.10.1934, ZR 17683 und DS 838. Todt hatte angeordnet, als Notstandsarbeiten im Winter 
1934/35 in Bayern v.a. Brückenbauten zu fördern, vgl. Notiz Sch. 13.9.1934, DS 838. 


886 Ebd., vgl. Notiz H. 15.10.1934, ebd. 

887 Notizen Sch. 12. und 15.11., sowie Vermerk Schipper 22.12.1934, ebd. 

888 Vermerk Schipper 3.10.1934, ZR 17683 und DS 838, und Notiz Sch. 10.11.1934, DS 838. 

889 Vermerk Schipper, der eigens nach Berlin gereist war, und Notiz Sch. 21.1.1935, ebd.: "Zur Zeit keinerlei Aus- 
sicht (...), die vom Reich verlangten 2 Mill. Mark Kostenanteil irgendwie aufzubringen". 

#0 Notizen Sch. 22.1. und 4.3.1935, ebd. 

91 Notiz Sch. 18.2.1935, ebd., vgl. euphorischen Dank an Wäger 7.3.1935, ebd. 

592 Todt an MInn Wagner 9.2.1935, BA-MA RH 26-10/534, vgl. auch Notizen Sch. 12.2. und 7.3.1935, DS 838. 


893 Sr-Prat. 15.3.1935, zugleich Bitte an Reich und Land, bei der Darlehensaufnahme zu helfen oder die benötigten 
Summen vorzuschießen. Vgl. auch Schipper an Standortkommandantur 20.3.1935, BA-MA RH 26-10/534, und 
Notiz Sch. vom gleichen Tag, DS 838. 
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dem Mißlingen soll die Stadt treffen. Die Stadt soll 2 Millionen beibringen. Im ordentlichen 
Haushalt ein Ding der Unmöglichkeit. Im außerordentlichen Haushalt selbst bei Aufbringung 
der Mittel keine staatsaufsichtliche Genehmigung. Also ebenfalls unmöglich." Der Traum 
vom Brückenbau schien gescheitert, es kam zu "ziemlich erregten Auseinandersetzungen" 
Schottenheims mit Vertretern der Staatsregierung und Todts Dienststelle. Dabei drehte man 
sich im Kreis: Die Stadt sollte ihren Kostenanteil verbindlich zusichern, Konnte dies aber 
nicht, da ihr die benötigten Darlehen nicht genehmigt worden wären®®, Der erneute Um- 
schwung kam völlig überraschend: Beim nächsten Besuch in München stellte der Oberbür- 
germeister erstaunt fest, der zuständige Ministerialrat sei plötzlich "wie umgewandelt" und 
Innenminister Wagner werde sich persönlich um die nötigen Kredite bemühen‘“. 


Schottenheim hatte den Einfluß der Reichswehr unterschätzt. General Wägers Berichte hatten 
zu erneuten, sehr nachdrücklichen Vorstellungen des Wehrkreiskommandos gegenüber 
Reichswehrministerium und bayerischer Regierung geführt, und auch die persönlichen Be- 
ziehungen des Regierungspräsidenten verfehlten wohl ihre Wirkung nicht”. So trat die 
Brückenbaufrage nun, im Sommer 1935, in ihre entscheidende Phase. Das inzwischen um- 
benannte Reichskriegsministerium forderte, den Bau aus Reichsmitteln zu beginnen, selbst 
wenn die Geldbeschaffung durch Land und Stadt noch nicht gesichert seif. Die Standort- 
kommandantur teilte mit, Todt werde "von General Zorn und Adam mit Briefen bombar- 
diert"; die Reichswehr verlange die Brücke kategorisch. Man riet der Stadt sogar vertraulich, 
keine Kosten zu übernehmen, denn "die Brücke käme sicher"?” - ein Rat, der selbstverständ- 
lich nicht mehr befolgt werden konnte. Die Lösung bestand schließlich darin, daß die Wehr- 
macht einen Sonderzuschuß von 500000 RM gewährte, der ausschließlich der Entlastung der 
Stadt diente”. Die Würfel waren gefallen: Todt stellte 2 Millionen RM bereit, das Land 1 
Million, die Stadt Regensburg ebenfalls 2 Millionen RM, wovon ein Viertel durch den Zu- 
schuß des Kriegsministeriums abgedeckt war. Die Vermittlung und Genehmigung der benö- 
tigten Darlehen betreute Adolf Wagner persönlich”; es handelte sich um die seit langem zu- 
gesicherten 500000 RM von der "Deutschen Lebensversicherung" sowie ein von Todt ver- 
mitteltes Reichsdarlehen über 1 Million RM’”. 


#99 Notiz 1.4.1935, ebd. Noch pointierter Vermerk Schipper 3.4.1935, ZR 17683: "Die Vertreter der Ministerien 
versteifen sich nach wie vor auf die vorherige Sicherung der Beteiligung der Stadt, die aber eigentlich von der 
gleichen Staatsaufsichtsbehörde als unmöglich abgelehnt werden müßte.” Vgl. auch die deprimierten Berichte 
Sch. an Wäger 2. und 1.4.1935, DS 838, auch in BA-MA RH 26-10/534. 

#95 Notiz Sch. 27.5.1935, DS 838. 

#96 Notiz 1.6.1935, ebd. 

897 Wehrkreis-Befehlshaber General Adam an Reichswehrministerium 12.4.1935 und an Siebert 25.5.1935, BA-MA 
RH 26-10/534, vgl. Notizen Sch. 4.4., 11.4. und 16.5.1935, DS 838. 


PR Kriegsministerium an Todt 17.7.1935, BA-MA RH 26-10/534. Blomberg erklärte allerdings, jedes Ministerium 
habe Verteidigungsangelegenheiten seines Ressorts selbst zu finanzieren. Wie man mit einem Provinzbürgermei- 
ster umging, zeigte sich, als Sch. eigens nach Berlin reiste, um Wagner und Todt zu treffen, und man ihn nicht 
einmal unterrichtet hatte, daß die Besprechung abgesagt worden war; vgl. Notiz 21.6.1935, DS 838, 


89 Vgl, Notizen Sch. 21. und 25.6.1935, ebd. 


°® Die Einzelheiten in BA-MA RH 26-10/534 sowie aus städt. Sicht in ZR 17683 und DS 838. Ebd. weitere unge- 
schminkte Anmerkungen über die Beteiligten. 


?01 Notizen Sch. 27.6. und 16.7.1935, DS 838, sowie 28.10.1935, DS 666. 


202 Laufzeit 15 Jahre bei 4 % Zins; Kreditbedingungen im Prot. Vorläufige Gemeinderäte 5.9.1935, vgl. StA 15425 
und Vermerke Reinemer 29. und 30.11.1935 (DS 838), daß die Finanzierung nun restlos geklärt sei. 
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d. Der Brückenbau 


Über die Details der Baumaßnahmen wurde den ganzen Sommer 1935 hindurch verhan- 
delt”; im September nahm die Bauleitung ihre Tätigkeit auf, die von einem Staatsbeamten, 
Regierungsbaurat Wittstatt, bzw. nach seiner Versetzung in Todts Dienststelle ab 1936 von 
Regierungsbaurat Johann Sailer geleitet wurde”. Beide unterstanden unmittelbar Schotten- 
heim und wurden von der Stadt besoldet, die neue Dienststelle war eine städtische, dem 


Stadtbauamt gleichgestellte Behörde”. 


Am 21.12.1935 vollzog Innenminister Wagner in Anwesenheit des neuen Gauleiters Wächt- 
ler feierlich den ersten Spatenstich für die neue Donaubrücke. Er widmete ihn "dem Ruhm 
der Stadt, dem Ruhme der Bayerischen Ostmark und dem Ruhme des nationalsozialistischen 
Deutschlands”, die Presse sprach von einer "historisch bedeutsamen Stunde für Regens- 
burg", Hitler schickte ein Glückwunschtelegramm, einen öffentlichen Dank an die Wehr- 
macht hatte diese sich allerdings verbeten””, so daß nun Todt, sehr zur Verärgerung des 
Oberbürgermeisters’®, vor der Öffentlichkeit das Verdienst zukam, den Brückenbau ermög- 
licht zu haben. 


Die neue Donaubrücke erhielt den Namen "Adolf-Hitler-Brücke"””. Die Baupläne stammten 
von dem Münchener Ingenieurbüro Gerhart & Zenns, für die Außenansicht beider Brücken 
war Professor Fick verantwortlich’, Professor Kohl aus Hannover fungierte als technischer 
Berater für die Stahlüberbauten und überwachte deren Montage. Der aus einem Block gehau- 
ene, drei mal drei Meter große, rund 450 Zentner schwere Hoheitsadler stammte von dem 
Münchener Bildhauer Albert Allmann, der rund 30000 RM dafür erhielt”. 


Die Bauarbeiten begannen am Unteren Wöhrd’'”. Zunächst entstand die Brücke über den 
nördlichen Donauarm, doch nahm man schon im September 1936 auch die Arbeiten am Süd- 
ufer der Donau, im März 1937 die an der Regenbrücke auf, für die man eine billigere Eisen- 
beton- statt einer Stahlkonstruktion gewählt hatte?'”, Einen Monat darauf wurde die Nor- 
drampe in Weichs fertig, es begannen die Verlegung der Rohrleitungen, der Straßenbau für 
die Zufahrten zur Regenbrücke und für die Zufahrt zur Donaubrücke vom Unteren Wöhrd 
aus”'*, Hatten zum Gausportfest bei Hitlers Besuch im Juni 1937 noch Wehrmachtspioniere 


?03 Prot. Grundsatzbespr. 5.6.1935, DS 838. Einzelheiten ebd., ZR 17683 und in BA-MA RH 26-10/534. Klärung 
der landschaftsarchitekt. und künstl. Fragen am 16.7.1936, vgl. Prot. Ortsbegehung, DS 838. 

99 Notiz Sch. 23.9.1935, ebd. 

203 Dienstanweisung Sch. 10.2.1936, ZR 11175 o, 17683 und DS 132. In techn. Fragen war die Brückenbauleitung 
an städt. Weisungen nicht gebunden, sollte aber "Wünschen und Anregungen (...) möglichst entsprechen." 

906 RPB 7.1.1936 (ein "Ereignis von geschichtlicher Bedeutung”), vgl. BA und BOm 23.12.1935. Einladung Sch. an 
Wagner 11.12.1935 in NIS 3. 

907 Dank Sch. an Wäger 12.12.1935, NIS 3. 

%08 Notizen Sch. 7. und 17.10.1935, DS 838. 

Genehmigungsantrag Sch. an Reichskanzlei 5.8.1937; Mitteilung der Genehmigung durch MInn 14.10.1937, ZR 

17684; vgl. Notiz Sch. 13.10.1937, DS 838. 

910 Sein hohes Honorar von 12000 RM wurde sogar vom Dt. Rechnungshof beanstandet (9.1.1939, ZR 17684). 

911 Einzelheiten in ZR 18562, vgl. Mb Bauamt Dez. 1937 (DS 545) und 30.4.1938 (DS 838). Zur Brückenöffnung 
wurde ein Modell aufgestellt, 1940 war der Adler fertig, wurde ausgelagert und erst 1948 aufgestellt, nun ohne 
Hakenkreuz. Vgl. D.Schubert: Zur Frage des Standorts der Denk-Mäler, in R.Strobel (Hg.): Regensburg - die 
Altstadt als Denkmal, München 1978 S.163-170, hier S.164 f. Vgl. auch Jaumann $.135, 


912 Zum Baufortschritt: Notizen Sch. und Berichte Sailer, DS 666 und 838, Mb Stadtwerke und Bauamt, DS 545, 
562 und 589. Zwischenberichte Bauleitung in ZR 17683 und PSt 502. Vgl. auch ZR 17690, RPB 8.12.1936 so- 
wie Wolf §.16 f. 


913 Rh-Prot. 8.7. bzw. 12.11.1936. 


Teilfinanzierung der Arbeiten an der Wöhrdstr. durch Heeresstandortverwaltung, da sie auch der Erschließung 
des Pionierübungsplatzes dienten, vgl. HM unsigniert, Altsign. I/12 (1936). 
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eine Behelfsbrücke einrichten müssen?'°, so konnte ein Vierteljahr darauf die Teilbrücke über 
den Nordarm der Donau für den Verkehr freigegeben werden”, Gleichzeitig wurde die Stei- 
nerne Brücke instandgesetzt?”'’, während die Polizeidirektion die alte Eiserne Brücke für 
schwere Fahrzeuge und marschierende Truppen sperren mußte?'®. Den Pontonsteg zwischen 
Unterem Wöhrd und Weichs ließ Schottenheim nun abbrechen”. Die Montage der Süd- 
brücke begann im Juli, die der Regenbrücke im Oktober 1937, während man an der nördli- 
chen Donaubrücke allmählich die letzten Arbeiten abschloß?™®. Im Frühjahr 1938 standen 
auch die Bauarbeiten an der Südbrücke, dem Verbindungsdamm, der Regenbrücke und den 
Anschlußstraßen vor der Vollendung”, und am 18. Juni 1938 wurden die gesamten neuen 
Anlagen für den Verkehr freigegeben”. 


Obwohl die Stadt rund 30 % der Kosten für die Brückenbauten trug, kamen örtliche Firmen 
nur begrenzt in den Genuß von Aufträgen. Einer der ganz seltenen Fälle, daß ein Ratsherren- 
protokoll einmal eine "abweichende Meinung” verzeichnet, betrifft diesen Umstand: Ratsherr 
und IHK-Präsident Arthur Knab, selbst Baugeschäftsinhaber, kritisierte, daß Regensburger 
Firmen mehrfach nicht einmal zur Abgabe von Angeboten aufgefordert worden waren”. 
Seine Kritik war berechtigt: Zwar wurden 11 der 23 Teillose unter Federführung oder maß- 
geblicher Beteiligung örtlicher Baufirmen erstellt, doch umfaßten sie lediglich Aufträge im 
Gesamtwert von 1,2 Millionen RM, während allein die Stahlüberbauten der Nord- und Süd- 
brücke, ausgeführt von der MAN (Mainz-Gustavsburg), teils gemeinsam mit der Dortmunder 
Union Brückenbau AG, 1,3 Millionen RM verschlangen?””. Zusammen erhielten auswärtige 
Firmen deutlich mehr Aufträge, als es dem Finanzierungsanteil von Land und Reich entspro- 
chen hätte”. Die Stadt traf hieran allerdings keine Schuld; sie hatte sich immer wieder be- 
müht, ortsansässige Betriebe berücksichtigen zu lassen, war jedoch strikt an die Reichsverge- 
bungsordnung gebunden”. 


Neben der Überwachung der Auftragsvergabe lag der Schwerpunkt städtischer Aktivitäten 
auf den Grunderwerbungen, die für die Anschlußstraßen zu beiden Brücken erforderlich wur- 
den?””. Sie standen unter erheblichem Zeitdruck, denn schon im Herbst 1936 sollte mit den 
Straßenarbeiten begonnen werden”, Auf der kostenlosen Gewinnung dieser Verkehrsflächen 
beruhte aber der ganze Finanzierungsplan, und so ordnete Schottenheim schon im März 1936 
die Einleitung der zu erwartenden Enteignungsverfahren an??”. Rechtsgrundlage hierfür war 


915 Mb Bauamt April 1937, DS 545, vgl. Pressegespräch Sch. 27.4.1937, PSt 502 und 506. 


916 Vgl, BA 4., 6. bzw. 29.9.1937. Zum Streit um die Kreuzung R 15 - Walhallabahn: ZR 11175 t-s, vgl. Notizen 
Sch. 12.10.1936 (DS 838) und 17.11.1936 (DS 837). 


917 Mb Bauamt Juli 1937, DS 545 und 562. 

?18 Mb Bauamt Aug. 1937, ebd. 

99 Notiz 5.10.1937, DS 841. 

920 RPB 5.6.1937. 

92! Bericht Bauleitung 30.4.1938, ZR 17684, vgl. RPB 6.5.1938. 

922 RPB 7.7.1938, vgl. BA und BOm 20.6.1938. 

= Prot. 8.7.1936. 

924 Vertragsentwurf 3.6.1936, ZR 17684. 

225 Verzeichnis Baufirmen im Abschiußbericht an Dt. Rechnungshof 19.4.1941, ZR 17684. Wichtigste Firmen auch 
im Bericht Bauleitung 23.3.1938, DS 838 (aus Rgbg. v.a. Tausendpfund, Riepl, Braun und Straßen- und Teerbau 
GmbH). 

926 Vgl. z.B. Notiz Sch. 14.12.1935, DS 838, 

- Vgl. Prot. 1935-1938 Verwaltungsbeiräte und Rh., die sich ständig mit den Grunderwerbungen befaßten. Grund- 
besitzerlisten und weitere Unterlagen in ZR 11174 f., 11175 u, 17683 ff. und DS 546. Größere Einzelgeschäfte in 
ZRa 14171, 14291 f., 14652, ZR 14801 f., 14977, 15064 f., 15214-15251. 

228 Vermerk H. 26.5.1936, ZR 17683. 

29 Rh-Prot. 13.3.1936. Anweisung Sch. an Beigeordnete, sich persönlich in die Kaufverhandlungen einzuschalten, 
um sie zu beschleunigen: 15.5.1936 (ZR 17683). 


a N òY 
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das "Gesetz über die Enteignung zur Beschaffung von Arbeitsgelegenheit'””. Ihm kam bei 
einer Vielzahl öffentlicher Bauprojekte zentrale Bedeutung zu, denn es sah ein verkürztes 
Enteignungsverfahren vor; allerdings mußte schon vor der Grundabtretung die Entschädigung 
geregelt sein”. Attraktiver war daher aus städtischer Sicht das Umlegungsverfahren: Grund- 
besitzer mußten einen bestimmten, bis dahin in Regensburg auf 25 % festgelegten Prozent- 
satz ihres Grundes ohne Entschädigung abgeben, wenn daran öffentliches Interesse bestand. 
Für die beschleunigte Durchführung der Straßenbauten genügte dies noch nicht, und so er- 
höhte Schottenheim den unentgeltlich abzugebenden Prozentsatz auf 40 %°”. Zu beiden Ver- 
fahren - verkürzter Zwangsenteignung bzw. Umlegung - ermächtigte die Kreisregierung den 
Oberbürgermeister”””. Nachdem jedoch die Mehrzahl der betroffenen Grundbesitzer Wider- 
spruch gegen eine Umlegung einlegte’”*, das Entschädigungsverfahren aber zu viel Zeit in 
Anspruch genommen hätte, fand man eine Lösung, indem die Stadt letztlich die benötigten 
Grundstücke doch kaufte. Dabei drohte Herrmann den Grundbesitzern, daß sie sonst 40 % 
ihres Besitzes entschädigungslos abgeben müßten, wobei ihnen kaum klar wurde, welche 
Chance sich ihnen durch den Zeitdruck geboten hätte, unter dem die Stadt stand?”®. Dennoch 


kam es zu einigen Zwangsenteignungen’“. 


Im Juli 1938 vollzog Innenminister Wagner, der bei dieser Gelegenheit mit der Ehrenbürger- 
würde der Stadt ausgezeichnet wurde”, die Brückentaufe - wiederum ein Großereignis für 
die Stadt. Glückwunschtelegramme Hitlers, des Reichsministers Rust, Todts und Sieberts 
wurden verlesen, die Ansprachen betonten die zukunftsweisenden Aspekte des Brückenbaus, 
Tausende von Regensburgern waren Zeugen der Feier und bejubelten am Abend ein aufwen- 
diges Feuerwerk’. Regierungsbaurat Sailer übernahm kurz darauf die Leitung des staatli- 
chen Straßen- und Flußbauamts in Regensburg”, das Gebäude der Brükkenbauleitung diente 
als provisorische Jugendherberge, im Herbst 1938 zudem zur Unterbringung sudetendeut- 
scher Flüchtlinge”. 180000 m” Erdbewegungen waren für die Brükkenbauten erforderlich 
gewesen, 26000 m? Beton, 2900 t Stahl und 500 t Rundeisen hatte man verbaut, 60000 m? 
Straßendecken gepflastert”'. Die gesamte Baumaßnahme verschlang 5,7 Millionen RM°*, 
die Planung von 1934 wurde also nicht unerheblich überschritten’”. Von der Gesamtsumme 
trugen das Reich 2,75 Millionen, das Land 1,25 Millionen und die Stadt Regensburg 1,7 Mil- 
lionen RM. Die Endabrechnung, die Abwicklung der noch schwebenden Grundstücksver- 


»0 1.8.1933, GVBl 8.219. 

BI Vgl. Gutachten Ehrhardt 9.4.1936, ZR 17688. 

»2 Rh-Prot. 7.5.1936. Der Vorschlag bereits in Ehrhardts Gutachten, s. vorige Anm. 
933 19.6.,3.7. und 14.7.1936, veröff. Wbl 17.7.1936, vgl. ZR 17688. 

234 Prot, 5.8.1936, ebd. 


H. gelang es, die "Betroffenen von dem in der Unterlassung der Grundstücksumlegung liegenden großen Entge- 
genkommen zu überzeugen", vgl. Bericht an Brückenbauleitung 14.11.1938, ZR 11175 v. 


235 Zwangsenteignungen z.B. in ZR 11174 00, 11175 b und 17684, vgl. auch Rh-Prot. 27.5.1938. 

937 Rh-Prot. 15.7.1938. 

8 Festfolge 16.7.1938 in DS 838. Einzelheiten samt Redetexten in ZR 17689: vgl. auch BA 15. bzw. 18.7.1938 
sowie BOm 18.7.1938. 

2 Auflösung Brückenbauleitung durch Sch. in ZR 17683, ME 28.7.1938 zu Sailers Verwendung in ZR 11175 n. 

u Kreisleitung an Sudetendt. Flüchtlingslager (Freikorpsmeldestelle Bayreuth) 23.9.1938, StA (NSDAP) 4. 

l Bericht Brückenbauleitung 23.3.1938, DS 838. 

2 be Sch, an Dt.Rechnungshof 19.4.1941, ZR 17684. Vgl. schon Bericht an Reg. 10.9.1936 (ZR 


Vgl. Zwischenbericht Dt.Rechnungshof Dez. 1936, ZR 11175 p. Lt. Sch, an Todt (18.12.1936, ZR 17683) 
konnte die Stadt ihren Anteil an den Mehrkosten nicht übernehmen. Mit ME 27.4.1938 (ebd.} Sonderzuschuß 
von 150000 RM aus der Kfz-Steuer, vertraulich angekündigt, da davon "die Techniker nichts wissen dürfen, weil 
sie sonst dieses Geld sofort wieder verbauen" (Notiz Sch. 20.4.1936, DS 838). 
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handlungen sowie einige Anschlußarbeiten wie die Verbreiterung der Weißenburgstraße”* 
nahmen allerdings noch mehrere Jahre in Anspruch. 


Wenn auch die strategischen Interessen der Wehrmacht letztlich den Brückenbau erst ermög- 
licht hatten, darf doch nicht übersehen werden, daß in der Hauptsache die Stadt, insbesondere 
die Bewohner der nördlich der Donau gelegenen Stadtteile, etwa die Siedler im 
"Schottenheim”, davon profitierten. Die Freude über die neuen Brücken war also verständ- 
lich”, doch auch ihrem eigentlichen Zweck mußten sie bald nach ihrer Fertigstellung gerecht 
werden: Im März 1938 hatte "unsere alte Steinerne Brücke noch einmal bei einer geschichtli- 
chen Wende deutschen Schicksals deutschen Truppen den Übergang über die Donau bei ih- 
rem Marsch nach Österreich" ermöglicht”* - bei der Besetzung des Sudetenlands, der 
Tschechoslowakei und dann beim Überfall auf Polen dienten die neuen Brücken bereits dem 
schnelleren Truppentransport nach Norden. 


3. Innerstädtischer Verkehr” 


a. Die Straßenbahn’ 


Das Netz der 1903 eingerichteten, 1909 kommunalisierten Straßenbahn umfaßte seit 1927 
vier Linien”. Damals wurden auch das Straßenbahndepot an der Augustenstraße erweitert?’ 
und Postbuslinien in die kürzlich eingemeindeten Vororte nördlich der Donau eingerichtet’. 
Diese waren ihrerseits seit 1888 durch die Walhallabahn, betrieben von der Localbahn AG 
München, mit den donauabwärts gelegenen Nachbargemeinden verbunden. Dieses noch 
heute populäre "Walhalla-Bockerl" gab entgegen späterer nostalgischer Verklärung den Zeit- 
genossen Anlaß zu heftigen Klagen. Lange Warte- und Fahrtzeiten, Rauch- und Lärmbelästi- 
gung trugen dazu ebenso bei wie die Feuergefährdung der anliegenden Gebäude durch den 
Funkenflug. Daher hatte es schon seit langem Bestrebungen gegeben, die Straßenbahnlinie 
Bahnhof-Stadtamhof bis Reinhausen zu verlängern oder zumindest die Walhallabahn zu 
elektrifizieren. 1926 kündigte die Stadt der Localbahn AG das Recht, städtischen Straßen- 
grund zu benützen”, und löste damit einen Rechtsstreit aus, der durch sieben Instanzen ging 
und erst Ende 1932 vom Bayerischen Obersten Landesgericht zugunsten der Stadt entschie- 


%4 Hierzu ZR 17582, Einzelfälle auch in ZR 15329, 15533 und erwähnt in DS 798. Vgl. zur Verbreiterung Weißen- 
burg- bis Reichsstr. (1937/38) Notizen Sch. in DS 780 und 842 sowie Mb Bauamt, DS 562, und Stadtgartenamt, 
DS 672. Einer der Hausbesitzer, die Teile ihrer Vorgärten abgeben mußten, war Sch. selbst. 

Vgl. aber Sch. an Reg. 3.5.1940 (DS 657), wonach um die Steinerne Brücke durch stürmische Motorisierung 

schon wieder ähnliche Verhältnisse herrschten wie früher. 

Sch. in seiner Eröffnungsansprache, s.Anm.938. 

#7 Vgl, allg. ZR 19849 ff. sowie ortspol, Vorschrift PolDir 24.12.1935, u.a. in ZR 19865 und VÜW 502. Vgl. Be- 
richt Bauamt über Verkehrsverbesserungen seit 1933 (März 1937, DS 545) und Vorschläge PolDir zur Ver- 
kehrsplanung 25.1.1939, DS 637, Überblick über innerstädt. Verkehrsprobleme in der Weimarer Zeit bei Reindl 
(1989) S.30. 

%48 Vegl, Zeitler (1981) passim und TA 11.-12.4.1953. 

Vgl. ZR 16766 und 16772 zur neuen Linie 4. Zeitungsausschnitte zu Netzerweiterungen in ZR 16765. 

950 Vgl, ZR 16760 a und 16771. 

_ Vgl. Festschrift Stadtwerke 1952 Kap.15 S.]l. Zum Bahnbusbetrieb mit dem Umland: ZRa 12058 und ZR 
17936. 1938 bestanden 5 ganzjährig und 2 im Sommer betriebene Kraftpostlinien (Walhalla und Befreiungshalle; 
Fragebogen für "Handbuch der Bayer. Ostmark”, ZR 17089). 


952 Sr-Prot. 29.4.1926. 
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den wurde”. Erneut beantragte diese nun die Genehmigung, die Straßenbahn bis Reinhausen 
verlängern zu dürfen”, sowie zu diesem Zweck ein Darlehen aus dem Gereke-Programm’”, 
und unmittelbar vor Hipps Sturz kam es zum Vergleich mit der Localbahn AG”®, 


Schottenheims Amtsantritt schien die jahrelangen Bemühungen zunichte zu machen. Er for- 
derte vom Innenministerium, den Genehmigungsantrag seines Vorgängers abzulehnen, da er 
die städtischen Mittel - es handelte sich immerhin um 225000 RM - lieber für den Siedlungs- 
als für den Straßenbahnbau einsetzen wollte. Erst nach erregten Auseinandersetzungen 
konnte Bürgermeister Herrmann als Verkehrsreferent das neue Stadtoberhaupt doch noch 
umstimmen””, im Mai 1933 wurde die Streckenverlängerung bis Reinhausen genehmigt”, 
und die Localbahn AG stellte ihren Betrieb auf dieser Strecke ein. Im Herbst konnte Herr- 
mann die neue Straßenbahnlinie nach Reinhausen, die erstmals die Gebiete nördlich der Do- 
nau und östlich des Regens direkt mit der Altstadt verband, mit einem "Sieg-Heil auf unser 
deutsches Vaterland und seinen großen Führer Adolf Hitler" feierlich eröffnen”. 


Seit 1929 zeigte die Benutzerfrequenz der Regensburger Straßenbahn eine stark rückläufige 
Tendenz; Fahrgastzahlen und Einnahmen sanken bis 1933 um über 40 %°®. Die Bahn blieb 
ein Zuschußbetrieb, der vorwiegend aus den Einnahmen des Elektrizitätswerks getragen 
wurde™!, Mit verschiedenen Maßnahmen versuchte die Stadt daher, die Attraktivität der 
Straßenbahn zu steigern. Dazu gehörte nicht nur die Erhöhung der zulässigen Höchstge- 
schwindigkeit auf 25 Stundenkilometer””; vielmehr forderte der Oberbürgermeister auch eine 
Senkung der Tarife?“ - das Augsburger Beispiel zeige, daß dies zu erheblichen Mehreinnah- 
men führen könne”“, Auch weitere Ausbaupläne lagen vor, die teils erhebliche Eingriffe in 
die Bausubstanz der Altstadt mit sich gebracht hätten, jedoch wurden sie im Stadtzentrum 
nicht verwirklicht; nur in den Außenbezirken, vor allem im Südosten der Stadt, kam es zur 
Erweiterung des Streckennetzes: Mitte 1936 konnte man die um 600 m, bis zur Einhauser 
Straße verlängerte Linie 3 in Betrieb nehmen, die das Kasernenviertel mit der Altstadt ver- 
band? - eine indirekte Leistung der Stadt für die Wehrmacht im Wert von rund 70000 RM. 
Es bestanden nun folgende Linien in Regensburg”: 


953 Einzelheiten in Referat H. vor dem Stadtrat 21.12.1932, u.a. in ZR 17932. Zum Prozeß vgl. ZR 16760, 16762 
und 17928 ff. sowie Schmetzer 5.94, 


94 HStAM Minn 73779. 
” Antrag 3.2.1933, ZR 11310; weitere Darlehen für dringend nötige Modernisierungen. 


56 Vergleich 18.3.1933, vgl. ZR 17932 sowie Sr-Prot. 1.2. und 29.5.1933. Grundabtretung Localbahn an Stadt für 
Güterbahnhof Duitplatz/Drehergasse in ZR 15473. 


957 Notiz H. 13.5.1933, ZR 17931. 

358 Ebd. und HStAM MInn 73779. 

95? Einzelheiten in ZR 15444, 15455 f, 16766 a, 17931-33 und HStAM Minn 73779, vgl. auch Gb Betriebsamt 
1933/34, DS 577. Zu den von der Localbahn abgegebenen Grundstücken: Sr-Prot. 26.2.1935. 1934 entstand am 
Reinhausener Bahnhof mit städt. Unterstützung eine neue Wartehalle der Localbahn, vgl. ZR 17925 f. Einzel- 
heiten zur Walhallabahn in ZR 11175 s. 1938 ging die Localbahn AG München auf die RB über (RGBI II 
S.215), vgl. zu den Konsequenzen Vermerk 30.6.1938, DS 839. 

960 Bericht Werksleitung 19.2.1935, DS 846, und Jahresabschluß Betriebsamt 31.3.1934, SWE 500. 

%1 Ebd. Ausgaben und Einnahmen der Straßenbahn demnach 661000 RM, in letzteren enthalten 249000 RM Zu- 
schuß des E-Werks. 

962 Sr-Prot. 5.7.1934 und Ortspol. Vorschrift 17.7.1934, Wbi 26.7.1934. 

963 Va, am Wochenende zur Förderung des Ausflugverkehrs (Notiz 30.7.1934, DS 587). 

96% Notiz 11.2.1935 und Bericht Werksleitung 19.2.1935, DS 846. Tarif für 2 Teilstrecken bislang 10 Pf., 3-4: 15 
Pf., 5 und mehr: 20 Pf. 

965 Genehmigung 29.8.1935 erwähnt in HStAM MInn 73779 und ZR 16664. Einzelheiten in ZR 16774 b, vgl. auch 
Gb Betriebsamt 1935/36, ZR 16509. 

%6 Neukonzession der Reg. nach dem Personenbeförderungsgesetz 4.12.1934 (RGB! I S.1217), vgl. ZR 16664. Zur 
Rechtslage: ZR 16774 a. 1.12.1938 geänderte Strecken (Linie 1: Kasernen-Prüfening, 2: Bahnhof-Reinhausen, 3: 
Schlachthof-Domplatz, 4: Arnulfsplatz-Kumpfmühl), vgl. Mb 31.12.1938, DS 587. 
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- Prüfening (Rennplatz)/Arnulfsplatz/Domplatz/Hauptbahnhof 

- Straubinger Straße (Schlachthof)/Domplatz/Stadtamhof/Reinhausen 
- Maximilian-/Luitpold-/Landshuter Straße (bis Einhauser Straße) 

- Kumpfmühl (Hofgarten)/Bismarckplatz. 


Im Geschäftsjahr 1934/35 stiegen die Fahrgastzahlen erstmals wieder, im Frühjahr 1935 be- 
schäftigte die Straßenbahn 92 Fahrer und Schaffner bei ebenfalls steigender Tendenz”. Den- 
noch gab es noch im Frühjahr 1936 Pläne, den Betrieb der Linie 1 nach Prüfening wegen zu 
geringer Auslastung einzuschränken, allerdings wurde diese Idee mit der Ansiedlung des 
Flugzeugwerks sofort hinfällig’. Gerade auf dieser Linie stiegen nun die Fahrgastzahlen 
enorm, ab 1937 mußten die städtischen Werke ständig in die Erneuerung und Modernisierung 
ihrer Gleisanlagen investieren, 1938 führten sie einen Spätbetrieb der Straßenbahn ein””. Die 
Benutzerfrequenz war seit 1933 um über 50 % gestiegen. 


BEFÖRDERTE FAHRGÄSTE?” 
1929/30 5,57 mio 1934/35 3,58 mio 
1930/31 447" 1935/36 3,94" 
1931/32 408" 1936/37 432° 
1932/33 3,56" 1937738 5.04" 
1933/34 3,31 


Ungelöst blieb die Verkehrsanbindung der Schottenheim-Siedlung an die Altstadt. Zwar hatte 
die Eröffnung der Adolf-Hitler-Brücke eine gewisse Erleichterung gebracht, doch noch im- 
mer mußten die Siedler weite Wege zurücklegen, um zumindest die Reinhausener Endhalte- 
stelle der Straßenbahn zu erreichen. So richteten die Stadtwerke im Mai 1939 eine Buslinie 
zwischen Kumpfmühl, dem Bahnhof und dem Schottenheim ein’”'; von nun an lautete ihr of- 
fizieller Titel "Städtische Verkehrsbetriebe". Schon nach wenigen Wochen mußte die neue 
Buslinie allerdings auf die Verbindung Bahnhof-Siedlung reduziert werden, da sich die Fre- 


quenz zwischen Bahnhof und Kumpfmühl als ungenügend erwies’. 


Schottenheim sah keine andere Lösung, als den Straßenbahnverkehr selbst in den engen Alt- 
stadtgassen aufrechtzuerhalten, da die Umstellung auf Busse zu teuer gekommen wäre. Die 
Zukunftsplanung der Stadtwerke orientierte sich allerdings generell an den flexibler einsetz- 
baren Autobussen””’. Jedoch kam es nach Kriegsbeginn nicht mehr zur Einrichtung der ge- 
planten Linie vom Bahnhof über Stadtamhof zur Schottenheim-Siediung, die im Zuge der 
Baumaßnahmen für den Rhein-Main-Donau-Kanal nötig geworden wäre, da für diese die 


967 Gb Betriebsamt 1934/35, ZR 16510, vgl. auch Meldungen über DAF-Mitglieder in ZR 16540. Tarifordnung für 
städt. Straßenbahner: PAM 537. 


Ehrhardt hatte davor gewarnt, da die "Liga" evtl. den Siedlungsbau im Stadtwesten einschränken werde. Einzel- 
heiten in DS 587, vgl. Rh-Prot. 17. und 29.6.1936. 
96 Vgl, Mb in DS 545 und 587, vgl. auch ZR 16794 und Gb Betriebsamt 1937/38, DS 579. 


970 Betriebsbericht 15.1.1935, ZR 16787, und undatierter Text Sch. April 1939, DS 844. Graphiken zu Beförderun- 
gen, Fahrleistungen etc, 1910-1934 in SWE 500. Leichte Abweichungen in Unfallstatistik, ZR 16785. Besondere 
Vorkommnisse in ZR 11172 £. 


971 Vgl. Mb ab Ende 1938, DS 587, 667 und 844, vgl. auch H. an IHK 13.2.1939: keine Einwände gegen die Auf- 
lassung der Walhallabahn Reinhausen-Waihallastr. 


972 Mb 29.7.1939, DS 844, vgl. auch Jb Stadtwerke 1939, DS 579. 
973 Programmrede Anfang 1941, DS 523 und ZR 3723. 


968 
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Straßenbahngleise zwischen Stadtamhof und Steinweg beseitigt werden mußten. Vielmehr 
hatte die Straßenbahn nun, nachdem der Individualverkehr zum Zweck der Treibstoffeinspa- 
rung stark eingeschränkt worden war, eine ungeheure Steigerung der Fahrgastzahlen zu be- 
wältigen””*. Schon 1940 berichteten die Verkehrsbetriebe von einer kaum noch zu bewälti- 
genden Belastung. Der Personalmangel wurde immer gravierender, dringend nötige Gleisar- 
beiten mußten zurückgestellt werden, 1941 schränkte man den Betrieb auf den Außenstrek- 
ken ein und verkürzte den Abendverkehr um eine Stunde. Diese Entwicklung setzte sich auch 
1942 und 1943 fort: Die rapide Steigerung der Fahrgastzahlen bei drückendem Personalman- 
gel - der es mit sich brachte, daß man nur noch selten Anhänger einsetzen konnte - bewirkten 
einen überdurchschnittlichen Materialverschleiß, aber auch häufige Krankmeldungen des 
Straßenbahnpersonals””°. Schließlich mußte die Stadt sogar Busse auswärtiger Privatunter- 
nehmen beschlagnahmen lassen”. Ab Sommer 1942 verkehrten sie nur noch auf der ver- 
kürzten Strecke Stadtamhof-Schottenheim, Ende Oktober 1943 stellten die Verkehrsbetriebe 
den Sonntagsverkehr ein und bedienten die Straßenbahnlinien nur noch zu Zeiten des Berufs- 
verkehrs?”. 


Schwierigkeiten ergaben sich auch bei der Bereifung und der Beschaffung des Treibstoffes 
für die Busse, die auf Treibgasantrieb umgestellt werden mußten. Zudem wurden die Anlagen 
der Straßenbahn bei Bombenangriffen mehrfach beschädigt”. Ab Mitte 1944 wurde sie auch 
zunehmend für den Güterverkehr eingesetzt; vor allem Milch, aber auch Baumaterialien für 
die Behelfsheime am Ziegetsberg transportierte man nun per Straßenbahn, nachdem es über- 
all an Kraftfahrzeugen und Treibstoff mangelte”””. Die Bombardierung vom 20.10.1944 
führte dann dazu, daß zwei Linien vorübergehend eingestellt werden mußten”®, kurz darauf 
erzwang die Zerstörung der Kumpfmühler Bisenbahnbrücke die Einstellung des Verkehrs von 
und nach Kumpfmühl®”. Doch erwies sich Elektrizitätswerks-Direktor Schiekofer, dem die 
Verkehrsbetriebe unterstanden, als geschickter Organisator, dem es immer wieder gelang, den 
Straßenbahnbetrieb behelfsmäßig in Gang zu setzen”. Erst der große Bombenangriff vom 
13.3.1945 brachte schließlich den gesamten Straßenbahn- und Busbetrieb zum Erliegen. 


Bei Kriegsende ergab sich folgendes Bild: "Das Straßenbahndepot mit sämtlichen Werkstät- 
ten und Hallen war größtenteils zerstört, sämtliche Straßenbahnfahrzeuge einschließlich aller 
Gerätefahrzeuge teils total und teils sehr stark beschädigt, die Oberleitungsanlagen, Gleis- 
und Weichenanlagen durch Bombentreffer an vielen Stellen vernichtet, die Omnibusse und 
Anhänger verschleppt, die Garagen ausgeplündert usw.” Es dauerte fast ein Jahr, bis die 
Anlagen wieder soweit betriebsbereit waren, daß man zumindest auf zwei Teilstrecken wie- 


%74 Ausländer wurden nicht transportiert, vgl. Rundschr. Bevollmächtigter für den Nahverkehr Nürnberg-Fürth im 


Mlnn 27.7.1943 (ZR 16774). 

73 56 Wochenstunden für das Fahrpersonal, vgl. Bericht 19.5.1942, PAM 537. Vgl. auch Bericht an Reichstreuhän- 
der für den öff. Dienst 27.11.1941: Erbitterung über geringe Einkommen der Straßenbahner und Ungleichbe- 
handlung der alten Beamten mit neu eingestellten Arbeitern. 


=. Vgl. z.B. Bevollmächtigter für den Nahverkehr an privaten Busbetrieb (Nördlingen) 1.7.1941, Abschrift in ZRa 
13822, sowie Lagebericht Stadtwerke 1941, DS 580. 


777 Vgl. Jb Stadtwerke ab 1940, DS 580 und 581. 

78 Erst 5 Wochen nach dem Angriff 17.8.1943 ging Linie I wieder bis Prüfening in Betrieb, vgl. Gb Stadtwerke 
1943, DS 581. 

97? Am 22.8.1944 genehmigte das RVM den Gütertransport mit öff. Nahverkehr, vgl. Vermerk H. 4.9.1944, DS 745. 
Ebd. Einzelheiten zu den Milchtransporten. 


?80 Mb Okt. 1944, DS 588. 

IBL Mb Nov. 1944, ebd. 

- Vgl. Bericht zum Vorschlag für das Kriegsverdienstkreuz 1.9.1942, PAM 533. 
983 Festschrift Stadtwerke 1952 Kap.15 S.12. 
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der Straßenbahnen einsetzen konnte. Schon 1947 erreichten die Fahrgastziffern dann wieder 
das Niveau des Rekordjahres 1943°°%, 


b. Maßnahmen zur Verbesserung des innerstädtischen Verkehrs 

Auch in Regensburg machte die zunehmende Motorisierung des Individualverkehrs”” eine 
Reihe von Baumaßnahmen erforderlich, die der Verbesserung der innerstädtischen Verkehrs- 
verhältnisse dienten, so die bereits erwähnte Beseitigung der Engstelle zwischen Domplatz 
und Altem Kornmarkt oder die Verbreiterung des Minoritenwegs. Weitere solche Maßnah- 
men waren der Ausbau der Durchfahrt zwischen Emmerams- und Obermünsterplatz”®®, die 
Neupflasterung und teilweise Umgestaltung des Bahnhofsvorplatzes, des Alten Kornmarkts 
sowie die des Neupfarrplatzes. Auch der Arnulfsplatz veränderte sein Aussehen; hier legte 
das Bauamt im April 1937 vor dem "Neuen Haus" einen Parkplatz an”. Ob die Pläne, den 
Hans-Schemm-Platz (heute Platz der Einheit) neu zu gestalten, vor Kriegsbeginn noch ver- 
wirklicht wurden, bleibt unklar; Ende 1938 hatte Schottenheim Fußgängerpassagen durch die 
Türme des Jakobstors, Bürgersteige und Verkehrsinseln gefordert., Nicht durchgeführt 
wurde schließlich der 1933/34 geplante Abbruch des Stadtamhofer Stadttores”””. 


Eine weitere, heftig umstrittene Engstelle befand sich am Nordende des Krauterermarkts. 
Hier, vor der Westfassade des Bischofshofs, mußte die Straßenbahn in die enge Goliathstraße 
abbiegen und gefährdete dabei den gesamten übrigen Verkehr. Der Streit um die Verbesse- 
rung der Verkehrsführung in diesem Bereich schloß allerdings noch einen anderen Aspekt 
mit ein: die Schikanierung der bischöflichen Administration, verbrämt mit verkehrstechni- 
schen Argumenten”, 


Im Frühjahr 1935, wohl kaum zufällig zeitgleich mit dem beginnenden Kirchenkampf, wur- 
den die seit Jahren im Raum stehenden Veränderungen in diesem Bereich aktuell. Schotten- 
heim kritisierte gegenüber Bischof Buchberger die Verkehrsgefährdung durch die Hofeinfahrt 
zum Bischofshof und verlangte deren Verlegung zum Domplatz, die allerdings die Stiftskir- 
che St.Johann erheblich in Mitleidenschaft gezogen hätte””'. Buchberger stimmte zunächst 
grundsätzlich zu?”, zog sich jedoch auf die Zuständigkeit des Stiftskapitels zurück”. Dar- 
aufhin gab sich die Stadtspitze sehr entgegenkommend und sicherte zu, den Bischof gegen 
öffentliche Kritik zu decken”. Dies fiel leicht, nachdem man sich auf die immer dringlichere 
Forderung der Polizeidirektion stützen konnte, endlich die Verkehrsverhältnisse am Bi- 
schofshof zu verbessern. Anfang 1936 verhärteten sich auch in dieser Frage die Fronten: Die 
Pläne des Stadtbauamts sahen mittlerweile den völligen Abbruch von St.Johann vor, und 


984 Ebd., vgl. auch TA 11.-12.4.1953. 


285 Vgl. Zulassungsstatistik in BA 18.2.1936. 1940 waren in Rgbg. rund 21000 Kfz zugelassen, vgl. Besichtigungs- 
prot. PolDir. durch Vertreter des RfSSuChdDtPol 11.-15.10.1940, HStAM MInn 71891. 


986 Vgl, Notiz Sch. 11.12.1934, DS 666. 


987 Vgl, Mb Bauamt, DS 545, 562, 659 und 663, vgl. auch Pressegespr. Sch. 20.3. und 27.4.1937, DS 865 bzw. PSt 
506. 


88 Notiz 9.11.1938, DS 664. 
99 Vgl, ZR 18479, 


920 Vgl, z.B. Notiz Sch. 4.1.1938, auf den Bischofshof könne "vom verkehrspol. Standpunkt aus ein Druck gesetzt" 
werden, DS 658. 


»1 27.5.1935, DS 657, vgl. auch Notiz Sch. vom gleichen Tag, DS 666. 
992 Notiz Sch. 27.6.1935, DS 666. 
293 Vgl, Notizen Sch. und Einzelheiten in DS 657 und 666. 


94 Zy Maßnahmen, bei denen man der Kirche entgegenkommen könne: wohl H. 4.11.1935, DS 657. Ebd. Sch. an 
Buchberger 20.11.1935: die Stadt sei bereit, "eine einwandfreie Behandlung in der Presse sicher zu stellen." 
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auch die Polizeidirektion forderte die Beseitigung der Kirche, da nur so eine gefahrlose Zu- 
fahrt zum Bischofshof geschaffen werden könne”. Der Bischof erklärte sich dazu nur unter 
Zwang bereit und verlangte im Gegenzug die Rückgabe der seit hundert Jahren profanierten 
Ulrichskirche aus Staats- in kirchlichen Besitz”. Zu gewaltsam wollte Schottenheim offen- 
bar nicht vorgehen und versuchte daher, in dieser Frage zu vermitteln. Als sich schließlich 
Bischof Buchberger "denkbar ungnädig" über die Umbau- und Abbruchmaßnahmen an 
St.Johann äußerte”, zog sich die Stadt zurück - Schottenheim war nicht mehr bereit, der Po- 
lizeidirektion "die Kastanien weiterhin aus dem Feuer (zu) holen"”®. 


Zwei Umstände kamen der bischöflichen Administration zu Hilfe: der Einspruch des Landes- 
amts für Denkmalpflege gegen den Abbruch von St.Johann”” und die Wohnungsnot in der 
Stadt. Denn der schon im Lasne-Plan vorgesehene Diagonaldurchbruch vom Bischofshof zur 
Steinernen Brücke mußte daran scheitern, daß damit 60 Wohnungen verloren gegangen wä- 
ren, Die Stadt wartete nun auf die Entscheidung der Landesregierung über die Rückgabe 
der Ulrichskirche, während die zuständigen Ministerialstellen diese Entscheidung von der 
endgültigen Verkehrsplanung der Stadt abhängig machten'”!. Erst Ende 1937 lagen Pläne 
und Modell des Bauamts vor, nach denen nun kein vollständiger Abbruch von St.Johann 
mehr nötig geworden wäre!”, doch obwohl der Oberbürgermeister selbst einen Konfrontati- 
onskurs der Polizeidirektion gegenüber der Kirche gern gesehen hätte!®, zeigte sich das 
Kultusministerium auch jetzt noch nicht in der Lage, eine Entscheidung über die Rückgabe 
von St.Ulrich zu treffen'”*. Daran änderte sich bis Kriegsbeginn nichts mehr, und so wurde 
die Stiftskirche St.Johann zu Schottenheims Verärgerung schließlich vor dem Abbruch ge- 
rettet; zwar habe die neue Adolf-Hitler-Brücke den innerstädtischen Verkehr erheblich entla- 
stet, aber durch die zunehmende Motorisierung seien die Verhältnisse am Bischofshof wieder 


genauso schlimm wie früher”. 


c. Der Gesamtverkehrsplan aus dem Jahr 1941 


Außerhalb der Altstadt hatte die Erweiterung der Wohn- und Gewerbegebiete, etwa die An- 
siedlung des Flugzeugwerks, der Kasernen- oder der Siedlungsbau, umfangreiche Erschlie- 
Bungsmaßnahmen erforderlich gemacht, das Brückenprojekt führte zur Neutrassierung der 
Reichsstraßen R 8 und R 15 sowie zur Erschließung des Unteren Wöhrds. Bei all diesen Pro- 
jekten war ein deutlicher Respekt vor der mittelalterlichen Bausubstanz der Altstadt spürbar; 
großräumig um sie herum, nicht in sie hinein wollte man den Verkehr leiten. Als nun der 
Kriegsbeginn städtischen Straßenbau weitgehend unmöglich machte, verlegte man sich auch 
in diesem Bereich auf die Zukunftsplanung: Stadtbaurat Schipper, Oberbauamtmann Pfen- 
ning und die Ortsplanungsbehörde bei der Bezirksregierung waren monatelang unabhängig 


>95 Bericht Schipper 18.1.1936 und Schreiben PolDir 28.1.1936, so von Sch. weitergeleitet an Buchberger 3.2.1936, 
DS 657. 


19.2.1936, ebd. In der Ulrichskirche die Sammlungen des Hist. Vereins, seit 1933 in städt. Besitz, die später in 
das neue Museum überführt werden sollten; die Kirche war dann als Dommuseum vorgesehen, 


97 Buchberger an H. 5.5.1936, DS 657. 

98 Notiz 5.5.1936, DS 666. 

999 Vermerk H. 1.7.1936 und Landesamt an PolDir 4.7.1936, DS 657. 

1000 Rh-Prot. 17.6.1936. Lt. Sch. an Reg. 3.5.1940 (DS 657) waren die abzureißenden Blocks schon ım städt. Besitz. 
1001 MK an Reg. 18.3.1937, Abschrift in DS 657. 

1002 Potos des Modells ebd. 

1003 H, an PolDir 13.10.1938, ebd. 

1004 Schriftwechsel cbd., vgl. auch Mb Bauamt 30.5.1938, DS 805. 

1005 Sch. an Reg. 3.5.1940, DS 657. 


996 
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voneinander damit befaßt, Gesamtverkehrspläne für Regensburg auszuarbeiten. Mit dieser 
auf den ersten Blick unökonomischen Vorgehensweise versuchte sich Schottenheim vor nicht 
näher bezeichneten Radikallösungen zu schützen, die Regierungspräsident Wimmer für die 
Verkehrsprobleme der Stadt verfolgte. Im April 1941 konnte das Stadtoberhaupt schließlich 
eine Art "Idealplan" vorlegen, der aus der Kombination der verschiedenen Vorschläge ent- 
standen war!®%, 


Auch bei der Verkehrslenkung wollte der Oberbürgermeister nach dem Krieg dort ansetzen, 
wo man bereits begonnen hatte: bei der weiträumigen Südumgehung der Altstadt durch die 
Reichsautobahnen. Vier städtische Zubringerstraßen sah sein Konzept vor: bei Dechbetten, 
über den Galgenberg, wo die Autobahnen Nürnberg-Passau und München-Regensburg in ei- 
nem Kleeblatt zusammentreffen sollten, an der äußeren Landshuter Straße kurz vor Burg- 
weinting - diese Einfahrt befand sich schon in Bau - sowie eventuell vom geplanten Osthafen 
aus. Der innerstädtische Verkehr sollte darüber hinaus nach dem Krieg durch eine leistungs- 
fähige Ost-West-Achse aus der Altstadt abgeleitet werden - auch dies eine Einsicht, die große 
Ähnlichkeit mit den Jahrzehnte später durchgeführten und den noch heute diskutierten Lö- 
sungen aufweist. Als wahrscheinlichste Linienführung für die Ost-West-Achse nannte 
Schottenheim allerdings den Ausbau der viel zu altstadtfernen Nibelungenstraße im Stadt- 
süden”, Weitere wichtige Pläne zur großräumigen Verkehrslenkung betrafen den Engpaß 
der Reichsstraße 15 in Sallern und die Verlegung der Straubinger Straße, Teil der R 8, im 
Osten der Stadt; letztere Maßnahme wäre im Zusammenhang mit dem Neubau des Östhafens, 
der Ansiedlung des Henkel-Werks und dem geplanten dortigen Autobahn-Zubringer erfor- 
derlich geworden'®, 


Auf der langen Liste geplanter Maßnahmen zur Verkehrsverbesserung in der Stadt selbst 
standen unter anderem die Erweiterung der Landshuter Unterführung, ein Fußgängersteg über 
die Bahnanlagen im Bereich des Hauptbahnhofs und nach wie vor der Durchbruch vom Bi- 
schofshof zur Donau. Der Ausbau der Eisernen Brücke und ihre Verlängerung über den 
nördlichen Donauarm hinweg bis zur neuen Brücke über den Rhein-Main-Donau-Kanal 
schließlich hätte gravierende Eingriffe in die Bausubstanz der Altstadt und des Unteren 
Wöhrds erfordert. In ferner Zukunft lag der Neubau einer weiteren Donaubrücke im Stadtwe- 
sten in Verlängerung der Dietrich-Eckart-Straße (heute Gerlichstraße)''®. 


Selbst noch Anfang 1942 hielt Schottenheim es für erforderlich, beim Stadtbauamt eine ei- 
gene Straßenbauabteilung einzurichten, die er Provinzialbaurat Rudolf Eichhorn unter- 
stellte!?'®, Dieser hatte vor allem den Ausbau der bestehenden bzw. den Bau neuer Hauptver- 
kehrsadern zu planen, wurde jedoch Ende 1943, wie erwähnt, zur Erledigung der alltäglichen 
Arbeit der Tiefbauabteilung herangezogen und 1944 mit dem Behelfsheimbau betraut. 


1006 Rh-Prot. 21.3. und 18.4.1941, vgl. Sch. an MInn 21.4.1941, DS 843, und Rh-Prot. 19.12.1941. 
1007 Rn-Prot. 21.3.1941. 

1008 Val, Rh-Prot. 4.7.1940. 

109 Programmrede 1941, DS 523 und ZR 3723. 

1010 Verf. 23.1.1942, DS 132. 
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E. Weitere Tiefbauten und Planungen aus der Kriegszeit 


1. Parks und Grünanlagen 


Für die Pflege der Regensburger Parks und Grünanlagen war das Stadtgartenamt zuständig, 
das dem Bauamt unterstand. Seine Arbeit wurde sowohl von der örtlichen NSDAP als auch 
vom Gesundheitsamt nachhaltig unterstützt, da es zwingend erforderlich sei, wegen der dicht 
besiedelten Altstadt mit ihren beengten, lichtarmen Wohnungen öffentliche Erholungsräume 
zu schaffen'""'. Im Verlauf des Dritten Reichs kam es daher zu verschiedenen Maßnahmen, 
um der Bevölkerung mehr Grünanlagen zu erschließen. 


a. Stadtparkerweiterung und Stadthalle 


Im Jahr 1910 hatte man die 100-jährige Zugehörigkeit der Stadt Regensburg zum Königreich 
Bayern mit einer mehrmonatigen Handels- und Gewerbeschau, der "Oberpfälzischen Kreis- 
ausstellung" begangen. Das Ausstellungsgelände westlich der Altstadt wurde anschließend in 
eine städtische Grünanlage umgewandelt, von den in Holzbauweise errichteten Hallen und 
Pavillons blieb die Haupt-, die künftige Stadthalle erhalten'"'*. Bald entstanden Pläne, die bei- 
den südlich an den neuen Wittelsbacher-Park angrenzenden, seit dem frühen 20.Jahrhundert 
stillgelegten Konfessionsfriedhöfe in diesen einzubeziehen'’, doch erwogen deren Eigentü- 
mer, die Evangelische Gesamtkirchenverwaltung und die Kirchenstiftung St. Ru- 
pert/St.Emmeram, auch die Umwandlung des Friedhofsgeländes in Bauland. Tatsächlich wa- 
ren an der Westseite des Parks ım Lauf der Zeit einige Villen entstanden, und für neue Bau- 
plätze entlang der Prüfeninger Straße hätten sich sicherlich kaufkräftige Interessenten ge- 
funden. 


Im Frühjahr 1933 kamen die Kaufverhandlungen für das Friedhofsgelände, die bisher am 
Grundstückspreis gescheitert waren, auf Initiative der evangelischen Kirchenverwaltung wie- 
der in Gang!!*; mit dem Verkaufserlös wollte sie den Keplerbau am Hauptbahnhof erwei- 
tern'°, Im Gespräch waren nun folgende Objekte: der frühere evangelische Lazarus-Fried- 
hof!”ć, die Osthälfte des ehemaligen katholischen Friedhofs mit Kirche und Wohnhaus” so- 
wie das je zur Hälfte auf beiden Friedhöfen gelegene, von beiden Konfessionen gemein- 
schaftlich genutzte Leichenhaus. Nachdem jedoch gerade die Baulinien für dieses Stadtviertel 
festgelegt wurden, dauerte es nochmals viele Monate, bis sich Ergebnisse abzeichneten; in- 
zwischen war die Grünanlage in "Hindenburg-Park" umbenannt worden. 


Anfang 1935 konnte die Stadt zunächst im Rahmen eines Ringtausches den für die Parker- 
weiterung benötigten Teil des katholischen Friedhofs erwerben. Die OWAG gelangte bei die- 
ser Gelegenheit in den Besitz des Baugeländes für ihr neues Verwaltungsgebäude, ein Pri- 


101! sch. an Reg. 25.4.1934, ZR 17866. 

1012 Details in ZRa 14443 und 14449. Zeichnung der Halle s.5.150. 
1013 Zy den Friedhöfen: ZR 20797. 

1014 4.5.1933, ZR 15465. Einzelheiten ebd. und in ZR 20797. 


1015 Einzelheiten in ZR 18447, vgl. aber Notiz Sch. 3.12.1938, die Kirchenverwaltung wolle, sobald sich die Roh- 
stofflage verbessert habe, noch immer den Keplerbau erweitern (DS 665). 


1016 0,81 ha, Wert 58000 RM, vgl. Bericht Lieg. 3.7.1934, ZR 15466. 
1017 | 18 ha, Wert 78000 RM, ebd. Den Westteil des ehem. kath. Friedhofs hatte die Stadt schon früher erworben. 
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vatmann erstand den Villenbauplatz an der Ecke Prüfeninger/Schillerstraße'”'?. Nun hatte die 
Stadt es endlich in der Hand, die in der Öffentlichkeit viel diskutierte, vor allem von Konser- 
vator Boll’? bekämpfte Randbebauung der Stadtparksüdseite zu verhindern. Der Park wurde 
zwar im Westen und Südwesten durch Bebauung begrenzt, blieb jedoch zur Prüfeninger 
Straße hin offen, und ab dem Frühjahr 1935 wurden die alten Friedhofsmauern entfernt!®. 


Wesentlich komplizierter gestaltete sich die Erwerbung des evangelischen Friedhofs. Ge- 
samtkichenverwaltung und Stadt waren sich über alle Details einig, vom Kaufpreis bis zum 
Abtransport der kunstgeschichtlich wertvollen Grabdenkmäler in das künftige Ostmark-Mu- 
seum!®', doch kam die vereinbarte Stundung des Kaufpreises einer Darlehensaufnahme 
gleich, und die Kreisregierung versagte angesichts der Verschuldung der Stadt Regensburg 
hierfür ihre Genehmigung. Erst im Herbst 1936 gelang es mit Hilfe einer komplizierten Fi- 
nanzierungskonstruktion, die staatsaufsichtliche Genehmigungspflicht zu unterlaufen. Anfang 
1937 wurde der Kaufvertrag abgeschlossen!®?, wobei sich die Stadt verpflichtete, die Würde 
des Geländes zu wahren”. Hierüber sollte es gegen Kriegsende, im Zusammenhang mit dem 
Bau von Löschwasserteichen, noch zu einer Kontroverse kommen. 


Mit dem Abschluß dieses Grundstücksgeschäfts wuchs der Stadtpark um fast ein Drittel auf 
8,25 ha. Daß ihn das Stadtgartenamt nun in der vorgesehenen Form gestalten konnte, war 
nicht selbstverständlich, denn schon 1934 war der Park als einer von drei möglichen Stand- 
orten für eine "Thing-Stätte" vorgesehen gewesen, 1937/38 stand das Projekt der Domspatzen 
im Raum, hier ein Musikgymnasium zu erstellen”, und schließlich sollte das "Ostmark- 
Haus”, die Parteizentrale der NSDAP mitsamt einem riesigen Aufmarschgelände, nach der 
endgültigen Planung von 1938 hier entstehen - ein Plan, der nicht mehr verwirklicht wurde. 
Jedenfalls riß man ab 1938 die noch übriggebliebenen Friedhofsanlagen ab. Einige Grab- 
denkmäler wurden in der Minoritenkirche aufgestellt, neue Wege angelegt und das Gelände 
bepflanzt!'”. 


Seit dem Winter 1933/34 war im Stadtpark alljährlich zugunsten des NSV-Winterhilfswerks 
eine Eisbahn betrieben worden'”. Während diese Nutzung des Parks durchaus dem Erho- 
lungsbedürfnis der Bevölkerung entgegenkam, diente die Stadthalle zunächst städtischen und 
Parteizwecken, dann als provisorisches Lagerhaus. Baurat Schmetzer hatte das massive Ge- 
bäude nach dem Ersten Weltkrieg abbrechen lassen wollen, um Holz für den Kleinwoh- 
nungsbau zu gewinnen, jedoch fand sich ein Pächter für die Halle. 1934 behauptete dieser, 
schon immer mit der NSDAP sympathisiert und die Halle schon 1922 Adolf Hitler zur Ver- 
fügung gestellt zu haben; dafür sei er von der konservativen Stadtverwaltung schikaniert 
worden'””, Ziel dieser Argumentation war es, einen neuen, langfristigen Pachtvertrag zu er- 
halten, doch drang er damit nicht durch, da er für seine mangeihafte Zahlungsmoral bekannt 


1218 Vgl. Sr-Prot. 14.9., 29.10.1934 und 26.2.1935. Beurkundung 30.1.1935, ZR 15465, Einzelheiten ebd. 

101? Notiz 22.2.1934, ZR 17866. 

1020 Notiz Sch. 6.11.1934, ebd. 

1021 | andesamt für Denkmalpflege an Reg. 22.3.1934, Abschrift in ZR 15465. 

1022 36.2.1937, ebd., vgl. Rh-Prot. 1.10.1936. 

1023 Yg], Notiz Sch. 11.2.1937, DS 822, vgl. auch BA 25.2.1937. 

1024 Einzelheiten in DS 853, vgl. Mb Bauamt Mai/Juni 1937 (DS 545) und Stadtgartenamt 30.6.1937 (DS 672). Lt. 
Sch. an MK 17.3.1938 (ZR 881) waren die Pläne für das Gymnasium an das Reichserziehungsmin. gesandt wor- 
den, waren jedoch wohl durch die Ostmarkhaus-Planung überholt. 

10235 Einzelheiten in ZR 15465 f., vgl. auch Mb Stadtgartenamt 1937-1939, DS 672. Lt. Notiz 4.2.1938 rechnete Sch. 
mit rund 50000 RM Aufwand (DS 822). 

1026 Vgl. BOm und BA 13.12.1938 und ZRa 12771 (früher betrieben vom Stadtverband für Leibesübungen, vgl. ZR 
18753). 

1027 Schnell an Stadt 9.12.1934, ZR 16504. 
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war!"”, Stattdessen verpachtete der Oberbürgermeister die Halle im Sommer 1935 an die 


Stern-Brauerei, die dafür das Mobiliar erneuerte und städtische sowie parteiamtliche Veran- 
staltungen kostenlos duldete'”°, 


Seit der NS-Machtergreifung war die Stadthalle - neben der Jahnturnhalle am Oberen Wöhrd 
der größte Versammlungsraum der Stadt - ein Zentrum nationalsozialistischer Agitation in 
Regensburg gewesen. Zahllose Partei- und parteinahe Veranstaltungen sowie alle großen 
Ausstellungen wurden hier durchgeführt, häufig war das Gebäude mit erleuchteten Haken- 
kreuzen "geschmückt". Doch war man offenbar nicht vollkommen zufrieden mit der Halle, 
denn es finden sich viele Hinweise auf Pläne für einen repräsentativen Neubau. Als Fürst Al- 
bert von Thurn und Taxis zu seinem 70.Geburtstag der Stadt 50000 RM für diesen Zweck 
stiftete, wurde sogar ein eigener Neubaufond eingerichtet!” Tatsächlich war die Stadthalle 
schon in den letzten Vorkriegsjahren ihrer eigentlichen Bestimmung entzogen, denn mangels 
anderer Räumlichkeiten lagerten hier zunächst die Reichsstelle für Getreide große Mengen an 
Getreide, dann die BayWa landwirtschaftliche Maschinen ein'®!. Dies mag dazu beigetragen 
haben, daß eine neue Stadthalle Bestandteil der umfassenden Gesamtplanung für die Ost- 
hälfte des Stadtparks wurde, wie das Ostmarkhaus-Projekt es vorsah. 


Beim Bombenangriff vom 13.3.1945 wurde die Halle schwer getroffen und brannte ab. Auch 
die Einrichtung eines Löschwasserteichs im Jahr 1943 hatte dies nicht verhindern können. 
Unmittelbar vor der ersten Bombardierung des Flugzeugwerks hatte die Polizeidirektion mit 
den Arbeiten hierfür begonnen, danach mangelte es an Transportfahrzeugen. Daher lagerte 
man die anfallenden Erdmassen trotz aller Bedenken einfach im Stadtpark ab. Unter äußer- 
stem Zeitdruck konnten gerade noch einige Kunstdenkmäler aus dem ehemaligen Friedhofs- 
gelände geborgen werden; auch Särge führte man der Altmaterialsammlung zu, bevor der 
Stadtpark zum Schuttabladeplatz. wurde. Dies veranlaßte den Regierungspräsidenten, von ei- 
nem "Zerstörungswerk" an diesem "bedeutungsvollen Natur- und Baudenkmal" zu spre- 
chen!®?, doch hatte der Luftschutz Vorrang - Schottenheim konnte nur noch anordnen, das 
Aushubmaterial künftig anderswo zu lagern und die schlimmsten Verwüstungen im Frühjahr 
1944 zu beheben”. 


b. Die Zwangsöffnung des Dörnbergparks'"* 


Großes Aufsehen in der Regensburger Bevölkerung erregte die zwangsweise Öffnung des 
Dörnbergparks im Jahr 1938. Die Stadtverwaltung hatte sich seit der Frühzeit der Weimarer 
Republik bemüht, den Park der Bevölkerung zugänglich zu machen, jedoch mit nur mäßigem 
Erfolg, da dem das Testament des Grafen Dörnberg entgegenstand. Zwar öffnete die Dörn- 
berg'sche Waisenfond-Stifung das ausgedehnte Parkgelände zeitweise für alte Menschen, Er- 
holungsbedürftige und Kranke, die eigene Eintrittskarten erwerben mußten, doch bewogen 


1028 HA-Prot. 23.1.1935, vgl. auch Notiz Sch. 1.2.1935, DS 846. 


1029 HA-Prot. 7.5.1935; Einzelheiten in ZR 16504. In ZR 16503 Hinweis auf den Sohn des früheren Pächters, Josef 
Schnell, als wohl von der Brauerei angestellten Schankwirt und Betreiber der Stadthalle (1938). 


1030 Kassenanweisung 4.5.1937, ZRa 13667. Zu seiner Goldenen Hochzeit 1940 stiftete der Fürst nochmals 50000 
RM für eine neue Stadthalle, vgl. v.Schirnding an Sch. 9.7.1940, ZR 11242. 


19a] Vgl. auch undatierte Übersicht zum kriegswichtigen Raumbedarf Anfang 1945, DS 746. 
1032 29.10.1943 an Sch., ZR 20801. 

1033 Bericht 16.11.1943, ebd. 

tog Vgl. allg. K.Kick passim, beruhend auf der Auswertung des Archivs der Dörnberg-Stiftung. 
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die Erfahrungen damit die Stiftungsadministration, den Park ab 1928 wieder geschlossen zu 
halten!®®. 


Diesen Zustand beurteilte Schottenheim als unsozial. Er drängte schon kurz nach seinem 
Amtsantritt mit dem Argument, ein "altes vergilbtes Testament" könne in dieser "revolu- 
tionären Zeit" nicht mehr ausschlaggebend sein, auf die neuerliche Öffnung des Parks'”®, 
Diesem Druck konnte sich die Stiftung nicht entziehen und machte die Grünanlage wieder 
dem früheren, beschränkten Personenkreis zugänglich'””. Damit gab sich der Ober- 
bürgermeister jedoch nicht zufrieden. Monatelang zog sich nun der Streit um die vollständige 
Öffnung des Parks hin, Schottenheim und das Gesundheitsamt forderten sie ebenso entschie- 
den, wie die Stiftung sie ablehnte. Sachargumente und persönliche Animositäten wurden 
ideologisch verbrämt, wenn die Stiftung davon sprach, die Öffnung des Parks werde aus rein 
politischen Gründen und nur von einem kleinen Teil der Bevölkerung angestrebt, und Schot- 
tenheim andererseits das Dörnberg-Testament als das "eigennützige Streben eines Narren" 
bezeichnete, "der Mitwelt von seinem Besitz nichts zukommen zu lassen"'”®. Besprechungen 
nahmen "zum Teil heftigen Charakter" an”, brachten jedoch keine Einigung, so daß die 
Kreisregierung Mitte 1934 die Zwangsöffnung einfach anordnete. Doch setzte sich die Stif- 
tung mit einer Beschwerde beim Innenministerium und einer Verwaltungsklage erfolgreich 
zur Wehr! die Entscheidung wurde auf die lange Bank geschoben. 


Daran konnte auch eine von der Stadt inszenierte Personalintrige nichts ändern. Empfohlen 
hatte sie NS-Stadtrat Josef Kaiser, der seit September 1934 als einer von drei Stiftungsadmi- 
nistratoren amtierte und damit einen seiner Kollegen, den prominenten früheren SPD-Stadtrat 
Karl Esser, ausschalten half!*', Zu seinem Nachfolger ernannte das Innenministerium mit 
Hans Meierhofer einen weiteren NS-Stadtrat!“°, doch vermochte die Stiftung auch diesen 
Anlauf abzuwehren, indem sie Strafanzeige gegen Meierhofer wegen Vorlage falscher Ur- 
kunden erstattete. Jahrelang herrschte nun Waffenruhe zwischen Stadt und Stiftung’, allein 
die Idee, hier das auch im Zusammenhang mit dem Stadtpark erwähnte Musikgymnasium der 
Domspatzen zu errichten, ließ die Stadt wieder an eine Zwangsenteignung denken!*. 1937 
forderte Schottenheim daher erneut eine Entscheidung der Kreisregierung!”, und Anfang 
1938 erhielt er die Weisung des Innenministeriums, daß "im 3.Reich nicht mehr nach Para- 
graphen gehandelt wird, sondern an oberster Spitze der Betrachtungen das Gesamtwohl zu 
stehen habe"!%, Wiederum kam es zu einer "stürmischen” Sitzung beim Regierungspräsiden- 
ten!”, dann zum Antrag an die Staatsregierung, die Zwangsöffnung des Parks anzuordnen. 
Auch die Stiftung hatte inzwischen versucht, Hilfstruppen zu sammeln und Gauinspekteur 
Ganninger für sich einzuspannen. Ausgerechnet Stiftungsadministrator Kaiser, zugleich städ- 
tischer Ratsherr, erwies sich nun als zähester Gegner Schottenheims, doch gelang es diesem, 


1035 Vol, zum Testament und dem Streit in der Weimarer Zeit ZR 17866 und K.Kick $.156. 

1036 K Kick 8.161 zitiert einen entspr. Vermerk des Stiftungsadministrators Schmidt 23.6.1933. 
1037 Beschluß Stiftungsverwaltung 3.7.1933, zit. ebd. 

1038 Notiz 1938 über die Verhandlungen 1934, ZR 17866; ebd. der Schriftwechsel von 1934 selbst. 
1039 Notiz Sch. 30.5.1934, ebd. 

1040 Einzelheiten in ZR 17865. 


1041 Vermerk Sch. 27.9.1934, ZR 17866, vgl. auch Sch. an Reg. 12.9.1939, ZR 3715. Zu Esser (Entlassung und wei- 
tere Biographie) vgl. K.Kick 8.150 ff. und 165. 


1042 Vermerk Sch. 12.12.1934, ZR 17866. 
1043 Einzelheiten ebd. und in ZR 17865. 
1044 Einzelheiten in DS 853. 

1045 Vel, K.Kick S.162 (Datum 2.9.1937). 
1046 21 1,1938, ZR 17866. 

1047 Vermerk Sch. zum 10.2.1938, ebd. 
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alle Verantwortung der Kreisregierung zuzuschieben und selbst als nur noch am Rande betei- 
ligter Beobachter zu erscheinen'*, 


Die Entscheidung fiel, als die Landesregierung die Beschwerde der Stiftung gegen die Öff- 
nungsanordnung von 1934 verwarf!”®. So kam es im April 1938 zu einer dramatischen Szene 
vor dem Eingangstor des Parks, als eine städtische Delegation Kaiser unter Androhung von 
Gewalt und Schutzhaft zur Herausgabe der Schlüssel zwang’. Schon zuvor hatte Schotten- 
heim das Stadtgartenamt angewiesen, den Park, der sich "in bestem Zustande” befand!®!, von 
nun an tagsüber offen zu halten und seine Pflege und Beaufsichtigung zu übernehmen", Die 
Presse bejubelte die Öffnung des Dörnbergparks als "herrliches Geschenk", mit dem Schot- 
tenheim einen Beweis seiner kampferprobten nationalsozialistischen Einstellung erbracht 
habe. Weniger begeistert reagierte die Stiftung selbst: Sie erklärte, nur der Gewalt gewichen 
zu sein, und leitete sofort weitere rechtliche Schritte ein!®°. Dennoch mußte sie kurz darauf 
einer Vereinbarung mit der Stadtverwaltung zustimmen; Schottenheim vermerkte selbstbe- 
wußt, wenn auch voreilig: "Park nunmehr frei. Ich bestimme die Parkordnung."'”* Zwar 
überschritt er damit seine Befugnisse, und die Regierung versagte dem Abkommen die 
Genehmigung, doch als das Reichsinnenministerium schließlich die Beschwerde der Stiftung 
abgewiesen hatte, blieben alle weiteren Auseinandersetzungen für die Bevölkerung folgenlos 
- der Dörnbergpark blieb öffentlich zugänglich”. Allerdings entspann sich eine Art Klein- 
krieg um eigenmächtig eingesetzte Goldfische, abgeschnittene Rosen und dergleichen zwi- 
schen den Stiftungsangestellten und den städtischen Parkwächtern - ein weiterer Beleg für die 
Animositäten, zu denen der Streit geführt hatte. Zudem benannte Schottenheim den Admini- 
strator Kaiser, als Ratsherr zugleich städtischer Ehrenbeamter, als einen der wenigen halb- 
wegs entbehrlichen Bediensteten für den Einsatz bei der Verwaltung der besetzten Ostge- 
biete, doch scheiterte seine Abschiebung am Einspruch der Stiftung wie auch des 
Regierungspräsidenten'”®, 


Erst Ende 1940 ging die Verfügungsgewalt über den Park wieder auf die Stiftung über!””, 
doch wagte sie nicht, ihn wieder zu schließen. Dazu kam es erst in den letzten drei Kriegs- 
wintern für jeweils einige Monate, da es an Pflegepersonal für die Grünanlage mangelte. 
Dennoch wirkten die latenten Spannungen noch in den letzten Kriegswochen nach: Schotten- 
heim wünschte mit dem Eintreten der wärmeren Jahreszeit die vorzeitige Öffnung des Parks 
für die Bevölkerung und die Insassen des benachbarten Hilfslazaretts Augustenschule, Admi- 
nistrator von Andrian wehrte sich mit dem Hinweis auf nicht gesicherte Bombentrichter und 
Schuttberge auf den Spazierwegen’”®. Tatsächlich wiesen der Nordflügel des Dörnberg-Pa- 
lais, das Mausoleum’ und die Wege einige Schäden auf, die jedoch keine Gefährdung für 
die Öffentlichkeit bedeuteten. So ordnete Bürgermeister Herrmann im März 1945 die sofor- 
tige Öffnung des Parks an. Prompt beklagte sich von Andrian lebhaft bei Schottenheim über 
angebliche Blumendiebstähle. Handschriftlich notierte der Oberbürgermeister dazu: "Ich bitte 


1048 Vol, Rh-Prot. 4.2. und 8.4.1938, 

1949 ME 29.3.1938 in ZR 17865, zit. auch bei K.Kick $.162. 

1050 Zy der Szene: Ganninger an Stellv. Gauleiter 12.4.1938, Abschrift in ZR 17865, vgl. K.Kick S.162 f. 
1051 Mb Stadtgartenamt 30.6.1938, DS 672. 

1052 Sch. an Stiftungsadministration 7.4.1938, ZR 17865, vgl. Mb Stadtgartenamt 30.4.1938, DS 672. 
1053 8.4.1938, ZR 17865. 

1054 Vermerk 12.4.1938, ebd. 

1055 Der weitere Streit in ZR 17865, vgi. RPB 6.5.1938, wonach die Bevölkerung die Parköffnung lebhaft begrüßte. 
1056 Der Vorgang in ZR 3715. 

ne Anordnung Reg. 14.12.1940, ZR 17865; der Stadt fehlte wohl Pflegepersonal für den Park. 

1038 Auftrag H. an Stadtgartenamt zur Prüfung 20.3.1945, DS 746. 

1059 Vgl. K.Kick 8.165. 
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diesem unverschämten Schreiben eine entsprechende Antwort zu geben"'”®, Wie ersichtlich, 
hatte die gegenseitige Aversion nicht nachgelassen. 


Nach Kriegsende wurde Administrator Kaiser verhaftet und auch von der Stiftung entlassen, 
die Entnazifizierungsspruchkammer stufte ihn später als Mitläufer ein. Ersetzt wurde er durch 
den im Mai 1945 nach Regensburg zurückgekehrten Karl Esser, der die Stiftung nach An- 
drians Tod ab Ende 1945 allein vertrat, allerdings im Nebenberuf, denn mittlerweile betätigte 
er sich vor allem schon als Verleger und Herausgeber der neuen "Mittelbayerischen Zei- 
tung", 


c. Weitere Parks und Grünanlagen 


Der Villapark am Ostentor gehörte zwar zur ehemaligen Königlichen Villa, sollte aber nach 
Schottenheims Wunsch ebenfalls der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden, wie dies be- 
reits 1919 vorübergehend erprobt worden war", So kam es im Verlauf der dreißiger Jahre 
verschiedentlich zu Verhandlungen mit der Staatsregierung als Eigentümerin der Villa'%®, 
Schottenheim hätte hier gern ein Cafe, eine Gemäldesammlung und ein Kolonialmuseum ge- 
sehen, doch hätte man dazu die nach dem Ersten Weltkrieg hier eingerichteten Notwohnun- 
gen räumen müssen. Daran scheiterten letztlich alle Bemühungen, denn angesichts der Woh- 
nungsnot in Regensburg gelang es nicht, Ersatzwohnraum für die betroffenen Mieter zu be- 
schaffen!” 


Erfolgreicher war die Stadt in ihrem Bemühen, vom Pfaffensteiner Hang zu den Winzerer 
Höhen eine geschlossene Grünanlage einzurichten. Hier, in einer der teuersten Wohnlagen 
der Stadt, hatten sich einige der einflußreichsten Einwohner von Regensburg angesiedelt, 
darunter Kreisleiter Weigert und Gauinspekteur Ganninger'®. Um der weiteren Bodenspeku- 
lation die Grundlage zu entziehen, plädierte Oberstadtbaudirektor Schipper dafür, "heute im 
Zeichen des Gemeinnutzes, wo die Möglichkeit noch besteht", möglichst große Teile der 
Winzerer Höhen zu erwerben und sie zu einer öffentlichen Erholungsfläche auszugestal- 
ten’”‘, Wann immer sich die Gelegenheit bot, erwarb die Stadt tatsächlich Grundstücke in 
diesem Bereich und machte sie in Zusammenarbeit mit dem Verschönerungsverein der Öf- 
fentlichkeit zugänglich'%”. In mindestens einem Fall war davon auch jüdisches Eigentum be- 
troffen, als nämlich der Fabrikbesitzer Albert Levy kurz nach dem Pogrom 1938 anfragte, ob 
die Stadt an seinem dortigen Grundstück interessiert sei. Die Liegenschaftsverwaltung befür- 
wortete den "Gelegenheitskauf, da Levy von seinen Gläubigern bedrängt wird und (...) sofort 
Barmittel benötigt"'%®, und Herrmann ließ sich diese Gelegenheit nicht entgehen; im März 
1939 kam es zum Abschluß des Kaufvertrags'”®”. Als gewiefter Grundstückshändler nutzte 


1060 Beschwerde v.Andrian 24.3.1945, DS 746. Eine Antwort ist nicht erhalten. 
ae Vgl. K.Kick 8.165 zur Stiftung nach Kriegsende. 

1062 Fur Vorgeschichte ZR 17840 a. Zum folgenden ZR 17866. 

1063 Anweisung Sch. an Sachs 12.12.1934, ZR 16386 a. 


u Bayer. Finanzmin. an staatl. Krongutverwaltung 16.6.1935, Abschrift ZR 16386 a. In ZR 16389 Hinweis auf 
Bemühungen der NSV-Gauleitung 1941, die Villa als Mütterheim oder Kinderpflegerinnenschule zu nutzen. 


1065 Val, Rh-Prot. 7.5.1937 zu dessen Baugesuch. 
1066 H A-Prot. 20.3.1935; Schipper war sogar zu Zwangsenteignungen bereit, vgl. auch Rh-Prot. 1.7.1937. 


wer Beispiele in ZR 14973, 15100 (mit Plan), 15173, 15467 und 15532. Erwerbungen des Verschönerungsvereins in 
ZR 15183. 


1068 Bericht Amtmann Eckl 13.12.1938, ZR 15182. 


1069 Vertrag 2.3.1939, ZR 15182, auch erwähnt in HM 1378. Für die 1,03 ha wurden nur 6210 RM auf ein Sperr- 
konto bezahlt, vgl. Rh-Prot. 17.2.1939. Plan 10.12.1938 in ZR 16099. 
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Herrmann dabei die bedrängte Lage Levys aus und behielt entgegen früherer Zusagen die 
Wertzuwachssteuer aus dem Grundverkauf ein; eine "als möglich bezeichnete Nichterhebung 
einer Wertzuwachssteuer kommt nicht in Betracht, weil es sich, wie sich nachträglich heraus- 
stellte, um einen 'Inflationskauf Ihrerseits handelt"'"°, Tatsächlich hatte Levy das Grund- 
stück 1920 erworben, was der Liegenschaftsverwaltung von Anfang an bekannt gewesen sein 
mußte. 


Schließlich hat die Stadt unmittelbar nach der Erwerbung des Guts Königswiesen Ende 1937 
den zugehörigen, ausgedehnten Park der Öffentlichkeit zugänglich gemacht sowie in gerin- 
gem Umfang noch ein anderes Naturschutzgebiet ausgeweitet, nämlich den Max-Schultze- 
Steig, gelegen im Südwesten der Stadt an der Donau und benannt nach dem fürstlichen Ober- 
baurat Schultze, der hier in den Jahren 1906 bis 1912 ausgedehnte Grundstücke erworben 
hatte!°”!. Und auch die Kleingartenbewegung wurde gemäß den Vorschriften der Reichs- und 
der Landesregierung nachhaltig unterstützt”. Der Kündigungsschutz für Kleingärten, die 
durch geplante Bauprojekte immer besonders gefährdet waren, wurde in den dreißiger Jahren 
mehrfach verstärkt, ab 1938 war die Beschaffung von Ersatzgelände in solch einem Fall so- 
gar zwingend vorgeschrieben”. Den Hintergrund hierzu stellte weniger das Verständnis für 
die Erholungsbedürftigkeit der Bevölkerung dar als vielmehr das Autarkiestreben: Der Klein- 
gärtner war ebenso wie der Siedler ein potentieller Selbstversorger und entlastete mit seiner 
Arbeit die Landwirtschaft. Zudem stellten die Gartenlauben in den späteren Kriegsjahren 


willkommene Notwohnungen für Bombengeschädigte und Evakuierte dar!”*, 


2. Kanalisation und wichtige Baumaßnahmen der städtischen Werke!” 


Hunderte von Baumaßnahmen der städtischen Werke wie auch der für Straßen- und Kanalbau 
zuständigen Tiefbauabteilung des Bauamts begleiteten in den dreißiger Jahren die Ausdeh- 
nung der Bebauungsgebiete'”. In finanzieller Hinsicht bedeutete dies keine große Belastung 
für die Stadt, da sich die erforderlichen Investitionen durch die Umlegung des Straßenbaus 
auf die Anlieger, durch Kanalgebühren und die Einnahmen der Werke nicht nur amortisier- 
ten, sondern insgesamt erhebliche Gewinne abwarfen. Diese allein genügten jedoch nicht, um 
Großprojekte zu finanzieren, nachdem gerade die Werke in erheblichem Ausmaß zur Finan- 
zierung des städtischen Gesamtetats herangezogen wurden. 


1070 H, an Levy 1.7.1939, ZR 15182. 


m Vgl. ZR 5721, darin Gutachten 1935 zur Schutzwürdigkeit des Max-Schultze-Steigs und eine Grunderwerbung 
1939 


1072 Entspr. Grundgeschäfte erwähnt in vielen Rh-Prot., vgl. z.B. Bericht im Prot. 12.1.1940. 

1073 Rundschr, Reichsarbeitsmin. 6.8.1938, DS 674; ebd. Einzelheiten zur Kleingartenbewegung. Vgl. z.B. Erweite- 
rung Kleingartenanlage Hafnersteig 1940-1942, teils sogar aus dem Haushalt finanziert (ZR 11266). 

1074 Vol, z.B. Darlehen für 36 Dauerkleingärten Bischof-Wittmann-Straße durch die Stadt noch 1943, ZR 11265. 
Weiteres Beispiel in StA 16425. 

1075 DS 583 zur EigenbetriebsVO 21.11.1938 (RGBI I S.1650) und der veränderten Rechtslage für städt. Werke und 
Betriebe, vgl. Matzerath (1970) S.158. Vgl. auch Verf. Sch. 17.5.1939, ZR 16521, und Rh-Prot. 25.5.1939 zur 
Bildung der "Stadtwerke Rgbg." Deren Satzung im Wbl 23.8.1939, vgl. ZR 16944. 

1976 Vgl. Prot. Werkausschuß (bis 1936) sowie Mb Tiefbau, DS 545, 562 und 667. In den ZR-Akten zahllose Hin- 
weise auf Straßengrunderwerbungen. 
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a. Kanalisation 


Ganze Viertel von Regensburg waren in den dreißiger Jahren noch nicht an das städtische 
Kanalnetz angeschlossen, und die vorhandenen Kanäle mündeten ohne jede vorherige Ab- 
wasserreinigung in die Donau; zudem galten sie zum Teil als erneuerungsbedürftig. Vor al- 
lem in Stadtamhof wurden die Verhältnisse allmählich unhaltbar: "Die alten Kanäle stürzen 
zum Teil ein, zum Teil bilden sie die höchste Gefahr für die Gesundheit. Teillösungen haben 
hier keinen Zweck."!”” Eine Gesamtlösung sollte im Zusammenhang mit den Arbeiten am 
Rhein-Main-Donau-Kanal gefunden werden, denn dieser zerteilte das zusammenhängende 
Kanalnetz von Stadtamhof und Steinweg, und die Verlegung der Regenmündung bedingte 
den Abbruch der bestehenden Kläranlage, die immerhin Teile von Reinhausen entsorgte. Ein 
neuerliches Provisorium lehnten alle beteiligten städtischen und Aufsichtsstellen ab, man 
suchte trotz der hohen Kosten - allein für die Kanalisierung von Stadtamhof veranschlagte der 
Oberbürgermeister im Sommer 1939 rund 250000 RM'””® - nach einer umfassenden Gesamt- 
lösung, von der man sich zugleich die bessere Erschließung weiterer Siedlungsgebiete, insbe- 
sondere der geplanten, gewaltig erweiterten Schottenheim-Siedlung versprach’. 


Die erforderlichen Investitionen wären in den außerordentlichen Etats mehrerer Jahre durch- 
aus aufzubringen gewesen. Schon 1938 standen die Mittel bereit, doch geschah vor Kriegs- 
beginn in dieser Frage nichts mehr. Auch hier mußte man sich nun, nachdem die Bauarbeiten 
am Rhein-Main-Donau-Kanal nur sehr langsam fortgeführt wurden, mit Planungen statt kon- 
kreten Baumaßnahmen vertrösten - die Kanalisierung von Stadtamhof blieb eine "brennende 
Frage"'%®, Immerhin entstand, wie vom Landesamt für Gewässerkunde gefordert, noch ein 
Gesamtkonzept für die Kanalisierung der Stadt. Sofort nach Kriegsende wollte man östlich 
des Hafens eine zentrale Kläranlage für die Abwässer schaffen, die von Süden in die Donau 
eingeleitet wurden, und der gesamte Stadtnorden sollte mit einem großzügigen Kanalnetz 
ausgestattet werden, das in eine zentrale Kläranlage bei Schwabelweis mündete - allein dies 
eine Maßnahme, deren Kosten Anfang 1941 auf rund 2 Millionen RM veranschlagt wur- 
den!®!. 


b. Wasserwerk’! 


Die Hauptquellen für die Wasserversorgung Regensburgs lagen rund 4 km nördlich der Alt- 
stadt im 1924 eingemeindeten Vorort Sallern. Von dort führte eine 1875 verlegte Druckrohr- 
leitung zum Hochbehälter auf den Winzerer Höhen, dann ein Fallrohr unter beiden Donauar- 
men hindurch in den Westen der Altstadt. Daneben bestanden nur noch eine Reserveleitung 
über die Steinerne Brücke sowie einige Pumpbrunnen im Stadtsüden. In den letzten Jahren 
vor 1933 hatten Rohrbrüche an der alten Hauptleitung schon mehrfach zu empfindlichen Stö- 
rungen in der Wasserversorgung geführt, und ein Bruch des Donaudükers selbst war ange- 
sichts der Materialermüdung nicht auszuschließen. Doch waren alle bereits in den zwanzi- 


1077 Notiz Sch. 2.12.1937, DS 824, vgl. auch Notizen 30.3.1935 und 11.1.1937, DS 666 bzw. 825, zum sog. Spital- 
graben. 

1078 Rh-Prot. 20.7.1939, Text in ZR 11243. 

1079 Vorbericht Rh-Sitzung 28.11.1940, DS 824 und NIH 7. 

1080 Ebd., vgl. auch Rh-Prot. 8.8. und 28.11.1940. 

1081 Einzelheiten in Rh-Prot. 28.11.1940 und Vorbericht Sch. 26.1 1.1940, DS 824, vgl. auch Programmrede 1941, 
DS 523 und ZR 3723. 

1084 Vgl, allg. Metschl (Wasserwerk) und Vortragsmanuskript Gaswerksdirektor Heckenstaller 1960, ZR 16649. 

1083 Vgl. Bericht zum Förderantrag für den neuen Düker, undatiert (1933), ZR 11310. 
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ger Jahren diskutierten Ansätze für einen zweiten Donaudüker an der Kostenfrage geschei- 
tert. Anfang 1933 rechnete man hierfür mit Aufwendungen von rund 250000 RM, die zu die- 


ser Zeit unmöglich aufgebracht werden konnten!®*t., 


Erst die Arbeitsbeschaffungsprogramme von Reich und Land boten die Chance, die Neubau- 
maßnahme zu verwirklichen. Aus dem "Siebert-", dem Winterbauprogramm des bayerischen 
Ministerpräsidenten, erhielt die Stadt ein Darlehen von 190000 RM, aus den Mitteln der 
"wertschaffenden Arbeitslosenfürsorge" einen Direktzuschuß von weiteren 27000 RM'!#, So 
konnte die neue Rohrleitung von Mai bis September 1934 verlegt werden. Sie verlief am Re- 
gen entlang nach Reinhausen, unterquerte die Donau in der Mitte des Unteren Wöhrds und 
folgte dann dem Alleengürtel, wo sie an der D.-Martin-Luther-Straße auf die bestehende 
Hauptleitung traf. Die Arbeiten am Düker selbst dauerten noch bis August 1935, die Kosten 
der Gesamtmaßnahme, bei der man immerhin 160 Arbeitskräfte beschäftigte, beliefen sich 
auf 360000 RM!®®, 


Die nächste große Baumaßnahme des Wasserwerks wurde mit der Ansiedlung des Flugzeug- 
werks im Stadtwesten erforderlich, dessen enormer Wasserbedarf nur durch eine Rohrleitung 
gedeckt werden konnte, deren Größe der des Hauptrohrs entsprach. Und auch die Sied- 
lungstätigkeit im Schotten- und im Göringheim, die Versorgung des neuen Ostbahnhofs und 
die Eingemeindungen von 1938 bedingten umfangreiche Erweiterungen des Rohrnetzes so- 
wie den Neubau eines eigenen, für die Versorgung des hochgelegenen Stadtsüdens zuständi- 
gen Pumpwerks am Ziegetsberg'®’. In den späten dreißiger Jahren wurde auch ein altes, im- 
mer wieder verschobenes Großprojekt des Wasserwerks aktuell: die Erweiterung des Hoch- 
behälters. Sie sollte dazu dienen, das nachts ungenutzt abfließende Wasser zu speichern. 
Auch hierfür hatte man schon Mittel aus dem Gereke- und dem Siebertprogramm bean- 
tragt”, 1934 dann das erforderliche Gelände erworben!’ und 1935 mit ersten Vorarbeiten 
begonnen. Der zunehmende Wasserverbrauch machte das Projekt immer dringlicher, 
"unabsehbare” hygienische Folgen zeichneten sich ab, nachdem man in den Sommermonaten 
zeitweise die Quellen stärker ausbeuten mußte als zulässig und daher verschmutztes Flußwas- 
ser einzudringen drohte'°”. Doch erst Ende 1938 lag der Entwurf für den neuen Hochbehälter 
vor. Die erforderliche Summe von 850000 RM erschien zwar noch im Haushaltsplan 1939, 
doch scheiterte die Bauausführung nun an Finanzierungsproblemen, Material- und Arbeiter- 
mangel’”'. 


Schon im Herbst 1936 hatten - ebenfalls wegen des Wasserbedarfs des Flugzeugwerks - die 
Vorarbeiten für ein weiteres zukunftweisendes Projekt des Wasserwerks begonnen, das nörd- 
lich der Stadt, im "Lauber Wäldchen" bei Regendorf, Versuchsbohrungen zur Erschließung 
neuer Quellgebiete unternahm. Sie verliefen erfolgreich und ließen qualitativ hochwertiges 
Wasser in großer Menge erwarten”. Daher erwarb die Stadt das betreffende Gelände”, 


1084 Bericht Wasserwerk 30.1.1933, ebd. 
1085 Vg], Bericht H. 4.7.1934, ZR 17323. 


1086 Einzelheiten in DS 586 und 666, vgl. auch Gb Betriebsamt 1935, ZR 16509, sowie zu Grundgeschäften ZR 
16295 ff. 


1087 Einschlägige Mb Wasserwerk in DS 545 und 584. 
1088 Anträge und Unterlagen in ZR 11310. 
1089 Vol, Sr-Prot. 14.9.1934. 


1090 Gb Betriebsamt 1935, ZR 16509, Liste Aufbautätigkeit 1937, DS 666, Rh-Prot. 29.4.1938 und Bericht Wasser- 
werk 22.8.1938, DS 586, vgl. auch BA und BOm 16.6.1937. 


1091 Bericht Wasserwerk 29.6.1939, DS 586; ebd. und in DS 667 die Mb. Einzelheiten in DS 575. 


1092 Vg], Mb Feb. und April 1937, DS 545 und 586, vgl. auch Pressegespräch Sch., PSt 502, dazu BA und BOm 
21.7.1937. 


1093 Rh-Prot. 23.4.1937; Kaufvertrag 7.5.1937 in DS 576, Einzelheiten ebd., in ZRa 14428 und ZR 16250, vgl. Rh- 
Prot. 8.8.1940. 
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und im Frühjahr 1937 liefen die ersten Pumpversuche an, wofür es allerdings an Rohren man- 
gelte. Unter anderem aus diesem Grund'””* kam es vor Kriegsbeginn nicht mehr zum Neubau 
eines zweiten Wasserwerks an dieser Stelle; in allen programmatischen Aussagen aus den 
Kriegsjahren bezeichnete der Oberbürgermeister den neuen Hochbehälter und das neue Was- 
serwerk als vordringliche Aufgaben für die Nachkriegszeit”. 


Nachdem der Wasserverbrauch der Stadt allerdings weiter stieg, war 1942 die Kapazitäts- 
grenze des Wasserwerks erreicht, und im Sommer dieses Jahres drohten drastische Sperren. 
Zwar sank der Verbrauch ab dem folgenden Jahr, doch wurde das Leitungsnetz bei den Bom- 
bardierungen gegen Kriegsende vielfach beschädigt; 420 Bombentreffer verzeichnete man 
insgesamt, der Hochbehälter in Neuprüll hatte einen Voiltreffer erhalten, und statt mit Neu- 
anlagen waren die Bautrupps des Wasserwerks nun ununterbrochen mit der Schadensbehe- 
bung beschäftigt. Immerhin gelang es ihnen bis Kriegsende, die Wasserversorgung der Be- 
völkerung - teils mit Hilfe von Tankwagen - notdürftig aufrechtzuerhalten'®®, 


c. Gas- und Elektrizitätswerk 


Gegenüber den genannten, teils recht spektakulären Projekten des Wasserwerks verzeichne- 
ten weder das städtische Gas- noch das Elektrizitätswerk in den dreißiger Jahren besonders 
aufwendige Neubauprojekte, wenn auch selbstverständlich die werkseigenen Einrichtungen 
sowie das Rohr- bzw. Leitungsnetz im Zuge der Stadterweiterung ständig erweitert werden 
mußten'!””. Dem Elektrizitätswerk kam ohnehin nur die Verteilerrolle innerhalb der Stadt zu, 
da es seinen Strom selbst von außen, d.h. überwiegend von der OWAG!®® und somit indirekt 
von den Bayernwerken bezog und nur für die Bedarfsspitzen in geringem Umfang selbst pro- 
duzierte'®”, 


Der Kriegsbeginn brachte beiden Werken große Umsatzsteigerungen ein, nachdem die Koh- 
lenversorgung Regensburgs nicht funktionierte, zugleich mehrere Großbetriebe wie Messer- 
schmitt auf Gasheizung umstellten und dazu noch das Hafengebiet mit einer Reihe von Be- 
trieben sowie das Holzverzuckerungswerk neu an die Gasversorgung angeschlossen wurden. 
Als weitere Großabnehmer für Gas kamen 1941 die Reservelazarette im Stadtgebiet hinzu!'®. 
Seit 1940 wurde zudem über einen landesweiten, auch den Sudetengau einschließenden Gas- 
verbund verhandelt!!'”, im Sommer 1943 kam es zur Gründung der Süddeutschen Ferngas 
AG, der auch das Regensburger Gaswerk angehörte!'”. Zu dieser Zeit stagnierte allerdings 
auch hier, wie beim Wasserwerk, der Absatz!!'®. Größere Bombenschäden hatte zumindest 
die zentrale Ofenanlage des Regensburger Gaswerks nicht zu verzeichnen, allerdings kam es 
zu einer Vielzahl von Rohrbrüchen. Doch nicht ihretwegen, sondern wegen Kohlenmangels 


1094 Vg], Gb Betriebsamt 1937, DS 579, sowie die Mb, s.Anm. 1087. 
1095 Vgl. z.B. Programmrede 1941, DS 523 und ZR 3723. 
1096 Vgl, Berichte Stadtwerke, DS 581, sowie Manuskript Heckenstaller 1960, ZR 16649. 


1097 Vg], Mb beider Werke, DS 545, 587, 589 und 667. Betriebsdaten 1932-1934 in ZR 16510, 1935-1943 in ZR 
16578; zu Umsatz und Personal ZR 16571. Zur Tarnung per Grünanlage: Mb ab Nov 1937, DS 545 bzw. 589. 


1098 Zur OWAG: Gb in ZR 16677 und 17040; zur Vereinigung mit der niederbayer. OstromAG 1944: ZR 17062, vgl. 
allg. Siegert (1985) passim. 


1099 Zum E-Werk vor 1933 vgl. ZR 16660 ff., Grafiken in SWE 500. Lieferverträge mit der OWAG: ZR 17040 und 
17062 (1925) bzw. 16676 f. (1938), vgl. Rh-Prot. 21.1.1938. 


1100 | ageberichte Stadtwerke 1940/41, DS 580. Tägl. Gasabgabe in m° 1939: 16000 - 1941: 19300 - 1943: 24200, 
vgl. Bericht Gaswerk 18.10.1944, DS 889. 


1101 Ygl, Programmrede Sch. 1941, DS 523 und ZR 3723. 
1102 Einzelheiten in ZR 16644, vgl. auch Rh-Prot. 19.7.1943. 
1103 | agebericht Stadtwerke 1943, DS 581. 
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mußte das Gaswerk nach dem Angriff vom 13.3.1945 den Betrieb einstellen "™*. Demgegen- 
über war das E-Werk bei den beiden letzten Großangriffen, am 13.3. und 16.4.1945, völlig 
zerstört worden. Drei Tage lang, während der Besetzung Regensburgs durch die US-Truppen, 
kam es zu einem totalen Stromausfall im Stadtgebiet, bevor die vergleichsweise wenig be- 
troffene OBAG die Stromlieferung in geringem Umfang wieder aufnahm. 


3. Freizeit- und Sportanlagen 


Die städtische Schwimmschule am Unteren Wöhrd war den Bedürfnissen der Wehrmacht 
zum Opfer gefallen, und auch das mit viel Mühe mehrfach erweiterte und modernisierte Fa- 
milienbad an der Schillerwiese schien bereits durch die Pläne für eine neue Pionierkaserne in 
seinem Bestand gefährdet. Zwar war dieses Projekt schließlich auf unbestimmte Zeit zurück- 
gestellt worden, doch begannen dafür die Bauarbeiten für den Rhein-Main-Donau-Kanal, 
dessen Staustufe einen Badebetrieb an dieser Stelle ebenfalls unmöglich gemacht hätte. So 
ergab sich die Notwendigkeit, ein neues, großzügiges Familienbad am Oberen Wöhrd einzu- 
richten!!®. Daneben sollten das im alten Winterhafen, hinter der neuen Jugendherberge, be- 
triebene Freibad modernisiert!'”, eventuell auch am Regen ein neues Flußbad angelegt wer- 
den! 107 


Auf dem Oberen Wöhrd sollten neben dem neues Familienbad auch ausgedehnte Sportstätten 
entstehen. Verschiedene der Einrichtungen, so etwa die Stehtribüne an der Südseite des neuen 
Sportplatzes, finanzierte die Bauleitung des Rhein-Main-Donau-Kanals!'®, Wegen der 
schlechten Zufahrtsmöglichkeit zu der Donauinsel sollten nach dem Krieg größere Sportver- 
anstaltungen allerdings anderswo, etwa in einem von der Reichspost im Stadtwesten geplan- 
ten neuen Stadion durchgeführt werden!!”. Ebenfalls noch in weiter Ferne lag der seit vielen 
Jahren geplante Neubau eines städtischen Hallenbads, das Schottenheim im Stadtosten, neben 
dem Gaswerk ansiedeln wollte - nach Möglichkeit finanziert von einem Zweckverband, dem 
auch die DAF, die Wehrmacht, der RAD, Sportvereine und Industriebetriebe angehören soll- 
ten! l 10 


Während all diese Maßnahmen nicht mit Eingriffen in die Altstadt verbunden gewesen wä- 
ren, so hätte ein weiterer geplanter Großbau deren Gesicht an einer sehr exponierten Stelle 
bedeutend verändert - der "Ufa"-Palast an der Maximilianstraße. Die Grundstücke, die die 
Ufa hierfür benötigte, hatte sie vor und nach Beginn des Zweiten Weltkriegs bereits angek- 
auft, und die Baupläne lagen fertig vor, doch konnten sie wegen der Bausperre nicht mehr 
ausgeführt werden. Die Stadtverwaltung war von dem Neubauprojekt für das Großkino inso- 
fern betroffen, als ihm der kleine Pavillon hätte weichen müssen, der bislang das Hapag- 
Reise-und-Verkehrsbüro beherbergte. Es sollte nun etwas versetzt, südlich des Keplerbaus, in 
einem Neubau untergebracht werden'!'". 


1104 Bericht 2.8.1945, ZR 16649. 

1105 Vgl. Programmreden Sch. 20.7.1939 (Text ZR 11243) und Anfang 1941, DS 523 und ZR 3723. 
1106 Programmrede Sch. 20.7.1939, Text ZR 11243, 

1107 Rh-Prot. 21.3.1941. 

1108 Programmrede Sch. 20.7.1939, Text ZR 11243. 


IE Programmrede Sch. Anfang 1941, DS 523 und ZR 3723; Zuschuß zur Prüfeninger "Wehrkampfbahn", wo 1937 
NS-Kampfspiele ausgetragen werden sollten, erwähnt in ZR 19655. 


IHO end. 
Ilit Ebd. 
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FÜNFTER TEIL: 
DIE STADTVERWALTUNG IM ZWEITEN WELTKRIEG 


I. Zentralismus und Selbstverwaltung: 
Kommunale Entscheidungskompetenz unter Kriegsbedingungen 


Unmittelbar vor dem Krieg hatte Hitler Richtlinien zur Vereinfachung der Verwaltung ver- 
fügt. Selbst unter schwierigsten Verhältnissen erwarte er "restlosen Einsatz und schnelle, von 
bürokratischen Hemmungen freie Entscheidungen". Die mit der "Reichsverteidigung” zu- 
sammenhängenden Aufgaben erhielten absoluten Vorrang vor allen anderen Arbeiten, der In- 
stanzenweg wurde gestrafft. Eine Textpassage in Hitlers Erlaß führte dabei zu Mißverständ- 
nissen: "Die bisher mit Aufsichtsbefugnissen ausgestatteten nachgeordneten Behörden erhal- 
ten Weisungsbefugnis gegenüber den bisher von ihnen beaufsichtigten Dienststellen." Diese 
Formulierung legte nahe, daß nun die kommunale Selbstverwaltung als beendet zu betrachten 
und die Gemeinden mit Kriegsbeginn zu willenlosen Werkzeugen der Staatsführung gewor- 
den seien. Offenbar verstand man dies vielerorts auch so, und zahlreiche Mittelbehörden grif- 
fen massiv in die Angelegenheiten der Städte und Gemeinden ein - ein Verfahren, das nun 
doch nicht intendiert gewesen war. 


Auch die Regensburger Bezirksregierung verschärfte die Informationspflicht der Gemeinden? 
und machte ihnen detaillierte Vorschriften, etwa zum dienstlichen Verkehr mit den Bürgern. 
So wies Regierungspräsident Wimmer in scharfem Ton auf vorliegende Klagen hin und for- 
derte ein freundliches, hilfsbereites und taktvolles Verhalten aller Verwaltungsstellen?. Dem 
fügte Schottenheim hinzu, er werde berechtigte Klagen über ungehöriges Auftreten seiner 
Untergebenen "unnachsichtlich verfolgen". Zuviel der Bürgernähe war allerdings nicht vor- 
gesehen - Anfang 1942 gab die bayerische Regierung bekannt: "Soweit Querulanten auch in 
der Kriegszeit fortfahren, die Behörden mit Gesuchen und Anträgen zu belästigen, wird dafür 
gesorgt werden, daß die Staatspolizei sich ihrer in gehöriger Weise annimmt." Sogar ein ei- 
genes, höflich formuliertes Formblatt wurde entworfen, mit dessen Hilfe lästige Gesuchsteller 
abgewiesen werden konnten; die Regensburger Stadtverwaltung bestellte 2000 Stück davon‘. 


!  Führererlaß 28.8.1939, RGBLIS.1535, vgl. dazu O.Ehrensberger: Die Vereinfachung der Verwaltung nach dem 
Führererlaß vom 28.8.1939, in: Dt.Verwaltung 16 (1939) 5.533 ff. 


Verlangt u.a. Erweiterung der Mb um einen Abschnitt über "alle von den Kriegsmaßnahmen berührten Lebens- 
gebiete”" (Anweisung 21.2.1940, NIS 12). 


"Jeder im Dienste des öff. Wohles stehende Volksgenosse" sollte "als Helfer und verständnisvoller Berater die 
große Kameradschaft beweisen, die der Führer befohlen hat"; den städt. Bediensteten bekanntgegeben 
21.10.1939 (DS 520 und ZRa 13198a). Vgl. auch Fricks vertraul. Rundschr. 13.11.1939 (ZRa 13213). 


* Verf. Sch. 21.10.1939, DS 520 und ZRa 13198a. Bekanntgabe weiterer inhaltsgleicher Anweisungen Fricks und 
Görings durch Sch. 24.11. und 14.12.1939; zugleich drohte er mit scharfem Vorgehen gegen "ungehöriges und 
pflichtwidriges Verhalten" (ZR 3744 b bzw. PAM 539). 


° RegAnz 9.2.1942. 
6 Bestellung 23.2.1943 und Einzelheiten in ZRa 13209. 
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Nicht nur der zunehmende Einfluß der Staatsaufsicht, auch der bereits angesprochene, mit 
Kriegsbeginn verschärft erhobene Anspruch der Reichsverteidigungskommissare (RVK), also 
der Gauleiter auf Unterordnung der Bürokratie bedrohte die Reste der kommunalen Selbst- 
verwaltung. Adolf Wagner sprach von der im Krieg "mehr denn je gebotenen Zusammenar- 
beit von Partei und Staat"’, und Schottenheim drohte diensteifrig, die Verweigerung des 
"deutschen Grußes" stelle eine "unberechtigte Gehorsamsverweigerung" dar und könne selbst 
in Härtefällen zur sofortigen Entlassung führen‘. Schließlich mußte der Oberbürgermeister 
sogar anordnen, daß er zumindest informiert werde, wenn städtische Dienststellen Arbeiten 
für Parteiorgane übernähmen, was also offenbar absolut üblich war”. 


Der militärischen Geheimhaltung galten weitere Regelungen, die in den Verwaltungsalltag 
eingriffen. So durfte "aus Abwehrgründen" im Reichshandbuch der deutschen Fremdenver- 
kehrsorte kein Foto der Steinernen Brücke mehr erscheinen, den Kontakt zu Angehörigen 
feindlicher Staaten mußten die städtischen Bediensteten nach Möglichkeit ganz einstellen 
oder - in "kühler und reservierter, jedoch korrekter Haltung” - auf ein Mindestmaß beschrän- 
ken'', und der Schriftverkehr mit dem Ausland war über die Staatspolizei(leit)stellen abzu- 
wickeln; auch derjenige mit den besetzten Gebieten blieb streng reglementiert'?. Selbst die 
Veröffentlichungen der Kommunen in den Amtsblättern wurden der Vorzensur unterworfen, 
um unbeabsichtigtem Geheimnisverrat vorzubeugen". 


All dies scheint darauf hinzudeuten, daß der Handlungsspielraum der Kommunen unter 
Kriegsbedingungen gleich Null war. So wird in der Forschung - gerade unter Berufung auf 
den zitierten Führererlaß - häufig als ganz selbstverständlich angenommen, die ohnehin schon 
ausgehöhlte kommunale Entscheidungskompetenz sei nun vollkommen abgebaut worden’. 
Zu wenig berücksichtigt wird dabei zum einen, daß es lokale Sonderentwicklungen gab, und 
daß zum zweiten das Reichsinnenministerium und die Oberbürgermeister im DGT Anfang 
1940 einen wichtigen Erfolg über die "Zentralisten” errangen: Frick sprach den Gemeinden 
seine Anerkennung für ihr bisher gezeigtes Verantwortungsbewußtsein aus, die Aufsichtsbe- 
hörden wurden angewiesen, der eigenverantwortlichen Tätigkeit der Gemeinden mehr Spiel- 
raum zu lassen und "von der Weisungsbefugnis nur beschränkt und nur dann Gebrauch zu 
machen (...), wenn dringender Anlaß hierfür vorliegt." " 


Nach wie vor spielte für die Entwicklung in Regensburg eine besondere Rolle, daß sich der 
Gauleiter als Reichsverteidigungskommissar nicht am Ort befand und der Oberbürgermeister 
von sich aus auf der engen Bindung der Stadtverwaltung an die Partei beharrte. Dies ver- 
schaffte ihm dieser gegenüber den nötigen Handlungsspielraum. So Konnte er es sich leisten, 
erneut klarzustellen, daß es ordnungswidrig sei, wenn sich städtische Bedienstete mit Be- 


Rundschr. an die RegPräs, die nun wichtige Schreiben an den Gauleiter weiterzugeben hatten, 17.11.1939, StA 
14175. Zur Ausdehnung der Parteibefugnisse in der Verw, durch Berufung der RVK, 1.9.1939, RGB1 18.1565, 
vgl. P.Hüttenberger: Die Gauleiter, Stuttgart 1969, S.152 ff. und Diehl-Thiele 8.253. 

8 Verf. Sch. z.B. 4.8.1941 und 9.9.1943 (ZR 11195, 18112 und PAM 539): allen städt. Bediensteten erstmals ge- 
gen Unterschrift, dann allmonatlich erneut bekanntzugeben. 

? Verf. 5.7.1943, ZR 9042. 

Han Diepolder 9.12.1942, NIB "Fremdenverkehr 1933-1960". Vgl. auch Sch. an leitende Beamte 1.8.1941, DS 
553, die mit Geheimsachen befaßten Mitarbeiter alle 2 Wochen an die Geheimhaltungsvorschriften zu erinnern. 

!! Verf. Sch. 26.11.1941, PAM 539 und NIS 12. 

12? Vgl. z.B. Verf. H. und Sch. 14.10.1939 und 31.1.1940, NIS 1. 

13 Wehrkreiskommando XII an Stadt 15.6.1941, ZRa 13562. Die Anordnung ging nicht den üblichen Behörden- 
weg, sondern gelangte direkt an die Stadt; Rechtsgrundlage nicht angegeben, nur pauschal verwiesen auf die 
Anweisungen des OKW zur militär. Zensur, 

14 Vgl. Matzerath (1970) S.317 ff., 433 f. und passim, vgl. auch D.Rebentisch: Innere Verwaltung, DVG IV 8.732- 
774, hier S.761. Zum Kompetenzchaos im Krieg ebd. 8.759 ff. 

15 Abdruck RdErl 12.2.1940 in ZRa 13881, vgl. auch Begleitschreiben Knorr (Geschäftsführers DGT), der sich 

hochzufrieden zeigte, 24.2.1940, ebd. 
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schwerden direkt an die Partei oder die Aufsichtsbehörde wandten'®. Nach wie vor funktio- 
nierte auch die gute Verbindung zu Weigert, so etwa im Konflikt mit Ewald Mühleisen, dem 
Kreisamtsleiter der NSDAP für Beamte”. Dieser sollte eine Mittlerrolle zwischen Partei und 
Beamtenschaft einnehmen, während er als städtischer Oberinspektor zugleich Schottenheim 
unterstand. Beide waren schon Mitte der dreißiger Jahre in Siedlungsfragen häufig zusam- 
mengestoßen, als Mühleisen als örtlicher Vertreter des Gauheimstättenamts fungiert hatte. 
1941 mußte er schließlich aus seinem Parteiamt zurücktreten - Schottenheim hatte sich mit 
Leichtigkeit eines Mitglieds der Kreisleitung erwehrt'*. Mühleisens Nachfolger wurde Karl 
Sailer, von dem die Kreisleitung "eine echte vom nationalsozialistischen Geist getragene Zu- 
sammenarbeit" mit der städtischen Beamtenschaft erwartete”. 


Im Sommer 1941 wurde die Stellung der Oberbürgermeister bzw. Landräte generell gestärkt: 
Sie hatten für "stete und engste Zusammenarbeit" aller staatlichen und kommunalen Dienst- 
stellen in ihrem Kreis zu sorgen”. Wenig später kritisierte Reichsinnenminister Frick in 
scharfer Form, daß - entgegen dem Führerwillen - "die Gauleiter die Selbstverantwortlichkeit 
der Städte nicht genügend berücksichtigen"; so wie bisher könne es nicht weitergehen, wenn 
man vermeiden wolle, daß "wir dann bald keine Gemeindeleiter mehr haben werden oder je- 
denfalls als Gemeindeleiter nicht mehr Männer von Format und Qualität"”'. Erneut wird 
sichtbar, daß ein komplizierterer Prozeß ablief, als die Verfechter der These von der völligen 
Entmachtung der Kommunen unterstellen. Zwar stützte Hitler, wie vielfach belegt ist, im 
Konfliktfall fast immer einen Gauleiter gegenüber einem Oberbürgermeister, doch selbst 
Autoren wie Rebentisch” müssen zugeben, daß mit der Übernahme des Innenministeriums 
durch Himmler eine Zunahme der gemeindlichen Kompetenzen verbunden war. Ganz offen- 
sichtlich hatten sich die Zentralisierung und die Einrichtung einer Vielzahl neuer Steuerungs- 
behörden als so uneffektiv erwiesen, daß ausgerechnet unter Kriegsbedingungen das Prinzip 
der "Einheit der örtlichen Verwaltung” wieder stärker in den Vordergrund trat: "So erlangten 
paradoxerweise die Gemeinden während der Kriegsjahre faktisch einen Teil jener verwal- 
tungsorganisatorischen Selbständigkeit zurück, die ihnen in den vorhergegangenen Jahren 
nationalsozialistischer Politik genommen worden war"”. 


Für die Stadt Regensburg ist zumindest in den ersten Kriegsjahren keineswegs ein Verlust an 
Eigeninitiative erkennbar. Zwar waren fast alle eigenen Vorhaben dem Baustop zum Opfer 
gefallen, doch ließ Schottenheim bis zum Frühjahr 1941 in großem Umfang Zukunftsprojekte 
für die herbeigesehnte Nachkriegszeit erarbeiten und beschrieb bei jeder Gelegenheit den un- 
geheuren Aufschwung, den das schon jetzt zur Großstadt herangewachsene Regensburg dann 
erleben werde. Erst nach dem deutschen Überfall auf die Sowjetunion zeichnete sich ein 
Stimmungsumschwung ab, all die schönen Pläne erwiesen sich nun als verfrüht. Die Stagna- 
tion im Siedlungs- und Autobahnbau hatte man noch als kurzzeitige, unvermeidliche Unter- 
brechung in der "Aufbauarbeit" hingenommen, erst das endgültige Scheitern des großen Ost- 


16 Verf. 15.12.1939, NIS 1. 
17 Einzelheiten in StA (NSDAP) 12. 


Ende 1942 Verurteilung Mühleisen zu 3 Monaten Gefängnis wegen Betrug - er war ständig umsonst mit der 
Straßenbahn gefahren. Das Dienststrafverfahren endete mit einem Verweis, vgl. Bericht an Reg. 18.2.1943, StA 
(1987) 1 blau 536 = 4163 a. 


2 Kreisleitung an Reinemer 5.2.1941, ZR 4050. Als das NS-Amt für Beamte Ende 1944 ebenso stillgelegt wurde 
wie der RDB, benannte Weigert, nun Kreissachbearbeiter für Beamtenfragen, nur noch einen Verbindungsmann 
zur Stadt, vgl. sein Schreiben 30.12.1944, ebd. 


20 Erlaß RVK 17.7.1941, Abdruck in NIS 11. 


Frick an Lammers mit Forderung nach grundsätzl. Klärung des Verhältnisses Gauleiter-OB durch Hitler 
25.11.1941, zit. bei Matzerath (in Schwabe 1981) S.190 f. Lt. Matzerath war Fricks Vorstoß "letztlich folgenlos". 


22 Rebentisch (1989) 8.503 ff. 


Ribhegge 8.54, ähnlich Mutius (8.1080); nach Caesar und Hansmeyer: erhöhte Finanzautonomie der Gemeinden 
bis 1944 (DVG IV S.838). 
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hafenprojekts im Jahr 1942 bedeutete die völlig neue Erfahrung für den bislang so dynami- 
schen Regensburger Oberbürgermeister, daß es nun auf absehbare Zeit nicht mehr "aufwärts 
und vorwärts” gehen werde. 


Zwar zogen die Gauleiter in den späten Kriegsjahren weitere Verwaltungsaufgaben der 
Kommunen an sich, so etwa Wächtler die Regelung des kriegswichtigen Raumbedarfs für 
den Gau Bayreuth, doch selbst dies bedeutete nicht eine weitere Entmachtung, sondern viel- 
mehr eine Maßnahme zum Schutz der kommunalen Kompetenzen. Denn Wächtler begrün- 
dete seinen Schritt damit, daß es nicht angehe, die Kommunen erst im Nachhinein über die 
Sicherstellung von Räumlichkeiten zu informieren, da dies einen Ausgleich zwischen allen 
interessierten Stellen verhindere”®. Tatsächlich erforderten die Bombenangriffe auf die Stadt 
ab 1943 ein neuartiges Zusammenwirken aller örtlichen Behörden, bei dem es nicht mehr in 
erster Linie darum ging, wer über welche Entscheidungskompetenzen verfügte, sondern 
vielmehr darum, daß Schäden schnell gemeinsam behoben, Obdachlose schnell untergebracht 
wurden. Selbstverständlich führte die Stadtverwaltung nun Anweisungen der Kreisleitung 
aus, doch ebenso selbstverständlich stellten die Partei und ihre Gliederungen, die Wehrmacht, 
die Reichsbahn oder auch die örtliche Industrie Hilfskräfte für die Aufgaben ab, die der Stadt 
zugewachsen waren - etwa die baulichen Sofortmaßnahmen und die Möbelbergung nach 
Luftangriffen oder den Behelfsheimbau. Wenn also die deutschen Oberbürgermeister ihre 
Entmachtung durch die Reichsverteidigungskommissare beklagten und größere Kompetenzen 
für sich selbst forderten, geschah dies gerade wegen ihrer vielfältigen Aufgaben im Bomben- 
krieg”. 


II. Regensburg und die Kriegsereignisse 


A. Zukunftsvisionen und Stagnation: Die ersten Kriegsjahre 


Folgt man dem Regierungspräsidenten, so reagierte die Bevölkerung Ostbayerns mit wider- 
williger Loyalität auf den Kriegsbeginn - sie wollte "von einem Krieg nichts wissen" und ließ 
jede Begeisterung vermissen. Die Stimmung war ernst und gefaßt, man mißtraute der offi- 
ziellen Propaganda, Versorgungsengpässe, insbesondere der Kohlenmangel, führten zu Span- 
nungen, die Hoffnung auf eine baldige Waffenruhe nach dem Polenfeldzug war weit verbrei- 
ter°. Erst nach dem Sieg über Frankreich herrschte allgemeine Begeisterung, man feierte den 
Kriegseintritt Italiens, und obwohl die Hoffnung auf einen baldigen Siegfrieden nach wie vor 
überwog, scheint die Übereinstimmung zwischen Bevölkerung und Staat Mitte 1940 so groß 
gewesen zu sein wie nie zuvor und danach”. 


24 Verf. 29.7.1943, WSt 3; vgl. zur weiteren Entw. den grundlegenden Führererlaß 12.11.1943, RGB] 1.659. 

= Vgl. Bericht Sch. über Posener Tagung der OB des Großdeutschen Reichs, Rh-Prot. 23.2.1944. Vgl. auch Re- 

bentisch (in Schwabe, 1981) S.155. 

Vgl. die RPB, u.a. 8.3.1940 zu Wächtlers Kundgebung in Rgbg. zum Thema "Der Sieg ist unser", Vgl. auch 

Rzehak $.13 ff. und passim sowie MZ 31.8.1989. 

2 Vgl. allg. M.G.Steinert: Hitlers Krieg und die Deutschen, Düsseldorf-Wien 1970. W.Deist: Überlegungen zur 
"widerwilligen Loyalität" der Deutschen bei Kriegsbeginn, in Der Zweite Weltkrieg (1989) S.224-239. 


26 
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Seinen ersten Fliegeralarm erlebte Regensburg in der Nacht vom 17. auf den 18.3.1940”, al- 
lerdings kamen im Regierungsbezirk bei diesem und den folgenden Alarmen nirgends 
Spreng- oder Brand-, nur gelegentlich Leuchtbomben zum Abwurf. Die erste wirkliche Bom- 
bardierung traf in der Nacht vom 8. auf den 9.11.1940 ein Waldstück bei Kelheim, ohne grö- 
Bere Schäden anzurichten. Als sich nun erwies, daß alle Hoffnungen auf einen baldigen Frie- 
densschluß getrogen hatten, sank die Stimmung in der Bevölkerung rapide ab. Nur die ver- 
meintlich bevorstehende Invasion in Großbritannien und die militärischen Erfolge auf dem 
Balkan ließen im Frühjahr 1941 nochmals Optimismus aufkommen, doch verursachten der 
mysteriöse Englandflug Rudolf Heß’ und dann vor allem der deutsche Überfall auf die So- 
wjetunion einen Stimmungsverfall, der trotz aller Propaganda nicht mehr behoben werden 
konnte. Hinzu traten die Angst vor dem dritten Kriegswinter, die Trauer um die Gefallenen 
und zunehmende Versorgungsmängel”. Zudem erlebte der Regierungsbezirk in der Nacht 
vom 14. auf den 15.10.1941 seinen ersten größeren Luftangriff; in neun Landkreisen wurden 
weit über 1000 Spreng- und Brandbomben abgeworfen, überwiegend ohne größere Schäden 
anzurichten”. Auch die unmittelbare Nachbarschaft von Regensburg war betroffen: Am 
nördlichen Ortsrand von Donaustauf warf ein feindlicher Bomber, der möglicherweise die 
Orientierung verloren hatte, 22 Bomben ab, die sechs Häuser schwer und 14 leicht beschä- 
digten?. 


Die Verlustmeldungen von der Ostfront stiegen, die Ereignisse um die Entmachtung Brau- 
chitschs und die Kriegserklärung an die USA ließen auch das Vertrauen in den bisher weithin 
sakrosankten "Führer" zunehmend schwinden”. Zudem gab es 1942 schon mehrere Male pro 
Monat Fliegeralarm, wenngleich noch sehr selten Bombardierungen im Regierungsbezirk. In 
Regensburg selbst knüpften sich große Befürchtungen an die Existenz des Messerschmitt- 
werks in der Stadt, nachdem britische Bomber im April dieses Jahres nach stundenlangem 
Anflug quer über das Reichsgebiet die Augsburger MAN-Werke”, im August dann München 
und Nürnberg angegriffen hatten. Die Hoffnung auf den Siegfrieden schwand zusehends, da- 
für mehrten sich "staatsfeindliche Aktivitäten”. 


Die Kämpfe um Stalingrad und die Vernichtung der Sechsten Armee führten auch in Regens- 
burg zu einem Stimmungstief. Jedoch stärkte die Umstellung auf den "totalen Krieg”, insbe- 
sondere nach Goebbels berüchtigter Sportpalast-Rede, eine Einstellung, die sich wohl am be- 
sten mit "Durchhaltewillen" beschreiben läßt. Andererseits hatten nun viele weitere Ge- 
schäftsleute die Stillegung ihrer Betriebe zu fürchten, und in der Bevölkerung wuchs das 
Mißtrauen gegenüber der offiziellen Kriegsberichterstattung noch mehr; zunehmend rückte 
die Möglichkeit einer militärischen Niederlage ins Bewußtsein. Diese Einschätzung ver- 
stärkte sich auch infolge der immer häufigeren Luftwarnungen, darunter einem Großalarm 
am 6.3.1943. Doch blieb Regensburg nochmals mehrere Monate lang von "Feindeinwirkung” 
verschont. 


28 RPB 9.9.1940. 

2 Vgl. PAM 539 zum gemeinschaftl. "Eisernen Sparen” ab Ende 1941. 

30 RPB 8.11.1941. 

3L Frdl. Hinweis R.Ehm. 

32 RPB 9.1.1942. 

3 RPB 8.5.1942. 

34 Vgl. z.B. RPB 8.9.1942, 11.6. und 10.7.1943, vgl. auch Rzehak §.23 ff. und 84 ff. 
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B. Die Luftangriffe ab 1943 


Um im folgenden Abschnitt nicht ständig gleichlautende Aussagen wiederholen zu müssen, 
sei vorangeschickt, daß zu den einzelnen Luftangriffen umfangreiches Quellenmaterial ver- 
schiedener Provenienz vorliegt”, daß sich darin allerdings teils sehr widersprüchliche Zah- 
lenangaben zu Todesopfern, Verletzten und Sachschäden finden. So enthalten die Meldungen 
und Berichte der Polizeiinstanzen fast immer niedrigere Zahlen als diejenigen der verschie- 
denen staatlichen und städtischen Stellen oder der Privatwirtschaft. Wenn andererseits das 
Bestattungsamt weniger Beerdigungen und die Standesämter weniger Sterbebeurkundungen 
meldeten, als Todesopfer gezählt worden waren, liegt die Vermutung nahe, daß hier orts- 
fremde Tote überführt und ihr Tod andernorts beurkundet wurde”. Gebäudeschäden schließ- 
lich mag der für die Sofortmaßnahmen zuständige städtische Beamte anders eingeschätzt ha- 
ben als die Polizei. Eliminiert wurden von vorneherein Angaben, die so sehr aus dem statisti- 
schen Rahmen fielen, daß sie unglaubwürdig erschienen. 


1. Die drei Luftangriffe auf das Messerschmitt-Werk* 


Regensburg erlebte seinen ersten und mit rund 400 Todesopfern zugleich schwersten Luftan- 
griff in den Mittagsstunden des 17. August 1943. Er galt ausschließlich dem Flugzeugwerk 
im Stadtwesten; der strategische Hintergrund dieser Bombardierung und ihre Konsequenzen 
für Messerschmitt wurden bereits dargestellt. Nur wenige Bomben verfehlten ihr Ziel und tra- 
fen Wohngebiete rund um das Werk und in der Altstadt - vier das Kloster Hl.Kreuz, drei ver- 
schiedene Gebäude in der Keplerstraße””. Die Stadtwerke verzeichneten Volltreffer auf die 
Hauptwasser- und die Gasleitung des Flugzeugwerks, auf einige Hochspannungskabel und 
Straßenbahngleise. Ohne größere Zerstörungen kamen dagegen die Krankenhäuser in der 
unmittelbaren Nachbarschaft des Flugzeugwerks davon, was die Bevölkerung sehr beein- 
druckt haben soll®. 


Die Tatsache, daß die Altstadt kaum getroffen worden war, stärkte Gerüchte, wonach Re- 
gensburg überhaupt verschont bleiben solle, da man sich bei der Reichstagswahl 1933 mehr- 
heitlich gegen die NSDAP ausgesprochen habe*'. Dennoch versuchten nun immer mehr Re- 
gensburger, Sachwerte, insbesondere Textilien und Möbel, in Sicherheit zu bringen”. Denn 
mit der Landung der Alliierten in Italien und der Besetzung des Flughafens Foggia im Sep- 
tember 1943 verstärkte sich das Gefühl, Angriffen von Süden nunmehr schutzlos ausgeliefert 
zu sein. Ruhe, aber auch Fatalismus sollen daher die Stimmung im Winter 1943/44 gekenn- 
zeichnet haben”. 


35 Städt. Akten: DS 737-739, 743, 745, 747, 749, 751, ZRa 12137 a, Brandschutzamt 4 und 27. Mb Standesämter in 
DS 530, vgl. Akt "Statistik allgemein" (Amt für Stadtentwicklung und Statistik). Polizeiberichte in HStAM 
Reichsstatthalter 703-705, vgl. auch die RPB. 


Frdl. Überlassung werksinterner Berichte der Zuckerfabrik durch Frau Faderl. 
°7 Zur Problematik der Todesziffern-Statistik vgl. auch W.Kick 8.39 ff. 


38 Vgl. R.A.Freeman: Mighty Eighth War Diary, London 1981. L.G.S.Payne: Air Dates, London usw. oJ. 
K.C.Carter/R.Mueller (Hg.): The Army Air Force in World War II, New York 1980. G.W.Feuchter: Der Luft- 
krieg, "Frankfurt-Bonn 1964. 


Stadtplan mit Eintrag der Bombentrichter in HStAM Reichsstatthalter 704. Vgl. auch Flugführer Obermaier an 
Stadt 2.9.1943, ZR 10561. 


0  ADI-Report 607/1944, vgl. die Augenzeugenberichte bei Clutton 8.45 ff. und 57 ff. 

#1 SD-Berichte nach dem Angriff ausgewertet in BNS I (1977) S.645 ff., vgl. auch Hiltl, hier 19./20.2.1955. 
“2 Sch. an Reg. 11.11.1943, DS 763. 

n Vgl. RPB dieser Monate. 
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Immer häufiger erfolgte nun Luftwarnung. Die Straßenbahnen wurden dann angehalten, Ver- 
anstaltungen unterbrochen bzw. aufgelöst; bei nachfolgendem Fliegeralarm mußten die 
Schutzräume aufgesucht werden”, Doch dauerte es nach dem ersten Großangriff nochmals 
ein halbes Jahr, bis der Raum Regensburg wieder Ziel von Bombardierungen wurde, und 
zwar zweimal binnen drei Tagen im Rahmen der "big week". Das Obertraublinger Messer- 
schmitt-Zweigwerk wurde am 22.2.1944 angegriffen, im Stadtgebiet trafen zwei Brandbom- 
ben ein Nebengebäude des Prüfeninger Bahnhofs und verwundeten drei Personen; vielleicht 
gab es auch zwei Todesopfer“. Völlig überraschend kam es am 25.2. zu einem weiteren An- 
griff, der diesmal beiden Flugzeugwerken galt, daneben aber in Regensburg auch die umlie- 
genden Wohngebiete, das Bahn- und das Hafengelände traf. Sechs Bomber sollen dabei abge- 
schossen worden sein“. Die Zahl der Todesopfer in der Stadt bewegte sich zwischen 16 und 
21. Allein in einem Splittergraben in Dechbetten waren sieben Menschen durch einen Voll- 
treffer ums Leben gekommen, darunter eine Frau mit drei Kindern. Die Sachschäden verteil- 
ten sich über wesentlich größere Gebiete als beim Angriff des Jahres 1943, unter anderem 
kam es im Güterbahnhof, wo ein Öltank getroffen wurde, an der Kirche und der Schule von 
Dechbetten sowie im Prüfeninger Schloß zu Bränden. Für die zunächst mindestens 225 Ob- 
dachlosen dienten die Pestalozzischule und die Auffangsammelstellen der NSDAP-Ortsgrup- 
pen als Notquartiere. Die Eisenbahnlinien nach Nürnberg und Ingolstadt sowie der Regens- 
burger Güterbahnhof waren schwer beschädigt, infolge eines Volltreffers auf die Wasserlei- 
tung des Flugzeugwerks lief der Hochbehälter leer, und die gesamte Stadt war zeitweise ohne 
Wasser; einige Randbezirke mußten noch wochenlang mit Tankwagen versorgt werden. Das 
Tiefbauamt schätzte, die Behebung der Straßen- und Kanalschäden werde mindestens zwei 
Monate dauern”. 


Der Beginn der alliierten Invasion an der französischen Küste soll ein gewisses Aufatmen in 
der Bevölkerung bewirkt haben, nachdem nun der Entscheidungskampf begonnen habe und 
man angeblich hoffte, die feindlichen Truppen würden ins "offene Messer" laufen. Falls diese 
Beobachtung des Regierungspräsidenten überhaupt der Wahrheit entsprach, dürften die im- 
mer häufigeren "Terrorangriffe” auf deutsche Städte und dann auch die nächste Bombardie- 
rung dieses letzte Aufflackern von Optimismus in Regensburg schnell beendet haben. Der 
dritte Großangriff erfolgte in den Mittagsstunden des 21.7.1944 und wurde erneut als Dop- 
pelschlag gegen beide Flugzeugwerke durchgeführt. Dabei kamen auch große Mengen an 
Flugblättern und gefälschten Lebensmittelmarken zum Abwurf. In Regensburg waren die 
Personenschäden gering, in Obertraubling wurden dagegen drei Wehrmachtsangehörige und 
70 Kriegsgefangene verwundet. Zudem entstanden erhebliche Sachschäden an den Werksan- 
lagen, "50 Personen und 300 italienische Kriegsgefangene" (sic !) wurden obdachlos’. "Der 
Glaube an den Sieg" war nun "nur noch bei wenigen Volksgenossen fest und unerschütter- 
lich. Insgesamt wird die Kriegslage für sehr ungünstig, wenn nicht für hoffnungslos gehal- 
ten." 


# Anweisung Pol.dir. Popp als örtl. LS-Leiter 3.12.1943, ZR 18104. 

es Abschlußmeldung 23.2.1944, DS 745, bzw. undatierte Übersicht (Ende 1944), DS 749. 

# Luftangriffsmeldung 25.2.1944 20 Uhr, DS 737. 

#7 Meldungen Stadtwerke ab 26.2.1944, DS 749, Meldung Tiefbauabt. 6.3.1944, DS 743, und laufende Wb zur 
Schadensbehebung, DS 751. 

= N PolDir und Höherer SS- und Polizeiführer Main 22.7.1944, DS 745 bzw. HStAM Reichsstatthalter 


4 RPB August 1944. 
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US-Bomber beim Luftangriff auf Regensburg 
Repro: Städtische Bildstelle 


2. Die Luftangriffe bis Ende 1944 


Nachdem die ersten drei Angriffe auf Regensburg dem Flugzeugwerk gegolten hatten, rück- 
ten mit der Umstellung der alliierten Prioritäten andere Einrichtungen in der Stadt ins Blick- 
feld: der Hafen, hier vor allem das Gelände des Ölhafens, und die Anlagen der Reichsbahn. 
Deren Umgebung war viel dichter besiedelt als die des Flugzeugwerks. Mit den Angriffen ab 
Oktober 1944 begann daher für die Zivilbevölkerung die Phase ständiger Bedrohung, die bis 
Kriegsende anhielt; im Abstand von wenigen Wochen, teils nur einigen Tagen, erfolgten nun 
weitere Bombardierungen. 


Ein Viertel der Bomben beim Angriff vom 20.10.1944 traf den Hafen”, die übrigen vor allem 
den Bahnhofsbereich und die umliegenden Wohngebiete. Daher gab es auch zahlreiche Opfer 
unter der Zivilbevölkerung. Der Luftschutzkeller des Erhardihauses erhielt einen Volltreffer, 
der Abtransport der Leichen - darunter zahlreiche italienische und französische Kriegsgefan- 
gene?! - gestaltete sich insofern schwierig, als sie "an Ort und Stelle eingesargt werden muß- 
ten. Der offene Transport wurde mit Rücksicht auf die Bevölkerung unterlassen." Große 
Schuttmassen blockierten die Straßen der östlichen Altstadt und am Unteren Wöhrd, schwer 


so Vgl. neben den Quellen in Anm.35 auch Hafenamt an Generalinsp. Wasser und Energie 24.10.1944, HStAM 
Oberste Baubehörde 12813. 


>1 Listen Luftkriegsopfer, ZRa 12137 a. 
= Abschlußmeldung Bestattungsamt 30.10.1944, DS 743: 35 Männer, 36 Frauen, 6 Kinder, 11 Ausländer. 
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beschädigt war auch die Minoritenkirche. Durch Großfeuer wurden zwei Lagerhäuser, meh- 
rere Gebäude des Bayerischen Lloyd und der Hitzler-Werft total zerstört. Zu 60 % beschädigt 
war die städtische Kinderklinik, deren Patienten man glücklicherweise seit März 1944 größ- 
tenteils evakuiert hatte”. Unter den mittelschwer getroffenen Bauwerken waren die Eiserne 
Brücke, durch deren Sperrung der Untere Wöhrd bis Kriegsende von der Altstadt nicht mehr 
zugänglich blieb, der Nordtrakt der Alten Kapelle und viele Anlagen im Hafenbereich. Auch 
die Wehrmachtseinrichtungen im Südosten der Stadt wiesen erhebliche Schäden auf. Von den 
Gewerbebetrieben war die Spirituosenfabrik Jacobi am schwersten betroffen, Produktionsaus- 
fälle erwarteten auch die Hitzlerwerft, das Leichtsteinwerk, die Zucker- und die Essigfabrik 
Hengstenberg. 


Schon drei Tage nach dem letzten Angriff wurden der Bahnhofsbereich und die Eisenbahn- 
brücken über die Donau Ziel einer weiteren Bombardierung. Schwere Zerstörungen gab es 
folglich in der Umgebung des Hafens, in den Wohnvierteln südlich des Hauptbahnhofs, aber 
auch in der östlichen Altstadt und am Unteren Wöhrd. Die Identifizierung der Opfer bereitete 
größte Schwierigkeiten, nachdem am Gries eine Sprengbombe in einem Luftschutzbunker 
explodiert war und rund 30 Menschen, vor allem Frauen und Jugendliche, bis zur Unkennt- 
lichkeit zerfetzt hatte™. Die medizinische Versorgung der Verwundeten in den Krankenhäu- 
sern bereitete noch keine Schwierigkeiten”, die Obdachlosen mußten allerdings, soweit sie in 
der Pestalozzischule untergebracht worden waren, diese binnen zwei Tagen wieder verlassen, 
nachdem das Gebäude nun als Quartier für auswärtige Einsatzkräfte benötigt wurde”. Rund 
um den Bahnhof und am Gries behinderten große Schuttmassen den Verkehr, die neue Re- 
genbrücke mußte nach einem Volltreffer teilweise gesperrt werden, die Hauptwasserleitung 
zum Hochbehälter auf den Winzerer Höhen war gebrochen, das Leitungsnetz im Stadtsüden 
drei Tage lang vollständig lahmgelegt. 


Nach der Bombardierung vom 23.10.1944 waren zum wiederholten Mal die Bahnlinien nach 
Nürnberg und Ingolstadt unterbrochen, und nun häuften sich die Luftangriffe auf freie Strek- 
ken”. Bahnanlagen innerhalb des Stadtgebiets galt dagegen der Angriff vom 4.11.1944, 
nämlich erneut der Schwabelweiser Eisenbahnbrücke, diesmal auch dem Ostbahnhof und 
dem Gleisdreieck. Die Reichsbahn verzeichnete eine lange Liste von Schäden, vor allem im 
Hafenbereich sowie an sämtlichen Anlagen zwischen Haupt- und Ostbahnhof. Die Ladung 
eines Munitionstransports, der getroffen worden war, detonierte noch stundenlang, vier 
Gleise der Wehrmachtsrampe waren unbefahrbar, eine Reihe von Lokomotiven und Wag- 
gons, darunter auch Teile von Lazarettzügen, waren beschädigt oder zerstört, und die Fern- 
verbindungen nach Norden und Süden fielen tagelang aus. Neben Bahn-, Post-, Polizei- und 
Wehrmachtsanlagen wurden auch die umliegenden Wohngebiete, insbesondere die des 
Schwabelweiser Holzverzuckerungswerks und das Kasernenviertel, schwer getroffen. Beson- 
ders tragisch war, daß zum dritten Mal ein Luftschutzkeller einen Volltreffer erhalten hatte, 
nämlich in der Werksiedlung der Südholag, wo allein 30 Getötete geborgen wurden; sechs 
Familien mit je drei bis vier Kindern waren allein durch diese eine Bombe ausgelöscht wor- 
den. 


>3 Einzelheiten zur ausgelagerten Kinderklinik und den Räumungsarbeiten an ihrem Stammgebäude in Wb Zwick 


(DS 770), DS 771 und ZR 11325, vgl. auch Mb GesA (GES 502), Stadt an RVK 14.10.1944 (DS 746) und 
Zwick an H. 26.10.1944 (DS 743) sowie Prüfbericht 16.9.1946 (ZRa 13590). Vorschlag einer Arztin für das 
Kriegsverdienstkreuz 21.10.1944 in PAM 533. 

= Vgl. Kripo-Bericht 26.10.1944 (DS 737), wonach "kleine und kleinste Leichenteile” erst in mühseliger Suchar- 
beit geborgen werden konnten, 

> Mb GesA Nov. 1944, GES 502. 

56 Meldung Wehrmachtstelle 25.10.1944, DS 743. 

57 ZB. Unterbrechung der Strecken nach München und Passau 1.11.1944, vgl. USSBS VI: The effects of strategic 
Bombing on German Transportation, Tabelle nach 5.68. 
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Erneut meldeten verschiedene Gewerbebetriebe vorübergehenden oder dauernden Produkti- 
onsausfall, darunter die Südholag selbst, die für zwei Wochen stillgelegt werden mußte, die 
Zuckerfabrik, eine Reihe von Betrieben im Hafen und das Kalkwerk des Göring-Konzerns. 
Größere Bedeutung für die Einwohnerschaft hatte der Umstand, daß der neue Donaudüker 
des Wasserwerks an zwei Stellen getroffen worden war, so daß die ganze Stadt stundenlang 
ohne Wasser blieb. Das Milchwerk und zahlreiche Wohnstraßen mußten wieder mit Tankwa- 
gen versorgt werden, für weite Gebiete im Osten und Süden der Stadt reichten die Reser- 
veleitungen nicht aus, die Löschwasserversorgung war insgesamt in Frage gestellt. Für die 
Behebung der Schäden veranschlagte das Wasserwerk drei bis vier Monate”. 


Der nächste, kleinere Angriff galt am 22.11.1944 dem Güterbahnhof und den südlich angren- 
zenden Gebieten Kumpfmühl und Karthaus. Etwa 400 Sprengbomben kamen zum Abwurf, 
während Hunderte von Bombern die Stadt nur überflogen. Dennoch gab es eine erhebliche 
Zahl von Todesopfern, insbesondere unter den Insassen der Heil- und Pflegeanstalt Karthaus, 
wo vier Abteilungen völlig zerstört worden waren; das dortige Tuberkulose-Asyl mußte ge- 
räumt werden”. Von 54 Toten war die Rede in den Abschlußberichten der Polizei, während 
das Bestattungsamt unmittelbar darauf 81 Beerdigungen, teils in Massengräbern meldete, 
darunter allein 62 geisteskranke Pfleglinge von Karthaus und 10 Insassen des Messerschmitt- 
Ausländerlagers Kumpfmühl®. Die Brauerei Bischofshof schätzte ihren Totalausfall nach ei- 
nem Volltreffer auf das Kesselhaus auf drei Wochen, die Druckerei Habbel mußte stillgelegt 
werden. Die Bahnlinien nach Nürnberg und Ingolstadt waren schon wieder unterbrochen, die 
Reichsstraße 16 in Ziegetsdorf unpassierbar. Der Güterbahnhof allein hatte 30 Volltreffer er- 
halten, sämtliche Gleisanlagen und Einrichtungen in diesem Bereich wiesen schwerste Ver- 
wüstungen auf. 


Schwerwiegende Folgen für den gesamten Stadtsüden hatte die Zerstörung der Kumpfmühler 
Brücke über die Bahnanlagen samt den darin verlegten Straßenbahngleisen und Versor- 
gungsleitungen. Der Hilfsstromverbund fiel aus, die Brücke selbst mußte abgerissen werden, 
und über den Bau eines provisorischen Notstegs, der auch einige Rohrleitungen aufnehmen 
sollte, kam es zu wochenlangen Auseinandersetzungen zwischen Stadt, Polizei, Feuerwehr, 
Kreisleitung und Reichsbahn. Man einigte sich auf eine Holzkonstruktion, und am zweiten 
Weihnachtsfeiertag begannen 60 Wehrmachtspioniere mit ihrem Zusammenbau. Am 
18.3.1945 konnte die Behelfsbrücke für Fußgänger freigegeben werden und blieb bis 1952 in 
Betrieb?, 


Katastrophale Folgen hatte die Zerstörung des Sammelkanals an der Friedenstraße. Die Ab- 
wässer des hochgelegenen Stadtsüdens stauten sich bis in die Keller der Häuser, es bestand 
akute Seuchengefahr. Weite Teile des Stadtsüdens mußten von nun an per Tankwagen mit 
Wasser versorgt werden, während die Heil- und Pflegeanstalt ihr Wasser aus der nahegelege- 
nen Vitusquelle entnahm, nachdem angeblich jahrelange Wasseranalysen günstige Ergebnisse 
gezeigt hatten”. Der Optimismus war verfrüht; um die Jahreswende kam es zu einer Ty- 
phusepidemie. 


Fast einen Monat lang blieb Regensburg von direkten Angriffen weitgehend verschont, am 
9.12.1944 wurde allerdings der Vorort Tegernheim heftig bombardiert, wobei vermutlich das 


58 Einzelheiten zur Behelfsleitung über die Adolf-Hitler-Brücke in DS 743. 


59 Aufnahme im Hilfskrankenhaus Klerikalseminar, vgl. Berichte Zwick in DS 770; vgl. auch Sch. an RVK 
22.2.1945, DS 746 und 763. 


60  Abschlußbericht Höherer SS- und Polizeiführer Main 30.11.1944, HStAM Reichsstatthalter 703 bzw. Meldung 
Bestattungsamt 1.12.1944, DS 743, mit Namensliste. Lt. Liste Luftkriegsopfer in ZRa 12137 a sogar 65 Tote in 
Karthaus, it. Nachkriegsstatistik (s.Anm.35) insgesamt 81 Tote. 


61 Einzelheiten in DS 743 und ZR 17680; zum Neubau 1952: ZR 17679, 
62 Mb GesA Nov. und Dez. 1944, GES 502. 
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Holzverzuckerungswerk das Angriffsziel war. Im Stadtgebiet selbst fielen nur wenige 
Sprengbomben, die keine Todesopfer forderten, allerdings die Gasleitung der Südholag be- 
schädigten. Tegernheim war dagegen schwer getroffen, hier gab es sieben Tote, elf total zer- 
störte und 153 beschädigte Wohnhäuser“. 


Regensburg selbst war erst am 20.12.1944 wieder Ziel eines sehr schweren Angriffs“. Sein 
Hauptziel, ein Auslagerungsbetrieb von Messerschmitt, lag allerdings in Burgweinting und 
somit außerhalb des Stadtgebiets. Dort gab es 62 Tote, darunter 33 ausländische Arbeiter und 
16 Ausländerkinder. Schwerpunkte der Bombardierung in Regensburg waren der Hafen, 
sämtliche Bahnanlagen, der gesamte Stadtsüden und das Messerschmittwerk. Erneut erwies 
sich die Problematik der Gefallenenstatistik, da im Ostbahnhof ein Flüchtlingstransport ge- 
troffen wurde, dessen Todesopfer vermutlich in ihren Heimatgemeinden beurkundet worden 
sind®. Schwer getroffen wurden auch die kurz zuvor begonnene Behelfsheim-Siedlung an der 
Iselrinne‘ und das Kabelnetz des Flektrizitätswerks; weite Teile der Stadt waren tagelang 
ohne Strom. Auch die Rohrbrüche und Straßenschäden verteilten sich über das gesamte 
Stadtgebiet. Das Hilfslazarett im Institut der Englischen Fräulein mußte ebenso mit Tank- 
fahrzeugen versorgt werden wie der Stadtsüden und -südosten sowie das Hafengebiet. Zudem 
hatte hier der Hauptsammelkanal schwere Treffer erhalten, so daß sich die Abwässer der ge- 
samten Stadt stauten. Die Wehrmacht und Messerschmitt, die Polizei und der Reichsarbeits- 
dienst, die Firma Richtberg und der NS-Gauverlag meldeten Schäden, die Mineralölfirma 
Olex rechnete sogar mit vorübergehendem völligem Produktionsausfall. 


Die letzte Bombardierung des Jahres galt am 28.12.1944 dem Ölhafen und dem Güterbahn- 
hof, traf aber vor allem die Zivilbevölkerung in den Wohnvierteln rund um die Bahnanlagen, 
im Westen, Süden und Osten der Stadt. 1300 Personen wurden auf Dauer obdachlos. Einen 
Volltreffer wies das Lazarett in der Oberrealschule an der Goethestraße auf, die Theresienkir- 
che in Kumpfmühl wurde schwer beschädigt, und rund um das Stadtgut Königswiesen, das 
eine Munitionsfabrik beherbergte, ging ein dichter Bombenteppich nieder. Auch die Barak- 
kenstadt von Messerschmitt und Reichsbahn in Kumpfmühl trug eine Reihe von Schäden da- 
von, ebenso wie wiederum der Hafen, zahlreiche Einrichtungen der Reichsbahn und der 
Stadtwerke. Das Wasserwerk verzeichnete 55, das Gaswerk 50 neue Rohrbrüche, die Gaslei- 
tung der Südholag hatte gleich neun Volltreffer erhalten. Erneut stauten sich die Abwässer, 
aus dem Umland mußten Brauereifahrzeuge für den Wassertransport requiriert werden. Ge- 
werbebetriebe wie die Zuckerfabrik, die Hitzlerwerft, die Druckerei Habbel und das IG-Far- 
ben-Lager meldeten schwere Schäden, vor allem aber mußten die Mineralölfirmen am Hafen 
schlimmste Verwüstungen hinnehmen. Allein die Runo-Everth verlor vier Tanks mit 
850000 1 Benzin, und auch die Produktion der DAPG und der Olex fiel auf längere Zeit aus; 
ein Ölumschlag wäre angesichts der Schäden an den Verladeeinrichtungen ohnehin zunächst 
unmöglich gewesen. Auch wegen der vielen Schäden an Bahngleisen außerhalb des Stadtge- 


biets galt Regensburg von nun an bei den Alliierten als "out"®. 


63 Schadensmeldung PotDir 9.12.1944 17 Uhr, DS 737, vgl. Meidungen Gaswerk, DS 743, und Abschlußmeldung 
Höherer SS- und Polizeiführer 19.12.1944, HStAM Reichsstatthalter 703. 


6 Vgl. DS 737, 743 und HStAM Reichsstatthalter 703. 


63 Aufstellung über erste Meldungen zum Angriff 20.12,1944 15 Uhr, DS 749; nähere Angaben zum Flüchtlings- 
zug fehlen. 


66 Bericht Eichhom, DS 544. 


Vgl. auch O.Merl: Der theresianische Karmel im Bistum Regensburg während des Dritten Reiches, in Schwai- 
ger/Mai (1981) S.367-387, hier 8.376. 


USSBS VI: The effects of strategic Bombing on German Transportation; Tabelle nach $.68. 
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OBDACHLOSE NACH DEN ERSTEN LUFTANGRIFFEN ® 

Angriff vom Familien Personen 
17.8.1943 17 67 
25.2.1944 4 191 
31.7.1944 2 8 
20.10.1944 397 976 
23.10.1944 98 274 
4.11.1944 128 298 
22.11.1944 83 297 
9.12.1944 5 25 
20.12.1944 37 120 
Summen: 808 2256 


Überblickt man die Berichte über die Folgen der einzelnen Angriffe, über Tote und Verletzte, 
Verwüstungen an Gebäuden, Wasserrohrbrüche, Schäden an Straßen und Kanälen, Gaslei- 
tungen, Stromkabeln und Straßenbahngleisen, über Kohlen- und Treibstoffmangel, Zerstö- 
rungen an Bahn-, Industrie- und Hafenanlagen und vieles mehr, so erscheint es fast unglaub- 
lich, daß das öffentliche Leben in Regensburg nicht schon im Winter 1944/45 zusammen- 
brach. Zu dieser Zeit ließen die Meldungen der städtischen Dienststellen angesichts der Viel- 
zahl neuer und noch nicht behobener alter Schäden bereits Verzweiflung erkennen”: Kaum 
hatte man nach einem Angriff einen Überblick über neue Zerstörungen gewonnen und mit 
den allerdringendsten Reparaturen begonnen, erfolgte schon die nächste Bombardierung. 
Ständig wurden die Arbeiten durch Alarme unterbrochen, außerdem hatte man wochenlang 
mit Bodenfrost zu kämpfen, während es an Treibstoff für den Einsatz von Maschinen man- 
gelte. Geradezu grotesk lesen sich die Berichte des Bauamts über den Einsatz des letzten 
überhaupt noch vorhandenen, allerdings häufig streikenden Baggers bei den Reparaturarbei- 
ten’', Zudem gingen die Ersatzteilreserven der Stadtwerke zur Neige”; dasselbe galt für die 
Vorräte des Privatgewerbes an Dachmaterial und Fensterglas, nachdem von außen fast kein 
Nachschub mehr eintraf”*. 


3. Die Angriffe der letzten Kriegsmonate 


Drei Wochen blieb Regensburg vom Luftkrieg verschont, bevor die US-Luftwafie am 
20.1.1945 erneut die Ölfirmen am Hafen, den Ostbahnhof und Obertraubling”* bombardierte, 
dabei allerdings auch Wohngebäude, die Zuckerfabrik, die Sidholag und die Gefangenenba- 


9 Undatierte Übersicht, DS 749. 
70 Vgl. z.B. Meldung Tiefbauabt. 30.12.1944, DS 743. 
71 Vgl. z.B. Bericht 19.1.1945, ebd. 


Pläne Stadtwerke zur Schadensbehebung 4.1.1945 in DS 743; ebd. die späteren Einzelmeldungen zum Stand der 
Arbeiten. 


73 Vgl. Notizen H., DS 743 und 747. 
74 Vilsmeier $.38, vgl. auch Klitta S.11. 
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racken beider Betriebe sowie der Reichsbahn traf. Das Umspannwerk Irler Höhe erhielt einen 
Volltreffer, so daß die Stromversorgung der Stadt drei Tage lang ausfiel. Aus Strommangel 
mußte der Straßenbahnbetrieb ebenso eingestellt werden wie die Wasserförderung, während 
zugleich die Einrichtung eines erweiterten Fahrdienstes zur Notwasserversorgung der Bevöl- 
kerung an den Einberufungen zum Volkssturm scheiterte”. Von den Ölgesellschaften fiel nun 
die Runo-Everth endgültig aus, auch die Rhenania-Ossag meldete schwere Schäden. 


Die nächste, sehr schwere Bombardierung am 5.2.1945 leitete schon den Zusammenbruch 
des öffentlichen Lebens ein. Sie galt dem Hafen, dem Haupt- und dem Ostbahnhof, traf aber 
auch das Kasernenviertel und Wohngebiete in der östlichen Altstadt und dem gesamten 
Stadtosten. 182 Wohnungen mußten vollkommen, 40 vorübergehend geräumt werden, 965 
Personen wurden auf Dauer obdachlos, das städtische Museum beherbergte als Auffangsam- 
melstelle allein zunächst 297 Familien’. Lediglich das beschädigte Wohnhaus des Regie- 
rungspräsidenten Bommel samt Garage (Schillerstraße 33) wurde vollständig wiederherge- 
stellt”. Der Hafen war völlig verwüstet, daneben wiesen der Haupt- und der Ostbahnhof, die 
Wehrmachtsanlagen sowie alle Schwabelweiser Großbetriebe schwerste Schäden auf. In der 
östlichen Altstadt türmten sich Berge von Schutt auf den Straßen, die Galgenbergbrücke und 
die Landshuter Bahnunterführung waren unpassierbar. Ausgerechnet in dieser Situation setzte 
Tauwetter ein, verbunden mit heftigen Regenfällen. Zahllose Keller wurden von Abwässern 
überflutet, tagelang floß ein Sturzbach vom hochgelegenen Stadtsüden bergab; man mußte 
sich mit Holzstegen behelfen. Die Gaserzeugung fiel acht Tage lang vollständig aus, da das 
gesamte Rohrnetz unter Wasser stand. Die Kohlenvorräte des Gaswerks gingen ohnehin zur 
Neige, und nach dem Abschluß der wichtigsten Reparaturen konnte man die privaten Haus- 
halte nur noch drei Stunden täglich mit Gas versorgen. Auch das Elektrizitätswerk meldete 
den Zusammenbruch der Stromversorgung, womit zugleich die Straßenbahn ausfiel. Am 
schlimmsten hatte der Angriff jedoch das Leitungsnetz des Wasserwerks getroffen. Man 
brauchte Tage, um auch nur die Rohrbrüche festzustellen. Große Teile der Stadt konnten 
nicht mehr versorgt werden, man mußte auf alte Brunnen zurückgreifen. Für sie bestand aber 
wegen der umfangreichen Kanalschäden die Gefahr, daß die Abwässer durch den Untergrund 
einsickerten, während das Abkochen des Wassers am Mangel an Brennstoff scheiterte. Nicht 
einmal mehr bakteriologische Analysen konnte man vornehmen, nachdem der Wärmeschrank 
der Chemischen Untersuchungsanstalt nach einem Gasrohrbruch ausgefallen war. Und die 
wenigen Tankwagen des Wasserwerks mußten zur Versorgung der Lazarette eingesetzt wer- 
den, von auswärts angeforderte Ersatzfahrzeuge fielen wegen Defekten, Unpassierbarkeit der 
Straßen oder Beschlagnahmungen aus’”®. 


Mitte Februar 1945 gab es eine Reihe von Tieffliegerangriffen und einzelne Bombenabwürfe 
auf Anlagen in Regensburg und Obertraubling’””. Ganz offensichtlich wurden in den späteren 
Berichten vielfach die Daten der einzelnen Angriffe durcheinandergebracht. Belegt ist im- 
merhin, daß am 13.2.1945 unter anderem das städtische Elektrizitätswerk getroffen wurde. 
Schäden wiesen die Wolfgangskirche, der Bahnhof und zahlreiche weitere Einzelgebäude 
überall im Stadtgebiet auf*. Schon drei Tage später, am 16.2.1945, erfolgte möglicherweise 
wieder ein Sprengbomben-, vielleicht aber auch nur ein Tieffliegerangriff auf die Stadt’. 


75 Bericht Wasserwerk 27.1.1945, DS 743. 
76 Bericht NS-Ortsgruppe Von-der-Tann 12.2.1945, NIB Akt "Chemie". Vgl. auch Merl (s.Anm.67) 8.379 f. zu den 
Schäden am Theresienheim (Landshuter Straße). 
7 Die Wb in DS 743. 
78 Notiz 5.2.1945, DS 743. 
2 irg 10.3.1945; nach Vilsmeier S.38 ein Sprengbombenangriff auf Obertraubling am 16.2.1945, vgl. auch Klitta 
‚1. 


Schadensverzeichnis in DS 743. 
#1 Reg. an RVK 21.2.1945 bzw. Bericht Höherer SS- und Polizeiführer 2.3.1945, HStAM Reichsstatthalter 703, 


80 
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Weitere Angriffe soll es am 20. und 22.2.1945 gegeben haben. All dies war Teil einer Son- 
deraktion der alliierten Luftwaffen, bei der 8-9000 Flugzeuge vor allem Transportsysteme im 
ganzen Deutschen Reich angriffen””. 


Nach dem sehr schweren Luftangriff vom 13.3.1945° brach die städtische Infrastruktur end- 
gültig zusammen. Die Bombardierung richtete sich zwar vorwiegend gegen den Haupt- und 
den Güterbahnhof sowie den Hafen, rief jedoch schwerste Verwüstungen in der Altstadt, dem 
gesamten Stadtwesten und -süden sowie im Kasernenviertel hervor. Knapp 4000 Personen 
wurden vorübergehend obdachlos®*, 109 Totalschäden listete das Bauamt auf, darunter das 
städtische Elektrizitätswerk mitsamt dem Straßenbahndepot, weitere wichtige Anlagen von 
Reichsbahn und -post, drei Großtanks im Ölhafen, das Stadtgut Königswiesen mit der Muni- 
tionsfabrik und der Kreisschule der NSDAP, die romanische Stiftskirche Obermünster, die 
Stadthalle samt den dort gelagerten Museumsbeständen des naturwissenschaftlichen Vereins 
und Teile des Dominikanerinnen-Klosters Hl.Kreuz aus dem 16.Jahrhundert. Schwer beschä- 
digt wurden auch das Fürstliche Schloß, das klassizistische Lustschlößchen Theresienruhe 
im Schloßpark®, der Justizpalast, die Altdorferschule, St.Leonhard, die Antoniuskirche, drei 
Reservelazarette, zahlreiche Einrichtungen der Wehrmacht und die drei Friedhöfe. Die über 
das ganze Stadtgebiet verteilten Schäden an Straßen, Kanälen und Versorgungsleitungen wa- 
ren so zahlreich, daß es Tage dauerte, bis man sie auch nur erfaßt hatte. Das Gaswerk war 
ebenfalls getroffen worden, so daß es schon gar nicht mehr ins Gewicht fiel, daß der letzte 
werkseigene Lastwagen zerstört worden war. Erneut stand das gesamte Rohrnetz unter Was- 
ser. Während die Stromversorgung von außen und die Wasserlieferungen zumindest für die 
Altstadt schon am Tag nach dem Angriff wieder aufgenommen werden konnten, belieferte 
das Gaswerk erst nach zehn Tagen die Südholag als einzigen Abnehmer, die Versorgung des 
normalen Netzes konnte erst für Mitte April 1945 vorgesehen werden. An Straßen- und Ka- 
nalreparaturen größeren Ausmaßes war schon deshalb nicht zu denken, weil auch der Bauhof 
des Stadtbauamts schwer getroffen worden war. 


Der Sprengbombenangriff vom 11.4.1945 diente der endgültigen Vernichtung der Treibstof- 
freserven, die noch im Regensburger Ölhafen lagerten, sowie der Ausschaltung des Ostbahn- 
hofs. Dagegen gab es nur geringe Sach- und Personenschäden in den Wohngebieten. Wegen 
der starken Rauch- und Hitzeentwicklung war es längere Zeit unmöglich, einen Überblick 
über die Schäden im Ölhafen zu gewinnen, später meldeten sämtliche Betriebe schwerste 
Verwüstungen®’. Die wichtigsten Bahnlinien waren erneut unterbrochen, im Heeresneben- 
zeugamt explodierten noch Stunden nach dem Angriff Munitionsbaracken. Immerhin wies 
die Infrastruktur im übrigen Stadtgebiet kaum neue Beschädigungen auf. 


Kurz vor Kriegsende, am 16.4.1945°, erlebte Regensburg nochmals einen außerordentlich 
schweren Luftangriff. Er galt der endgültigen Vernichtung des Hauptbahnhofs, der Eisen- 
bahnbrücken und des Flugzeugwerks, rief aber auch in deren Umgebung, der Altstadt, dem 
Unteren Wöhrd und Stadtamhof schwere Verwüstungen hervor. Bis zum Einsetzen des Ar- 
tilleriebeschusses durch die von Norden heranrückenden US-Truppen verzeichnen die Quel- 
len noch eine Reihe von Tieffliegerangriffen und Bombenabwürfen. Im einzelnen sind die 


#2 USSBS VI: The effects of Strategic Bombing on German Transportation $.15 f. 


#° Vgl. auch MZ 9.-10.4.1955. 


3a Vgl. z.B. Meldung NS-Ortsgruppe Von-der-Tann 19.3.1945 über Belegung des Museums mit Obdachlosen, NIB 
Akt "Chemie". 


85° Zu Schäden am Kath. Bruderhaus (Weitoldstraße 16-18) und seinem Wiederaufbau 1947: ZR 19424. 

86 Vgl, auch Weilner S.10 ff. 

= Vgl. Meldung E-Werk, eine Trafostation sei "samt der Inneneinrichtung vollständig verschwunden", 11.4.1945, 
S 743. 


#8 Zum takt. Hintergrund vgl. USSBS VI, The effects of Strategie Bombing on German Transportation S.12 ff. Vgl. 


auch Klitta S.15. 
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Daten dieser Angriffe unklar; kombiniert man die vorliegenden Unterlagen, so muß es fast 
täglich Angriffe gegeben haben. Belegt ist auf jeden Fall die Bombardierung vom 20.4.1945, 
die offenbar nochmals dem Ölhafen, vielleicht auch den Bahnanlagen galt und daneben die 
Wohnviertel rund um das Holzverzuckerungswerk sowie die Zuckerfabrik traf. An beiden 
folgenden Tagen sollen bei Tieffliegerangriffen in Großprüfening insgesamt sechs Personen 
getötet worden sein, am 21.4.1945 gab es ein Großfeuer in der Bruderwöhrdstraße, in den 
folgenden Tagen mehrere durch Artilleriebeschuß verursachte Großbrände® sowie zahlreiche 
neue Schäden, so an der städtischen Kinderklinik”. Am 25.4.1945 soll nochmals ein Spreng- 
bombenabwurf in der Altstadt ein Todesopfer gefordert haben. Kurz zuvor hatten die nach 
Süden abrückenden deutschen Truppen die noch unversehrten Brücken gesprengt. 


C. Luftschutz?"' 


Schon in den dreißiger Jahren waren, wie erwähnt, in Regensburg zahlreiche Luftschutzbau- 
ten durchgeführt worden. Nach Kriegsbeginn kam die Verdunkelung als Vorsorgemaßnahme 
hinzu; selbst der Christkindlmarkt 1939 konnte nur noch zu geänderten Öffnungszeiten be- 
sucht werden”. Zugleich intensivierte man die Bautätigkeit: "Auf allen öffentlichen Plätzen 
Regensburgs” wurden "Luftschutzräume gebaut, die nach dem Krieg zu öffentlichen Aborten 
umgebaut werden" sollten”. Die "Werkluftschutzgemeinschaft Hafen-Süd” richtete Splitter- 
schutz-Unterstände ein”, hinzu kamen Maßnahmen zum Gebäudeschutz; schon 1940 wurde 
der Rathausdachstuhl mit feuerhemmenden Mitteln imprägniert”. 


Hatten die Regensburger die Luftschutz- und Verdunkelungsmaßnahmen in den ersten 
Kriegsmonaten noch als übertrieben angesehen und die strengen Vorschriften nur unter 
Zwang befolgt, so wuchs das Verständnis dafür, als im Sommer 1940 erstmals feindliche 
Flugzeuge in den süddeutschen Luftraum eindrangen. Als örtlicher Luftschutzleiter gewann 
von nun an Polizeidirektor Popp immer größeren Einfluß”. Er gab ein eigenes "An-ord- 
nungsblatt für den erweiterten Selbstschutz" bei Behörden und Betrieben heraus”, Wach- 
dienste mußten eingerichtet werden”, die Arbeitszeiten wurden geändert, um trotz Ver- 
dunkelung Strom zu sparen, und selbst das Verbot des Gebetsläutens der Kirchenglocken 
wurde mit luftschutzpolizeilichen Gründen gerechtfertigt”. 


Nach dem Luftangriff auf Donaustauf im Herbst 1941 wurde man sich plötzlich der unmittel- 
baren Bedrohung bewußt. Sofort verfügte Schottenheim, die Luftschutzwachen in den städti- 
schen Amtsgebäuden auch nachts besetzt zu halten; für 14 städtische Gebäude benötigte man 


9 Brandschutzamı 27. 


20  Prüfbericht 16.9.1946, ZRa 13590. 

?L Übersicht über Organisation, Ausstattung und Maßnahmen im deutschen LS in USSBS II, Civilian Defense Di- 
vision/Final Report. 

92 Vgl. ZR 17141. 

°2 Rh-Prot. 15.12.1939, vgl. auch Rh-Prot. 10.5.1940. 

94 Einzelheiten in ZR 16307. 

95 Rh-Prot. 8.8.1940. 

96 Vgl. z.B. Verf. Popp 1.11.1941 (ZR 16482) zu Veranstaltungen im Neuen Haus. 


97 Gesammelt in NIB, Akt "Museum. Luftschutz. Anordnungsblätter und sonstige amtliche Verfügungen". Weitere 
Richtlinien und "Besondere Anordnungen" der PolDir (ab Mai 1941) in NIB, Akten "Luftschutz” und "Museum. 
Luftschutz". 


98 Vgl. z.B. Antrag Gaswerk 4.1.1940, höhere Entschädigungen hierfür zu leisten, PAM 535. 
” Verf. Sch. zum 1.1.1941, ZR 17704. 
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täglich 65 Personen’, jeder städtische Bedienstete mußte mindestens einmal pro Monat 
Nachtwache halten'°'. Schon im Etatjahr 1941 entstanden Mehrkosten von 30000 RM durch 
die Entschädigungen hierfür und den weiteren Ausbau der Luftschutzeinrichtungen'”. Nach- 
dem sich Vertreter von Stadt, Polizei und Kreisleitung im Sommer 1942 über die Sicherheits- 
vorkehrungen verschiedener westdeutscher Luftschutzorte unterrichtet hatten!”, forcierte 
Schottenheim die Schutzmaßnahmen innerhalb der Stadtverwaltung weiter, es begann die 
Imprägnierung der noch nicht auf diese Weise geschützten städtischen Lagerhäuser, später 
die der übrigen städtischen Dienstgebäude, aber auch der Kirchen”, Weitere behördeninterne 
Maßnahmen galten dem Schutz unentbehrlicher Geräte: Schreibmaschinen waren während 
der Mittagspausen auf den Boden unter die Schreibtische, nachts in den Keller zu stellen; so- 
gar das öffentliche Warmbad im Wohlfahrtsamtsgebäude mußte geschlossen werden, da die 
Keller zur Sicherstellung von Schreibmaschinen, unentbehrlichem Büromaterial, Formblät- 
tern, Akten und Karteien benötigt wurden. Außerdem sorgte Schottenheim für einen etwaigen 
Luftangriff vor, indem er Richtlinien für die Fortführung der Arbeit in Ausweichquartieren 
erließ'®. Und schließlich wurden nun zahlreiche städtische Bedienstete, zumeist in einwöchi- 
gen Kursen, außerhalb der Arbeitszeit für die Heimatflak ausgebildet!”®. 


Neben unersetzlichen Verwaltungsunterlagen wurden auch Kunstschätze vorsorglich verla- 
gert. So sicherte man die wertvollsten Exponate des Museums, des Stadtarchivs und des Hi- 
storischen Vereins schon im Mai 1942 im Tresor der Stadthauptkasse'”, wenige Monate 
später verlegte man die Bestände des Reichstagsmuseums in die Gewölbe des Alten Rat- 
hauses’®. Die Grabdenkmäler in St.Emmeram, die Portale des Alten Rathauses und der 
Schottenkirche, die Pestsäule am Jakobstor und andere Baudenkmäler wurden ummauert. An- 
fang 1943 begann in Zusammenarbeit zwischen Landesamt für Denkmalpflege, Dr. Bolt als 
dem örtlichen Beauftragten für den Kunstluftschutz und den betroffenen Besitzern die Siche- 
rung weiterer Kunstgegenstände'”, aber auch unentbehrlicher Akten der Stadt sowie Unterla- 
gen der Pfarreien, etwa der alten Kirchenbücher. Teile davon gelangten in Kellergeschosse, 
die als besonders stabil galten, ein Großteil wurde auch im Untergeschoß des wuchtigen Rö- 
merturms am Alten Kornmarkt eingelagert, den das Landbauamt im Sommer 1943 für diesen 
Zweck ausbaute''”. Anfang 1944 befanden sich im Römerturm unter anderem die abmontier- 
ten Domfenster, wertvolle Bestände des Museums und der Kreisbibliothek, der Evangeli- 


100 Verf. Sch. 3. und 19.11.1943, ZR 9042, PAM 539 und NIS 12, 

101 Verf. 14.10.1941, 3.10.1942, 7.3.1944 etc. in ZR 9042, 18109, NIS 12 und PAM 535. Zu den Wachen im Mu- 
seum vgl. Anweisung 15.10.1941, ZR 18109, zum Wohlfahrtsamt: Verf. Betriebs-LS-Leiter 24.4.1942, ebd. 

102 Vorbericht Sch. zum Nachtragshaushalt 20.3.1942, FIN 504. In ZR 18109 Einzelheiten zu den Vergütungen für 
den LS-Dienst. Die Ausgaben für städt. LS-Maßnahmen Aug. 1943 - März 1944 in WSt 2. 

103 Geheimprot. 21.8.1942 in ZR 11324. Bei der Kreisleitung war Schmidbauer Sachbearbeiter für LS-Fragen, vgl. 
sein Rundschr. an die Ortsgruppen 5.10.1942, NIB Akt "Chemie". 

104 Einzelheiten in DS 750. Liste der Kirchen 14.7.1942 und Einzelheiten in NIB, Akt "Museum. Luftschutz". 

105 Verf. 3.10.1942 u.a. in ZR 9042, 18109, 18112 und PAM 539, Weitere Verf, zum Schutz von Bürogegenständen 
z.B. in ZR 3726, 9042, ZRa 13424 und NIS 12. Abschrift entspr. Anordnung RfSS (Eingang 6.9.1943) in DS 
553, vgl. auch ZR 18965. Ein Merkblatt hierzu (21.2.1944) hatten alle Gefolgschaftsmitglieder stets bei sich zu 
tragen (PAM 539). 

106 Reinemer an Betriebs-LS-Leiter der städt. Dienstgebäude 11.2.1943, ZR 18109, und Verf. Sch. 17.2.1943, ZR 
9042. 


> Telegraf. Anweisung Wächtlers 6.5.1942 und Boll an Weigert 20.5.1942, in NIB, Akt "Sicherung des Kunst- 
gutes". Übergabeprot. 23.5.1942 in NIB, Akt ' 'Verlagerungen". Übersicht über Bolls Maßnahmen seit Wächtlers 
Telegramm 28.5.1942 in NIB, Akt "Museum. Luftschutz". 


108 Vermerk Diepolder 18.10.1942, NIB Akt "Verlagerungen". 


109 23.8.1944 bestimmte Sch. Boll zum örtl. Beauftragten für den Kunst-LS, vgl. NIB, Akt "Konzertchronik 
(Minoritenkirche)". Ebd. Einzelheiten, vgl. auch umfassenden Bericht 26.7.1945 über Auslagerung Kunstgegen- 
stände, NIB, Akt ohne Titel. 


LIO Vgl. Reinemer an Reg. 4.3., 17.6. und 10.9.1943, NIB Akt "Luftschutz". Vgl. auch NIB, Akten "Verlagerungen“ 
und "Sicherung des Kunstgutes (Verlagerung)". 
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schen Stiftungsverwaltung, des Dompfarramts, der Alten Kapelle und des Fürstlichen 
Hauses'''. Weitere Materialien und Kunstschätze wurden in weniger gefährdete Landgemein- 
den ausgelagert, so die Einwohnerkarteien in die Regendorfer Waldschänke''*, wertvolle Be- 
stände der Kreisbibliothek und des Historischen Vereins nach Schloß Sandersdorf (damals 
Landkreis Riedenburg) und in das Kloster Pielenhofen''*, Die Klosterkirche Rohr wurde zum 
wichtigsten Lagerort für Kunstwerke aus den Regensburger Kirchen!'*. Mitte Mai 1944 galt 
die Verlagerungsaktion als abgeschlossen!’, 


Seit 1943 galt die Weisung des RLM, die Imprägnierung sämtlicher Häuser im Deutschen 
Reich mit feuerhemmenden Mitteln zumindest anzustreben''®. An städtischen Gebäuden ob- 
lagen solche Baumaßnahmen zunächst der Abteilung "Bauunterhalt" des Stadtbauamts; An- 
fang 1944 nahmen sie so großen Umfang an, daß sie in einer eigenen Luftschutz-Abteilung 
zusammengefaßt werden mußten, wobei beide Stellen eng mit Polizeidirektion, Reichsluft- 
schutzbund und Technischer Nothilfe zusammenarbeiteten. Dabei hatten sie - ebenso wie je- 
der private Hausbesitzer - den Selbstschutz für die rund 400 städtischen Gebäude zu organi- 
sieren, also Verdunkelungsmaterial, Sand, Wasserbottiche und Löschgerät zu besorgen, die 
man auf den Dachböden deponierte''’. Die Entrümpelungsaktionen früherer Jahre wurden 
nochmals intensiviert, die Speicherverschläge der Schulhäuser umgebaut in Sitzgelegenheiten 
für die Kellerräume!'®. Die Luftschutzräume unter dem Stadttheater wurden ausgebaut, dieje- 
nigen in Schulen, Heimen und städtischen Wohnhäusern darauf überprüft, ob ihre Kapazitä- 
ten ausreichten. Wo dies nicht der Fall war, organisierte man Ersatzräume möglichst in der 
Nähe des betreffenden Gebäudes!!?; bei Alarmen hielten sich übrigens häufig hierzu nicht be- 
rechtigte Personen in städtischen Schutzräumen auf!” 


Für die Werke und Betriebe galt der erweiterte Selbstschutz und somit unter anderem die 
Pflicht, Brandwachen einzuteilen. Schließlich war die Luftschutzabteilung des Bauamts zu- 
ständig für den Unterhalt der zunächst 26 öffentlichen Bunker, der Deckungsgräben und der 
Löschwasserteiche, mit deren Anlage im ganzen Stadtgebiet die Polizeidirektion unmittelbar 
vor der ersten Bombardierung des Flugzeugwerks begonnen hatte'?!. Ihre Aufgabe war es 
auch, Löschmaterial für Straßen und Plätze zu beschaffen!*. 


Ab Mai 1944 ließ sich der Oberbürgermeister wöchentlich über die Luftschutzbaumaßnah- 
men berichten!”. Demnach wurden zu dieser Zeit in hektischer Betriebsamkeit überall kleine 
Mängel behoben, doch galt der Sicherheitszustand der städtischen Gebäude bereits als recht 
zufriedenstellend. Im Juni 1944 Konnte das Alte Rathaus als luftschutzbereit gemeldet wer- 


ul 


Listen in NIB, Akten "Verlagerungen” und "Konzertchronik (Minoritenkirche)". Vgl. auch Vermerk 24.7.1945 
zur erzwungenen Schlüsselübergabe für den Turm an einen US-Offizier, NIB, Akt ohne Titel. 


112 Reinemer an Reg. 10.9.1943, NIB Akt "Luftschutz”, sowie Reinemer an Einwohneramt 15.1.1944, PAM 540. 
13 NIB Akt "Verlagerungen”, passim. 

114 Bericht 26.7.1945, NIB, Akt ohne Titel. 

115 Einzelheiten in NIB, Akt "Sicherung des Kunstgutes (Verlagerungen)”. 

116 RdErl 13.5.1943, Abschrift in DS 750. 

117 Einzelheiten in DS 742, vgl. auch DS 681. 

118 Vgl. Bericht Bauamt 19.1.1944, DS 744. 

119 Listen und Einzelheiten in DS 744, zu Schutzräumen in Altenheimen: DS 757. 

120 Bericht Schulbeauftragter für den LS 17.3.1944, DS 744. 


121 Bericht 16.11.1943, ZR 20801. Zur Beteiligung städt. Stellen: ZR 18115. Das Hafenamt hatte schon früher 
Löschwasserbrunnen für LS-Zwecke angelegt, vgl. Meldung 8.4.1941, ZR 17072. 


122 Liste Zuständigkeiten im Bericht 20.1.1944, DS 744. Belege für den städt. finanzierten Ausbau der örtl. LS-Be- 
fehlsstelle des Gauleiters 1942/43 in WSt 2. 


Verf. 15.5.1944, DS 748. 
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den!”*, während die Arbeiten an den Wohnhäusern der Stadtbau GmbH - Einbau von Luft- 
schutztüren, Notbeleuchtungen und Entlüftungsschlitzen, Abstützen der Kellerdecken etc. - 
trotz Material- und Arbeitermangels in vollem Gang waren'”. Bei den Mietern stieß man al- 
lerdings auf wenig Verständnis, wenn beispielsweise Keller unterteilt oder Mauern durchbro- 
chen werden mußten: "Man sollte es nicht für möglich halten, welch Neid, Haß und Miß- 
trauen unter vielen Leuten in den Volkswohnungen herrscht." 


Das Krankenhaus der Barmherzigen Brüder wurde im Sommer 1944 teilweise nach Schloß 
Köfering ausgelagert'”, die Städtische Kinderklinik unterhielt im Kreiskrankenhaus Re- 
genstauf'”, das Säuglingsheim in Haus Werdenfels bei Undorf/Eichhofen einen Zweigbe- 
trieb!”?. Eine vorsorgliche Luftschutzmaßnahme stellte auch die jeweils dreimonatige Kin- 
derlandverschickung dar. Vorgesehen waren hierfür insgesamt 58 Volksschulklassen mit 
2600 Kindern aus Regensburg)”, die ersten 17 Klassen verschickte man Anfang 1944, wo- 
durch zugleich Schulräume für andere Zwecke freigemacht werden konnten. Allerdings ergab 
sich ein großer Mangel an Betreuern, denn für die in der Stadt verbleibenden 141 Schulklas- 
sen standen nur noch 78, davon 21 schonungsbedürftige Lehrer zur Verfügung'*'. Mindestens 
18 verschiedene Heime, Anstalten und Gasthöfe in weniger luftgefährdeten Gebieten, so im 
Bayerischen Wald, Oberfranken etc., dienten bis zur Einstellung dieser Maßnahme Ende 
1944 zur Unterbringung Regensburger Kinder und Jugendlicher - nicht immer zur Freude der 
Eltern, die häufig mit ärztlichen Attesten versuchten, die Verschickungen zu verhindern'*. 
Dennoch verzeichnete das Gesundheitsamt gute Erholungserfolge'??. 


Im August 1944 bestanden 4600 private trümmer- und splittersichere Luftschutzräume in der 
Stadt. In 34 öffentlichen Bunkern fanden darüber hinaus gut 5000 Personen Platz, fast eben- 
soviele konnten in 15 weiteren Schutzkellern Zuflucht finden, die von den Behörden hierfür 
in Anspruch genommen worden waren. Daneben bestanden für rund 2800 Personen Dek- 
kungsgräben von etwa 900 m Länge in Gegenden mit wenig Kellerräumen; ihr Ausbau auf 
2100 m war geplant. Es gab 55 Zisternen, sechs natürliche Weiher, 55 künstliche Löschwas- 
serteiche und 50 Feuerlöschbrunnen im Stadtgebiet, mit der Aufstellung von rund 1000 Was- 
serbottichen in Gebäuden der Altstadt hatte man begonnen, weitere 7000 sollten folgen. Ge- 
meinsam hatten die städtische Fahrbereitschaft und die Wehrmacht 3000 Kubikmeter Lösch- 
sand kostenlos an die Hausgemeinschaften und Betriebe verteilt, die Bestände wollte man 
nach und nach noch erhöhen. In der Altstadt war die Feuerschutzimprägnierung abgeschlos- 
sen, 1100 Mauern zur Verbindung der Häuser untereinander hatte man durchbrochen, 600 
von geplanten 3400 m Kleinstollen waren fertiggestellt. Zwei große Stollen sollten noch an- 


124 Wb 10.6.1944, ebd. 

125 Einzelheiten in DS 755. 

126 Wh 12.8.1944, ebd. 

127 Vgl. Mb GesA ab April 1944, GES 502. 


128 S$ Anm.53. Nach dem Angriff 20.10.1944 wurde die letzte in Rgbg. befindliche Abt. der Kinderklinik in die 
Kirchenmusikschule (Sedanstraße) verlegt, vgl. Prüfbericht 16.9.1946, ZRa 13590, sowie Stadt an RVK 
22.2.1945, DS 746. 

123 Vgl. Mb GesA, GES 502. Die Entbindungsabt. blieb in Rgbg., freiwerdende Räume wurden mit Hamburger 

Evakuierten und Umsiedlern belegt. 

Zur KLV an den staatl. Schulen (Gymnasien etc.) liegen in städt. Akten nur wenige Hinweise vor; vgl. z.B. Mb 

GesA Nov. 1944, GES 502. 

131 Bericht Stadtschulamt 4.2.1944, DS 683; ebd. Einzelheiten zur KLV. Zur Beschaffung von Schuhen vgl. EWA 
502. Zum Personal der Schulen: Fragebogen 31.5.1944 in ZRa 12657. 


132 Vgl. Elternbriefe und Stadt an Kreisleitung 15.5.1944, DS 683. Ebd. Wb Schulamt zum Stand der KLV. 
133 Vgl. Mb Schulärztl. Zentrale im GesA, GES 502. 
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gelegt werden, damit man notfalls die Bevölkerung aus der Altstadt herausführen konnte”. 
Selbst zu dieser Zeit bemühte man sich noch, das Stadtbild nicht zu sehr zu verunstalten und 
beispielsweise die größeren Bäume im bahnhofsnahen Alleebereich zu schützen’. 


Im Sommer 1944 begannen auch die Arbeiten an verschiedenen Luftschutzeinrichtungen in 
den Stadtrandbezirken. So ließ die Polizeidirektion in Dechbetten einen Luftschutzstollen in 
den Hang graben, der unter anderem den Kindern der Prüfeninger Waldschule als Zuflucht 
dienen sollte'”, im Oktober dieses Jahres folgten Deckungsgräben im Stadtwesten und ande- 
ren Gebieten'”. Einen weiteren Luftschutzkeller für die Altstadt gewann man, indem man das 
Kokslager einer stillgelegten Kaffeerösterei in der Obermünsterstraße beschlagnahmte und 
räumte'®®, Noch bis zum Zusammenbruch im April 1945 wurden - teils durch Gestapo-Häft- 
linge - die Arbeiten an den verschiedenen Baumaßnahmen fortgesetzt. Zusammengenommen 
76 Meter tief bohrten sich zwei Stollen in den Fels am Schelmengraben, bis zu 1000 Men- 
schen suchten darin bei Alarmen Zuflucht, obwohl das Bauwerk noch nicht fertig betoniert 
war. Der erwähnte Stollen in Dechbetten wurde immerhin noch 32 m lang, obwohl hier ohne 
Kompressor gearbeitet werden mußte, ein weiterer grub sich dank der vom Kalkwerk Büechl 
bereitgestellten Maschinen 35 m tief in den Brandlberg. Weitere Stollen wurden in verschie- 
denen Stadtrandbezirken noch projektiert, teils auch begonnen, blieben jedoch ebenso unvoll- 
endet wie zwei Deckungsgräben im Stadtwesten und sogar der Großrettungsweg zwischen 
Obermünsterplatz und Allee, der im Notfall der Evakuierung der gesamten südlichen Altstadt 
dienen sollte - Mitte April 1945 fehlten hier noch 1,5 m zwischen den von beiden Seiten 
zugleich vorangetriebenen Stollen. 


In der unabhängigen Löschwasserversorgung richteten die Luftangriffe größere Schäden an, 
als man beheben konnte, doch wenigstens gelang es, den lokalen Rundfunksender der Kreis- 
leitung noch in den Keller des Neuen Rathauses zu verlegen, von wo aus er ab März 1945 die 
Bevölkerung mit Nachrichten und Durchhalteparolen versorgte". 


HI. Verwaltung im Krieg” 


Im Oktober 1939, bei seiner Rückkehr vom Polenfeldzug, zeigte sich Schottenheim optimi- 
stisch: "Wenn jeder an seinem Platz seine Pflicht tut, worauf ich vertraue, dann wird es für 
die Stadtverwaltung auch nicht allzuschwer sein, den ihr aus der gegenwärtigen Lage zu- 
fallenden Aufgaben in dem ihr auferlegten Umfang gerecht zu werden. Zu einem siegreichen 
Ausgang dieses Ringens unseren Teil mit beigetragen zu haben, wird uns alle dann mit Stolz 


134 PolDir an Stadt 23.8.1944, DS 744. 
135° Einzelheiten ebd., vgl. auch DS 731 und StA 16901. 


136 Bei der sog. "Waldschule" handelte es sich wohl um Schulbaracken für 80 bis 100 Kinder; einige Hinweise in 
DS 760. 


177 Vgl, Wb LS-Abteilung 30.9.1944, DS 761; ab Ende 1944 in DS 756. 
138 Die Einzelheiten in EWA 501. 
139 Wb zum Baufortschritt bis 14.4.1945 in DS 756, ebd. auch undatierte Liste bombensicherer Bunker. 


140 Neuere Lit. belegt in Morseys, Rebentischs und Mutius' Beiträgen zu DVG IV (1985), hier S.703 ff., 764 ff. und 
1079 ff. Letzte zusammenfassende Darstellung bei Rebentisch (1989) bes. S.117 ff. und 132 ff. 


513 


erfüllen."'* Und noch Anfang 1941 sprach der Oberbürgermeister zwar von manchen 
"Mißstimmigkeiten”, die im Alltag, insbesondere kurz nach Kriegsbeginn, unvermeidbar ge- 
wesen seien, bezeichnete jedoch den teils erst neu aufgebauten Behördenapparat der Stadt- 
verwaltung als gut eingespielt: In "mustergültiger Ordnung" habe sich die Heimatfront auf 
die Kriegsmaßnahmen eingestellt, mit dem Zerbröckeln dieser Front dürften die Kriegsgegner 
nicht rechnen'*. 


A. Neue Aufgaben 


Tatsächlich hatten die Gemeinden in vielfacher Hinsicht, nicht nur durch die Abgabe von 
Personal an die Wehrmacht, zur Kriegsführung beizutragen. Dabei mußten die vielen teils 
neuen, teils erheblich ausgeweiteten Verwaltungsaufgaben mit geringerem Personal und unter 
schwierigeren, vom Mangel gekennzeichneten Bedingungen bewältigt werden. Die Kommu- 
nen leisteten einen monatlichen Kriegsbeitrag, der für die Haushalte eine nicht unerhebliche 
Belastung mit sich brachte. Sie gestaltete sich allerdings dadurch erträglich, daß die Ein- 
schränkung der Bauwirtschaft geplante Projekte verhinderte, also große Summen eingespart 
werden konnten. Die Kommunen trugen auch in großem Ausmaß die sozialen Folgekosten 
des Kriegs, vor allem einen Teil des Familienunterhalts, der den Angehörigen der eingezoge- 
nen Soldaten auszubezahlen war'*. Hilfskrankenhäuser mußten eingerichtet'*, zugleich die 
freiwilligen Leistungen an freie und kirchliche Institutionen abgemindert werden. Mehrarbeit 
hatten seit Kriegsbeginn beispielsweise das Wohlfahrtsamt wegen des Familienunterhalts, die 
Standesämter wegen der Kriegstrauungen und dem militärischen Erfassungswesen'* oder 
auch das Jugendamt!” infolge einer Fülle neuer Rechtsvorschriften zu leisten. Doch machte 
die Umstellung auf die Kriegsverwaltung auch neue städtische Dienststellen erforderlich, so 
das Ernährungs- und Wirtschaftsamt, das die gesamte Versorgung der Bevölkerung mit be- 
zugsscheinpflichtigen Waren organisierte, oder ein in den ersten Kriegsmonaten bestehendes 
Rückwanderer-Quartieramt'*’. Veränderungen ergaben sich darüber hinaus durch kleine 
Kompetenzverschiebungen, etwa bei der Neuorganisation der Finanzverwaltung’; einen 
echten Eingriff, allerdings auch eine Entlastung der Stadtverwaltung, bedeutete es dagegen, 
wenn bis 1942 nach und nach die meisten Aufgaben im Gesundheitswesen auf das Staatliche 
Gesundheitsamt'*, die des städtischen Einwohneramts und der Gewerbeaufsicht auf die Poli- 


zeidirektion übergingen'”. 


141 Verf. 6.10.1939, DS 680. 

142 Tätigkeitsbericht Sch. Anfang 1941, DS 523. 

Grundlegend M.-L.Recker: Nationalsozialistische Sozialpolitik im Zweiten Weltkrieg, München 1985 

124 Vgl. allg. DS 764 sowie H. an Lufigaukommando 19.10.1939, ZR 16410, und Akt 309 der Registratur der Heil- 
und Pflegeanstalt. Hilfskrankenhäuser im Sept. 1939 demnach in Niedermünster, Dompräbende und Alumneum, 
Reservelazarette im Männerkrankenhaus der Barmherzigen Brüder, dem ehem. Institut der Engl. Fräulein, im 
städt. Lyzeum und in Karthaus. 

145 Liste Aufgaben beider Standesämter, wohl 1942, PAM 540. Vgl. Bericht 3.6.1942, PAM 533, und Gb Standes- 
amt I 1943, DS 530. 

146 Vgl. Berichte Stadtjugendamt zur Personalnot 28.10.1943 und 4.1.1944 sowie Tätigkeitsbericht 1939-1943, 

PAM 540. Besondere Gefahren demnach: Abwesenheit der Väter, Berufstätigkeit der Mütter und nächt!. Ver- 

dunkelung. Vgl. Polizei-VO zum Schutze der Jugend 9.3.1940, RGBI 15.499, bzw. 10.6.1943, RGB] 15.349. 

Über dieses liegen kaum Informationen vor; erwähnt in Programmrede Sch. 1941, DS 523, 

Br Vgl. zu kleinen Kompetenzverlagerungen z.B. Verf. 25.11.1941, u.a. in ZRa 13200 und PAM 539. 

14 Vgl. allg. GES 501 sowie Jugendamt an Stadt Klagenfurt 28.1.1941 (JUG 550), Sch. an Schulzahnarzt Schmid 
26.6.1941 (ZRa 12608) und seine Vorberichte zu Haushalt und Nachtragshaushalt 1941 (FIN 504). Demnach 
gingen auf die Staatsbehörde über: 1.1.1941 Lungen-, 1.2.1941 Mütter- und Säuglingsfürsorge, 1.6.1941 Schul- 
gesundheitspflege. 


150 m Gegenzug erhielt die Stadt Befugnisse im Kulturbereich. 
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Im Zusammenhang mit den Folgen des Luftkriegs kamen den Kommunalverwaltungen wich- 
tige neue Aufgaben zu. Zum einen hatten sie die Entschädigungsansprüche an das Reich zu 
regulieren, zum zweiten die Schadensbehebung, die Bergung von Verletzten und Getöteten, 
aber auch diejenige von Einrichtungsgegenständen zu organisieren. Die dabei eingesetzten 
auswärtigen Hilfstrupps mußten untergebracht und verpflegt, der Einsatz der benötigten 
Kraftfahrzeuge zentral gesteuert werden. Daher richtete der Oberbürgermeister schon 1943 
ein Kriegsschäden- und ein Wohnungsamt ein, letzteres mußte 1944 um ein Quartieramt er- 
gänzt werden. Und nicht zuletzt erfuhr das kommunale Bestattungswesen nun eine erschrek- 
kende Ausweitung. 


1. Die Versorgung der Bevölkerung 


Schon nach der Sudetenkrise im Herbst 1938 war die Einrichtung eigener Ämter vorbereitet 
worden, die auf kommunaler Ebene im Kriegsfall für die Versorgung der Bevölkerung zu- 
ständig werden sollten'”'!. Unmittelbar vor Kriegsbeginn leitete die Reichsregierung die Um- 
stellung auf die Kriegswirtschaft ein'”, am 4.9.1939 erging dann die umfassende Kriegswirt- 
schaftsverordnung!?. Reichsweit wurden nun für jeden Wehrkreis Behörden zur Bewirt- 
schaftung der lebenswichtigen Güter geschaffen: für den landwirtschaftlichen Bereich die 
Landesernährungs-, für den gewerblichen die Bezirks-, später Landeswirtschaftsämter. Die- 
sen unterstanden die IHK-Präsidenten, die nun zu Reichskommissaren bestellt wurden. In 
Regensburg fungierte IHK-Präsident Knab zugleich als Leiter der örtlichen Dienststelle der 
Gauwirtschaftskammer Bayreuth'’*. In dieser Doppelfunktion in Verwaltung und Partei hatte 
er vor allem die Produktionsfähigkeit der kriegswichtigen Industrie, der unentbehrlichen 
Handels- und Handwerksbetriebe und die Energieversorgung sicherzustellen. 


Um die zentralisierte Wirtschaftsform durchführen zu können, wurde ein Bezugsscheinsy- 
stem eingeführt - vermeintlich "keine Not-, sondern nur eine vorsorgliche Maßnahme". Nur 
noch gegen Bezugsscheine durften wichtige Grundnahrungsmittei und Bedarfsgüter bis zu 
bestimmten Höchstmengen bezogen werden, die Ausgabe der Scheine oblag den unteren 
Verwaltungsbehörden, die zu diesem Zweck Ernährungs- und Wirtschaftsämter (EWA) ein- 
zurichten hatten. Hierzu versetzte Herrmann sofort elf Arbeitskräfte in Zwicks Referat'°*, 
dem das neue EWA unterstellt wurde, und rief die Beamtenschaft zu vorbildlichem Verhalten 
auf: "Die Durchführung der Bezugsscheinpflicht entspricht einem Gebot nationalsozialisti- 
scher Disziplin und Gerechtigkeit"'””, die Begünstigung von Kollegen, Verwandten und Be- 
kannten sei peinlich zu vermeiden'®. Um jeden Mißbrauch des Bezugscheinsystems nach 
Möglichkeit auszuschließen, erhielten die unteren Verwaltungsbehörden weitreichende Ord- 
nungsstrafbefugnisse: Gefängnis, in schweren Fällen Zuchthaus drohte dem, der sich Bezugs- 
scheine erschlich oder kontingentierte Güter über die Höchstmengen hinaus bezog. Bei Miß- 


15L Anf. 1939 mußte die Stadt hierfür das Personal sicherstellen (Erlaß MWi 20.10.1938, bekanntgegeben 2.1.1939, 
DS 553). 

3 VO über Wirtschaftsverwaltung, zur Sicherstellung des lebenswichtigen Bedarfs des deutschen Volkes und 
über Öffentliche Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Erzeugnisse, alle 27.8.1939, RGBI I S.1495, 1498 und 
1521. 

RGB! 18.1609. 


154 Vgl. seinen Briefkopf, z.B. Schreiben 23.9.1943, DS 553. Zur Rückumwandlung der IHK-Präsidenten in Reprä- 
sentanten der wirtsch. Selbstverw.: VO 13.8.1941, RGBI I 5.492. 


Mb 28.8.1939, DS 667. 
Verf. 29.8.1939, ZRa 13535. 
Verf. 15.9.1939, DS 667. 

158 Verf. H. 31.8.1939, DS 867. 


152 


15 


rt 


13 
15 
15 


Sn a 


515 


achtung der Vorschriften konnte das EWA auch die Schließung von Geschäften anordnen 
oder die Ablieferung produzierter Güter von den Erzeugern erzwingen. Die Organisation des 
EWA in Regensburg übernahm Amtmann Mötsch, der als besonders gewissenhafter Beamter 
galt und reibungslos mit Kreisbauernschaft und NSV zusammenarbeitete!°?. Finanziert wur- 
den die EWA größtenteils vom Reich; zunächst erhielt die Stadt Regensburg einen Pausch- 
betrag von 100000 RM, dann einen Regelzuschuß von 10,6, später 15 RPf pro Kopf der Be- 
völkerung'®. 


Im einzelnen hatte das neue Wirtschaftsamt die Bewirtschaftung rationierter Gebrauchsgüter 
zu lenken, zunächst nur die von Schuhen und Textilien, von denen anfangs genug vorhanden 
waren!‘', bald auch die von Brenn- und Treibstoffen sowie wichtigen Haushaltswaren'#. 
Demgegenüber gliederte sich das Ernährungsamt in zwei Abteilungen, von denen sich die 
eine um Erzeugung und Lenkung bis zum Letztverteiler, die andere um die Verteilung zum 
Endverbraucher zu kümmern hatte. Erstere unterstand daher der Kreisbauernschaft, die die 
landwirtschaftliche Produktion kontrollierte, die Geschäfte der Abteilung B führte dagegen 
die Stadt. Sie war somit für die gesamte Bewirtschaftung der Lebensmittel verantwortlich: 
Zunächst hatte sie den Nachschub für den Handel zu lenken, wozu man die Bedarfsanzeigen 
der Geschäftsleute sammelte und an die einzelnen Wirtschaftsverbände weiterleitete, anderer- 
seits war die Verteilung an die Verbraucher zu organisieren. Die Zustellung der Lebensmit- 
telkarten und -marken an die Haushalte, für deren Einlösung im Stadtgebiet sechs Karten- 
stellen eingerichtet wurden‘, übernahm bis 1942 die NSV, dann die Stadtverwaltung selbst. 
Von nun an mußten zu Beginn neuer Zuteilungsperioden sämtliche städtischen Bediensteten 
in Amtsgebäuden, Gaststätten und Schulen die Karten ausgeben“, 


Probleme bei der Umsteliung des Konsums auf Bezugscheine entstanden zum einen durch 
Hamsterkäufe nach Kriegsbeginn, wofür die Vorräte der Händler oft nicht ausreichten, zum 
zweiten aber auch durch zahliose, ständig veränderte Sonderbestimmungen über die Versor- 
gung der verschiedenen Konsumentengruppen. Häufig war das Gewerbe bereits informiert, 
und entsprechende Vorschriften erschienen sogar in der Presse, bevor sie den Behörden vor- 
lagen'®. In dieser Phase bewährte sich der Einsatz städtischer Lehrkräfte beim EWA; ohne 
ihre ehrenamtliche Mitarbeit wäre der Betrieb sofort zusammengebrochen'*. Zwar spielte 
sich das Kartensystem bis Ende 1939 allmählich ein!, doch ergaben sich selbst in diesem 
zentralen Bereich der Verwaltungstätigkeit wegen der gleichzeitigen Einberufungen zur 
Wehrmacht erhebliche Personalprobleme'!®, zumal immer neue Güter in die Bewirtschaftung 
einbezogen werden mußten - Anfang 1940 Seife, Waschmittel, Textilien und Lederwaren für 
Großverbraucher, später auch Möbel, Öfen, Kochplatten oder Elektrogeräte'®. Im Frühjahr 
1940 nahm auch eine eigene Altkleiderstelle den Betrieb auf, die gebrauchte Kleidung und 


15% Antrag auf Verleihung des Kriegsverdienstkreuzes an Mötsch, PAM 533. Ende 1943 sollte er außerplanmäßig 


befördert werden, vgl. Antrag Zwick in EWA 1. 
160 Vorbericht Sch. zum Nachtragshaushalt 1941, FIN 504. 
161 RPB 8.9.1939, der Sch. zitiert. 
162 Liste Aufgabengebiete Zwick, PAM 533. 
163 Entwurf Telefonverzeichnis Ende 1939, ZRa 12077. 
164 Verf. Sch. 2.1.1943, ZR 9042 und ZRa 13302. 


165 Vgl. RPB 9.10.1939 zu Anlaufschwierigkeiten und 8.4.1940 mit Zitat der scharfen Kritik von Sch. Vgl. allg. 
L.Burchardt: Die Auswirkungen der Kriegswirtschaft auf die deutsche Zivilbevölkerung im Ersten und Zweiten 
Weltkrieg, in Militärgesch. Mitteilungen 15 (1974) S.65-97. 


166 H, an Reg. 12.9.1939, ZR 3715, vgl. auch H. an Schulamt 22.9.1939, ZRa 13535. 
167° Vgl. die RPB. 


168 Überstundenlisten in ZRa 13321, vgl. auch Verf. H. 22.12.1939, ZRa 13535, und Sch. an Reg. 20.5.1940, ZRa 
13243. 


169 Verf. Sch, 2.2.1940, NIS 1, vgl. zur Struktur des EWA die Ämter- und Telefonverzeichnisse in ZRa 13451 und 
13453. 
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Schuhe gegen Geld und Kleiderkarten-Punkte eintauschte'”. Mitte 1942 umfaßte das EWA 
schon 140 Beschäftigte'”', größte Kartenstelle war diejenige im Neuen Rathaus, die 28000 


172 


Menschen in Großbetrieben, Anstalten und Lagern versorgte'’”. 


Um die Jahreswende 1939/40 standen den Regensburgern folgende Rationen zu: 


TAGES- UND WOCHENRATIONEN !? Gramm pro Tag Gramm pro Woche 
Brot: 
Normalverbraucher 343 2400 
Schwerarbeiter 543 3800 
Schwerstarbeiter 686 4800 
Kleinkind (bis 6 Jahre) 158 1100 
Kind (6-10 Jahre) 243 1700 
Fleisch: 
Normalverbraucher 76 532 
Schwerarbeiter 147 1029 
Schwerstarbeiter 176 127 
Kleinkind 40 280 
Fett: 
Normalverbraucher 48 336 
Schwerarbeiter 66 457 
Schwerstarbeiter 115 800 
Kleinstkind (bis 3 Jahre) 36 252 
Kleinkind (3-6 Jahre) 45 315 
Kind (6-14 Jahre) 62 434 
Marmelade 15 100 
Zucker 36 250 
Nährmittel 36 250 
L— 


Die Berichte zur Lebensmittelversorgung belegen, daß zwar die Mengen im allgemeinen aus- 
reichten, die Qualität der Ware jedoch bald nach Kriegsbeginn deutlich nachließ und bei 
manchen Erzeugnissen, etwa Obst, Milchprodukten und Fisch, immer wieder Engpässe auf- 


traten 


14 Zwangsläufig entstand ein Schwarzmarkt. So klagte die Polizeidirektion über Ge- 


flügelzüchter, die die "besser situierten Kreise” zu überhöhten Preisen direkt belieferten; we- 
nigstens einmal in der Woche wolle man dort "doppelte Fleischrationen in schwelgender 
Weise verzehren"!”°. Die Einführung der Markenpflicht für Pferdefleisch, die sinkende Qua- 
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Verf. 11.4.1940, ZRa 13533, vgl. Wbł 12.4.1940. 


Bericht Personalamt Stand 1.6.1942, PAM 525, und Dezernatsverf. zur Umorganisation 24.6.1942, PAM 540, 
vgl. auch Personalliste 1.11.1942, PAM 527. 


Sie unterstand Andreas Dorn, früher nach Dienstverfehlungen aus dem Beamtenverhältnis entlassen, dann Ange- 
stellter und mittlerweile stellv. NS-Ortsgruppenleiter, vgl. Bericht Zwick 31.12.1943, EWA 1. Raumnot auch bei 
der Kartenstelle Engelburgerschule (22 Arbeitskräfte in 5 Räumen für 20000 Bürger). 


Tabelle in ZR 16641. Unterlagen zu den Zuteilungsperioden im Bestand "Wirtschaftsamt", Stadtarchiv. 


Vgl. PÜW 3-6 zur Versorgungslage 1940, vgl. auch die RPB, die häufig Sch. zitierten, sowie Rzehak S.41 und 
passim. 


Preisüberwachungsstelie der PolDir an Stadt 23.8.1940, ZR 20957. 
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lität von Wurstwaren'”, die generelle Kürzung der Fleischrationen und vor allem die Kontin- 
gentierung von Bier und Tabak im Sommer 1941 drückten auf die Stimmung; vorüberge- 
hende Knappheit an Kartoffeln führte sogar zu Raufereien auf den Märkten'”. 

Infolge des zunehmenden Treibstoffmangels mußte Anfang 1941 der öffentliche Personen- 
verkehr mit dem Umland eingeschränkt werden'”, ab Sommer dieses Jahres galten auch für 
den bereits zu Kriegsbeginn reduzierten Privatverkehr weitere Beschränkungen. Von nun an 
fanden nach Möglichkeit nur noch Veranstaltungen auf lokaler Ebene statt!””. Auch beim 
Umgang mit der "Reichskleiderkarte", insbesondere bei der Zuteilung von Schuhen, gab es 
im Verwaltungsalltag ständig Schwierigkeiten, da die Bevölkerung die ihr zustehenden Klei- 
derkarten nicht ausschöpfen konnte, nachdem es an Ware mangelte'”. Trotz des generellen 


Preisstops stiegen die Preise, der Schwarzhandel nahm zu'*', 


Als noch schlimmer erwies sich die unzureichende Kohlenversorgung der Stadt, verursacht 
durch den reichsweiten Mangel an Transportkapazitäten. Statt der benötigten 250000 Ztr. wa- 
ren im ersten Kriegswinter nur Bezugsscheine für 127000 Ztr. zugeteilt und selbst hiervon 
nur 20 % tatsächlich geliefert worden". Wochenlang blieben die Schulen geschlossen, es 
gab zahllose Klagen aus der Bevölkerung'*°. In den folgenden Jahren spielten sich zwar An- 
gebot und Nachfrage nach Brennstoff auf niedrigem Niveau ein, so daß die Bevölkerung da- 
mit leben konnte, doch beherrschte die Sorge vor dem jeweils nächsten Winter selbst ange- 
sichts der ersten schnellen Siege das Denken der Menschen. Die im März 1942 bekanntgege- 
bene Kürzung der Lebensmittelrationen führte zu heftiger Kritik an der offiziellen Propa- 
ganda und am herrschenden "Bonzenwesen"'?* - und dies, obwohl das Reichsinnenministe- 
rium Festessen von Funktionären gerade erst für unangebracht erklärt hatte'®°, Auf den Re- 
gensburger Märkten spielten sich "bedenkliche" Szenen ab, es wurden Reden geführt, die 
früher nicht gewagt worden wären!®®, Nach dem Beginn der sowjetischen Frühjahrsoffensive 
1943 kam die wachsende Angst hinzu, und viele Arbeiter klagten nach einer neuerlichen 
Kürzung der Fleischrationen im Mai 1943, sie könnten die Arbeit nicht mehr durchhalten'”. 


Nachdem Regensburg im August dieses Jahres die erste Bombardierung erlebt hatte, wich das 
Gefühl, vor den Angriffen der Alliierten geschützt zu sein, allgemeiner Ernüchterung. Von 
nun an dominierte die Angst vor der militärischen Entwicklung an allen Fronten über die 
Alltagssorgen, Klagen über Versorgungsmängel verloren an Bedeutung, zumal es bis zuletzt 
gelang, die Lebensmittelzuteilung aufrechtzuerhalten'**. Nicht die Knappheit in diesem Be- 
reich, sondern Mängel bei anderen kriegs- und lebenswichtigen Gütern, vor allem an Brenn- 
und Treibstoffen, Kleidung und Schuhen rückten ab 1944 immer mehr in den Vordergrund. 


Mit Zunahme der Bombenangriffe auf die deutsche Treibstoffproduktion und das Eisenbahn- 
netz verschärften sich reichsweit die Versorgungsengpässe. Auch in Regensburg zeichneten 
sich seit dem Frühjahr 1944 ernste Probleme ab. Der Berufskraftverkehr war ohnehin schon 


176 Einzelheiten in ZR 18977 und 20973. 

177 RPB 8.8.1941. 

u Vgl. ZR 17941, vgl. auch ZR 17956 zur Einstellung weiterer Buslinien im Sommer 1944. 
19 Reg, an Stadt auf Weisung RVM 11.11.1941 und Einzelheiten in ZRa 14011. 
180 Vgl. Rzehak S.57, 62 und passim. 

181 RPB 7.9.1941. 

182 RPB 9.12.1939 und 9.1.1940. 

183 RPB 8.2. und 8.3.1940 mit Zitaten von Sch. 

184 RPB 10.4., 8.5. und 9.6.1942. 

185 RdErl 9.4.1942, Abschrift in ZRa 14011. 

186 RPB 8.7.1942. 

187 RPB 11.6,1943. 

1e Vgl. Berichterstattung in den RPB. 
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weitgehend auf Motorräder beschränkt, Diesel oder gar Benzin für PKW stand fast nicht 
mehr zur Verfügung'”, und die wenigen Lastwagen, die noch in Gebrauch waren, liefen 
größtenteils mit Treibgas. Im Mai 1944 wurde die Treibstoffzuteilung weiter beschnitten, das 
Landeswirtschaftsamt kürzte das für Regensburg zugesagte Monatskontingent von 20000 | 
Benzin um 20 %, das für Treibgas gar um 56 %. Nachdem man bislang intensiv auf Gasan- 
trieb umgerüstet hatte, reichte die zugeteilte Menge gerade noch für das Milchwerk und die 
Müllabfuhr, und das EWA mußte in Absprache mit Kreisleitung, NSKK, Polizei und Ge- 
sundheitsamt erhebliche Kürzungen selbst für diese Großverbraucher verfügen. Zudem ver- 
einbarte man den Einsatz von Dienstfahrrädern für die Ärzteschaft und auch eine verstärkte 
Öffentlichkeitsarbeit, um möglichen Klagen der Bevölkerung entgegenzuwirken'”. Mit 
scharfen Kontrollen wollte man Hamsterern und den ganz offensichtlich bestehenden 
schwarzen Bezugsquellen für Benzin auf die Spur kommen sowie dem "heillosen Unfug bei 
den sogenannten Behelfslieferwagen" begegnen, "die zu allen möglichen Zwecken verwendet 
werden und in denen sich zur Tarnung ein Hammer und eine Beißzange befinden, um den 
Anschein zu erwecken, als handelt es sich bei den Fahrten um kriegswichtige Arbeiten."'?! 


Höchste Priorität genoß die Milchversorgung der Stadt, selbst gegenüber den Bedürfnissen 
der Rüstungsindustrie. Seit längerem standen dem Milchwerk zur Milchanfuhr 21 werksei- 
gene und 12 LKW aus dem gewerblichen Verkehr zur Verfügung, alle mit Treibgasantrieb. 
Als jedoch das Benzinkontingent für die Stadt im Juli nochmals um 25 %, das für Diesel um 
48 %, für Treibgas gar um 90 % gekürzt wurde, die Treibgasversorgung also zusammen- 
brach'”, drohte die Lähmung der gesamten gewerblichen Wirtschaft, des Feuerwehr- und des 
Gesundheitswesens; die Leichentransporte, die Versorgung der NSV-Schweinemästerei und 
sogar die Räumarbeiten an bombengeschädtigten Gebäuden waren gefährdet”: "Die gegen- 
wärtige Lage der Treibgasversorgung ist derart katastrophal, daß für das Milchwerk 28 Gene- 
rator-Fahrzeuge (...) bereitgestellt werden mußten. (...) Selbst vor Rüstungsbetrieben und 
W Betrieben, welche unmittelbar mit der Lebensmittelversorgung zusammenhängen, kann 
nicht Halt gemacht werden."'”* Es verwundert nicht, daß die wenigen "Generatorfahrzeuge" 
oder "Holzgaser", zumeist Lastwagen älterer Bauart, übermäßigen Verschleiß zeigten und 
ständig ausfielen. Reparaturen dauerten jedoch sehr lange, da alle Werkstätten mit Wehr- 
machtsaufträgen überhäuft und Ersatzteile, insbesondere Reifen, kaum zu beschaffen waren. 
So stand zu befürchten, daß wegen der Beschlagnahmung sämtlicher Fahrzeuge im Stadtge- 
biet für das Milchwerk "wegen eines einzigen Betriebs die gesamte Wirtschaft in absehbarer 
Zeit stillgelegt werden müßte" '”. 


Das Milchwerk war die letzte Stelle, die überhaupt noch Treibgas zugeteilt erhielt'™, während 
sich beispielsweise die Müllabfuhr schon im Juni 1944 mit Pferdegespannen und Ochsen- 
fuhrwerken behelfen mußte. Auch die Kohlenzustellung an die Haushalte wurde eingestellt: 
"Unter den heutigen Verhältnissen müßte ein Haushalt mit nur 30 Zentnern Jahreskohlenzu- 
weisung etwa 10mal mit dem Handkarren fahren, wozu mindestens ein kräftiger Mann not- 
wendig sein wird. Von der Beschaffung von Säcken, Handkarren und den damit verbundenen 
Widerwärtigkeiten soll ganz geschwiegen werden," Dennoch war es selbst jetzt noch nicht 


18? Die städt. Busse waren schon vor dem Krieg auf Treibgas umgestellt worden, vgl. Mb 28.8.1939, DS 667. 


190 Bericht EWA 31.5.1944, EWA 500. 


191 EWA an NSKK mit Bitte um Hilfe bei den Kontrollen 3.6.1944, EWA 500, vgl. PolDir an Stadt 30.8.1944, ZR 
19887. Ebd. Einzelheiten zum eingeschränkten Einsatz städt. Kfz, vgl. auch Rh-Prot. 9.6.1944. 


12 Wb EWA 1.7.1944, EWA 500. 

133 Wb EWA 10.6.1944, ebd. 

194 Städt. Fahrbereitschaft an Bevollmächtigten für Nahverkehr beim MInn 10.7.1944, ebd. 

195 Ebd. Zu Holzgas als Treibstoff vgl. H.Rubner: Deutsche Forstgeschichte 1933-1945, St.Katharinen 1985 S.99 f. 


196 Vg]. die Wb zur Treibstofflage, EWA 500. Schon 31.7.1943 prophezeite Milchwerksdirektor Schneider den Zu- 
sammenbruch der Milchversorgung aus Mangel an Autoreifen (ZR 20283). 
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gelungen, den privaten PKW-Verkehr abzustellen: "Es fahren immer noch eine Anzahl von 
Pkws und Krädern herum, die, das sei ausdrücklich betont, ihren Treibstoff nicht vom Wirt- 
schaftsamt haben. Dies zum Arger der Bevölkerung, die so etwas einfach nicht begreifen 
kann."'?” 


Die Behörden reagierten mit erstaunlichem Improvisationsgeschick, allerdings verfügten sie 
auch über sehr weitreichende Befugnisse. Die scharfen Kontrollen der PKW wie auch der 
Tankstellen zeigten allmählich Wirkung’, die Gauwirtschaftskammer bildete Zwangsge- 
meinschaften für die Lebensmitteltransporte der Regensburger Großhändler'”, und für den 
Milchtransport fand man einen Ausweg, nachdem das Reichsverkehrsministerium den Gü- 
tertransport durch den öffentlichen Personennahverkehr generell genehmigt hatte?®,. In Re- 
gensburg wurde die Straßenbahn seit Monaten für den Gütertransport zu den Behelfswoh- 
nungsbauten am Ziegetsberg eingesetzt, nun verlegte man auch einen Großteil der 
Milchtransporte auf die Schiene - nach Regensburg per Eisenbahn, innerhalb des Stadtgebiets 
per Straßenbahn. Während der verkehrsärmeren Vor- und Nachmittagsstunden fuhr diese ab 
Herbst 1944 täglich 10000 bis 35000 1 Milch aus”", 


Kurz zuvor waren sämtliche privaten Treibstoffbestände beschlagnahmt worden, auf schwere 
Verstöße gegen die Treibstoffmeldepflicht stand die Todesstrafe”. Dennoch mußte das 
EWA, nachdem im September 1944 nur 5300 1 Benzin und 4000 | Diesel zugewiesen worden 
waren, "rücksichtsloseste, ans Untragbare grenzende Kürzungen" vornehmen; selbst die 
Räumung der Trümmer an den bombardierten Bahnanlagen, die Milch- und die Lebensmit- 
telversorgung konnten nur noch "mit äußerster Anstrengung" aufrechterhalten werden”, So 
mußte auch der bis dahin strengstens überwachte Schlachthofzwang, d.h. die Verpflichtung 
für Tierbesitzer, jede Schlachtung im städtischen Schlachthof durchführen zu lassen, gelok- 
kert werden - es mangelte schlicht an Fahrzeugen für die Viehtransporte?*, Erwogen wurde 
auch der Kohlentransport mit der Straßenbahn und das Abwracken älterer Waggons zu die- 
sem Zweck?”; der Oberbürgermeister untersagte den Kohlenhändlern die Lieferung "frei 
Keller", um sicherzustellen, daß die wenigen noch verfügbaren Transportmittel voll aus- 
genützt würden? Soweit den Händlern keine eigenen Fahrzeuge mehr zur Verfügung stan- 
den, mußten sie an den Sonntagen einzelne Brauereilastwagen benutzen. Selbst alte Men- 
schen, Behinderte und Schwerkriegsbeschädigte hatten ihre Kohle selbst abzuholen”. 


Noch größere Sorgen als die Kohlenverteilung vor Ort bereitete die mangelhafte Zufuhr von 
außen. Anfang November 1944 war von der für Regensburg vorgesehenen, an sich schon 
niedrig angesetzten Sollmenge von rund 75000 Tonnen Hausbrand erst knapp die Hälfte ein- 


197 Beide Zitate aus EWA 500, vgl. zur Kohlenversorgung Grundsatzanordnung Reichsstelle für Kohle 5.11.1943, 


Reichsanzeiger 19.11.1943. 
198 Vgl. Wb zur Treibstofflage, EWA 500. 


199 Wb 7.7.1944, EWA 500. Vgl. Rh-Prot. 9.6.1944 zur überörtl. Organisation der Gemüseversorgung. Vgl. zur Ar- 
beitsgemeinschaft für Altmetallbergung nach Fliegerschäden: Fa, Rieger an PolDir 30.10.1944, Abschrift in ZR 
17680. 


200 Verf. 22.8.1944, Reichsverkehrsblatt 5.9.1944, Abdruck DS 745, vgl. Bericht Fahrbereitschaft 21.8.1944, EWA 
500. 


201 Vermerk H. 4.9.1944, DS 745 (ebd. Einzelheiten zu den Milchtransporten), vgl. auch Mb Sept.-Okt. 1944 (DS 
544) und Rh-Prot. 21.9.1944. Entspr. Vorschlag Milchwerksdirektor Schneider 1.9.1944 in ZR 20283; vgl. ZR 
20309 zu Schneiders Geschäftsführung und Entnazifizierung. 


202 Vgl]. Bek. Sch. 1.10.1944 und Wb EWA 6.10.1944, EWA 500. 
203 Wb EWA 9. und 30.9.1944, EWA 500. 

294 Einzelheiten in ZR 20331. 

205 Vermerk H. 4.9.1944, DS 745. 

206 Verf. 6.10.1944, EWA 501. 

207 Verf. Sch. 12. und 17.10.1944, EWA 501. 
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egangen”®, Zwick mußte die Kohlenhändler vorwarnen, eine Besserung sei nicht zu erwar- 
8 


ten?®, Den bevorzugt versorgten Empfängern wie Krankenhäusern und Lazaretten, den 
Rüstungs-, Ernährungsbetrieben und Lagern wurde ihr Kontingent auf 60-70 % der 
bisherigen Richtmenge gekürzt, die sonstigen Verbraucher erhielten nur noch 50-60 %, und 
auch dies in jedem Einzelfall erst nach Genehmigung durch das EWA?', 


Diese Kontingente konnte man nur zuteilen, nachdem zu dieser Zeit Museen und Theater, 
Kirchen, Vergnügungsstätten und viele Gewerbebetriebe bereits geschlossen und ihre Brenn- 
stoffvorräte von der Stadtverwaltung beschlagnahmt waren?!!, Weitere geringfügige Entla- 
stung brachte vorübergehend der Abtransport von Holz von den jeweils neuen Schadensstel- 
len nach Luftangriffen?'”. Dennoch kam die Brennstoffversorgung Ende November 1944 fast 
völlig zum Erliegen, die Verbraucher durften nur noch ihren Notbedarf an Kohle decken?'?. In 
der größten Not kam man sogar auf den Gedanken, im Landkreis einen Kohlenmeiler zu er- 
richten - noch im Dezember 1944 sollte der erste Ofen in Betrieb gehen, was jedoch an man- 


gelnden Kenntnissen des gleichzeitig ausgebildeten Köhlers scheiterte?'*. 


Aus Mangel an Transportfahrzeugen und Arbeitskräften mußte Rechtsrat Zwick nun auch die 
inzwischen ohnehin unbefriedigende Müllsortierung einstellen lassen?'°. Um die Jahreswende 
1944/45, als man bereits mehrere Luftangriffe auf die Mineralölbetriebe im Regensburger 
Hafen erlebt hatte, traten weitere, vom EWA endgültig als untragbar bezeichnete Sparvor- 
schriften für Treibstoff in Kraft. Auf entsprechende Beschwerden beim Landeswirtschaftsamt 
erhielt der berichtende Beamte den Bescheid, "daß einer von uns beiden doch eingesperrt 
werde - er, wenn er mir Treibstoff zusagte und ich, wenn ich Treibstoff ohne Genehmigung 
hinausgäbe."'® Zu dieser Zeit war auch die Gasversorgung der Stadt infolge zu geringer 
Kohlenreserven beim Gaswerk gefährdet”, zudem drohte der Zusammenbruch der Wasser- 
förderung, nachdem die Pumpen wegen fehlenden Brennstoffs nicht mehr aufgetaut und oh- 
nehin wegen der unzureichenden Stromversorgung zeitweise nicht mehr betrieben werden 
konnten?'®, Andererseits litt die Notversorgung der Bevölkerung mit Wasser aus Tankwagen 
unter dem Treibstoffmangel, und das Wasserwerk forderte, die Bevölkerung durch 
Strafandrohung zum Sparen zu zwingen”. Auch Widerspruch gegen den Abtransport von 
Brennholz aus bombardierten Häusern wurde nun nicht mehr geduldet”. Die vier Kinos 
mußten schließen, ihre Brennstoffe wurden ebenso beschlagnahmt” wie kurz darauf die 


208 Meldung an LWA 1.11.1944, DS 770. 
209 Zwick an Kohlenhändler 1.11.1944, EWA 501. 


210 Zwick an Kohlenhändler und Großverbraucher 1. bzw. 20.11.1944, ebd. Liste zum Brennstoffbedarf der wichtig- 
sten Betriebe, wohl Anfang 1945, in EWA 501; die 6 Spitzenreiter (Südholag, Zuckerfabrik, beide Kalkwerke, 
Gaswerk und Messerschmitt) hatten 195000 t Bedarf gemeldet, 28 weitere Betriebe zusammen 16000 t. 


211 Vgl. Sch. an Kehlenhändler 6.10.1944 und versch. Beschlagnahmeverf. in EWA 501, vgl. auch Bericht EWA 
9.12.1944, DS 757. 


212 Bericht EWA 25.11.1944, ebd.: laut Meldung 9.12.1944 (ebd.) wurde die Aktion eingestellt, als die Hausbesitzer 
das Holz meist nicht mehr freigaben. 


213 Prot, Versammlung Kohlenhändler 27.11.1944, EWA 501, und Bericht EWA 9.12.1944, DS 757. Nachdem sich 
einige Händler nicht an die Vereinbarungen hielten, drohte die Stadt, sie "aus dem Handel zu entfernen" 
{Rundschr. 15.12.1944, EWA 501). 


214 Berichte Zwick 25.11.1944 (DS 757) und 2.12.1944 (DS 770; ebd. Einzelheiten). 

215 Zwick an Reichskommissar für Materialverwertung 13.11.1944, DS 573. 

216 Wh EWA 30.12.1944, EWA 500. 

217 Der letzte Wb 14.4.1945 (DS 743) vermerkt allen Ernstes: "Irgend eine Wirtschaftlichkeit ist bei dem jetzigen 
Gasbetrieb nicht mehr gegeben. Es ist anzunehmen, daß das Jahresergebnis mit einem Verlustsaldo abschließen 
wird." 

218 Mb Dez. 1944 bzw. Jan. 1945, DS 544, und Wb EWA 20.1.1945, EWA 500. 

219 Bericht 13.1.1945, DS 743. 

220 Verf. Sch. 27.1.1945, vgl. Vermerk H. 31.1.1945, WSt 1. 

221 Zwick an Betreiber 8.1.1945, EWA 501. 
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Restbestände der örtlichen Kohlenhändier”””. Soweit den größten Gaststätten, die bislang die 
meisten Berufstätigen mit Mahlzeiten versorgt hatten, der Brennstoff ausging, mußten städti- 
sche Großküchen einspringen’”. 


Bis Ende Februar 1945 waren noch nicht einmal 60 % der vorgesehenen Sollmenge an Haus- 
brand tatsächlich in Regensburg eingetroffen”. Für März 1945 hatten die verschiedenen Be- 
hörden 11400 1 Treibstoffe für auch vom EWA als berechtigt anerkannte Zwecke angefor- 
dert: für Milch-, Wasser- und Lebensmittelversorgung einschließlich der Flüchtlingsverpfle- 
gung, für Sanitätseinsatz, Seuchenbekämpfung, Bergung der Verwundeten und Leichentrans- 
porte, für Kanalinstandsetzung, Bahnhofsräumung und Sprengkommandos, für die Feuerwehr 
und schließlich den Berufsverkehr. Zugeteilt wurden nur 1800 I Treibstoff und 20 Flaschen 
Treibgas, und selbst diese Mengen standen nicht wirklich zur Verfügung”. Die städtische 
Müllabfuhr mußte ständig improvisieren, zeitweise wurde überhaupt nur noch die Altstadt 
entsorgt. Im Frühjahr 1945 war der Zusammenbruch der Müllabfuhr absehbar, nachdem die 
von Bombentrichtern übersäten Straßen immer länger unbenutzbar blieben, die Luftalarme 
die Arbeit unterbrachen und schließlich die hier eingesetzten russischen Kriegsgefangenen 
krankheitsbedingt immer häufiger ausfielen””. Und auch das Gewerbe erlahmte zusehends; 
selbst die "baulichen Sofortmaßnahmen” nach den Luftangriffen waren gefährdet, es man- 
gelte an allem - an Kohle, Treibstoff und Fahrzeugen?” , an Arbeitskräften und Quartieren für 
deren Unterbringung. Trotzdem sollen selbst noch zu dieser Zeit private Autobesitzer 
"massenhaft" vor den Luftangriffen aus der Stadt geflüchtet sein - ein Verhalten, das "auf 
jene, die nicht in der glücklichen Lage sind, mit einem Wagen ausreißen zu können", angeb- 
lich "recht widerlich" gewirkt hat. 


Der Zusammenbruch des öffentlichen Lebens stand unmittelbar bevor. Der für die Treibstoff- 
zuteilungen zuständige städtische Beamte lehnte es ab, weiter allein verantwortlich zu sein, 
und bat um die Einrichtung einer Kommission für diese Aufgabe”, die sich allerdings nun 
von selbst erledigte. Sein letzter Wochenbericht, datiert vom 14.4.1945, vermerkt: "Infolge 
des in dieser Woche auf das Hafengebiet niedergegangenen Fliegerangriffs sind sämtliche 
Vergaserkraftstoff-Vorräte zerstört. Die drei Regensburger Tankstellen sind leer. Die Versor- 
gung der wichtigsten Sektoren (Lebensmittelversorgung, Gesundheitswesen usw.) sind 
schwerstens gefährdet." 


2. Das Gesundheitswesen 


Hatte man im Sommer 194} "infolge Verminderung des Bedürfnisses” die zu Kriegsbeginn 
eingerichteten städtischen Hilfskrankenhäuser bis auf zwei wieder schließen können”, so 
mußte diese Maßnahme in den späten Kriegsjahren nicht nur rückgängig gemacht werden; 
vielmehr kamen nun immer neue Hilfskrankenhäuser, aber auch Lazarette hinzu. Dennoch 
mußte das Gesundheitsamt Ende 1944 die Leitungen der Krankenhäuser anweisen, "nur in 


222 Rundschr. 7.2.1945, ebd. 


223 Bericht Zwick 24.2.1945, DS 770. Einzelheiten zu den Großküchen, eingerichtet zusammen mit NSV und RAD, 
in DS 740, 769 f. und WSt 2. 


224 Meldung an LWA 1.3.1945, DS 770. 

225 Berichte EWA 3. und 7.3.1945, EWA 500. 

226 Vgl. Berichte Tiefbauabteilung ab Sommer 1944, DS 572. 

227 Vgl. Mb zur wirtsch. Lage Jan.-März 1945, DS 544. 

228 Wb 31.3.1945, EWA 500. 

22 Bericht 14.4.1945, ebd. 

230 Vorbericht Sch. zum Haushalt 1941, FIN 504; Einzelheiten zu den Kosten in StA 16423. 
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ganz dringenden Fällen die Aufnahme zuzulassen", nachdem der Regierungspräsident die 
Einweisung älterer Evakuierter aus den Westgebieten angeordnet hatte, obwohl diese 
großenteils gar nicht der stationären Pflege bedurften”?', Darüber hinaus fehlte es der Zivilbe- 
völkerung an Ärzten”? und diesen, den Hebammen und dem Roten Kreuz wiederum an 
Treibstoff für den Außendienst, seit Ende 1944 auch an Medikamenten; Krankentransporte 
wurden nun fast ausschließlich mit Pferdefuhrwerken durchgeführt. Seit dem Sommer 1944 
nahmen auch die Klagen über die mangelhafte Ernährung zu, und mit den Bombenschäden an 
der städtischen Kanalisation erhöhte sich zudem, wie bereits angedeutet, die Seuchenge- 
fahr”. 


An den Berichten zu den epidemischen Krankheiten fällt auf, wie häufig sich unter den Er- 
krankten Insassen der Heil- und Pflegeanstalt Karthaus fanden, also nicht nur Geisteskranke, 
sondern auch "asoziale und antisoziale" Personen?”. Daneben erwiesen sich die großen, ge- 
gen Kriegsende total überfüllten Ausländerlager als Seuchenherde””. Von 1938 bis 1942 war 
die Zahl der jährlichen Tuberkuloseerkrankungen mit tödlichem Ausgang von 36 auf 58, die 
der Geschlechtskrankheiten von 50 auf 100, die der Typhusfälle von 13 auf 31 gestiegen, von 
denen drei tödlich verliefen”. Ruhr trat im Herbst 1940 gehäuft unter den Soldaten der Flak- 
kaserne, ab 1943 auch unter der Zivilbevölkerung auf, allerdings weit seltener mit tödlichem 
Ausgang als beim Typhus. Von diesem waren vor allem Ausländer, insbesondere Besat- 
zungsmitglieder von Donauschiffen, von den Geschlechtskrankheiten sehr häufig Soldaten 
betroffen”, während Meningitis vor allem in den Messerschmitt-Lagern an der Prüfeninger 
Straße und am Lohgraben auftrat. Fleckfieber schließlich breitete sich seit 1943 unter den im 
Gerichtsgefängnis inhaftierten Ausländern sowie unter den sowjetischen Kriegsgefangenen 
des Messerschmittwerks und im Barackenlager des Kalkwerks Büechl aus”*. 


Zwar sank die Zahl der Typhusfälle bis Sommer 1944 leicht, und das Gesundheitsamt konnte 
noch Ende 1944 berichten, der Zusammenbruch der Wasserversorgung im Stadtsüden habe 
nicht zu größeren Gefährdungen für die einheimische Bevölkerung geführt”; doch stauten 
sich nun die Abwässer der Heil- und Pflegeanstalt samt ihrem Ausländerlazarett und verun- 
reinigten den Vitusbach, aus dem die Bevölkerung mittlerweile vielfach ihr Trinkwasser ent- 
nahm. Als man die Verseuchung des Wassers bemerkte, wurden zwar sofort Warntafeln auf- 
gestellt””, doch hielt sich die Bevölkerung nicht daran, und es war wohl auch schon zu spät 
für Vorsorgemaßnahmen - in Kumpfmühl brach eine Typhusepidemie aus, die zunächst vor 
allem die Gefangenenlager des Flugzeugwerks und der Reichsbahn erfaßte”*. Nachdem die 
Bevölkerung anderer Stadtteile ihr Wasser vielfach aus den Löschwasserteichen entnahm, 
breitete sich die Seuche schnell auf das ganze Stadtgebiet aus. Zum 12. Jahrestag der NS- 
Machtergreifung mußte das Gesundheitsamt 47 Erkrankungen melden, zwei der Betroffenen 
waren bereits gestorben, im Hilfskrankenhaus Klerikalseminar und bei den Barmherzigen 


231 Mb Nov.-Dez. 1944, GES 502; Einzelheiten zur Überlastung der Hilfskrankenhäuser in DS 770. 
“ Vgl. ZR 20394 zur katastrophalen Unterversorgung bei HNO-Ärzten. 

233 Vgl. Mb GesA, GES 502. 

334 Vermerk 21.3.1941, ZR 19604, vgl. allg. ZR 20505. 
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allg. zur Gesundheitsüberwachung der Ausländer StA (1987) 2 orange 760 = 620 ac I. 
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23 Mb Dez. 1944, GES 502, vgl. auch Bericht Chem. Untersuchungsanstalt 2.10.1944, ZR 20381. 

240 Bericht Tiefbauabt. 13.1.1945, DS 743; ebd. die Wb der Chem. Untersuchungsanstalt zum Grad der Verunreini- 
gung, vgl. auch Bericht GesA 23.1.1945, ZR 20565. 
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Brüdern wurden Typhus-Stationen eingerichtet”, und die Lage verschärfte sich weiter, als 
der Luftangriff vom 5.2.1945 neue Schäden am Leitungsnetz des Wasserwerks hervorrief. In 
größter Hektik reparierte man nochmals die beschädigten Kanäle, um eine weitere Ver- 
schmutzung des Trinkwassers zu vermeiden, doch mußte die Chemische Untersuchungsan- 
stalt resigniert feststellen: "Der Vitusbach ist zur Zeit so verunreinigt, daß sich eine Untersu- 
chung des Wassers erübrigt."”* Bis 6.4.1945 stieg die Zahl der Todesfälle auf mindestens 16; 
betroffen waren vor allem die Insassen der Massenlager, während es seit März 1945 unter der 
Zivilbevölkerung zunächst nicht mehr zu weiteren Erkrankungen kam“. Erst nach Kriegs- 
ende, von Mai bis Juli 1945, erfaßte die Epidemie erneut in großem Ausmaß die ganze Stadt; 
noch im ersten Halbjahr 1946 kam es zu 133 neuen Erkrankungen, von denen 18 tödlich en- 
deten?®. 


3. Das Schulwesen bei Kriegsende 


Bereits in den ersten Kriegswintern hatte es, wie erwähnt, aus Kohlenmangel Unterrichtsaus- 
fall für die Regensburger Schüler gegeben, doch war es bis ins Schuljahr 1943/44 hinein trotz 
totalem Krieg, Lehrermangel, Schichtunterricht und Kinderlandverschickung gelungen, den 
Unterrichtsbetrieb halbwegs aufrechtzuerhalten. Auch in diesem Bereich kam es im Herbst 
1944 zu einschneidenden Veränderungen: Nun wurden die Achtkläßler dem Arbeitsamt zum 
Klasseneinsatz in der Rüstungsproduktion zur Verfügung gestellt, die Schüler der siebten 
Klassen nach Bedarf für den sozialen Einsatz in der NSV*®, Allein die städtische Wirt- 
schaftsaufbauschule gab 107 Schüler und drei Lehrer - darunter Franz Voggenreiter - für den 
Arbeitseinsatz ab, die Mädchenoberschule samt den ihr angeschlossenen Schulzweigen zehn 
weitere Lehrkräfte. Zu dieser Zeit standen für den Volksschulunterricht in der Altstadt nur 
noch die Altdorfer- und die Klarenangerschule zur Verfügung; Augusten-, Pestalozzi- und 
Teile der Von-der-Tann-Schule waren anderweitig belegt, die Osten-, die Klarenanger- und 
die Schule Stadtamhof wegen Fliegerschäden teilweise nicht benutzbar”. 


Im Winter 1944/45 führte schließlich der Kohlenmangel in fast allen Schulen zur Einstellung 
des Unterrichtsbetriebs - es gab erneut "Kohlenferien"””. In den Klassenzimmern wurden 
nach Neujahr bei Minustemperaturen nur noch Appelle und Hausaufgabenkontrollen durch- 
geführt”, ab Ende Januar waren sämtliche Schulen, soweit von der Wehrmacht beantragt, in 
Lazarette umzuwandeln”. Die restlichen Lehrer konnten nun auf andere Dienststellen ver- 
teilt werden”, allerdings drohten bereits neue Einberufungen, nämlich zum Volkssturm”. 


242 Vgl. Mb GesA Jan. 1945, GES 502. 
243 Meldung 17.2.1945, DS 743. 
244 Meldungen GesA 27.3. und 6.4.1945, ZR 20565, vgl. allg. RPB Feb. und März 1945. 


5 Bericht GesA 15.5.1945, ZR 20565, und GesA an Wohnungsamt 14.9.1946, Wohnungsamt 73. Typhusmeldun- 
gen 1945-1947 in ZR 8504 c. 


Rundbrief MK 14.9.1944, PAM 536, vgl. Vollzugsmeldung Berufsschule an RVK 20.9.1944, Abschrift in DS 
688. 


247 Meldungen 20. und 25.9.1944, DS 688. 


48 Sch. an JV-Bannführung 3.11.1944, DS 767. Belege in WSt 2, vgl. zur Entwicklung bis dahin auch Bericht Be- 
zirksschulrat Held 29.2.1944, DS 757. 


Vgl. Berichte Mühlbach 2.12.1944 und 19.1.1945, DS 684 bzw. 757. 
250 Vgl. Stadt an Reg. 27.12.1944 und Held an Stadt 16.1.1945, DS 737. 


251 Schnellbrief RVK 22.1.1945, DS 763, vgl. daraufhin Wehrkreis- an Heeresstandortverwaltung 30.1.1945, EWA 
501, und Liste über Nutzung städt. Schulen 3.3.1945, DS 763. 


252 Verf. Reinemer 23. bzw. 31.1.1945, ZRa 12689 bzw. EWA 1. 
3 Vgl. Verf. 23.1.1945, ZR 383, 


ww 


24: 


Rn 


24 


© 


524 


Anfang März 1945 ergab sich für die Schulen im Stadtgebiet folgendes Bild’*: 


Volksschulen 
Altdorferschule/Knaben 


Altdorferschule/Mädchen: 


Augustenschule: 
Dechbetten: 
Großprüfening: 
Hans-Schemm-Schule: 
Horst-Wessel-Schule: 
Keilberg: 


Klarenangerschule: 


OÖstentor-Schule: 
Pestalozzischule: 


Reinhausen (drei Gebäude): 


Sallern: 
Schwabelweis: 


Stadtamhof/Knaben: 


Stadtamhof-Steinweg/Mädchen: 


Steinweg/Knaben: 
Von-der-Tann-Schule: 


Weichs: 


Winzer: 
Ziegetsdorf: 


(am 13.3.1945 teilweise zerstört): 6 Räume für Schul- 
zwecke, 2 Stockwerke Lazarett, je 1 Raum Schulmöbel 
und Wirtschaftsführerin des Wehrertüchtigungslagers; 
Turnhalle: Auffangsammaelstelle 

14 Räume für Schulzwecke; 5 Räume HJ-Wehrertüchti- 
gungslager 

seit 1942 Lazarett 

1 Raum, nur für Unterricht genutzt 

2 Räume, nur für Schulzwecke genutzt 

bis auf 2 Räume Reservelazarett 

Lazarett; Turnhalle: Lager für Schulmöbel 

4 Räume für Unterricht genutzt; 2 Räume für NSV-Kin- 
dertagesstätte und Mütterberatungsstelle 
Flüchtlings-Durchgangslager (19 Räume); 4 Räume an 
das Gesundheitsamt vermietet; 2 Räume für Schulappelle 
genutzt 

vollständig von Arbeitskräften der OT belegt 

12 Räume: Quartier für Einsatzkräfte bei Sofortmaßnah- 
men; 9 Räume und Turnhalle: Volkssturm; 6 Räume: 
Flüchtlinge; | Raum: Verteilung von Lebensmittelmar- 
ken; Turnhalle und Nebenräume: für Schulzwecke, Lage- 
rung von Möbeln und Lehrmitteln genutzt 

7 Räume Arbeitskompanie, 5 Räume Luftschutzpolizei, 
Rest als Auffangsammelstelle; von BdM und für Schul- 
zwecke genutzt 

je 4 Räume Rüstungskommando Regensburg und Auf- 
fangsammelstelle; Möbellager bzw. Schulzwecke 

2 Räume als Auffangsammelstelle, Rest für Schulzwecke 
genutzt 

9 Räume für Unterricht, je 2 Räume für EWA und Ret- 
tungsstelle 

vollständig von Flak belegt 

vollständig für Schichtunterricht genutzt 

8 Räume Sammelunterkunft für Ostlegionäre, 6 Räume 
für das Versorgungsamt, 1 Saal Schulmöbel 

je 2 Räume Luftschutzpolizei bzw. für Schulzwecke, als 
Auffangsammelstelle und Lehrmittellager genutzt 

3 Räume, nur für Unterricht genutzt 

t Raum, für Schulzwecke und als Auffangsammelsteile 
genutzt 


254 Gesammelt von Bezirksschulrat Held, übergeben an H. 3.3.1945, DS 763, 
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Sonstige Schulen 


Städtische Mädchenoberschule, seit 1940 Lazarett 


Helenenstraße: 

Städtische Mädchenoberschule, seit 22.1.1945 Lazarett 

Jesuitenplatz: 

Gymnasium Regensburg: Lazarett” 

Oberschule für Knaben, vollständig als Reichsausbildungslager der Nach 

Jesuitenplatz: richten-HJ genutzt 

Oberschule für Knaben, Goethe- Großteil seit Kriegsbeginn Lazarett, einige Räume für 

straße (teilweise zerstört): Unterrichtszwecke genutzt 

Bauschule: 12 Räume, nur für Schulzwecke genutzt 

Berufsschule: 23 Räume für Schulzwecke einschl. Möbellager genutzt, 
7 Räume Italienerlager, 6 Räume Feuerschutzpolizei, 
2 Räume für Nachtwachen 

Landwirtschaftsschule: geschlossen 


4. Die Behebung von Bombardierungsfolgen 


Leiter der "Baulichen Sofortmaßnahmen", bei denen die Stadt als ausführendes Organ des 
Reichs tätig wurde”, waren Stadtbaurat Schipper bzw. ab Ende 1943 sein Nachfolger, Ober- 
bauamtmann Pfenning. Zu ihren Aufgaben gehörte zunächst die Bergung Verschütteter auf 
Anforderung der örtlichen Luftschutzleitung, dann die Räumung der Trümmer und die Behe- 
bung von Schäden an der Kanalisation”. Dabei mußte man eng mit Polizeidirektion, Ein- 
satzstab der NSDAP-Kereisleitung und Kreishandwerkerschaft”” zusammenarbeiten, während 
die benötigten Arbeitskräfte, deren Unterbringung und Verpflegung in Verbindung mit dem 
neuen Quartier- und dem Arbeitsamt zu organisieren waren. Fahrzeuge und Treibstoffe bezog 
man von der städtischen Fahrbereitschaft”””, Seit Februar 1945 kam schließlich als neue 
Dienstaufgabe Pfennings die Instandsetzung nur geringfügig beschädigten Wohnraums 
hinzu, Privatleuten war lediglich Selbsthilfe erlaubt, während sie Handwerkern unter 
strengster Strafandrohung keine Aufträge erteilen durften, damit die zentrale Einsatzlenkung 
gewährleistet blieb”°'. 


Die von Pfenning angeordneten und organisierten Maßnahmen?“ litten unter den an anderer 
Stelle beschriebenen Mängeln, etwa an Kraftfahrzeugen und Treibstoff. Auch Arbeitskräfte 
waren knapp, obwohl nach den einzelnen Angriffen jeweils, wenn auch zeitlich begrenzt, 
starke Hilfstrupps von Wehrmacht und Waffen-SS zum Einsatz kamen’. Die größte Gruppe 
weiterer örtlicher Helfer stellte die Partei mit ihren Gliederungen, vor allem der HJ, während 
das NSKK mit seinen Fahrzeugen zur Möbelbergung beitrug. Ordnungs- und Luftschutzpoli- 


5 Seit Inanspruchnahme der Pädagog. Hochschule Ägidienplatz war dort das "Gymnasium Rgbg.” Von den insges. 
1892 Schülern der 3 Gymnasien waren im Feb. 1944 392 als Luftwaffenhelfer eingesetzt, vgl. Rundschr. Sch. 
2.2.1944, DS 683. 

Gutachten Amt für Vermögensverwaltung und Wiedergutmachung bei der Reg. 31.5.1946, ZR 11325. 

Erlaß RfSS 16.3.1944, Abschrift DS 745. 

Verzeichnisse Einsatzstab der Kreisleitung und Sonderausschuß Handwerkerschaft in DS 743. 

Vgl. umfassende Broschüre 1.10.1942 und Vorschriften zur Beseitigung von Fliegerschäden in DS 745 und NIB, 
Akt "Museum Luftschutz”. 

260 Wb Pfenning hierzu in DS 747, weitere Berichte in DS 745. 

261 Bek. Sch. 29.2.1944, Wbl 25.3.1944, erneut im Wbl 28.10.1944. 

262 Die wöchentl. Vermerke {wohl H.) hierzu in DS 751. 

26% Einzelheiten in DS 745. 


256 
25 
258 
259 


~i 


526 


zei arbeiteten eng mit der Technischen Nothilfe und dem Reichsluftschutzbund, dem Roten 
Kreuz, dem Arbeitsdienst und den Einsatzkräften des erweiterten Selbstschutzes zusammen. 
Darüber hinaus mußten - wie auch bei den Reparaturarbeiten der Stadtwerke” - in großem 
Umfang auswärtige Hilfstrupps eingesetzt werden. Der Betrieb des Bestattungsamts, der 
Müllabfuhr oder der Möbelbergungsstelle war auf Dauer nur mit Hilfe von Polizei- und 
Kriegsgefangenen, Legionären und Zwangsarbeitern aufrechtzuerhalten?°; so wurden zur 
Möbelbergung vorwiegend Italiener eingesetzt. Den geborgenen Hausrat lagerte man bis zur 
Rückgabe an die Eigentümer, d.h. bis die Obdachlosen eine Unterkunft gefunden hatten, 
vorwiegend in Kirchen, Brauereien, der Fürstlichen Reithalle und der Halle des nur im Roh- 


bau fertiggestellten AOK-Gebäudes am Minoritenweg”®. 


Zur Lösung der Unterbringungsfrage nicht nur für die auswärtigen Einsatztrupps, sondern 
auch für die bombengeschädigten Bewohner der Stadt, hatte Schottenheim im Januar 1944 
das erwähnte Quartieramt errichtet. Schon seit Ende Februar 1944, nach dem zweiten Angriff 
auf Messerschmitt, wurden Baubataillone, Handwerker- und weitere Hilfstrupps in Regens- 
burg zusammengezogen - bis Mitte April 1944 über 300 Mann, die überwiegend noch in Pri- 
vatquartieren untergebracht waren, während unter anderem die Pestalozzischule und die Ka- 
sernen als Sammelunterkunft dienten”. Weitere Notquartiere für den Arbeitereinsatz bei den 
Sofortmaßnahmen richtete die Stadtverwaltung in zwei Gaststätten ein, gleichzeitig mußten 
große Mengen von Bettgestellen, Kopfpolstern, Strohsäcken etc. organisiert, nach der dritten 
Bombardierung des Flugzeugwerks teils auch an verschiedene seiner Verlagerungsbetriebe 
verliehen werden?®. 


Ostlegionäre und Trupps der Organisation Todt kamen von nun an ebenso zum Einsatz wie 
Justiz- und Gestapo-Häftlinge, Kriegsgefangene und ausländische Zivilarbeiter, die von ihren 
Arbeitgebern abgestellt wurden, etwa der Reichsbahn, den beiden Werften, der DDSG, der 
Zuckerfabrik, der Südholag, dem Kalkwerk Büechl und der Firma Richtberg”®. So beschäf- 
tigte die mit Kanalreparaturen befaßte Baufirma Riepl Anfang 1945 nur fünf deutsche Ar- 
beitskräfte, dagegen 35 sowjetische Kriegsgefangene, 20 Legionäre und einen französischen 
Zivilarbeiter?”®. Sorgen bereiteten allerdings die Bewachung der Gefangenen und mögliche 
Sabotageakte, weshalb das Gaswerk bei der Gestapo die Bewaffnung des Werkschutzes be- 
antragte””'. Im allgemeinen konnten jedoch die nach den Angriffen jeweils ausgelösten Ring- 
fahndungen der Polizei sehr schnell wieder aufgehoben werden, nachdem Fluchtversuche, 
Plünderungen oder "Widersetzlichkeiten” ausländischer Arbeitskräfte offenbar kaum vorka- 


men”. 


Allein die städtische Sammelunterkunft in der Pestalozzischule beherbergte Anfang 1945 162 
Mann des "Deutschen Handwerkereinsatzes", 73 beim Flugzeugwerk eingesetzte Angehörige 
der Luftwaffe, 21 Mann Reichsbahn-Soforteinsatzkräfte und eine 18 Mann umfassende, für 
Messerschmitt tätige OT-Transportgruppe”””. Hinzu kamen zeitweise 40 SS-Pioniere für die 


264 Vg]. Berichte Werke und Tiefbauabt., DS 743. 

265 Vgl], Vermerke H. ab 13.2.1945 über verfügbare Ausländer, DS 762 und 768; ebd. Einzelheiten zum Ausländer- 
einsatz bei Sofortmaßnahmen. 

V.a. Ulrichs-, Wolfgangs- und Dominikaner- sowie die Kirche der Heil- und Pflegeanstalt Karthaus, vgl. Mel- 
dungen Wehrmachtstelle zur Möbelbergung, DS 743. 

267 Vegl, Berichte Ederer in DS 736. Meldungen Wohnungs- und Quartieramt in DS 757, Einzelheiten in DS 749, 


268° Vgl. die 31.3.1944 einsetzenden Wb der Lieg., DS 732; Einzelheiten in DS 746. Die Gaststätten "Blaue Traube" 
(Steinweg) und "Sieben Kurfürsten” (Holzgartenstraße) blieben zunächst unbeiegt. 


269 Vgl, Meldungen der städt. Stellen in DS 743 und 749 sowie Polizeiberichte in HStAM Reichsstatthalter 703. 
2770 Meldung Tiefbauamt 13.1.1945, DS 743. 

271 Bericht Gaswerk 17.6.1944, DS 741. Meldungen zur Gefangenenbewachung in HStAM Reichsstatthalter 703. 
272 Vgl. z.B. Erfahrungsberichte PolDir 25. und 26.10.1944, DS 737 und 743. 

273 Wehrmachtstelle an H. 27.1.1945. . 
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Sofortmaßnahmen des Wasserwerks, eine Reihe von Messerschmitt-Arbeitern und eine stän- 
dig wechselnde Zahl von Flüchtlingen. Welch enormes Ausmaß der Kräfteeinsatz im Einzel- 
fall annahm, belegen die Unterlagen zum Luftangriff vom 13.3.1945. Danach halfen neben 
Polizei und Luftschutzpolizei der gesamte Volkssturm und der Reichsarbeitsdienst, 2200 
Partei-, RLB- und HJ-Mitglieder, 7300 Mann Wehrmachtshilfs- und weitere 7000 Mann Ar- 
beitskommandos bei den Aufräumungsarbeiten. Zudem kam es nun zur Einrichtung des an 
anderer Stelle beschriebenen KZ-Außenkommandos im bislang von Messerschmitt genutzten 
Stadtamhofer "Colosseum", dessen rund 400 Insassen bei den Bergungsarbeiten im Bahn- 
hofsbereich eingesetzt waren. 


5. Die städtische Wehrmachtstelle 


Nur fragmentarisch sind die Akten der städtischen Wehrmachtstelle überliefert”’*, erst für 
Frühjahr 1942 findet sich eine Liste ihrer Zuständigkeiten””°, wonach ihr der Vollzug des 
Reichsleistungsgesetzes (RLG), also Beschlagnahmungen aller Art oblag. Im Bereich der 
Wohnraumbeschaffung erreichten diese Anfang 1944 einen solchen Umfang, daß sie dem 
neuen Quartieramt übertragen werden mußten. Auch bei der Beschlagnahmung von Kraft- 
fahrzeugen und Pferden oder nach Flurschäden durch Truppenbewegungen war das Entschä- 
digungsverfahren von der Wehrmachtstelle abzuwickeln””®. Darüber hinaus begutachtete sie 
Zurückstellungs-, Urlaubs-, Versetzungs- und uk-Anträge Wehr- und Arbeitsdienstpflichtiger 
sowie bereits Eingezogener, sie wirkte an Musterungen und Notdienstverpflichtungen mit, 
wobei diese allerdings erst recht spät größeren Umfang gewannen, und schließlich bestand 
hier eine zentrale Auskunftstelle für Luftschutz und Fliegergeschädigte?”’. Zuletzt wurde die 
Wehrmachtstelle schließlich in den Luftschutz und die Sofortmaßnahmen nach Luftangriffen 
eingeschaltet”. 


6. Regelung von Entschädigungsansprüchen 


Der Oberbürgermeister war Feststellungsbehörde für Sachschäden, die durch Kriegsereig- 
nisse, Luftschutz- und Tarnmaßnahmen entstanden. Somit hatte die Stadt im Auftrag des 
Reichs die Schadenersatzansprüche diesem gegenüber zu regulieren”. Im Herbst 1940, 
nachdem der Regierungsbezirk die erste Bombardierung erlebt hatte, wies Schottenheim die 
einschlägigen Aufgaben Syndikus Pellkofer zu”, nach dem ersten Luftangriff auf die Stadt 
im August 1943 bildete er unter Kämmerer Sailer ein eigenes Kriegsschädenamt?”, das 
Amtmann Mühleisen unterstand. Zehn Wochen nach der Bombardierung hatte dieser bereits 
110000 RM an Entschädigungen auszahlen lassen, von der Regierung allerdings erst einen 


274 Bestand "WSt", Stadtarchiv. 
275 114, 1942, PAM 540, unterzeichnet vom ersten Leiter der Stelle, Eberlein. 


276 In DS 682 PKW-Beschlagnahmungen samt Einsprüchen und den förm!. Bescheiden des OB; weitere Beschlag- 
nahmeverf. H. bis in die letzten Kriegstage in WSt 1. 


277 Verf. Sch. 3.10.1942, ZR 4053, 9042 und 18624. 
278 Dienstanweisung Sch. 7.7.1943, PAM 540. 


27° Sachschädenfeststellungs-VO 8.9.1939, RGB] I S.1754, 30.11.1940 ersetzt durch Kriegssachschäden-VO, RGB} 
18.1547; vgl. umfassende Dienstanweisung Sailer für Kriegsschädenamt 22.12.1943, ZR 11324. Ebd., in ZR 
11325 und ZRa 12124 weitere Vorschriften. 


280 Verf. Sch. 15.11.1940 u.a. in DS 867, vgl. auch Bericht Pellkofer 23.2.1944, DS 132. 
#1 Vgl, Verf. Sch, 30.8.1943, PAM 540, 
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Bruchteil erstattet bekommen’®”. Bis Frühjahr 1944 gingen rund 1900 Entschädigungsanträge 


ein, ausgezahlt wurde gut 1 Million RM®°. 


Nach dem zweiten Luftangriff im Februar 1944 mußte die Arbeit des Kriegsschädenamts ra- 
tionalisiert werden”*‘,. Dennoch galten zwei Monate darauf von den nun schon über 2400 An- 
trägen auf Ersatzleistungen erst 70 als erledigt; die übrigen Antragsteller hatten nur Ab- 
schlagszahlungen erhalten. In den bis dahin angeforderten 1,5 Millionen RM waren die So- 
fortmaßnahmen im Flugzeugwerk selbst noch nicht einmal enthalten, da dieses mit der Be- 


zirksregierung direkt abrechnete”“”. 


Der große zeitliche Abstand zwischen den ersten Angriffen erlaubte es, die einlaufenden Ent- 
schädigungsanträge in geordneten Bahnen abzuwickeln. Allerdings mußte das Personal im 
Kriegsschädenamt nach dem dritten Luftangriff im Juli 1944 vermehrt werden, zumal nun 
auch die Beratung und Entschädigung der Flüchtlinge aus der "Westmark" immer größeren 
Raum einnahmen. Allein im August und September 1944 wies der Regierungspräsident eine 
halbe Million RM zur Begleichung der eingereichten Rechnungen an”, und mit den zuneh- 
mend häufigeren Angriffen ab Oktober 1944 entstanden dann allerdings chaotische Verhält- 
nisse im Kriegsschädenamt. Trotz weiterer Personalaufstockung war Ende 1944 erst ein 
Drittel der Altanträge erledigt, während die Zahl der zu begleichenden Rechnungen laufend 
anschwoll”®’. Dabei hing die Höhe einer Entschädigung nicht von den Anschaffungskosten 
für den vernichteten Gegenstand ab, sondern von den tatsächlichen Kosten für seinen Ersatz, 
sie konnte also erst ausbezahlt werden, wenn es dem Betroffenen gelungen war, sich Ersatz 
zu beschaffen. Gelang ihm dies nicht, wurde er auf Kriegsdauer nur mit Abschlagszahlungen 
oder überhaupt nicht entschädigt. Dies traf selbstverständlich in vielen Fällen zu, denn hoch- 
wertige Möbelstücke, Textilien, Schmuck oder Kunstobjekte waren nicht mehr erhältlich”®. 


7. Deckung des "kriegswichtigen Raumbedarfs" 


Bei der Umwandlung von Schulen in Hilfskrankenhäuser nach Kriegsbeginn hatte es im all- 
gemeinen keine größeren Schwierigkeiten zwischen Wehrmacht und Stadt bzw. Staat gege- 
ben hatte’ - Behörden konnten sich in direkten Verhandlungen einigen?”. Leerstehende oder 
stillgelegte Räume Dritter mußten dagegen erst von der Stadtverwaltung nach dem Reichslei- 
stungsgesetz sichergestellt, teils auch sofort beschlagnahmt werden. Dabei hatten die Rü- 
stungsinspektion Nürnberg und die Wehrmacht als erste Zugriff auf freiwerdende Räume; 
erst wenn sie verzichteten, Konnte man eine anderweitige Nutzung erwägen. Eine hierzu be- 
rechtigte Stelle, etwa die Reichsbahn oder die NSV, beantragte also die Zuweisung be- 
stimmter Räumlichkeiten, die Stadt holte das Einverständnis der Wehrkreisverwaltung und 
der Rüstungsinspektion ein, das im allgemeinen nicht verweigert wurde, anschließend traf 


282 Vgl, Nachweis Stand 30.10.1943, ZR 11325. 

283 Sailer an Stadthauptkasse 28.4.1944, ZR 11324. 

28% Vgl, Notiz Sch. 3.6.1944, DS 739. 

285 Bericht Rechnungsprüfungsamt 6.4.1944, PAM 534; vgl. auch Dienstanweisung Sch. zu Schäden an städt. bzw. 
Werkseinrichtungen 29.2.1944, DS 749. 

Einzelheiten zum Kriegsschädenamt im 2.Halbjahr 1944 in DS 739. 

e Vgl. Wb des Amts in DS 739, vgl. auch Verf. Sailer zur Personalvermehrung 8.11.1944, ZR 11325. 

= Te an Sailer (wohl Nov. 1944, DS 739) sei die Erledigung aller Schadensfälle erst lange nach Kriegsende 
möglich. 

Einzelheiten zu bis dahin eingerichteten Lazaretten in Wehrmachtstelle an Sch. 10.2.1942, NIS 12. 


= Vgl. Heil- und Pflegeanstalt an Reg., Eingang 14.9.1943, StA (1987) 2 orange 760 = 620 ac I, wonach die An- 
stalt das Barackenlazarett eingerichtet hatte und die Stadt es betrieb. 
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Herrmann als zuständiger Sachbearbeiter eine Übereinkunft mit dem bisherigen Eigentümer 
bzw. Benützer der benötigten Räume oder beschlagnahmte sie, wenn eine gütliche Einigung 
nicht zustande kam, und wies sie dann dem Antragsteller zu. Nicht selten kam es zu Einsprü- 
chen, die das Verfahren noch zeitaufwendiger machten. 


Schon 1941 beherbergten das Kinderheim St.Anna (Östengasse) und die "Lauservilla” 
(Oberer Wöhrd) Trupps des SHD, die Leonhardianstalt das Lager eines Gewerbebetriebs””. 
Die Gauleitung der NSV zeigte sich interessiert an der Königlichen Villa, um hier ein Müt- 
terheim oder eine Pflegerinnenschule einzurichten”, in der Gaststätte Arberhütte bestand 
1942 ein Luftgaupostamt, in Schloß Prüfening ein Lager der Polizeidirektion”. Von den 
städtischen Gebäuden dienten, wie oben gezeigt, vor allem die Schulen zur Unterbringung 
verschiedenster Dienststellen wie auch als Massenquartiere. So betrieb die Wehrmacht 
1942/43 in der Von-der-Tann-Schule ihre Heeresentlassungsstelle und führte Sanitätslehr- 
gänge durch”, in der Pestalozzischule bestand zeitweise ein Wehrmeldeamt, seit dem Früh- 
jahr 1942 müssen hier auch Wehrmachtsangehörige einquartiert gewesen sein’. Die Augu- 
stenschule beherbergte seit 1942 nicht nur ein großes Lazarett, sondern auch Gebirgspioniere, 
dann ein Infanterie-Ersatzbataillon; die Turnhalle der Schule galt als ständige Wehrmachts- 
unterkunft, instandgehalten wurde sie von Insassen des benachbarten Landgerichtsgefängnis- 
ses?”, 


Schon im Frühjahr 1943 sah sich Herrmann zu folgendem mit dem Kreisleiter abgestimmten 
Bericht an die Regierung veranlaßt: "Der drückende Mangel an Wohnraum wird hier noch 
erheblich verschärft durch eine derartige allgemeine Raumnot, wie sie nur in wenigen deut- 
schen Städten zu verzeichnen sein dürfte. Der durch den Krieg verursachte starke militärische 
und zivile Bedarf an Räumen aller Art, die Beschaffung von Unterkünften für die Wehrmacht 
und für die Rüstungsindustrie, die Unterbringung von Dienststellen und Lazaretten, Wehr- 
machtsangehörigen und Rüstungsarbeitern hat zu einer solchen Überfüllung und Überbeile- 
gung der Stadt geführt, daß die Grenzen der Aufnahmefähigkeit längst erreicht sind. Die 
Folge ist, daß für den Schulbetrieb kaum mehr die nötigsten Unterrichtsräume zur Verfügung 
stehen und daß für den Fall von Luftangriffen Ausweichunterkünfte für Behörden, Dienst- 
stellen, Lazarette usw. nicht mehr bereitgestellt werden können."”” 


Herrmann konnte nicht ahnen, wie sich erst die Umstellung auf den totalen Krieg auf die 
"Regelung des Raumbedarfs" auswirken würde’. Nicht nur Wehrmacht, Reichsbahn und 
Messerschmitt benötigten immer neue Quartiere bzw. Produktionsstätten, auch die NSV 
mußte zusätzliche Kindergärten und -horte einrichten, um Frauen den Arbeitseinsatz zu er- 
möglichen?”. Im ganzen Reichsverteidigungsbezirk scheinen im Sommer 1943 ähnliche, 
wenn auch vielleicht nicht ganz so dramatische Verhältnisse geherrscht zu haben wie in Re- 
gensburg. So schaltete sich nun auch der Gauleiter als Reichsverteidigungskommissar ein, 
unterwarf die Sicherstellung von Räumen aller Art seiner Entscheidung und wies die Ober- 
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Einzelheiten in WSt 2 und Jugendamts-Akt "X. Fürsorgeerziehung. E.Anstalten” (Stadtarchiv). 
22 Der Vorgang in ZR 16389. 
293 Alle 3 Fälle belegt in WSt 2. 


a Belegt Frühj. 1942 - Sommer 1943 ebd. Räumungsverf. Sch. für Wehrmachtszwecke 13.10.1941 in NIB, Akt 
"Museumsbau. Minoritenkirche”, 


5 Belegt in WSt 2. 

26 Ebd. 

297 Bericht 24.4.1943, DS 799, vgl. auch Vermerk H. 20.4.1943, ZRa 12730. 

298 Einzelheiten zu weiteren Stillegungen bzw. Vorschlägen hierfür (1943) in ZR 10871, ZRa 12730, DS 879 und 
889. 5-seitige Liste stillgelegter Betriebe Stand 10.9.1943 in DS 763. 

299 Antrag NSV-Kreisamtsleitung an Stadt, 6 Gaststätten zu beschlagnahmen, 25.5.1943, DS 767. Ebd. spätere 
NSV-Anträge (Gaststätte Reiter/Stadtamhof, Konditorei Sedlmeier/ Landshuter Str. etc.). Vgl. auch DS 956 zur 
Kindergartenbaracke Prüfeninger Straße (1943/44). 
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bürgermeister und Landräte an, alle noch nicht sichergestellten Objekte wie Heime, Anstal- 
ten, Hotels oder Gaststätten sofort vorsorglich zu beschlagnahmen’®. 1944 nahm Herrmanns 
Vermittlungstätigkeit ein noch größeres Ausmaß an. Neben privaten, kirchlichen oder stif- 
tungseigenen Gebäuden mußten weitere Schulräume zur Fremdnutzung abgegeben werden, 
so als Auffangsammelstellen der NS-Ortsgruppen für obdachlose Bombengeschädigte””' oder 
die Hans-Schemm-Schule auch für "volksdeutsche” Messerschmittarbeiter”?, später als Laza- 
rett. Die Suche nach leerstehenden Räumen bei Behörden erwies sich nun fast immer als ver- 
geblich - allenthalben hatte man inzwischen ausgebombte auswärtige Dienststellen aufneh- 
men müssen”. Die nicht als Lazarett genutzten Schulen, Altenheime etc. waren infolge der 
Zusammenlegung gleichartiger Institutionen vollkommen ausgelastet, die Krankenhäuser 
ständig überfüllt. 


Die folgende Übersicht erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Anzumerken ist, daß 
häufig nur Teile der betreffenden Gebäude beschlagnahmt und eine Reihe von ihnen gleich- 
zeitig oder nacheinander von verschiedenen Institutionen genutzt wurden, was Doppelnen- 
nungen erklärt. In einigen Fällen aus den letzten Kriegswochen ist ungeklärt, ob es nach einer 
Beschlagnahmeverfügung noch zur tatsächlichen Inanspruchnahme durch die vorgesehene 
Behörde kam’. 


- Öffentlicher Versammlungsraum (und Kino): Stadttheater 


- Städtische Sammelunterkunft für wechselnde Gruppen: Pestalozzischule (bis zu 600 Per- 
sonen; Handwerkereinsatz bei Sofortmaßnahmen, SS-Pioniere, Kommandos der NSKK- 
Transportgruppe Speer, Einsatzkräfte Luftwaffe und Reichsbahn, Arbeitskräfte OBAG 
und Messerschmitt, Flüchtlinge, Volkssturm)’®; für den gleichen Zweck beschlagnahmt: 
Blaue Traube/Steinweg (bis zu 64 Personen, zuletzt Sammelunterkunft für Kraftfahrer) 


- Reservelazarette und Hilfskrankenhäuser’: Augustenschule (bis zu 800 Mann), Städti- 
sche Mädchenoberschule samt Schülerinnenheim Helenenstraße (bis zu 550 Mann)”, 
Oberrealschule (ab 1942, bis zu 750 Mann, 28.12.1944 teilweise zerstört”), Jahn-Turn- 
halle, Bischöfliches Knabenseminar Obermünster, Kapuzinerkloster St.Fidelis, Schloß 
und Schloßgaststätte Prüfening (48+2 Räume), Karmelitenkloster St.Theresia””; Kloster 
und Institut Niedermünster (bis zu 230 Insassen)?'°, Bischöfliches Klerikalseminar?'', Stu- 


300 Rundschr. 18.8.1943, WSt 3. Einzelheiten in DS 763. Lt. undat. Verzeichnis (WSt 3) waren u.a. beschlagnahmt: 
8 Hotels und Pensionen, 2 Schülerheime, v.a. für Wehrmacht und Werksangehörige Messerschmitt; 4 stillgelegte 
Betriebe für IG Farben, BayWa, Luftgaukommando und ebenfalls Messerschmitt; 3 Kaufhäuser bzw. Geschäfte 
für Rüstungskommando; Privatgebäude für Wehrmachtsdienststellen. 

301 Die Einzelheiten in DS 767. 

302 Einzelheiten in DS 732 und 749; demnach 700 in Obertraubling ausgebombte Arbeitskräfte, März-April 1944 in 

der Schule untergebracht, dann wohl nach Straubing verlegt. Zur Wiederaufnahme des Schulbetriebs war wegen 

Verwanzung eine Desinfektion erforderlich. 

Einzelheiten in DS 763, darunter Meldung Finanzamt, man habe die Reg.-Hauptkasse Speyer aufnehmen müs- 

sen, vgl. auch Finanzamt an Stadt 10.10.1944, DS 889. Ebd. Vermerk H. 17.3.1945, das Finanzamt habe weitere 

20 Zollbeamte aufgenommen. Vgl. zur allg. Lage auch RBD an Stadt 13.11.1944, WSt 1. 

304 Erstellt aus DS 732, 746, 763 und 767 sowie Unterlagen in DS 733, 743, 753, 757, 766, 769, 889 und WSt 1-4. 
Listen geschlossener Betriebe Sommer 1944 und 22.3.1945 in DS 763. 

305 Wb zur Belegung der Schule in DS 732, Einzelheiten in DS 743, 746 und 769. 

306 Stand 4.9.1944: vgl. Reservelazarett I an EWA (EWA 501). 

307 Ehem. Institut der Engl. Fräulein, Helenenstr. Die Heimschülerinnen waren in der schon 1939 stillgelegten Päd- 

agog. Hochschule untergekommen, die zum 1.2.1945 ebenfalls als Lazarett beschlagnahmt wurde. 

Vgl. E.Zweck: Das Goethe-Gymnasium Rgbg. in einer politisch, sozial und wirtschaftlich schwierigen Zeit, in 

dessen Jahresbericht 1987/88 S.66-79, hier 5.68. 

309 Vgl. Merl (s.Anm.67) 5.376. 

^0 Mitte Dez. 1944 endete der notdürftig erteilte Unterricht wegen Kohlenmangel, freiwerdende Räume dienten der 
Erweiterung des Hilfskrankenhauses. Zur Behebung der Bombenschäden vgl. Berichte Zwick in DS 743 und 
770. 
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dienseminare der Alten Kapelle (seit 1941), der Kapuziner und Karmeliten; Männerab- 
teilung der Barmherzigen Brüder (seit 1939), Evangelisches Krankenhaus, Augenklinik; 
Kind-Jesu-Haus®'”, Dompräbende (ab 18.1.1945), ab Februar 1945: Staatliche Schü- 
lerheime Marschallstraße und Ölberg, Gymnasium und Städtisches Schülerinnenheim 
Ägidienplatz, Städtische Mädchenoberschule Jesuitenplatz, Altes Gymnasium, Horst- 
Wessel-, Hans-Schemm-Schule (ermöglicht teils durch Kinderlandverschickung, teils 
durch Stillegung wegen Kohlenmangels); Gaststätte Glöckl/Großprüfening 


Quartiere für Fliegergeschädigte, Flüchtlinge etc. (Stadtverwaltung und NSV?"): Fürstli- 
ches Schloß (zunächst 25 Räume, ab März 1945 Großteil des gesamten Schlosses, soweit 
nicht von der Kommandantur genutzt"), Schloß Prüfening, Dörnberg-Palais, Städtisches 
Säuglingsheim und Kloster St.Klara (Altenheime für Hamburger Umquartierte und Quar- 
tiere der Volksdeutschen Mittelstelle), Kirchenmusikschule und Schlachthof (Auffang- 
sammelstellen), Pestalozzi-, dann Klarenangerschule (Durchgangslager’'’), Sitzungssaal 
Neues Rathaus (ab März 1945), Brandlbräu, Landshuter Hof, Blaue Traube (Reinhausen), 
Cafe Von der Tann, Gasthaus Oppenrieder, Weinstube 'Tüchler 


Sonstige NSV-Einrichtungen: Private kaufmännische Schule Breitschaft (Haushalts- 
hilfenstation, bis zu 80 Personen’'°), Sternbräu-, Stadtkeller und Von-der-Tann-Schule 
(Großküchen), Gaststätten Eckert, Klimesch, Six und Höglauer (Kindergärten), Cafe 
Gehring (Gasmaskenverkauf), Seidenplantage (Lagerraum), Stärzenbacher Hof und 
Hapag-Fremdenverkehrsbüro (Quartier für durchreisende bombengeschädigte Mütter mit 
Kindern’) 

Kreisleitung der NSDAP: private und gewerbliche Kellerräume (Einsatzstab), Stadtkeller 
und Gaststätte Fischer/Galgenberg (Kinderlandverschickung?"?) 

Hitlerjugend”: Jugendherberge, Kreisschule Königswiesen, Bann-Ausbildungs- bzw. 
Wehrertüchtigungslager: Städtisches Werkheim Sandberg, Auer-Keller, Alte Mauth, Alt- 
dorferschule/Mädchen (ca. 130-150 HJ-Angehörige*”?); Neues Gymnasium (Reichsaus- 
bildungslager Nachrichten-HJ} 

Polizei und Luftschutzpolizei: Fürstliches Schloß (30 Räume), Marstall-Museum’?', 
Schloß und Schloßgaststätte Prüfening (mindestens 28 Räume), Jugendherberge’, Mu- 
seum; Regierungsforstamt Gabelsbergerstraße (für Auslands-Briefprüfstelle, evtl. ab April 
1945), Engelburgerschule, Schule Weichs, Knaben- und Mädchenschulen Stadtamhof und 
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Einzelheiten in DS 770; It. Belegungsliste DS 764 umfaßte das Hilfskrankenhaus zunächst 144, ab Ende 1944 
24] Betten. 


Vgl. Mb GesA Aug. 1944, GES 502; eingerichtet wohl Nov. 1944, vgl. Reservelazarett II an EWA 7.11.1944, 
EWA 501. Beschlagnahmeverf. H. für 100 Bettstellen samt Zubehör für Kinderheim Regenstauf 12.2.1945 in 
WSt 1. 

Vgl. allg. D.Rebentisch: Innere Verwaltung, in DVG IV S.732-774, hier S.773 f. 

Beschlagnahmeverf. H. 15.3.1945, WSt 1. 

Wegen Verlausung der Klarenangerschule mußten die Flüchtlinge im April 1945 teils wieder in der Pestalozzi- 
schule untergebracht werden, vgl. Wb Wehrmachtstelle 7.4.1945, DS-743. 

Zunächst vorgesehen: Erhardi-Haus, das ein Apparatelager der RP sowie ital. und frz. Kriegsgefangene beher- 
bergte. 


Der Hapag-Kiosk war Eigentum der UFA. Einzelheiten in ZRa 14360 und DS 767; ebd. erfolglose NSV-Versu- 
che, die für Messerschmitt sichergestellte Gaststätte "Zur Eisenbahn" für diesen Zweck zugewiesen zu erhalten. 


Einzelheiten zu weiteren für die KLV genutzten Räumen in WSt I, EWA 1 und DS 767. 

Zum 1.10.1944 übernahm die HJ-Gebietsführung die Salesianer-Wohnheime Weitoldstr. 3 und Nonnenplatz 8, 
vgl. Stadt an RYK 14.10.1944, DS 746; Einzelheiten in JUG (alt) Aju-f 103 und 102 (Stadtarchiv). 

Vgl. JUG 544 zur Einweisung von Fürsorgezöglingen in HJ-Wehrertüchtigungslager. Zu diesen im Stadtgebiet: 
DS 746 und 759, vgl. auch H. an HJ-Bann 311 23.1.1945 (WSt 1) und Schreiben eines städt. Angestellten 
16.5.1945, EWA 1. Geplante, teils befristete Beschlagnahmungen für die HJ auch belegt in DS 767. 

Vorgesehen als Mannschafts-Quartier, nicht durchgeführt. 

Vgi. JUG Aju-f 103 (Stadtarchiv). 
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Reinhausen, Bischöfliches Knabenseminar; Gasthaus Herrmann/Stadtamhof (Stadt- 
wachtbereitschaft)””, Kreuzschänke, Frühlingsgarten, Fürstengarten, Goldener Hirsch, 
Zur Heimat, Jesuitenbrauerei, Neu-St.Niklas, Schützenhalle Steinweg, Sportgaststätte 
Prüfeninger Straße, Weinstube Tüchler, Stadel Wöhrdstraße und Spitalkeller (Polizei- 
beschaffungsamt Prag”), Schmuckhandlung Pleyer/Untere Bachgasse 11 (Kriminal- 
polizei), Bürstengeschäft Vor der Grieb 7 und Möbelhandlung Rief/Haidplatz 1 (Rückfüh- 
rungsstelle beim Befehlshaber Ordnungspolizei Griechenland bzw. Gerätelager), Kneitin- 
ger Keller (Ausweichstelle für Revier 2), Obermünsterkeller (Musterungen) 


Sammellager für Polizeihäftlinge: Gaststätte Posthorn (bis zu 60 Mann)?” 


Wehrmacht: Fürstliches Schloß (51 Räume für Kommandantur), Hofküche”*; Neues 
Gymnasium (bis 450 Mann SS-Nachrichtenabteilung); Soldatenheim Keplerbau (bis 100 
Mann); Möbelhaus Rief/Haidplatz (Medizinaldepot)’”’; Mädchenschule Steinweg (bis 130 
Mann Flak-Untergruppe Regensburg); Zweigstelle Regensburg des Landesfinanzam- 
tes/Bismarckplatz (Büros für Inspekteur Süd der Ergänzungsstellen des Heeres und der 
Waffen-SS), Pestalozzischule (SS-Pioniere Wasserwerk); Altdorfer- und Klarenanger- 
schule?”*; Tanzbar Carola/Untere Bachgasse; Fürstenhof und Gaststätte Karmeliten 
(Luftgau-Gebührnisstelle), Meindl-Stube (Sammelunterkunft hierfür), Zum Motorboot, 
Zur Sonne (ab Mitte April 1945) 


Volkssturm: (Pestalozzischule, Gaststätte Fischer/Galgenbergstraße) 


Organisation Todt, Kreishandwekerschaft und sonstige Einsatzkräfte für Sofortmaßnah- 
men: Weinstube Amberger/Malergasse (Leitstelle OT), Schule am Ostentor (ab Februar 
1945, bis 280 Mann OT-Einsatz im Hafen)”, Pestalozzischule (bis 200 Mann Handwer- 
kereinsatz), Von-der-Tann-Schule (ab November 1944; bis 175 Ostlegionäre””®), Knaben- 
schule Reinhausen und Schule Sallern (Holländische Baukompanien), Berufsschule Haid- 
platz (ab Februar 1945, bis 130 italienische Zivilarbeiter Stadtwerke und Tiefbau)”, 
Städtische Reithalle (Unterer Wöhrd), Blaue Traube, Gaststätte Högner 

Reichsbahn?”*: Pürklguter Keller (von Fürstlicher Rentkammer, für deutsche und ge- 
flüchtete ungarische Eisenbahner), Städtische Reitschule Wöhrdstraße (bis 167 ausländi- 
sche, wohl ukrainische Zivilarbeiter), Pestalozzischule (Arbeitskräfte Sofortmaßnahmen), 
Geschenkehaus Wagner und Weißer Hirsch (Expreßgut-Abgabe), Colosseum/Stadtamhof 
(KZ-Außenkommando) 

Reichspost: Brauerei und Gaststätte Obermünster; Erhardihaus (Apparatelager); für Tele- 
grafenbauamt: Gasthäuser Ertl, Zur Blume und Filmbühne (Quartiere), Fa.Johann Frank 
(Garagen), Finanzamt (Büros) 
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Nicht durchgeführt, vgl. PolDir an Wehrmachtstelle 23.1.1945, WSt 1. 


Großes Textil- und Schuhlager des Polizeibeschaffungsamts Wien auch am Aschenbrennermarter, vgl. Zuschrift 
4.5.1945, NIB, Akt "Verschiedenes", vgl. auch Weilner passim. 


Wöchentl., dann tägl. Belegungsmeldungen in DS 769, Einzelheiten in DS 743, 770 und GES 502. Häftlingsein- 
satz zunächst (Jan./Feb. 1945) auf den Friedhöfen, dann auch beim Wasser- und zuletzt im Gaswerk. 


Beschlagnahmeverf. H. 20.4.1945, WSt 1. 
Einzelheiten in ZRa 12730, das Möbelhaus war urspr. vorgesehen für die Erweiterung der Bauschule. 


Vorgesehen für Truppen, die bei einem der letzten Mobilisierungsaufrufe ("Gneisenau-Aufruf") zusammenge- 
stellt werden sollten. 


Belegungsmeidungen ab 17.2.1945 in DS 769. 


Einzelheiten zur wechselnden Belegung in DS 732, 746, 762 und 769. Zu den Ostlegionären, Lohn, Versor- 
gungsproblemen und Polizeihaft wegen Arbeitsverweigerung vgl. DS 762, 769, 770 und PAP 721/16. 


Belegungsmeldungen ab 13.2.1945 und Einzelheiten zum Italienerlager Haidplatz in DS 769. Zu den Verwü- 
stungen nach Kriegsende vgl. 50 Jahre Städt. Berufsschule Rgbg. 1952/53 $.37. Vgl. zum Italienereinsatz allg. 
G.Schreiber: Militärsklaven im "Dritten Reich", in Der Zweite Weltkrieg (1989) S.761-771. 


Vgl. zu den Problemen bei der Unterbringung ausländischer RB-Hilfskräfte den Schriftwechsel in WSt 1. 
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Ernährungs- und Wirtschaftsamt: Engelburgerschule, Schule Weichs, Mädchenschule 
Stadtamhof, Knabenschulen Stadtamhof und Reinhausen, Museum; Versorgungsamt: 
Von-der-Tann-Schule (ab Mai 1944); Bauschule: Engelburgerschule (seit 1940)°°; Städti- 
sche Möbelbergung: Kirchen, Brauereien, Fürstliche Reithalle, ADOK-Halle. 
Rüstungsinspektion Regensburg: Schule Sallern (4 Räume ab 1.3.1945) 


Messerschmitt: Horst-Wessel- und Hans-Schemm-Schule (Zeichenbüro bzw. Quartier für 
volksdeutsche Arbeiter), Teile städtischer Lagerhäuser, Schloß Prüfening, Haus des Ru- 
dervereins (Quartier, bis 50 Mann), Walhalla-Turnhalle (Büros, bis 100 Personen), min- 
destens 16 größere Wirtshaussäle, darunter Stadtamhofer Colosseum (später Außenkom- 
mando des KZ Flossenbürg), Glöckl/Großprüfening, Schrödl/Reinhausen (70 Mann), 
Augustiner (gemeinsam mit Uniformfabrik Reitz), Sternbräukeller (gemeinsam mit NSV- 
Großküche)?”*, Fischer/Galgenbergstraße (gemeinsam mit Kinderlandverschickung und 
Volkssturm); Mälzerei Herrmann/Stadtamhof (gemeinsam mit IG Farben), Ziegelei 
Mayer & Reinhardt/Dechbetten®”, Maschinenfabriken Gerhard & Rauh und Schlageter, 
Schokoladenhandlung Buck (Wohnungsstelle des Flugzeugwerks), Laden der Württem- 
bergischen Metallwarenfabrik WMF, Büromaschinen-Laden Hopf, Hutgeschäft Wein- 


zierl”° 


Weitere Betriebe: 


BayWa: Wagenhalle im Fürstlichen Schloß, Stadthalle; 

OBAG, Zuckerfabrik, Stadtbau GmbH und Handwerksbetriebe: Von-der-Tann-Schule 
(Legionäre); 

Bayerischer Lloyd: Städtische Reithalle (Unterer Wöhrd, bis Ende 1944), Städtisches 
Werkheim am 

Sandberg (bis Ende 1944), Von-der-Tann-Schule (Legionäre); 

Daimler-Benz: Pürklguter Keller (2 Räume)”; 

Ring der Lebensmittel-Großverteiler: Stahlgroßhandlung Schwenck (Schattenhofer Gasse; 
evtl. ab April 1945); 

Lungenarzt Dr. Jüttner (Praxis ausgebombt): Zigarrengeschäft Wollsdorf Maximilian- 
straße 


8. Verlagerung kriegswichtiger Industrie nach Regensburg 


Anfragen auswärtiger Betriebe und Behörden nach stillgelegten Hallen oder Lagerräumen 
mußten gegen Kriegsende wegen der allgemeinen Raumnot nach wie vor abschlägig beschie- 
den werden”. Dennoch wurden einige auswärtige, mit kriegswichtigen Aufgaben betraute 
Industriebetriebe nach Regensburg verlegt”. Schon Ende 1943 erfuhr die Stadt von den kata- 
strophalen Folgen der Bombardierungen Leipzigs für die deutsche Druckindustrie und den 
Plänen, drei Regensburger Großdruckereien in die reichsweite Dezentralisierung dieses Indu- 


Einzelheiten in ZRa 12730. 

Der Keller (Galgenbergstraße) hatte zuvor als Umsiedlerlager fungiert; Belege u.a. in ZR 20157. 

Vgl. auch Mayer & Reinhardt an Militärreg. 19.5.1945, NIB, Akt "Verschiedenes", wonach Messerschmitt trotz 
Protest des Betriebs seit Feb, 1944 die Hallen der Ziegelei benutzte. 

Neben den in Anm.35 genannten Quellen: DS 749, 889 und HStAM Reichsstatthalter 703. 

Einzetheiten in DS 889. 

Zahlreiche Belege in DS 879 und 889. 


Unrichtig demnach die Erklärung H. 7.8.1946 (NIH 5), es sei ihm gemeinsam mit Oberinspektor Hierl, dem 
Leiter der Wehrmachtstelle, gelungen, solche Verlagerungen zu verhindern, 
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striezweigs einzubeziehen. Anfang 1944 schloß die Leipziger Druckerei Poeschel & Trepte 
mit der Fa. Josef Habbel einen "Kriegsbetriebsgemeinschafts-Vertrag” und verlegte einen 
Teil ihrer Belegschaft und damit auch größere Aufträge nach Regensburg”; für den Fall ei- 
ner Zerstörung der Reichsdruckerei sollte Pustet den Druck von Reichsbanknoten und Ren- 
tenbankscheinen übernehmen”'. Ebenfalls im Herbst 1943 mieteten die Hamburger Speditio- 
nen Kühne & Nagel den stillgelegten Tabakladen Wollsdorf (Maximilianstraße 2), Dähn & 
Hamann Räume in der Unteren Bachgasse 12. Der Berliner Wiking-Verlag kam am Wat- 
markt 2 unter, im Herbst 1944 vermittelte Herrmann der ausgebombten ortsansässigen Koh- 
lenhandlung Kobler & Cie. das ebenfalls leerstehende Kaufhaus Fischl und weitere Läden als 


Quartier”. 


Kurz zuvor hatte die größte deutsche Uniformfabrik, die Wuppertaler Firma Erich Reitz, die 
Stadt um Räume für einen Zweigbetrieb in Regensburg gebeten. Ihr Hauptwerk war 1941 im 
Auftrag des OKW und des Reichswirtschaftsministeriums nach Antwerpen verlegt worden, 
Zweigwerke in Osteuropa hatte man schon im Sommer 1944 aufgeben müssen, und nun 
machten dringendste Winteraufträge der Wehrmacht die weitere Rückverlagerung in weniger 
gefährdete Gebiete erforderlich”®. Reitz erhielt den Theatersaal in der Gaststätte Augustiner, 
wo bislang Messerschmitt produzierte”, und die stillgelegte Textilhandlung Carlson 
(Brückstraße) zugewiesen“. Täglich rechnete man mit dem Eintreffen der Maschinen, bis 
Anfang 1945 die überraschende Nachricht einging, Reitz verlagere nach Groningen in Hol- 
land, wo man günstigere Bedingungen vorgefunden habe**. Hinfällig wurde damit auch eine 
vorübergehend ins Auge gefaßte Beschlagnahmung des Kaufhauses Merkur {heute Horten), 
wo bislang die großen Bestände der "Zentrallagergemeinschaft" untergebracht waren, die für 


die Reichsregierung die Bekleidung für ausländische Arbeitskräfte bewirtschaftete’”. 


Nun war der Weg frei für die Textilfabrik Bleimund, die in ihrem Stammwerk Wieliczka bei 
Krakau Uniformen für die Wehrmacht produzierte. Auch sie mußte beim Näherrücken der 
Front die wichtigsten Produktionsanlagen ins Altreich zurückverlagern. Im Raum Regens- 
burg wollte sie eine "Heimindustrie” aufbauen, also kleine Schneidereien als Zwischenprodu- 
zenten einschalten’*. In der Stadt selbst bemühte sie sich um die Kellerräume der Carlson 
KG, die für das Flugzeugwerk sichergestellt waren, aber von diesem nicht benutzt und daher 
für Bleimund freigegeben wurden‘”. Noch Ende 1944 nahm die Textilfabrik in Regensburg 
die Produktion für die Heeresbekleidungsämter auf, Zweigbetriebe entstanden in Pielenhofen, 
Sünching, Bad Abbach und Wörth?®, Nach Kriegsende gelang es der Betriebsleitung sehr 
schnell, ihre Regensburger Kapazitäten beträchtlich auszuweiten, indem sie das Kaufhaus 
Merkur einbezog und Anfang 1946 das ehemalige Kantinengebäude des Flugzeugwerks er- 
warb. Zu dieser Zeit produzierte man Zivilkleidung, aber auch schon wieder Uniformen, nun 
allerdings für Reichsbahn und Polizei”. 


34 Einzelheiten in ZRa 12836 und DS 889, 

34l Reichsdruckerei Berlin an Produktionsausschuß Druck (Leipzig) 9.9.1944, Abschrift in DS 766. 
342 Maximilianstraße 2, belegt in DS 889. 

343 Fa Reitz an Stadt 27.9.1944, ebd. 

34 Einzelheiten ebd. und in WSt 4. 

345 RVK an Stadt 6.11.1944, DS 889. 

346 Reitz an RVK 10.1.1945, Abschrift und Einzelheiten ebd. 

347 Angeblich Waren im Wert von 700000 RM; Einzelheiten in ZRa 12836 und DS 889. 

348 Bjeimund an Wehrkreisbeauftragten des Rüstungsmin., wohl 31.8.1944, Abschrift in ZRa 12836. 
349 Messerschmitt an Stadt 18.9.1944, ebd. 

350 Bjeimund an Stadt 10.11.1944 und Bericht Wehrmachtstelle 9.12.1944, ebd. 

351 Einzelheiten ebd. 
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Die Firma Piasten hatte in Brieg/Bezirk Breslau für die Osram GmbH KG (Berlin) Hochlei- 
stungslampen für Flugzeuge, Panzerwagen, Sturmgeschütze etc. hergestellt. Nach dem Aus- 
fall des dortigen Werks sollte sie im Regensburger "Neuen Haus”, das zuvor bereits als mög- 
licher Standort für die Erweiterung der Königswiesener Munitionsfabrik vorgesehen gewesen 
war’, mit Osram-eigenen Maschinen die Produktion wieder aufnehmen. Die Neuhaussäle 
und das "Cafe Römertor" - seine Pächterin war wegen unerlaubter Beziehungen zu Auslän- 
dern verhaftet worden - sollten zugleich als Quartier für die rund 150 Arbeitskräfte dienen”, 
doch begann der Aufbau des Maschinenparks erst Ende Februar 1945”°' und wurde wohl vor 
Kriegsende nicht mehr abgeschlossen®”°. Ebenfalls nicht mehr durchgeführt wurde die An- 
siedlung eines in Metz beheimateten Werks für Norm- und Gewindeteile, für das ein Lager- 
haus am Hafen vorgesehen gewesen wäre; als dieses jedoch beim Bombenangriff vom 
20.10.1944 abbrannte, zerschlug sich das Projekt”*. 


B. Verwaltung unter erschwerten Bedingungen?” 


Der bereits erwähnte Kohlenmangel traf auch die Behörden einschließlich der Stadtverwal- 
tung. Sehr viele verwaltungsinterne Anweisungen beschäftigten sich mit dem Heizungspro- 
blem, wobei die Einsparung von Kohle von Anfang an im Mittelpunkt stand und sich die 
Sparmaßnahmen von Jahr zu Jahr verschärften’. Schottenheim bestimmte Überwachungs- 
personal, das ihm überheizte Räume zu melden hatte”, und schon im Winter 1941/42 sah er 
sich gezwungen, eine ganze Reihe von Bediensteten zu versetzen, um auf die Beheizung der 
freigemachten Räume verzichten zu können”. Mitte 1943 kam eine vom Reichsinnenmini- 
sterium angeordnete Senkung des Stromverbrauchs um 30 % hinzu. Bis ins letzte Detail wur- 
den die erforderlichen Maßnahmen vorgeschrieben: Die Decken- und Flurbeleuchtungen wa- 
ren auf nur noch 5 Watt pro m? zu reduzieren, die Rundfunkanlagen zu normalen Zeiten still- 
zulegen, Fahrstühle und Staubsauger seltener zu bedienen, elektrische Zusatzheizungen wur- 
den verboten. Auch hier bestellte Schottenheim eigene "Energie-Ingenieure” für alle städti- 
schen Dienstgebäude, die ihm persönlich über Sparmöglichkeiten wie über Verstöße gegen 


die neuen Anordnungen zu berichten hatten®'. 


Schon kurz vor Kriegsbeginn hatte der Oberbürgermeister auch die Einsparung von Papier 
angeordnet. Wie bei den Staatsbehörden galt nun, daß Blätter zwei-, Bögen vierseitig und in 


352 Vermerk 11.10.1944, WSt 4. 
353 Undatierte Übersicht, DS 746. 


#54 Sch. an RVK 22.2.1945, DS 746 und 763, sowie H. an Kreisleitung 29.3.1945, DS 889. Vgl. auch Reinemer an 
DAF-Kreiswaltung 9.3.1945, PAM 538: von nun an Verzicht auf den Neuhaussaal, daher Einstellung der Feier- 
abendveranstaltungen des Volksbildungswerks. 


355 Vgl. letzte Meldung Wehrmachtstelle 7.4.1945, WSt 4. Einzelheiten ebd. und in DS 889, vgl. auch Fa.Piasten an 
Stadt 2.5.1945, NIB, Akt "Verschiedenes". 


356 Einzelheiten in DS 889. 


357 Zum Personalmangel vgl. PAM, zur Personalnot, kriegsbedingten Umsetzungen, veränderter Büroeinteilung etc. 
v.a. PAM 519 und 540. Zur Beamtenpolitik allg. Rebentisch (1989) $.406 ff. 


358 Vgl. z.B. Verf. Sch. 14.12.1940 und 26.11.1941, u.a. in NIS 11, 12 und JUG 502, vgl. auch Anmeldung von 9 
Bediensteten zu DAF-Kursen über Kohlenersparnis in Sammelheizungen 10.9.1940, ZRa 14146. 


359 Verf. 26.11.1941, ZRa 13418 und PAM 539. 


360 Verf. 24.1.1942, u.a. in ZRa 13418, PAM 539 und JUG 502. In PAM 539 weitere vertraul. Verf. zur Einschrän- 
kung der Heizung 19.12.1941. 


361 Verf. 11.6.1943, u.a. in ZR 9042, ZRa 13419 und PAM 539. 
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voller Breite zu beschreiben waren’. Auch Briefumschläge mußten zunehmend sparsamer 


benutzt werden’®. In den folgenden Jahren ergingen zahlreiche weitere Vorschriften 
hierzu. In der zweiten Jahreshälfte 1944 nahm außerdem die Qualität des Papiers deutlich 
ab, selbst Verfügungen des Oberbürgermeisters wurden häufig nur noch in winzigen Druck- 
buchstaben auf kleinsten Zetteln minderwertiger Qualität herausgegeben; auch Gummistem- 


pel konnten nicht mehr in ausreichender Menge beschafft werden“, 


Die Benutzung der Diensttelefone war ein weiteres, häufig angesprochenes Konfliktthema im 
Verwaltungsalltag. Sie mußten mittags unter den Schreibtischen in "Sicherheit" gebracht 
werden”, und ihre Benutzung für Privatgespräche wurde verboten; verschärft galt dies nach 
Luftangriffen?®’. Auch der Mangel an Büro-, insbesondere an Schreibmaschinen entwickelte 
sich zu einem ernsten Problem. Schon Anfang 1941 beschränkten Regierung und Bezirks- 
wirtschaftsamt die freie Verfügbarkeit solcher Geräte aus stillgelegten Betrieben bzw. denje- 
nigen, die ihre Arbeit hatten reduzieren müssen’®. Später wurden alle Schreibmaschinen 
zentral erfaßt, und eine "Maschinen-Auskämmkommission" überprüfte die Betriebe und Be- 
hörden auf eventuell überzählige Geräte“. 


Auf die Schwierigkeit, zuverlässige Angaben zum Personalstand der Stadtverwaltung zu ma- 
chen, wurde bereits hingewiesen. Dennoch darf man unterstellen, daß Dezernent Reinemer 
Recht hatte, wenn er die Personaldecke schon für die Zeit vor Kriegsbeginn als unzureichend 
bezeichnete: Mangels geeigneter Kräfte sei "die stellenplanmäßige Besetzung nicht nur bei 
den Verwaltungsbeamten, sondern ganz besonders bei den technischen Abteilungen nicht er- 
reicht (worden). Die Unterbesetzung hat schon im Frieden bei sparsamster Personalwirtschaft 
nahezu 10 % betragen." 


Vor dem Krieg umfaßte die Stadtverwaltung also rund 760 Beschäftigte, einschließlich der 
Pensionisten rund 1350-1400 Personen’. Von den Aktiven hatten bis 12.9.1939 205 die Ein- 
berufung erhalten?”, ein Großteil davon allerdings nicht zum Fronteinsatz bei der Wehr- 
macht, sondern zum Sicherheits- und Hilfsdienst”. Vorgesehen waren sie somit für die Sa- 
nitätsabteilung des SHD, für den Entgiftungsdienst, als Elektrizitäts-, Gas-, Wasser- oder Ka- 
nalfachtrupps. Hier gab es durchaus Kompromisse, wonach der Betreffende nur im Bedarfs- 
fall tatsächlich herangezogen wurde, ansonsten aber seinem Arbeitgeber weiter zur Verfü- 
gung stand?”*. 


362 Verf. 18.7.1939, bezogen auf ME 11.6.1939, DS 513. 

363 Verf. Sch. 27.5.1942, u.a. in ZR 9042 und JUG 502, bzw. 5.10.1944, ZR 3726 und ZRa 13416. 

364 Abdrucke v.a. in ZRa 13414 und 13416, vgl. z.B. auch Verf. Sch. 10.1.1940, u.a. in JUG 502. Zur städt. Materi- 
alverwaltung: Sailer an OB Bayreuth 10.10.1940, ZRa 13526. 

365 Vgl. z.B. Verf. 10.2.1944, NIS 12. 

366 ZB. Verf. 27.10.1944, ZR 3726 und 9042. 

367 Vgl. z.B. Verf. Sch. 18.10.1943, 15.6., 7. und 18.10.1944, ZR 3726, 9042 und PAM 539. 


368 Veröff. durch Verf. Sch. 26.2.1941, Wbl 8.3.1941; vgl. auch Schriftwechsel mit Reservelazarett im ehem. Insti- 
tut der Englischen Fräulein, ZRa 14281. 


36% Die entspr. Anordnungen versch, Reichsstellen ab Ende 1942 in ZRa 13423. Vgl. Verf. Sch. 31.3.1943, ZR 
9042, entbehrliche Schreibmaschinen zu melden. Die Stadt stellte 8 Geräte zur Verf., vgl. Reinemer an Reg. 
8.4.1943, ZRa 13423. 


370 Bericht an DGT 3.5.1944, ZRa 13251. 
371 Einige Abweichungen in ZR 3715, 3821, ZRa 13193, 13253 und 13423. 
372 Bericht an Reg. 12.9.1939, ZR 3715. 


373 PolDir an Stadt 19.9.1939, DS 553. Andere Listen verzeichnen nur rund 70 Namen (PAM 535; ebd. Einzelhei- 
ten). Nach Berichten 25.5.1940 {ZR 4151) und 6.6.1940 (ZR 3716) gehörten z.B. alle Beamte der Feuerschutz- 
polizei seit Sept. 1939 dem SHD an. 


374 Vgl. Reinemer an PolDir 27.1.1941, DS 553. 
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DIE PERSONALENTWICKLUNG IM ZWEITEN WELTKRIEG” 


Beamte Angestellte Arbeiter Summe 
m w m w m w 

1939 282 28 44 37 303 65 759 
1940 

beschäftigt 210 31 68 124 264 47 744 

eingezogen 80 - 12 - 43 - 135 

abgeordnet 2 - l - 6 - 9 
1941 

beschäftigt 197 29 64 138 241 67 736 

davon uk 59 - 7 - 19 - 85 

eingezogen 83 = 18 = 49 - 150 
1942 

beschäftigt 192 29 74 181 236 62 774 

davon uk 43 - 7 - 27 - 77 

eingezogen 104 - 19 - 58 - 181 
1943 

beschäftigt 166 30 76 209 217 8 779 

davon uk 38 - 16 - 36 - 90 

eingezogen 120 - 22 - 78 - 220 

gefallen 4 - 2 - 5 - l1 

abgeordnet 13 - 2 - 7 - 22 
1944 

beschäftigt 162 29 67 216 204 129 807 

davon uk 113 - 36 - 91 - 240 

eingezogen 129 - 26 - 90 - 245 

abgeordnet 5 - 1 3 10 l 20 


Hatte man den Personalmangel zunächst durch verwaltungsinterne Umsetzungen ausgleichen 
wollen, so konnte selbst der Rückgriff auf Ruhestandsbeamte schon Mitte September 1939 
nur noch einen "verschwindend geringen Ausgleich” schaffen™®. Nur wenige Verwaltungsbe- 
reiche blieben einigermaßen vom Personalentzug verschont, in erster Linie die Stellen, die 
mit dem Familienunterhalt befaßt waren - bei diesem für die Kampfmoral der Truppe zentra- 
len Punkt war man überaus vorsichtig: Klagen über verzögerte Auszahlungen, selbstherrliche 
Behördenangestellte und ähnliches wurden sehr genau registriert und führten dazu, daß man 
die Sicherstellung der Personals in diesem Bereich kaum antastete?”’. Dagegen war bei- 
spielsweise die Fleischversorgung der Regensburger Bevölkerung nach Kriegsbeginn akut 
gefährdet, nachdem sechs von acht im Stadtgebiet tätigen Tierärzten eingezogen worden wa- 


375 Stand jeweils 1.6., erstellt anhand der vom RMdI angeordneten Erhebungen, ZR 3824. Vgl. auch Vermerk Reg. 
9.3.1944 über Reinemers Personalmeidungen, StA 16784. 


376 Bericht an Reg. 12.9.1939, ZR 3715. 
30 Unterlagen hierzu in DS 553. 
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ren und Schlachthofdirektor Kolb den gesamten amtstierärztlichen Dienst längere Zeit hin- 
durch allein leisten mußte’. Auch der Betrieb des Bauamts konnte nur mit Mühe einigerma- 
Ben aufrechterhalten werden’””, und ohne die ehrenamtliche Tätigkeit der städtischen Lehrer- 
schaft wäre, wie erwähnt, das neue Ernährungs- und Wirtschaftsamt sofort zusammengebro- 
chen”. Zugleich mußte in rund 60 Schulklassen Schichtunterricht eingeführt werden, 
nachdem die Lehrer fehlten, die Von-der-Tann-Schule für Rückwanderer freizuhalten, die 
Altdorfer- und die Ostenschule von der Wehrmacht belegt waren”. Auch das gerade erst von 
der Stadt übernommene Institut der Englischen Fräulein und das städtische Lyzeum dienten 
zu Kriegsbeginn mehrere Wochen lang als Hilfslazarette der Wehrmacht; der Unterricht 
mußte auf verschiedene andere Gebäude, darunter das Niedermünster-Institut der Armen 
Schulschwestern, verteilt werden”. Bezüglich der Lehrerschaft ergaben sich erhebliche 
Nachwuchssorgen; im Sommer 1940 regte Herrmann an, ob man nicht bestimmte Fachlehre- 
rinnen besser eingruppieren solle, da man sonst bald keine mehr bekommen könne“. 

Hatte das Rechnungsprüfungsamt vor dem Krieg eine fast lückenlose Belegprüfung durchge- 
führt, so waren bereits im Herbst 1940 nur noch Stichproben möglich. Unvermutete Kassen- 
prüfungen, die an sich zweimal jährlich erfolgen sollten, mußten aufgeschoben werden, und 
nicht einmal mehr die Jahresrechnungen der einzelnen Dienststellen konnten im vorgeschrie- 
benen Umfang geprüft werden. Es schlichen sich Rechenfehler ein, die für die betroffenen 
Bürger weitreichende Konsequenzen haben konnten, und auch Manipulationen und Unter- 
schlagungen wurde - zumindest theoretisch - Tür und Tor geöffnet. Nur für die allerwichtig- 
sten Verwaltungszweige konnte Schottenheim noch auf möglichst lückenloser Kontrolle 
durch das Prüfungsamt bestehen’®. 


Die Wochenarbeitszeit der städtischen Bediensteten betrug seit Mitte 1938 51 Stunden. Ende 
1939 wie auch in den folgenden Kriegswintern verfügte Schottenheim eine Neuverteilung 
und ließ wegen der abendlichen Verdunkelung über Mittag arbeiten, um Kohle und Strom zu 
sparen”. Nachdem die Urlaubsbeschränkungen für Arbeiter und Angestellte der freien Wirt- 
schaft Ende 1939 aufgehoben worden waren, sollten sie auch für die Beamten gelockert wer- 
den°®’, doch das weitere Kriegsgeschehen führte schnell wieder zur restriktiven Handha- 
bung?®: Überstunden galten als selbstverständlicher Teil des "restlosen Einsatzes" aller 
Volksgenossen, das Privatleben hatte sich dem "Staatsganzen” unterzuordnen’®, wie sich 
auch im Zusammenhang mit den allgemeinen Versorgungsmängeln zeigte - nicht nur im 
Verwaltungsbetrieb wurde den städtischen Bediensteten äußerste Sparsamkeit zur Pflicht ge- 


378 Einzelheiten in ZR 20838 f. 

379 Berichte an Reg. 12.9.1939 bzw. 2.11.1939, ZR 3715 bzw. 3820. 

N Vgl. auch Protest Reinemer gegen Einberufung des Leiters der Markenrücklieferungs- und Bezugscheinstelle 
zum SHD (27.1.1941 an PolDir, DS 553). 

381 Vgl. Schulstatistiken in DS 687. 

382 Vermerk Weigert 20.9.1939, ZRa 12428. 

383 Mai-Okt. 1940 wurde das Lyzeum, das Institut Helenenstr. sogar bis Kriegsende erneut zu Reservelazeretten; die 
Stadt beschlagnahmte dafür die fast leerstehende Pädagog. Hochschule und mietete weitere Räume in Nieder- 
münster für Schulzwecke. Einzelheiten in ZRa 14281. 

384 Vermerk 2.8.1940, ZR 3817, vgl. auch Mühlbach an Schulamt 14.8.1942, PAM 536: weitere Lehrkräfte könnten 
nicht mehr abgegeben werden. 

385 Sch. an Dienststelle Bayern-Ostmark des DGT 4.10.1940, ZRa 13523. Vgl. ZRa 13453 zur Personalnot in der 
städt. Telefonzentrale Anfang 1941. 

386 Verf. 9.12.1939, ZRa 13316. Änderung der täglichen Arbeitszeit zu Beginn der wärmeren Jahrezeit durch Verf. 
7.3.1940, ZRa 13316 und NIS 1. Zu den Sparmaßnahmen zwischen Weihnachten und Neujahr: ZRa 13316. 

387 RdErl Reichs- und Landesreg. 21.12.1939 bzw. 5.1.1940, der städt. Belegschaft bekanntgegeben 8.1.1940, ZR 
4151 und PAM 539, 

388 Verf. 23.5.1940, PAM 539 und ZR 4151; ebd. Urlaubslisten 1939 und 1940. Urlaubsregelung 1938: ZR 4150, 
1941: PAM 539, 1942: ZR 4151 (samt Urlaubslisten) und ZRa 13332. 

389 Verf. 7.3.1940, ZRa 13316. 
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macht, man beorderte sie auch zu verschiedensten Veranstaltungen über sparsames Wirt- 
schaften im Privatbereich””. 


Ende 1939 meldete der Regierungspräsident dem Innenministerium anhaltende heftige Kla- 
gen der Behörden, die sich aus der Flut neuer Vorschriften und dem Mangel an gutem Perso- 
nal ergaben, da dieses in die besser bezahlten Arbeitsplätze in der Rüstungsindustrie abwan- 
derte”!. 1941 betrugen beispielsweise die Stundenlöhne städtischer Arbeiter in der untersten 
Lohngruppe je nach Dienstalter 58-63 RPf, in der obersten 87-92 RPf, für Frauen schwankten 
sie je nach Lohngruppe zwischen 46,5 und 65 RPf. Diese Löhne lagen deutlich unter denen, 
die Messerschmitt zahlte’”. Hinzu kam die Wohnungsnot: Als man "rückgeführte" Südtiroler 
als Arbeitskräfte angeboten erhielt, mußte Reinemer trotz dringenden Bedarfs ablehnen, da es 
unmöglich sei, entsprechenden Wohnraum bereitzustellen”. Im Februar 1940 liefen auch 
noch die uk-Stellungen aus”, von nun an wurden die Bedingungen hierfür ständig verschärft 
und auch die einzuberufenden Geburtsjahrgänge immer weiter ausgedehnt”, Dies führte zu 
weiteren heftigen Klagen des Oberbürgermeisters: Schon heute begegne die "geordnete und 
ungestörte Fortführung der Geschäfte den größten Schwierigkeiten". Im Mai 1940 nannte 
Schottenheim eine Zahl von 160 städtischen Beamten und Angestellten, die eingezogen 
seien; nicht einmal das Ernährungs- und Wirtschaftsamt könne man mehr ausreichend beset- 
zen”, 


Die Freistellung von Personal für die besetzten Gebiete trug erheblich zum Personalmangel 
bei. "Befristete” Abordnungen erwiesen sich für die abgebende Stadt als riskant - häufig 
wurde die Befristung stillschweigend verlängert, d.h. die neue Dienststelle schickte den Be- 
treffenden einfach nicht mehr nach Hause, so daß er für seine Heimatgemeinde verloren 
blieb. Kurz nach Kriegsbeginn wehrte sich daher die Regensburger Stadtspitze bereits dage- 
gen, wie schon 1938 - damals für das Sudetenland - Personal zur Verwaltung der soeben be- 
setzten Ostgebiete abzustellen; dennoch wurden schließlich zehn aktuelle und ehemalige Mit- 
arbeiter benannt”, vier von ihnen waren im Frühjahr 1940 tatsächlich im Kommunaldienst 
der besetzten Gebiete eingesetzt”. 


Nach dem Frankreichfeldzug wurde auch für die besetzten Westgebiete Verwaltungspersonal 
benötigt, vier Bedienstete gab die Stadt Regensburg hierfür frei". Grotesk wirken die gleich- 
zeitigen Vorbereitungen für die Verwaltung des erst noch zu gewinnenden deutschen Koloni- 
alreichs: Sechs städtische Beamte, vom Stadtkasseninspektor über den Schlachthofbeamten 
bis zum Handelslehrer, ließen sich für den Kolonialdienst vormerken, doch kam dessen Auf- 


#0 Vgl. z.B. Verf. Sch. 12., 17.3.1942 und 15.2.1944, NIS 12, JUG 502 bzw. ZR 3726. 


31 RPB 38.1 1.1939, vgl. Sch. an Reg. 1.3.1940, ZR 3715: Aushilfen, die nicht einmal beim Flugzeugwerk unterka- 
men, brachten üblicherweise "die für die Verwaltung erforderliche Eignung und die zur Einarbeitung notwendige 
Befähigung” nicht mit. 

392 Tabelle Stand 8.9.1941, PAM 537. Details zu Tarifen und Besoldung ab 1939 in PAM 539; zur Beamtenversor- 
gung 1942: HM 1487. 


393 12.8.1941 an MInn, ZR 3823; Grundlage: Bericht Sailer, ebd. 
39% Anordnung Minn 17.2.1940, DS 553. 


395 Vgl. OKW-Richtlinien 18.3. und 25.7.1940 und Einzelheiten in DS 553. Vgl. allg. D.Rebentisch: Innere Ver- 
waltung, DVG IV S.732-774, hier S.768 ff. 


396 Bericht an Reg. 1.3.1940, ZR 3715. 
#7 20.5.1940, ZRa 13243. 


38 Bericht an Reg. 12.9.1939, ZR 3715. Darunter die beiden Rh. (und somit Ehrenbeamten) Kaiser und Ederer so- 
wie der Verkehrsplaner Eichhorn, später Architekt der Behelfsheime. 


Vermerk Reinemer 1.4.1940, ZR 3715. Darunter der Inspektorenanwärter Heidenreich, s.S.176. 
400 6.6.1940 an Reg., ZR 3716. 
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bau nur stockend in Gang, da sich viele Bewerber als untauglich erwiesen. So liegt die Ver- 


mutung nahe, daß viele von ihnen hofften, auf diese Weise dem Wehrdienst zu entgehen. 


Trotz weiterer Personalabgaben sprach Reinemer noch im Sommer 1941 von nur 125 
tatsächlich abwesenden Beamten und Angestellten”. Bis dahin hatte man auf Anweisung 
Görings, des Vorsitzenden im Ministerrat für die Reichsverteidigung, alle Betriebe und Be- 
hörden mehrfach auf die Möglichkeit hin durchforstet, weiteres Personal freizustellen - der 
Angriff auf die Sowjetunion kündigte sich an", Betroffene Dienststellen wehrten sich regel- 
mäßig mit ausführlichen Berichten über die eigene Bedeutung und dem Hinweis auf die oh- 
nehin schon katastrophale Personalnot, denn wer nicht überzeugend belegen konnte, daß 
seine Arbeit tatsächlich kriegswichtig war, mußte befürchten, für die Wehrmacht freigegeben 
zu werden. So verwahrte sich beispielsweise der Leiter der Stadthauptkasse nachdrücklich 
gegen weiteren Personalabbau: Von den vor dem Krieg vorhandenen 51 Beamten und An- 
wärtern seien 27 zur Wehrmacht eingezogen worden, es sei völlig ausgeschlossen, den ge- 
stiegenen Anforderungen mit dem verbliebenen Personal auf Dauer gerecht zu werden“". Der 
Kämmerer schloß sich an: Von 54 Beamten, Anwärtern und Angestellten, die ihm früher zur 
Verfügung gestanden hätten, seien nur noch 18 vorhanden, als Ersatz für die 36 abgegebenen 
habe er zwei Pensionisten, eine Beamtin und zehn Kriegsaushilfen erhalten; statt über insge- 
samt 62 Arbeitskräfte verfüge er nur noch über 38°. Die Möglichkeiten der Stadtverwaltung 
waren weitgehend ausgeschöpft, Reinemer hatte dem Wehrbezirkskommando jeden einzel- 
nen uk-Antrag erläutert und konnte seine Anträge nur in den wenigsten Fällen zurückzie- 
hen“. Schließlich wehrte sich sogar der Regierungspräsident aufgrund vielfacher Klagen der 
ihm unterstellten Behörden gegen den übertriebenen Personalabbau, während gleichzeitig 
manche Dienststellen der Heeresverwaltung überbesetzt und die dort Beschäftigten zur Untä- 


tigkeit verdammt seien”. 


Ab Sommer 1941 liegen detaillierte Meldungen der Stadt über die Personalveränderungen 
vor*”®, Die meisten bezogen sich auf Einberufungen zur Wehrmacht, doch finden sich auch 
Abordnungen an andere Stellen: den SHD, die Reichsbahn und den Arbeitsdienst, die OT 
bzw. den Baustab Speer””, eine Fliegerhorstkommandantur, die Wehrmachtsverwaltung oder 
den Zollgrenzschutz. Ein städtischer Bediensteter wurde sogar an die Torpedo-Versuchsan- 
stalt Eckernförde abgegeben“. Lokale Rüstungsbetriebe wie Messerschmitt, Ruthof, die Ma- 
schinenfabrik Zorn und das Chemiewerk Barthel, aber beispielsweise auch ein Nürnberger 
Betrieb beschäftigten Personal der Stadtverwaltung, Städte wie Kiel, Bottrop, Düsseldorf und 
Berlin, die nach Luftangriffen Aushilfen benötigten, erhielten dieses unter anderem aus Re- 


gensburg. 


401 Bekanntgabe der Mögl. zur Vormerkung mit Verf. Sch. 15.7.1940, ZR 10519. Einzelheiten ebd. und in ZR 
10518. 


#02 Reinemer an Reg. 5.7.1941, PAM 519. 

w Vgl. Anweisung Göring 20.6.1941, DS 553. 

#4 Bericht 30.5.1941 in PAM 540. Vgl. zur Personalnot der städt. Sparkasse, die trotz mehr als verdoppelter Um- 
sätze sogar ihre Außenstellen schließen mußte, den Gb 1942, DS 706. 

#5 FIN 500. Im Herbst 1942 noch 13 Beamte bei der Stadthauptkasse, von denen 4 krankheitsbedingt nicht voll ein- 
satzfähig waren, vgl. Reinemer an Reg. 27.10.1942, StA 16781. 

#6 Reinemer an Reg. 26.7.1941 über Vorsprache beim Wehrbezirkskommando 21.4.1941, DS 553. 

407 RPB EST, vgl. auch Stellungnahme Sch. 14.8.1941 zum Bericht des bayer. Prüfungsverbands öff. Kassen, 
StA 16786. 

408 PAM 519 und ZR 3824, Vollständigkeit unsicher. ZR 3824 mit zahlreichen Namenslisten zu versch. Betreffen, 

u.a. Aufstellung 1.6.1943 der Gesamtbelegschaft mit Besoldungsstufen und Dienststellen. 

27.8.1942 noch Fehlanzeige zur Abstellung von techn. Personal für die Transportstandarte Speer (ZR 3820); 

später dann doch eine Freistellung hierfür (PAM 519). 

#10 PAM 519, vgl. auch den bei Reinemer 18.10.1944 erwähnten Fall, ZR 3709. 
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Anfang 1942 wurde die Verwaltungsarbeit der Gemeinden für nicht generell kriegswichtig 
erklärt. Diesen Status, der die Sicherung des Personalstands erleichtert hätte, behielten nur 
einige Zweige, etwa die kommunalen Energieversorgungsunternehmen. Schließlich wurden 
die Geburtsjahrgänge ab 1908 für den Wehrdienst freigegeben, und es erging die ausdrückli- 
che Aufforderung an die Kommunen, weibliche Aushilfsangestellte für die eingezogenen 
männlichen Beamten einzustellen*''. Wie ersichtlich, kam man auch in Regensburg dieser 
Weisung in großem Umfang nach, wenn auch die Kriegsaushilfen nicht immer die Erwartun- 
gen erfüllten: 


KRIEGSAUSHILFEN *'? 
Beschäftigte davon Kriegsaushilfen von diesen: 
Männer Frauen 
=A 
m 

1940 744 93 20 73 
1941 T36 102 16 86 
1942 774 138 17 121 
1943 779 172 17 155 
1944 807 213 15 198 


Unter den Aushilfen befanden sich seit dem Frühjahr 1941 erstmals auch RAD-"Maiden". Sie 
wurden Opfer eines Führererlasses vom Sommer 1941, der ihre halbjährige Arbeitspflicht um 
weitere sechs Monate verlängerte®'”. 

Mitte Mai 1942 gab Schottenheim Görings Anordnung bekannt, wonach für alle Beamten 
und Angestellten die 56-Stunden-Woche und die Aufhebung der Sonntagsruhe galt*'*. Sams- 
tags war nun siebeneinhalb, sonntags eine Stunde zu arbeiten, allerdings brauchten, "solange 
sich Arbeitsrückstände nicht bemerkbar machen", nicht alle Betroffenen tatsächlich zu er- 
scheinen, vielmehr wurde nur ein Wochenenddienst eingerichtet*'”. Tatsächlich konnte die 
Arbeitszeit Ende 1942 auf die gewohnte 51-Stunden-Woche zurückgefahren werden®'°, aller- 
dings kamen die Luftschutz-Nachtwachen hinzu, deren Einteilung angesichts des Personal- 
mangels immer schwieriger wurde. Ende 1942 mußte Schottenheim der Gauleitung berichten, 
sein "Verwaltungskörper" sei "derart ausgekämmt", daß "ich in meinen Entschlüssen allmäh- 
lich durch die Macht der Verhältnisse sehr behindert bin und ich daher oft personelle Verän- 
derungen vornehmen muß, von denen auch ich von vorneherein schon weiß, daß sie nicht als 
glücklich zu bezeichnen sind."*’ Kurz darauf ordneten OKW, Reichs- und Parteikanzlei ge- 


“1! Führererlaß 25.1.1942, vgl. Rebentisch (1989) S.463 ff. Entsprechende ME 12.2.1942 in DS 553, vgl. auch 
RMdlI an die RVK, bekanntgegeben vom Minn 25.3.1942, Abdruck in ZR 4053. 


412 Namenslisten Kriegsaushilfen 1941-1943 in ZR 3824, Besonderheit in Rgbg.: Beschäftigung von Straßenbahn- 
schaffnerinnen, vgl. Eiber S.594. Steigende Zahl an Kriegsaushilfen auch belegt durch Urlaubslisten 1940 und 
1942, ZR 4151. 

43 Erag 29.7.1941 und DurchfVO 13.8.1941, RGBI I S.463 bzw. 491. 3 der Frauen erbat sich die Stadt zum 
Kriegseinsatz. Übersicht über Anforderungen aller lokaler Behörden 4.9.1941 in ZR 398; Details zu den RAD- 
Maiden in PAM 515. 

“14 10.4.1942, RMBIIV $.765. 

#15 Verf. Sch. 11.5.1942, u.a. in ZR 4227, 9042, ZRa 13316 und PAM 539; in ZR 4227 Namenslisten der vom Wo- 
chenenddienst betroffenen Beamten. 

#16 Verf, Sch, 7.11.1942, ZR 9042, ZRa 13316 und PAM 539. 

#7 Sch. an Landeskulturwalter Gau Bayreuth 11.12.1942, NIS 12. 
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meinsam an, Stellenpläne dürften auf allen Verwaltungsebenen nicht mehr ausgeweitet wer- 
den und neue Planstellen seien nur noch auf der Grundlage eines Führererlasses zulässig; Zu- 
satzstellen blieben allerdings erlaubt‘'”. Daher bot Schottenheim nun seinen Untergebenen an, 
entsprechend vorgebildete Ehefrauen als Kriegsaushilfen bei der Stadtverwaltung unterzu- 
bringen®'”. Hier handelte es sich wohl tatsächlich um ein Angebot, nicht um eine repressive 
Maßnahme, nachdem früher berufstätigen Ehefrauen ohnehin die Dienstverpflichtung drohte. 
Seit Ende 1942 mußten die weiblichen Bediensteten der Stadt allerdings wegen des Mangels 
an Putzfrauen die Büros selbst reinigen”. 


Im Februar 1943 umfaßte die Stadtverwaltung nur noch rund 1200 Personen, von denen 
schon 331 eingezogen waren”'. Trotz neuer strikter Richtlinien Hitlers” und aller Mahnun- 
gen des Ministerrats für die Reichsverteidigung‘”” mußte Reinemer der Regierung melden, 
weitere Personalabgaben seien absolut ausgeschlossen’. Folgt man den Berichten der städti- 
schen Dienststellen, so herrschten zu dieser Zeit bereits chaotische Verhältnisse in der Stadt- 
verwaltung; der Betrieb sowohl des Siedlungsamts als auch der Stadtbau GmbH konnte bei- 
spielsweise nur noch aufrecht erhalten werden, weil der zur Wehrmacht einberufene Abtei- 
lungsleiter mit Zustimmung des Wehrbezirkskommandeurs spätnachmittags in seinem Amt 


arbeitete‘”°. 


Im Zuge der Einberufungswelle im Frühjahr 1943 wurden auch die Regelungen zu Urlaub 
und Arbeitszeit wieder verschärft. Erholungsurlaub gab es nur noch, wenn nach Ansicht des 
Vorgesetzten tatsächlich Urlaubsbedürftigkeit vorlag und die Geschäftslage bei den kriegs- 
wichtigen Arbeiten es erlaubte. Selbst dann betrug seine Höchstdauer 14, ab dem 
50.Lebensjahr 20 Tage. Die Wochenarbeitszeit wurde zugleich wieder auf 56 Stunden erhöht, 
die bisherige Begrenzung auf höchstens neun Stunden täglich aufgehoben, und an Samstag- 
nachmittagen und Sonntagen war nun insoweit zu arbeiten, als kriegswichtige Aufgaben zu 
erfüllen waren”. Zugleich mit der Bekanntgabe dieser neuen Verfügungen regelte Schotten- 
heim auch die Arbeitszeit nach Luftwarnungen bzw. Fliegeralarm: Eine nächtliche Luftwar- 
nung berechtigte noch nicht dazu, am Morgen verspätet zum Dienst zu erscheinen; dies war 
nur gestattet, wenn auch noch Fliegeralarm nachgefolgt wart. Immerhin konnten zumindest 
vollbeschäftigte Frauen einige Nachmittagsstunden freibekommen**, und Wochenend-Tag- 
wachen wurden als Dienst gewertet, zu dem allerdings ab Frühjahr 1944 auch Halbtagskräfte 
heranzuziehen waren*”. 


Allenthalben blieben inzwischen selbst wichtigste Terminsachen unbearbeitet - ein Umstand, 
der Schottenheim und Reinemer bewegte, gegenüber Bezirksregierung, Innenministerium 
und Gemeindetag eine sehr deutliche Sprache anzuschlagen*”. Aussicht auf Erfolg hatten 


+18 Abschrift der Anordnung 17.2.1943 in ZR 17719. 

*9 Verf. 17.2.1943, ZR 9042. 

“20 Verf. 9.12.1942, ebd. 

#21 639 Beamte, Angestellte und Kriegsaushilfen, 556 Arbeiter, vgl. Reinemer an Reg. Feb. 1943, ZRa 13423. 

#2 Vgl, zum Führererlaß 13.1.1943 über umfassenden Einsatz von Männern und Frauen für die Reichsverteidigung: 
Rebentisch (1989) 5.476 ff. 

Bek. 10.3.1943, der städt. Belegschaft bekanntgegeben 26.3.1943, DS 513. 

Bericht 2.4.1943, PAM 519; ebd. viele weitere Beispiele zum Personalmangel. 

425 Bericht 4.8. 1943, PAM 540, mit Darstellung der vielfältigen Aufgaben des Dienststellenleiters. 


#6 Anordnungen RMdI bzw. Göring 2. und 10.3.1943 (letztere im RGBI I S.141), von Sch. bekanntgegeben 
26.3.1943, DS 513, PAM 539 und ZRa 13332. Vgl. auch Verf. Sch. 28.5.1943, ZR 9042, NIS 12 und PAM 539. 


#7 Vgl, Verf. Sch. 2.3.1944, PAM 535. 
#8 Verf. Sch. 20.4.1943 und 12.1.1944, ZR 3726, 9042 und PAM 539. 
#29 Verf. Sch. 7.3.1944 auf Veranlassung der PolDir, ebd. 


#0 ZB. Sch. an Reg. nach telefon. Protest in München 21.8.1943, PAM 519; Reinemer an DGT 3.5.1944, ZRa 
13251. 


kz 
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Proteste im "totalen Krieg" nicht mehr. Die Wehrpflicht wurde im Herbst 1943 auf die Ge- 
burtsjahrgänge seit 1884, also auf die Sechzigjährigen ausgedehnt, wobei es Parteifunktio- 
nären nach wie vor gelang, sich vor der Einberufung zu drücken; sie wurden wohl nicht nur 
in Regensburg für den Oberbürgermeister uk-gestellt”!. 


Mit der Verschlechterung der Kriegslage wurden auch den städtischen Bediensteten Durch- 
halteparolen eingehämmert wie "Die ganze Kraft dem Krieg, dann siegen wir"*. Noch enger 
wurde nach den ersten Luftangriffen die Zusammenarbeit mit Partei, Wehrmacht, Polizei und 
Reichsarbeitsdienst - nur gemeinsam waren die dringendsten Aufgaben, etwa die Aufräu- 
mungsarbeiten, Fragen der Unterbringung Obdachloser, Umquartierungen etc., zu lösen, In 
vielen Sachfragen wirkte man verblüffend schnell und perfekt zusammen; die Improvisati- 
onsfähigkeit deutscher Behörden hat auch die Alliierten immer wieder überrascht”. 


Drohender klangen jetzt Schottenheims Appelle an die Arbeitsdisziplin und die Verfügungen, 
mit denen die städtischen Bediensteten auf die Parteilinie eingeschworen werden sollten®®. 
Sogar Nicht-Pg forderte man zum aktiven Dienst für die örtliche NSDAP auf, wo diese Per- 
sonal benötigte”, auch die erwähnte Beurlaubung Stadtschulrat Weigerts für Zwecke der 
Partei belegt die Verquickung von NSDAP und Stadtverwaltung*”. Doch verloren die Treue- 
schwüre gerade durch ihre ständige Wiederholung zunehmend an Glaubwürdigkeit. Schon 
seit Herbst 1943 häuften sich Indizien für die abnehmende Bereitschaft der Parteigenossen, 
sich als solche zu erkennen zu geben; auch die NSDAP-Mitglieder in der Stadtverwaltung 
mußten immer wieder an ihre Pflicht erinnert werden, das Parteiabzeichen zu tragen, und 
zwar deutlich sichtbar auf der Überbekleidung**. Die Ortsgruppen der NSDAP überprüften 
die Teilnahme an Parteiveranstaltungen und werteten ein Fernbleiben als "Disziplinlosigkeit 
und Feigheit". 


Vom Arbeitsamt wurde die Stadtverwaltung im Frühjahr 1944 nur noch "ganz unzureichend” 
bzw. "fast überhaupt nicht mehr" mit brauchbaren Aushilfskräften versorgt“, Dafür mußte 
man weiteres Personal abgeben und das verbliebene teilweise berufsfremd einsetzen. So mel- 
dete man fünf Bedienstete für die Reservetrupps, die nach Fliegerschäden von den Reichs- 
verteidigungskommissaren eingesetzt werden sollten“, und seit April 1944 hatten die städti- 
schen Bediensteten, wie erwähnt, beim Behelfsheimbau mitzuarbeiten. Es galt zu dieser Zeit 
bereits eine vom Reichsinnenministerium verfügte Urlaubssperre, für wenige Wochen wurde 
sie aufgehoben, doch war Urlaub nur unter ganz besonderen Bedingungen möglich, und nur, 
wenn "Schlagkraft" und Einsatzfähigkeit der Dienststellen gesichert waren”. Nachdem 
Goebbels Mitte 1944 zum Reichsbevollmächtigten für den totalen Kriegseinsatz berufen 


“1 Reinemer an RVK 24.4.1944, DS 553. 
432 Verf. Sch. 17.11.1943 zum Betriebsappell der Stadtwerke 8.12.1943, ZR 16529. 


Liste Auffangsammelstellen aller NS-Ortsgruppen (Stand 1.9.1942) in NIB Akt "Chemie". Ebd. umfassendes 
Merkblatt zu den Aufgaben der Ortsgruppenleiter. 


#84 Vgl. z.B. Erfahrungsberichte PolDir 25. und 26.10.1944, DS 737 und 743. 
5 Vgl. z.B. Verf. Sch. 29.10.1943, DS 132, 513, ZR 3726 und 9042. 
#6 Reg. an OB und Landräte 7.12.1943, DS 553. 


Vgl. zu Kriegsauszeichnungen städt. Bediensteter Bericht Reinemer an Höheren SS- und Polizeiführer 
31.1.1945, PAM 533. Ebd. Listen der Träger solcher Auszeichnungen samt Unbedenklichkeitsbescheinigungen 
der Kreisleitung - verweigert offenbar nur Schlachthofdirektor Kolb. 


#3 ZB. Verf. 25.8.1944, ZR 3710 und 9042. 


Vgl. Rundschreiben Reinemer 6.11.1943, ZR 9042: die Stadt habe keine Möglichkeit, Bedienstete von den Hel- 
dengedenkfeiern Nov. 1943 zu befreien. 


#0 Reinemer an DGT 3.5.1944, ZRa 13251. Gegenüber dem Reichstreuhänder für den öff. Dienst klagte Reinemer, 
er müsse sogar "Anlernlinge” (Arbeitskräfte ohne höheren Schulabschluß) einstellen (15.5.1944, PAM 521). 


#1 RVK an die OB 10.3.1944 und Meldung Reinemer 24.4.1944, StA 16784. 
#2 Verf, Sch. 7.6.1944, ZR 9042 und ZRa 13332. Einzelheiten in PAM 539. 
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worden war*”, ordnete er die Erhöhung der Wochenarbeitszeit auf 60 Stunden an**, wo- 
chentags waren regelmäßig zehneinhalb Stunden zu arbeiten; dies galt auch für Frauen und 
Jugendliche über 16 Jahren, während Halbtagskräfte auf eine Wochenarbeitszeit von 31,5 
Stunden kamen“. Für Personal mit "mangelnden geistigen Gaben" galt zwar auf Anweisung 
des Reichsführers SS eine Beförderungssperre**, und Faulheit konnte zur Entlassung führen, 
doch war dies eine stumpfe Waffe in der Hand eines Arbeitgebers, der dringend Personal 
brauchte, es aber nicht bekommen konnte. Wohl aus diesem Grund gab Schottenheim be- 
kannt, der Treuhänder der Arbeit habe Haftstrafen gegen städtische Bedienstete angeordnet, 
die ihm wegen dauernder Unpünktlichkeit gemeldet und von der Staatspolizei festgenommen 
worden seien**”. Außerdem hielt er die städtischen Bediensteten an, dafür zu sorgen, daß ihre 
Angehörigen sich für den Arbeitseinsatz meldeten’*, 


Dem totalen Kriegseinsatz diente auch die weitere Einschränkung des gesamten öffentlichen 
Lebens vom Post- und Bahnbetrieb über den Kultur- und Schulbereich bis hin zum Gaststät- 
tenwesen im Herbst 1944. Nochmals mußten zahlreiche Kräfte an Wehrmacht und Rü- 
stungsindustrie abgegeben werden, da die Behörden nun weniger Verwaltungsarbeit zu lei- 
sten hatten”. Diese Maßnahme war so einschneidend und wurde wohl auch so überhastet 
durchgeführt, daß selbst der Regensburger Regierungspräsident sie vorsichtig kritisierte”. In 
diesem Zusammenhang ist auch die Stillegung des Regensburger Stadttheaters zu sehen, das 
die Saison 1944/45 nicht mehr aufnahm“! - sein Ensemble wurde dem Arbeitseinsatz, vor 
allem im Messerschmittwerk, zugeführt. Immerhin brachte die Reduzierung der Verwal- 
tungsarbeit eine gewisse Erleichterung für die städtischen Bediensteten mit sich: Die Wo- 
chenarbeitszeit konnte Anfang 1945 auf 50 Stunden gesenkt werden“, wozu vermutlich die 
Erfahrungen mit vorgetäuschten und echten Krankmeldungen erheblich beigetragen haben. 
Schließlich sollte sich die städtische Belegschaft an Hitlers "Volksopfer" für angeblich neu 
aufgestellte Wehrmachtseinheiten, Luftkriegsgeschädigte und Kleinkinder beteiligen, alle 
Parteidienststellen und Behörden hatten hierfür Vorhänge, Übergardinen etc. abzuliefern, so- 


weit sie nicht zur Verdunkelung benötigt wurden”. 


Ab Herbst 1944 ließen die ständigen Luftwarnungen und Bombardierungen, die Zerstörungen 
und der Mangel an buchstäblich allem an eine geordnete Verwaltungsarbeit nicht mehr den- 
ken. Es wurde improvisiert, so gut es ging, man saß bei ungenügender Beleuchtung in kalten 
Räumen oder - aus Gründen der Heizungsersparnis - zusammengedrängt in einem der noch 
beheizten Büros, hatte kaum mehr Schreibmaschinen zur Verfügung, Papier war knapp und 
schlecht, das Telefon für Privatgespräche gesperrt. Hinzu kam die Angst, zunächst nur vor 
den Alarmen, dann vor den Angriffen selbst, nachdem im Oktober 1944 erstmals auch in 
größerem Umfang Wohngebiete bombardiert worden waren. Kaum jemand glaubte mehr an 
den Endsieg, ständig erlebte man die absolute Luftherrschaft der Alliierten und hörte die 
mühsam kaschierten Berichte über den Rückzug an allen Fronten. Unter solchen Bedingun- 


#3 Vol. allg. Rebentisch (1989) 8.512 ff. 


#4 Von Sch. bekanntgegeben 25., 29.8., 12.9.1944 und 7.2.1945, ZR 3710, 3726, 9042, ZRa 13316, 13332 und 
PAM 539. 


#5 Verf. Sch. 12. und 27.9.1944, ZR 9042 und PAM 539. 

#6 Erlaß RfSS 20.3.1944, bekanntgegeben durch Verf. Sch. 26.6.1944, ZR 3716 und 9042. 
#7 Rundschr. 12.10.1944, ZR 3726. 

#3 Verf. Sch. 12.9.1944, ebd. 


Meldungen Stadtwerke und Schlachthof über absolut unverzichtbare Gefolgschaftsmitglieder in DS 741; vgl. 
allg. D.Rebentisch: Innere Verwaltung, DVG IV S.732-774, hier S.772 ff. 


450 RPB 10.10.1944. 

#1 Vgl. Kripostelle Rgbg. an Stadt 9.11.1944, ZRa 13423. 

452 Verf. 2.1.1945, ZRa 13316. 

453 Schnellbrief Reg. 19.1.1945, ZR 18756 a, bzw. Verf. Sch. 23.1.1945, ZR 383. 
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gen 60 Stunden in der Woche seinen Dienst zu verrichten und sich zwischendurch auch noch 
ideologisch schulen zu lassen, etwa über Spionage- und Sabotageabwehr“”“, erforderte Diszi- 
plin und eine gesunde Konstitution, die auch unter der mangelhaften Lebensmittelversorgung 
nicht gelitten hatte; viele der Krankmeldungen waren sicherlich nicht vorgetäuscht. 


Die ganzen Kriegsjahre hindurch bemühte sich die Stadtspitze, mit den eingezogenen Gefolg- 
schaftsmitgliedern in Kontakt zu bleiben. Dies Bemühen ging über die gesetzlich vorge- 
schriebenen Leistungen, etwa den Familienunterhalt und die Weitergewährung eines be- 
stimmten Prozentsatzes der Löhne und Gehälter, weit hinaus. Vielmehr bestanden viele per- 
sönliche und briefliche Verbindungen zu den Soldaten bzw. Fronturlaubern, deren Berichte 
anfangs auf die Bevölkerung generell beruhigend, teils sogar motivierend wirkten. Mit dem 
Angriff auf die Sowjetunion übertrug sich dann allerdings die Besorgnis der Soldaten auf die- 
sem Weg auf die Einwohnerschaft; spätestens nach Stalingrad waren fast nur noch pessimi- 
stische Äußerungen zu hören. Zu Weihnachten versandte die Stadt Feldpostpäckchen*”, 
und ab 1942 veranstaltete sie auch Weihnachtsfeiern für die Kinder der eingerückten und ge- 
fallenen Bediensteten. Die Spendenfreudigkeit der in Regensburg verbliebenen Gefolgschaft 
scheint dabei überaus groß gewesen zu seint”, schon 1943 fehlten allerdings die Waren für 
die Päckchen, daher sollte wenigstens die Bescherung für die über 400 einbezogenen Kinder 
umso schöner werden; alle städtischen Bediensteten wurden zu Bastelarbeiten aufgefordert”. 
Selbst im Herbst 1944 wandte man noch viel Mühe auf, um auf verschlungenen Wegen we- 
nigstens kleine Geschenke für die Kinder zu organisieren”. Das geplante Kasperltheater 
mußte allerdings - vielleicht aus Pietät gegenüber den Opfern des Luftangriffs vom 
20.12.1944 - verschoben werden. Zu bedenken ist bei diesen menschlich sympathischen 
Gesten, daß sie nicht zuletzt zur Zufriedenheit der Frontsoldaten und damit zur Hebung ihrer 
Kampfmoral beitragen sollten. Auch von der Wehrmachtsführung und der Reichsregierung 
wurden sie daher begrüßt. Ausdrücklich sollten sie, ebenso wie die "Heimatbriefe" der Ge- 
meinden und die politischen Mitteilungen der NSDAP-Ortsgruppen an die Soldaten, dazu 
beitragen, deren "Verbundenheit mit der Heimat” aufrecht zu erhalten“. - Die Zahl der ge- 
fallenen städtischen Bediensteten läßt sich nicht genau ermitteln; alle erhalten gebliebenen 
Listen brechen spätestens im Sommer 1944 ab. Bis April 1943 waren 21 Gefolgschaftsmit- 
glieder gefallen oder vermißt*“, bis Juli 1944 erhöhte sich ihre Zahl auf 51°, doch wird sie 
auch in den letzten Kriegsmonaten nochmals deutlich gestiegen sein. 


454 Verf. Reinemer 29.9.1944; Grundlage: Erlaß RMdI 20.6.1944, wonach der OB als "Abwehrbeauftragter" entspr. 
Pflichtvorträge durchzuführen hatte. 

#5 Vgl. allg. O.Buchbender/R.Sterz (Hg.): Das andere Gesicht des Krieges, München 1982. Für Rgbg. vgl. Rzehak 
S.80 ff. Beileidsschreiben Sch. für gefallene Gefolgschaftsmitglieder u.a. in NIS 7. 

#56 Versch. Weihnachts- bzw. Begleitbriefe zu Feidpostpäckchen ab 1940 in PAM 539. Für ihren phrasenhaften In- 
halt war Reinemer verantwortlich. 

#7 Vgl. VO über Gewährung von Weihnachtszuwendungen im öff. Dienst und an Soldaten der Wehrmacht 
16.12.1939, RGB! I S.2425. Spendenaufruf für die Weihnachtspäckchen 9.11.1942 in ZR 9042 und JUG 502. 
Einzelheiten in ZR 9042 und 11330. 

#58 Verf. Reinemer, wohl Okt. 1943, ZR 3726 und 9042, in ersterem auch Hinweis Sch. 20.12.1943 auf Dienstbe- 
freiung für die Teilnahme an der Weihnachtsfeier. 

459 Material in PAM 501, vgl. Verf. Reinemer 16.10.1944 mit der Bitte um Spielzeug, Kleiderspenden usw., ZR 
3726 und 9042. 

#0 Einladung zur Besichtigung der Geschenke 14.12.1944, ZR 3726, bzw. Verf. Sch. 30.12.1944, JUG 502. 

46! RdErl RMdI 3.7.1940, ZR 387. Ebd. ein Beispiel für einen Heimatbrief von Sch. 

462 Liste in ZRa 13135. Der erste gefallene städt. Beamte war der ehem. BVP-Stadtrat, Berufsschullehrer und Akti- 
vist im Verein für das Deutschtum im Ausland, Dr. Hans Soß (4.9.1939 Polenfeldzug). 

463 Liste in PAM 516. 
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Unmittelbar vor dem Zusammenbruch des Dritten Reichs, am 19.4.1945, traf Schottenheim 
eine Maßnahme, die der Zukunftsvorsorge für seine Untergebenen diente. Diesen war sofort 
ein Großteil ihrer Bezüge auszuzahlen, und sie erhielten Bescheinigungen darüber, wieviel 
Gehalt, Lohn oder Ruhestandsgeld ihnen zustand“. Zahlenangaben über die Personaldecke 
der Stadtverwaltung zu dieser Zeit sind kaum noch möglich, ebenso bestehen Unklarheiten 
über die Ausländer der verschiedenen Kategorien, die bei ihr beschäftigt waren. Ob gegen 
Kriegsende Beamte ohne ihr Wissen in die Partei überführt wurden, d.h. ohne Parteiausweise 
zu erhalten oder Beiträge zu bezahlen‘, ist umstritten. Nur wenige städtische Bedienstete 
brachten jedenfalls den Mut auf wie der spätere Stadtkämmerer Peter Kraus, der der NSDAP 
nicht beigetreten ist, allerdings auch nicht befördert wurde‘®. Nach Kriegsende hätte die Be- 
satzungsmacht eigentlich die gesamte Stadtverwaltung auswechseln müssen, nachdem fast 
alle Angestellten und Beamten der NSDAP angehört hatten. Und tatsächlich wurden auch 
sehr viele Entlassungen formal ausgesprochen, viele davon jedoch nicht durchgeführt. Beim 
Neuaufbau einer funktionierenden Verwaltung waren die US-Behörden zu sehr auf die einge- 
arbeiteten Fachleute angewiesen, als daß man rigoros hätte "säubern" können, wie es ihnen 
vorgeschwebt hatte. Sie standen damit vor dem gleichen Problem wie die Nationalsozialisten 
im Jahr 1933: Ein bürokratischer Apparat kann nicht einfach ausgewechselt werden, selbst 
wenn man in Kauf nehmen muß, daß seine Mitglieder sich vielleicht als politisch unzuverläs- 


sig erweisen werden*”. 


IV. Kriegsschäden in Regensburg: Versuch einer Bilanz 


Die dramatischen Ereignisse der letzten Kriegstage in Regensburg fanden und finden in For- 
schung und Publizistik bis heute großes Interesse*®. Insbesondere gilt dies für die Justiz- 
morde des 23.April 1945. Damals juristisch verbrämt, müssen sie aus heutiger Sicht als Er- 
gebnis der jahrelangen Perversion der Justiz im Dritten Reich gewertet werden. Wenige Tage 
vor dem Einmarsch der US-Armee wurden in Regensburg nach einem Standgerichtsverfah- 
ren, das selbst damaligen Kriterien Hohn sprach, der Domprediger Dr. Johann Maier und der 
Arbeiter Josef Zirkl hingerichtet. Kurz zuvor waren im Gebäude der Kreisleitung Michael 
Lottner ermordet sowie der Mesner von St.Emmeram, Johann Igl, hingerichtet worden - die- 
ser hatte im Sommer 1944 geäußert, ob sich denn keiner finde, der Hitler "ein Messer rein- 
rennt", und war daraufhin zum Tod verurteilt worden. Als schwierig erwies sich die Suche 
nach einem Henker; erst nach dramatischen Verzögerungen und einem monatelangen Wech- 


464 Verf. 19.4.1945, ZR 4148. 

455 So der Kassenleiter des Wohlfahrtsamts und spätere Stadtkämmerer Peter Kraus (FIN 1). 

466 Kraus’ Erklärung, die Beziehung zur SPD abgebrochen zu haben, in Sch. an Reg. 24.11.1933, s.5.134 Anm.134. 
Später berichtete Kraus, als Vorsitzender der Arbeiterwohlfahrt sei er "als erster und einziger städtischer Beam- 
ter" von der Gestapo verhaftet worden und habe über einen Monat im Gefängnis verbracht (undatierter Lebens- 
lauf nach Juli 1947, FIN 1). 

Die Problematik der Säuberungen wird einen Schwerpunkt der Arbeit von Hilmer darstellen, vgl. allg. Matthes. 
Bislang umfassendste Darstellung mit Aufarbeitung der älteren Lit. bei Chrobak (1985). Zum milit. Hintergrund 
vgl. Brückner und Mulert, vgl. auch Sonderbeilage MZ Mai 1985. Genaue Darstellung zu erwarten bei Hilmer (s. 
Vorwort), versch. weitere Untersuchungen (Chrobak, Bürger, Ehm) sind in Arbeit. 
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selbad zwischen Hoffnung und Verzweiflung wurde Igi schließlich vom Leiter der KZ-Au- 
Benstelle im Regensburger Colosseum, Erich Liedtke, kurz vor Kriegsende getötet‘. 


Datum Schwerpunkt Todesopfer Totalschäden leichte bis schwere Schäden 
1943 
— 
17.8. Flugzeugwerk 377-397 9-11 180-210 
1944: 
22.2.) Fehlabwürfe 0-2 0-1 0-1 
25.2. Flugzeugwerk 16-21 15-48 138-422 
21.7. Flugzeugwerk - 1-5 9-17 
20.10. RB-Anlagen, Hafen 86-91 28-30 563-710 
23.10. Hauptbhf., RB-Brücken 48-59 20-26 251-303 
4.11. RB-Anlagen 60-62 20-25 131-224 
22.11. Güterbahnhof, Karthaus, 54-86 8-16 93-124 
Kumpfmühl 
(9.12.) (Tegernheim) Schwabelweis - 0-5 0-3 
20.12. RB-Anlagen, Hafen, Flug- 12-31 11-12 117-273 
zeugwerk, Stadtsüden 
28.12. Ölhafen, Güterbahnhof 47-48 56-62 552-615 
1945: 
m 
20.1. Ölhafen, Ostbahnhof, 1 - 27-37 
Stadtosten 
3:2. Hafen, Bahnhöfe, Stadt- 65 47-49 366-716 
osten, Kasernen 
13.-22.2. Tiefflieger, Spreng- ? ? 5 
bombenabwürfe 
13:3; RB-Anlagen, Hafen, 110-169 101-154 581-1979 
Westen, Süden, Kasernen 
11.4. Ölhafen, Ostbahnhof 3 - 15 
16.4. Hauptbhf., RB-Brücken, 112 
Flugzeugwerk 
20.4. Ölhafen, Bahnhof ? 32 
April Tiefflieger 6? 


Für den kommunalpolitischen Aspekt sind die Ereignisse Ende April 1945 insofern von Be- 
deutung, als der Oberbürgermeister in den letzten Stunden seiner Amtszeit nochmals Verant- 
wortung übernahm und die Stadt am Morgen des 27.April 1945 kampflos an Einheiten der 


en Vgl. W.Kick S.238 ff. Ebd. 5.263 ff.: Kein Beteiligter am Justizmord wurde nach Kriegsende bestraft. 
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3.US-Armee übergab. Ermöglicht wurde dies durch den Abzug des Kampfkommandanten, 
der Verteidigungstruppe wie auch der führenden Parteifunktionäre in der vorangegangenen 
Nacht, Damit entging Regensburg der sonst sicherlich unvermeidbaren Verwüstung - 
schlimm genug waren die Folgen des Kriegsgeschehens ohnehin. 


Nur unter großen Vorbehalten ist es möglich, zusammenfassende, halbwegs gesicherte Aus- 
sagen über die Folgen des Luftkriegs für Regensburg zu machen. Nicht einmal die Zahl der 
Angriffe steht einwandfrei fest. 440mal soll es in Regensburg Luftalarm gegeben haben”, 
mindestens 15 direkte Bombardierungen sind nachgewiesen. Hinzu kommen die Angriffe auf 
Obertraubling und Tegernheim vom 22.2. und 9.12.1944, bei denen auch im Stadtgebiet 
Schäden entstanden, sowie Mitte Februar und ab Mitte April 1945 eine ungeklärte Zahl von 
Tieffliegerangriffen, bei denen es ebenfalls Bombenabwürfe gegeben haben kann. So spre- 


chen auch die Quellen im allgemeinen von 16-20 Angriffen. 


Größte Schwierigkeiten bereitet der Versuch, die Personenschäden statistisch zu erfassen. Die 
beiden Regensburger Standesämter beurkundeten 1943 377 Todesfälle von Luftkriegsopfern, 
1944: 342 und 1945: 277, zusammen also 996 Personen. 593 davon sollen Regensburger, 300 
ortsfremde Deutsche und 103 Ausländer gewesen sein®’””. Demgegenüber enthalten Listen der 
Luftkriegsopfer schon für die Angriffe bis Anfang Februar 1945 die Namen von 106 auslän- 
dischen Bombenopfern”””, und Anfang der sechziger Jahre stellte die damalige Statistische 
Abteilung der Stadtverwaltung auf entsprechende Anfragen hin fest, daß bei den Luftangrif- 
fen auf Regensburg nach den Beurkundungen des Standesamts 1056 Personen ums Leben ge- 


kommen seien**. 


Nicht darin enthalten sind Todesfälle, die aufgrund der damaligen Bestimmungen von ande- 
ren Behörden beurkundet wurden, etwa die von Hotelgästen auf der Durchreise, Marktbe- 
schickern aus dem Umland, während eines Lazaretttransports getöteten Fronturlaubern oder 
auch KZ-Häftlingen, die beim Arbeitseinsatz von einem Fliegerangriff überrascht wurden. 
Die Nachkriegsstatistik, erstellt im Jahr 1954, kam für Regensburg auf eine Zahl von 1139 
getöteten Personen: 732 Männer, 335 Frauen und 72 Kinder”, 


Zahlen in der angegebenen Größenordnung bestätigt auch die hier versuchte Analyse. Faßt 
man die vielen Einzelmeldungen der Polizeidienststellen, städtischer und sonstiger Behörden 
zusammen, so ergibt sich, daß zwischen 1019 und 1175 Menschen, darunter mindestens 127- 
139 Ausländer, in Regensburg bei Luftangriffen ums Leben kamen, wobei vermutlich die je- 
weils letztgenannten Werte näher an der Wahrheit liegen. 


Gegenüber den unsicheren Angaben zu den Personenschäden sind die Informationen über 
Zerstörungen an Gebäuden zuverlässiger. Vom 27.April 1945, dem Tag des amerikanischen 
Einmarsches, datiert ein Bericht der Tiefbauabteilung über die vordringlichsten Arbeiten*”. 
Aufgeführt sind darin die Räumung der Straßen von Glasscherben und Schutt, die Beseiti- 
gung der Panzersperren und die Auffüllung der Bombentrichter, daneben die sofortige In- 


#70 Eine Wache zuvor stellte H. im Privatgespräch fest, Sch. sei "solange nicht selbständig zu handeln in der Lage”, 


als der für Rgbg. zuständige "Kampfkommandant Generalmajor Amann und Kreisleiter Weigert noch hier seien” 
(Eidesstattl. Erklärung, NIH 8). 


Lehner in Festschrift Reinhausen $.13. 


#72 DS 539-542 bzw. für 1945 DS 129. Anhand der Mb (DS 530) bis März 1945 insgesamt 846 Luftkriegsopfer (480 
ortsansässige, 268 ortsfremde Deutsche und 93 Ausländer). 


“3 ZRa 12137 a. 
#74 Akt Statist. Abteilung, s.Anm.35. 
#75 Ebd. Gleiche Zahl in TA 15.-16.11.1952 unter Berufung auf das Einwohnermeldeamt. 


#76 DS 745. Der berichtende Beamte erwog allen Ernstes, ob man nicht ausländ. Arbeitskräfte bewegen könne, sich 
"freiwillig und gegen Bezahlung des tariflichen Höchstlohnes" an den Aufräumungen zu beteiligen. 
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standsetzung der Kanäle. Insgesamt mußten nach Kriegsende rund 100000 Kubikmeter 
Trümmerschutt beseitigt werden. 


Vor dem Krieg hatte es in Regensburg rund 25800, Mitte 1943 26700, bei Kriegsende 27800 
Wohneinheiten gegeben. Davon wurden 1400 völlig zerstört, 940 schwer beschädigte waren 
Ende 1946 noch unbewohnbar“”’. Der amtlich errechnete Wohnraumverlust schwankte zwi- 
schen 7,1 und 7,5 %, der Gesamtverlust an Gebäuden einschließlich gewerblichen und Ver- 
kehrsanlagen betrug rund 18 %*”°. Daß allerdings nur 150 Gebäude total zerstört worden sein 
sollen'””, erscheint angesichts der hier neu ausgewerteten Quellen unglaubhaft; die Berichte 
ergaben insgesamt eine Zahl von 316-444 Totalschäden. Möglich sind immerhin Doppelzäh- 
lungen oder auch unterschiedliche Bewertungskriterien zwischen den berichtenden Behörden 
und der Nachkriegsstatistik. 


Auch städtische Gebäude und Häuser der Stadtbau GmbH wiesen eine Reihe von Schäden 
auf, so vor allem die Volkswohnungsblocks im Kasernenviertel; allein deren Instandsetzung 
wurde auf 130000 RM veranschlagt“. Und nicht zuletzt waren verschiedene Baudenkmäler 
wie die völlig zerstörte Obermünsterkirche und das später abgerissene Empire-Schlößchen 
Theresienruhe, die Alte Kapelle, die Minoritenkirche, St.Leonhard, das Dominikanerinnen- 
Kloster Hl.Kreuz, der Kreuzgang. von Niedermünster und auch eine Reihe wertvoller Patri- 
zierhäuser teils schwer verwüstet”. 


Zu den Verlusten an Wohnraum in der schon vor dem Krieg, und erst recht nach Kriegsende, 
übervölkerten Stadt kam die Vernichtung Tausender von Arbeitsplätzen in der Industrie und 
im Hafenbereich. Daß die deutschen Truppen vor ihrem Abzug sämtliche Brücken gesprengt 
und damit das innerstädtische Verkehrsnetz unterbrochen hatten, bedeutete eine weitere 
schwere Hypothek für den Wiederaufbau nach dem Krieg. 


#77 Undat. Liste (ZRa 12950), Gebäude- und Wohnungszählung 10.12.1945 (ZRa 13880) und Statistik Wohnungs- 
amt 20.11.1946 (Wohnungsamt 73). Hier weitere Berichte aus der Nachkriegszeit mit teils deutlich abweichen- 
den Angaben. 

478 Bericht Statist. Abteilung 6.8.1963, Akt "Statistik allgemein" (s.Anm.35), vgl. auch Distler S.52. Zu Schäden an 
landwirtsch, Gebäuden: Bericht Bauamt 3.7.1945, ZRa 12950. 

a Ebd., vgl. auch Statist. Abteilung an Stadtarchiv auf Anfrage einer Lexikon-Redaktion 27.12.1954, Akt "Statistik 
Allgemein” (s.Anm.35). Die gleichen Zahlen übernommen im Bayerischen Städtebuch S.578, Abweichungen bei 
Klitta S.28. 

#0 Voranschlag in DS 955. Weitere Berichte Stadtbau GmbH in DS 749 und ZR 17064, Übersicht über Schäden an 

städt. Gebäuden und Einrichtungen im Bericht Bauamt 24.7.1946, ZR 113235. 

Vgl. zu Schäden an Kunstdenkmälern die von Boll und Diepolder erstellten Listen, DS 743. Details auch in NIB, 

Akt "Konzertchronik (Minoritenkirche)". Vgl. H. an Landesamt für Denkmalpflege 8.8.1945, DS 746, wohl auf 

der Grundlage eines Berichts von Boll 21.7.1945 (NIB, Akt ohne Titel). 
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ZUSAMMENFASSUNG 


Versucht man, Regensburgs Entwicklung im Dritten Reich in Phasen zu unterteilen, so erge- 
ben sich fünf aufeinander folgende, recht deutlich voneinander geschiedene Abschnitte: 
Zunächst die Jahre der Konsolidierung, dann des allmählichen, bald außergewöhnlich starken 
Wirtschaftsaufschwungs bis 1939; die Zäsur dazwischen bildete die in ihrer Bedeutung kaum 
zu überschätzende Ansiedlung des Flugzeugwerks. Die dritte Phase umfaßte die ersten 
Kriegsjahre, geprägt von Euphorie und optimistischer Zukunftsplanung für die soeben zur 
Großstadt herangewachsene Kommune. Es folgten Jahre der Stagnation und spätestens seit 
dem Frühjahr 1944 der immer schnellere Niedergang bis zum Zusammenbruch. Für die vor- 
liegende Untersuchung war dabei zu berücksichtigen, daß Kommunalpolitik - innerhalb des 
rechtlichen und politischen Rahmens, der von Staat und Partei vorgegeben war - nicht nur die 
Maßnahmen der Stadtverwaltung selbst umfaßte; selbstverständlich unterlagen bei weitem 
nicht alle wichtigen Entwicklungen der zentralen Lenkung durch den Oberbürgermeister. 
Vielmehr mußte die Stadt auch als soziales Gefüge, als Siedlungs- und Wirtschaftskörper 
verstanden werden, und so waren Einflüsse Dritter auf die Kommunalpolitik, insbesondere 
solche der NS-Dienststellen und der Kreis- bzw. Bezirksregierung, aber auch der Wehrmacht, 
der Reichsbahn oder wichtiger Industriebetriebe, ausführlich darzustellen. 


Bis zum 20. März 1933, als der amtierende BVP-Oberbürgermeister Dr. Otto Hipp unter 
putschähnlichen Umständen aus dem Amt gedrängt wurde und mit dem SS-Funktionär Dr. 
Otto Schottenheim ein Nationalsozialist die Leitung der Stadt Regensburg übernahm, galt 
diese als eine der wichtigsten Hochburgen des politischen Katholizismus in Bayern. Noch bei 
der Reichstagswahl vom 5. März 1933 - fünf Wochen nach Hitlers Amtsantritt in Berlin - 
hatten 60 % der Regensburger Wähler ihre Stimme demokratischen Parteien gegeben. Die 
Einwohnerschaft zeigte also eine vergleichsweise geringe Neigung zur politischen Radikali- 
sierung, obwohl die vom Handels- und Dienstleistungssektor geprägte, strukturschwache und 
verarmte Provinzstadt Regensburg kaum noch in der Lage war, die Folgelasten der Massen- 
arbeitslosigkeit zu tragen. 


Anfang 1933 schien jede Zukunftsperspektive zu fehlen; mit der traditionsreichen Bleistiftfa- 
brik stand einer der letzten größeren Betriebe in der Stadt vor dem Zusammenbruch. Dennoch 
begann nun auch in Regensburg im Sommer 1933, nach dem Abschluß der Gleichschaltungs- 
phase, die wie überall von Terror und Anpassung geprägt war, der langsame ökonomische 
Konsolidierungsprozeß, gekennzeichnet durch den allmählichen Rückgang der Arbeitslosig- 
keit und die Sanierung der städtischen Finanzen. Maßgebend hierfür waren in erster Linie 
externe Impulse: Erste Großbauten der Wehrmacht und die aus den Arbeitsbeschaffungspro- 
grammen der Reichs- und Landesregierung geförderten Baumaßnahmen. Städtische Ei- 
geninitiativen konnten dagegen angesichts der desolaten Finanzlage nur in geringem Maß zur 
Konsolidierung beitragen. Selbst das später als Hauptleistung des Oberbürgermeisters gefei- 
erte und nach ihm benannte Siedlungsprojekt im Nordosten der Stadt, die "Schottenheim- 
Siedlung" (heute "Konradsiedlung") entwickelte sich nur sehr langsam. Jahrelang verhinderte 
die Leidenschaft des Stadtoberhaupts für den Siedlungsbau sogar einen wirksamen Kampf 
gegen die Wohnungsnot. 


Anders als in anderen Städten kam es bei der Regensburger Stadtverwaltung zunächst nicht in 
größerem Ausmaß zur Auswechslung von Personal, da die örtliche NSDAP nicht über genü- 
gend kompetente Mitglieder verfügte, um den Beamtenapparat damit zu durchsetzen, und da 
die hohen Kosten massenhafter Zwangspensionierungen auch nicht finanzierbar gewesen wä- 
ren. Daher begnügten sich Schottenheim und der mit ihm befreundete Kreisleiter der 
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NSDAP, Wolfgang Weigert, mit Einschüchterungsmaßnahmen, die völlig ausreichten, um 
ein loyales Verhalten der städtischen Beamtenschaft zu gewährleisten. Erst nach und nach 
übernahmen NS-Funktionäre Spitzenpositionen in der Stadtverwaltung, darunter Weigert 
selbst 1934 das Amt des Stadtschulrats, während die letzten leitenden Beamten, die der 
NSDAP noch nicht angehörten, dieser im Frühjahr 1935 beitraten. Unter ihnen befand sich 
mit Bürgermeister Hans Herrmann auch Schottenheims Stellvertreter, der sich zwar 1933 
noch als Reichstagsabgeordneter der BVP exponiert hatte (und als solcher auch für einige 
Tage in Polizeihaft geraten war), sich durch seinen Fleiß und sein Fachwissen in Grund- 
stücks-, Verkehrs- und Industrialisierungsfragen allerdings auch für die nationalsozialistische 
Stadtführung unentbehrlich zu machen wußte. 


Daß Schottenheim dem städtischen Wohnungs- bzw. Siedlungsbau in der beschriebenen 
Weise seinen persönlichen Stempel aufdrücken konnte, widerlegt die mehrfach erwähnte, in 
ihrer Radikalität für Regensburg unzutreffende These von der völligen Aushöhlung der 
kommunalen Selbstverwaltung im Dritten Reich. Ganz offensichtlich ließen die Macht- 
kämpfe zwischen staatlichen und Parteistellen dem geschickten Kommunalpolitiker durchaus 
Lücken und Nischen für eigene Initiativen, sofern er es verstand, sich mit den örtlichen Par- 
teigrößen und der Aufsichtsbehörde zu arrangieren. In Regensburg behielt jedenfalls die ent- 
scheidende Rolle für die Kommunalpolitik die Stadtverwaltung selbst, das ganze Dritte Reich 
über geführt von Oberbürgermeister Schottenheim. Als SS-Oberführer und stellvertretender 
Gauamtsleiter selbst hochrangiger Parteifunktionär, verfügte er nicht nur über die erwähnten 
freundschaftlichen Beziehungen zu Kreisleiter Weigert, sondern auch über enge Kontakte 
zum langjährigen Leiter der Aufsichtsbehörde, dem Regierungspräsidenten Wilhelm Frei- 
herrn von Holzschuher. Eine weitere wichtige Voraussetzung für Schottenheims starke und 
unabhängige Position lag im Machtzuwachs begründet, den die Deutsche Gemeindeordnung 
von 1935 den Bürgermeistern zuschrieb. Schließlich kam dem Umstand besondere Bedeu- 
tung zu, daß Regensburg zwar die weitaus größte Stadt des Gaues "Bayerische Ostmark", 
nicht aber dessen Hauptstadt war, und die in Bayreuth residierenden Gauleiter somit schon 
wegen der räumlichen Entfernung den Informationsvorsprung der örtlichen Verwaltung nicht 
ausgleichen konnten, sich vielmehr häufig vor vollendete Tatsachen gestellt sahen. 


Die Entmachtung des Stadtrats sollte nicht überbewertet werden. Als Institution hatte er zwar 
keine Kontrollbefugnisse mehr, doch handelte es sich bei seinen Mitgliedern um mehr oder 
minder einflußreiche Parteifunktionäre, die andere Möglichkeiten hatten, ihren Wünschen 
Geltung zu verschaffen als in den Plenarsitzungen des Stadtrats. Alle Entscheidungen seit der 
Einführung der DGO fielen offiziell nach dem Führer-Prinzip, lagen also ausschließlich in 
der Kompetenz des Oberbürgermeisters, doch konnte dieser selbstverständlich nicht ständig 
einsame Beschlüsse fassen. Wichtige Fragen wurden ja nicht zufällig entschieden, sondern 
nach der Vorarbeit der Verwaltung und der internen Abstimmung mit der Partei. In der Praxis 
brachten also DGO und Führerprinzip nicht so einschneidende Veränderungen mit sich, wie 
sich bei oberflächlicher Betrachtung vermuten ließe: Weiterhin mußte in jedem Einzelfall ein 
Kompromiß zwischen sachlich gerechtfertigtem und politisch gewünschtem Verwaltungs- 
handeln gefunden werden. Kein Bürgermeister hätte - trotz Führer-Grundsatz - laufend Ent- 
scheidungen gegen die Parteivertreter im Gemeinderat treffen können, während er anderer- 
seits bei einer Häufung sachlich unsinniger, wenn auch ideologisch motivierter Maßnahmen 
sehr schnell von der Staatsaufsicht gebremst worden wäre. 


Insgesamt gelang es dem selbstbewußten Stadtoberhaupt, dem andernorts häufig anzutreffen- 
den Machtkampf mit dem Gauleiter weitgehend aus dem Weg zu gehen und auch allzu 
ausufernde Ansprüche der Parteidienststellen abzuwehren. Zugleich kam er als überzeugter 
Nationalsozialist dem - in Regensburg wie überall anzutreffenden - Anwachsen des Parteiein- 
flusses auf die Verwaltung von sich aus gerne entgegen, etwa der Ausbreitung von HJ und 
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NSV im Bereich der Jugend- und Sozialarbeit oder im Bereich der Aufgaben, die der Vierjah- 
resplan den Kommunen zuwies. 


Während vom nationalsozialistischen Oberbürgermeister also ohnehin kein Widerstand gegen 
den Einfluß der Partei auf die Verwaltung zu erwarten war, bleibt festzuhalten, daß sich auch 
die überwiegend konservative Beamtenschaft widerspruchslos fügte - oder sogar von sich aus 
zur Verschärfung des Terrors beitrug, wie beispielhaft am Verhalten des Sozialdezernenten 
Zwick und des Jugendamtsleiters Graßmann gezeigt wurde. Da wurden - im Rahmen der 
Dienstpflicht, ob bedenkenlos oder mit schlechtem Gewissen - die Verordnung über den Ein- 
satz des jüdischen Vermögens vollzogen und die Vorbereitungen für den Krieg schon Jahre 
vor seinem Beginn getroffen. Da wurden aber auch - über die Pflicht hinaus - Hausbesitzer 
denunziert, die ungenügend beflaggt hatten, Alkoholiker ins Konzentrationslager eingewie- 
sen, um den städtischen Sozialetat zu entlasten, oder ein Mann der Gestapo gemeldet, der 
seine schizophrene Frau nicht widerstandslos sterilisieren lassen wollte. Andererseits sorgten 
sich dieselben Entscheidungsträger aber auch um "Arbeit und Brot" für die Masse verzwei- 
felter Arbeitsloser und verhalfen Hunderten von Familien gerade einkommensschwacher 
Schichten zu eigenem Hausbesitz. 


Hinweise, daß innerhalb der Stadtverwaltung in irgendeiner, sei es auch nur in hinhaltender 
Form, Widerstand geleistet worden wäre, finden sich selten; der couragierte Einsatz des 
Schlachthofdirektors Dr. Jakob Kolb zugunsten der jüdischen Viehhändler blieb die Aus- 
nahme. Die Unterdrückung der politischen Linken in der Phase der Gleichschaltung und die 
Entmachtung der SA nach dem sogenannten Röhm-Putsch nahm man in der Beamtenschaft 
überwiegend mit einer gewissen Erleichterung oder auch mit Schadenfreude zur Kenntnis, 
doch auch die NS-Judenpolitik und die - von Schottenheim und anderen Spitzenbeamten aus- 
drücklich begrüßte - inhumane Behandlung Behinderter und anderer Randgruppen riefen 
keine erkennbare kritische Regung hervor. Der beginnende Schul- und Kirchenkampf mußte 
allerdings jedem klar machen, wie der NS-Staat nun auch mit dem politischen Katholizismus 
umzugehen gedachte. Doch selbst jetzt verzeichnen die persönlichen Notizen des Oberbür- 
germeisters keinerlei Oppositionshaltung; Anbiederungsversuche, wie sie der Leiter der 
"Domspatzen" oder auch der Vorsitzende der "Katholischen Aktion” unternahmen, waren 
symptomatisch für das Verhalten breiter Bevölkerungskreise und auch für das der überwie- 
gend konservativen Beamtenschaft - schließlich boten die Erfolge der Reichsregierung, etwa 
der Abbau der Arbeitslosigkeit und die Auferstehung außenpolitischer "Größe", selbst 
demjenigen Gelegenheit zur Identifikation, der andere Teile der NS-Herrschaft, etwa den 
Kirchenkampf und den Antisemitismus, ablehnte oder zumindest überflüssig fand. Vor die 
Alternative gestellt, ständigen Repressalien bis hin zur Polizeihaft ausgesetzt zu sein, wie sie 
einer Reihe städtischer Beamter im Sommer 1933 widerfahren war, oder wenigstens in klei- 
nem Umfang noch "Politik für den Bürger" machen zu können, dadurch aber die Verwaltung 
im terroristischen Staat einschließlich der Kriegsvorbereitung erst zu ermöglichen, mag vieles 
mitgespielt haben: Opportunismus, alte Aversionen gegen die unterdrückten Gruppen, Angst, 
aber auch die Hoffnung, manches verhüten zu können - ein komplexes Bündel von Motiven, 
das sich der einfachen Schuldzuschreibung ebenso entzieht wie der simplifizierenden Apolo- 
gie, jeder habe "mitmachen" müssen. - 


Regensburgs Entwicklung in den späten dreißiger Jahren war geprägt von einem ungewöhn- 
lich starken Wirtschaftswachstum und dem daraus folgenden Aufschwung auf allen Gebieten. 
Schon 1935 war in einigen Branchen erstmals wieder Facharbeitermangel spürbar geworden, 
und mit der Ansiedlung des Flugzeug- und des Holzverzuckerungswerks wurde die Stadt 
Standort modernster industrieller Technologie. Das Gespenst der Arbeitslosigkeit war ver- 
drängt, der Hafenumschlag erreichte 1937 eine sensationelle Rekordmarke, die sogar das alte 
Projekt eines neuen Osthafens wieder ins Blickfeld geraten ließ. In diesem Jahr kam es auch 
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zur glanzvollsten Veranstaltung, die das nationalsozialistische Regensburg erlebt hat: den 
"Führer-Besuch" im Juni 1937, verbunden mit dem Gauparteitag der NSDAP. 1938 wuchs 
das Stadtgebiet durch die Eingemeindung dreier Vororte von 46 auf 52 km?. Über Raum für 
den Wohnungs- und Siedlungsbau hätte man nun verfügt, doch behinderten zu dieser Zeit be- 
reits der Mangel an Arbeitskräften, Materialknappheit, Kreditsperren und Transportprobleme 
die vielen Großprojekte, die durch den Konjunkturaufschwung ermöglicht worden waren - 
bzw. wären; erinnert sei an die Bauvorhaben im Bereich des Minoritenwegs, an das geplante 
Ostmarkhaus der NSDAP im Stadtpark, an die Planungen der Reichsbahn, der Rhein-Main- 
Donau AG oder an die Pläne für ein neues Verwaltungszentrum im Nordosten der Stadt. 


Insgesamt gewann die Stadtverwaltung in der zweiten Hälfte der dreißiger Jahre durch die 
stark gestiegenen Steuereinnahmen zusätzlichen Handlungsspielraum, wie sich etwa am Rat- 
haus-Neubau oder auch an ihrem erheblichen Beitrag zum Bau der Adolf-Hitler-Brücke er- 
wies, Erst im Herbst 1938, im Zusammenhang mit der Sudetenkrise, wurden die zentralisti- 
schen Tendenzen des NS-Staats wieder deutlicher spürbar. Dabei schien die außenpolitische 
Lage nach dem Anschluß Österreichs, des Sudetenlands und der Besetzung der Tschechei 
gewaltige Entwicklungsmöglichkeiten für Regensburg zu eröffnen: Osthafen, Autobahnan- 
schluß und Rhein-Main-Donau-Kanal hätten, wären sie wie geplant verwirklicht worden, die 
Stadt für weitere Industrieansiedlungen attraktiv gemacht. Anfragen ansiedlungswilliger Be- 
triebe lagen vor; es schien sich die Chance zu bieten, von Regensburg aus riesige neue 
Märkte in Ost- und Südosteuropa zu erschließen. Die Stadtverwaltung versuchte darauf zu 
reagieren, indem sie weitere Eingemeindungen anstrebte, um das dringend benötigte Gelände 
für Betriebsansiedlungen, vor allem aber auch für den Wohnungsbau zu gewinnen, denn das 
entscheidende Hindernis für eine organische Entwicklung der Stadt bildete nach wie vor die 
Wohnungsnot. Doch trotz des Baubooms der späten dreißiger Jahre, der Entstehung der bei- 
den Großsiedlungen "Schottenheim” und "Göringheim" sowie Hunderter von Mietshäusern 
gelang es bis zur fast völligen Einstellung des Wohnungsbaus nach Kriegsbeginn nicht, den 
Mangel an Wohnraum zu beheben. Und auch das neuerliche Eingemeindungsprojekt war nun 
zum Scheitern verurteilt. 


Der Luftkrieg ließ Regensburg vier Jahre lang weitgehend unberührt. Dennoch unterlagen 
selbstverständlich das Leben der Bevölkerung wie auch der Verwaltungsalltag nach Kriegs- 
beginn in vielerlei Hinsicht veränderten Bedingungen; erinnert sei an die Bewirtschaftung 
von Lebensmitteln und Gebrauchsgegenständen, an die allabendliche Verdunkelung, an Per- 
sonal- und Materialmangel oder auch das Verbot, Neubauprojekte in Angriff zu nehmen. 


Nach wie vor stieg die Bevölkerungszahl Regensburgs durch alljährliche Geburtenüber- 
schüsse, vorwiegend aber durch Wanderungsgewinne, bis 1941/42 der Status einer Großstadt 
erreicht war. In diesen frühen, von Optimismus geprägten Kriegsjahren blieb der Stadtspitze 
genügend Handlungsspielraum erhalten, um große neue Projekte zu planen und sich damit 
auf die vermeintlich bevorstehenden gewaltigen Aufgaben nach dem "Endsieg" vorzuberei- 
ten. Es entstanden umfassende Konzepte für den künftigen Wohnungs- und Siedlungsbau, für 
die Verkehrsführung im Stadtgebiet und die Abwasserentsorgung, aber auch für zahlreiche 
neue Großbauten und die Ansiedlung weiterer Industriebetriebe - letztere vorwiegend im Be- 
reich des neuen Osthafens, mit dessen Verwirklichung man noch 1941/42 rechnen zu können 
glaubte. Erst nach dem deutschen Überfall auf die Sowjetunion im Sommer 1941 wurde auch 
dem Regensburger Stadtoberhaupt schmerzlich bewußt, daß der Krieg erheblich länger dau- 
ern werde als erwartet. Die zunächst voller Euphorie betriebene Planungsarbeit der frühen 
Kriegsjahre trat von nun an immer mehr gegenüber der Verwaltung des Mangels im Alltags- 
leben der Bevölkerung zurück. Außerdem gewannen nach den ersten Luftangriffen völlig 
neuartige Aufgaben Gewicht: Die Behebung der Bombenschäden, die Abwicklung der Ent- 
schädigungsverfahren, die in größter Eile vorangetriebenen Luftschutzbauten, die Beschaf- 
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fung von Quartieren für Flüchtlinge und Einsatzgruppen aller Art, für Kriegsgefangene und 
Zwangsarbeiter, die "Deckung des kriegswichtigen Raumbedarfs” durch Stillegung örtlicher 
Betriebe - all dies stellte hohe Anforderungen an das Verhandlungs- und Improvisationsge- 
schick der Stadtspitze, wobei sich wiederum Bürgermeister Herrmann auszeichnete; ihm und 
seinen Mitarbeitern gelang es bis März 1945, die städtische Infrastruktur in Gang zu halten. 


Im August 1943 war Regensburg erstmals Ziel eines Bombenangriffs geworden. Zwar galt er 
ausschließlich dem Flugzeugwerk, doch führte er den Bewohnern der Stadt eindringlich vor 
Augen, daß diese durchaus nicht mehr außerhalb der Reichweite der alliierten Luftwaffen lag 
und gerade als Standort wichtiger Rüstungsbetriebe äußerst gefährdet war. Tatsächlich er- 
folgten im Februar und Juli 1944 weitere Luftangriffe auf die Messerschmitt-Werke in und 
bei Regensburg, und ab Herbst 1944 gerieten auch andere Ziele im Stadtgebiet - vorwiegend 
Bahn- und Hafenanlagen, insbesondere die Mineralölbetriebe am Ölhafen - ins Blickfeld der 
Alliierten. Zwar blieb die Stadt von einem großflächigen Vernichtungsangriff verschont, 
doch forderten die Bombardierungen bis Kriegsende rund 1100 Todesopfer auch unter der 
Regensburger Zivilbevölkerung und führten in der ohnehin von katastrophaler Wohnungsnot 
geplagten Stadt zu schweren Verwüstungen. 


So bietet die Zusammenschau ein zwiespältiges Bild. Mit ihren Bauten, gerade aber auch mit 
den nicht mehr ausgeführten Zukunftsplanungen hat die nationalsozialistische Stadtverwal- 
tung die Stadtentwicklung entscheidend - und bis heute wirksam - geprägt. Doch wird man 
das überwiegend positive Urteil über Schottenheim und Herrmann, das in Regensburg ver- 
breitet war und ist, relativieren müssen, wie die einschlägigen Kapitel der vorliegenden Ar- 
beit gezeigt haben. Unbestreitbaren Leistungen aus den dreißiger und frühen vierziger Jahren 
stehen zum einen die Verbrechen gegenüber, die gleichzeitig auch in Regensburg im Namen 
des Nationalsozialismus begangen wurden; und zumindest Schottenheim hat als überzeugter 
Parteigenosse und SS-Funktionär nicht nur die herrschende Ideologie repräsentiert, sondern 
beispielsweise die Zwangssterilisierungen ausdrücklich befürwortet. Zum zweiten ist die er- 
schreckende Bilanz zu bedenken, die sich bei Kriegsende, nach dem Zusammenbruch des 
"Tausendjährigen Reichs", auch für Regensburg bot: Tausende von Bürgern waren an allen 
Fronten, aber auch in der Stadt selbst, ums Leben gekommen; Bombentrichter und Trümmer- 
schutt prägten das Straßenbild, Brücken, Kanäle und Straßenbahngleise waren weitgehend 
unbenutzbar, Hunderte von Wohnhäusern zerstört, die Strom-, Gas- und Wasserversorgung in 
der typhusverseuchten, ohnehin hoffnungslos übervölkerten Stadt funktionierte nicht mehr - 
und schließlich mußte man die Willkür der Besatzungsmacht, vielleicht auch die Vergeltung 
für die von Deutschen begangenen Verbrechen befürchten. Dem totalen Krieg schien der to- 
tale Zusammenbruch gefolgt zu sein. 
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6. Weitere Archive 


Nationalarchiv Washington: Unterlagen zum Regensburger Flugzeugwerk 
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"OMGUS-Report": RG 260 - 145/1-10 

Document Center (Berlin): Verschiedene Personalakten 

Staatsarchiv Bamberg (Akten der Gauleitung) 


Staatsarchiv Nürnberg: KV-Anklage, Interrogations Nr.A 31 
(Kriegsverbrecher-Prozesse) 


Stadtarchiv Weimar: "Stadtverwaltung 1919-1945 1-11-66" (Personalakt Dr.Sachs) 
Archiv des Bezirkskrankenhauses Regensburg: Nr. 107, Nr. 309 
Betriebsarchive OBAG, Funk, Zuckerfabrik, MBB (Ottobrunn) 
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